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Einleitung 

Kurzfassung

Einleitung

Die Appelle der Wissenschaft, die natürlichen Lebens-
grundlagen besser zu schützen und zu bewahren, dro-
hen zu einem bedrückenden Ritual zu werden. Es man-
gelt nicht mehr an Erkenntnissen über die dramatischen 
Folgen aktueller und drohender Umweltveränderungen. 
Auch die Technologien für eine Wende hin zu zukunfts-
fähigem Wirtschaften, nachhaltiger Mobilität oder um-
weltverträglicher Energieerzeugung sind vorhanden. Da 
sich Politik, Wirtschaft und Gesellschaft den ökologi-
schen Herausforderungen aber viel zu zögerlich stellen, 
wächst die Kluft zwischen dem Erreichten und dem Not-
wendigen. Nationale und internationale Studien zeigen, 
dass Innovationen und Effizienzsteigerungen zwar wich-
tig sind, aber nicht mehr ausreichen. Auch unsere Wirt-
schafts- und Lebensweisen müssen sich verändern, um 
ökologische Grenzen einzuhalten.

Mit dem vorliegenden Umweltgutachten greift der SRU 
umweltpolitische Themenfelder auf, in denen zum einen 
großer Handlungsbedarf besteht und die zum anderen 
vielversprechende Möglichkeiten zum Umsteuern bie-
ten: Klimapolitik, Kreislaufwirtschaft, Gewässerschutz, 
Lärmschutz,  städtische Mobilität und nachhaltige Quar-
tiersentwicklung. Vor dem Hintergrund der deutschen 
EU-Ratspräsidentschaft analysiert das Gutachten zudem 
anstehende Weichenstellungen in Europa.  

Kurzfassung
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Kurzfassung

Pariser Klimaziele erreichen  
mit dem CO2-Budget

Die deutsche Klimapolitik steht vor großen Herausfor-
derungen. Trotz der erzielten Fortschritte ist sie in drei-
erlei Hinsicht derzeit noch unzureichend: Erstens fehlt 
es an Transparenz darüber, welches Gesamtbudget an 
Treibhausgasen der deutschen Klimapolitik zugrunde 
liegt. Zweitens besteht ein Ambitionsdefizit, das heißt 
die nationalen Ziele stellen noch keinen ausreichenden 
Beitrag zum globalen Klimaschutz dar. Drittens gibt es 
ein Umsetzungsdefizit, da die Klimaziele wiederholt 
nicht erreicht wurden.

Das Pariser Klimaabkommen sieht völkerrechtlich ver-
bindlich vor, dass die Erderwärmung im Vergleich zum 
vorindustriellen Niveau auf deutlich unter 2 °C limitiert 
wird und Anstrengungen unternommen werden, diese 
auf 1,5 °C zu begrenzen. Nur wenn das gelingt, können 
elementar gefährdende Auswirkungen für Mensch und 
Umwelt, für Ökosysteme, Infrastrukturen und die Wirt-
schaft eingedämmt oder im besten Fall verhindert wer-
den. Alle Vertragsstaaten des Abkommens haben sich 
verpflichtet, ihre nationalen Treibhausgasemissionen im 
Einklang mit diesem Ziel kontinuierlich abzusenken und 
spätestens in der zweiten Hälfte dieses Jahrhunderts kli-
maneutral zu werden. Mit seiner Ratifizierung hat sich 
auch Deutschland völkerrechtlich bindend zu einem dem-
entsprechend wirksamen Klimaschutz verpflichtet. 

Um das Klimaabkommen von Paris zu erfüllen, müssen 
die deutschen Klimaschutzziele insbesondere auch im 
Einklang mit dem globalen Budget für das wichtigste 
Treibhausgas CO2 sein. Das Konzept der CO2-Budgetie-
rung basiert auf klimaphysikalischen Zusammenhängen 
zwischen klimawirksamen Emissionen und Erderwär-
mung: Ein globales Budget beziffert die gesamten an-
thropogenen CO2-Emissionen, die ab einem gegebenen 
Zeitpunkt noch emittiert werden können, damit die da-
raus resultierende Erderwärmung einen bestimmten 
Wert nicht übersteigt. 

Folgendes globale CO2-Budget hat der Weltklimarat er-
rechnet: Damit der Temperaturanstieg (mit einer Wahr-
scheinlichkeit von 67  %) den Wert von 1,75 °C nicht 
übersteigt und damit deutlich unter 2 °C bleibt, dürfen 
weltweit ab dem Jahr 2018 nicht mehr als 800 Gigaton-
nen CO2 ausgestoßen werden. Dieser Wert stellt eine ab-
solute Obergrenze dar, da das tatsächlich verfügbare Bud-
get aufgrund von Unsicherheiten in der Berechnung 
kleiner sein könnte. Hinzu kommt, dass das ebenfalls 

sehr gut begründete 1,5°-Ziel nochmals einem deutlich 
geringeren globalen CO2-Budget entspricht. Dabei ist die 
jeweilige Größe des Budgets auch von einigen methodi-
schen Fragen abhängig, insbesondere der Wahl der Be-
zugsperiode, der Einbeziehung weiterer Faktoren im Erd-
system mit Einfluss auf die Temperaturentwicklung und 
von der gewählten Rechenmethode.

Es gibt verschiedene Möglichkeiten, das naturwissen-
schaftlich berechnete globale Budget auf einzelne Län-
der zu verteilen. Je nachdem, ob Faktoren wie die Wirt-
schaftskraft eines Landes, sein Bevölkerungsanteil oder 
seine historisch bereits angefallenen Emissionen berück-
sichtigt werden, ergeben sich unterschiedlich große na-
tionale Budgets. Das Klimaabkommen von Paris ist ein 
internationales Abkommen, das eine von allen Staaten 
akzeptierte Interpretation erfordert, um die globalen 
 Ziele zu erreichen. Aus internationaler Perspektive über-
zeugt eine Aufteilung rein nach Bevölkerungszahl. Dies 
bedeutet aber auch, dass das Pro-Kopf-Budget für Staa-
ten mit hohen historischen Emissionen eine Obergren-
ze darstellt, die möglichst unterschritten werden sollte. 
Länder mit hoher technologischer und wirtschaftlicher 
Leistungsfähigkeit wie Deutschland sollten sich zu dar-
über hinausgehenden Anstrengungen verpflichten. 

Legt man den deutschen Anteil an der Weltbevölkerung 
zugrunde und vernachlässigt die historischen Emissio-
nen, beträgt das ab 2020 verbleibende CO2-Budget für 
Deutschland maximal 6,7 Gigatonnen CO2. Es bezieht 
sich auf eine maximale Erderwärmung von 1,75 °C mit 
einer 67%igen Wahrscheinlichkeit der Zielerreichung. 
Das deutsche anteilige Budget mit einer 50%igen Wahr-
scheinlichkeit, die Erderwärmung auf 1,5 °C zu begren-
zen, beträgt 4,2 Gigatonnen CO2 ab 2020. 

Zwar führt das Bundes-Klimaschutzgesetz erstmals 
Treibhausgasbudgets bis 2030 für die meisten Sektoren 
ein. Dadurch wird ein höheres Maß an Transparenz und 
Ressortverantwortung geschaffen. Die dort geregelten 
Klimaziele sind jedoch nicht wissenschaftlich hergelei-
tet und basieren nicht auf einem entsprechenden Trans-
formationspfad bis 2050. Damit wird ein Abgleich der 
politischen Vereinbarungen mit den tatsächlich notwen-
digen Emissionsminderungen unmöglich. 

Der SRU empfiehlt der Bundesregierung vor diesem Hin-
tergrund, ein deutsches CO2-Budget zu benennen, das 
mit dem Pariser Klimaabkommen vereinbar ist. Ein sol-
ches Budget sollte weder die Treibhausgasbudgets des 
Bundes-Klimaschutzgesetzes noch die Emissionsreduk-
tionsziele für bestimmte Jahre ersetzen. Anhand eines 
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rechnet: Damit der Temperaturanstieg (mit einer Wahr-
scheinlichkeit von 67  %) den Wert von 1,75 °C nicht 
übersteigt und damit deutlich unter 2 °C bleibt, dürfen 
weltweit ab dem Jahr 2018 nicht mehr als 800 Gigaton-
nen CO2 ausgestoßen werden. Dieser Wert stellt eine ab-
solute Obergrenze dar, da das tatsächlich verfügbare Bud-
get aufgrund von Unsicherheiten in der Berechnung 
kleiner sein könnte. Hinzu kommt, dass das ebenfalls 

sehr gut begründete 1,5°-Ziel nochmals einem deutlich 
geringeren globalen CO2-Budget entspricht. Dabei ist die 
jeweilige Größe des Budgets auch von einigen methodi-
schen Fragen abhängig, insbesondere der Wahl der Be-
zugsperiode, der Einbeziehung weiterer Faktoren im Erd-
system mit Einfluss auf die Temperaturentwicklung und 
von der gewählten Rechenmethode.

Es gibt verschiedene Möglichkeiten, das naturwissen-
schaftlich berechnete globale Budget auf einzelne Län-
der zu verteilen. Je nachdem, ob Faktoren wie die Wirt-
schaftskraft eines Landes, sein Bevölkerungsanteil oder 
seine historisch bereits angefallenen Emissionen berück-
sichtigt werden, ergeben sich unterschiedlich große na-
tionale Budgets. Das Klimaabkommen von Paris ist ein 
internationales Abkommen, das eine von allen Staaten 
akzeptierte Interpretation erfordert, um die globalen 
 Ziele zu erreichen. Aus internationaler Perspektive über-
zeugt eine Aufteilung rein nach Bevölkerungszahl. Dies 
bedeutet aber auch, dass das Pro-Kopf-Budget für Staa-
ten mit hohen historischen Emissionen eine Obergren-
ze darstellt, die möglichst unterschritten werden sollte. 
Länder mit hoher technologischer und wirtschaftlicher 
Leistungsfähigkeit wie Deutschland sollten sich zu dar-
über hinausgehenden Anstrengungen verpflichten. 

Legt man den deutschen Anteil an der Weltbevölkerung 
zugrunde und vernachlässigt die historischen Emissio-
nen, beträgt das ab 2020 verbleibende CO2-Budget für 
Deutschland maximal 6,7 Gigatonnen CO2. Es bezieht 
sich auf eine maximale Erderwärmung von 1,75 °C mit 
einer 67%igen Wahrscheinlichkeit der Zielerreichung. 
Das deutsche anteilige Budget mit einer 50%igen Wahr-
scheinlichkeit, die Erderwärmung auf 1,5 °C zu begren-
zen, beträgt 4,2 Gigatonnen CO2 ab 2020. 

Zwar führt das Bundes-Klimaschutzgesetz erstmals 
Treibhausgasbudgets bis 2030 für die meisten Sektoren 
ein. Dadurch wird ein höheres Maß an Transparenz und 
Ressortverantwortung geschaffen. Die dort geregelten 
Klimaziele sind jedoch nicht wissenschaftlich hergelei-
tet und basieren nicht auf einem entsprechenden Trans-
formationspfad bis 2050. Damit wird ein Abgleich der 
politischen Vereinbarungen mit den tatsächlich notwen-
digen Emissionsminderungen unmöglich. 

Der SRU empfiehlt der Bundesregierung vor diesem Hin-
tergrund, ein deutsches CO2-Budget zu benennen, das 
mit dem Pariser Klimaabkommen vereinbar ist. Ein sol-
ches Budget sollte weder die Treibhausgasbudgets des 
Bundes-Klimaschutzgesetzes noch die Emissionsreduk-
tionsziele für bestimmte Jahre ersetzen. Anhand eines 
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deutschen CO2-Budgets könnte man jedoch bewerten, 
ob die gesetzten Ziele und geplanten Maßnahmen den 
zur Einhaltung der Pariser Klimaziele notwendigen Bei-
trag leisten. Die Einführung eines CO2-Budgets als 
Grundlage und Steuerungsgröße der nationalen Klima-
politik würde helfen, solche Zusammenhänge sichtbar 
zu machen, angemessene Ziele zu formulieren sowie Re-
duktionsfortschritte besser und transparenter bewerten 
zu können.

Ein solches deutsches Budget setzt einen engen Rahmen: 
Lägen auch künftig in Deutschland die CO2-Emissionen 
so hoch wie im Jahr 2019, wäre das maximale Budget be-
reits 2029 aufgebraucht. Bei linearer Reduktion müsste 
Deutschland ab dem Jahre 2038 CO2-neutral wirtschaf-
ten, also nicht erst im Jahre 2050.

Anhand dieses CO2-Budgets wird deutlich: Die bisheri-
gen deutschen Klima- und Sektorziele sind nicht ausrei-
chend, um den notwendigen angemessenen Beitrag für 
die Einhaltung der Pariser Klimaziele zu leisten. Die 
Emissionsmenge, die sich gemäß der aktuellen Klima-
schutzziele ergibt, ist nahezu doppelt so groß wie das 
vom SRU berechnete Budget. Die deutschen Klima-
schutzziele sollten im Einklang mit diesem CO2-Budget 
konkretisiert und entsprechend verschärft werden. 

Für die Einhaltung des CO2-Budgets empfiehlt der SRU 
die folgenden Eckpunkte:

 ɦ Der Ausbau erneuerbarer Energien sollte so zügig 
 erfolgen, dass ein Ausstieg aus allen fossilen Ener-
gieträgern in Übereinstimmung mit dem Budget 
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 erfolgen kann. Dies muss zusätzlich durch Maßnah-
men begleitet werden, die den Energieverbrauch ver-
ringern und die Energieeffizienz erhöhen. Holzbio-
masse sollte nur dann energetisch genutzt werden, 
wenn ihre Nutzung nachweislich eine positive Klima-
bilanz aufweist und die Produktion der Biomasse 
nachhaltig erfolgt. Beides ist oft nicht der Fall, da Holz 
ein flächenintensiver und ineffizienter Energieträger 
ist, der bei Verbrennung CO2 emittiert.

 ɦ Atomenergie ist weiterhin keine Alternative für den 
Klimaschutz. Sie ist unwirtschaftlich, birgt grundsätz-
liche Risiken für Umwelt und Gesundheit und die End-
lagerung der Abfälle ist ungeklärt. Deutschland soll-
te am beschlossenen Atomausstieg bis 2022 festhalten. 

 ɦ Verfahren zur direkten Abscheidung bzw. Entnahme 
von CO2 aus der Atmosphäre, die rechnerisch zu ei-
ner künstlichen Vergrößerung des Budgets führen und 
daher in wichtigen Szenarien zugrunde gelegt wer-
den, sind derzeit im großen Maßstab technologisch 
unsicher und belasten oftmals die Umwelt. Ihre po-
tenzielle Anwendung sollte daher auf die Kompensa-
tion von absolut unvermeidbaren Restemissionen be-
grenzt werden. Gleiches gilt für die Abscheidung von 
CO2 bei Industrieprozessen. Auf die CO2-Abschei-
dung in fossilen Kraftwerken sollte hingegen zuguns-
ten von erneuerbaren Energien gänzlich verzichtet 
werden.

Deutschland sollte seine Emissionen kurzfristig deutlich 
senken, um Zeit für aufwendigere Klimaschutzmaßnah-
men zu gewinnen und insgesamt das mit dem Pariser Ab-
kommen kompatible CO2-Budget einzuhalten. Rasche 
Reduktionen in den kommenden Jahren bedeuten mehr 
Spielraum im nachfolgenden Jahrzehnt. 

Ambitionierter Klimaschutz ist eine Chance für Deutsch-
land. Er öffnet Wege für eine wirtschaftliche, technolo-
gische und gesellschaftliche Erneuerung. Als ein führen-
des Industrieland mit einem hohen Bruttoinlandsprodukt, 
aber auch hohen Emissionen in Vergangenheit und Ge-
genwart, sollte Deutschland einen angemessenen Bei-
trag leisten. Die vorgeschlagene Budgetrechnung steckt 
die Obergrenze eines naturwissenschaftlich, völkerrecht-
lich und unter dem Blickwinkel der globalen Verteilungs-
gerechtigkeit vertretbaren nationalen Budgets ab. Es gibt 
zahlreiche Gründe, warum es für Deutschland angemes-
sen wäre, sich zu einem noch deutlich ambitionierteren 
CO2-Budget zu bekennen. Staaten mit geringerer Trans-
formationskapazität gewännen Spielraum. Deutschland 

könnte eine Vorreiterrolle zurückgewinnen und die 
 technologischen und ökonomischen Möglichkeiten des 
Übergangs demonstrieren. Wenn es nicht gelingt, einen 
ambitionierteren Klimaschutz umzusetzen, steigen nicht 
zuletzt auch die finanziellen Risiken für Steuerzahler und 
Bundeshaushalt: Verfehlt Deutschland seine europäi-
schen Klimaziele, muss das Land zwingend Emissions-
berechtigungen von anderen Mitgliedstaaten erwerben.

Für die Umsetzung des Bundes-Klimaschutzgesetzes ist 
aus Sicht des SRU eine wirksame Klimagovernance ent-
scheidend. Dazu braucht es wissenschaftliche Expertise, 
die im durch das Bundes-Klimaschutzgesetz etablierten 
Expertenrat für Klimaschutz gebündelt vorliegt. Dieser 
 Expertenrat sollte gestärkt und seine Kompetenzen auf-
gewertet werden. Bisher ist im Wesentlichen vorge sehen, 
dass der Rat die Emissionsdaten und die den Maßnahmen 
zugrunde gelegten Annahmen zur Treibhausgas reduktion 
prüft. Nach Auffassung des SRU sollte er  darüber hinaus 
emissionsmindernde Maßnahmen vorschlagen, eigen-
ständig Gutachten verfassen und De karboni sierungs-
szenarien entwickeln dürfen. In dieser Funktion könnte er 
dazu beitragen, dass die deutschen Klimaziele konsequent 
auf ihre Kompatibilität mit dem Pariser Klimaabkommen 
geprüft und überarbeitet  werden. 

Die Europäische Kommission hat mit dem European Green 
Deal vor kurzem vorgeschlagen, die Treibhausgasneutra-
lität der EU bis 2050 anzustreben und das Klimaziel für 
2030 zu überarbeiten. Sie erkennt damit an, dass die bis-
herigen europäischen Programme nicht ehrgeizig genug 
sind. 2020 wird für den europäischen Klimaschutz ein 
wichtiges Jahr, weil die EU ihre neue Strategie konkre-
tisieren und mit Leben füllen muss. Die Bundes regierung 
sollte sich auf europäischer Ebene für mehr Klimaschutz 
stark machen. Während der deutschen EU-Ratspräsident-
schaft im 2. Halbjahr 2020 hat sie die Chance, mit dem 
 Pariser Klimaabkommen nachvollziehbar kompatible Klima-
ziele und den Budgetgedanken auch auf europäischer 
 Ebene in der Langfriststrategie bis 2050 zu verankern.

Kreislaufwirtschaft: 
Von der Rhetorik zur Praxis

Deutschland verbraucht nach wie vor zu viele Rohstoffe 
und hält diese zu wenig im Wirtschaftskreislauf. Der „ma-
terielle Rucksack“, das heißt die Summe aller Rohstoff-
aufwendungen, die zur Herstellung der genutzten Pro-
dukte und Güter benötigt wird, wog im Jahr 2015 pro 
Kopf 22,6 Tonnen. Damit war er fast doppelt so hoch 
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wie der weltweite Durchschnitt von circa 12 Tonnen. Ein 
 hoher Materialverbrauch hat negative Umweltwirkun-
gen entlang des gesamten Lebenszyklus der daraus her-
gestellten Produkte und Güter zur Folge: Bereits die Roh-
stoffgewinnung führt zu sozialen, ökologischen und ge-
sundheitlichen Problemen, da in vielen Förderländern 
anspruchsvolle Umwelt- und Sozialstandards fehlen. Die 
Verarbeitung von Rohstoffen ist für bis zu 30 % der glo-
balen Treibhausgasemissionen verantwortlich. Auch die 
Nutzung der hergestellten Produkte verbraucht häufig 
Energie und kann außerdem zu unerwünschten Stoff-
einträgen in die Umwelt führen. Nach Gebrauch müssen 
Produkte als Abfall verwertet oder beseitigt werden. 
Dies erzeugt erneut Emissionen, erfordert Energie und 
Deponiefläche und unter Umständen weitere Rohstoffe.

Ein „Weiter so“ ist aus Sicht des SRU nicht vertretbar. 
Zukunftsfähig ist nur eine umfassende Kreislaufwirt-
schaft, die die Nutzung von Rohstoffen insgesamt ver-
ringert und Material so lange wie möglich im Wirtschafts-
kreislauf hält. Um das zu erreichen, müssen Politik und 
Gesellschaft den großen Potenzialen von Vermeidung 
und den stofflichen Kreisläufen deutlich mehr Aufmerk-
samkeit und Gewicht beimessen.

Kreislaufwirtschaft ist auf den ersten Blick für Deutsch-
land nichts Neues. Das Kreislaufwirtschaftsgesetz von 
2012 nimmt den Begriff als „Vermeidung und Verwertung 
von Abfällen“ auf. In der Praxis hat sich eine „kreislauf-
orientierte Abfallwirtschaft“ etabliert mit einem starken 
Fokus auf ein ökonomisch ausgerichtetes Recycling sowie 
eine sichere sonstige Verwertung und Beseitigung. Dabei 
wird insbesondere die letzte Lebensphase eines Produk-
tes berücksichtigt, nicht aber der gesamte Lebenszyklus 
von Produkten und die Verringerung der materiellen Stoff-
ströme. Das ist aber zu kurz gedacht, denn Abfallverwer-
tung und die nachfolgende Substitution von Primärroh-
stoffen durch Sekundärrohstoffe tragen nur wenig dazu 
bei, die Rohstoffnutzung insgesamt und die dadurch ver-
ursachten Umweltwirkungen zu  verringern.

Das zeigt sich beispielsweise am Stoffstrom Kunststoff: 
Der Einsatz von Kunststoffen steigt in Deutschland kon-
tinuierlich. Bei Verpackungen hat er sich zwischen 1991 
und 2017 fast verdoppelt. Im Jahr 2017 wurden 6,2 Mio. 
Tonnen Kunststoffe als Abfälle erfasst. Nur ein kleiner 
Prozentsatz dieser Menge gelangt tatsächlich als Sekun-
därrohstoff wieder zurück in die Fertigung hochwertiger 
Kunststoffprodukte.

 ɦAbbildung 2

Erweiterung der Abfallhierarchie zu einer Kreislaufwirtschaftshierarchie
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Bestehende Instrumente der Abfall- und Kreislaufwirt-
schaft in Deutschland waren aus Sicht des SRU bislang 
nicht in der Lage, eine echte Kreislaufwirtschaft zu eta-
blieren. Qualität und Quantität der Sekundärrohstoffe 
müssten deutlich gesteigert werden, um Primärrohstof-
fe in spürbarem Ausmaß substituieren zu können. Es feh-
len zudem klare Anreize zur Abfallvermeidung. Obwohl 
Abfallvermeidung in der europäischen Abfallhierarchie 
das Ziel mit der höchsten Priorität ist, findet sie in 
Deutschland nicht oder nur marginal statt. Zudem  wurde 
die Herstellerverantwortung bislang nicht so ver ankert, 
dass sie ausreichend zu einer Kreislaufwirtschaft bei-
trägt. 

Die EU geht in ihrem „Aktionsplan für die Kreislaufwirt-
schaft“ von 2015 deutlich weiter als die deutsche Gesetz-
gebung: Sie fordert eine „stärker kreislauforientierte 
Wirtschaft, bei der es darum geht, den Wert von Produk-
ten, Stoffen und Ressourcen so lange wie möglich zu er-
halten und möglichst wenig Abfall zu erzeugen“. Die EU 
bezieht in ihre Programme ausdrücklich die Produktions- 
und Konsumphase mit ein. Das ist aus Sicht des SRU der 
richtige Ansatz. Allerdings fehlt auch auf europäischer 
Ebene bisher eine konsequente Produktpolitik mit ent-
sprechenden Instrumenten, die Stoffströme steuern und 
die Produktgestaltung beeinflussen. Weder auf europä-
ischer noch auf nationaler Ebene ist das Ziel verankert, 
insgesamt weniger Rohstoffe zu nutzen.

Die gegenwärtige Abfallhierarchie muss daher aus 
Sicht des SRU um zwei Stufen erweitert werden: ers-
tens die generelle Verringerung der Stoffströme und 
zweitens eine kreislaufwirtschaftsfähige Gestaltung 
von  Pro dukten. Die gezielte Verringerung umwelt-
relevanter Stoffströme würde die Umweltwirkungen 
entlang der  gesamten Rohstoff- und Produktkette 
 mindern. Eine langlebige, reparaturfreundliche, recyc-
linggerechte und schadstofffreie Gestaltung ist Voraus-
setzung für die  Abfallvermeidung und ein hochwer-
tiges Recycling. 

Damit die Kreislaufwirtschaftspolitik zu einer vorsor-
genden Umweltpolitik wird, sind folgende strategische 
Handlungsansätze entscheidend:

 ɦ Der Input an Rohstoffen für Produkte, Infrastruktu-
ren und Dienstleistungen muss verringert werden. 
Der SRU empfiehlt, ein nationales Rohstoffinventar 
zu etablieren, auf dessen Basis priorisiert werden 
kann, welche Stoffströme aus Umweltsicht am 
 dringendsten reduziert werden sollen. Außerdem 
 sollte der Indikator Gesamtrohstoffproduktivität der 

 Nachhaltigkeitsstrategie um einen Konsumindikator 
(RMC) erweitert und nach Rohstoffarten differen-
ziert werden.

 ɦ Primärrohstoffe müssen einen „ehrlichen Preis“ er-
halten, der die externen Umweltkosten internalisiert. 
Die Bundesregierung sollte sich dafür einsetzen, 
dass in den rohstofffördernden Ländern Sozial- und 
Umweltstandards umgesetzt werden, die sich entspre-
chend im Preis widerspiegeln. Ein weiterer Schritt 
sind ökonomische Instrumente wie eine CO2-Beprei-
sung oder eine Rohstoffsteuer.

 ɦ Maßnahmen der Kreislaufwirtschaft sollten stärker 
ökologisch und nicht in erster Linie wirtschaftlich aus-
gerichtet sein. Diese Zielausrichtung sollte program-
matisch verankert und mit Instrumenten, die die öko-
logische Effektivität von Maßnahmen bewerten, 
flankiert werden.

 ɦ Die Abfallvermeidung muss gestärkt und die Nut-
zungsdauer von Produkten verlängert werden. Die 
Bundesregierung sollte sich auf EU-Ebene dafür 
 einsetzen, dass die Ökodesign-Richtlinie auf weitere 
Produktgruppen ausgeweitet und spezifiziert wird. 
Anforderungen an Langlebigkeit, Reparierbarkeit 
und  Recyclingfähigkeit sollten zügig erarbeitet und 
 verbindlich werden. 

 ɦ Die Herstellerverantwortung für die Entsorgung 
von  Elektroschrott, Batterien, Altfahrzeugen und 
 Ver packungen ist weiterzuentwickeln. Es muss klar 
geregelt werden, dass die Kosten einer Kreislaufwirt-
schaft durch die Produktverantwortlichen getragen 
und transparent im Produktpreis ausgewiesen wer-
den. Um den Binnenmarkt zu wahren und Kosten-
wahrheit zu erzielen, sollte sich Deutschland auch auf 
EU-Ebene mehr als bisher für die Verankerung der 
Herstellerverantwortung einsetzen. Auf nationaler 
Ebene sollte die Bundesregierung die Einführung ei-
ner Herstellerverantwortung für Möbel und Textilien 
prüfen, weil diese in großen Mengen produziert wer-
den, oft hohe Schadstoffgehalte aufweisen und zuneh-
mend kurz genutzt werden. Produkte sollten so weit 
wie möglich schadstofffrei sein, um eine Kreislauffüh-
rung der  Materialien zu vereinfachen und hochwerti-
ge, unbelastete Sekundärrohstoffe gewinnen zu kön-
nen. Im Rahmen der zukünftigen EU-Produkt- und 
Chemikalienpolitik sollten Positivlisten für Inhalts-
stoffe entwickelt werden, die den Herstellern Infor-
mationen darüber geben, welche Inhaltsstoffe eine 
hochwertige Verwertung ermöglichen. 
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Bestehende Instrumente der Abfall- und Kreislaufwirt-
schaft in Deutschland waren aus Sicht des SRU bislang 
nicht in der Lage, eine echte Kreislaufwirtschaft zu eta-
blieren. Qualität und Quantität der Sekundärrohstoffe 
müssten deutlich gesteigert werden, um Primärrohstof-
fe in spürbarem Ausmaß substituieren zu können. Es feh-
len zudem klare Anreize zur Abfallvermeidung. Obwohl 
Abfallvermeidung in der europäischen Abfallhierarchie 
das Ziel mit der höchsten Priorität ist, findet sie in 
Deutschland nicht oder nur marginal statt. Zudem  wurde 
die Herstellerverantwortung bislang nicht so ver ankert, 
dass sie ausreichend zu einer Kreislaufwirtschaft bei-
trägt. 

Die EU geht in ihrem „Aktionsplan für die Kreislaufwirt-
schaft“ von 2015 deutlich weiter als die deutsche Gesetz-
gebung: Sie fordert eine „stärker kreislauforientierte 
Wirtschaft, bei der es darum geht, den Wert von Produk-
ten, Stoffen und Ressourcen so lange wie möglich zu er-
halten und möglichst wenig Abfall zu erzeugen“. Die EU 
bezieht in ihre Programme ausdrücklich die Produktions- 
und Konsumphase mit ein. Das ist aus Sicht des SRU der 
richtige Ansatz. Allerdings fehlt auch auf europäischer 
Ebene bisher eine konsequente Produktpolitik mit ent-
sprechenden Instrumenten, die Stoffströme steuern und 
die Produktgestaltung beeinflussen. Weder auf europä-
ischer noch auf nationaler Ebene ist das Ziel verankert, 
insgesamt weniger Rohstoffe zu nutzen.

Die gegenwärtige Abfallhierarchie muss daher aus 
Sicht des SRU um zwei Stufen erweitert werden: ers-
tens die generelle Verringerung der Stoffströme und 
zweitens eine kreislaufwirtschaftsfähige Gestaltung 
von  Pro dukten. Die gezielte Verringerung umwelt-
relevanter Stoffströme würde die Umweltwirkungen 
entlang der  gesamten Rohstoff- und Produktkette 
 mindern. Eine langlebige, reparaturfreundliche, recyc-
linggerechte und schadstofffreie Gestaltung ist Voraus-
setzung für die  Abfallvermeidung und ein hochwer-
tiges Recycling. 

Damit die Kreislaufwirtschaftspolitik zu einer vorsor-
genden Umweltpolitik wird, sind folgende strategische 
Handlungsansätze entscheidend:

 ɦ Der Input an Rohstoffen für Produkte, Infrastruktu-
ren und Dienstleistungen muss verringert werden. 
Der SRU empfiehlt, ein nationales Rohstoffinventar 
zu etablieren, auf dessen Basis priorisiert werden 
kann, welche Stoffströme aus Umweltsicht am 
 dringendsten reduziert werden sollen. Außerdem 
 sollte der Indikator Gesamtrohstoffproduktivität der 

 Nachhaltigkeitsstrategie um einen Konsumindikator 
(RMC) erweitert und nach Rohstoffarten differen-
ziert werden.

 ɦ Primärrohstoffe müssen einen „ehrlichen Preis“ er-
halten, der die externen Umweltkosten internalisiert. 
Die Bundesregierung sollte sich dafür einsetzen, 
dass in den rohstofffördernden Ländern Sozial- und 
Umweltstandards umgesetzt werden, die sich entspre-
chend im Preis widerspiegeln. Ein weiterer Schritt 
sind ökonomische Instrumente wie eine CO2-Beprei-
sung oder eine Rohstoffsteuer.

 ɦ Maßnahmen der Kreislaufwirtschaft sollten stärker 
ökologisch und nicht in erster Linie wirtschaftlich aus-
gerichtet sein. Diese Zielausrichtung sollte program-
matisch verankert und mit Instrumenten, die die öko-
logische Effektivität von Maßnahmen bewerten, 
flankiert werden.

 ɦ Die Abfallvermeidung muss gestärkt und die Nut-
zungsdauer von Produkten verlängert werden. Die 
Bundesregierung sollte sich auf EU-Ebene dafür 
 einsetzen, dass die Ökodesign-Richtlinie auf weitere 
Produktgruppen ausgeweitet und spezifiziert wird. 
Anforderungen an Langlebigkeit, Reparierbarkeit 
und  Recyclingfähigkeit sollten zügig erarbeitet und 
 verbindlich werden. 

 ɦ Die Herstellerverantwortung für die Entsorgung 
von  Elektroschrott, Batterien, Altfahrzeugen und 
 Ver packungen ist weiterzuentwickeln. Es muss klar 
geregelt werden, dass die Kosten einer Kreislaufwirt-
schaft durch die Produktverantwortlichen getragen 
und transparent im Produktpreis ausgewiesen wer-
den. Um den Binnenmarkt zu wahren und Kosten-
wahrheit zu erzielen, sollte sich Deutschland auch auf 
EU-Ebene mehr als bisher für die Verankerung der 
Herstellerverantwortung einsetzen. Auf nationaler 
Ebene sollte die Bundesregierung die Einführung ei-
ner Herstellerverantwortung für Möbel und Textilien 
prüfen, weil diese in großen Mengen produziert wer-
den, oft hohe Schadstoffgehalte aufweisen und zuneh-
mend kurz genutzt werden. Produkte sollten so weit 
wie möglich schadstofffrei sein, um eine Kreislauffüh-
rung der  Materialien zu vereinfachen und hochwerti-
ge, unbelastete Sekundärrohstoffe gewinnen zu kön-
nen. Im Rahmen der zukünftigen EU-Produkt- und 
Chemikalienpolitik sollten Positivlisten für Inhalts-
stoffe entwickelt werden, die den Herstellern Infor-
mationen darüber geben, welche Inhaltsstoffe eine 
hochwertige Verwertung ermöglichen. 
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 ɦ Recycling muss nicht nur an Quoten und Mengen, 
sondern auch an seiner Qualität gemessen werden. 
Die stoffliche Verwertung muss so gestaltet sein, dass 
sie ökonomisch mit der Primärherstellung eines Roh-
stoffs konkurrieren kann. Der SRU schlägt insbeson-
dere bei Altfahrzeugen und Elektroaltgeräten die 
 Einführung von transparenten, vorgezogenen Recyc-
lingabgaben vor, um ambitionierte Anforderungen an 
Verwertung und Demontage zu realisieren. Um ein 
hochwertiges Recycling zu erreichen, sollten Recyc-
lingquoten um ein Set an weiteren Anforderungen 
 ergänzt werden. Hierzu zählen beispielsweise Be-
handlungsanforderungen, die Definition von Output-
qualitäten und Monitoringvorgaben.

Eine Kreislaufwirtschaft nimmt alle in die Pflicht: Roh-
stofferzeuger, Importeure, Hersteller, Handel, die Ver-
wertungs- und Entsorgungsbranche sowie Konsumen-
tinnen und Konsumenten. Mit ihrem Konsum sind 
insbesondere öffentliche Institutionen von Bund, Län-
dern und Kommunen nicht nur ein wichtiger Faktor des 
gesamtwirtschaftlichen Materialumsatzes, sondern sie 
haben gleichzeitig eine Vorbildfunktion. Die öffentliche 
Hand sollte Motor für die Transformation hin zu einer 
ökologisch ausgerichteten Kreislaufwirtschaft sein. Die 
Novelle des Kreislaufwirtschaftsgesetzes bietet dafür ei-
nen Ansatz. Sie sieht derzeit eine Bevorzugungspflicht 
für ökologisch vorteilhafte Erzeugnisse im Rahmen der 
öffentlichen Beschaffung vor. Der SRU empfiehlt drin-
gend, an dieser Pflicht festzuhalten. Öffentliche Einrich-
tungen – allen voran die Einrichtungen des Bundes – 
 sollten außerdem Selbstverpflichtungen eingehen, die 
unter anderem Recyclingprodukte bevorzugen und 
 Abfälle gezielt vermeiden.

Kreislaufwirtschaft ist kein Selbstzweck, sondern 
ein  unverzichtbares Instrument für Umwelt- und 
 Ressourcenschutz. Es bedarf dringend einer Reduzie-
rung des Rohstoffbedarfs. Sowohl auf europäischer als 
auch auf nationaler Ebene sollte das Ziel, die gesell-
schaftlichen Stoffströme zu verringern, in politischen 
Strategien und Programmen verankert werden. Die 
Bundesregierung sollte konkrete, quantitative Ziele für 
spezifische Rohstoffe entwickeln. Sie könnte diese 
 beispielsweise im Deutschen Ressourceneffizienz-
programm (ProgRess) oder im Nationalen Programm 
für Nachhaltigen Konsum verankern. Aus Sicht des SRU 
ist es zudem notwendig festzulegen, welche Stoff-
ströme prioritär gelenkt werden sollten und welche 
 Ansatzpunkte über den Lebenszyklus den besten öko-
logischen Effekt bringen. Dies ist bisher weder im EU-
Kreislaufwirtschaftspaket noch im Rahmen der deut-

schen Programme zum nachhaltigen Konsum, zur 
Abfallvermeidung und zur Ressourcen effizienz aus-
reichend erfolgt.

Eine umfassende und ambitionierte Umsetzung des 
Konzeptes der Kreislaufwirtschaft ist eine große Her-
ausforderung – aber eine, der sich die Politik stellen 
muss. Bereits in den 1990er-Jahren hat die Enquete-
Kommission „Schutz des Menschen und der Umwelt“ 
des deutschen Bundestages einen Bericht zu „Perspek-
tiven für einen nachhaltigen Umgang mit Stoff- und 
Materialströmen“ verfasst. Mit dem Rückenwind durch 
den European Green Deal und dem dort verankerten 
New Circular Economy Action Plan hat Deutschland 
die Chance, wichtige Weichenstellungen zu initiieren 
und so die Kreislaufwirtschaft von der Rhetorik in die 
Praxis zu bringen.

Wasserrahmenrichtlinie  
für die ökologische  
Gewässerentwicklung nutzen

Intakte Gewässer sind Voraussetzung für funktionie-
rende Ökosysteme, für Artenvielfalt und lebendige 
Landschaften, aber auch für eine nachhaltige Nutzung 
durch den Menschen. Sie stellen eine Vielzahl von Öko-
systemleistungen bereit (Abb. 3). Oberflächengewäs-
ser werden zudem durch das Klimageschehen beein-
flusst: Der Klimawandel hat direkten Einfluss auf die 
Wassertemperatur. Außerdem wirkt er sich über die 
Zunahme von Extremwetterereignissen wie zum Bei-
spiel Starkregen auch auf die Wasserführung aus. Um-
gekehrt können  Auswirkungen des Klimawandels durch 
intakte Wasserkörper und ihre Auen gemildert oder 
 gebremst werden.

Seen, Bäche und Flüsse in Europa dienen dem Menschen 
seit Jahrhunderten als Transportwege, zur Trinkwasser- 
und Energiegewinnung sowie zur Erholung. Als Folge 
sind die Oberflächengewässer in der EU großflächig über-
nutzt. Stoffeinträge und Eingriffe des Menschen in die 
Struktur haben Flüsse, Auen und Seen beeinträchtigt und 
geschädigt. Die Wasserrahmenrichtlinie aus dem Jahr 
2000 verpflichtet daher die Mitgliedstaaten, bis spätes-
tens 2027 alle europäischen Gewässer in einen definier-
ten „guten Zustand“ zu versetzen. Dieser gute Zustand 
umfasst zum einen chemische Qualitätsnormen, wie die 
Belastung des Wassers durch bestimmte Schadstoffe, 
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zum anderen ökologische Parameter, wie die Durchgän-
gigkeit der Flüsse oder ihre Ufer- und Gewässerbettstruk-
tur. Beide Aspekte sind für das Leben von Pflanzen und 
Tieren essenziell. 

Deutschland ist allerdings weit davon entfernt, die Zie-
le der Wasserrahmenrichtlinie zu erreichen: Im Jahr 2015 
– mit Abschluss des ersten Bewirtschaftungszyklus – 
 waren 92 % der bewerteten Oberflächenwasserkörper in 
keinem „guten ökologischen Zustand“. Das bedeutet, 
dass nur wenige Flüsse und Seen naturnahe Bedingun-
gen für Pflanzen und Tiere bieten und über eine aus-
reichend gute Wasserqualität verfügen. Kein einziger 
Oberflächenwasserkörper in Deutschland ist derzeit in 
einem „guten chemischen Zustand“. Viele untersuchte 

Ge wässer sind übermäßig mit Nährstoffen, Pestiziden 
und anderen Schadstoffen aus Landwirtschaft, Gewerbe, 
aber auch aus Verkehr und Siedlungen belastet. 

Zudem gibt es nur wenige Flüsse ohne hydromorpholo-
gische Modifikationen, das heißt ohne Veränderungen 
an Struktur und Wasserhaushalt. Die meisten Fließge-
wässer wurden in der Vergangenheit durch den Menschen 
verändert: Sie wurden vertieft, begradigt, eingedeicht, 
von Überschwemmungsflächen abgeschnitten oder in 
ihrer Durchgängigkeit für Fische und andere Lebewesen 
gestört. Gerade diese hydromorphologischen Eingriffe 
bedürfen aus Sicht des SRU einer deutlich höheren 
 Aufmerksamkeit und stehen daher im Vordergrund des 
Umweltgutachtenkapitels.

 ɦAbbildung 3

Ökosystemleistungen von Flüssen und Auen

SRU 2020; Datenquelle: PODSCHUN et al. 2018

Regulation
• Habitatbereitstellung
• Klima
• Retention von Stoffen (C, N, P)
• Sediment und Entwässerung

Versorgung
• Transportweg
• Trinkwasser
• Nahrungs-

mittel
• Energie
• Kühlung
• Bewässerung 

und Rohstoffe

Basis

Basis
• Morphologie
• Wasserhaushalt

Kultur
• Landschafts-

bild
• Natur- und 

Kulturerbe
• Bildung und 

Wissenschaft
• Freizeit und 

Erholung



1710

Kurzfassung

zum anderen ökologische Parameter, wie die Durchgän-
gigkeit der Flüsse oder ihre Ufer- und Gewässerbettstruk-
tur. Beide Aspekte sind für das Leben von Pflanzen und 
Tieren essenziell. 

Deutschland ist allerdings weit davon entfernt, die Zie-
le der Wasserrahmenrichtlinie zu erreichen: Im Jahr 2015 
– mit Abschluss des ersten Bewirtschaftungszyklus – 
 waren 92 % der bewerteten Oberflächenwasserkörper in 
keinem „guten ökologischen Zustand“. Das bedeutet, 
dass nur wenige Flüsse und Seen naturnahe Bedingun-
gen für Pflanzen und Tiere bieten und über eine aus-
reichend gute Wasserqualität verfügen. Kein einziger 
Oberflächenwasserkörper in Deutschland ist derzeit in 
einem „guten chemischen Zustand“. Viele untersuchte 

Ge wässer sind übermäßig mit Nährstoffen, Pestiziden 
und anderen Schadstoffen aus Landwirtschaft, Gewerbe, 
aber auch aus Verkehr und Siedlungen belastet. 

Zudem gibt es nur wenige Flüsse ohne hydromorpholo-
gische Modifikationen, das heißt ohne Veränderungen 
an Struktur und Wasserhaushalt. Die meisten Fließge-
wässer wurden in der Vergangenheit durch den Menschen 
verändert: Sie wurden vertieft, begradigt, eingedeicht, 
von Überschwemmungsflächen abgeschnitten oder in 
ihrer Durchgängigkeit für Fische und andere Lebewesen 
gestört. Gerade diese hydromorphologischen Eingriffe 
bedürfen aus Sicht des SRU einer deutlich höheren 
 Aufmerksamkeit und stehen daher im Vordergrund des 
Umweltgutachtenkapitels.

 ɦAbbildung 3

Ökosystemleistungen von Flüssen und Auen

SRU 2020; Datenquelle: PODSCHUN et al. 2018

Regulation
• Habitatbereitstellung
• Klima
• Retention von Stoffen (C, N, P)
• Sediment und Entwässerung

Versorgung
• Transportweg
• Trinkwasser
• Nahrungs-

mittel
• Energie
• Kühlung
• Bewässerung 

und Rohstoffe

Basis

Basis
• Morphologie
• Wasserhaushalt

Kultur
• Landschafts-

bild
• Natur- und 

Kulturerbe
• Bildung und 

Wissenschaft
• Freizeit und 

Erholung

11

Wasserrahmenrichtlinie für die ökologische Gewässerentwicklung nutzen   

Es zeichnet sich nicht ab, dass innerhalb der (bereits ver-
längerten) Frist bis 2027 eine Trendwende des Zustands 
der Gewässer gelingt. Zum einen liegt das daran, dass 
für  die Zielerreichung der Wasserrahmenrichtlinie in 
Deutschland vor allem auf Freiwilligkeit und Koopera-
tion gesetzt wird. Gewässerschutz und Gewässerentwick-
lung mangelt es daher an der notwendigen Verbindlich-
keit. Zum anderen fehlt ein starker politischer Wille, dem 
Thema das notwendige Gewicht zu verleihen. 

Der SRU sieht vor allem drei Hürden bei der Anwendung 
der Wasserrahmenrichtlinie:

 ɦ Mangelnde Flächenverfügbarkeit: Damit Gewässer 
sich erholen und renaturiert werden können, benöti-
gen sie Raum. Dieser muss im Zugriff oder im Besitz 
der Behörden und Maßnahmenträger sein, was oft 
nicht der Fall ist.

 ɦ Unzureichende finanzielle und personelle Ausstat-
tung: Die ökologische Gewässerentwicklung ist oft 
unterfinanziert. Zudem fehlt Fachpersonal für die Um-
setzung der Wasserrahmenrichtlinie insbesondere bei 
kleinen Verbänden und Kommunen. 

 ɦ Unzureichende Akzeptanz für Maßnahmen: Vielen 
Akteuren und Betroffenen sind die Ziele der Wasser-
rahmenrichtlinie und die große Bedeutung von Ge-
wässerschutz für Umwelt und Klima nicht oder nicht 
ausreichend bekannt. Da Gewässernutzende oft un-
terschiedliche Interessen verfolgen, führt dies zu Wi-
derständen und Verzögerungen bei der Umsetzung.

Gewässerschutz und Gewässerrenaturierung sind 
 komplexe Aufgaben – umso mehr, als es in der Wasser-
rahmenrichtlinie um die Verbesserung länder- und 
 grenzüberschreitender Flusseinzugsgebiete geht. Der 
Planungs- und Abstimmungsbedarf von Behörden, Ver-
bänden und einzelnen Akteuren ist daher enorm. In der 
Vergangenheit konnte zwar punktuell die Hydromorpho-
logie von Gewässern oder Gewässerabschnitten verbes-
sert werden. Aus den oben genannten Gründen gelang 
es jedoch nicht, die Erfordernisse einer ökologischen Ge-
wässerentwicklung flächendeckend zu berücksichtigen 
und die Gewässer in Deutschland systematisch zu re-
naturieren. 

Der SRU hält es für dringend erforderlich, dass mehr Flä-
chen für eine ökologische Gewässerentwicklung verfüg-
bar gemacht werden. Wesentliches Instrument dafür ist 
eine Fachplanung, die den Flächenbedarf und Wege zur 
Flächensicherung konkret und nachvollziehbar benennt. 

Ist ein Flächenerwerb auf privatrechtlicher Basis nicht 
möglich, kommen Flurbereinigungsmaßnahmen in Be-
tracht. Gewässerentwicklungspläne enthalten die erfor-
derlichen Maßnahmen für Schutz und Renaturierung und 
begründen deren Notwendigkeit. Sinnvoll wäre ein zwei-
stufiges System: Auf regionaler Ebene wird die überge-
ordnete Planung erstellt, auf Gemeindeebene erfolgt die 
Konkretisierung der Maßnahmen und die notwendige 
Beteiligung und Kommunikation – wobei auch eine Kom-
munikation über Erfolge im Gewässerschutz vor Ort ein 
wichtiger Aspekt ist.

Zur ökologischen Entwicklung der Gewässer muss  zudem 
das Wasserhaushaltsgesetz weiterentwickelt werden. 
Dazu ist es insbesondere erforderlich, dass die Bundes-
länder den Raum, den die Gewässer für ihre naturnahe 
Entwicklung benötigen, als Gewässerentwicklungs-
flächen bestimmen. Innerhalb dieser Flächen sollten sie 
Schwerpunktflächen benennen können, auf denen sie 
beispielsweise Bewirtschaftungsverbote bzw. Einschrän-
kungen verhängen können. Der SRU empfiehlt dem Bund 
zudem, das Vorkaufsrecht der Länder um Grundstücke, 
auf denen Gewässerentwicklungsflächen liegen, zu er-
weitern. Außerdem sollten Unterhaltungsträger grund-
sätzlich zu Maßnahmen des naturnahen Gewässer-
ausbaus verpflichtet werden – verbunden mit der Pflicht 
für die Bundesländer, sie hierfür bei der Ausstattung 
mit Ressourcen (Finanzmittel und Personal) zu unter-
stützen. 

Damit der Gewässerschutz an Durchsetzungskraft ge-
winnt, schlägt der SRU eine gemeinsame Initiative von 
Bund und Ländern vor. Diese könnte Kommunen und 
Verbände, Gewässernutzende sowie die Öffentlichkeit 
für die Bedeutung des Gewässerschutzes sensibilisieren. 
Gleichzeitig könnte sie die Ausbildung in einschlägigen 
Berufen fördern und das Bewusstsein dafür schärfen, die 
erforderlichen Stellen einzurichten und langfristig zu 
 sichern. Eine solche Bund-Länder-Initiative sollte stra-
tegisch an den „Nationalen Wasserdialog“ anknüpfen, 
der im Zuge der UN-Wasserdekade (2018–2028) ins 
 Leben gerufen wurde. 

Ohne ausreichende finanzielle Mittel ist eine ökologi-
sche Entwicklung der Gewässer nicht möglich. Es gäbe 
durchaus Ansatzpunkte, die Finanzierung zu verbessern. 
Der Bund ist gefordert, Gelder und Fachpersonal für den 
ökologischen Ausbau der Bundeswasserstraßen entspre-
chend den Zielen der Wasserrahmenrichtlinie bereitzu-
stellen. Förderinstrumente können so angepasst werden, 
dass sie die Ziele der Richtlinie besser berücksichtigen. 
Über die Gemeinschaftsaufgabe „Agrarstruktur und 
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 Küstenschutz“ sollte beispielsweise eine Finanzierung 
des Flächenerwerbs ermöglicht werden. Außerdem emp-
fiehlt der SRU Bund und Ländern, mittelfristig eine neue 
Gemeinschaftsaufgabe „Natur-, Gewässer- und Hoch-
wasserschutz“ auf den Weg zu bringen. Bundesländer 
sollten nicht zuletzt zu einer besseren Nutzung natio-
naler und europäischer Finanzierungsinstrumente bei-
tragen. Beispielsweise können sie das Wasserentnahme-
entgelt für einen ökologischen Gewässerausbau besser 
nutzbar machen.

Unstrittig ist, dass naturnahe Gewässer von grundlegen-
der Bedeutung für Mensch, Natur und eine nachhaltige 
Entwicklung sind. Sie sind unverzichtbar für die An-
passung an den Klimawandel und den Schutz der Bio-
diversität. Insbesondere der Klimawandel wird in den 
kommenden Jahren eine immer größere Rolle spielen. 
Gewässerschutz ist eine Generationenaufgabe und es 
dauert zum Teil Jahre oder gar Jahrzehnte, bis Maß-
nahmen umgesetzt sind und ihre positiven Wirkungen 
entfalten. Die Wasserrahmenrichtlinie, so komplex sie 
auch ist, richtet den Blick auf die länderübergreifende 
Bedeutung intakter Gewässer und verknüpft den Ge-
wässerschutz mit anderen Zielen des Naturschutzes und 
den Interessen des Allgemeinwohls. Diese Tatsache 
muss   besser kommuniziert und als Chance genutzt 
 werden. 

Gewässerschutz braucht wegen seiner herausragenden 
Bedeutung mehr Aufmerksamkeit nicht nur in der Um-
weltpolitik, sondern auch in anderen Politikbereichen. 
Beispielsweise sollte die Gemeinsame Agrarpolitik der 
EU deutlich stärker den Schutz der Gewässer und eine 
ökologische Gewässerentwicklung adressieren. 

Aller Wahrscheinlichkeit nach wird es nicht gelingen, alle 
Gewässer in Deutschland bis 2027 in einen guten Zu-
stand zu versetzen. Dennoch müssen im verbleibenden 
Zeitraum alle Anstrengungen unternommen werden, dem 
Ziel möglichst nahe zu kommen. Auch nach 2027 sollte 
die Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie mit hohem 
Ambitionsniveau fortgeführt werden. Werden Maßnah-
men gut geplant und die betroffenen Akteure frühzeitig 
eingebunden, können Nutzungskonflikte vermieden und 
die Akzeptanz gesteigert werden. Ein ökologisch und che-
misch guter Zustand der Binnengewässer einschließlich 
der Auen ist unbestritten eine Herausforderung für alle, 
zugleich aber der einzige Weg, diese als Lebensadern der 
Landschaft und Hotspots der Biodiversität zu reaktivie-
ren und zu erhalten.

Weniger Verkehrslärm für mehr 
Gesundheit und Lebensqualität1 

Störender Umgebungslärm gehört für viele Menschen in 
Deutschland zum Alltag. Laut einer repräsentativen Be-
fragung aus dem Jahr 2016 fühlten sich 80 % der Men-
schen in Deutschland durch Verkehrs-, Gewerbe- und 
Nachbarschaftslärm belästigt. Vor allem der Verkehrslärm 
ist ein erhebliches Gesundheitsrisiko: Jeder zehnte 
Mensch in Deutschland ist durch den Straßenverkehr 
von einem Lärmpegel betroffen, der nach Einschätzung 
der Weltgesundheitsorganisation (WHO) krank machen 
kann. Chronischer Lärm begünstigt unter anderem das 
Auftreten von Herz-Kreislauf-Erkrankungen. Steigt der 
Dauerschallpegel von Straßenverkehrslärm um 10 dB(A), 
nimmt das relative Risiko einer koronaren Herzerkran-
kung um 8 % zu. Kinder sind in besonderem Maße schutz-
bedürftig, weil die Gesundheit und Entwicklung in die-
ser sensiblen Lebensphase durch Lärmimmissionen 
negativ beeinflusst werden kann. 

Zudem sind sozial benachteiligte Menschen diesen Risi-
ken oft stärker ausgesetzt, da sie häufiger in Gebieten 
wohnen, die durch einen hohen Verkehrslärm geprägt 
sind. Doch selbst bei räumlich gleicher Verteilung von 
Umgebungslärm kann es aufgrund unterschiedlicher 
 Vulnerabilitäten der jeweiligen Bevölkerungsgruppen zu 
sozial ungleichen Gesundheitswirkungen kommen.

Der Schutz vor Lärm muss daher in Deutschland dringend 
verbessert werden. Die europäische Umgebungslärmricht-
linie ist das zentrale politische Instrument, welches Vor-
gaben zum Management von Umgebungslärm macht. Um-
setzung und Vollzug dieser Richtlinie haben in Deutschland 
bislang aber noch zu wenig bewirkt. Die Richtlinie schreibt 
vor, wie die Lärmkartierung in den Mitgliedstaaten zu er-
folgen hat und macht Vorgaben zur Aufstellung der Lärm-
aktionspläne. Außerdem müssen in Ballungsräumen  ruhige 
Gebiete ausgewiesen werden. Die Darstellung der Lärm-
belastung durch die vorgeschriebene Lärmkartierung ist 
ein wichtiger Beitrag zum Lärmschutz. Es werden aller-
dings im Wesentlichen Großflughäfen, Hauptverkehrs-
straßen sowie Haupteisenbahnstrecken kartiert und da-
mit nicht alle Betroffenen erfasst.

Für die Lärmkartierung und die Lärmaktionsplanung sind 
vor allem die Kommunen zuständig. Diese können viel 
für eine Senkung der Lärmbelastung tun, für etliche Maß-

1 Zu diesem Kapitel vertritt Prof. Dr.-Ing. Messari-Becker eine 
abweichende Auffassung, s. Anhang der Langfassung.
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 Küstenschutz“ sollte beispielsweise eine Finanzierung 
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Gemeinschaftsaufgabe „Natur-, Gewässer- und Hoch-
wasserschutz“ auf den Weg zu bringen. Bundesländer 
sollten nicht zuletzt zu einer besseren Nutzung natio-
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Beispielsweise sollte die Gemeinsame Agrarpolitik der 
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ren und zu erhalten.

Weniger Verkehrslärm für mehr 
Gesundheit und Lebensqualität1 
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1 Zu diesem Kapitel vertritt Prof. Dr.-Ing. Messari-Becker eine 
abweichende Auffassung, s. Anhang der Langfassung.
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nahmen fehlt ihnen aber die Zuständigkeit. Nur etwa ein 
Drittel der Gemeinden, die eine Lärmkartierung durch-
geführt haben, hat bisher Aktionspläne zur Lärmminde-
rung aufgestellt. Auch werden von den Kommunen bis-
her zu wenig ruhige Gebiete festgelegt und in Richtung 
mehr Lärmschutz entwickelt. Der SRU hält es für not-
wendig, Umsetzung und Vollzug der Umgebungslärm-
richtlinie in Deutschland zu verbessern. Ein wesentli-
cher Schritt dafür wäre die Einführung einer Verordnung 
mit bundesweit einheitlichen Auslösewerten, ab denen 
Kommunen verpflichtet sind, Lärmaktionspläne aufzu-
stellen. Diese Auslösewerte sollten bei 65 dB(A) tags 
bzw. 55 dB(A) nachts liegen. In der Verordnung sollte 
auch geregelt werden, dass Ballungsräume ruhige Gebie-
te in ausreichender Zahl und verteilt über den gesamten 
Ballungsraum ausweisen. Außerdem sollte die Verbind-
lichkeit kommunaler Lärmaktionspläne im Bundesrecht 
verankert werden, sodass diese eine Außenwirkung ge-
genüber anderen Fachplanungen erhalten.

Verbindliche Vorsorgewerte für den Lärmschutz gibt 
es in Deutschland nur für den Neubau und die wesent-
liche Veränderung von Straßen und Schienenwegen. 
Für bestehende Straßen und Schienenwege werden 

 höhere Lärmpegel verwendet, die auch weit oberhalb 
der aktuellen WHO-Leitlinienwerte liegen. Fachleute 
empfehlen, zum Schutz der menschlichen Gesundheit 
65 dB(A) am Tag und 55 dB(A) in der Nacht als Ober-
grenze für die zulässige Lärmbelastung heranzuziehen. 
Der SRU schlägt vor, dass diese Grenzwerte für beste-
hende Straßen und Schienenwege in Wohngebieten 
bundesweit gesetzlich festgeschrieben werden. Lang-
fristig sollten sie auf 55  dB(A) tags bzw. 45  dB(A) 
nachts abgesenkt werden. 

Oft fehlen den Kommunen ausreichende Finanzmittel 
zur Minderung des Straßenverkehrslärms. Lärmschutz 
gelingt jedoch nur auf Basis einer sicheren und plan baren 
Finanzierung. Eine sinnvolle Unterstützung der Kom-
munen wäre ein Bundesfinanzierungsprogramm, auf das 
sich Bund und Länder bislang aber nicht verständigen 
konnten. Aus Sicht des SRU stehen Bund und Länder 
 gemeinsam in der Verantwortung, Kommunen bei der 
Finanzierung von Lärmschutz an Straßen in kommu naler 
Baulast zu unterstützen. Das könnte beispielsweise durch 
eine Neuauflage eines gemeinsamen langfristigen 
 In vestitionsprogramms und eine bessere Integration 
von Lärmschutz in die Städtebauförderung geschehen.

 ɦAbbildung 4
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Schutz vor Verkehrslärm muss auch an der Quelle anset-
zen. Maßnahmen, die direkt die Fahrzeuggeräusche redu-
zieren, haben den großen Vorteil, dass die Lärmminderung 
flächendeckend erfolgt und somit alle Menschen davon 
profitieren. Die aktuell geltenden Geräuschgrenzwerte 
 sowohl für Straßen- und Schienenfahrzeuge als auch für 
Flugzeuge schöpfen aber das technische Potenzial zur 
Lärmminderung nicht aus. Es ist daher erfor derlich, dass 
sich die Bundesregierung für ambitionierte Geräuschgrenz-
werte bei Fahrzeugen einsetzt, für Straßen- und Schienen-
fahrzeuge auf EU-Ebene und für Flugzeuge auf interna-
tionaler Ebene. Für Güterzüge, die meist nachts unterwegs 
sind, sollte das lärmabhängige Trassenpreissystem so wei-
terentwickelt werden, dass es einen ökonomischen Anreiz 
setzt, möglichst leise Züge zu verwenden. Auch im Luft-
verkehr sind weitere Maßnahmen zur Lärmminderung 
 geboten. So sollten bei der Festlegung von Flugrouten und 
im bundesweiten  Luftverkehrskonzept Lärmschutz-
gesichtspunkte stärker  beachtet werden. Zudem schließt 
sich der SRU der  Empfehlung des Umweltbundesamtes an, 
in der Zukunft ein Nachtflugverbot an stadtnah gelegenen 
Flughäfen festzulegen.

Um den Lärm durch Straßenverkehr in Ballungsräumen 
zu verringern, muss Autoverkehr vermieden, verlang-
samt und auf leisere Verkehrsmittel verlagert werden. 
Das könnte durch eine Regelhöchstgeschwindigkeit in 
geschlossenen Ortschaften von nur noch 30 km/h, ein 
gezieltes Parkraummanagement in den Städten und eine 
streckenabhängige Pkw-Maut erreicht werden. Wer ohne 
Auto mobil sein will, braucht eine attraktive Alternative. 
Kommunen und Regionen müssen daher den Umwelt-
verbund aus ÖPNV sowie Fuß- und Radverkehr stärken, 
ausbauen und modernisieren. Dazu gehört auch, dass die 
Ausweisung von Busspuren und Fahrradstraßen verein-
facht wird. 

Zwei bedeutsame Aspekte haben in der Debatte um Lärm-
schutz bisher zu wenig Beachtung gefunden:

 ɦ  Lärm macht krank: Beim Verkehrslärm ist häufig nur 
von Belästigungen die Rede. Dass chronischer Lärm 
darüber hinaus durch weitere gesundheitsrelevante 
Auswirkungen zur Krankheitslast beiträgt und so zu 
hohen Folgekosten führt, wird immer noch zu wenig 
beachtet. Das Umweltbundesamt hat berechnet, dass 
allein der Straßenverkehrslärm in Deutschland im Jahr 
2016 insgesamt 1,68 Mrd. Euro Krankheitskosten ver-
ursacht hat. Die negativen gesundheitlichen Auswir-
kungen von Lärm und die damit verbundenen hohen 
krankheitsbedingten Kosten werden bisher noch nicht 
ausreichend kommuniziert. Dies ist aber entschei-

dend, um die Akzeptanz in der Bevölkerung für Lärm-
minderungsmaßnahmen und die Bereitschaft in der 
Politik zur Finanzierung entsprechender Maßnahmen 
zu erhöhen. Es sollte daher ein interministerieller Aus-
schuss „Verkehrslärm und Gesundheit“ eingerichtet 
werden, der darauf hinwirkt, ein ressortübergreifen-
des Verständnis zur Bedeutung von Verkehrslärm für 
den Gesundheitsschutz zu entwickeln.

 ɦ Lärm ist ungleich verteilt: Vor allem sozial Benachtei-
ligte sind überdurchschnittlich häufig von starkem 
Verkehrslärm betroffen. Damit sind sie höheren 
 lärmbedingten Gesundheitsgefahren ausgesetzt als 
einkommensstarke Haushalte. Weder in der Lärm-
minderungs- noch in der Luftreinhalteplanung finden 
umweltbezogene Ungleichheiten ausreichend Be-
rücksichtigung. Daher empfiehlt der SRU, den Ansatz 
Umweltgerechtigkeit sowohl in die Lärmaktions-
planung aufzunehmen als auch als ein Querschnitts-
ziel in kommunale Leitbilder einzuführen. 

Lärmbelastung ist kein isoliertes Umweltproblem. Die 
WHO empfiehlt, dass die Konzepte zur Bekämpfung von 
Umgebungslärm und zur Bekämpfung anderer Umwelt-
risiken koordiniert werden. Aus Sicht des SRU sollten 
künftig die Bundesländer Regelungen schaffen, die zur 
Aufstellung von integrierten Verkehrsentwicklungs-
plänen in Städten ab 50.000 Einwohnerinnen und Ein-
wohnern verpflichten. Der große Vorteil ist: Integrierte 
Verkehrsentwicklungspläne verzahnen Belange von 
Stadtentwicklung mit Lärmvorsorge, Umwelt- und 
 Klimaschutz. Sie mindern dadurch nicht nur den All-
tagslärm, sondern auch die Luftbelastung, fördern Grün-
räume und die Entwicklung von ruhigen Gebieten. Mehr 
Gesundheit und mehr Lebensqualität für alle – das sind 
nicht zuletzt starke Argumente, um die Akzeptanz für 
die notwendige Verkehrswende zu steigern.

Aktive und umweltfreundliche 
Stadtmobilität:  
Wandel ermöglichen2

Wie sollen wir uns künftig in der Stadt fortbewegen? 
 Attraktive Städte sind vor allem solche, in denen die 
 Menschen gerne zu Fuß gehen und Rad fahren, die 
 kurze  Wege haben und über eine gute Versorgung mit 

2 Zu diesem Kapitel vertritt Prof. Dr.-Ing. Messari-Becker eine 
abweichende Auffassung, s. Anhang der Langfassung.
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2 Zu diesem Kapitel vertritt Prof. Dr.-Ing. Messari-Becker eine 
abweichende Auffassung, s. Anhang der Langfassung.
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 öffentlichem Nahverkehr verfügen. Wenn private Pkw den 
Stadtverkehr weniger dominieren und weniger Parkraum 
beanspruchen, sind auch kompakte Siedlungsstrukturen 
mit einer hohen Grünraumversorgung vereinbar. Ziel 
ist  ein Wandel des Alltagsverkehrs, der die Mobilität 
 Einzelner auf nachhaltige Weise sicherstellt. Er soll den 
Belangen von Umwelt- und Klimaschutz gerecht werden, 
Alternativen zum Auto bieten, sicher und barrierefrei sein 
und grundsätzlich allen Menschen unabhängig vom Alter 
und sozialen Status zugutekommen. Eine solche städti-
sche Mobilitätswende, verstanden als nachhaltige Verän-
derung des Mobilitätsverhaltens, leistet damit einen ent-
scheidenden Beitrag zur Verkehrswende ins gesamt.

Der Stadtverkehr wird aber seit Jahrzehnten vom Auto 
dominiert. Die Folgen sind Lärm, Luftverschmutzung, 
ein wachsender Flächen- und Energieverbrauch, aber 
auch hohe Gesundheits- und Umweltkosten.

Gerade in den Städten kann die Alltagsmobilität so trans-
formiert werden, dass die Lebensqualität der Menschen 
im Mittelpunkt steht. Kurze Wege, gut ausgebaute Rad- 
und Fußwegestrecken, kurz getaktete Bahnen und Elek-
trobusse ermöglichen eine neue Art von Verkehr, der um-
weltschonend, zügig, gesund und stressarm ist. Ein 
attraktiver Stadtverkehr im Umweltverbund aus ÖPNV 
sowie Fuß- und Radverkehr käme der Mehrheit der Be-
völkerung zugute. Denn in Groß- und Mittelstädten, also 
in Städten mit mindestens 15.000 Einwohnerinnen und 
Einwohnern, leben knapp 80 % der Menschen in Deutsch-
land. In den Städten ist ein Trend zu weniger motori-
siertem Individualverkehr erkennbar, auch wenn dieser 
Wandel nur langsam vorangeht. Das zeigt sich nicht nur 
an den vielen Volksentscheiden zum Thema Fahrrad, son-
dern auch daran, dass jüngere Menschen in Großstädten 
eher den Umweltverbund nutzen und später einen Füh-
rerschein erwerben. Für viele stellt das Auto nicht mehr 
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führt zu mehr Lebensqualität für alle und ist zudem un-
erlässlich, um die Klima- und Umweltziele im Verkehrs-
sektor zu erreichen.
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 stärkere Mitspracherechte gegenüber den Verkehrs-
behörden bei der Festsetzung von verkehrlichen Maß-
nahmen zukommen. 

Auf der kommunalen Ebene ist die integrierte Verkehrs-
entwicklungsplanung eine wesentliche Voraussetzung 
für eine strategische Verknüpfung von Push- und Pull-
Instrumenten und somit für den Erfolg der Mobilitäts-
wende im Stadtverkehr. Das Konzept der Sustainable 
 Urban Mobility Plans wird auch von der europäischen 
Ebene besonders unterstützt. Bundesländer sollten 

die Kommunen deshalb ab einer Größe von 50.000 Ein-
wohnerinnen und Einwohnern dazu verpflichten, eine 
solche integrierte Verkehrsentwicklungsplanung aufzu-
stellen. Wichtiger Bestandteil dieser Planung sollte die 
interkommunale Abstimmung mit den Nachbargemein-
den sein, um die Stadt-Umland-Beziehungen angemes-
sen zu berücksichtigen.

Als weiterer Baustein muss die private Nutzung des 
 öffentlichen Raums durch Pkw so bepreist werden, dass 
er zunehmend wieder allen Bürgerinnen und Bürgern zur 
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Das Quartier: Raum für mehr Umwelt- und Klimaschutz 

Verfügung steht. Dafür müssen die Möglichkeiten der 
Parkraumbepreisung ausgeweitet werden. Bislang ist 
 hoher Parkdruck die einzige Begründung mit der eine 
Parkraumbepreisung eingeführt werden kann. Zudem ist 
der öffentliche (Park-)Raum selbst da, wo er in Deutsch-
land überhaupt bepreist wird, extrem günstig, wie zum 
Beispiel beim Anwohnerparken. Die Deckelung der 
 Gebühren für das Anwohnerparken auf Bundesebene 
sollte deshalb aufgehoben werden.

Der SRU plädiert außerdem für eine streckenabhängige 
Pkw-Maut. Diese sollte sich an den gefahrenen Kilome-
tern sowie den Schadstoff-, Lärm- und CO2-Emissionen 
des Fahrzeugs ausrichten. Eine bundesweite Maut erzielt 
eine deutlich bessere Lenkungswirkung als eine City-
Maut und vermeidet einen Flickenteppich aus verschie-
denen Regelungen in deutschen Städten. Zudem wird 
durch eine bundesweite Regelung eine höhere Akzeptanz 
erreicht. Eine City-Maut reduziert die Anzahl einfahren-
der Fahrzeuge in ein definiertes Gebiet und wirkt somit 
nur in den (Innen-)Städten. Diese Reduzierung von Pkw 
in der Stadt lässt sich mit einer stringenten Parkraum-
bepreisung ebenso gut erreichen.

Das Quartier: Raum für mehr 
Umwelt- und Klimaschutz

Immer mehr Menschen leben und arbeiten in Städten. 
Wie viel Energie sie dort verbrauchen, wie klimafreund-
lich sie Wärme und Strom erzeugen, wie sie Flächen nut-
zen und sich fortbewegen, ist daher von großer Bedeu-
tung für den Umwelt- und Klimaschutz. Eine wichtige 
Rolle dabei spielt das Quartier, das als räumliche Einheit 
ein Bindeglied zwischen Gebäude- und Stadt(teil)ebene 
darstellt. Zudem ist das Quartier aufgrund seiner Größe 
einerseits überschaubar, andererseits bildet es vielfäl tige 
Nutzungen ab. Es macht Lebensqualität, städtische Infra-
struktur und Geschäftstätigkeit für jeden Menschen kon-
kret erfahrbar. Auf Quartiersebene können unterschied-
liche Maßnahmen realisiert werden, die dem Umwelt- und 
Klimaschutz dienen sowie Synergien mit anderen Zielen 
schaffen. Konkrete Beispiele sind Nahwärmenetze, seri-
elle energetische Sanierung, Anlagen zur kollektiven 
 Erzeugung erneuerbarer Energien aber auch eine ge-
meinschaftliche Nutzung von Erholungsflächen oder Mo-
bilitätsangebote. Größe und Zuschnitt von Quartieren 
variieren je nach Fragegestellung und spezifischen Ge-
gebenheiten vor Ort. Dennoch bilden Quartiere stets 
 definierte Räume, in denen Kommunen ökologische 
 Herausforderungen analysieren und bearbeiten können. 

In den Handlungsfeldern Energie, flächenschonende und 
verkehrsvermeidende Stadtstrukturen und quartiers-
bezogene Governance können sich dabei zahlreiche 
 Synergien ergeben.

Nicht zuletzt identifizieren die Menschen sich mit „ih-
rem Viertel“. Das Quartier eignet sich also besonders für 
zivilgesellschaftliches Engagement. In einem Quartier 
besteht eine hohe Vielfalt an Akteuren und Strukturen, 
entsprechend unterschiedlich sind Erwartungen, An-
forderungen und Einflüsse der Beteiligten. Daher sind 
Kooperation und Teilhabe sowie Management und Kom-
munikation entscheidend für ein gemeinsames Vorgehen 
für mehr Umwelt- und Klimaschutz. 

Die technischen Potenziale sind in der Wissenschaft und 
teilweise auch in der Politik bereits erkannt, nun geht es 
darum, sie in der Praxis zu realisieren. Der SRU emp-
fiehlt den Aufbau von Kooperationsplattformen, die mög-
lichst auf bestehenden Strukturen wie einem Quartiers-
management basieren sollten. Die Plattformen binden 
vielfältige Akteure ein, unterstützen den Aufbau von 
Akteursnetzwerken und begleiten die Umsetzung der 
im Quartierskonzept vorgesehenen Maßnahmen. Auch 
innerhalb der kommunalen Verwaltung besteht Reform-
bedarf, denn die Instrumente für integriertes Planen 
und Handeln sind bisher unzureichend verankert. Ge-
meinsames Handeln über die einzelnen Fachdisziplinen 
hinweg ist aber unverzichtbar für mehr Umwelt- und 
 Klimaschutz in den Stadtquartieren. Der integrierte An-
satz fordert nicht zuletzt auch einen Blick über die Stadt-
grenzen hinaus: Gerade die interkommunale Koopera-
tion, die nun auch in der Städtebauförderung zu finden 
ist, kann wichtige Synergieeffekte für Umweltschutz und 
die Lebensqualität der Menschen erschließen. Nicht 
 zuletzt benötigen Projekte auf Quartiersebene eine 
 aus reichende Personalausstattung vor Ort und in der 
kommunalen Verwaltung. 

Der SRU empfiehlt, die Fördermittel für die Umsetzung 
integrierter nachhaltiger Quartierslösungen deutlich zu 
erhöhen, um die spezifischen Potenziale des Quartiers 
zu erschließen und zugleich seiner Vielfalt an Infrastruk-
tur und Nutzungen gerecht zu werden. Die Höhe der För-
derung sollte sich primär am Mehrwert der Maßnahmen 
für den Umwelt- und Klimaschutz orientieren. 

Der Gebäudesektor spielt eine wichtige Rolle, um die 
 Klimaschutzziele zu erreichen, da er – ähnlich wie der 
Verkehr – bisher nur wenig zur Minderung der Treib-
hausgasemissionen beigetragen hat. Er kann durch 
 Effizienzsteigerung und Wärmeversorgung auf Basis 
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 erneuerbarer Energien einen großen Beitrag zum Klima-
schutz insbesondere im urbanen Raum leisten. Bislang 
sind politische Maßnahmen stark auf Einzelgebäude aus-
gerichtet. Allerdings ist die energetische Sanierung ein-
zelner Gebäude nicht ausreichend, um die Potenziale zu 
heben. Zudem können die individuelle Sanierung von 
Gebäuden wie auch die individuelle Wärmeversorgung 
ineffizient sein. Daher empfiehlt der SRU, das Quartier 
insgesamt stärker zu berücksichtigen – von der EU bis 
zur kommunalen Ebene – sowie dem Konzept kommu-
naler Wärmeplanung verstärkt nachzugehen. Das Gebäu-
deenergiegesetz (GEG) ermöglicht mit der Innovations-
klausel in § 103 Abs. 3 die gemeinsame Erfüllung der 
Anforderungen an die Gebäudeeffizienz und weist somit 
einen Weg zu einer gemeinsamen Sanierung mehrerer 
Gebäude im Verbund. Dies darf jedoch nicht dazu füh-
ren, dass Effizienzpotenziale einzelner Gebäude unge-
nutzt bleiben, zumal die Standards für Einzelgebäude 
ohnehin wenig anspruchsvoll sind. Künftig sollte das Ge-
setz der Quartiersebene mehr Raum geben, zum Beispiel 
indem die Innovationsklausel auch auf größere Gebäu-
decluster ausgedehnt wird.

Der SRU hält eine zügige Umsetzung der Erneuerbare-
Energien-Richtlinie für wichtig. Die Spielräume der 
Richtlinie für eine Eigenversorgung mit Strom und für 
Kooperationen wie nachbarschaftliche Versorgung, 
 Bürgerenergiegemeinschaften und Mieterbeteiligungen 
sollten genutzt werden, um Teilhabe zu stärken und die 
Möglichkeiten zur Eigenversorgung zu erweitern. Darü-
ber hinaus sollten die Rahmenbedingungen für den Mie-
terstrom so verändert werden, dass er für die Anbieter 
deutlich attraktiver wird. Die im Erfahrungsbericht zum 
 Mieterstrom aus dem Juli 2019 im Auftrag des BMWi 
vorgelegten Empfehlungen bilden eine gute Basis.

In die KfW-Stadtsanierungsprogramme sollten quartiers-
bezogene Sanierungspfade als Förderkriterium aufge-
nommen werden, um die Sanierungsrate im Gebäudebe-
stand zu steigern, den Endenergiebedarf zu mindern und 
die Versorgung durch erneuerbare Energien zu stärken. 
Auch quartiersbezogene Sanierungsfahrpläne mit 
Schwer punkt auf der Optimierung von Wärmeversor-
gung und Wärmeerzeugung aus erneuerbaren Energien 
sollten förderfähig sein. Generell muss dem Thema Wär-
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me bei der Entwicklung energiepolitischer Programme 
mehr Bedeutung beigemessen werden. Mieterinnen und 
Mieter haben durch energetische Sanierung häufig Miet-
preissteigerungen zu tragen, wenn die Kaltmiete durch 
die Sanierungsumlage stärker steigt als die Heizkosten 
sinken. Auch Haushalte mit unterdurchschnittlichen Ein-
kommen müssen an der urbanen Energiewende beteiligt 
werden und an den Vorteilen energetischer Sanierungs-
maßnahmen teilhaben. Daher sollten aus Sicht des SRU 
die bestehenden Förderprogramme um „warmmieten-
neutrale“ Quartierssanierung ergänzt werden.

Die energetische Bilanzierung von Quartieren hilft, 
 Gebäudecluster zu identifizieren, die ähnliche Voraus-
setzungen für eine energetische Sanierung oder ähnliche 
Potenziale für die Nutzung erneuerbarer Energien ha-
ben. Dadurch kann die Sanierung effizienter und kosten-
günstiger gestaltet werden als bei der Betrachtung von 
Einzelgebäuden. Auch kann auf Quartiersebene die 
 gemeinschaftliche Erzeugung von Wärme und Strom 
 gesteigert und so ein Betrag zur Energiewende geleistet 
werden. 

Die Potenziale durch Digitalisierung gilt es auch in der 
Quartiersentwicklung zu nutzen. Daten aus Geoinfor-
mationssystemen sind essenzielle Grundlage zum Bei-
spiel für Analysen, Bedarfs- sowie Energiebilanzen und 
sollten daher grundsätzlich allen Akteuren zur Verfügung 
gestellt werden. Im Bereich der energetischen Sanierung 
kann Digitalisierung dazu beitragen, dass gemeinschaft-
liches Handeln befördert und Skaleneffekte sowie dar-
aus resultierende Kosteneinsparungen schneller und 
 besser erschlossen werden können.

Neben der Energiewende ist der sparsame Umgang mit 
der begrenzten Ressource Fläche eine Herausforderung 
in städtischen Quartieren. Wofür und für wen sollen 
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Aus Sicht des SRU sollte sich die Bundesregierung wäh-
rend ihrer EU-Ratspräsidentschaft im zweiten Halbjahr 
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in der Leipzig Charta 2.0 zu verankern. Damit würde das 
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Umwelt- und Klimaschutz und insgesamt für eine inte-
grierte, nachhaltige Stadtentwicklung in Europa gestärkt 
werden.

Zukunft der europäischen 
 Umweltpolitik

Der von der Europäischen Kommission 2019 präsentier-
te European Green Deal ist ein Aufbruchssignal. Für 
Deutschland wie für die EU gilt: Die Politik muss unter 
Beweis stellen, dass sie angesichts der enormen ökolo-
gischen und wirtschaftlichen Herausforderungen hand-
lungsfähig ist. Ohne Zweifel hat die europäische Umwelt-
politik vieles erreicht. Die EU ist und bleibt ein wichtiger 
Motor für die Entwicklung des Umweltrechts. Dennoch 
sind die erforderlichen grundlegenden Weichenstellun-
gen bislang nicht hinreichend erfolgt. Über die Hälfte 
der europäischen Nachhaltigkeitsziele für 2020 werden 
voraussichtlich verfehlt. So nehmen Endenergie-
verbrauch und die Emissionen aus Verkehr und Land-
wirtschaft weiter zu und der Verlust an Biodiversität 
schreitet voran. Der umweltpolitische Fortschritt hat 
sich außerdem in wichtigen Bereichen wie dem Treib-
hausgasausstoß, dem Abfallaufkommen und der Energie-
effizienz verlangsamt.

Grund dafür ist auch, dass es in der europäischen 
 Umweltpolitik auf Ebene der EU selbst, aber auch auf 
Ebene der Mitgliedstaaten ein Umsetzungs- und Voll-
zugsdefizit gibt. Zudem werden die Belange des Umwelt- 
und Klimaschutzes im europäischen Entscheidungs-
prozess – trotz des unionsrechtlich verpflichtenden 
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Auftrags in Art. 11 AEUV – immer noch nicht hinreichend 
in wesentliche Politikbereiche wie Agrar-, Verkehrs-, 
Wirtschafts- und Infrastrukturpolitik integriert. Dabei 
erfordern  aktuelle Umweltprobleme in vielen Bereichen 
eine grundlegende Änderung des Verhaltens. Dazu gehö-
ren Energieversorgung und Mobilität, Landwirtschaft 
und die Nutzung endlicher Rohstoffe.

In den letzten Jahren war die EU mit vielen Krisen wie 
der Finanzkrise, Krise der Asylpolitik sowie dem Austritt 
von Großbritannien aus der EU konfrontiert. Deshalb 
stand der Umwelt- und Klimaschutz in den letzten Jah-
ren nicht im Fokus der europäischen Politik. Der Euro-
pean Green Deal bietet mit dem Ziel der Klimaneutrali-
tät bis 2050 jetzt eine wichtige Chance für Europa und 
macht deutlich, dass fundamentale Transformationen 
notwendig sind.

Gleichzeitig wird in den geplanten Konferenzen zur 
 Zukunft Europas mit den Bürgerinnen und Bürgern da-
rüber diskutiert, in welche Richtung sich die EU weiter-
entwickeln soll. Eine Diskussionsgrundlage hierfür  bietet 
das Weißbuch zur Zukunft Europas von 2017, das unter-
schiedliche Entwicklungspfade definiert und erläutert. 
Für den Bereich der Umweltpolitik ist es aus Sicht des 
SRU sinnvoll, ein Modell der differenzierten Kompetenz-
ausübung im Umweltschutz zu entwickeln. Dieses soll 

EU-weite Regelungen samt effektiver Umsetzung er-
möglichen und gleichzeitig notwendige nationale 
 Differenzierungen zu einer den regionalen Umwelt-
bedingungen angepassten Schutzverstärkung erlauben, 
indem Handlungsspielräume für die Mitgliedstaaten und 
Regionen verbleiben. 

Zum einen muss die EU jetzt den European Green Deal 
mit Leben füllen. Dazu sollte das geplante europäische 
Klimagesetz einen ambitionierten und transparenten 
 Reduktionspfad vorgeben. Aus Sicht des SRU könnte 
das 8. Umweltaktionsprogramm als Monitoringrahmen 
für die Umsetzung des European Green Deal fungieren. 
Die EU hat sich verpflichtet, die Nachhaltigkeitsziele 
der UN bis zum Jahr 2030 zu erreichen. Diese Sustain-
able Development Goals (SDGs) sollten in das „Euro-
päische Semester“ als bereits existierendes Instrument 
integriert werden, um Umweltschutz und Nachhaltig-
keit zu stärken.

Zum anderen ist der Auftrag des Art. 11 AEUV zur In-
tegration der Umweltbelange in andere Politiksektoren 
mit Leben zu füllen. Besonders groß ist der Integra-
tions- und Anpassungsbedarf in den Bereichen Land-
wirtschaft, Fischerei und Verkehr. Ganz im Sinne des 
European Green Deal müssen sämtliche Maßnahmen 
in diesen Bereichen konsequent umweltverträglich 

 ɦAbbildung 7

Empfehlungen zur Zukunft der europäischen Umweltpolitik

EU-Umsetzung 
der Agenda 2030

- Capacity Building in den 
Mitgliedstaaten für besseren 
Vollzug des Umweltrechts

- Inspektionsrichtlinie auf 
europäischer Ebene erlassen

- Umwelt-Governance verbessern
Transparenz, Öffentlichkeits-
beteiligung, Zugang zu Gerichten, 
Gewährleistung der Einhaltung von 
Vorschriften sowie Effizienz und 
Wirksamkeit

European Green Deal

- European Green Deal 
konkretisieren und mit 
Leben füllen

- Klimagesetz auf EU-Ebene

- Ökologisierung des EU-Haushalts 
und der Wirtschaftspolitik

- Ökologisierung der 
Sektorpolitiken (GAP, GFP)

- 8. Umweltaktionsprogramm als 
Monitoringstrategie des European 
Green Deal ausgestalten

- Schwerpunkte für die Umsetzung 
der Agenda 2030 auf EU-Ebene 
setzen

- Nachhaltigkeit institutionell 
stärken
EWSA zu europäischem 
Nachhaltigkeitsausschuss 
qualifizieren

- Verknüpfung des Europäischen 
Semesters mit den SDGs

Vollzug

SRU 2020



2720

Kurzfassung

Auftrags in Art. 11 AEUV – immer noch nicht hinreichend 
in wesentliche Politikbereiche wie Agrar-, Verkehrs-, 
Wirtschafts- und Infrastrukturpolitik integriert. Dabei 
erfordern  aktuelle Umweltprobleme in vielen Bereichen 
eine grundlegende Änderung des Verhaltens. Dazu gehö-
ren Energieversorgung und Mobilität, Landwirtschaft 
und die Nutzung endlicher Rohstoffe.

In den letzten Jahren war die EU mit vielen Krisen wie 
der Finanzkrise, Krise der Asylpolitik sowie dem Austritt 
von Großbritannien aus der EU konfrontiert. Deshalb 
stand der Umwelt- und Klimaschutz in den letzten Jah-
ren nicht im Fokus der europäischen Politik. Der Euro-
pean Green Deal bietet mit dem Ziel der Klimaneutrali-
tät bis 2050 jetzt eine wichtige Chance für Europa und 
macht deutlich, dass fundamentale Transformationen 
notwendig sind.

Gleichzeitig wird in den geplanten Konferenzen zur 
 Zukunft Europas mit den Bürgerinnen und Bürgern da-
rüber diskutiert, in welche Richtung sich die EU weiter-
entwickeln soll. Eine Diskussionsgrundlage hierfür  bietet 
das Weißbuch zur Zukunft Europas von 2017, das unter-
schiedliche Entwicklungspfade definiert und erläutert. 
Für den Bereich der Umweltpolitik ist es aus Sicht des 
SRU sinnvoll, ein Modell der differenzierten Kompetenz-
ausübung im Umweltschutz zu entwickeln. Dieses soll 

EU-weite Regelungen samt effektiver Umsetzung er-
möglichen und gleichzeitig notwendige nationale 
 Differenzierungen zu einer den regionalen Umwelt-
bedingungen angepassten Schutzverstärkung erlauben, 
indem Handlungsspielräume für die Mitgliedstaaten und 
Regionen verbleiben. 

Zum einen muss die EU jetzt den European Green Deal 
mit Leben füllen. Dazu sollte das geplante europäische 
Klimagesetz einen ambitionierten und transparenten 
 Reduktionspfad vorgeben. Aus Sicht des SRU könnte 
das 8. Umweltaktionsprogramm als Monitoringrahmen 
für die Umsetzung des European Green Deal fungieren. 
Die EU hat sich verpflichtet, die Nachhaltigkeitsziele 
der UN bis zum Jahr 2030 zu erreichen. Diese Sustain-
able Development Goals (SDGs) sollten in das „Euro-
päische Semester“ als bereits existierendes Instrument 
integriert werden, um Umweltschutz und Nachhaltig-
keit zu stärken.

Zum anderen ist der Auftrag des Art. 11 AEUV zur In-
tegration der Umweltbelange in andere Politiksektoren 
mit Leben zu füllen. Besonders groß ist der Integra-
tions- und Anpassungsbedarf in den Bereichen Land-
wirtschaft, Fischerei und Verkehr. Ganz im Sinne des 
European Green Deal müssen sämtliche Maßnahmen 
in diesen Bereichen konsequent umweltverträglich 

 ɦAbbildung 7

Empfehlungen zur Zukunft der europäischen Umweltpolitik

EU-Umsetzung 
der Agenda 2030

- Capacity Building in den 
Mitgliedstaaten für besseren 
Vollzug des Umweltrechts

- Inspektionsrichtlinie auf 
europäischer Ebene erlassen

- Umwelt-Governance verbessern
Transparenz, Öffentlichkeits-
beteiligung, Zugang zu Gerichten, 
Gewährleistung der Einhaltung von 
Vorschriften sowie Effizienz und 
Wirksamkeit

European Green Deal

- European Green Deal 
konkretisieren und mit 
Leben füllen

- Klimagesetz auf EU-Ebene

- Ökologisierung des EU-Haushalts 
und der Wirtschaftspolitik

- Ökologisierung der 
Sektorpolitiken (GAP, GFP)

- 8. Umweltaktionsprogramm als 
Monitoringstrategie des European 
Green Deal ausgestalten

- Schwerpunkte für die Umsetzung 
der Agenda 2030 auf EU-Ebene 
setzen

- Nachhaltigkeit institutionell 
stärken
EWSA zu europäischem 
Nachhaltigkeitsausschuss 
qualifizieren

- Verknüpfung des Europäischen 
Semesters mit den SDGs

Vollzug

SRU 2020

21

Ausblick 

 ausgerichtet werden, um negative Auswirkungen auf 
Gesundheit, Biodiversität, Luft, Wasser und Böden spür-
bar zu reduzieren. Unverzichtbar zur Verwirklichung 
des im European Green Deal vorgesehenen Klimage-
setzes ist insoweit ein ständiges Monitoring der euro-
päischen Entscheidungsprozesse, das durch geeignete 
institutionelle Vorkehrungen, wie zum Beispiel durch 
Umweltbeauftragte in den Generaldirektionen und 
 einen reformierten Europäischen Wirtschafts- und 
 Sozialausschuss (EWSA), sicherzustellen ist.

Um die Themen Nachhaltigkeit und Klimaschutz insti-
tutionell besser zu verankern, empfiehlt der SRU eine 
Stärkung und Erweiterung des EWSA als zentrales 
Sprachrohr zivilgesellschaftlicher Organisationen. Der 
EWSA berät den Europäischen Rat, die Europäische Kom-
mission und das Europäische Parlament bereits jetzt in 
ökonomischen und sozialen Angelegenheiten. Da viele 
Fragen der Wirtschafts- und Sozialentwicklung heute 
nicht mehr ohne Berücksichtigung ökologischer Heraus-
forderungen behandelt werden können, sollte der EWSA 
am Leitbild der Nachhaltigkeit ausgerichtet und in Euro-
päischer Nachhaltigkeitsrat umbenannt werden. Seine 
Aufgabe wäre es, auf Umsetzung und Einhaltung der 
 europäischen Nachhaltigkeitspolitik und Klimaschutz-
strategie hinzuwirken. Dafür müsste er politisch aufge-
wertet werden. 

Die Mitgliedstaaten müssen nicht nur willens, sondern 
auch in der Lage sein, das bestehende europäische 
 Umweltrecht, die SDGs und den European Green Deal 
umzusetzen. Sie benötigen dafür funktionierende 
Governance-Strukturen und ausreichende finanzielle, 
technische und personelle Ressourcen. Die Europäi-
sche Kommission hat in ihrer Mitteilung zum European 
Green Deal deutlich gemacht, dass sie die Mitgliedstaa-
ten im Vollzug unterstützen wird. Die neue General-
direktion für Strukturreformen kann beim Aufbau von 
effektiveren Institutionen und effizienteren öffent-
lichen Verwaltungen Hilfe leisten. Daneben ist eine so-
genannte Inspektionsrichtlinie in der Diskussion, die 
konkrete Vorgaben für den Vollzug des Umweltrechts 
machen und damit auch eine bessere Ausstattung der 
Umweltverwaltungen sicherstellen würde. Der SRU un-
terstützt diese Idee, da Gesetze immer nur so gut sind 
wie ihr Vollzug.

Ambitionierte Ziele, eine fokussierte und zugleich flexi-
ble Arbeitsmethodik, klare Vorgaben für Umsetzung und 
Monitoring und nicht zuletzt eine umfassende Veranke-
rung von Umwelt- und Klimaschutzbelangen in allen 
wichtigen Politikfeldern – die Herausforderungen für die 

EU sind groß. Zugleich ist aber nur auf diesem Weg si-
chergestellt, dass die epochalen Umweltprobleme effek-
tiv gelöst werden können. Nicht zuletzt können europä-
ische Ziele im Rahmen des European Green Deal auch 
international als Vorbild dienen – allerdings nur dann, 
wenn die EU mit einer Stimme spricht und gemeinschaft-
lich handelt. Dann kann sie global ausstrahlende Stan-
dards setzen, die aufgrund ihrer Handelsmacht Wirkung 
entfalten.

Ausblick

Die Einzelanalysen zeigen eine Reihe von wichtigen über-
greifenden Fragen auf, die auf dem Weg zu einer ent-
schlossenen Umweltpolitik in Deutschland und Europa 
beantwortet werden müssen:

Wie tiefgreifend dürfen die Veränderungen sein, die die 
Umweltpolitik einfordert? Je mehr wertvolle Zeit ver-
rinnt, desto radikaler werden die Maßnahmen sein müs-
sen, die die Wissenschaft zum Schutz der natürlichen 
Lebensgrundlagen empfiehlt. Beispielsweise müssen 
Emissionspfade, die mit den Zielen des Klimaabkom-
mens von Paris vereinbar sein sollen, immer steiler 
nach unten zeigen, je länger wirksame Emissionsreduk-
tionen ausbleiben. Gleichzeitig formulieren insbeson-
dere Fachpolitikerinnen und -politiker anderer Ressorts 
häufig den Anspruch, mit Blick auf soziale und öko-
nomische Interessen hinter den wissenschaftlichen 
Empfehlungen zurückbleiben zu dürfen. Aus Sicht des 
SRU muss die langfristige Sicherung der natürlichen 
Lebensgrundlagen eine für die Umweltpolitik nicht 
 verhandelbare Leitlinie bleiben. Je weitreichender die 
Umweltpolitik, desto stärker muss allerdings darauf 
 geachtet werden, soziale Härten in Folge umweltpoli-
tischer Maßnahmen abzufedern.

Wie geht die Politik mit den immer häufiger werdenden 
Zielverfehlungen um? Deutschland liegt beispielsweise 
bei 20 von 25 Umweltzielen der deutschen Nachhaltig-
keitsstrategie für 2030 nicht auf Kurs. Auch rechtlich ver-
bindliche Vorgaben werden häufig nicht erreicht, zum 
Beispiel im Gewässerschutz, bei der Luftqualität und 
beim Klimaschutz. Bislang werden die Verfehlungen zu 
oft einfach akzeptiert, und Ziele werden in die Zukunft 
verschoben. So besteht die Gefahr, dass Umweltziele an 
Glaubwürdigkeit verlieren. Um dies zu vermeiden, sind 
Umsetzung und Vollzug des bestehenden Umweltrechts 
dringend zu verbessern. Angesichts der großen Heraus-
forderungen ist jedoch klar, dass es auch zukünftig be-
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stimmte Bereiche geben wird, in denen wissenschaftlich 
begründete Vorgaben nicht erreicht werden. Hier soll-
te ein transparenter, konstruktiver und reflexiver Um-
gang mit solchen Verfehlungen entwickelt werden. Das 
bedeutet, dass Ursachen systematisch analysiert, Hand-
lungsstrategien angepasst und Steuerungsformen wei-
terentwickelt werden müssen. Beispiele sind hier die 
Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie und die nationalen 
Klimaschutzziele. Zudem sollten Vorkehrungen getrof-
fen werden, um Ziele dem wissenschaftlichen Kennt-
nisstand anzupassen.

Schließlich bestätigen die Analysen des vorliegenden 
 Gutachtens, dass eine zentrale Frage der Umweltpolitik 
weiter ungelöst ist: Wie kann Umweltschutz wirksam 
in  andere Politikbereiche integriert werden? Solange 
 beispielsweise der Verkehrssektor, die Landwirtschaft, 
die Produktpolitik und die Finanzpolitik den Schutz 
der natürlichen Ressourcen nicht ernst nehmen und ihr 
 Handeln nicht auf Nachhaltigkeit ausrichten, können die 
Umwelt- und Klimaziele nicht erreicht werden.

Unsere Gesellschaft steht vor der elementaren Heraus-
forderung, die natürlichen Lebensgrundlagen zu sichern. 
Eine intakte Umwelt ist die unersetzliche Basis unseres 
gesellschaftlichen, aber auch wirtschaftlichen Lebens, 
unserer Gesundheit und unseres Wohlstandes. Ein Schei-
tern an dieser Herausforderung würde nicht nur uns, 
sondern vor allem die jungen und zukünftigen Genera-
tionen betreffen. Das wachsende Bewusstsein vor allem 
der jungen Generation mit ihren Forderungen nach 
 einem stärkeren Klimaschutz sowie die anstehenden 
 europäischen Weichenstellungen bieten eine wichtige 
Chance für einen Wandel der politischen Prioritäten-
setzung und der Durchsetzungskraft der Umweltpolitik.
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Vorwort

Knapp 30 Jahre nach der UN-Konferenz über Umwelt und 
Entwicklung in Rio de Janeiro drohen die Appelle der 
Wissenschaft zur Bewahrung unserer natürlichen Lebens-
grundlagen zu einem bedrückenden Ritual zu werden. 
Von den Studien des Weltklima- und des Weltbiodiversi-
tätsrats über den Global Environmental Outlook bis zu 
den Zustandsberichten der europäischen und nationalen 
Umweltbehörden: Es mangelt nicht mehr an Erkenntnis-
sen über die dramatischen Folgen aktueller und drohen-
der Umweltveränderungen. Auch die Technologien für 
eine Wende hin zu zukunftsfähigem Wirtschaften, nach-
haltiger Mobilität und umweltverträglicher Energieerzeu-
gung sind vorhanden. Da sich Politik, Wirtschaft und 
Gesellschaft den ökologischen Herausforderungen viel zu 
zögerlich stellen, wächst die Kluft zwischen dem Erreich-
ten und dem Notwendigen. Nationale und internationale 
Studien zeigen, dass Innovationen und Effizienzsteigerun-
gen aber nicht mehr ausreichen, um ökologische Grenzen 
einzuhalten. Auch unsere Wirtschafts- und Lebensweisen 
müssen sich verändern.
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Dass die vor allem von der Wissenschaft entwickelten 
Szenarien für nachhaltige Entwicklung bei anderen ge-
sellschaftlichen und politischen Gruppen auch kritischen 
Widerhall finden, ist legitim. Natürlich muss es eine of-
fene und kontroverse Debatte über Pfade zur Nachhal-
tigkeit geben. Wer aktuell diskutierte Instrumente oder 
Gestaltungsoptionen ablehnt, sollte jedoch eigene Vor-
schläge einbringen, wie wir innerhalb der planetaren Be-
lastungsgrenzen leben wollen. Der verkürzte Diskurs über 
einen vermeintlichen Widerspruch zwischen Ökologie 
und Freiheit verkennt, dass Umweltschutz heute Voraus-
setzung für Freiheit ist – insbesondere auch für die der 
jungen und zukünftigen Generationen.

In den letzten Jahren ist die öffentliche Diskussion in eine 
neue Phase eingetreten. Die Folgen der Klimakrise sind 
spürbar, hierzulande und stärker noch in anderen Teilen 
der Welt. Seit einigen Jahren reihen sich Rekorde der glo-
balen Durchschnittstemperatur in erschreckender Regel-
mäßigkeit nahtlos aneinander. In Deutschland spürten 
im Dürresommer 2018 viele Menschen zum ersten Mal, 
dass sie durch den Klimawandel persönlich betroffen sind. 
Auch andere Umweltthemen wie Insektensterben und 
Plastikmüll im Meer bewegen die Menschen. Die von 
Jugendlichen getragene Fridays-for-Future-Bewegung 
benennt die Defizite der Klima- und Umweltpolitik in 
ungewohnter Klarheit und fordert zu Recht schnelle und 
energische Schritte.

Trotz der hohen öffentlichen Aufmerksamkeit hält die 
Politik mit den erforderlichen Veränderungen bislang 
nicht Schritt. Umweltpolitische Entscheidungen werden 
weiter im traditionellen Paradigma einer inkrementellen 
Gestaltung getroffen. Es fehlt der politische Mut, Trans-
formationen entschlossen anzugehen, die in großen Be-
reichen wie dem Verkehr, der Landwirtschaft und dem 
Gebäudesektor notwendig wären. Die Chancen, die in 
einem nachhaltigeren Wirtschaften liegen, werden dabei 
nicht hinreichend wahrgenommen. Zu einem zurückhal-
tenden politischen Handeln trägt die durchaus nachvoll-
ziehbare Sorge bei, dass ambitionierte Maßnahmen gera-
de vor dem Hintergrund aktueller populistischer 
Strömungen auf gesellschaftliche Widerstände stoßen. 

Durch die wirtschaftlichen und sozialen Folgen der 
Corona-Pandemie drohen Umwelt- und Klimaschutz in 
den Hintergrund zu geraten. Dies wäre ein großer Fehler. 
Auch wenn Klima- und Corona-Krise von ihrer Natur her 
sehr unterschiedlich sind, haben sie dennoch einige Ge-
meinsamkeiten. Beide machen entschlossenes Handeln 
trotz noch bestehender Unsicherheiten erforderlich. Bei 
der Bewältigung beider Krisen sind wissenschaftliche Er-

kenntnisse verschiedener Disziplinen eine zentrale 
Grundlage für politisches Handeln. Vor allem aber handelt 
es sich bei beiden um dramatische weltweite Entwick
lungen. Sowohl der Klimawandel als auch die Corona- 
Pandemie haben enorme Auswirkungen auf die wirt-
schaftlichen Gegebenheiten und die Krankheitslast – ins-
besondere im globalen Süden. Schließlich besteht bei bei-
den Krisen die Gefahr, dass soziale und gesundheitliche 
Ungleichheiten verstärkt und Gesellschaften gespalten 
werden. 

Gerade in solch schwierigen Zeiten wird deutlich, dass 
nur gemeinsames Handeln aus der Krise führt. Politische 
Entscheidungen sollten evidenzbasiert, vorsorgeorien-
tiert und in enger Zusammenarbeit zwischen den ver-
schiedenen Akteuren getroffen werden. Dabei können 
und sollen Synergien genutzt werden: Investitionen im 
Rahmen von Konjunkturprogrammen müssen in eine öko-
logisch nachhaltige Richtung gelenkt werden, eine För-
derung von ökologisch nicht zukunftsfähigen Technolo-
gien sollte konsequent vermieden werden. Positive 
Nebeneffekte, welche die Pandemie mit sich gebracht hat 
– beispielsweise die Nutzung digitaler Kommunikation 
anstelle von Reisen mit den positiven Effekten für das 
Klima – sollten verstetigt werden

Mit dem vorliegenden Umweltgutachten greift der Sach-
verständigenrat für Umweltfragen (SRU) verschiedene 
umweltpolitische Handlungsfelder auf, in denen zum 
einen großer Handlungsbedarf besteht, in denen es zum 
anderen aber auch vielversprechende Umsetzungsmög-
lichkeiten gibt. Hierzu gehört eine Klimapolitik, die bis-
lang nicht konsequent am Pariser Klimaabkommen aus-
gerichtet ist. Denn obwohl politisch breite Übereinkunft 
besteht, dass die internationalen Verpflichtungen einge-
halten werden sollen, liegt Deutschland nicht annähernd 
auf Zielkurs. Der Ansatz eines CO2-Budgets schafft Trans-
parenz über das notwendige Ambitionsniveau. Bessere 
Steuerungsmechanismen sollten zukünftig dafür sorgen, 
dass die Klimapolitik konsequent umgesetzt und fortge-
schrieben wird. Ein weiterer Bereich, in dem Deutsch-
land und Europa endlich von der Rhetorik zur konsequen-
ten Umsetzung kommen sollten, ist die Kreislaufwirtschaft. 
Deutschland verbraucht nach wie vor zu viele Rohstoffe 
und führt sie zu wenig im Kreislauf. Abfallvermeidung 
und hochwertiges Recycling finden weiterhin kaum statt. 
Voraussetzung dafür wären langlebige, reparaturfreund
liche, recyclinggerechte und schadstofffreie Produkte. 
Dass ökologisch problematische Eingriffe der Vergangen-
heit in erheblichem Maße rückgängig gemacht werden 
können, zeigt die Renaturierung von Gewässern. Leider 
gelingt dies noch nicht in dem notwendigen und auch 
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rechtlich geforderten Maße. Gute Planung, die Bereitstel-
lung von Flächen und ein langer Atem sind erforderlich. 
Hier müssen die Anstrengungen verstärkt werden, denn 
intakte Gewässer sind Voraussetzung für funktionieren-
de Ökosysteme, lebendige Landschaften und nachhalti-
ge Nutzung aquatischer Ressourcen. Großer Handlungs-
bedarf besteht auch beim Verkehrslärm, denn die 
Gesundheitsrisiken sind hoch, betreffen viele Menschen 
und werden oft unterschätzt. Eine besondere Chance er-
gibt sich aus Synergien zwischen Lärmschutz und ande-
ren Zielen, beispielsweise Lebensqualität im Stadtraum, 
Luftqualität, Klimaschutz, Klimaanpassung und soziale 
Gerechtigkeit. Mit der städtischen Mobilität beschäftigt 
sich der SRU vor dem Hintergrund, dass die Lebensqua-
lität in den Städten unter dem zunehmenden Autover-
kehr leidet. Weitere Impulse kommen von Anforderun-
gen des Umwelt- und Klimaschutzes, neuartigen 
Mobilitätsangeboten der Shared Mobility und durch ver-
änderte gesellschaftliche Einstellungen. Angesichts die-
ser Entwicklungen ist es wichtig, dass der Bund einen 
guten Rahmen für eine nachhaltige Mobilitätspolitik der 
Länder und Kommunen setzt. Eine für die Umweltpoli-
tik noch nicht ausreichend erschlossene Handlungsebe-
ne ist das Quartier. Lösungen die – beispielsweise im 
Energiebereich – über das Einzelgebäude hinausgehen, 
bieten viele Synergien und positive Skaleneffekte. Um 
diese zu erschließen, sind allerdings neue Entscheidungs- 
und Steuerungsstrukturen sowie Anpassungen bei För-
derprogrammen und rechtlichen Rahmenbedingungen 
erforderlich. Auch vor dem Hintergrund der Mitte 2020 
beginnenden deutschen EU-Ratspräsidentschaft legt das 
Abschlusskapitel ein besonderes Augenmerk auf die an-
stehenden Weichenstellungen in Europa. Der European 
Green Deal ist ein Aufbruchssignal. Er weckt große Er-
wartungen an eine Ausrichtung der europäischen Politik 
auf Klimaschutz und Nachhaltigkeit. Um diesen einzulö-
sen sind ambitionierte Ziele, eine fokussierte und zugleich 
flexible Arbeitsmethode, klare Vorgaben für Umsetzung 
und Monitoring sowie eine umfassende Verankerung von 
Klima- und Umweltschutzbelangen in allen wichtigen Po-
litikfeldern erforderlich.

Die Einzelanalysen zeigen eine Reihe von wichtigen über-
greifenden Fragen auf, die auf dem Weg zu einer starken 
Umweltpolitik in Deutschland und Europa beantwortet 
werden müssen:

Wie tief greifend dürfen die Veränderungen sein, welche 
die Umweltpolitik einfordert? Je mehr wertvolle Zeit ver-
rinnt, desto radikaler müssen die Maßnahmen sein, die 
die Wissenschaft zum Schutz der natürlichen Lebens-
grundlagen empfiehlt. Dies gilt insbesondere für den Kli-

maschutz. Beispielsweise müssen Emissionspfade, die 
mit den Zielen des Klimaabkommens von Paris vereinbar 
sein sollen, immer steiler nach unten zeigen, je länger 
wirksame Emissionsreduktionen ausbleiben. Gleichzei-
tig formulieren insbesondere Fachpolitikerinnen und -po-
litiker anderer Ressorts häufig den Anspruch, mit Blick 
auf ökonomische und soziale Interessen hinter den wis-
senschaftlichen Empfehlungen zurückbleiben zu dürfen. 
Aus Sicht des SRU muss die langfristige Sicherung der na-
türlichen Lebensgrundlagen eine für die Umweltpolitik 
nicht verhandelbare Leitlinie bleiben. Je weitreichender 
die Umweltpolitik, desto stärker muss allerdings darauf 
geachtet werden, soziale Härten in Folge umweltpoliti-
scher Maßnahmen abzufedern.

Wie geht die Politik mit den immer häufiger werdenden 
Zielverfehlungen um? Deutschland liegt beispielsweise 
bei 20 der 25 Umweltziele der deutschen Nachhaltigkeits-
strategie für 2030 nicht auf Kurs. Auch rechtlich verbind-
liche Ziele werden häufig nicht erreicht, zum Beispiel im 
Gewässerschutz, bei der Luftqualität und beim Klima-
schutz. Bislang werden Verfehlungen zu oft einfach ak-
zeptiert und Ziele werden in die Zukunft verschoben. So 
besteht die Gefahr, dass Umweltziele an Glaubwürdigkeit 
verlieren. Um dies zu vermeiden, sind Umsetzung und 
Vollzug des bestehenden Umweltrechts dringend zu ver-
bessern. Angesichts der großen Herausforderungen ist 
jedoch klar, dass es auch zukünftig bestimmte Bereiche 
geben wird, in denen wissenschaftlich begründete Ziele 
nicht erreicht werden. Hier sollte ein transparenter, kon-
struktiver und reflexiver Umgang mit solchen Zielverfeh-
lungen entwickelt werden. Das bedeutet, dass Ursachen 
systematisch analysiert, Handlungsstrategien angepasst 
und Steuerungsformen weiterentwickelt werden müssen. 
Beispiele hierfür sind die Deutsche Nachhaltigkeitsstra-
tegie und die nationalen Klimaschutzziele. Zudem soll-
ten Vorkehrungen getroffen werden, um Ziele dem wis-
senschaftlichen Kenntnisstand anzupassen.

Schließlich bestätigen die Analysen des vorliegenden 
Gutachtens, dass eine zentrale Frage der Umweltpolitik 
weiter ungelöst ist: Wie kann Umweltschutz wirksam in 
andere Politikbereiche integriert werden? Solange bei-
spielsweise der Verkehrssektor, die Landwirtschaft, die 
Produktpolitik und die Finanzpolitik den Schutz der na-
türlichen Ressourcen nicht ernst nehmen und ihr Han-
deln nicht auf Nachhaltigkeit ausrichten, können die 
Klima- und Umweltziele nicht erreicht werden. Diese Dis-
krepanz zwischen ökologischen Handlungserfordernis-
sen und konkretem politischem Willen in den Sektoren 
erfordert unter anderem eine ökologische Reform von 
politischen Entscheidungsprozessen, für die der SRU in 

Vorwort
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seinem Sondergutachten „Demokratisch regieren in öko­
logischen Grenzen – Zur Legitimation von Umweltpolitik“ 
im Jahr 2019 Vorschläge gemacht hat.

Unsere Gesellschaft steht vor der elementaren Heraus­
forderung, die natürlichen Lebensgrundlagen zu sichern. 
Eine intakte Umwelt ist die unersetzliche Basis unseres 
gesellschaftlichen, aber auch wirtschaftlichen Handelns, 
unserer Gesundheit und unseres Wohlstandes. Ein Schei­
tern an dieser Herausforderung würde nicht nur uns, son­
dern vor allem die jungen und zukünftigen Generationen 
betreffen. Das wachsende Bewusstsein vor allem der jun­
gen Generation mit ihren Forderungen nach einem stär­
keren Klimaschutz sowie die anstehenden europäischen 
Weichenstellungen bieten eine wichtige Chance für einen 
Wandel der politischen Prioritätensetzung und für eine 
stärkere Durchsetzungskraft der Umweltpolitik. Das Um­
weltgutachten 2020 will Anstöße geben, um den ethischen 
und rechtlichen Verpflichtungen zum Schutz der Umwelt 
gerecht zu werden. 

Veröffentlichungen des SRU in der 
Ratsperiode 2016–2020:

ɦɦ Studie im Auftrag des SRU „Quartiersebene als Infra­
strukturverbund – Klimaschutzpotenziale und Syn­
ergien mit dem Umweltschutz“ (Mai 2020)

ɦɦ Offener Brief zum Klimakabinett: Umsetzungs- und 
Ambitionslücke schließen (September 2019)

ɦɦ Studie im Auftrag des SRU „Analyse und Bewertung 
der Maßnahmen zur Umsetzung der Wasserrahmen­
richtlinie in Bezug auf hydromorphologische Heraus­
forderungen“ (Juli 2019)

ɦɦ Sondergutachten „Demokratisch regieren in öko­
logischen Grenzen – Zur Legitimation von Umwelt­
politik“ (Juni 2019)

ɦɦ Konsultation zum Entwurf für ein nationales Luft­
reinhalteprogramm (Februar 2019)

ɦɦ Konsultation im Rahmen der Halbzeitbewertung der 
Wasserrahmenrichtlinie (Dezember 2018)

ɦɦ Stellungnahme „Wohnungsneubau langfristig denken 
– Für mehr Umweltschutz und Lebensqualität in den 
Städten“ (November 2018)

ɦɦ Stellungnahme von SRU und WBBGR „Für einen 
flächenwirksamen Insektenschutz“ (Oktober 2018)

ɦɦ Studie im Auftrag des SRU „Die Klagetätigkeit der 
Umweltschutzverbände im Zeitraum von 2013 bis 
2016: Empirische Untersuchung zu Anzahl und Er­
folgsquoten von Verbandsklagen im Umweltrecht“ 
(April 2018)

ɦɦ Sondergutachten „Umsteuern erforderlich: Klima­
schutz im Verkehrssektor“ (November 2017)

ɦɦ Stellungnahme „Kohleausstieg jetzt einleiten“ 
(Oktober 2017)

ɦɦ Offener Brief „Empfehlungen des SRU zur Regierungs­
bildung“ (Oktober 2017)

ɦɦ Stellungnahme von SRU und WBW „Für eine bessere 
Finanzierung des Naturschutzes in Europa nach 2020“ 
(April 2017)

ɦɦ Stellungnahme „Zur Neuauflage der Deutschen 
Nachhaltigkeitsstrategie“ (November 2016)

ɦɦ Kommentar „Zum Entwurf des Klimaschutzplans 
2050“ (November 2016)

ɦɦ Stellungnahme „Verbandsklage wirksam und rechts­
konform ausgestalten: Stellungnahme zur Novelle des 
Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes“ (Oktober 2016)

ɦɦ Stellungnahme „Blaue Plakette: unverzichtbarer Schritt 
hin zu einer nachhaltigen Mobilität“ (Oktober 2016)

Veröffentlichungen in englischer Sprache:
ɦɦ Statement by SRU and WBBGR „For an efficient and 

area-effective insect protection“ (i. E.)

ɦɦ Consultation on the Roadmap for the New Circular 
Economy Action Plan (Januar 2020)

ɦɦ Consultation on the End-of-Life Vehicles Directive 
(Oktober 2019)

ɦɦ Consultation in the context of the fitness check of the 
Water Framework Directive „Implementation of the 
Water Framework Directive needs to be strengthened 
at European level“ (November 2018)

ɦɦ Statement „Start coal phaseout now“ (Oktober 2017)

ɦɦ Statement „Improved financing for nature conser­
vation in Europe after 2020“ (April 2017)
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Pariser Klimaziele erreichen  
mit dem CO2-Budget

Wie viel CO2 darf Deutschland noch emittieren, um einen 
gerechten Beitrag zur Einhaltung des Pariser Klimaab-
kommens zu leisten? Will man den Klimawandel auf das 
vereinbarte, gerade noch beherrschbare Ausmaß begren-
zen, ist eine Obergrenze für die global noch möglichen 
CO2-Emissionen einzuhalten. Durch Aufteilung auf die 
Staatengemeinschaft kann nach Prinzipien der inter
nationalen Verteilungsgerechtigkeit ein deutsches CO2-
Budget abgeleitet werden. Die derzeitigen deutschen 
Klimaziele erlauben Gesamtemissionen, die ein so ermit-
teltes nationales Budget überschreiten. Mit dem Bundes-
Klimaschutzgesetz ergänzt die Bundesregierung beste-
hende Klimaziele durch Jahresemissionsgrenzen für Sek-
toren bis 2030. Dies entspricht nationalen Budgets, sagt 
jedoch zu wenig über das Ambitionsniveau bis 2050 aus. 
Diese Emissionsgrenzen sollten in ein Gesamtbudget bis 
2050 eingebettet werden. Der Sachverständigenrat für 
Umweltfragen (SRU) empfiehl der Bundesregierung 
daher ein mit dem Pariser Klimaabkommen kompatibles 
deutsches CO2-Budget festzulegen und die Klimaziele 
entsprechend zu verschärfen. Das Budget sollte beste-
hende Ziele nicht ersetzen, sondern als übergreifende 
Bewertungsgrundlage dienen. Gleichzeitig ist es drin-
gend erforderlich, Maßnahmen umzusetzen, die den 
Weg zur Klimaneutralität ermöglichen, zum Beispiel den 
Ausbau erneuerbarer Energien zu beschleunigen. Nur so 
kann die Nutzung fossiler Ressourcen rasch beendet 
werden. Um das Budget einzuhalten, müssen der 
Reduktionsfortschritt regelmäßig überprüft und Maß-
nahmen kontinuierlich fortentwickelt werden. 

2
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2.1	 Einleitung

1.	 Mit der Ratifizierung des Klimaabkommens von 
Paris hat sich die Bundesrepublik Deutschland völker­
rechtlich bindend zu den darin festgelegten Klimazielen 
bekannt (Deutscher Bundestag – Wissenschaftliche 
Dienste 2018, S. 6). Die Erderwärmung soll nach Art. 2 
des Pariser Klimaabkommens im Vergleich zum vor­
industriellen Niveau auf deutlich unter 2 °C begrenzt 
werden und es sollen Anstrengungen unternommen wer­
den, diese möglichst auf 1,5 °C zu limitieren. Damit ver­
pflichten sich die Vertragsstaaten, darunter Deutschland, 
die nationalen Treibhausgasemissionen kontinuierlich 
abzusenken und spätestens in der zweiten Hälfte dieses 
Jahrhunderts vollständig klimaneutral zu werden. Auch 
aus der Gesellschaft heraus wird zunehmend eine am­
bitioniertere Klimapolitik Deutschlands eingefordert 
(Infratest dimap 2019, S. 3 und 5). Nur wenn es gelingt, 
den Klimawandel auf das vereinbarte Niveau zu begren­
zen, können elementar gefährdende Auswirkungen für 
die Umwelt und die Gesellschaften der Erde größtenteils 
verhindert werden (IPCC 2018b). Zum Beispiel würden 
die weitere Zunahme von wetterbedingten Extremereig­
nissen und ihre Auswirkungen auf Infrastrukturen und 
Landnutzung begrenzt (COUMOU et al. 2013) und wich­
tige Kipppunkte im Klimasystem der Erde nicht über­
schritten (SCHELLNHUBER et al. 2016) werden.

2.	 Wie aber lässt sich feststellen, wie groß ein ange­
messener nationaler Beitrag zur globalen Emissionsre­
duktion von Treibhausgasen sein muss? Wie lässt sich 
bewerten, ob Ziele des Bundes-Klimaschutzgesetzes 
(KSG) und die Maßnahmen des Klimaschutzprogramms 
ausreichen, um einen angemessenen deutschen Beitrag 
zum Pariser Klimaabkommen zu liefern? Zwar ist 
Deutschland selbst verantwortlich, den eigenen Reduk­
tionsbeitrag festzulegen, dabei ist es jedoch stets an die 
Pariser Klimaziele gebunden (Deutscher Bundestag – 
Wissenschaftliche Dienste 2018, S. 6). 

3.	 Um abzuschätzen, ob klimapolitische Ziele sowie 
Fortschritte bei der Reduktion von Emissionen Paris-
kompatibel sind, eignet sich der Ansatz des CO2-Budgets. 
Dieses Konzept beruht auf dem klimaphysikalischen 
Zusammenhang zwischen den CO2-Emissionen und der 
Erderwärmung (WBGU 2009). Das CO2-Budget bezeich­
net die kumulativen anthropogenen CO2-Emissionen, 
die ab einem gegebenen Zeitpunkt noch emittiert wer­
den können, sodass die daraus resultierende Erwärmung 
der Erde eine bestimmte Temperaturschwelle nicht über­
steigt. Das Konzept des CO2-Budgets steht damit im 

direkten Zusammenhang mit den Pariser Klimazielen. 
Es kann für die globale Ebene ermittelt und basierend 
auf normativen Annahmen der Verteilungsgerechtigkeit 
für die nationale und auch sektorale Ebene abgeleitet 
werden.

4.	 In der aktuellen politischen Diskussion wird eine 
Vielzahl unterschiedlicher Ziele und Maßnahmen disku­
tiert. Neben den Temperaturzielen des Klimaabkommens 
von Paris zählen dazu Emissionsreduktionsziele, die als 
prozentuale Reduktionen bis zu einem Zieljahr im Ver­
gleich zu einem Basisjahr formuliert werden. Ebenso 
werden konkrete Zieljahre für die Beendigung der Emis­
sionen aus einer bestimmten Quelle, wie der Kohlever­
stromung, diskutiert. Das Ziel der Treibhausgasneu­
tralität der gesamten Volkswirtschaft wird für ein 
spezifisches Zieljahr verfolgt. Treibhausgasneutralität 
bedeutet, dass ein Gleichgewicht zwischen den anthro­
pogenen Emissionen von Treibhausgasen aus Quellen 
und dem Abbau solcher Gase durch Senken besteht. 

Klimaschutzziele werden zudem auf verschiedenen 
Ebenen gesetzt: global, europäisch, national, auf Ebene 
der Bundesländer sowie auf kommunaler und sektoraler 
Ebene. Die Ziele sind unterschiedlich ambitioniert, ver­
bindlich und oft nicht ausreichend aufeinander ab­
gestimmt. Die europäischen Klimaziele sind bis 2030 
überwiegend als Treibhausgasbudgets operationalisiert. 
Die deutsche Klimapolitik basierte bisher auf Emis­
sionsreduktionszielen. Diese werden durch das Bundes-
Klimaschutzgesetz erstmals um sektorale Treibhaus­
gasbudgets bis 2030 ergänzt. Es fehlt jedoch ein Paris- 
kompatibler Transformationspfad bis 2050, sowohl auf 
europäischer als auch auf deutscher Ebene.

5.	 In den verschiedenen Sektoren, beispielsweise der 
Stromerzeugung, der Wärmeversorgung und im Verkehr, 
wird eine Vielzahl von Einzelmaßnahmen diskutiert. 
Dabei fehlt jedoch eine Gesamtbilanzierung. Es ist aber 
notwendig, dass die Wirksamkeit sektoraler Strategien 
stetig und wissensbasiert überprüft wird, damit die 
Gesamtheit aller nationalen Maßnahmen einen ausrei­
chenden Beitrag zur Einhaltung der Pariser Klimaziele 
leistet. 

Der Sachverständigenrat für Umweltfragen zeigt in die­
sem Kapitel, wie ein nationales CO2-Budget abgeleitet 
werden kann und welche Schlussfolgerungen sich für die 
Emissionsreduktion in Deutschland und die Zielsetzung 
einzelner Sektoren ergeben. Der Budgetansatz eignet 
sich, um bestehenden und künftigen klimapolitischen 
Zielen Deutschlands zugrunde gelegt zu werden.
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2.2	 Das CO2-Budget als 
zentrale Messgröße für 
den Klimaschutz

6.	 Mit der gescheiterten Klimakonferenz 2009 in 
Kopenhagen, bei der keine völkerrechtlich verbindliche 
Übereinkunft getroffen werden konnte, fand ein Para­
digmenwechsel in der internationalen Klimadiplomatie 
statt (BODANSKY 2016; SACHS 2019). Anstelle ver­
bindlich festgelegter Reduktionsverpflichtungen werden 
die nationalen Beiträge auf nationaler Ebene formuliert 
und konstant angepasst (Pledge-and-Review). Während 
das Klimaabkommen von Paris selbst völkerrechtliche 
Verbindlichkeit besitzt, sind die Nationalstaaten die ent­
scheidenden Akteure bei der Festlegung ihrer eigenen 
Klimaziele (FALKNER 2016). Diese selbst gesetzten 
Klimaschutzziele werden als national festgelegte Beiträ­
ge (Nationally Determined Contributions – NDCs) beim 
Sekretariat des Rahmenübereinkommens der Vereinten 
Nationen über Klimaänderungen (United Nations 
Framework Convention on Climate Change – UNFCCC) 
hinterlegt. Die Wirksamkeit dieses Ansatzes beruht auf 
der Annahme, dass Staaten ein Eigeninteresse daran 
haben, gegebene Zusagen auch einzuhalten, da sonst auf 
der internationalen Ebene ein Reputationsverlust droht 
(Naming and Shaming, s. JACQUET und JAMIESON 
2016, S. 644). Das Abkommen sieht vor, dass die einge­
reichten NDCs alle fünf Jahre überarbeitet werden und 
anschließend jeweils in einer weltweiten Bestandsauf­
nahme (Global Stocktake) Bilanz über die damit ver­
bundenen Reduktionsfortschritte gezogen wird (Art. 4 
und Art. 14 Pariser Klimaabkommen). Dabei sind die 
Vertragsstaaten verpflichtet, die Ambition ihres Beitrags 
immer wieder zu steigern. Dieser Ratcheting-up-Mecha­
nismus (Mechanismus zum Nachschärfen der NDCs) 
soll sicherstellen, dass die Lücke zwischen den Klima­
zielen von Paris und den nationalen Reduktionsbeiträgen 
schrittweise geschlossen wird. 

Derzeit genügt die Summe der nationalen Klimaschutz­
beiträge nicht, um das globale Temperaturziel einzu­
halten. So reichen die bisher vorgelegten NDCs selbst 
bei vollständiger Umsetzung nur aus, um den globalen 
Temperaturanstieg auf rund 3 °C (2,4 °C – 3,8 °C) zu 
begrenzen (Climate Analytics und NewClimate Insti­
tute 2019). Bereits heute hat sich die mittlere oberflä­
chennnahe Lufttemperatur (Land und Ozeane) seit der 
Industrialisierung um 0,87 °C erwärmt, über Land sogar 
um 1,53 °C (IPCC 2019). Die Folgen einer weiteren 
Erwärmung wären disruptiv für gesellschaftliche, öko­

nomische und ökologische Abläufe, die elementar für das 
Gemeinwohl sind. Eine deutliche Erhöhung der klima­
politischen Anstrengungen auf globaler Ebene ist daher 
notwendig (ROGELJ et al. 2016a). 

2.2.1	 Grundlagen und Funktionen 
des CO2-Budgets

7.	 Deutschland und die EU sind verpflichtet, die not­
wendigen Beiträge zu leisten, um die Pariser Klimaziele 
zu erreichen (s. Abschn. 2.4.1 und 2.4.2). Hierzu ist es 
notwendig, die Beiträge konkret zu bestimmen und konti­
nuierlich zu überprüfen. Das CO2-Budget stellt einen 
sachgerechten Ansatz hierfür dar (s. Kasten 2-1).

Ziel- und Messgrößen in Klimapolitik und 
-wissenschaft
8.	 Je nach Diskussionszusammenhang werden in Klima­
wissenschaft und -politik verschiedene Ziel- und Messgrö­
ßen verwendet, die sich entweder auf die Temperatur, die 
CO2-Konzentration in der Atmosphäre oder die CO2-Emis­
sionen beziehen. Die Klimaziele von Paris wurden als maxi­
male Erwärmungs- bzw. Temperaturziele formuliert. Der 
methodische Vorteil eines solchen Temperaturziels ist, 
dass es im direkten Zusammenhang mit den Folgen der Erd­
erwärmung steht, weil die mittlere Temperatur der Erde 
eine zentrale Leitgröße für den Zustand des Erdsystems 
insgesamt ist. Somit gibt das Temperaturziel den Konsens 
der Weltgemeinschaft über das anzustrebende Schutz­
niveau wieder, wenngleich die Folgen der Erderwärmung 
regional sehr unterschiedlich auftreten und oft auch über 
Klimagrößen wie die Niederschlagsmenge oder Extrem­
ereignisse vermittelt werden. Damit aus einem globalen Tem­
peraturziel jedoch Steuerungsgrößen wie die maximal zu­
lässigen Emissionsmengen auf nationaler Ebene abgeleitet 
werden können, sind klimaphysikalische Umrechnungen 
der Erwärmung in emittierte CO2-Mengen notwendig.

9.	 Zwischen der Gesamtmenge der über alle Zeiten 
hinweg kumulierten anthropogenen Emissionen des 
wichtigsten Treibhausgases CO2 und der globalen Tem­
peraturerhöhung besteht ein annähernd linearer Zusam­
menhang (s. Abb. 2-1). Ein Anteil von etwa 24 % aller 
anthropogenen Emissionen wird von den Meeren und 
etwa 30 % von der terrestrischen Biosphäre aufgenom­
men (LE QUÉRÉ et al. 2018, S. 2160). Der Rest verbleibt 
langfristig in der Atmosphäre und entfaltet dort mittel­
fristig eine proportionale Wirkung auf die Mitteltem­
peratur der Erde. Dieser Sachverhalt ist sowohl klima­
physikalisch aus dem Zusammenhang zwischen 
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atmosphärischem CO2-Gehalt, Strahlungsbilanz der 
Atmosphäre und Temperatur ableitbar als auch das Er­
gebnis von numerischer Simulation mit Klimamodellen 

und Untersuchungen zum Verlauf der Erdgeschichte. 
Diese Größen können prinzipiell ineinander umgerech­
net werden, die Stärke des Zusammenhangs zwischen 

Kasten 2-1: �CO2-Budget: Definition und 
Abgrenzung

Das vorliegende Kapitel zeigt auf der Basis des aktu­
ellen Stands der Forschung, welche Gesamtmenge an 
CO2 über die kommenden Jahrzehnte weltweit höchs­
tens noch emittiert werden darf, damit die Ziele des 
Klimaabkommens von Paris zur Begrenzung der Erd­
erwärmung eingehalten werden. Aus diesem globa­
len CO2-Budget werden in einem zweiten Schritt 
plausible nationale und europäische CO2-Budgets 
und damit entsprechende Emissionsobergrenzen ab­
geleitet. Diese Rechnungen beziehen sich auf das 
wichtigste Treibhausgas CO2, obwohl auch andere 
menschlich verursachte Treibhausgase (wie z. B. Me­
than) und Aerosole zum Klimawandel beitragen 
(IPCC 2013). Diese Eingrenzung hat mehrere Grün­
de. CO2-Emissionen reichern sich über lange Zeit­
räume kumulativ in der Atmosphäre an, sodass sich 
ein zeitübergreifender Budgetansatz zur Festlegung 
von maximalen Gesamtemissionen eignet. Andere 
Treibhausgase und Aerosole sind oft kurzlebiger und 
können daher in ihrer Wirkung auf das Klima über 
lange Zeiträume nicht wie CO2 als eine sich stetig 
aufsummierende Gesamtmenge bilanziert werden. 

Aus diesem Grund berichtet auch der Weltklimarat (In­
tergovernmental Panel on Climate Change – IPCC) in 
seinem Sonderbericht zum 1,5 °-Ziel globale Emissi­
onsbudgets als reine CO2-Budgets (IPCC 2018b). Auf 
diesen Ergebnissen beruhen auch die in Abschnitt 2.2.4 
durchgeführten Budgetberechnungen. Für Deutsch­
land deckt der CO2-Ausstoß mit etwa 88 % der gesam­
ten Treibhausgasemissionen derzeit den größten Teil 
der klimawirksamen Emissionen ab („Treibhausgas­
emissionen gingen 2019 um 6,3 Prozent zurück. Große 
Minderungen im Energiesektor, Anstieg im Gebäude­
sektor und Verkehr“, Gemeinsame Pressemitteilung 
des Umweltbundesamtes und des Bundesministeriums 
für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit vom 
16. März 2020). Ein Nachteil dieses Ansatzes ist, dass 
es Sektoren gibt – insbesondere die Landwirtschaft – 
die vorrangig andere Gase emittieren. Deren Klima­
schutzbeitrag kann daher über ein CO2-Budget nicht 
angemessen bewertet werden – dies erfordert eine er­
gänzende Behandlung. Für kürzere Zeiträume (z. B. ei­
nige Jahre) kann die Wirkung anderer Treibhausgase

rechnerisch in CO2-Äquivalente (CO2eq) übersetzt 
werden, also in die Menge emittierten CO2 mit der­
selben Wirkung auf das Klima. In solchen Fällen kann 
von einem Treibhausgasbudget gesprochen werden.

Die hier besprochenen CO2-Budgets sind aufgrund 
klimawissenschaftlicher Zusammenhänge aus Tempe­
raturzielen abgeleitet. Damit nicht zu verwechseln sind 
jedoch politisch gesetzte CO2- und Treibhausgasbud­
gets, welche Klimaziele darstellen oder durch die Aus­
gabe von Emissionszertifikaten begrenzt sind. Ein 
Beispiel dafür ist der Europäische Emissionshandel 
(European Union Emissions Trading System – EU ETS), 
das jährlich Budgets für mehrere Treibhausgase in be­
stimmten Sektoren definiert und einen Handel mit 
Emissionszertifikaten ermöglicht. Die Lastenteilungs­
entscheidung (Entscheidung Nr. 406/2009/EG) und 
die Klimaschutzverordnung (EU) 2018/842 weisen für 
nicht vom EU ETS erfasste Sektoren jährliche natio­
nale Budgets in CO2eq aus (Tz. 88; UBA 2019c). Die 
deutsche Klimapolitik basierte in der Vergangenheit 
vorrangig auf Reduktionszielen für ein bestimmtes Jahr. 
Mit dem Bundes-Klimaschutzgesetz wurden mit der 
europäischen Klimaschutzverordnung kompatible jähr­
liche Treibhausgasbudgets erstmalig verbindlich fest­
geschrieben und bis 2030 auf die verschiedenen Sek­
toren aufgeteilt (Tz. 97). Der Unterschied zwischen 
einem politisch und einem klimawissenschaftlich de­
finierten CO2-Budget kann – sofern vorhanden – als 
Ambitionslücke bezeichnet werden. Gibt es einen Un­
terschied zwischen einem beabsichtigten und dem real 
resultierenden Budget, kann dieser als Umsetzungslü­
cke bezeichnet werden (s. Kasten 2-3).

Insgesamt werden Klimabudgets – verstanden 
als übergreifende Bezeichnung für verschiedene 
Budgetansätze  – immer häufiger als politische 
Steuerungsgröße eingesetzt. Dies ist positiv zu be­
werten, da es Klimaschutzbemühungen transparen­
ter und vergleichbarer macht. Häufig sind die festge­
legten Mengen allerdings nicht ambitioniert genug, 
um das naturwissenschaftlich aus den Zielen des Kli­
maabkommens von Paris abgeleitete Budget errei­
chen zu können. 
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kumulierten Emissionen und Erwärmung ist jedoch auf­
grund der Komplexität des Klimasystems mit Unsicher­
heiten verbunden (s. Abb. 2-1; ALLEN et al. 2009). 
Obwohl die Unsicherheiten seit den 1970er-Jahren 
unverändert bestehen, ist durch die Forschung der ge­
naue Wert der sogenannten Klimasensitivität, die als 
Maßstab dienende Größe der Veränderung der mittle­
ren globalen Temperatur bei einer Verdoppelung der 
atmosphärischen CO2-Konzentration, heute relativ 
genau eingegrenzt. Werden Temperaturziele definiert, 
die an Auswirkungen des Klimawandels geknüpft sind, 
ist dies also bei der Umrechnung in die zugehörigen 
Emissionsmengen mit verbleibenden Unsicherheiten 
verbunden. 

10.	 Dagegen ist die atmosphärische Konzentration von 
Treibhausgasen, die sich einerseits in Emissionsmen­
gen, andererseits in Temperaturveränderungen umrech­
nen lässt, sehr genau messbar. Sie stellt daher in der 
Wissenschaft insbesondere für die Berechnungen des 
IPCC neben dem damit verbundenen Strahlungsantrieb 
eine zentrale Rechengröße dar (IPCC 2018b; STEFFEN 
et al. 2015). Die atmosphärische Konzentration von 
Treibhausgasen wird jedoch nicht nur von menschlichen 
Emissionen beeinflusst, sondern auch von Rückwirkun­
gen im Erdsystem, die sich darauf auswirken, wie 
Treibhausgase von der Atmosphäre aufgenommen und 
abgegeben werden. Der Strahlungsantrieb ist ein Maß 
für die Änderung der Energiebilanz des Erdsystems als 

ɦɦ Abbildung 2-1	

Zusammenhang zwischen CO2-Emissionen und Temperaturänderung
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Auf der X-Achse sind die kumulativen CO2-Emissionen in Gt CO2 seit 1876 abgebildet, auf der Y-Achse die Veränderung der bodennahen 
Lufttemperatur (°C) seit dem Zeitraum 1850 – 1900. Die schwarze Linie zeigt die von Erdsystemmodellen berechnete Erwärmung 
auf Basis historischer Emissionen. Die rote Linie zeigt die projizierte Erwärmung auf Grundlage eines Business-as-usual-Szenarios. Beide 
Verläufe entstammen dem Fünften Sachstandsbericht des IPCC (AR5).

Quelle: IPCC 2018b, Kap. 2, S. 105 
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Reaktion auf eine externe Störung, wobei ein positiver 
Strahlungsantrieb zu einer Erwärmung, ein negativer 
Strahlungsantrieb zu einer Abkühlung führt (SOLO­
MON et al. 2007, S. 21). Ein Beispiel für eine solche 
Störung ist eine erhöhte atmosphärische Treibhausgas­
konzentration.

Aus klimapolitischer Perspektive ist die absolute Menge 
an maximal noch emittierbaren Treibhausgasen eine ge­
eignete Größe, um Reduktionsfortschritte zu bewerten, 
da sie an der Ursache ansetzt (IPCC 2013; ROCKSTRÖM 
et al. 2017; WBGU 2009). Setzt man sie in Bezug zu den 
Emissionen in einem Basisjahr oder -zeitraum, so erge­
ben sich prozentuale Reduktionsziele.

Das Paris-kompatible CO2-Budget als 
Grundlage von Klimapolitik
11.	 Auf diesem klimaphysikalischen Zusammenhang 
zwischen kumulierten CO2-Emissionen und Tempera­
turerhöhung basiert der Ansatz des CO2-Budgets. Da ein 
linearer Zusammenhang besteht, kann das zur Einhal­
tung eines Temperaturziels verfügbare CO2-Budget mit 
einer gewissen Wahrscheinlichkeit der Zielerreichung 
verbunden werden. Auf diese Weise kann es unter 

Einbezug der Unsicherheiten als belastbare Messgröße 
dienen.

12.	 Treibhausgasbudgets spielen in der Formulierung 
und Operationalisierung nationaler und europäischer 
Klimaziele zunehmend eine Rolle (s. Kasten 2-1). Zu­
sätzlich bestehen prozentuale Reduktionsziele jährlicher 
Treibhausgasemissionen gegenüber einem Basisjahr (z. B. 
dem Jahr 1990). Auf europäischer Ebene wird im Rah­
men des European Green Deals aktuell über die Umset­
zung eines Treibhausgasneutralitätsziels für das Jahr 
2050 diskutiert. 

Prozentuale Reduktionsziele leiten sich von der Höhe 
der bisherigen jährlichen Emissionen ab. Wie Zieljahre 
für die Treibhausgasneutralität berücksichtigen sie aber 
nicht die akkumulierte Menge der künftigen – wenn auch 
sukzessive reduzierten – jährlichen Emissionen. Diese 
politischen Steuerungsansätze sind ohne entsprechen­
de Zwischenziele nicht aussagekräftig, um eine Beurtei­
lung des nationalen oder europäischen Beitrags zur Ein­
haltung der Pariser Klimaziele vornehmen zu können. 
Ein Gedankenspiel macht dies deutlich: Würde Deutsch­
land beispielsweise erst 2045 damit beginnen, Treib­

ɦɦ Abbildung 2-2	

Emissionspfade zur Einhaltung der Pariser Klimaziele in Deutschland (schematisch)
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ɦɦ Abbildung 2-3	

Das CO2-Budget als Grundlage bestehender Klimaziele auf verschiedenen Ebenen
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hausgase bis 2050 auf null zu reduzieren, so läge die 
Menge der insgesamt ausgestoßenen Treibhausgase deut­
lich über dem Deutschland zustehenden Treibhausgas­
budget (Abb. 2-2, Emissionspfad 1; zum deutschen CO2-
Budget s. Tz. 33). Auch eine schrittweise Reduktion der 
Treibhausgasemissionen würde nicht notwendigerweise 
zur Einhaltung des Budgets führen (Abb. 2-2, Emissions­
pfad 2). Für eine Paris-kompatible, entsprechend recht­
zeitige Senkung der Treibhausgasemissionen (Abb. 2-2, 
Emissionspfad 3 und 4) ist nicht allein der Zeitpunkt der 
Treibhausgasneutralität entscheidend, sondern die über 
den relevanten Zeitraum hinweg von allen Sektoren ins­
gesamt emittierte Menge an Treibhausgasen. 

Sektor- und jahresspezifische Treibhausgasbudgets, wie 
im Bundes-Klimaschutzgesetz festgelegt, sind daher 
grundsätzlich zu begrüßen. Um beurteilen zu können, 
ob die sich daraus ergebenden Emissionsreduktionspfa­
de bis zur Treibhausgasneutralität einen angemessenen 
Beitrag zum Pariser Klimaabkommen leisten, bedarf es 
aber eines Abgleichs mit einem klimaphysikalisch 
begründeten Paris-kompatiblen CO2-Budget.

13.	 Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass eu­
ropäische, nationale und regionale Klimaschutzziele so 
gewählt werden sollten, dass sie sich eindeutig auf das 
globale Temperaturziel beziehen lassen. Vor diesem 
Hintergrund empfiehlt der SRU die Überprüfung der 
Ziele mithilfe des Paris-kompatiblen CO2-Budgets. Es 
kann auf unterschiedlichen Ebenen als Grundlage für 
die Klimapolitik eingesetzt werden (Abb. 2-3). Das glo­
bale CO2-Budget besitzt eine klimaphysikalische Grund­
lage, da die Wirkung der Emissionen auf die globale 
Erwärmung bekannt ist. Es ist anschlussfähig an beste­
hende politische Steuerungsinstrumente wie den EU ETS 
sowie die Treibhausgasbudgets der EU-Klimaschutz­
verordnung (Tz. 88) und des deutschen Bundes-
Klimaschutzgesetzes (Tz. 97) und kann auf eine 
beliebige Ebene skaliert werden (z. B. Sektoren, Unter­
nehmen, Personen). Zudem lassen sich jahresspezifi­
sche Reduktionspfade für die absolute Emissionsmenge 
etablieren, die insgesamt dem nationalen CO2-Budget 
zur Einhaltung der Pariser Klimaziele entsprechen. 
Hierbei ist zu beachten, dass das europäische und natio­
nale CO2-Budget sowie die sektoralen Budgets aus dem 
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globalen CO2-Budget auf der Basis auch normativer 
Überlegungen zur gerechten internationalen Lastentei­
lung und dem akzeptablen Risiko der Zielüberschrei­
tung abgeleitet werden (Abschn. 2.2.2).

2.2.2	 Einflussfaktoren auf die 
Berechnung des CO2-Budgets

14.	 Um das globale Paris-kompatible CO2-Budget zu 
bestimmen, müssen verschiedene methodische und nor­
mative Annahmen getroffen werden. Zudem spielen kom­
plexe Einflussfaktoren eine Rolle. Im Folgenden wird 
zum besseren Verständnis ein Überblick über die Fak­
toren gegeben, welche die Berechnung und die Höhe des 
Budgets beeinflussen und daher zu verschiedenen Bud­
getgrößen führen können (s. a. ROGELJ et al. 2019).

Definition des CO2-Budgets 
15.	 Beginn des Zeitraums: CO2-Budgets werden auf fest­
gelegte Startpunkte bezogen, zum Beispiel die vorindus­
trielle Zeit oder ein bestimmtes Jahr (Tz. 29). Diese 
Zeitpunkte werden in verschiedenen Berichten nicht ein­
heitlich gesetzt, was den direkten Vergleich der jeweils 
resultierenden Budgetzahlen erschwert und zu scheinbar 
verschiedenen Zahlenangaben führt (ROGELJ et al. 2019). 
Weiterhin ist zwischen dem verbleibenden CO2-Budget ab 
einem definierten Zeitpunkt und dem im Verlauf jeweils 
aktuell noch verbleibenden Restbudget zu unterscheiden.

Einhaltung oder vorübergehende Überschreitung des Klima-
ziels: Budgetansätze unterscheiden sich dahingehend, ob 
der Budgetwert in einem Business-as-usual-Szenario für 
den Zeitpunkt der Überschreitung des maximal erlaub­
ten Temperaturanstiegs ermittelt wird („Threshold 
Exceedance Budgets“) oder aus einem Verlauf, bei dem 
die Zieltemperatur knapp erreicht, aber nie überschrit­
ten wird („Threshold Avoidance Budgets“, s. ROGELJ 
et al. 2016b, S. 247; PETERS 2016). Grenzüberschrei­
tungsbudgets umfassen auch Szenarien, die ein zeitwei­
ses Übertreffen des Temperaturziels erlauben, bevor die 
Temperatur wieder leicht absinkt und sich stabilisiert 
(RAHMSTORF 2017, S. 378 f.; ROGELJ et al. 2016b, 
S. 247). Generell sind die Budgets, die eine temporäre 
Überschreitung des Klimaziels zulassen, größer als 
solche, die diese vermeiden.

Unsicherheiten und Unterschiede bei der 
Berechnung des CO2-Budgets
16.	 Unterschiede in der Methodik der Bewertungsmodelle: 
Die verwendeten Modelle zur Berechnung der CO2-Bud­
gets unterscheiden sich hinsichtlich der Modellierungs­

ansätze und dem Detailgrad und können zu unterschied­
lichen Abschätzungen des Budgets führen (ROGELJ et al. 
2016b, S. 248). Im Wesentlichen sind zwei sehr verschie­
dene Modelltypen in der Literatur vertreten: 

ɦɦ Erdsystemmodelle simulieren physikalische und bio­
geochemische Wechselwirkungen zwischen der At­
mosphäre, den Landoberflächen der Erde und den 
Ozeanen und die aus vorgegebenen Emissionspfaden 
resultierenden mittleren Erwärmungswerte. Sie simu­
lieren insbesondere den Kohlenstoffkreislauf der Erde 
und berücksichtigen verschiedene Rückkopplungs­
effekte im Erdsystem, welche die aus Emissionen 
resultierende Temperaturerhöhung beeinflussen.

ɦɦ Integrierte Bewertungsmodelle (Integrated Assess­
ment Models – IAMs) sind energie- und technologie­
ökonomische Berechnungsmodelle, welche kosten­
günstige Pfade zur Einhaltung von Klimazielen und 
die zugehörigen Emissionsreduktionspfade berech­
nen. Dafür sind die ökonomischen Modelle mit ver­
einfachten Klimamodellen gekoppelt, welche meist 
keine räumliche Auflösung haben, aber die Erwärmung 
der Erde infolge von Treibhausgasemissionen adäquat 
wiedergeben. Die Modelle sind makroökonomisch 
meist in einer Anzahl von Weltregionen differenziert 
und können in ihre Evaluierung einzelne geophysi­
kalische Randbedingungen einbeziehen.

Daneben können anstatt oder in Ergänzung zu model­
lierten Werten auch Daten über den beobachteten Ver­
lauf der Erderwärmung und einige andere relevante 
Erdsystemgrößen verwendet werden. Dadurch kann 
die aus Modellen beobachtete Entwicklung näher ein­
gegrenzt werden. Da jedoch auch Beobachtungsdaten 
regelmäßig Unsicherheiten aufweisen, wirken diese 
ebenfalls auf die Quantifizierung des Budgets (ROGELJ 
et al. 2019). Insbesondere sind Beobachtungsdaten oft 
nicht hinreichend flächendeckend oder stehen nicht 
über einen ausreichend langen Zeitraum zur Verfügung, 
um diese Unsicherheiten entscheidend zu reduzieren. 
Aus diesem Grund liefert  die Einbeziehung von Be­
obachtungsdaten nicht zwingend ein besseres Ergeb­
nis gegenüber der Analyselogik der numerischen Pro­
zessmodelle. Belastbare Budgets entstehen aus der 
Zusammenschau aller Erkenntnisse, wie sie unter an­
derem der IPCC in seinen Sachstands- und Sonderbe­
richten vornimmt. 

Klimakühlender Effekt von Aerosolen: Aerosole sind 
Schwebeteilchen, die sich in verschiedenen Luftschich­
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ten befinden und dort klimawirksam sind, wie zum Bei­
spiel Mineralstaub, Rußpartikel, Meersalz oder orga­
nische Teilchen. Sie wirken auf die Temperatur teils 
erwärmend (insb. Rußpartikel), in der Summe überwie­
gend aber abkühlend (insb. Schwefeloxide). Vom Men­
schen emittierte Aerosole kompensieren schon heute 
einen Teil der Erderwärmung (RAMANATHAN und 
FENG 2008). Deshalb hängt die zukünftige Erderwär­
mung auch von der Entwicklung der anthropogenen 
Aerosolemissionen ab. Die genaue Bestimmung der 
Aerosolwirkung ist ebenso mit wissenschaftlichen Unsi­
cherheiten verbunden wie deren künftige Entwicklung, 
zumal eine flächendeckende Abschätzung der Aerosol­
last nicht einfach ist. Auch diese Faktoren tragen zu 
Unsicherheiten bei der Bestimmung des Budgets bei 
(MYHRE et al. 2017, S. 2710 ff.).

Feedback-Effekte im Erdsystem: Klimaveränderungen haben 
Rückkopplungen im Erdsystem zur Folge, welche die 
Temperaturveränderung stärken oder abmildern können. 
Ein Beispiel hierfür ist die Wolkenbildung, ein weiteres 
ist der Kohlenstoffkreislauf, in dem der Kohlenstoff 
zwischen der Atmosphäre, dem Ozean und der Landbio­
sphäre ausgetauscht wird und dessen natürlicher Ablauf 
durch die Verbrennung fossiler Brennstoffe sowie durch 
Landnutzung gestört wird (LE QUÉRÉ et al. 2018). Da 
Rückkopplungen miteinander interagieren und teils 
komplexe, räumlich differenzierte Prozesse beteiligt sind, 
ist es nur mit Unsicherheit möglich, deren Effekt auf 
die  Temperaturänderung abzuschätzen (IPCC 2018b, 
S. 2-16 f.). So gibt der neueste Sonderbericht des IPCC 
zum 1,5°-Ziel (SR1.5) Zahlen zum Kohlenstoffbudget 
für eine gegebene Temperaturerhöhung an. Der Bericht 
erwähnt jedoch, dass solche Feedbacks, insbesondere 
auch aus sich verändernden Eigenschaften des Perma­
frosts der nördlichen Breiten, die tatsächliche Größe der 
Budgets um circa 100 Gt CO2 weiter mindern könnten 
(IPCC 2018b, Tab. 2.2). 

Einbezug theoretischer künftiger CO2-Extraktionen aus der 
Atmosphäre (sog. negative Emissionen): Die Größe des 
globalen CO2-Budgets ist auch von Annahmen zur zukünf­
tigen Rolle sogenannter negativer Emissionstechnologien 
und -praktiken abhängig (PETERS 2018a). Die meisten 
Emissionsreduktionspfade zur Erreichung der Klimaziele 
sehen sie in großem Umfang vor (s. Abschn. 2.3.3). Die 
meisten Optionen für negative Emissionen sind derzeit 
mit großen Unsicherheiten behaftet und bringen größten­
teils erhebliche Zielkonflikte, beispielsweise mit der Nah­
rungsmittelerzeugung sowie dem Natur- und Artenschutz 
mit sich, oder beinhalten erhebliche finanzielle oder ener­
getische Kosten. Auch sind wirksame Verfahren noch nicht 

operationell verfügbar (FUSS et al. 2018). Aus diesen 
Gründen spielt die Anwendung von negativen Emissions­
technologien zur Erweiterung des CO2-Budgets im Fol­
genden nur eine geringe Rolle.

Normative Entscheidungen zum 
Ambitionsniveau und zur Wahrscheinlichkeit 
der Zielerreichung
17.	 Wahrscheinlichkeit der Zielerreichung und Wahl des 
Temperaturziels: Die Ableitung der atmosphärischen CO2-
Konzentrationen sowie der daraus resultierenden globa­
len Temperaturentwicklung aus den seit einem Bezugsjahr 
emittierten CO2-Emissionen ist mit Unsicherheiten be­
haftet (Tz. 9). Daher wird in der wissenschaftlichen Pra­
xis einerseits mit mittleren Werten gearbeitet, anderer­
seits werden Korridore für das verbleibende Budget 
ausgewiesen. Je nachdem, wie sicher die Zielerreichung 
gewährleistet sein soll, muss von größeren oder kleineren 
Werten der Klimasensitivität, also der Reaktion des Kli­
masystems auf Änderungen in der atmosphärischen Treib­
hausgaskonzentration, ausgegangen werden. Dies ent­
spricht einer größeren bzw. kleineren Wahrscheinlichkeit 
der Zielerreichung, wenn das Budget eingehalten wird. 
Daher wird die Einhaltung eines bestimmten Tempera­
turanstieges unter der Angabe von Wahrscheinlichkeiten 
berechnet. Der IPCC betrachtet Wahrscheinlichkeiten 
von  33, 50 und 67  % jeweils für Temperaturanstiege 
von 1,5 °C und 2 °C, für die das Budget berechnet wer­
den kann, sodass sich allein aus der Kombination dieser 
Zielsetzungen sechs Berechnungsmöglichkeiten ergeben 
(IPCC 2018b). Die Wahrscheinlichkeiten, mit denen die 
Temperaturziele eingehalten werden sollen, stellen eine 
normative Entscheidung dar. Das Erreichen des 1,5°-Ziels 
wird normalerweise mit einer Wahrscheinlichkeit von 
50 % angegeben, das 2°-Ziel wird mit 67 %, also mit einer 
Zwei-Drittel-Wahrscheinlichkeit beschrieben. In beiden 
Fällen bleibt ein erhebliches Risiko einer Überschreitung 
des Temperaturziels trotz Einhaltung des Budgets beste­
hen. Im Folgenden werden CO2-Budgets vorgestellt, die 
das gewählte Temperaturziel mit hoher Wahrscheinlich­
keit erreichen. Dies entspricht auch dem verfassungsrecht­
lich vorgegebenen Vorsorgeprinzip (SRU 2019). 

18.	 Aufgrund dieser Faktoren können ermittelte Grö­
ßen des CO2-Budgets voneinander abweichen. In der 
Wissenschaft werden deshalb auch Spannbreiten für das 
Budget ausgewiesen, welche diese Einflussfaktoren und 
Unsicherheiten abbilden. Für politische Entscheidungs­
trägerinnen und Entscheidungsträger sowie die öffent­
liche Diskussion wird jedoch oftmals ein einzelner Wert 
als Orientierung bzw. Leitlinie kommuniziert. Wird die­
ser Wert als Grundlage für weitere Entscheidungsprozes­
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se verwendet, muss stets berücksichtigt werden, dass 
aufgrund der Unsicherheiten das tatsächliche Budget ab­
weichen kann. Auch kann wissenschaftlicher Erkenntnis­
gewinn im Laufe der Zeit zu einer Anpassung der Budget­
werte führen, wenngleich keine allzu tiefgreifende 
Revision des bestehenden Kenntnisstandes zu erwarten 
ist. Da das verbleibende Restbudget mit fortschreitender 
Zeit sinkt, die Unsicherheiten aber absolut gleich groß 
bleiben, nimmt der relative Einfluss der Unsicherheiten 
zu (PETERS 2018b; SCHLEUSSNER et al. 2018, S. 1).

2.2.3	 Größe des globalen 
CO2-Budgets

19.	 Eine erste breiter diskutierte Abschätzung des 
globalen CO2-Budgets wurde 2009 im Jahr der 15. UN-
Klimakonferenz der Vertragsparteien des UNFCCC in 
Kopenhagen (COP 15) vorgestellt (ALLEN et al. 2009) 
und im selben Jahr in Deutschland auch vom Wissen­
schaftlichen Beirat der Bundesregierung Globale 
Umweltveränderungen empfohlen (WBGU 2009). Der 
Fünfte Sachstandsbericht des IPCC aktualisierte die Zah­
len im Jahr 2013 (IPCC 2013). 

20.	 Die derzeit aktuellsten Berechnungen im IPCC-
Sonderbericht SR1.5 aus dem Jahr 2018 ermitteln ein im 
Vergleich dazu etwas höheres Budget (IPCC 2018b). Das 
globale CO2-Budget ab dem Jahr 2018 für die Begren­
zung der Erderwärmung auf 1,5 °C wird für eine 50 %ige 
Wahrscheinlichkeit der Zielerreichung auf 580 Gt CO2 
und für eine 67 %ige Wahrscheinlichkeit der Zielerrei­
chung auf 420 Gt CO2 beziffert (Tab. 2-1). Soll der Tem­
peraturanstieg mit einer Wahrscheinlichkeit von 67 % 

deutlich unter 2 °C bleiben (hier rechenmäßig interpre­
tiert als 1,75 °C und damit die Mitte zwischen 1,5 °C 
und 2 °C), beträgt das globale Budget 800 Gt CO2 ab 
2018. Bleibt die derzeitige Emissionsrate von ungefähr 
42 Gt CO2 pro Jahr bestehen, so wäre dieses CO2-Bud­
get im Jahr 2037 aufgebraucht. 

21.	 Die höheren CO2-Budgets des IPCC-Sonderberichts 
zum 1,5°-Ziel basieren auf einer in mehreren Punkten ver­
änderten und teilweise erweiterten Bewertung. Insbeson­
dere werden nun zusätzlich zu den Ergebnissen der Klima­
modellierung auch beobachtete Daten zum realen Verlauf 
der Erderwärmung in die Auswertung einbezogen. Im 
Fünften Sachstandsbericht zeigten die Klimamodelle als 
Funktion der kumulativen Emissionsmenge einen linea­
ren Temperaturanstieg, der jedoch oberhalb der realen 
Temperaturentwicklung verlief. Daher berücksichtigt der 
Sonderbericht den realen Temperaturverlauf im Zeitraum 
zwischen 2005 bis 2016 als Ausgangspunkt. Die Einord­
nung des realen in den längerfristigen Temperaturverlauf 
ist noch unsicher, sodass die Größe des verbleibenden 
CO2-Budgets für die Erreichung der Pariser Klimaziele 
weiterhin Gegenstand der wissenschaftlichen Diskussion 
bleibt und mittelfristig weiteren Aktualisierungen unter­
liegen könnte (ROGELJ et al. 2019; FUJIMORI et al. 
2019). An den grundsätzlichen Aussagen zur Größenord­
nung des CO2-Budgets zur Einhaltung der Pariser Klima­
ziele ändert dies jedoch vergleichsweise wenig.

22.	 Die Größe des globalen CO2-Budgets ist wesentlich 
davon abhängig, welches Temperaturziel zugrunde gelegt 
wird (Tz. 17; Tab. 2-1). Das Pariser Klimaabkommen ver­
schob die frühere Zielmarke von „unter 2 °C“ (SCHLEUSS­
NER et al. 2016). Die Vertragsstaaten verpflichten sich 

Pariser Klimaziele erreichen mit dem CO2-Budget

ɦɦ Tabelle 2-1	

Globale CO2-Budgets aus dem IPCC-Sonderbericht

Erderwärmung in °C Verbleibendes CO2-Budget (ohne zusätzliche Rückwirkungen im 
Erdsystem) in Gt CO2 ab 01.01.2018

50 % Wahrscheinlichkeit der 
Zielerreichung

67 % Wahrscheinlichkeit der 
Zielerreichung

1,5    580 420

  1,75 1.040 800

SRU 2020; Datenquelle: IPCC 2018b, Tab. 2.2
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in Art. 2 Abs. 1 lit. a des Abkommens dazu, den Anstieg 
der globalen Durchschnittstemperatur auf „deutlich unter 
2  °C“ („well below“) gegenüber dem vorindustriellen 
Niveau zu begrenzen sowie Anstrengungen zu unterneh­
men, die Erwärmung auf 1,5 °C zu beschränken. Art. 4 
Abs. 1 legt fest, dass die Vertragsstaaten so bald wie 
möglich den Scheitelpunkt ihrer Treibhausgasemissio­
nen erreichen und danach rapide Emissionssenkungen 
anstreben. Dies soll im Einklang mit den besten verfüg­
baren wissenschaftlichen Erkenntnissen erfolgen, was die 
Anwendung von CO2-Budgets nahelegt. In der zweiten 
Hälfte des Jahrhunderts soll es einen Ausgleich zwischen 
anthropogenen Treibhausgasemissionen und -senken 
geben, also Treibhausgasneutralität erreicht werden. 

Welche Temperaturobergrenze sich aus diesen Vorgaben 
ergibt, ist nicht ganz eindeutig. Teilweise wird aus der 
besagten Formulierung des Pariser Klimaabkommens 
gefolgert, dass das 1,5°-Ziel rechtsverbindlich zu errei­
chen sei (EKARDT 2018). Überwiegend wird in Anbe­
tracht des Wortlauts, der ausdrücklich eine Begrenzung 
auf deutlich unter 2 °C festlegt und (lediglich) Anstren­
gungen zur Begrenzung auf 1,5 °C verlangt, eine Abstu­
fung der Verpflichtungen der Vertragsstaaten vorgenom­
men (BODANSKY 2016; RAJAMANI und WERKSMAN 
2018). Der Wortlaut des Art. 2 Abs. 1 lit. a des Pariser 
Klimaabkommens ist aufgrund seiner Unbestimmtheit 
letztlich beiden Auslegungen zugänglich: Das 1,5°-Ziel 
kann sowohl als Obergrenze angesehen werden, die von 
vornherein nicht überschritten werden soll, oder als 
Langfristziel, das nach einer vorübergehend zulässigen 
höheren Erwärmung (die allerdings deutlich unter 2 °C 
bleiben muss) anzustreben ist (MACE 2016). In jedem 
Fall aber kann dem Wortlaut die Aussage entnommen 
werden, dass Anstrengungen zur Begrenzung der Erd­
erwärmung auf 1,5 °C unternommen werden müssen. 
Nicht zuletzt legt das in Art. 2 Abs. 2 des Pariser Klima­
abkommens angeführte Prinzip der „gemeinsamen aber 
unterschiedlichen Verantwortung“ nahe, dass gerade von 
den Industriestaaten besondere Anstrengungen bei der 
Begrenzung der maßgeblich von ihnen mitverursachten 
Klimaerwärmung zu erwarten sind. In eine ähnliche Rich­
tung weist Art. 4 Abs. 1, indem anerkannt wird, dass Ent­
wicklungsländer noch Zeit benötigen, um ihr Emissions­
maximum zu erreichen. Die Industriestaaten sollten ihre 
Emissionen hingegen zeitnah reduzieren (Art. 4 Abs. 4).

Der IPCC-Sonderbericht zum 1,5 °-Ziel liefert die wis­
senschaftliche Begründung dafür, warum zu erwartende 
Klimafolgen und damit auch der notwendige Anpassungs­
bedarf bei einer Erderwärmung von 1,5 °C im Vergleich 
zu 2 °C deutlich geringer ausfallen. So wird projiziert, 

dass Risiken regionaler Wetterextreme, der Meeresspie­
gelanstieg, das Eintreten von Kipppunkten im Erdsys­
tem, Risiken für die Ökosysteme, Gesundheit, Ernäh­
rungssicherheit, Wasserverfügbarkeit, Sicherheit und 
Wirtschaftswachstum bei einer Begrenzung der Erd­
erwärmung auf 1,5 °C in bedeutend geringerem Maße 
eintreten (IPCC 2018a). Das 1,5°-Ziel wird auch von 
Seiten der Zivilgesellschaft und gestützt durch die Wis­
senschaft vermehrt in den Fokus gerückt (Fridays for 
Future 2019; HAGEDORN et al. 2019).

Aus der Zusammenschau dieser Argumente ergibt sich 
für die Wahl des Temperaturziels als Grundlage für die 
Budgetberechnung folgende Überlegung: Das Ziel von 
„deutlich unter 2 °C“, also beispielsweise 1,75 °C, muss 
erreicht werden. Auch wenn Emissionspfade einge­
halten  werden, die eine maximale Erderwärmung von 
1,75 °C bis 2050 wahrscheinlich gewährleisten, bleibt 
weiterhin die Verpflichtung bestehen, Anstrengungen für 
eine Begrenzung des Temperaturanstiegs auf höchstens 
1,5 °C zu unternehmen. Das 1,5°-Ziel könnte daher als 
Langfristziel des Pariser Klimaabkommens verstanden 
werden (SCHLEUSSNER et al. 2016). Daher sollten 
direkt Emissionspfade angestrebt werden, die dieses Ziel 
erreichen. Alternativ kommt es zu einer temporären 
Überschreitung des Ziels, die nur durch Maßnahmen zur 
Temperaturreduktion ausgeglichen werden kann. Sowohl 
Emissionspfade zur Erreichung des 1,5°-Ziels als auch 
die langfristige Absenkung der globalen Temperatur 
bedingen großskalige negative Emissionstechnologien 
und -praktiken, die derzeit noch nicht zur Verfügung 
stehen (s. Abschn. 2.3.3).

23.	 Insgesamt ist in der Wissenschaft unbestritten, dass 
das verbleibende Restbudget knapp ist und nur eine kurze 
Zeitspanne verbleibt, um die Emissionen weltweit auf 
ein Netto-Null-Niveau zu senken und damit Treibhaus­
gasneutralität zu erzielen (IPCC 2018b; ROCKSTRÖM 
et al. 2017). Der Handlungsdruck ist dementsprechend 
groß. Bestehende Unsicherheiten rechtfertigen keine 
politische Inaktivität (UNEP 1992, S. 3; HILLERBRAND 
2009, S. 95). Angesichts der Folgen des Klimawandels 
muss unter Berücksichtigung der bestehenden Unsicher­
heiten ein Budget bestimmt werden, das dem Vorsorge­
prinzip entspricht und das als Grundlage für politische 
Entscheidungen dient, auch um klimapolitische Fort­
schritte bewerten zu können.

24.	 Zusammenfassend kann ein restliches globales CO2-
Budget, das sich auf die Begrenzung der Temperatur­
erhöhung auf maximal 1,5  °C bezieht, gut begründet 
werden. Für eine 50 %ige Wahrscheinlichkeit der Ziel­
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erreichung beläuft sich dieses auf 580 Gt CO2 ab 2018 
(Tz. 20). Für die Begrenzung der Erderwärmung auf 
1,75 °C mit einer 67 %igen Wahrscheinlichkeit der Ziel­
erreichung beträgt es 800 Gt CO2 ab dem Jahr 2018. Die­
ses kann als maximales Budget aus den Vorgaben des Pa­
riser Klimaabkommens abgeleitet werden. Werden keine 
Emissionen reduziert und weiterhin jährlich 42 Gt CO2 
emittiert, so verbleibt ab dem Jahr 2020 ein CO2-Budget 
von 716 Gt CO2.

2.2.4	 Das CO2-Budget für Europa, 
Deutschland und nationale 
Sektoren

25.	 Für die Berechnung eines nationalen Anteils am 
verfügbaren globalen Gesamtbudget sind einige Fest­
legungen zu der Frage notwendig, welche Kriterien im 
internationalen Vergleich für den nationalen Anteil ge­
recht und angemessen sind. 

2.2.4.1	 Die Ableitung nationaler CO2-Budgets 
im Sinne einer fairen Emissions
reduktion

26.	 Das Klimaabkommen von Paris fordert von jedem 
Land einen NDC, der einen „fairen Anteil am Reduk­
tionsfortschritt“ darstellen soll. Mindestens fünf ver­
schiedene Interpretationen zur Ableitung nationaler Bud­
gets können begründet zugrunde gelegt werden (ROBIOU 
DU PONT et al. 2016; IPCC 2014, S. 458; HÖHNE et al. 
2014). Sie haben deutlich unterschiedliche Auswirkun­
gen auf die daraus resultierenden nationalen CO2-Bud­
gets. Ein nationales Budget kann aus dem globalen Bud­
get auf folgender Basis abgeleitet werden: 

ɦɦ Bevölkerungszahl: die Reduktion von Emissionen er­
folgt je nach aktueller oder projizierter Einwohner­
zahl eines Landes auf der Basis gleicher verbleiben­
der Emissionsrechte pro Kopf.

ɦɦ Relative ökonomische Leistungsfähigkeit: Staaten mit 
höherer Wirtschaftskraft pro Kopf müssen Emissio­
nen schneller reduzieren als solche mit geringerer 
Wirtschaftskraft.

ɦɦ Historisch kumulativer Anteil pro Kopf: Zusätzlich 
zur Einwohnerzahl werden die historischen kumula­
tiven Emissionen des Landes auf der Basis zeitüber­
greifender Nutzungsrechte der Atmosphäre zur CO2-
Deponierung einberechnet. 

ɦɦ Entwicklungsrechte („greenhouse development rights“): 
Um für andere Staaten mit bislang geringerem Entwick­
lungs- und Wohlstandsniveau fossilbasierte Entwick­
lungsmöglichkeiten innerhalb des verbleibenden glo­
balen Budgets zu ermöglichen, müssen Staaten mit 
einem hohem Bruttoinlandsprodukt (BIP), hohen his­
torischen und unter einem Business-as-usual-Szenario 
auch weiterhin hohen Emissionen stärker reduzieren.

ɦɦ Konstanter Anteil von Emissionen: Die prozentuale 
Verteilung der Treibhausgase auf heutiger Basis zwi­
schen den Staaten bleibt bei der Emissionsreduktion 
konstant („grandfathering“). Das bedeutet, dass Staa­
ten mit hohen Emissionen unabhängig von Bevöl­
kerungsgröße und Wohlstand weiterhin mehr aus­
stoßen dürfen als Staaten mit bisher geringeren 
Emissionen. 

Wird das globale CO2-Budget beispielsweise unter Ver­
nachlässigung der historischen Emissionen in gleicher 
prozentualer Höhe auf Basis der Emissionswerte von 
2014 verteilt, würden Europa 11 % zustehen, eine Ver­
teilung pro Kopf würde dagegen einen Anteil von nur 6 % 
ergeben (RAUPACH et al. 2014).

Tatsächlich gaben im Rahmen der Umsetzung des Pari­
ser Klimaabkommens viele Staaten durch diese unter­
schiedlichen Interpretationen im Resultat ein NDC an, 
dass für sie am wenigsten restriktiv erschien (ROBIOU 
DU PONT und MEINSHAUSEN 2018). Beispielsweise 
reichten viele Industriestaaten wie auch die EU der Logik 
eines konstanten Anteils von Emissionen folgend ihre 
klimapolitischen Ziele als prozentuale Emissionsreduk­
tionsziele mit mäßigem Ambitionsniveau ein. Wenn alle 
Staaten das für sie eigennützigste und damit großzügigs­
te Interpretationsmodell verfolgen, wie beispielsweise 
die EU, würde dies allerdings zu einer Erderwärmung 
von 3,2 °C führen (im Falle einer internationalen Über­
nahme des Interpretationsmodells von Indien: 2,6 °C; 
USA: 4 °C; China: 5,1 °C) (s. Abb. 2-4; ROBIOU DU 
PONT und MEINSHAUSEN 2018). Dennoch wird jeder 
einzelne Staat für sich argumentieren, dass der natio­
nale Beitrag für die Einhaltung der Klimaziele angemes­
sen und ausreichend ist. 

27.	 Die in den NDCs formulierten Reduktionszusagen 
sind derzeit nicht ausreichend, um deren Effekt auf die 
Erderwärmung zu beziffern, da die meisten NDCs nur 
bis zum Jahr 2025 oder 2030 formuliert sind. Im An­
schluss soll alle fünf Jahre im Rahmen des Mechanismus 
zur Ambitionssteigerung des Klimaabkommens von Paris 
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(Ratcheting up Mechanism) eine erneute und ambitio­
niertere Zielfestlegung erfolgen. Um die Wirkung der 
derzeitigen und zukünftigen nationalen Reduktionsziele 
zu beziffern, müssen Emissionspfade auch über das Jahr 
2030 hinaus abgeschätzt werden, da der Grad der Erd­
erwärmung von den kumulativen Emissionen bis Mitte 
bzw. Ende des Jahrhunderts oder darüber hinaus abhängt 
(ALLEN et al. 2009). Es gibt verschiedene Wege, kumu­
lative Emissionspfade auch für die Zeit nach 2030 zu 
berechnen und dadurch Fortschritte in den nationalen 
Reduktionszusagen sichtbar zu machen (JEFFERY et al. 
2018): Neben der Modellierung, beispielsweise mit IAMs 
(Tz. 16), eignet sich der Ansatz des CO2-Budgets für die 
Evaluierung der NDCs. Werden nationale Anteile am 
globalen CO2-Budget für jeden Staat abgeleitet, lassen 
sich die NDCs daran messen, ob sie im Einklang mit die­
sen Paris-kompatiblen nationalen CO2-Budgets sind. Ein 
nationaler Beitrag, der gemessen am globalen Gesamt­
budget unzureichend ist, bleibt angesichts des völker­
rechtlich bindenden Bekenntnisses jedes Staates zu den 
Pariser Klimazielen sachlich und ethisch defizitär. Da­
rüber hinaus ist in der Summe aller nationalen Budgets 
das globale CO2-Budget einzuhalten.

2.2.4.2	 Das CO2-Budget für die EU und 
Deutschland ab 2020

28.	 Sowohl die EU als auch Deutschland haben Reduk­
tionsziele und Maßnahmen zur Erreichung ihrer Klima­
schutzziele festgelegt (Kap. 2.4). Um den Verpflichtun­
gen aus dem Pariser Klimaabkommen gerecht zu werden 
und einen fairen Anteil an den notwendigen Emissions­
reduktionen zu leisten, müssen diese Reduktionsziele 
und Maßnahmen im Einklang mit dem globalen CO2-
Budget (Abschn. 2.2.3) stehen.

Die Rolle historischer Emissionen
29.	 Deutschland hat einen höheren prozentualen An­
teil an den historischen CO2-Emissionen als beispiels­
weise die Staaten Afrikas und Lateinamerikas zusammen 
(Abb. 2-5). Die Auswirkungen des Klimawandels treffen 
dagegen in erheblichem Maße diejenigen Weltregionen, 
die zum einen wenig zum Klimawandel beigetragen haben 
und zum anderen aufgrund ihrer geringen Wirtschafts­
kraft nur begrenzte Möglichkeiten haben, sich an die Fol­
gen anzupassen (World Bank 2013). Als ein technolo­
gisch führendes Industrieland mit einem hohen BIP und 

ɦɦ Abbildung 2-4	

Globale Erderwärmung infolge nationaler Interpretationen eines „fairen Anteils am Reduktionsfortschritt“

Die Karte zeigt die globale Erwärmung, wenn alle Staaten der Ambition eines bestimmten Staates folgen. Zugrunde gelegt werden drei 
Interpretationsmodelle von Verteilungsgerechtigkeit, die sich auf die Berücksichtigung historischer Emissionen, ökonomischer 
Leistungsfähigkeit und gleicher Emissionsrechte pro Kopf beziehen. Aus diesen drei Modellen wird jedem Staat das für sie großzügigste 
zugeteilt und so gezeigt, welche Erderwärmung dies zur Folge hat, wenn andere Staaten dieser Argumentation folgen würden.

Quelle: ROBIOU DU PONT und MEINSHAUSEN 2018
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hohen historischen Emissionen sollte Deutschland daher 
bei der Transformation der Energieversorgung voraus­
gehen, seine national gesteckten Ziele eher früher als 
später erreichen und einen angemessenen Beitrag zu den 
Pariser Klimazielen leisten. Hierdurch erhalten Staaten 
mit geringerer Transformationskapazität größeren Spiel­
raum und Deutschland kann als Vorreiter für andere 
Staaten die technologischen und ökonomischen Mög­
lichkeiten des Übergangs demonstrieren (SRU 2016b, 
Kap. 1). 

Bei der Verteilung des verbleibenden CO2-Budgets auf 
einzelne Staaten bzw. Staatengemeinschaften ist die 

Frage nach dem Beginn des Budgetzeitraumes zentral 
(Tz. 15). Als Beginn des Budgetzeitraums könnte bei­
spielsweise das Jahr 1990 gewählt werden, in dem der 
erste IPCC-Bericht die Staatengemeinschaft grundlegend 
über den Klimawandel informierte. In diesem Fall wären 
die auf Grundlage des Anteils an der Weltbevölkerung 
berechneten für die Zeit bis 2050 verfügbaren CO2-Bud­
gets sogar für eine maximale Erderwärmung von 2 °C 
bei einer 75%igen Wahrscheinlichkeit der Zielerreichung 
beispielsweise für die USA, Deutschland und Russland 
bereits 2009 aufgebraucht gewesen (WBGU 2009, S. 25; 
MEINSHAUSEN et al. 2009).

ɦɦ Abbildung 2-5	

Kumulative historische CO2-Emissionen aus der Verbrennung fossiler Energieträger, Zementherstellung 
und Gasabfackelung

Quelle: MARCOTULLIO et al. 2018, S. 141, basierend auf BODEN et al. 2016
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Die Rolle von Im- und Export
30.	 Üblicherweise werden Emissionen dem Staat zuge­
rechnet, in dem ein Produkt hergestellt wird, auch wenn 
es für den Export bestimmt ist (Territorialprinzip). Damit 
können Staaten mit hohem Exportüberschuss argumen­
tieren, dass sie in ihrer Emissionsbilanz benachteiligt wer­
den. Insofern ist es sinnvoll, auch die Emissionsbilanz 
von Importen zu betrachten (Verbrauchsprinzip). Für 
Deutschland ist dieser Effekt allerdings gering: Im Jahr 
2015 entfielen in Deutschland ungefähr 506 Mt CO2 auf 
Importe und 579 Mt CO2 auf Exporte (Statistisches Bun­
desamt 2019, S. 6). Damit gleichen sich beide Ströme 
weitgehend aus. Daher kann in der weiteren Betrachtung 
das Territorialprinzip für Deutschland angewandt wer­
den. Für die EU ist dieser Effekt höher, verändert jedoch 
auch hier die Sachlage nicht grundlegend. Die CO2-Emis­
sionen nach dem Verbrauchsprinzip liegen um ungefähr 
ein Fünftel höher als die Berechnung nach dem Territo­
rialprinzip (UNEP 2019a, S. 6, Abb. 2.4). Zugunsten der 
Einheitlichkeit wird im Folgenden auch bei der EU das 
Territorialprinzip zugrunde gelegt. 

Ableitung eines Paris-kompatiblen CO2-Budgets 
für die EU und Deutschland ab 2020
31.	 Wie oben dargestellt, bestehen prinzipiell fünf 
verschiedene Interpretationen, wie ein „fairer Anteil am 
Reduktionsfortschritt“ aussehen und damit das globale 
Budget auf die Staaten aufgeteilt werden kann (Tz. 26). 
Die EU und Deutschland haben in der Vergangenheit be­
sonders stark zum Klimawandel beigetragen (Tz. 29). 
Unter den Industriestaaten hat sich jedoch weitestgehend 
die Position etabliert, dass die historischen Emissionen in 
den zukünftigen Bemühungen zum Klimaschutz keine Be­
rücksichtigung finden sollen. Im internationalen Diskurs 
ist aber auch der Standpunkt anerkannt, dass aus Gründen 
der Verteilungsgerechtigkeit und um Entwicklungsrechte 
für Entwicklungs- und Schwellenländer zu gewährleisten, 
die Industriestaaten einen überdurchschnittlichen Beitrag 
zur Emissionsreduktion leisten sollten. Deswegen wird der 
Ansatz vieler Industriestaaten, ihre NDCs in der Logik von 
„Grandfathering“ (Tz. 26) einzureichen, von Seiten der 
Entwicklungs- und Schwellenländer stark kritisiert. 

32.	 Für die gut begründbare Ableitung eines Paris-kom­
patiblen CO2-Budgets für die EU und Deutschland sollen 
folgende Annahmen getroffen werden. Werden zu eige­
nen Gunsten die historischen Emissionen und damit be­
reits akkumulierte „Klimaschulden“ bei Staaten mit ge­
ringeren Pro-Kopf-Emissionen vernachlässigt, sollte ein 
möglichst ambitioniertes Budget angenommen werden. 
Folglich sollte die Wahrscheinlichkeit der Zielerreichung 
mit 67 % statt mit 50 % angesetzt sowie ein Ziel von 1,5 °C 

oder höchstens 1,75 °C als maximale Erwärmung festge­
legt werden. Ein auf diesen Annahmen beruhendes CO2-
Budget impliziert noch immer eine Wahrscheinlichkeit 
von einem Drittel, dass das Ziel nicht erreicht wird, weil 
die Klimasensitivität des Erdsystems möglicherweise grö­
ßer ist. Weiterhin soll hier ein gleiches Pro-Kopf-Emis­
sionsrecht jeder Bewohnerin und jedes Bewohners der 
Erde angenommen werden, also der deutsche Anteil ge­
messen an der Weltbevölkerung zu einem gewählten 
Stichtag ermittelt werden. Zu beachten ist, dass dieser 
Anteil sich aufgrund einer schrumpfenden deutschen Be­
völkerung sowie einer insgesamt wachsenden Weltbevöl­
kerung in Zukunft sogar noch verringern und zu einem 
kleiner werdenden Budget führen würde, wenn er der Be­
völkerungsentwicklung angepasst würde.

33.	 Daneben soll hier der Zeitpunkt als Beginn der glo­
balen Budgetberechnung gewählt werden, an dem das 
Pariser Klimaabkommen geschlossen wurde. Das globale 
CO2-Budget wird hier vereinfachend ab Januar 2016 auf 
die Staaten verteilt und das verbleibende Budget für die 
EU und Deutschland ab 2020 vor dem Hintergrund der 
getroffenen Annahmen abgeleitet (s. Kasten 2-2). Unter 
Vernachlässigung der historischen Emissionen und auf 
Grundlage des Anteils der deutschen Bevölkerung an der 
Weltbevölkerung im Jahr 2016 ergibt sich für Deutsch­
land ein maximales Paris-kompatibles CO2-Budget von 
6,7 Gt CO2 ab 2020. Würden weiterhin wie im Jahr 2019 
jährlich 0,71 Gt CO2 ausgestoßen, so wäre das verfügbare 
Budget bereits 2029 aufgebraucht. Dieses CO2-Budget 
kann als gut begründete, Paris-kompatible Obergrenze 
angesehen werden. Der SRU empfiehlt aus den folgen­
den Gründen, ein ambitioniertes CO2-Budget als Maß­
stab zugrunde zu legen, an dem sich Ziele und Maßnah­
men zum Klimaschutz in Deutschland messen müssen:

ɦɦ Art. 4 Abs. 3 des Pariser Klimaabkommens legt fest, 
dass die einzureichenden Klimaschutzbeiträge die 
„höchstmögliche Ambitionsstufe“ ausdrücken sollen 
(„reflect its highest possible ambition“). 

ɦɦ Angesichts schwerwiegender Klimafolgen ist es außer­
dem geboten, das Vorsorgeprinzip anzuwenden. Zum 
erhöhten Risiko tiefgreifender Erdsystemänderungen 
ist unbedingt ein Sicherheitsabstand einzuhalten 
(SRU 2019). 

Unabhängig davon besteht aus dem Pariser Klimaabkom­
men die fortwährende Verpflichtung, Anstrengungen zu 
unternehmen, die Temperaturgrenze von 1,5 °C einzu­
halten. Je früher die Emissionen reduziert werden, desto 
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Kasten 2-2: �Berechnung eines Paris-kompa
tiblen CO2-Budgets ab 2020 
für die EU-28 und Deutschland

Für die EU inklusive dem Vereinigten Königreich (fort-
folgend EU-28) ergibt sich ein maximales Paris-kompa-
tibles CO2-Budget von 47,2 Gt CO2 ab 2020, für Deutsch-
land 6,7 Gt CO2. Der Berechnungsbeginn ist 2016 
(Referenzzeitpunkt: Pariser Klimaabkommen von Ende 
2015). Historische Emissionen werden vernachlässigt. 

1. Schritt: 
ɦɦ Globales CO2-Budget ab 2018 mit einer 67 %igen 

Wahrscheinlichkeit, deutlich unter 2 °C (1,75 °C) 
zu bleiben: 800 Gt CO2 (IPCC 2018b). Diese Zahl 
erreicht das 1,5°-Ziel mit etwas mehr als einem 
Drittel Wahrscheinlichkeit und eine Temperatur 
von etwa 1,65 °C mit 50 % Wahrscheinlichkeit. 

2. Schritt: 
ɦɦ Berechnung des globalen CO2-Budgets ab 2016 

durch Addition der CO2-Emissionswerte 2016 und 
2017, die jeweils 41 Gt CO2 betrugen (FRIED-
LINGSTEIN et al. 2019):�  
800 Gt CO2 + (2 × 41 Gt CO2) = 882 Gt CO2.

3. Schritt: 
ɦɦ Berechnung des Paris-kompatiblen CO2-Budgets 

für die EU-28 gemäß einem Anteil an der Weltbe-
völkerung von derzeit 7 % (Eurostat 2018):�  
882 Gt CO2 × 0,07 = 61,7 Gt CO2 (ab 2016).

ɦɦ Berechnung des Paris-kompatiblen deutschen 
CO2-Budgets gemäß einem Anteil an der Weltbevöl-
kerung von derzeit 1,1 %:�  
882 Gt CO2 × 0,011 = 9,7 Gt CO2 (ab 2016).

4. Schritt: 
ɦɦ Berechnung des CO2-Budgets für die EU-28 ab 2020: 

2016 wurden in der EU 3,6 Gt CO2 emittiert und 
2017 3,7 Gt CO2 (EEA 2019a). Für 2018 und 2019 
wird die Emissionshöhe von 2017 angenommen. 

ɦɦ CO2-Budget für die EU-28 für 1,75 °C (67 %):�  
61,7 Gt CO2 − (3,6 Gt CO2 + 3*3,7 Gt CO2)  
= 47,0 Gt CO2 ab 2020.

ɦɦ Das CO2-Budget für die EU-28 wäre damit bei 
gleichbleibenden Emissionen im Laufe des Jah-
res 2032 verbraucht (47,0 Gt CO2/3,7 Gt CO2 = 
12,7 Jahre von 2020 an). Bei linearer jährlicher 
Reduktion der Emissionen wäre dieses Budget im 
Jahr 2045 verbraucht.

Die analoge Berechnung für eine 50%-Wahrschein-
lichkeit, das 1,5°-Ziel zu erreichen, ergibt ein CO2-
Budget für die EU-28 von 31,6 Gt CO2 ab 2020. Es 
wäre bei gleichbleibenden Emissionen im Jahr 2028 
verbraucht, bei linearer Reduktion der Emissionen 
im Jahr 2037.

ɦɦ Berechnung des deutschen CO2-Budgets ab 
2020: Deutschland emittierte 801 Mt CO2 im 
Jahr 2016, 787 Mt CO2 im Jahr 2017, 755 Mt 
CO2 im Jahr 2018 (UBA 2020) und voraussicht-
lich 706 Mt CO2 im Jahr 2019 („Treibhausgas-
emissionen gingen 2019 um 6,3 Prozent zu-
rück. Große Minderungen im Energiesektor, 
Anstieg im Gebäudesektor und Verkehr“, Ge-
meinsame Pressemitteilung des Umweltbun-
desamtes und des Bundesministeriums für Um-
welt, Naturschutz und nukleare Sicherheit vom 
16. März 2020). Insgesamt ergeben die Emis-
sionen von 2016 bis 2019 rund 3.049 Mt CO2. 

ɦɦ CO2-Budget für Deutschland für 1,75 °C 
(67 %): 9,7 Gt CO2 – 3,0 Gt CO2 = 6,7 Gt CO2 
ab 2020.

ɦɦ Bei unverändertem Emissionsniveau wäre das 
berechnete deutsche CO2-Budget im Jahr 
2029 verbraucht, bei linearer Reduktion im Jahr 
2038.

Die analoge Berechnung für eine 50 %-Wahrschein-
lichkeit, das 1,5°C-Ziel zu erreichen, ergibt für 
Deutschland ein CO2-Budget von 4,2 Gt CO2 ab 
2020. Es wäre bei gleichbleibenden Emissionen 
bereits im Jahr 2026 verbraucht, bei linearer Re 
duktion im Jahr 2032.

Weitere Erläuterungen
Eine Gigatonne (Gt) CO2 entspricht 1 Mrd. t CO2, 
eine Megatonne (Mt) 1 Mio. t CO2. Global werden 
derzeit circa 42 Gt CO2 pro Jahr emittiert. Deutsch-
land emittierte 2018 755 Mt CO2, was einem Ausstoß 
von 9,1 t CO2 pro Kopf jährlich entspricht (UBA 
2020). Berücksichtigt man auch andere Treibhaus
gase wie Methan oder Lachgas, so wurden im Jahr 
2018 in Deutschland 858 Mt sogenannter CO2-Äqui-
valente (CO2eq) ausgestoßen (UBA 2020). 

Die genannten Zahlen berücksichtigen Europas und 
Deutschlands Anteil am internationalen Luft- und 
Schiffsverkehr nicht. Würden diese einbezogen, wären 
die jährlichen Emissionen höher und das CO2-Budget 
früher aufgebraucht.
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wahrscheinlicher ist es, dass der nationale Beitrag zur 
Begrenzung der Erderwärmung auf deutlich unter 2 °C 
noch ausreicht. Zum anderen macht eine frühere Emis­
sionsminderung auch längere Umbau- und Ausstiegs­
pfade bzw. Budgetverläufe in den Sektoren möglich, was 
in Anbetracht der Größe der erforderlichen sozio-tech­
nischen Transformation notwendig erscheint (Tz. 37).

2.2.4.3	 Vergleich zwischen Paris-kompa
tiblem deutschen CO2-Budget und 
Treibhausgasbudget gemäß der 
deutschen Klimaziele

34.	 Deutschland besitzt einen breiten klimapolitischen 
Zielkanon (vgl. Abschn. 2.4.2). Langfristziel ist dabei die 
Treibhausgasneutralität bis zum Jahr 2050. Bis zum Jahr 
2030 sind jährliche Treibhausgasbudgets für die meisten 
Sektoren vereinbart worden. Nach 2030 ist der Minde­
rungspfad bisher hingegen nicht unmittelbar mit festen 

Emissionsmengen verbunden, aber unter bestimmten 
Annahmen lässt sich ein Budget auch für diesen Zeitraum 
errechnen. Insgesamt kann somit ein implizites Treib­
hausgasbudget der Bundesregierung abgeleitet und dem 
Paris-kompatiblen nationalen Budget gegenübergestellt 
werden. So kann analysiert werden, ob mit der nationa­
len Klimaschutzpolitik der nötige Beitrag zur Erreichung 
der globalen Pariser Klimaziele geleistet wird.

Berechnung eines Treibhausgasbudgets bis 
2050 anhand der nationalen Klimaziele
35.	 Die Bundesregierung hat 2016 mit dem Klima­
schutzplan 2050 für das Jahr 2030 sogenannte Sektor­
ziele in den Handlungsfeldern Energiewirtschaft, 
Gebäude, Verkehr, Industrie und Landwirtschaft be­
schlossen (BMU 2019a). Im Bundes-Klimaschutzge­
setz wurden diese ergänzt durch den Sektor Abfallwirt­
schaft und Sonstiges. Die Sektorziele wurden im Gesetz 
bestätigt und durch jahresscharfe Sektorbudgets von 
2020 bis 2030 konkretisiert, mit Ausnahme der Ener­

ɦɦ Tabelle 2-2	

Emissionen je Sektor gemäß Bundes-Klimaschutzgesetz und einer Treibhausgasneutralität aller 
Emissionen bis 2050

Emissionen 1990 Emissionen 2017 Emissionen 
gemäß KSG 2030

95 %ige 
Minderung 2050

in Mt 
CO2eq

anteilig in Mt 
CO2eq

anteilig in Mt 
CO2eq

anteilig in Mt 
CO2eq

anteilig

Landwirtschaft 90 7 % 72 8 % 58 11 % 27 62 %

Verkehr 163 13 % 171 19 % 95 17 % 0 0 %

Gebäude 210 17 % 130 14 % 70 13 % 0 0 %

Industrie 283 23 % 193 21 % 140 26 % 14 31 %

Energiewirtschaft 466 37 % 328 36 % 175 32 % 0 0 %

Abfallwirtschaft 
und Sonstiges 38 3 % 10 1 % 5 1 % 3 6 %

GESAMT
(ohne LULUCF) 1.250 100 % 904 100 % 543 100 % 44 100 %

Abweichungen von 100 % ergeben sich durch Rundungsungenauigkeiten.

SRU 2020; Datenquelle: Bundes-Klimaschutzgesetz, Anlage 2; BMU 2019a, S. 33; UBA 2018b; 2019g, S. 339 
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giewirtschaft, für die lediglich Jahresemissionsmengen 
in 2020, 2022 und 2030 gesetzt wurden. Um darüber 
hinaus bis 2050 sektorspezifische Budgets zu ermitteln, 
wird eine Berechnung unter folgenden Annahmen 
durchgeführt (s. Tab. 2-2):

ɦɦ Laut einer aktuellen Studie des Umweltbundes­
amtes (UBA) ist es möglich, dass die Sektoren Ener­
giewirtschaft, Verkehr und Gebäude bis zum Jahr 
2050 keine Treibhausgasemissionen mehr ausstoßen 
(UBA 2019f, S. 338). Unvermeidbare Restemissio­
nen treten hingegen in der Landwirtschaft, der In­
dustrie und der Abfall- und Abwasserwirtschaft auf. 
Für diese Sektoren sind in Tabelle 2-2 die Mittelwer­
te über die in der UBA-Studie ermittelten, szenario­
abhängigen Emissionswerte für 2050 angegeben 
(UBA 2019f, S. 339). Insgesamt verbleiben in 2050 
43,3 Mt CO2eq, die durch entsprechende Senken in 
Form negativer Emissionen (vgl. Abschn. 2.3.3) aus­
geglichen werden müssen, um Treibhausgasneutra­
lität zu erreichen. Dies entspricht einer Emissions­
reduktion um rund 96,5 % gegenüber 1990.

ɦɦ Ausgehend von den sektorspezifischen CO2-Emissio­
nen des Jahres 2017 werden in allen Sektoren die 
Emissionen gemäß Bundes-Klimaschutzgesetz redu­
ziert und die vorgesehenen Emissionsmengen bis zum 
Jahr 2030 sowie die Treibhausgasneutralität in 2050 
erreicht. Ab 2030 wird ein linearer Reduktionspfad 
unterstellt (s. Abb. 2-6). Neben den hier gezeigten 
sind auch andere Verläufe bzw. Budgetaufteilungen 
zwischen den Sektoren möglich. 

ɦɦ Eine wissenschaftliche Ungenauigkeit ergibt sich 
daraus, dass das aus dem Pariser Klimaabkommen ab­
geleitete nationale Budget lediglich CO2-Emissionen 
umfasst, während die deutschen Klima- und Sektorzie­
le sämtliche Treibhausgasemissionen einschließen (s. a. 
Kasten 2-1). Da in 2017 aber 88 % der deutschen Treib­
hausgasemissionen auf CO2 entfielen (zwei Drittel der 
Nicht-CO2-Emissionen stammen aus der Landwirt­
schaft und der Abfallwirtschaft) (UBA 2018b), wird 
vereinfachend das nationale Paris-kompatible CO2-Bud­
get mit dem deutschen Treibhausgasbudget, das aus 
den deutschen Klimazielen abgeleitet wird, verglichen.

ɦɦ Abbildung 2-6	

Emissionsreduktion gemäß nationaler Klimaziele bzw. Paris-kompatiblem Budget für Deutschland
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Vergleich des berechneten deutschen 
Treibhausgasbudgets bis 2050 mit dem 
Paris-kompatiblen Budget
36.	 Aus den historischen Emissionen, den aktuellen 
Klimazielen 2030 sowie einer Treibhausgasneutralität 
2050 (s. Tab. 2-2) lässt sich ein Budget von 15.268 Mt 
CO2eq ab Anfang 2018 berechnen. Diesem wird das 
Paris-kompatible Budget für Deutschland gegenüber­
gestellt. Dazu werden die erfassten CO2-Emissionen 
der Jahre 2016 und 2017 von dem im Kasten 2-2 „Be­
rechnung eines Paris-kompatiblen CO2-Budgets ab 
2020 für die EU-28 und Deutschland“ ermittelten deut­
schen Budget abgezogen, sodass für das Budget ab 
Anfang 2018 8.112 Mt CO2 verbleiben. Dies bedeutet, 
dass das Treibhausgasbudget, das sich gemäß der aktu­
ellen nationalen Klimaschutzziele ergäbe, nahezu dop­
pelt so groß ist wie das CO2-Budget, das nach der Rech­
nung des SRU zur Erfüllung des Pariser Klimaabkommens 
für Deutschland angemessen ist. Somit wäre die Erfül­
lung der nationalen Klima- und Sektorziele bei weitem 
nicht ausreichend, um den deutschen Beitrag für die 
Einhaltung der Pariser Klimaziele zu leisten. Der SRU 
betont in diesem Zusammenhang erneut nachdrück­
lich, dass eine Konkretisierung und deutliche Verschär­
fung der deutschen Klimaschutzziele dringend erfor­
derlich ist (SRU 2016a, S. 4; 2016c, Abschn. 2; 2017b, 
S. 27).

Die Verteilung des Budgets auf die Sektoren erfolgt 
gemäß der politischen Ziele anhand der Verhältnisse 
der Sektoranteile, die als farbige Flächen in Abbildung 
2-6 dargestellt sind. Demnach entfallen ab 2018 auf die 
Energiewirtschaft noch 33 %, auf die Industrie 24 %, 
auf den Gebäudesektor 13 %, auf den Verkehr 18 %, auf 
die Landwirtschaft 11 % und auf Abfall und Sonstiges 
1 % des verbleibenden deutschen CO2-Budgets. Ab 2050 
dürften nur noch die angenommenen unvermeidbaren 
Restemissionen in der Landwirtschaft, in der Indus­
trie und in der Abfall- und Abwasserwirtschaft weiter­
hin ausgestoßen werden, unter der Voraussetzung, dass 
sie durch entsprechende negative Emissionen kompen­
siert werden. Wird angenommen, dass die Emissionen 
aus dem Jahr 2017 in den nächsten Jahren konstant 
bleiben, ergäbe sich je nach Sektor noch eine sehr kurze 
Zeitspanne von acht bis zwölf Jahren ab Anfang 2018, 
wenn das Paris-kompatible Budget zugrunde gelegt 
wird. In den einzelnen Sektoren müssten die Emis­
sionsreduktionen gegenüber der in der deutschen Kli­
mapolitik derzeit vorgesehenen Minderungen nahezu 
doppelt so hoch ausfallen. Aus der Verschärfung der 
deutschen Klimaziele folgt somit zwingend auch eine 
Anpassung der Sektorziele.

Nicht-linearer Reduktionspfad und 
Budgetaufteilung auf Sektoren
37.	 Dafür, wie das Budget (unabhängig davon, ob es 
Paris-kompatibel ist oder nicht) auf die nächsten Jahre 
verteilt wird, gäbe es neben dem in Abbildung 2-6 dar­
gestellten linearen Verlauf weitere Möglichkeiten. Dabei 
muss sichergestellt werden, dass vereinbarte Zwischen­
ziele sowohl auf nationaler als auch auf europäischer 
Ebene erreicht werden. Der SRU plädiert für frühzei­
tige Einsparungen, um Restmengen für spätere Emis­
sionen vorzuhalten (SRU 2017a, Tz. 10). Vorteilhaft 
wäre ein Verlauf, der die gemäß Bundes-Klimaschutz­
gesetz anvisierten Emissionen im Jahr 2030 insgesamt 
deutlich unterbietet, dafür aber langfristig noch eine 
Überschreitung des Zielpfades erlaubt, bis im Jahr 2050 
die Treibhausgasneutralität erreicht würde. Die Emis­
sionsreduktion kann in den einzelnen Sektoren unter­
schiedlich ambitioniert erfolgen, wie es Abbildung 2-7 
veranschaulicht. Dabei sollte die Verteilung des Rest­
budgets auf die Sektoren anhand von Kriterien vorge­
nommen werden, die berücksichtigen, wie schnell und 
in welchem Umfang Maßnahmen im jeweiligen Sektor 
umsetzbar sind. Sektoren mit vergleichsweise großem 
und rasch zu hebendem Minderungspotenzial sollten 
überproportional ambitionierte Ziele erhalten, sodass 
in den Sektoren mit größeren Herausforderungen noch 
mehr Zeit bleibt. Eine solche Aufteilung kann auch die 
Folge einer gesamtwirtschaftlichen Betrachtung oder 
der Berücksichtigung sozialer Auswirkungen sein. Die 
Entscheidungsgrundlage für die Aufteilung auf Sektor­
budgets sollte öffentlich kommuniziert werden. Inner­
halb jeden Sektors sind aufgrund des hohen Handlungs­
drucks aber ohnehin schnell umsetzbare Maßnahmen 
zur Emissionsminderung zu veranlassen, um Zeit für 
die Vorbereitung aufwendigerer Maßnahmen zu ge­
winnen. 

Budgets für den Einsatz von Energieträgern
38.	 Die budgetgestützte Senkung der Emissionen lässt 
sich nicht nur auf Sektoren, sondern auch auf Energie­
träger übertragen. So könnten für Kohle, Erdöl, Erd­
gas, Benzin und Diesel Budgets ausgewiesen werden, 
aus denen folgt, dass die Nutzung des jeweiligen Ener­
gieträgers begrenzt ist. In der Stellungnahme „Kohle­
ausstieg jetzt einleiten“ empfiehlt der SRU, dass Ener­
gieträger, die schon heute gut substituierbar sind, 
frühzeitig durch emissionsarme Alternativen ersetzt 
werden sollten (SRU 2017a). Dadurch wäre Zeit ge­
wonnen, fossile Ressourcen in den Bereichen noch län­
ger zu nutzen, in denen der Ersatz durch klimafreund­
liche Energieträger oder neue Technologien noch 
weiterer Erforschung und Erprobung bedarf. Dabei 
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könnten Energieträgerbudgets die Sektorziele, die auf­
grund der etablierten Ressorts auf politischer Ebene 
sinnvoll und nötig sind, ergänzen. Die Budgets zeigen, 
in welchem Umfang fossile Energieträger noch nutz­
bar sind, und können so die langfristige Planung der 
Substitution der Energieträger, der Importstrategien 
und der Infrastrukturbedarfe erleichtern. Sie wären 
somit ein zusätzliches Mittel, um den Reduktionsfort­
schritt nicht nur sektor-, sondern auch energieträger­
spezifisch zu messen. 

39.	 Zusammenfassend zeigt sich, dass aus dem Pari­
ser Klimaabkommen sowohl ein globales Budget als 
auch nationale Budgets ableitbar sind und diese zudem 
auf Sektoren verteilt werden können. Wenn alle Staa­

ten ihr jeweiliges Budget einhalten, kann der Klima­
wandel voraussichtlich auf das anvisierte Maß begrenzt 
werden. Für Deutschland ergibt sich unter den zuvor 
erläuterten Annahmen ein Paris-kompatibles Restbud­
get von 6,7 Gt CO2 ab 2020. Dies wäre bei linearer Re­
duktion bereits 2038 verbraucht. Der SRU empfiehlt, 
ein Paris-kompatibles Budget zur Grundlage der deut­
schen und europäischen Klimapolitik zu machen und 
von einem linearen Reduktionspfad abzusehen. Eine 
frühzeitige überproportionale Reduktion bis 2030 er­
laubt langfristig noch Spielraum, erfordert aber, dass 
erhebliche Maßnahmen jetzt angestoßen werden. Ein 
langsamer Einstieg, der auf steile Emissionsreduktio­
nen in späteren Jahren hofft, gefährdet die Einhaltung 
des Budgets und der Klimaziele. 

ɦɦ Abbildung 2-7	

Schematische Darstellung eines gesamten Budget-kompatiblen Reduktionspfades inklusive Budget
aufteilung auf Sektoren
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2.3	 Eckpunkte zur Einhaltung 
eines nationalen  
CO2-Budgets

40.	 Um das verbleibende Paris-kompatible CO2-Bud­
get einzuhalten, müssen die Treibhausgasemissionen 
nunmehr sehr zügig gesenkt werden. Die notwendigen 
Ausstiegspfade aus Technologien, welche auf fossilen 
Energieträgern beruhen, sind steil. Sukzessive sind alle 
Anwendungen, bei denen klimaschädliche Gase freige­
setzt werden, durch nahezu emissionsfreie Technolo­
gien oder Prozesse zu ersetzen. Begleitet werden muss 
dies von Maßnahmen, die eine absolute Verringerung 
des Energieverbrauchs oder auch eine Effizienzsteige­
rung bestehender Anwendungen bewirken. Eine ent­
sprechende Transformation der betroffenen Sektoren 
bietet dabei die Chance einer wirtschaftlichen, techno­
logischen und gesellschaftlichen Erneuerung (SRU 
2016b, Kap. 1).

Die Diskussion um den Verlauf der Ausstiegspfade ist 
elementar mit der Frage verbunden, wie rasch Alterna­
tiven aufgebaut werden können. Wichtig ist es, Ein­
stiegs- und Ausbaupfade für alternative Verfahrens­
weisen zusammenzudenken, welche auch künftig 
gesellschaftliches Wohlergehen sichern, insbesondere 
den Umbau des Energie-, Mobilitäts- und Wärmesys­
tems. Dabei sind technische und ökonomische Aspek­
te nur zwei von vielen, da zum Beispiel die Sozial­
verträglichkeit und gesellschaftliche Akzeptanz von 
Klimaschutzmaßnahmen ebenfalls in die Planung ein­
fließen müssen. Im Folgenden empfiehlt der SRU die 
Einhaltung des CO2-Budgets, den Ausstieg aus fossilen 
Energieträgern und den damit einhergehenden Ausbau 
klimafreundlicher Energiesysteme unter eine Reihe von 
Randbedingungen zu stellen. Dabei ist es das Ziel, die 
künftige Energieversorgung Deutschlands auf der Basis 
von 100 % erneuerbaren Energien zu etablieren (SRU 
2011; UBA 2019f; 2014).

2.3.1	 Um- statt Ausstieg: 
erneuerbare Energien 
anstelle fossiler Energieträger

41.	 Es müssen konsequent Maßnahmen ergriffen wer­
den, um den Einsatz fossiler Energieträger deutlich zu 
vermindern und durch den entsprechenden Ausbau er­
neuerbarer Energien zu begleiten.

Nutzung fossiler Ressourcen vorausschauend 
beenden: Ausstieg aus Kohle, Erdöl, Erdgas, 
Benzin und Diesel
42.	 Angesichts langer Investitionszyklen und Lebens­
dauern bei vielen Industrieanlagen und Kraftwerken, aber 
auch im Gebäudebereich und im Verkehrssektor, sollte 
bereits heute in emissionsfreie oder zumindest deutlich 
emissionsärmere Technologien investiert werden. Eine 
Verschärfung klimapolitischer Maßnahmen führt dazu, 
dass Investitionen in fossile Anwendungen in abseh­
barer Zeit unwirtschaftlich werden können. Hierzu zählt 
die beschlossene CO2-Bepreisung mit den festgelegten 
Steigerungspfaden (s. Kasten 2-5). Diese Maßnahmen 
müssen bei heutigen Investitionsentscheidungen berück­
sichtigt werden. 

Einzelne Institutionen nehmen sich dem Thema bereits 
an. So legen die neuen Richtlinien für die Kreditvergabe 
der Europäischen Investitionsbank fest, dass Projekte zur 
Gewinnung von Öl und Gas sowie für Gasinfrastrukturen 
nicht mehr gefördert werden. Neue Kraftwerksprojekte 
müssen einen deutlich ambitionierteren Emissionsstan­
dard vorweisen und sollen nur unter Auflagen genehmigt 
werden, die glaubwürdig darlegen, dass später hauptsäch­
lich erneuerbare Gase zum Einsatz kommen (European 
Investment Bank 2019). Diese Vorgaben sollten nach An­
sicht des SRU zwar noch deutlich verschärft werden, gehen 
aber bereits in die richtige Richtung. 

43.	 Die Kommission „Wachstum, Strukturwandel und 
Beschäftigung“ hat einen Vorschlag zur Beendigung der 
Kohleverstromung in Deutschland erarbeitet, sodass das 
Sektorziel der Energiewirtschaft gemäß Klimaschutz­
plan 2050 im Jahr 2030 eingehalten wird (Kommission 
„Wachstum Strukturwandel und Beschäftigung“ 2019). 
Dies alleine ist jedoch nicht ausreichend, um die nötige 
Emissionsreduktion herbeizuführen (SRU 2017a). Auch 
die im Rahmen des Klimaschutzprogramms 2030 vor­
geschlagenen Maßnahmen sind in dieser Hinsicht 
unzureichend, da zwar eine Beendigung der Kohle­
verstromung, darüber hinaus aber keine weitreichende 
Beschränkung anderer fossiler Energieträger wie Erdgas 
oder Erdöl vorgesehen ist. Zusätzlich sind die Regelun­
gen zum Ausbau erneuerbarer Energien ungenügend, 
um diesen schnell und in dem benötigten Ausmaß her­
beizuführen. So wird zum Beispiel die beschlossene Auf­
hebung der Begrenzung der Photovoltaik-Förderung bis 
zu einer Kapazität von 52 GW („PV-Deckel“) allein nicht 
den bereits absehbar zu geringen Photovoltaikzubau in 
den nächsten Jahren kompensieren. 
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Die Politik sollte die Planungssicherheit bei privaten und 
gewerblichen Investitionsentscheidungen durch eine früh­
zeitige, vorausschauende Verabschiedung von Klima­
schutzmaßnahmen erhöhen und Förder- und Subven­
tionsprogramme nicht auf fossile, sondern erneuerbare 
Lösungen ausrichten. Andernfalls drohen Pfadabhängig­
keiten und Lock-in-Effekte, die die Nutzung CO2-inten­
siver Technologien manifestieren können (s. dazu auch 
WACHSMUTH et al. 2019). Auch die Einführung soge­
nannter Brückentechnologien kann Pfadabhängigkeiten 
schaffen. Ein Beispiel hierfür ist der Ausbau von Gaskraft­
werken anstatt direkt den Ausbau erneuerbarer Energien 
im entsprechenden Maße voranzutreiben. Ähnliches gilt 
für Investitionen in Infrastrukturen, deren Erweiterung 
aus kurzfristiger Perspektive angebracht erscheinen mag, 
aber langfristig nicht notwendig ist, wenn der Infrastruk­
turbedarf unter den Rahmenbedingungen eines treibhaus­
gasneutralen Energiesystems bewertet wird (ebd.).

Es bedarf eines umfassenden Gesamtkonzepts, das den 
Umstieg von fossilen auf nachhaltige, erneuerbare 
Anwendungen vorausschauend regelt und aufeinander 
abstimmt. Es sind Pfade für den Ausbau erneuerbarer 
Energien zu entwickeln, die die Beendigung der Nutzung 
fossiler Ressourcen überhaupt erst möglich machen. 
Damit sind weitreichende Implikationen verbunden, wie 
zum Beispiel ein veränderter Bedarf an Infrastrukturen 
(was sowohl den Abbau bestehender als auch den Auf­
bau neuer Infrastrukturen bedeuten kann), veränderte 
Import- und Exportstrukturen von Energieträgern, aber 
auch Auswirkungen auf die Gesellschaft, die Wirtschaft 
und auf Arbeitsplätze. Die Ausarbeitung solch eines 
politischen Konzepts ist komplex und muss auf umfas­
sendem Expertenwissen aus verschiedensten Diszi­
plinen basieren.

Erneuerbare Energien ausbauen
44.	 Die erneuerbaren Energieträger sind das Kernele­
ment der Dekarbonisierung in Deutschland. Im Vergleich 
der verschiedenen Optionen für die Stromerzeugung ist 
der Einsatz der erneuerbaren Energien die einzige, die 
Nachhaltigkeit gewährleisten kann (SRU 2011, S. 56). 
Der SRU hat bereits dargelegt, dass für Deutschland „eine 
ausschließlich auf regenerativen Energiequellen basie­
rende Stromversorgung bis 2050 unter Beachtung stren­
ger Anforderungen des Naturschutzes und bei Vermei­
dung von anderen Nutzungskonflikten möglich ist“ (SRU 
2011, S. 31). Hierzu muss allerdings ergänzend der Ener­
giebedarf durch Maßnahmen für Energieeinsparungen 
und Effizienzsteigerungen deutlich gesenkt werden. 
Wissenschaftliche Untersuchungen bestätigen, dass in 
Deutschland eine Stromversorgung mit 100 % erneuer­

baren Energien, ergänzt durch flexible Elemente wie 
Möglichkeiten zur Sektorkopplung, Speicher sowie eine 
gute Stromnetzinfrastruktur, technisch machbar und 
funktionsfähig ist und ökonomische Vorteile mit sich 
bringen kann (UBA 2014; 2010; HENNING und PALZER 
2012, S. 5; KUNZ und KIRRMANN 2015, S. 4; WALTER 
et al. 2018). Zudem existieren für die europäische und 
globale Ebene Studien, die zeigen, dass sogar der gesamte 
Energiebedarf über erneuerbare Ressourcen gedeckt wer­
den kann (RAM et al. 2019; 2018). 

Durch eine entsprechende Standortwahl, raumplane­
rische und naturschutzfachliche Vorgaben sowie die Op­
timierung des Technologiemixes können die Umweltaus­
wirkungen des Ausbaus erneuerbarer Energien minimiert 
werden (SRU 2011, S. 53). Die Eingriffe in die Natur sind 
durch die Errichtung der Anlagen in ihrer zeitlichen Di­
mension begrenzt und in der Regel auf die Laufzeit der 
Anlage beschränkt, daher bestehen deutlich geringere 
langfristige Auswirkungen als bei der Nutzung von 
fossilen Brennstoffen oder Uranressourcen (Bergbau, 
Lagerung radioaktiver Abfälle, CO2-Speicherung) (ebd.). 
Dennoch bestehen ökologische Herausforderungen beim 
Ausbau erneuerbarer Energien, wie zum Beispiel Auswir­
kungen auf die Biosphäre, das heißt auf die Lebens­
räume auf dem Land und im Wasser. Diese sind bei der 
Planung des Ausbaus ebenso zu berücksichtigen wie Ein­
griffe in das Landschaftsbild (hierzu s. a. SCHMIDT, C. 
et al. 2018a; 2018b). Es gilt, die Belange von Klima-, 
Natur- und Artenschutz in Einklang zu bringen. Eine ak­
tuelle Studie des Bundesamtes für Naturschutz liefert 
Ansätze, wie eine naturverträgliche Energieversorgung 
in Deutschland gestaltet werden kann, unter Berück­
sichtigung von geringer Flächeninanspruchnahme, Land­
schaftsschutz und Biodiversitätserhalt (WALTER et al. 
2018). 

45.	 Auch aufgrund der starken technologischen Effi­
zienzsteigerungen und Kostensenkungen sind erneuer­
bare Energieträger, wie zum Beispiel Windenergieanlagen 
an windstarken Standorten, gegenüber konventionellen 
Stromerzeugungstechnologien wettbewerbsfähig (KOST 
et al. 2018, S. 8 ff.). Dabei spielt auch eine Rolle, dass die 
Stromerzeugung mittels konventioneller Ressourcen im 
Rahmen des EU ETS teurer wird, wenn die Preise für 
CO2-Zertifikate weiter steigen. Eine ambitionierte na­
tionale Klimapolitik schwächt die Wettbewerbsfähigkeit 
der meisten Branchen und Unternehmen in Deutschland 
nicht. Die Energiekosten sind nur einer von vielen Stand­
ortfaktoren, bei vielen Industrieunternehmen machen 
sie nur einen geringen Anteil an den Produktionskosten 
aus und es bestehen erhebliche Effizienzpotenziale, die 
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bislang noch nicht abgerufen wurden. Nur wenige ener­
gieintensive Unternehmen benötigen zur Erhaltung ihrer 
Wettbewerbsfähigkeit eine gezielte Entlastung bei mög­
licherweise steigenden Energiepreisen durch ambitio­
nierte Klimapolitik (s. hierzu SRU 2016b, Kap. 2). Ob es 
überhaupt zu einem Preisanstieg kommt, ist fraglich, da 
erneuerbare Energien in der Regel preissenkend wirken 
(OEI et al. 2019a, S. 13; Agora Energiewende 2018, 
S. 13). Das Preisniveau wird aber von weiteren Fakto­
ren, wie zum Beispiel der Preisentwicklung fossiler Ener­
gieträger sowie der europäischen CO2-Zertifikate beein­
flusst (Agora Energiewende 2018, S. 6; OEI et al. 2019a, 
S. 16). Zudem kann sich eine Vorreiterrolle Deutschlands 
im Einsatz klimafreundlicher Technologien auch güns­
tig auf die internationale Wettbewerbsfähigkeit auswir­
ken (SRU 2016b, Kap. 1). 

46.	 Allerdings muss der Ausbau erneuerbarer Ener­
gien stark beschleunigt werden, um die Klimaziele zu 
erreichen. In Deutschland waren Ende 2018 Windleis­
tung in Höhe von 53 GW an Land und 6 GW auf See 
sowie 45 GW Photovoltaik installiert. Die Ausbauraten 
für Wind an Land und auf See sind von 6,3 GW im Jahr 
2017 auf 3,3 GW in 2018 deutlich zurückgegangen 
(BMWi 2019c, S. 7), für 2019 wird ein noch geringe­
rer Ausbau erwartet („Halbjahreszahlen Windenergie 
an Land: Historisch niedriger Zubau trotz sehr guter 
Wachstumsperspektiven – Genehmigungsstau dringend 
auflösen“, Pressemitteilung des Bundesverbandes 
WindEnergie vom 25. Juni 2019). Gründe dafür sind 
unzureichende Flächenbereitstellungen in den Bundes­
ländern, langwierige Genehmigungsverfahren sowie 
Klagen und Widerspruchsverfahren gegen bereits 
erteilte Genehmigungen. Für Photovoltaik konnte 
hingegen eine Steigerung auf 2,9 GW in 2018 gegen­
über 1,7 GW im Vorjahr erzielt werden (BMWi 2019c, 
S. 7).

Auch ist trotz einer generellen Befürwortung des Aus­
baus erneuerbarer Energien in der Gesellschaft zu erken­
nen, dass die Errichtung von Windenergie- und Biogas­
anlagen sowie von Strommasten in der Umgebung des 
eigenen Wohnortes weniger positiv bewertet wird und 
die Zahlungsbereitschaft für „grünen“ Strom abgenom­
men hat (Agentur für Erneuerbare Energien 2019; FRON­
DEL und SOMMER 2019). So kommt es immer wieder 
zu lokalen Widerständen gegen den Ausbau von Wind­
energieanlagen und Stromnetzen (HOEFT et al. 2017). 
Bereits gegenwärtig wird die Öffentlichkeit im Rahmen 
der Planungen beim Ausbau erneuerbarer Energien be­
teiligt. Es wäre aber zusätzlich akzeptanzfördernd, wenn 
die Interessen der lokal Betroffenen schon in früheren 

Entscheidungs- und Planungsphasen vermehrt einbezo­
gen würden und auch eine Beteiligung an Investitionen 
ermöglicht würde (s. Kap. 7, Tz. 655). Die Akzeptanz 
der Bevölkerung ist eine wesentliche Voraussetzung, um 
die nationalen Klimaziele bis 2030 zu erreichen, da deut­
lich größere jährliche Ausbauzahlen nötig sind (OEI et al. 
2019a; BEE 2019, S. 3; UBA 2019f, S. 34). Im Klima­
schutzprogramm 2030 hat die Bundesregierung zwar 
beschlossen, die Deckelung des Photovoltaikausbaus 
aufzuheben und das Ausbauziel für Offshore-Windener­
gieanlagen anzuheben, dennoch bestehen weiterhin Rah­
menbedingungen, die den Ausbau hemmen (z. B. Dauer 
von Genehmigungsverfahren, Gestaltung von Ausschrei­
bungsverfahren, verzögerter Netzausbau) (BMU 2019b). 
Die aktuellen Beschlüsse werden den Anforderungen und 
Notwendigkeiten, die sich aus dem fortschreitenden Kli­
mawandel ergeben, nicht gerecht. Die Bundesregierung 
wird die selbstgesteckten Klimaziele 2030 mit dem Maß­
nahmenprogramm 2030 voraussichtlich deutlich verfeh­
len (OEI et al. 2019b, S. 10). Nachbesserungen an den 
beschlossenen Maßnahmen sind dringend nötig, um die 
nationalen, noch nicht einmal Paris-kompatiblen Ziele 
zu erreichen. Um einen angemessenen Beitrag zum Pa­
riser Klimaabkommen zu liefern, bedarf es darüber hin­
aus zusätzlicher Anstrengungen. Hierzu ist eine gemein­
same Strategie von Bund und Ländern zu entwerfen, die 
neben dem Ausbau der erneuerbaren Energien auch die 
Emissionsminderung im Gebäude- und Verkehrssektor 
in den Fokus nimmt. Mit zunehmender Sektorkopplung 
müssen außerdem sektorübergreifende Maßnahmen an­
gestoßen werden, die zum Beispiel den Ausbau der er­
neuerbaren Energien und der Stromnetze besser auf die 
Strombedarfe der verschiedenen Sektoren abstimmen. 

47.	 Ein schneller Ausbau erneuerbarer Energien geht 
mit der Nachfrage nach einer Reihe von Rohstoffen für 
die Produktion der notwendigen Technologien einher. 
Welche Rohstoffe in welchem Zeitraum genau benötigt 
werden, hängt von den geplanten Ausbaupfaden und den 
technologischen Entwicklungen ab, zum Beispiel auf­
grund von Konkurrenzen um Rohstoffe zwischen ver­
schiedenen Produkten (World Bank 2017; ANGERER 
et al. 2016; s. a. SRU 2017b, Kap. 3.5). Da die benötigten 
Rohstoffe nicht in ausreichenden Mengen als Sekundär­
rohstoffe verfügbar sind, ist es notwendig, Primärroh­
stoffe zu gewinnen. Hier ist zum einen zu beachten, dass 
Gewinnung und Verarbeitung in der Regel zu erheblichen 
Umwelt- und Gesundheitsbelastungen führen und oft­
mals die lokalen und regionalen Umweltbelastungsgren­
zen überschreiten (CHAHOUD et al. 1999; ERICSSON 
und SÖDERHOLM 2010; MUDD und WARD 2008; UNEP 
2019b; OECD 2019; s. a. SRU 2017b, Abschn. 2.3.2). Zum 
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anderen kann die Rohstoffverfügbarkeit aufgrund von zu 
geringen Minenkapazitäten und ökonomisch oder poli­
tisch bedingten Lieferrisiken eingeschränkt sein und zu 
Preissteigerungen führen. Generell zeigen Studien, dass 
die ausreichende Versorgung mit Rohstoffen möglich ist, 
jedoch temporäre Lieferengpässe zu erwarten sind (AN­
GERER et al. 2016; BLAGOEVA et al. 2016; BGR o. J.; 
BUNGE und STÄUBLI 2014; FRONDEL et al. 2006; Öko-
Institut 2017; BUCHERT et al. 2019). Diesen kann durch 
technische Maßnahmen wie Materialeffizienz, Rohstoff­
substitution oder Ausweichen auf andere Technologien 
entgegnet werden. Aber auch eine Ausweitung der Mi­
nenkapazitäten ist gegebenenfalls notwendig. Eine stei­
gende globale Nachfrage ist beispielsweise aufgrund der 
zunehmenden Anzahl an Elektrofahrzeugen für Lithium 
und Cobalt zu erwarten. Der Bedarf an Platin steigt, wenn 
die Brennstoffzellentechnologie stärker genutzt wird und 
die „freiwerdenden“ Mengen aus dem Rückgang der Ver­
wendung von Katalysatoren nicht ausreichen (MAR­
SCHEIDER-WEIDEMANN et al. 2016, S. 263 ff.). Nach 
BLAGOEVA et al. (2016) sind in der EU Engpässe für 
verschiedene Rohstoffe denkbar, wenn keine rechtzeiti­
gen Anpassungsmaßnahmen stattfinden. Hierzu zählen 
zum Beispiel Indium und Silber für die Photovoltaik­
module sowie Seltene Erden wie Dysprosium, Neodym 
und Praseodym für Windenergieanlagen. In beiden Fällen 
ist der Bedarf jedoch von der konkret umgesetzten Tech­
nologie abhängig: So wird Indium nur für sogenannte 
CIGS-Photovoltaikmodule benötigt. Die bisher vorran­
ging genutzten Silizium- und Cadmium-Tellurid-basier­
ten Technologien benötigen kein Indium. Silber wird hin­
gegen für alle Arten von Photovoltaikmodulen benötigt. 
Bei Windkraftanlagen gibt es Technologien sowohl mit 
als auch ohne den Einsatz von Seltenen Erden.

Um Klarheit und Transparenz über Umweltwirkungen 
und mögliche Versorgungsrisiken bei der Dekarbonisie­
rung der Energieversorgung zu schaffen, sollten deshalb 
Rohstoffbedarfe bei der Entwicklung von Dekarboni­
sierungspfaden mitbetrachtet werden. Wichtig ist zu 
prüfen, welche Pfade mit möglichst geringen Umwelt­
wirkungen umsetzbar sind. Ist es notwendig, die Roh­
stoffgewinnung auszuweiten, sollten die Rahmenbe­
dingungen hierfür so gestaltet werden, dass hohe 
Umwelt- und Sozialstandards gewährleistet werden. Da 
ein großer Teil der notwendigen Rohstoffe im Ausland 
gewonnen wird, muss dies integraler Bestandteil der 
Außenwirtschafts- und Entwicklungspolitik sein (SRU 
2012, Abschn. 2.4.4).

Neben der Rohstoffgewinnung muss die Frage der Recy­
clingfähigkeit betrachtet werden. Nur durch hochwer­

tiges Recycling kann der Primärrohstoffbedarf abgemil­
dert werden. Deshalb müssen jetzt die Weichen dafür 
gestellt werden, dass die eingesetzten Materialien kreis­
lauffähig sind und zukünftig die entsprechende Infra­
struktur dafür bereitsteht. Voraussetzung hierfür ist, dass 
entsprechende Regelungen geschaffen werden.

Die Umstellung auf erneuerbare Energien darf nicht 
allein aus einer Energieperspektive erfolgen, sondern 
muss mit der Frage der Steuerung gesellschaftlicher 
Stoffströme und der dadurch verursachten Umweltwir­
kungen verknüpft werden (s. a. SRU 2019, Tz. 362). 
Ziel ist, dass für die Dekarbonisierung weltweit weder 
lokale oder regionale noch planetare Belastungsgren­
zen überschritten werden (s. bspw. Betrachtungen in 
VIDAL et al. 2013; HERTWICH et al. 2015; GIBON und 
HERTWICH 2014; UBA 2019d).

2.3.2	 Keine erneute Nutzung der 
Atomenergie

48.	 Der hohe Handlungsdruck in der Klimapolitik hat 
zu einem Aufleben der öffentlichen Diskussion über 
die Nutzung von Atomenergie geführt. Von ihren Be­
fürwortern wird sie als Option für eine rasche Emissi­
onsminderung neben den Ausbau der erneuerbaren 
Energien gestellt, da sie eine klimafreundliche Strom­
erzeugung mit geringen CO2-Emissionen ermögliche. 
In Frankreich ist die ursprünglich anvisierte Redukti­
on der Stromerzeugung von Atomkraftwerken um 50 % 
bis 2025 um zehn Jahre auf 2035 verschoben worden, 
nachdem der Ausbau erneuerbarer Energien nicht im 
erforderlichen Ausmaß stattgefunden hat (SCHNEI­
DER et al. 2019, S. 69). Auf europäischer Ebene wurde 
im Clean Energy Package festgehalten, dass ein Anteil 
der Atomkraft von etwa 15 % gemeinsam mit den er­
neuerbaren Energien das Rückgrat eines CO2-freien eu­
ropäischen Stromsystems 2050 bilden soll (Europäi­
sche Kommission 2018b, S. 10). Auch die europäische 
Investitionsbank sieht weiterhin eine Kreditvergabe an 
Atomprojekte vor (European Investment Bank 2019). 
Für Deutschland hält der SRU es ausdrücklich nicht für 
sinnvoll, der Atomenergie eine Rolle in der zukünfti­
gen Stromversorgung zuzuschreiben (SRU 2011b, Ab­
schn. 2.4.2). Vielmehr sollte Deutschland am beschlos­
senen und sich bereits in der Umsetzung befindlichen 
Atomenergieausstieg festhalten und zeigen, dass der 
Übergang hin zu einem erneuerbaren Energiesystem 
ohne die Nutzung von Atomenergie gelingen kann, um 
auch auf globaler Ebene ein Signal zu setzen. Dabei wer­
den unter „Atomenergie“ alle Stromerzeugungstech­
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nologien verstanden, die mithilfe von Kernspaltung 
Energie erzeugen.

Unfallrisiken und ungelöste Endlagerung
49.	 Die Nutzung der Atomenergie gefährdet schon bei 
einer teilweisen Freisetzung gesundheits- und umwelt­
gefährdender Substanzen viele Millionen Menschen und 
birgt das Risiko, dass ganze Landstriche auf lange Zeit 
unbewohnbar werden (WBGU 1998, S. 70). Zahlreiche 
Störfälle – insbesondere die katastrophalen Unfälle in 
Tschernobyl und Fukushima – belegen, dass erhebliche 
Risiken bei der Nutzung von Atomenergie bestehen. Mit 
den erneuerbaren Energien stehen Alternativen zur Ver­
fügung, welche die Atomenergie überflüssig machen. So 
können die hohen Sicherheitsrisiken, die sich insbeson­
dere durch die Auswirkungen von Störfällen zeigen, ver­
mieden werden (Ethikkommission Sichere Energiever­
sorgung 2011, S. 10). 

50.	 Nach der Nutzung ist eine sichere, abgeschlosse­
ne Lagerung der radioaktiven Abfälle über eine Million 
Jahre oder länger sicherzustellen. An die Entsorgung 
knüpfen sich weitere Fragestellungen an, zum Beispiel 
wo und wie eine Lagerung stattfinden sowie finanziert 
werden kann und wie man die Interessen künftiger Ge­
nerationen berücksichtigt, um die Endlagerung fortzu­
führen (ECKHARDT und RIPPE 2016). Aus Rücksicht 
auf das Wohlergehen folgender Generationen ist es 
gemäß des Vorsorgeprinzips geboten, die Risiken früh­
zeitig und möglichst gering zu halten (Risikovorsorge). 
Außerdem ist der Schaden, darunter Beeinträchtigun­
gen von Umwelt und Gesundheit, von den derzeit und 
in Zukunft lebenden Menschen soweit möglich abzu­
wenden (SRU 2019, Abschn. 2.2.2.1.2). Aus diesen 
Gründen hält der SRU einen Betrieb von Atomkraftwer­
ken über den vereinbarten Ausstiegspfad hinaus für nicht 
verantwortbar. 

51.	 Die Forderung nach einer Verlängerung von Lauf­
zeiten bestehender Atomkraftwerke ist unter Sicher­
heitsaspekten ebenfalls kritisch zu bewerten. Längere 
Laufzeiten und der damit verbundene Verschleiß von 
Komponenten erhöhen das Sicherheitsrisiko, was auf­
grund mangelnder Erfahrung mit solch langen Betriebs­
zeiten schwer abschätzbar ist (MATTHES und KALLEN­
BACH-HERBERT 2006, S. 61). Die Nachrüstung und 
Ertüchtigung der Sicherheitskomponenten bestehender 
Atomkraftwerke auf das höchste Sicherheitsniveau neuer 
Reaktoren sind teuer und rechnen sich wirtschaftlich 
nicht (Greenpeace 2014, S. 5). Hinzu kommt, dass es 
aktuell weltweit keine technisch ausgereifte Anlage für 
die dauerhafte Einlagerung von hoch radioaktiven Ab­

fällen gibt (BESNARD et al. 2019, S. 75; BRUNNEN­
GRÄBER 2019, S. 18). Die Bundesgesellschaft für End­
lagerung hat den Auftrag, bis 2031 einen Standort zu 
finden, der die bestmögliche Sicherheit für eine Lage­
rung über Millionen von Jahren bietet (BGE 2019). Bis 
dieser genehmigt und entsprechend erschlossen ist, wer­
den weitere Jahre bzw. Jahrzehnte vergehen. So gestal­
tet sich die Endlagersuche in Deutschland weiterhin 
langwierig und schwierig. Auch steht die deutsche Be­
völkerung der Atomenergie skeptisch gegenüber. Mit 
dem Unfall in Fukushima stieg in Deutschland sowohl 
der Anteil der Menschen mit Sicherheitsbedenken als 
auch mit einer ablehnenden Haltung gegenüber der 
Atomenergie an (Frankfurter Allgemeine Zeitung 
20.04.2011). Eine Verlängerung oder erneute Nutzung 
von Atomkraftwerken und die damit verbundene Suche 
weiterer Endlagermöglichkeiten bergen somit ein enor­
mes Konfliktpotenzial.

Unwirtschaftlichkeit
52.	 Der Bau von Atomkraftwerken ist auch aus ökono­
mischer Perspektive nicht sinnvoll. Global gesehen sind 
Investitionen in erneuerbare Energien wirtschaftlicher 
als Investitionen in Atomkraftwerke (SCHNEIDER et al. 
2019, S. 213; LAZARD 2018, S. 2; MENDELEVITCH et al. 
2018; KEMFERT et al. 2017; 2015). Dies liegt unter an­
derem an deutlich gestiegenen spezifischen Investi­
tionsausgaben für neue Atomkraftwerke, zunehmenden 
Betriebskosten, ungelösten Fragen des Rückbaus und der 
Endlagerung sowie der nach wie vor fehlenden Ver­
sicherbarkeit von Atomunfällen (KEMFERT et al. 2015; 
SCHNEIDER et al. 2019, S. 214). Aus höheren Sicher­
heitsanforderungen folgen Kostensteigerungen für den 
Bau sowie höhere Aufwendungen für den Rückbau und 
die Lagerung radioaktiver Abfälle, die schwer abzu­
schätzen sind (KEMFERT et al. 2015, S. 1065). Auch so­
genannte Atomkraftwerke der vierten Generation und 
kleinere Kraftwerke (small modular reactors) sind tech­
nisch schwer zu kontrollieren und lassen keinen wirt­
schaftlichen Einsatz erwarten (WEALER et al. 2019, 
S.  516). Laufzeitverlängerungen bedeuten aufgrund 
der  gestiegenen Sicherheitsanforderungen zusätzliche 
Kosten für die Nachrüstung und sind häufig nicht wirt­
schaftlich (SCHNEIDER et al. 2019, S. 238). Nachrüs­
tungen an europäischen Atomkraftwerken, die nach 
Kraftwerksunfällen empfohlen wurden, wurden bisher 
auch aufgrund mangelnder Wirtschaftlichkeit unzurei­
chend umgesetzt (Greenpeace 2014, S. 5 und 12).

53.	 In Deutschland wurde mit dem Atomenergieaus­
stieg 2011 ein politischer Konsens erzielt, der festlegt, 
die Nutzung der Atomenergie bis zum Jahr 2022 zu be­
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enden. Dennoch spielt die Atomenergie global weiterhin 
eine Rolle. Das zeigt sich daran, dass ihr Anteil an der 
weltweiten Stromversorgung in den letzten Jahren nicht 
mehr rückläufig ist und auf einem Niveau von etwas über 
10 % stagniert, wobei insbesondere in China neue Kraft­
werke gebaut wurden (SCHNEIDER et al. 2019, S. 32). 
Dass es trotz fehlender Wirtschaftlichkeit zu einem Bau 
von Atomkraftwerken kommt, liegt an politischen An­
reizen in Form von Subventionen (WEALER et al. 2019, 
S. 518). In Szenarien der Internationalen Energieagen­
tur (International Energy Agency – IEA), des IPCC sowie 
der EU wird weiterhin angenommen, dass die Atomener­
gie zur Erreichung des Klimaziels trotz mangelnder Wirt­
schaftlichkeit eingesetzt wird (IEA 2018, S. 22; IPCC 
2018a; Europäische Kommission 2018b, S. 10). Da zwei 
Drittel der Atomkraftwerke weltweit über dreißig Jahre 
alt (IAEA - PRIS 2019) und daher in absehbarer Zeit zu 
ersetzen sind, ist es von besonderer Relevanz, die Atom­
energie bei den anstehenden Investitionsentscheidun­
gen durch den wirtschaftlich und sicherheitspolitisch 
sinnvollen Ausbau erneuerbarer Energien zu ersetzen. 

2.3.3	 Die Rolle von negativen 
Emissionen – 
stark begrenzter Einsatz 
von CCS in Deutschland 

54.	 Neben der Notwendigkeit, CO2-Emissionen zu 
reduzieren, führt der steigende Handlungsdruck beim 
Klimawandel auch zu einer Diskussion darüber, ob und 
inwiefern Praktiken zur CO2-Abscheidung bzw. Ent­
nahme von CO2 aus der Atmosphäre angewendet wer­
den müssen. 

2.3.3.1	 Negative Emissionen

55.	 Heute wird mehr als die Hälfte des freigesetzten 
CO2 durch natürliche Prozesse kompensiert, das heißt 
über terrestrische und ozeanische Senken (LE QUÉRÉ 
et al. 2018, S. 2160). Neben den natürlichen Prozessen 
werden unter der Bezeichnung der negativen Emissio­
nen zusätzliche und vom Menschen veranlasste Prak­
tiken verstanden, mit denen CO2 aus der Atmosphäre 
entnommen bzw. die Freisetzung von CO2 in die Atmo­
sphäre verhindert wird (IPCC 2019; 2018a; MINX et al. 
2018, S. 3; MORROW et al. 2018). Der IPCC-Sonderbe­
richt über Klimawandel und Landsysteme gibt eine Reihe 
möglicher landbasierter Praktiken zur Erzeugung nega­
tiver Emissionen an (IPCC 2019, S. 28 f.). Darunter be­
finden sich einige, die neben dem Effekt der CO2-Bin­

dung auch positive Wirkung auf andere Indikatoren, wie 
Anpassung an den Klimawandel, Desertifikation und 
Landdegradation oder Nahrungsmittelsicherheit, entfal­
ten. Dies gilt unter bestimmten Umständen beispiels­
weise für die Auf- und Wiederaufforstung, die Herstel­
lung von Biokohle und deren Eintrag in Böden oder die 
Anreicherung von Kohlenstoff in Böden. Daneben wer­
den weitere negative Emissionspraktiken diskutiert, wie 
beispielsweise die Ozeandüngung, chemische Verwitte­
rung und künstliche Alkalisierung von Ozeanen sowie 
verschiedene Arten zur Abscheidung und Speicherung 
von Kohlenstoffdioxid (carbon capture and storage – 
CCS). Zu CCS zählen die Kombination mit fossilen Kraft­
werks- und Industrieprozessen bzw. mit Bioenergie 
(bioenergy with carbon capture and storage – BECCS), 
aber auch die direkte Abscheidung aus der Luft (direct 
air carbon capture and storage – DACCS) (s. Abb. 2-8; 
MINX et al. 2018). 

Angesichts nicht ausreichender Erfolge bei der Emissi­
onsminderung laufen diese Verfahren auf den Versuch 
hinaus, den Klimawandel durch andere großskalige Be­
einflussungen wichtiger Komponenten des Erdsystems 
zu begrenzen. Diese Ansätze, die unter dem Überbegriff 
Geo-Engineering diskutiert werden, erscheinen so at­
traktiv, da sie eine technische Lösung in Aussicht stel­
len, für die die Gesellschaft ihr Verhalten gar nicht oder 
nur geringfügig ändern muss (UBA 2011, S. 41). Die wis­
senschaftliche Erforschung und technologische Entwick­
lung von Verfahren zur Gewinnung negativer Emissionen 
ist durchaus sinnvoll. Sie sind jedoch aus ökologischen, 
technologischen, politischen und ethischen Gründen 
eine kritisch zu bewertende, aus heutiger Sicht oft spe­
kulative Möglichkeit in der Diskussion um Emissions­
budgets (UBA 2011). Vor einem groß angelegten Einsatz 
wären noch viele Detailfragen zu klären (SPP 1689 2019, 
S. 65).

56.	 Im Klimaabkommen von Paris ist festgelegt, dass 
die Emissionsbilanz längerfristig ausgeglichen sein soll, 
das heißt, dass verbleibende Quellen von CO2 durch 
zusätzliche Senken in entsprechender Höhe kompen­
siert werden. Negative Emissionen sollten jedoch nicht 
dazu herangezogen werden, das Budget rechnerisch zu 
vergrößern (s. Tz. 16). Grund dafür ist, dass die groß­
skalige Verfügbarkeit, die Umweltverträglichkeit des 
Einsatzes und die langfristige Verlässlichkeit negativer 
Emissionspraktiken unsicher sind. Allerdings kann die 
Ausweitung negativer Emissionen die Wahrscheinlich­
keit erhöhen, das Budget einzuhalten, da die Budget­
größe  an eine Wahrscheinlichkeit der Zielerreichung 
geknüpft ist. 
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Die Rolle negativer Emissionen in 
wissenschaftlichen Modellierungen 
57.	 Ein Großteil der vom IPCC SR1.5 ausgewerteten 
kostenoptimalen Klimaszenarien enthalten einen nicht 
zu vernachlässigenden Beitrag negativer Emissionen, um 
Klimaziele zu erreichen, bei der die globale Erwärmung 
deutlich unter 2 °C liegt (FUSS et al. 2018; IPCC 2018a; 
ROCKSTRÖM et al. 2017; ROGELJ et al. 2018). Diese 
Szenarien sehen weniger rasche Emissionsreduktionen 
vor, als dies ohne die Berücksichtigung negativer Emis­
sionen der Fall wäre. Es ist sehr wahrscheinlich, dass 
schwierig oder nicht zu senkende Restemissionen, wie 
beispielsweise aus Industrieprozessen oder durch Land­
nutzung, Landnutzungsänderung und Forstwirtschaft 
(land use, land use change and forestry – LULUCF), ver­
bleiben und langfristig kompensiert werden müssen 
(DAVIS et al. 2018; LUDERER et al. 2018; UBA 2014; 
2019f, S. 50 f.). Eine aktuelle Studie des UBA zeigt für 
Deutschland, dass durch natürliche Senken, das heißt 
nachhaltige land- und fortwirtschaftliche Flächenbewirt­
schaftung, diese unvermeidbaren Emissionen kompen­

siert werden können und dass die Treibhausgasneutra­
lität bis 2050 erreicht wird, ohne dass CCS zum Einsatz 
kommen muss (UBA 2019g, S. 32). In anderen energie­
technologischen Modellierungen ist hingegen nur ein 
begrenztes Potenzial der Anwendungen hinterlegt, die 
nicht auf CCS beruhen, sodass als Ergebnis sehr große 
CCS-Anteile herauskommen, damit die Klimaziele im 
verbleibenden Zeitrahmen eingehalten werden können. 
So wurde im Fünften Sachstandsbericht des IPCC global 
eine starke Ausweitung von Bioenergie in Kombination 
mit CCS vorgesehen (IPCC 2014). Dabei bleibt oft un­
berücksichtigt, dass eine Ausweitung in dieser Größen­
ordnung weitreichende Veränderungen in Form von 
Landnutzung und Flächenverbrauch bedeuten, deren 
Realisierung innerhalb der planetaren Belastungsgren­
zen unrealistisch ist.

CCU als Option zur Nutzung von CO2
58.	 Abzugrenzen von negativen Emissionen sind Ver­
fahren, die eine nachgelagerte Nutzung des CO2 vorse­
hen (carbon capture and utilization – CCU) (Deutscher 

ɦɦ Abbildung 2-8	

Verfahren, die unter „negativen Emissionen“ verstanden werden
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Bundestag 2018, S. 15 f.). Hierbei wird CO2 abgeschie­
den und anschließend weiter genutzt. Einsatzfelder sind 
die chemische Industrie, aber auch die Herstellung von 
synthetischen Kohlenwasserstoffen, wie beispielsweise 
Flüssigkraftstoffe oder Methan. Wird das CO2 anschlie­
ßend in die Atmosphäre entlassen, hängt es für einen po­
sitiven Klimaschutzbeitrag über die gesamte Prozess­
kette ganz entscheidend davon ab, welche Form der 
Energienutzung substituiert wird, wie hoch der Aufwand 
bei der Abscheidung des CO2 ist und ob dafür erneuer­
bare Energien genutzt wurden. Eine erneute Abschei­
dung und Nutzung (denkbar als Kohlenstoffkreislauf, 
der aber ggf. nicht geschlossen gehalten werden kann, 
s. UBA 2014, S. 72) oder die anschließende Speicherung 
(carbon capture utilization and storage – CCUS) sind 
hingegen mit hohem energetischem Aufwand verbunden 
und nur sinnvoll, wenn ausreichend Strom aus erneuer­
baren Energien verfügbar ist. Zudem ist der Entwick­
lungsstand von Anlagen zur CO2-Abscheidung aus der 
Luft noch niedrig. Bisher sind nur wenige und eher kleine 
Anlagen gebaut worden und es sind nur wenige Unter­
nehmen in diesem Bereich aktiv (z. B. RUB 2019). Ent­
sprechend besteht noch hoher Forschungsbedarf. 
Synthetische Kohlenwasserstoffe dürften zukünftig ins­
besondere im Schiffs- und Flugverkehr nötig werden, um 
die Emissionen zu senken, womit auch der Einsatz von 
CCU-Prozessen eine Option wäre. Generell sollte der 
Einsatz synthetischer Kraftstoffe jedoch auf die Prozesse 
beschränkt bleiben, bei denen Alternativen wie die 
direkte Nutzung von Strom nicht umsetzbar sind (s. dazu 
auch SRU 2017b, S. 15).

2.3.3.2	 Einsatz von CCS in Deutschland

59.	 Als potenzielle Kohlenstoffsenke spielt CCS in den 
klimapolitischen Debatten immer wieder eine Rolle. Die 
Gründe, die in Deutschland gegen den Einsatz von CCS 
sprechen, sind insbesondere die Sicherheitsrisiken, das 
begrenzte Speicherpotenzial sowie die mangelnde gesell­
schaftliche Akzeptanz und Wirtschaftlichkeit, wie im Fol­
genden ausgeführt wird (s. a. SRU 2009).

Sicherheit und Speichervorkommen für CCS
60.	 Bei CCS findet keine Vermeidung von Emissionen 
statt, sondern lediglich eine möglichst sichere Verwah­
rung des CO2 durch unterirdische Speicherung. Durch 
Forschungsaktivitäten der letzten Jahre liegen technisch-
wissenschaftliche Erkenntnisse zur Abscheidung, Spei­
cherung und zum Transport von CO2 vor (Deutscher 
Bundestag 2018, S. 51). Weltweit sind erst 18 CCS-
Projekte in Betrieb, worunter 14 Projekte CCS in Kom­
bination mit der tertiären Ölgewinnung (Enhanced Oil 

Recovery – EOR) anwenden, bei der CO2 unter hohem 
Druck in das Bohrloch gepresst wird, um das Öl hinaus­
zudrücken (Global CCS Institute 2018, S. 18). Bei einem 
EOR-Prozess verbleibt ein großer Teil des CO2 unter­
irdisch, jedoch müssen zur Anerkennung von EOR-CCS-
Projekten strengere regulatorische Anforderungen er­
füllt werden (ZALUSKI et al. 2016). Da bei EOR die 
Ölgewinnung das eigentliche Ziel ist, sind die Erfahrun­
gen hinsichtlich Monitoring und Speichersicherheit bei 
EOR-CCS-Projekten auf reine CCS-Anwendungen nicht 
immer direkt übertragbar. 

Es wird insbesondere in Australien, Kanada, den USA, 
Japan, China sowie in einigen arabischen Staaten die For­
schung und Entwicklung von CCS intensiv vorangetrie­
ben. Die einzigen beiden derzeit laufenden europäischen 
Projekte befinden sich in Norwegen, wobei die Regierung 
in Großbritannien ein erstes Projekt für die CO2-Speiche­
rung und -Nutzung ab etwa 2025 vorsieht (Deutscher Bun­
destag 2018, S. 20 und 49; Department for Business, Ener­
gy & Industrial Strategy of the United Kingdom 2018). Bei 
bisher umgesetzten Projekten konnten zwar hinsichtlich 
der technischen Machbarkeit und Sicherheitsrisiken der 
Speicherung keine wesentlichen Mängel festgestellt wer­
den, doch sind die Ergebnisse nicht generell auf potenziel­
le Standorte übertragbar (NETL 2019; MARKEWITZ et al. 
2017, S. 27). Wie hoch die Umweltrisiken bei einer Spei­
cherung von CO2 im Meeresboden sind, ist schwer ab­
schätzbar (UBA 2008, S. 322). In einem Experiment konn­
ten relativ geringe Risiken durch Leckagen gezeigt werden 
(VIELSTÄDTE et al. 2019). Jedoch liegen keine Erfahrun­
gen mit einer auf Jahrhunderte bzw. Jahrtausende ausge­
legten CO2-Speicherung vor (ROST 2015, S. 13). Zwar er­
scheinen „Stand von Forschung und Technik ausreichend, 
um weitere Erfahrungen mit Demonstrationsprojekten in 
Deutschland zu sammeln“ (Deutscher Bundestag 2018, 
S. 15), doch ist ein Einsatz über die Demonstrationsphase 
hinaus in naher Zukunft nicht realistisch.

Viele der großskaligen CO2-Speicherprojekte befinden 
sich außerdem in dünn besiedelten Regionen mit einer 
relativ lockeren Überwachung möglicher Leckagen, die 
den Sicherheitsanforderungen dicht besiedelter Regio­
nen in Mitteleuropa nicht entspricht. Auch ist die Auf­
lösungsgenauigkeit der Überwachungstechnologien be­
grenzt, sodass die Messwerte mit Unsicherheit behaftet 
sind (ebd. 2018, S. 12). Geologische Formationen, die 
für eine dauerhafte Speicherung von CO2 geeignet er­
scheinen, sind weltweit unterschiedlich verteilt (ROST 
2015, S. 57). Das Speicherpotenzial in Deutschland ist 
stark begrenzt (SRU 2009, S. 9). Auch wäre der geogra­
fische Abgleich zwischen CO2-Quellen und Lagerstätten 
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sowie der Aufbau geeigneter Transportinfrastrukturen 
zu prüfen (ESKEN et al. 2010, S. 17). Daneben bestehen 
teils Konkurrenzen mit anderen möglichen Nutzungen, 
zum Beispiel für die Speicherung von Druckluft als 
Stromspeicher oder für Wasserstoff (SRU 2009, S. 34). 

Gesellschaftliche Akzeptanz von CCS
61.	 CCS-Projekte wurden auf europäischer Ebene 
langsamer und in geringerem Umfang umgesetzt als zu 
Beginn des Jahrhunderts erwartet wurde. Die Realisie­
rung scheiterte in den meisten Fällen an den hohen 
Kosten sowie der fehlenden gesellschaftlichen Akzep­
tanz (Deutscher Bundestag 2018, S. 49). Dies liegt auch 
daran, dass sich Speicherstätten zum Teil unter be­
wohnten Gebieten befinden und die Bewohnerinnen 
und Bewohner aufgrund von Sicherheitsbedenken 
gegen CCS-Projekte protestiert haben. 

In Deutschland kam es nur bei einem von vier geplanten 
CCS-Projekten zu einer Einspeicherung von CO2. Haupt­
gründe gegen die Umsetzung waren auch hier die hohen 
Kosten und die mangelnde Akzeptanz. Dass ein Projekt 
in Ketzin zeitweise in Betrieb ging, kann sowohl der ver­
gleichsweise kleinen Speicherauslegung als auch einer 
partizipativen Einbindung der Bevölkerung zugeschrie­
ben werden (DÜTSCHKE et al. 2015, S. 242). Zudem 
war das Projekt als reines Forschungsprojekt ausgewie­
sen und von Anfang an befristet angelegt.

Unwirtschaftlichkeit von CCS
62.	 Die Bundesregierung geht in einem Evaluationsbe­
richt davon aus, dass für CCS-Anlagen „der gesamte Tech­
nologiepfad bestehend aus Abscheidung, Transport und 
Speicherung für die ersten europäischen Projekte, ver­
mutlich aber auch auf absehbare Zeit keine Rentabilität 
erwarten“ lässt (Deutscher Bundestag 2018, S. 50 f.). 
Die IEA stellt fest, dass aufgrund der wenigen bestehen­
den und geplanten CCS-Projekte in Europa eine Kosten­
senkung wohl nur bei Ausweitung staatlicher Unterstüt­
zung erfolgen wird (IEA 2018, S. 350). Neben diesen 
Gesichtspunkten, die auf die Wirtschaftlichkeit aller 
CCS-Anwendungen zutreffen, werden im Folgenden wei­
tere Aspekte differenziert nach Verfahren diskutiert. 

Wirtschaftliche Aspekte von CCS in der 
Stromerzeugung
63.	 Modellrechnungen belegen, dass Investitionen in 
CCS gekoppelt mit fossilen Kraftwerken aktuell sehr kos­
tenintensiv und in den meisten Fällen unwirtschaftlich 
sind. Der Bau und Betrieb von CCS-Anlagen verteuert 
die bestehende Kraftwerkstechnologie, wobei die Zusatz­
kosten durch den bisherigen Preisrahmen von Emis­

sionszertifikaten nicht abgedeckt werden können 
(SUSSAMS 2018). Die Treibhausgasemissionen von 
CCS-Kraftwerken lassen sich reduzieren, aber nicht voll­
ständig vermeiden (ESKEN et al. 2010, S. 17). Gleich­
zeitig sinkt aufgrund des Energiebedarfs für die Abschei­
dung der Wirkungsgrad des Kraftwerks je nach 
Abscheideverfahren (BONGARTZ et al. 2015, S. 81), wo­
durch der Brennstoffbedarf erhöht wird. Dies steht in 
starkem Widerspruch zu dem Ziel, die Energieeffizienz 
zu steigern und den Energieverbrauch zu senken. 

64.	 Insbesondere im Energiesektor sind zunehmend 
günstigere Alternativen vorhanden (s.  a. Tz. 45). Die 
mittleren Stromgestehungskosten von Photovoltaik­
anlagen und Onshore-Windenergieanlagen in Deutsch­
land liegen schon heute auf bzw. unter dem Niveau neu 
errichteter konventioneller Kraftwerke, die mit Braun­
kohle, Steinkohle oder Erdgas betrieben werden (KOST 
et al. 2018, S. 2). Vor allem langfristig sind die Investiti­
onen in erneuerbare Energieträger und deren Betrieb 
günstiger als fossile Alternativen, die in Kombination mit 
CCS betrieben werden müssten (ebd., S. 3 f.; HAINSCH 
et al. 2018, S. 25). Auch ist ein Energiesystem mit einer 
Vollversorgung aus erneuerbaren Energien in Deutsch­
land technisch machbar, wie bereits in Abschnitt 2.3.1 
gezeigt wurde. Insgesamt ist der SRU daher der Auffas­
sung, dass sowohl aus wirtschaftlichen Gründen als auch 
im Hinblick auf Risiken und ökologische Nebenfolgen 
eine Nutzung von CCS in der Stromerzeugung in 
Deutschland weiterhin nicht verfolgt werden sollte. 

Wirtschaftliche Aspekte von CCS in 
Industrieprozessen
65.	 Die meisten bestehenden CCS-Projekte dienen der 
Abscheidung von CO2 bei Industrieprozessen, zum Bei­
spiel bei der Erdgasaufbereitung, der Düngemittelher­
stellung oder der Wasserstoffproduktion aus Methan 
(Deutscher Bundestag 2018, S. 9). In Deutschland sind 
etwa 38 % der Industrieemissionen nicht energiebedingt 
und entfallen auf Produktionsprozesse in der Grund­
stoffindustrie, wie zum Beispiel die Kalk-, Zement- und 
Stahlherstellung und die Grundstoffchemie (BMU 2019a, 
S. 57). Der Großteil dieser Prozesse sollte durch tech­
nologische Weiterentwicklungen emissionsfrei gestaltet 
bzw. die produzierten Güter durch Alternativen ersetzt 
werden. Für die möglichst geringen, verbleibenden Rest­
emissionen könnte der Einsatz von CCS die einzig ver­
bleibende Lösung sein, um Emissionen nicht freizuset­
zen. Allerdings ist CCS für Industrieanlagen aktuell nicht 
wirtschaftlich und kann, falls Standort und Speicherort 
weit entfernt sind, den Aufbau einer gegebenenfalls kos­
tenintensiven neuen Infrastruktur erforderlich machen 



66

Pariser Klimaziele erreichen mit dem CO2-Budget

(Deutscher Bundestag 2018, S. 43). Entsprechend soll­
te CCS in der Industrie nur als letzte Option in Erwä­
gung gezogen werden und nicht die Forschung und Ent­
wicklung emissionsfreier bzw. -armer Produkte oder 
Verfahren im Industriesektor hemmen.

Wirtschaftliche Aspekte von BECCS
66.	 Die Kombination der Bioenergienutzung mit CCS 
bietet konzeptionell den Vorteil, dass ein pflanzlicher, 
nachwachsender Rohstoff zur Energieerzeugung 
genutzt wird, dessen Emissionen durch CCS abge­
schieden und gespeichert werden, sodass insgesamt die 
Emissionsbilanz negativ werden kann. Häufig wird 
dabei angenommen, dass Bioenergie grundsätzlich 
CO2-neutral sei, weil durch die energetische Nutzung 
nur die Menge an CO2 freigesetzt wird, die wäh­
rend  des  Pflanzenwachstums aufgenommen wurde. 
Dies hängt jedoch von der Art der Biomasse ab (s. Ab­
schn. 2.3.4). Während zum Beispiel bei Holz aus Rest- 
und Abfallstoffen im Wesentlichen nur Emissionen aus 
Transport und gegebenenfalls einer Aufbereitung zu 
bilanzieren sind, muss bei der Bereitstellung, Aufberei­
tung, Umwandlung und Nutzung von angebauten Ener­
giepflanzen in erheblichem Umfang Hilfs- und Betriebs­
energie eingesetzt werden. Dies führt zu Emissionen. 
Beim Anbau von Bioenergiepflanzen sind auch die 
Treibhausgasemissionen der Landwirtschaft zu be­
rücksichtigen, insbesondere die klimarelevanten 
Gase  neben CO2 (ARNOLD 2015, S. 493; vgl. auch 
Abschn. 2.3.4).

Problematisch ist darüber hinaus, dass der Anbau von 
Bioenergiepflanzen flächenintensiv ist. Um in großem 
Umfang negative Emissionen durch BECCS zu errei­
chen, würden nach Ergebnissen klimaökonomischer 
Modelle riesige Landflächen zum Anbau der Biomasse 
sowie enorme Kapazitäten für Transport und Speiche­
rung benötigt (GEDEN und SCHÄFER 2016, S. 2). Das 
Potenzial an nachhaltiger Biomasse ist beschränkt und 
der zur Bioenergiegewinnung geeignete Anteil wird 
durch Nutzungskonkurrenzen weiter geschmälert 
(UBA 2019f, S. 28; 2013a, S. 52 ff.; 2013b, S. 7; AR­
NOLD 2015, S. 501). Die Kosten der Bioenergiegewin­
nung steigen außerdem durch CCS deutlich an, wobei 
die Brennstoffeigenschaften und damit die Kosten je 
nach Biomasseart sehr variieren (FINKENRATH et al. 
2015, S. 595; ARNOLD 2015, S. 500). 

Während für bestimmte Regionen, Anwendungen und 
kleinskalige BECCS-Systeme die Nachhaltigkeit und der 
Klimanutzen möglicherweise gegeben sind, ist dies für 
die großskalige Nutzung auf globaler Ebene unwahr­

scheinlich. Eine sozial- und umweltverträgliche Nutzung 
von BECCS ist allein aufgrund des begrenzten Potenzials 
für Deutschland in großem Umfang nicht vorstellbar und 
sollte nicht angestrebt werden.

Wirtschaftliche Aspekte von DACCS
67.	 Im Vergleich zu Verfahren, die an fossile oder bio­
gene CO2-Quellen gekoppelt sind, besteht bei der Luft­
abscheidung aufgrund des niedrigeren CO2-Gehalts in 
der Luft ein enormer technischer und energetischer Auf­
wand, der sich in entsprechend hohen Kosten nieder­
schlägt. Aktuell befindet sich das Verfahren noch im Ent­
wicklungsstadium. Kosten- und Effizienzgründe sprechen 
damit eindeutig dagegen, DACCS zu nutzen, solange 
Kohle, Gas und Bioenergie in nennenswertem Umfang 
ohne CCS eingesetzt werden (WIETSCHEL et al. 2018, 
S. 65 f.). Ob und wann DACCS technische und ökono­
mische Marktreife erlangt, ist derzeit offen.

Zwischenfazit zu CCS-Anwendungen und 
negative Emissionen
68.	 CCS in Deutschland ist aufgrund hoher Kosten, un­
günstiger geologischer Speichervoraussetzungen und des 
Risikos von ungewollter CO2-Freisetzung über lange Zeit­
räume in absehbarer Zeit nicht zu empfehlen. Eine Ver­
meidung von Emissionen, die sowohl durch eine Ver­
brauchssenkung als auch durch die Substitution fossiler 
durch emissionsfreie Prozesse möglich ist, hat oberste 
Priorität und ist der Abscheidung und Speicherung von 
CO2 grundsätzlich vorzuziehen. Insbesondere bei der 
Stromerzeugung sollte auf den Einsatz von CCS verzich­
tet werden (vgl. auch SRU 2011, S. 50). Langfristig könn­
te CCS mangels Alternativen für die Kompensation von 
Restemissionen notwendig werden. Die Speicherpoten­
ziale sind für diese Prozesse vorzuhalten. Ein ausgedehn­
ter Einsatz von BECCS ist unter Wahrung von Nachhal­
tigkeits- und Umweltschutzkriterien allein aufgrund des 
beschränkten Potenzials nicht zu empfehlen. Werden 
BECCS-Anwendungen in Erwägung gezogen, müssen ihre 
Umwelt- und Klimaauswirkungen zum Beispiel hinsicht­
lich der Stoffkreisläufe und Transportketten bilanziert 
und geprüft werden.

69.	 Negative Emissionen sind bereits Teil der Diskus­
sion über Möglichkeiten zur Begrenzung des Klimawan­
dels, die bei global weiter unzureichenden Klimaschutz­
maßnahmen voraussichtlich noch intensiver geführt 
wird. Hierfür ist es erforderlich, die ökologischen, tech­
nologischen, politischen und ethischen Aspekte dieser 
Ansätze bei der weiteren Erforschung und Erprobung 
kritisch zu beleuchten. Die Ausweitung negativer Emis­
sionen sollte von den Ergebnissen dieser Forschung 
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abhängig gemacht werden und nicht bereits heute als 
Ersatz für Minderungs- und Anpassungsmaßnahmen an­
genommen werden.

2.3.4	 Regulierungsbedarf bei der 
energetischen Nutzung von 
Stammholz

70.	 Eine Ausweitung der energetischen Nutzung von 
Holz als Ersatz für fossile Energieträger steht im Kon­
text der Energiewende immer wieder in der Diskussion 
(z. B. KLEPPER und THRÄN 2019; Committee on Cli­
mate Change 2018). Im privaten Bereich betrifft sie vor 
allem den Einsatz von Pelletheizungen für Gebäude, auf 
kommunaler Ebene kleinere Biomasseanlagen zur Kraft-
Wärme-Kopplung und im Bereich der Großanlagen die 
potenzielle Verstromung von Holzbiomasse in vormali­
gen Kohlekraftwerken. Insgesamt spielt jedoch derzeit 
noch keine dieser Varianten eine herausragende Rolle für 
die Energieversorgung, ihr Einsatz ist bislang weitgehend 
auf einzelne Anwendungen beschränkt.

71.	 Die Attraktivität einer energetischen Nutzung von 
Holzbiomasse könnte jedoch im Zuge einer beschleu­
nigten Energiewende, die im Einklang mit ambitionier­
ten Klimazielen steht, stark anwachsen und der Bestand 
entsprechender Anlagen könnte zunehmen. Allein die 
Pläne europäischer Energiekonzerne, von Kohle auf Bio­
masse umzusteigen, benötigen in etwa so viele Holz­
pellets, wie derzeit global produziert werden (Sandbag 
2019). Jährlich würde dies eine Waldfläche erfordern, 
die halb so groß wie der Schwarzwald ist (ebd.), auch 
wenn in der Konzeptionierung zunächst eine Nutzung 
von Holz aus Ausdünnungen und Plantagen bevorzugt 
würde. Weil das verfügbare Volumen an Holzbiomasse 
aus Rest- und Abfallstoffen begrenzt ist, steigt die Wahr­
scheinlichkeit, dass die energetische Nutzung von Holz 
in Zukunft höhere Anteile von eigens geerntetem 
Stammholz umfassen wird (AGOSTINI et al. 2014; 
SEARCHINGER et al. 2018). Da hierfür die Potenziale 
in Deutschland und Europa aufgrund wirksamer Regu­
lierungen begrenzt sind, könnte dies perspektivisch für 
die globalen Wälder eine erhebliche Bedrohung sein, 
weil deren ökonomische Verwertung auf internatio­
nalen Märkten attraktiv würde. Bisher ist dieser Markt 
weitestgehend nicht durch wirksame Vorgaben regu­
liert (SCHLESINGER 2018). 

72.	 Eine Beschleunigung dieser Entwicklung ist auch 
zu erwarten, wenn durch die Verteuerung von Zertifi­
katen für Treibhausgasemission aus fossilen Quellen der 

Druck auf Energieerzeuger wächst, aus wirtschaftlichen 
und rechtlichen Gründen auf alternative Energieträger 
zu wechseln. Betreiber fossiler Kraftwerke könnten sich 
durch die Verfeuerung von Holzbiomasse den Übergang 
auf einen erneuerbaren Brennstoff versprechen, wodurch 
der Weiterbetrieb eines Kraftwerks möglich bleibt. Eine 
solche Ausweitung der energetischen Nutzung von Holz­
biomasse, auch solcher aus Stammholz, ist umso wahr­
scheinlicher, als bestehende Regularien diese in vielen 
Fällen derzeit als nahezu treibhausgasneutral werten und 
damit für die Erfüllung von Klimazielen anrechnungs­
fähig machen (STERMAN et al. 2018). Dies trifft bei­
spielsweise auf die Ende 2018 novellierte Erneuerbare-
Energien-Richtlinie 2018/2001 zu. Diese geht davon aus, 
dass beispielsweise die energetische Nutzung von Hack­
schnitzeln aus Stammholz zur Wärmegewinnung bzw. 
zur Verstromung in vielen Fällen als nahezu klimaneu­
tral angenommen werden kann. 

73.	 Eine künftig deutlich stärkere Inanspruchnahme 
der globalen Wälder für die energetische Nutzung steht 
im Widerspruch zur Einhaltung planetarer Belastungs­
grenzen sowie zu Bemühungen um weltweiten Wald­
schutz und zur Wiederaufforstung. Um erhebliche Fehl­
entwicklungen mit gravierenden Risiken für die Umwelt 
zu vermeiden, ist eine frühzeitige, gezielte und wirksa­
me politische Steuerung der Verwendung von Holzbio­
masse, insbesondere solcher aus Stammholz, notwen­
dig. Dies muss geschehen, bevor sich die umfassende 
energetische Nutzung von Biomasse und ein entspre­
chender Markt aufgrund unzureichender Regulierung 
etabliert hat (REID et al. 2020). 

Zwei Teilaspekte der viel umfassenderen und im Detail 
differenziert und fallbezogen zu beurteilenden Proble­
matik werden im Folgenden hervorgehoben: Zum einen 
wird betrachtet, aus welchen Quellen die zusätzlich be­
nötigten Volumina an Holzbiomasse stammen könnten 
und inwiefern diese unter umweltbezogenen und sozia­
len Aspekten nachhaltig zur Verfügung stehen. Zum an­
deren wird hinterfragt, ob die energetische Nutzung von 
Holzbiomasse aus Stammholz überhaupt die postulier­
te klimaschonende Wirkung hat (BRACK 2017). 

Begrenzte Verfügbarkeit ökologisch 
nachhaltiger Biomasse aus Stammholz
74.	 Aus einzelnen Beispielen bereits erfolgender ener­
getischer Nutzung von Holzbiomasse aus Stammholz 
kann nicht auf deren nachhaltige Skalierbarkeit auf 
größere Volumina geschlossen werden. Es besteht die 
Gefahr, dass eine stark steigende Nachfrage durch den 
internationalen Biomassemarkt bedient wird, da beste­
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hende Nachhaltigkeitskriterien die verfügbaren Volumina 
aus deutscher und europäischer Produktion begrenzen. 
Bereits in der heutigen noch überschaubaren Nutzung 
spielt der internationale Markt eine wichtige Rolle. Nord­
amerika ist global gesehen ein bedeutender Produzent 
von Holzpellets, während Europa von globaler Bedeu­
tung für den Verbrauch ist (THRÄN et al. 2019). 

Ein bekanntes Beispiel für den Import und die umfang­
reiche Verfeuerung von Holzpellets sind die Anlagen im 
britischen Drax. Dort wurden mehrere Kohlekraftwerks­
blöcke zunächst auf eine Ko-Verfeuerung, dann auf die 
ausschließliche Nutzung von Biomasse umgerüstet. Das 
Kraftwerk importierte 2017 59 % der eingesetzten Pel­
lets aus den USA und 24  % aus Kanada (Drax Group 
2018). Insbesondere in den USA wurde die Vermarktung 
von Wäldern und Plantagen dadurch begünstigt (DALE 
et al. 2017). Im Süden der USA produzierte Pellets wer­
den auch aus Stammholz gefertigt (WALKER et al. 2015, 
S. 21). Auch in anderen Ländern wie Frankreich, Belgien, 
Dänemark oder den Niederlanden befinden sich neue 
holzbetriebene Kraftwerke im Bau oder werden beste­
hende Kohlekraftwerke für eine Ko-Verfeuerung von 
Holzbiomasse umgebaut (OSTERATH 2017; REID et al. 
2020, S. 7).

Vor diesem Hintergrund ist eine unzureichend regulierte 
Ausweitung der energetischen Holzbiomassenutzung aus 
Stammholz kritisch zu hinterfragen, auch wenn sie von 
beteiligten Akteuren aufgrund ihres pflanzlichen 
Ursprungs als nachhaltig bezeichnet wird. Sowohl die 
Volumina, welche unter Gesichtspunkten der Nachhal­
tigkeit realistisch zur Verfügung stehen können, als auch 
die dafür infrage kommenden nationalen, europäischen 
oder globalen Quellen sind zu evaluieren. Ebenso müs­
sen die ökologischen Auswirkungen der Nutzung und die 
dabei anzusetzenden Kriterien genau geprüft werden. 

75.	 Der pauschale Verweis auf regulatorisch festge­
legte  Nachhaltigkeitskriterien in der Versorgungskette 
mit Holzbiomasse ist dabei auf dem globalen Markt 
häufig nicht zielführend. Bestehende Nachhaltigkeits­
kriterien sind oft nicht ausreichend, um ökologische und 
soziale Produktionsbedingungen effektiv zu regeln. Dies 
ist insbesondere dort der Fall, wo starke ökonomische 
Anreize zur Nutzung von Biomasse bestehen. Entspre­
chende Landflächen würden zu einer ökonomisch zu­
nehmend attraktiven Ressource. Wie das Beispiel der 
Nachfrage nach Palmöl durch die europäische Lebens­
mittelindustrie zeigt, können negative Auswirkungen, 
die sich aus der Nachfrage des internationalen Marktes 
ergeben, trotz einer Vielzahl von Bestimmungen oft nicht 

effektiv verhindert werden. Auch am Entwurf der neuen 
Erneuerbare-Energien-Richtlinie wurde von Seiten der 
Wissenschaft kritisiert, dass die dort enthaltenen Nach­
haltigkeitskriterien hinter jene der alten Richtlinie zu­
rückfallen. Dies gilt vor allem für die Berücksichtigung 
von naturschutzfachlichen Belangen bei der Nutzung von 
Holzbiomasse aus Wäldern (SEARCHINGER et al. 2018; 
HENNENBERG et al. 2018). Auch enthalten die Nach­
haltigkeitskriterien nur schwache Bestimmungen zur 
Klimawirkung der Biomassenutzung. 

Kohlenstoffbilanz der energetischen Nutzung 
von Holzbiomasse
76.	 Die energetische Nutzung von Holzbiomasse zum 
Zwecke des Klimaschutzes basiert häufig auf der An­
nahme, dass diese teilweise oder weitgehend emissions­
neutral sei, weil die Verbrennung nur so viel CO2 emit­
tiert, wie die Pflanze im Wachstum bereits aufgenommen 
hat oder künftig beim Nachwachsen aufnehmen wird 
(HABERL et al. 2012). Diese intuitiv einleuchtenden 
Überlegungen halten einer genaueren wissenschaftlichen 
Analyse jedoch oft nur eingeschränkt stand (NORTON 
et al. 2019). Sie sind meist dann berechtigt, wenn es sich 
um sehr produktive Kulturen mit kurzer Umtriebszeit 
oder um die Nutzung von Rest- und Abfallholz handelt 
(TER-MIKAELIAN et al. 2015; BOOTH 2018). Für die 
energetische Nutzung von frischem Stammholz aus 
Wäldern oder langsam wachsenden Plantagen hingegen 
sieht die Kohlenstoffbilanz in der Regel anders aus. Hier­
für sind mehrere Faktoren verantwortlich, welche jedoch 
in Bilanzierungen oft nicht ausreichend berücksichtigt 
werden.

77.	 Es ist grundsätzlich festzustellen, dass Holz im 
Vergleich zu Kohle, Gas und Öl der deutlich ineffizien­
tere Energieträger ist. Bei der Verstromung in einem Bio­
massekraftwerk entweicht typischerweise pro erzeugter 
Energieeinheit 50 % mehr CO2 als bei Kohle und unge­
fähr so viel CO2eq wie bei Erdgas (SEARCHINGER et al. 
2018, basierend auf LAGANIÈRE et al. 2017 und IPCC 
2006, Kap. 2., Tab. 2.2). Bei Verfeuerung von Biomasse 
entweicht am Schornstein daher zunächst mehr CO2 in 
die Atmosphäre als dies bei einer vergleichbaren fossil 
betriebenen Anlage der Fall wäre. Der postulierte klima­
schonende Effekt bezieht sich somit vollständig auf die 
Kohlenstoff-Gesamtbilanzierung und auf die Erwartung, 
dass die emittierte Menge an CO2 vorher oder nachher 
der Atmosphäre wieder entnommen wird. 

Die Tatsache, dass Biomasse vor ihrer Verfeuerung durch 
die Aufnahme von CO2 zugewachsen ist und die Vegeta­
tion somit als natürliche Kohlenstoffsenke wirkt, bedeu­
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tet jedoch nicht zwingend, dass dieser Kohlenstoff ein 
CO2-Guthaben für die klimaneutrale energetische Nut­
zung darstellt. Die natürliche Senkenwirkung der globa­
len Vegetation ist bereits in Modellen zur Projektion der 
Erderwärmung und damit der Formulierung der Klima­
ziele berücksichtigt, und zwar in der Sensitivität des Kli­
masystems gegenüber Emissionen (Tz. 9). Lediglich die 
über die natürliche Senkenwirkung hinaus zusätzlich an­
thropogen geschaffenen Senken (Abschn. 2.3.3.1) sind 
CO2-Guthaben zur potenziellen Nutzung. Das reine Vor­
liegen einer Senke ist kein ausreichendes Kriterium.

Die energetische Nutzung von Holzbiomasse an einem 
bestimmten Standort bedeutet in der Regel daher zu­
nächst die Aufnahme einer „Kohlenstoff-Schuld“, wel­
che erst nachfolgend durch das Nachwachsen des Wal­
des oder der Plantage getilgt wird. Allerdings kann es 
Jahrzehnte dauern, bis CO2-Emissionen, die durch die 
Stammholznutzung entstanden sind, der Atmosphäre im 
Nachgang wieder entzogen werden. Bis zum Abbau der 
Schuld können je nach Art der Anpflanzung zwischen 
einem Jahrzehnt (bei schnellwachsenden Plantagen) bis 
zu einem Jahrhundert (bei Wald der temperierten Zone) 
vergehen. Auf der Zeitskala einiger Jahrzehnte kann die 
energetische Nutzung von Stammholz aus bestehenden 
Wäldern, das speziell für diesen Zweck geschlagen wird, 
daher im Vergleich zur Nutzung von fossilen Energie­
trägern zu einer tatsächlichen Zunahme von Treib­
hausgasen in der Atmosphäre führen. Treibhausgas­
einsparungen werden erst nach einigen Jahrzehnten 
bis Jahrhunderten erbracht (AGOSTINI et al. 2014; 
SEARCHINGER et al. 2018). Wissenschaftlich wird von 
der Zeitspanne für eine „Kohlenstoff-Rückzahlung“ ge­
sprochen („carbon payback time“) (STERMAN et al. 
2018). Erst danach ergibt sich unter günstigen Umstän­
den eine positive Bilanz. Diese bereits heute anzurech­
nen, heißt aber, sie weit vor der tatsächlichen Tilgung 
der Schuld zu bilanzieren.

78.	 Weiterhin wird oft angeführt, dass die denkbare 
künftige Kopplung der energetischen Nutzung von Bio­
masse mit CCS zu einer deutlich günstigeren Kohlen­
stoffbilanz führe. Auch hier stellt sich die Frage nach der 
ökologischen Verträglichkeit der benötigten Biomasse­
menge sowie nach der einzusetzenden CCS-Technik, für 
die es bislang keine Umsetzung im größeren Maßstab 
gibt (s. Abschn. 2.3.3). Der Fall einer Biomassenutzung 
zur Herstellung von Pyrolyseprodukten wie Pflanzen­
kohle zur Ausbringung in Böden ist hier sicherlich die 
aus Klima- und Umweltsicht attraktivste Variante. Die 
Problematik erfordert jedoch im Einzelnen genaue 
Bilanzierungen (SCHMIDT, H.-P. et al. 2018).

79.	 In die Kohlenstoffbilanz sollte darüber hinaus nicht 
die absolute Größe einer anthropogen erzeugten Senke 
eingehen, sondern lediglich ihre Differenz zu einer alter­
nativen Nutzung der Landfläche. Dies gilt insbesondere 
für den Fall des Weiterbestands bestehender Biomasse 
ohne Nutzung, der mitunter eine größere Senkenwirkung 
als die energetische Nutzung haben kann. Insbesondere 
in Zentraleuropa sind Wälder durch jahrhundertelange 
Nutzung oft von ihrem maximal möglichen Kohlenstoff­
gehalt entfernt. Sie sequestrieren also weiterhin CO2. 
Zwar wächst ein nach Einschlag verjüngter Wald mit grö­
ßerer Rate, er enthält aber insgesamt weniger Kohlen­
stoff. Nicht die Senkenwirkung einer neuen Plantage, 
sondern deren Differenz zur zuvor bestehenden Vegeta­
tion ist entscheidend. Abbildung 2-9 veranschaulicht, 
dass der Kohlenstoffgehalt einer Fläche Wald, die regel­
mäßig gerodet wird, geringer ausfällt als bei einem un­
bewirtschafteten Wald (HOLTSMARK 2012). 

Bei einer Nutzung des geschlagenen Holzes kann sich 
jedoch trotzdem prinzipiell eine positive Treibhausgas­
bilanz einstellen. So kann für langlebige Holzproduk­
te, die energie- bzw. treibhausgasintensive Produkte 
ersetzen, eine positive Treibhausgasbilanz entstehen, 
obwohl der Kohlenstoffvorrat im Wald durch den 
Holzeinschlag abgesenkt wird (LIPPKE et al. 2010; 
JOHNSTON und RADELOFF 2019). Diese ist von der 
CO2-Speicherleistung der Holzprodukte sowie ihren 
Substitutionseffekten abhängig, also davon, welchen 
Rohstoff bzw. welches Produkt das Holz ersetzt (HEN­
NENBERG et al. 2019). Für die energetische Nutzung 
von Stammholz entfällt durch die Verbrennung jedoch 
eine Kohlenstoffspeicherung. Mit dem Ansatz des CO2-
Speichersaldos lassen sich alternative Nutzungssze­
narien in die Kohlenstoffbilanz von Holzprodukten 
einbeziehen. Er bilanziert die Menge an CO2 pro Ku­
bikmeter geerntetem Holz, die aufgrund von Wald­
bewirtschaftung und Holznutzung auf Waldflächen 
oder in Holzprodukten zusätzlich gespeichert bzw. 
nicht gespeichert wird (ebd). 

80.	 Ein weiteres oft vorgebrachtes Argument ist, dass 
die Bilanz über mehrere Schläge eines Landes bzw. das 
ganze Land zu erstellen sei: Wenn man an einer Stelle 
Holz einschlagen würde, wüchse dies an anderer Stelle 
bereits nach. Für bewirtschaftete Wälder bedeutet dies 
jedoch lediglich, dass nach der Aufnahme einer Kohlen­
stoffschuld an einer Stelle zu einem späteren Zeitpunkt 
an anderer Stelle eine weitere Schuld aufgenommen wird, 
auch wenn die ursprüngliche Kohlenstoffschuld mög­
licherweise zum Teil ausgeglichen wird. Die Tilgung eines 
Kohlenstoffkredits durch die Aufnahme eines weiteren 
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Kredits bedeutet in der Gesamtbilanz das Fortbestehen 
einer Schuld, das heißt eines verringerten Gesamtbe­
stands von Kohlenstoff an der Landoberfläche. Wird kein 
Einschlag vorgenommen, bleibt der Kohlenstoffvorrat 
erhalten (HOLTSMARK 2012). 

81.	 Ein weiterer Faktor, welcher in Kohlenstoff­
bilanzierungen oft unzureichend abgebildet wird, sind 
die räumlichen Verdrängungseffekte, welche durch die 
Nutzung von Landfläche für die Produktion von Holz­
biomasse zur energetischen Verwendung entstehen 
können. Bei einer steigenden Nachfrage nach Holzbio­
masse wird diese Option ökonomisch attraktiv und 
kann andere Nutzungsformen verdrängen, global ge­
sehen beispielsweise die Nahrungsmittelproduktion, 
weil erhebliche Flächen für Biomasseplantagen benö­
tigt werden. Aufgrund der wachsenden Weltbevölke­
rung wird die Nachfrage nach Agrarprodukten steigen. 
Stehen Flächen, auf denen Holzbiomasse zur energe­
tischen Nutzung angebaut wird, der Nahrungsmittel­
erzeugung nicht mehr zur Verfügung, werden zur 

Deckung des Marktes andere Flächen, möglicherweise 
auch in anderen Regionen der Welt, genutzt. Unter­
suchungen zeigen, dass ein Einbezug der Kohlenstoff­
bilanz über alle betroffenen Standorte hinweg unter 
Berücksichtigung der räumlichen Effekte bei konstan­
ter Nachfrage nach Produkten zu erheblich anderen, 
häufig deutlich schlechteren CO2-Bilanzen führen kann 
als die zu eingeschränkte, aber weit verbreitete Einzel­
betrachtung nur eines Standortes (SEARCHINGER 
et al. 2018). Dies ist eine direkte Folge der Tatsache, 
dass Land eine begrenzte Ressource ist und anders be­
wirtschaftete oder unbewirtschaftete Landflächen mit­
unter eine natürliche CO2-Senke darstellen bzw. einen 
höheren Gehalt an Kohlenstoff aufweisen können. 
Diese Senken sollten im Rahmen von Klimaschutzstra­
tegien geschützt werden.

82.	 Treibhausgasbilanzierungen der energetischen 
Holzbiomassenutzung berücksichtigen die genannten 
Effekte der Waldbewirtschaftung und damit die Emissio­
nen aus der Holzentnahme jedoch oft nicht oder nicht 

ɦɦ Abbildung 2-9	

Der Kohlenstoffgehalt von Wäldern in Abhängigkeit von ihrer Bewirtschaftung

Die Abbildung zeigt die Entwicklung des Kohlenstoffvorrats in toter und lebender Holzbiomasse auf einer Fläche mit Kahlschlag in den 
Jahren 2010, 2105, 2200 und 2295 (grüne, blaue und rote Balken) sowie ohne Holzeinschlag nach 1915 (graue Balken).

Quelle: HOLTSMARK 2012
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ausreichend (HENNENBERG et al. 2019; NORTON et al. 
2019; SEARCHINGER et al. 2018). Da der Zeitraum der 
nächsten Jahre und Jahrzehnte zentral für das Erreichen 
der Pariser Klimaziele ist, ist vor allem die energetische 
Nutzung von eigens geerntetem Stammholz aus beste­
henden Wäldern aus der Perspektive der Reduktion kli­
mawirksamer Emissionen insgesamt meist als kontra­
produktiv und ökologisch schädlich zu bewerten (MIT­
CHELL et al. 2012).

Insbesondere aber steht die energetische Nutzung von 
Holzbiomasse aus Stammholz in eklatantem Wider­
spruch zu anderen Zielen der Umwelt- und Nachhal­
tigkeitspolitik, welche den Schutz der Integrität der 
Biosphäre als wichtiger, das Klima mitregulierender 
Komponente des Erdsystems zum Ziel haben. Recy­
cling und sparsamer Einsatz von Papier- und Pappe­
produkten sind lange etablierte Maßnahmen zum 
Schutz von Wäldern. Kampagnen für die Reduzierung 
von Einwegkaffeebechern und anderen Verpackungen 
und Kartonagen zielen auf einen sparsamen Umgang 
mit der Ressource Holz. Bemühungen um internatio­
nalen Waldschutz und Aufforstung verfolgen klimati­
sche, ökologische und gesellschaftliche Ziele. Diese 
würden konterkariert, wenn im Namen von Klima­
schutz und Nachhaltigkeit gleichzeitig die Ernte von 
Stammholz zur energetischen Nutzung ermöglicht oder 
gar gefördert würde. 

83.	 Unbestritten ist, dass eine energetische Nutzung 
von Stammholz in geringem Umfang zusätzlich zur 
Verwendung von Abfall und Restbiomasse in manchen 
lokalen und regionalen Kontexten und unter kontrol­
lierten Bedingungen eine umweltfreundliche Form der 
Energieerzeugung sein kann. Skaliert auf die für wirksa­
me Klimamitigation notwendigen Mengen besteht jedoch 
die Gefahr eines Raubbaus an den oft schwach geschütz­
ten Wäldern der Erde. Dies steht im Widerspruch zur 
Einhaltung planetarer Belastungsgrenzen. Holzbiomasse 
könnte bei steigender Nachfrage im Zuge der Energie­
wende zu einer höchst begehrten und ökonomisch 
attraktiven Ressource werden. Da Landübernutzung 
bereits heute der hauptsächliche Grund für den voran­
schreitenden Verlust von Lebensräumen ist, wäre dies, 
vor allem auch in Anbetracht einer gleichzeitig zuneh­
menden Weltbevölkerung und von Bemühungen um eine 
weitere Nutzung von Biomasse für eine künftigen Bio­
ökonomie, eine gefährliche Entwicklung. Biomasse ist 
zwar eine nachwachsende Ressource, die Wälder der Erde 
und die mit ihr zusammenhängenden Ökosysteme soll­
ten aber nicht das nächste Fallbeispiel in der Übernut­
zung der Erde werden.

2.4	 Governance: Schlüssel 
zur Einhaltung des  
CO2-Budgets

84.	 Trotz breiter politischer Übereinkunft, dass das 
Pariser Klimaabkommen Grundlage der deutschen Kli­
mapolitik ist, gibt es eine große Diskrepanz zur natio­
nalen Umsetzung. So sind die deutschen Klimaziele, die 
bereits vor der Verabschiedung des Klimaabkommens 
von Paris festgelegt wurden, nicht Paris-kompatibel im 
Sinne eines verteilungsgerechten globalen Klimabudgets 
(s. Tz. 36). Obwohl das Ambitionsniveau der existieren­
den Ziele nicht als ausreichend zu erachten ist, werden 
diese nicht erreicht. So wird Deutschland im Jahr 2020 
voraussichtlich seinen Beitrag zu den europäischen 
Klimazielen sowie möglicherweise auch das nationale 
Klimaziel verfehlen, den Treibhausgasausstoß gegenüber 
1990 um 40 % zu reduzieren. Damit leidet die deutsche 
Klimapolitik sowohl an einer Ambitions- als auch an einer 
Umsetzungslücke (zur Unterscheidung s. Kasten 2-3).

85.	 In Kapitel 2.2 wurde aufgezeigt, warum glaubhafte 
Klimaschutzbeiträge der Vertragsstaaten Voraussetzung 
für die Wirksamkeit des Pariser Klimaabkommens sind. 
Schlüssel für eine bessere Einhaltung der Ziele und Um­
setzung der Klimaschutzbeiträge ist die Klimagover­
nance. Darunter wird hier die Gesamtheit der Regeln und 
Institutionen verstanden, die für eine Umsetzung und 
Überprüfung der klimapolitischen Verpflichtungen sor­
gen. Klima- und die mit ihr verbundene Energiepolitik 
finden im Mehrebenensystem zwischen internationaler, 
supranationaler bzw. europäischer und nationaler Ebene 
statt. Klimapolitik ist damit ein typisches Beispiel für 
Multi-Level-Governance (JÄNICKE 2017, S. 110 f.). Für 
Deutschland ist vor allem die Klima- und Energiepolitik 
der EU von herausgehobener Bedeutung. Auch die deut­
schen Klimaziele und die deutsche Klimapolitik sind nur 
im Kontext des europäischen Regelungsrahmens zu ver­
stehen. Im Folgenden wird daher zunächst die europä­
ische und im Anschluss die nationale Klimagovernance 
dargestellt. Darauf basierend werden Vorschläge ge­
macht, wie letztere so verbessert werden kann, dass sie 
eine Einhaltung der Klimaziele von Paris stärker unter­
stützt.

2.4.1	 Die Klimagovernance der EU
86.	 Die EU hat entschieden, unter dem Pariser Klima­
abkommen einen gemeinsamen europäischen Klima­
schutzbeitrag einzureichen. Als Mitgliedstaat mit dem 
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größten Anteil an den europäischen Emissionen (rund 
21 %) trägt Deutschland eine erhebliche Verantwortung 
dafür, dass der europäische Reduktionsbeitrag erreicht 
werden kann.

Klimaziele 2020 und 2030 sowie europäische 
Klimaschutzverpflichtungen
87.	 Die EU hat sich mit dem Klima- und Energiepaket 
2020 (Europäische Kommission 2008) und dem darauf 
aufbauenden Rahmen für die Klima- und Energiepolitik 
bis 2030 (Europäischer Rat 2014) größtenteils verbind­

liche europaweite Klima- und Energieziele gesetzt. So soll 
der Treibhausgasausstoß bis 2030 im Vergleich zu 1990 
bisher um mindestens 40 % reduziert werden, was durch 
den European Green Deal im Sommer 2020 auf voraus­
sichtlich 50 bis 55 % deutlich angehoben werden soll. Wei­
terhin soll der Anteil der erneuerbaren Energien am Brut­
toendenergieverbrauch bis 2030 gemäß den bisherigen 
Beschlüssen mindestens 32 % betragen. Der Bruttoend­
energieverbrauch als Messgröße für die Energieeffizienz 
soll parallel bis 2030 um mindestens 32,5 % gegenüber 
der Referenzentwicklung sinken (s. Tab. 2-3 zum klima­

Pariser Klimaziele erreichen mit dem CO2-Budget

Kasten 2-3: �Ambitionslücke und Umsetzungs-
lücke in der Klimapolitik

Die Wirksamkeit klimapolitischer Steuerung lässt sich 
anhand von zwei Kriterien bewerten (s. Abb. 2-10): 

ɦɦ Ambitionsniveau bzw. Ambitionslücke: Sind die 
existierenden Ziele ambitioniert genug und wer­
den Zwischenziele definiert, die eine Zielerrei­
chung wahrscheinlich machen? Inwiefern wird die 
Kompatibilität der nationalen Klimaschutzziele 

mit einem CO2-Budget, wie es sich insbesondere 
aus dem Pariser Klimaabkommen ableitet, konti­
nuierlich sichergestellt?

ɦɦ Zielerreichung bzw. Umsetzungslücke: Werden 
die beschlossenen Klimaziele bei politischen Ent­
scheidungen angemessen berücksichtigt und not­
wendige Klimaschutzmaßnahmen verabschie­
det? Gibt es politische Mechanismen, um auf eine 
drohende oder bereits erfolgte (Teil-)Zielver­
fehlung zu reagieren? 

ɦɦ Abbildung 2-10	

Schematische Darstellung der Ambitions- und Umsetzungslücke in der Klimapolitik
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Mit dem Ambitionsniveau seiner Klima- und Energie­
politik gehörte Deutschland in der Vergangenheit zu den 
Vorreitern. Es besteht jedoch eine Ambitionslücke zum 
Klimaabkommen von Paris, weshalb die Klimaziele einer 

zügigen Anpassung bedürfen (Abschn. 2.2.4.2; s. a. SRU 
2016a, S. 4 f.; 2016c, S. 4 ff.). Dazu sollte auf das Koh­
lenstoffbudget als Messgröße für die Paris-Kompatibi­
lität der Klimaziele zurückgegriffen werden (Tz. 109).
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ɦɦ Tabelle 2-3	

Auswahl klima- und energiepolitischer Ziele der EU bis 2030

20181) 2020-Ziele 2030-Ziele (gem. informeller 
Einigung im Trilog)

Bemer-
kungen

Treibhausgasemissionen

Treibhausgasreduktion 
(ggü. 1990)

23,2 % mind. 20 % mind. 40 % verbindlich

Treibhausgasreduktion im  
EU ETS (ggü. 2005)

29 % 21 % 43 % verbindlich

Treibhausgasreduktion im Nicht-ETS-Bereich (ggü. 2005)

  für EU gesamt 11,3 % 10 % 30 % verbindlich

  für Deutschland 7,7 % 14 % 38 % verbindlich

Erneuerbare Energien

Anteil erneuerbarer Energien am Bruttoendenergieverbrauch

  auf EU-Ebene 18 % 20 % mind. 32 % verbindlich

  in Deutschland 16,7 % 18 % keine länderspezifischen Ziele, 
sondern nationale Zielbeiträge, 
die sich auf das verbindliche 
EU-Ziel addieren müssen

verbindlich

Effizienz und Verbrauch

Verminderung des Energieverbrauchs

  auf EU-Ebene 10,1 % 
Rückgang des 
Primär
energie
verbrauchs 
ggü. 2005

um 20 % (ent
spricht 13 % 
Rückgang des 
Primärener-
gieverbrauchs 
ggü. 2005)

um mind. 32,5 % indikativ 
für 2020, 
nicht 
definiert 
für 2030

  in den einzelnen 
  EU-Mitgliedstaaten

indikative 
nationale 
Beiträge zur 
Zielerrei-
chung

keine länderspezifischen Ziele, 
sondern nationale Zielbeiträge, 
die sich auf das verbindliche 
EU-Ziel addieren müssen

indikativ

zudem 
kumulierte 
Endenergie-
einsparungen 
von 1,5 % pro 
Jahr

zudem reale kumulierte 
Endenergieeinsparungen von 
0,8 % pro Jahr

verbindlich

Quelle: BMWi 2019a, S. 31, angepasst; 1) vorläufige Zahlen laut EEA 2019b
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politischen Zielkanon der EU bis 2030). Die Europäische 
Kommission plant derzeit, die energiebezogenen Ziele 
und Richtlinien im Jahr 2021 an das angehobene Klima­
ziel anzupassen (Europäische Kommission 2019b, S. 5).

88.	 Die EU operationalisiert ihr Klimaziel bis 2030 be­
reits als verbindliches Treibhausgasbudget um sicherzu­
stellen, dass bis zu diesem Zeitpunkt eine Treibhausgas­
reduktion um 40 % im Vergleich zu 1990 erreicht wird. 
Rechtlich ist dies über die Klimaschutzverordnung und 
den EU ETS normiert. Daraus ergeben sich auch Folgen 
für die klimapolitischen Verpflichtungen der Mitglied­
staaten. Für die Emissionen aus LULUCF, nicht aber für 
die der Landwirtschaft, gelten eigene Regelungen. Mit 
der LULUCF-Verordnung Nr. (EU) 2018/841 wird ab 
2021 unter anderem festgelegt, dass der LULUCF-Sek­
tor im kommenden Jahrzehnt treibhausgasneutral sein 
muss. Im Folgenden werden primär die Emissionen jen­
seits der Landnutzung betrachtet.

Für Großemittenten, also hauptsächlich für Kraftwerke 
und Industrieanlagen sowie den EU-Flugverkehr, bildet 
der EU ETS das zentrale klimapolitische Instrument. 
Dabei werden jährliche Emissionsobergrenzen definiert, 
die durch die Emittenten ausgestoßen werden dürfen. 
Durch handelbare Emissionszertifikate wird sicherge­
stellt, dass der Beitrag dieser Sektoren zum Treibhaus­
gasreduktionsziel ökonomisch effizient europaweit er­
reicht wird. Fixe nationale Beiträge zu diesem Ziel 
existieren folglich nicht, da der Ort der Emissionsmin­
derung unter anderem von den spezifischen Vermei­
dungskosten abhängt. Rund 42 % der EU-weiten Emissio­
nen sind durch den EU ETS umfasst, dessen Emissionen 
im bisherigen Zielsystem bis 2030 um 43 % gegenüber 
2005 sinken sollen.

Emissionen von kleinen Punktquellen sind nicht im 
EU ETS erfasst. Dies betrifft insbesondere den Verkehr, 
die Landwirtschaft und den Gebäudebereich, aber 
beispielsweise auch kleinere Industrieanlagen. Für 
diese nachfolgend als Nicht-ETS-Sektoren bezeichne­
ten Emissionsquellen hat die EU im Rahmen ihrer 
Lastenteilungsentscheidung Nr. 406/2009/EG (engl. 
Effort Sharing Decision) für den Zeitraum 2013 bis 
2020 und der Klimaschutzverordnung Nr. (EU) 
2018/842 (engl. Effort Sharing Regulation oder Clima­
te Action Regulation) für den Zeitraum 2021 bis 2030 
verbindliche nationale Jahresobergrenzen für Treib­
hausgasemissionen beschlossen. Dabei wurde das eu­
ropäische Ziel von − 30 % bis 2030 gegenüber 2005 auf 
die verschiedenen Mitgliedstaaten aufgeteilt. Die Mit­
gliedstaaten mit höherer Wirtschaftskraft müssen am­

bitioniertere Reduktionsziele erreichen als die mit nied­
rigerer Wirtschaftskraft. 

Deutsche Verpflichtungen im Rahmen der 
europäischen Klimapolitik
89.	 Von den europäischen Klimazielen 2020 (s. Tab. 2-3) 
kann Deutschland voraussichtlich nur das Erneuerbare-
Energien-Ziel erreichen. Die Emissionen in den Nicht-
ETS-Sektoren überschreiten voraussichtlich das Reduk­
tionsziel und -budget (s. Kasten 2-4). Das Effizienzziel 
für 2020 wird ebenfalls nicht erreicht. 

Die Klimaschutzverordnung für den Zeitrahmen bis 2030 
fordert von Deutschland derzeit eine Senkung des Treib­
hausgasausstoßes in den Nicht-ETS-Sektoren um 38 % 
bis 2030 gegenüber 2005. Dabei werden über einen Re­
duktionspfad jährlich bindende Emissionszuweisungen 
festgelegt, aus denen sich auch ein kumulatives verbind­
liches Treibhausgasbudget für die deutschen Nicht-ETS-
Sektoren im Zeitraum von 2021 bis 2030 berechnen lässt. 
Da der Ausgangspunkt dieses Pfades ab 2021 mithilfe der 
finalen Treibhausgasinventare des Zeitraums 2016 bis 
2018 bestimmt wird, kann das Budget erst in der 2. Hälf­
te des Jahres 2020 abschließend berechnet werden, wenn 
die Daten vollständig vorliegen. Es dürfte – basierend 
auf den vorläufigen deutschen Treibhausgasemissionen 
im Jahr 2018 (EEA 2019b, S. 92) – bei etwa 3.645 Mt 
CO2eq liegen (eigene Berechnung, basierend auf den 
Emissionszahlen von EEA 2019b, S. 92; 2018, S. 86). 

Nach dem Bundes-Klimaschutzgesetz (s. Tz. 95) sollen 
die Emissionen im Jahr 2030 über alle Sektoren hinweg 
bei rund 543 Mt CO2eq liegen (s. a. Tab. 2-2). Wird an­
genommen, dass Emissionen der Energiewirtschaft zu 
90 % und Emissionen der Industrie zu rund 75 % vom 
ETS gedeckt sind (analog zu Agora Energiewende und 
Agora Verkehrswende 2018, S. 34), dürfen die Emissio­
nen der Nicht-ETS-Sektoren 2030 laut den zulässigen 
Jahresemissionsmengen des Bundes-Klimaschutzge­
setzes bei rund 280,5 Mt CO2eq liegen. Dies wäre nur 
wenig unterhalb der jährlichen Emissionszuweisung von 
296,2 Mt CO2eq gemäß der Klimaschutzverordnung (EEA 
2019b, S. 94). Auch für die restliche Periode von 2021 
bis 2030 liegt die Summe der Jahresemissionsmengen 
der Nicht-ETS-Sektoren laut Bundes-Klimaschutzgesetz 
unweit der maximalen verbindlichen Jahresemissions­
zuweisungen der Klimaschutzverordnung. 

90.	 Das Ambitionsniveau des Bundes-Klimaschutzge­
setzes ist damit mit den bisherigen europäischen Ver­
pflichtungen bis 2030 kompatibel, sofern die Klima­
ziele und Jahresemissionsmengen eingehalten werden. 
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ɦɦ Abbildung 2-11	

Tatsächliche und projizierte Treibhausgasemissionen Deutschlands unter Berücksichtigung 
beschlossener klimapolitischer Maßnahmen (in Mt CO2eq)

Quelle: von LÜPKE und NEUHOFF 2019, S. 78

Kasten 2-4: �Klimapolitische Zielverfeh
lungen Deutschlands und 
ihre finanziellen Folgen

Die deutsche Klimapolitik leidet unter einer Umset­
zungslücke. So wird Deutschland voraussichtlich sein 
nationales Klimaziel (Tab. 2-4) verfehlen, den Treib­
hausgasausstoß bis 2020 um 40  % im Vergleich zu 
1990 zu senken. Auch seinen europäischen Verpflich­
tungen wird Deutschland damit nicht gerecht werden 
(Tz. 89). Obwohl es nicht an politischen Bekenntnissen 
zu den deutschen und europäischen Klimazielen 2020 

mangelte, wurde auf eine sich wiederholt abzeichnen­
de und immer wieder projizierte Zielverfehlung nicht 
angemessen reagiert und es wurden keine ausreichen­
den zusätzlichen Maßnahmen ergriffen (DUWE et al. 
2017, S. 27). Hier spiegelt sich im Bereich der Klima­
politik die auch in anderen umweltrelevanten Berei­
chen zu konstatierende Lücke zwischen dem abstrak­
ten Bekenntnis zu planetaren Grenzen als Leitplanken 
des politischen Handelns und dem konkreten Ambi­
tionsniveau von politischen Strategien und Program­
men (SRU 2019, Tz. 256).

Die Projektionsberichte der Bundesregierung (BMUB 
2015; 2017, S. 32) sahen seit 2015 eine Verfehlung des 
2020-Reduktionsziels von 40 % als wahrscheinlich an 
(s. Abb. 2-11). Von Beobachterinnen und Beobachtern 
wurden die den Projektionsberichten zugrunde geleg­

ten Szenarien bzw. deren Annahmen als immer noch 
zu optimistisch kritisiert. Die Klimaschutzlücke wurde 
daher tendenziell noch unterschätzt (Agora Energie­
wende 2017), die reale Emissionsentwicklung lag regel­
mäßig über der des Projektionsberichtes (von LÜPKE 
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und NEUHOFF 2019, S. 77). Daneben wies auch die Ex­
pertenkommission zum Monitoring-Prozess „Energie 
der Zukunft“ der Bundesregierung wiederholt auf das 
Risiko einer Zielverfehlung hin (LÖSCHEL et al. 2019, 
S. Z-14). Die Bundesregierung erkannte die Umsetzungs­
lücke in ihrem Koalitionsvertrag erstmals an (CDU, CSU 
und SPD 2018, S. 142), es wurde jedoch kein kurzfristi­
ges Maßnahmenprogramm ergriffen, um diese bis 2020 
zu schließen. Aus der Analyse des Zustandekommens 
dieser Umsetzungslücke lassen sich Schlussfolgerungen 
für die notwendige Ressortverantwortung und das Mo­
nitoring ziehen, so wie es im Bundes-Klimaschutzgesetz 
verankert sein sollte (s. Abschn. 2.4.3).

Folgen der Zielverfehlung aus Budgetsicht 
und mögliche finanzielle Risiken
Eine Umsetzungslücke bei der Erreichung eines Punkt­
ziels wie des Treibhausgasreduktionsziels 2020 hat 
gravierende Folgen. So ist eine deutliche Steigerung des 
jährlichen Reduktionsfortschritts im Vergleich zum 
letzten Jahrzehnt notwendig (LÖSCHEL et al. 2019, 
S. Z-11). Die durchschnittliche Treibhausgasreduktion 
betrug zwischen 2010 und 2017 nur rund 5 Mt CO2eq 
pro Jahr, eine Rate die etwa verfünffacht werden muss, 
wenn die Klimaziele der Bundesregierung 2030 einge­
halten werden sollen (eigene Rechnung, basierend auf 
Emissionszahlen von UBA 2019a).

Insbesondere unter Berücksichtigung des Budgetgedan­
kens bedarf es bei Feststellung einer Umsetzungslücke 
zudem einer zusätzlichen Verschärfung bzw. der Über­
erfüllung zukünftiger Ziele: Wurde in der Vergangenheit 
bereits ein Großteil eines möglichen Paris-kompatiblen 
Budgets aufgebraucht, ist eine umso ambitioniertere Re­
duktion in der Zukunft nötig, um selbiges dennoch ein­
zuhalten. Mit der geringen Wirksamkeit der Klimapoli­
tik des letzten Jahrzehnts und dem Verfehlen der 
Zwischenziele gingen ohnehin knappe Spielräume ver­
loren, die notwendige Dekarbonisierung und die damit 
verbundene Transformation möglichst sozialverträglich 
und volkswirtschaftlich effizient zu gestalten (Tz. 37). 

Während die Verfehlung der nationalen Klimaziele der 
Bundesregierung zunächst keine unmittelbaren recht­
lichen Folgen entfaltet, sieht dies für die europäischen 
Klimaschutzverpflichtungen anders aus. So verfehlt 
Deutschland nach aktuellem Stand seinen Beitrag zur 
Lastenteilungsentscheidung, da die jährlichen Emis­
sionen in den Nicht-ETS-Sektoren die europäischen 
Vorgaben überschreiten. Trotz Übererfüllung in den 
Anfangsjahren wird Deutschland sowohl das Gesamt­
budget an erlaubten Emissionen über den Zeitraum von 

2013 bis 2020 als auch sein europäisches Treibhausgas­
reduktionsziel im Jahr 2020 voraussichtlich nicht ein­
halten können (EEA 2019b, S. 34). Tritt dieser Fall ein, 
muss Deutschland zwingend Emissionserlaubnisse von 
anderen Mitgliedstaaten erwerben, die ihr Redukti­
onsziel im selben Zeitraum übererfüllt haben. Damit 
könnten nach Schätzungen bis 2020 maximal Kosten 
im dreistelligen Millionenbereich (GORES und GRAI­
CHEN 2018) verbunden sein.

Da die europäische Klimaschutzverordnung für den 
Zeitraum 2021 bis 2030 ebenfalls verpflichtende jähr­
liche Emissionsbudgets für den Nicht-ETS-Bereich 
definiert (Tz. 88), droht auch hier eine deutliche Ver­
fehlung, sollte das Klimaschutzprogramm 2030 wie 
prognostiziert (HARTHAN et al. 2020) nicht die er­
hoffte und notwendige Minderungswirkung erbringen.

Als Flexibilitätsemissionen kommen für Deutschland 
nur die laut Annex III der Klimaschutzverordnung auf 
22,3 Mt CO2eq begrenzte Anrechnung von Überschüs­
sen aus dem LULUCF-Bereich und der Zukauf von 
Emissionserlaubnissen anderer Mitgliedstaaten infrage. 
Der LULUCF-Bereich könnte in Deutschland im nächs­
ten Jahrzehnt jedoch von einer Treibhausgassenke zu 
einem Emittenten werden (BMU 2019c, S. 190). Die 
primäre Flexibilitätsoption ist daher in dem Zukauf 
überschüssiger Emissionszuweisungen anderer Mit­
gliedstaaten zu sehen. Es ist aber unklar, wie viele Über­
schüsse zur Verfügung stehen werden und zu welchem 
Preis andere Mitgliedstaaten zu dieser Übertragung be­
reit wären. Denkbar ist auch, dass klimapolitische Vor­
reiter ihre überschüssigen Emissionszuweisungen still­
legen, so wie Schweden dies bereits in der Vergangenheit 
getan hat (APPUNN 2019). Aussagen über die mögli­
chen Kosten, die mit dem Erwerb entsprechender Emis­
sionszuweisungen verbunden sind, weisen daher ein 
hohes Maß an Unsicherheit auf, belaufen sich nach 
Schätzungen ohne Einbezug der Maßnahmen des Kli­
maschutzprogramms 2030 aber auf bis zu 62 Mrd. Euro 
im Zeitraum 2021 bis 2030 (Agora Energiewende und 
Agora Verkehrswende 2018, S. 28). Damit sind sie auch 
ein Risiko für den Bundeshaushalt. 

Um das Risiko kostspieliger Umsetzungslücken der Kli­
mapolitik zu verringern, wurden die Ressortverantwor­
tung durch das Bundes-Klimaschutzgesetz und die dort 
vorgesehenen Jahresemissionsmengen bis 2030 ge­
stärkt. Eine Aufwertung des Expertenrates für Klima­
schutz könnte darüber hinaus dazu beitragen, das 
Entstehen von Umsetzungslücken zukünftig von vorn­
herein zu vermeiden (s. Abschn. 2.4.3).
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Dies setzt aber voraus, dass es zu keiner Umsetzungs­
lücke kommt. Nach einer Abschätzung unter Einbezug 
der Maßnahmen des Klimaschutzprogramms 2030 wer­
den die Emissionen in den Nicht-ETS-Sektoren bis 2030 
um rund 27  % gegenüber 1990 gesenkt, womit eine 
Handlungslücke von rund 11 Prozentpunkten verbleibt 
(HARTHAN et al. 2020). Aus diesem Grund kommt der 
erfolgreichen Umsetzung adäquater Maßnahmenpro­
gramme für die einzelnen Sektoren eine zentrale Bedeu­
tung zu. 

Governance-Verordnung
91.	 Im Dezember 2018 wurde die Governance-Verord­
nung Nr. (EU) 2018/1999 für die Energieunion und den 
Klimaschutz beschlossen. Diese schafft Berichts- und 
Monitoringpflichten für die Klima- und Energieziele der 
Mitgliedstaaten. Die Europäische Kommission setzt dabei 
ähnlich wie das Pariser Klimaabkommen auf die Wirk­
samkeit von Naming und Shaming. Die Logik des Gover­
nance-Systems und der Berichtspflichten der Natio­
nalstaaten ist daher grob mit den NDCs auf der 
internationalen Ebene zu vergleichen (SCHLACKE und 
LAMMERS 2018, S. 426).

Das Treibhausgasreduktionsziel bzw. -budget ist über die 
Kombination aus Klimaschutzverordnung und EU ETS 
für die einzelnen Mitgliedstaaten rechtlich verbindlich.  
Jedoch tragen die Staaten eine gemeinsame Verantwor­
tung für die Erreichung des europäischen Ausbauziels 
für erneuerbare Energien 2030 (SCHLACKE und LAM­
MERS 2018, S. 425). Die nationalen Beiträge zu diesem 
Ziel bestimmen die Mitgliedstaaten zunächst selbst.

Bei dem Energieeffizienzziel 2030 handelt es sich um ein 
rein indikatives Ziel (ebd.). Da für Mitgliedstaaten ver­
bindliche Ziele für erneuerbare Energien und Energie­
effizienz fehlen, hängt das Ergreifen von entsprechen­
den Maßnahmen und die europäische Zielerreichung 
damit besonders von möglichen Monitoring- und Evalu­
ationsverfahren ab. Nur so lässt sich feststellen, ob die 
Summe der nationalen Anstrengungen zur Erreichung 
der europäischen Ziele ausreicht. 

92.	 Zentrales Instrument der Governance-Verordnung 
sind die durch die Mitgliedstaaten verpflichtend zu er­
stellenden integrierten nationalen Energie- und Klima­
pläne (National Energy and Climate Plans – NECPs). 
Diese werden jeweils für zehn Jahre erstellt. Der erste 
Planungszeitraum ist von 2021 bis 2030, die abschlie­
ßenden Pläne waren zum Ende des Jahres 2019 einzurei­
chen. Die Governance-Verordnung verwirklicht durch 
die NECPs ausführliche Monitoring- und Berichtspflich­

ten der Mitgliedstaaten sowie eine Bewertung und Über­
wachung des energie- und klimapolitischen Fortschritts 
durch die Europäische Kommission (PAUSE und KAH­
LES 2019, S. 11). Damit sollen zunächst die Kohärenz 
und Vereinbarkeit nationaler Strategien sowie die Erreich­
barkeit der europäischen Ziele für 2030 sichergestellt 
werden (Leopoldina – Nationale Akademie der Wissen­
schaften et al. 2018, S. 26). Mithilfe eines sogenannten 
Lückenschließungsmechanismus (gap-filling-mecha­
nism) will die Europäische Kommission sicherstellen, 
dass die gemeinsamen Ziele erreicht werden können, 
wenn ein Mangel an Ambition in den NECPs oder eine 
mangelnde Umsetzung derselben festgestellt wird. So ist 
unter anderem vorgesehen, dass die Europäische Kom­
mission bei einer Umsetzungslücke zur Erreichung des 
Erneuerbare-Energien- oder Energieeffizienzziels den 
Mitgliedstaaten Empfehlungen geben kann. Die mögliche 
Sanktionierung durch die Europäische Kommission ist 
je nach Ziel unterschiedlich. Ein Vertragsverletzungsver­
fahren scheint jedoch nur denkbar, wenn evident un­
zureichende Maßnahmen zur Erreichung des Erneuer­
bare-Energien-Ziels ergriffen werden (SCHLACKE und 
LAMMERS 2018, S. 433–435). 

In Deutschland ist aktuell das Bundeswirtschaftsministe­
rium für die Erstellung des NECP verantwortlich und ag­
gregiert in dieser Funktion die existierenden nationalen 
energie- und klimapolitischen Ziele und Maßnahmen. Der 
erste NECP-Entwurf wurde der Europäischen Kommis­
sion Ende 2018 übermittelt, die im Juni 2019 eine vorläu­
fige Bewertung der Entwürfe der Mitgliedstaaten vorlegte. 
Sie war der Auffassung, dass die im NECP-Entwurf 
Deutschlands enthaltenen Maßnahmen nicht ausreichend 
sind, um die Treibhausgasreduktionsziele 2030 sicher zu 
erreichen (Europäische Kommission 2019a). Der Entwurf 
des deutschen NECP blieb allerdings zwangsläufig vage, 
da zum Zeitpunkt der Veröffentlichung auf Seiten der Bun­
desregierung und des Bundestages noch keine Einigung 
über das Bundes-Klimaschutzgesetz und das Klimaschutz­
programm 2030 hatte erzielt werden können. 

Zukünftig sieht die Governance-Verordnung ab 2023 alle 
zwei Jahre die Vorlage eines Fortschrittsberichts über 
die Zielerreichung durch die Mitgliedstaaten vor. Außer­
dem kann der NECP im Jahr 2023 einmalig aktualisiert 
und sein Ambitionsniveau angehoben werden.

EU-Langfriststrategie bis 2050 und Agenda der 
neuen Europäischen Kommission
93.	 Bislang lautet das Ziel der EU, die Treibhausgas­
emissionen bis 2050 um 80 bis 95 % zu senken. Aktuell 
wird auf EU-Ebene die Langfriststrategie bis 2050 ver­
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handelt (UBA 2018a). Diese soll den Anforderungen des 
Pariser Klimaabkommens und insbesondere dem 1,5°-
Ziel angepasst werden, für das der bisherige Zielkorridor 
von 80 bis 95 % nicht ausreichend ist (Europäische Kom­
mission 2018a, S. 17). Der Europäische Rat hat im De­
zember 2019 beschlossen, das Ziel der Treibhausgasneu­
tralität bis 2050 zu unterstützen (Europäischer Rat 2019, 
S. 1). Die Regierung von Polen konnte sich diesen 
Schlussfolgerungen des Rates noch nicht anschließen, 
weshalb das Thema auf dem Ratsgipfel im Juni 2020 
nochmals aufgerufen wird. Ziel ist es, bis zum Spätsom­
mer 2020 eine finale Einigung zu erzielen, damit die Lang­
friststrategie noch in den erneuerten europäischen NDC 
2020 eingehen kann. Als politischer Kompromiss, um ein 
verbindliches EU-weites Treibhausgasneutralitätsziel 
2050 zu erreichen, wäre auch eine weitere Differenzie­
rung der Klimaschutzverpflichtungen denkbar: Während 
es beispielsweise Polen erlaubt werden könnte, die Treib­
hausgasneutralität erst nach 2050 zu erreichen, würden 
Vorreiterstaaten aus Westeuropa bereits vor 2050 eine 
negative Emissionsbilanz aufweisen müssen, um einen 
Ausgleich von Senken und Emissionen herzustellen 
(GEDEN und SCHENUIT 2019, S. 3).

Mit dem European Green Deal hat die neue Europäische 
Kommission ambitionierten Klimaschutz zum Kern ihrer 
politischen Agenda erklärt. Neben der Treibhausgasneu­
tralität 2050 hat sie sich die Anhebung des Ambitions­
niveaus der Klimaschutzziele 2030 zur Aufgabe gemacht. 
Dazu soll das Treibhausgasreduktionsziel auf 50 bis 55 % 
angehoben werden. In der Folge würden voraussichtlich 
der EU ETS und die Klimaschutzverordnung entspre­
chend überarbeitet werden müssen. Es ist anzunehmen, 
dass auch die deutschen Emissionszuweisungen laut 
Klimaschutzverordnung sinken. Dies würde bedeuten, 
dass das deutsche Klimaziel 2030 und die daraus abge­
leiteten Sektorziele nicht nur inkompatibel mit dem 
Klimaabkommen von Paris wären, sondern voraussicht­
lich auch aus europarechtlicher Sicht angepasst werden 
müssten (s. Tz. 89). Das Bundes-Klimaschutzgesetz sieht 
für einen solchen Fall vor, dass die sektoralen Jahres­
emissionsmengen angepasst werden (s. Tz. 96). Werden 
jedoch nicht rechtzeitig entsprechend ambitionierte 
Klimaschutzmaßnahmen ergriffen, droht eine neuerliche 
Zielverfehlung mit entsprechenden finanziellen Risiken 
(s. Kasten 2-4).

In dem durch die Europäische Kommission vorgelegten 
Entwurf eines europäischen Klimagesetzes könnten auch 
Mechanismen zur künftigen Anhebung des Ambitions­
niveaus in Anpassung an das Pariser Klimaabkommen 
und ein verstärktes unabhängiges Monitoring verankert 

werden (MEYER-OHLENDORF und MEINECKE 2018, 
S. 26).

2.4.2	 Nationale Klimagovernance
94.	 Die Bundesregierung hat sich mit dem Integrierten 
Energie- und Klimaprogramm 2007 (Bundesregierung 
2007) zum Ziel gesetzt, den Treibhausgasausstoß bis 
2020 um 40 % im Vergleich zu 1990 zu senken. Dieses 
Ziel wurde im Energiekonzept 2010 bekräftigt (BMWi 
und BMU 2010) sowie von allen darauffolgenden Bun­
desregierungen anerkannt.

In der Folge hat sich in Deutschland eine differenzierte 
Architektur an Klima- und Energiezielen (s. Tab. 2-4) 
sowie an Monitoring ausgebildet. Herausgehobene kli­
mapolitische Bedeutung hat insbesondere der 2016 von 
der Bundesregierung beschlossene Klimaschutzplan 
2050, der die deutschen Klimaschutzziele konkretisiert, 
strategische Handlungsfelder benennt und für 2030 
sektorale Emissionsziele definiert (s. Abschn. 2.2.4.3). 
Es ist eine regelmäßige Überprüfung und Fortschreibung 
des Klimaschutzplans vorgesehen. Daneben wird der Plan 
wissenschaftlich begleitet, wofür im Jahr 2019 der Len­
kungskreis der Wissenschaftsplattform Klimaschutz ein­
gesetzt wurde.

Im jährlichen Klimaschutzbericht informiert die Bundes­
regierung über ihren Fortschritt zur Erreichung der 
Treibhausgasreduktionsziele. Daneben legt sie alle zwei 
Jahre einen Projektionsbericht im Rahmen europäischer 
Verpflichtungen vor. Dieser enthält Szenarien zur zu­
künftigen Entwicklung der Treibhausgasemissionen und 
bewertet hierfür die Wirksamkeit bereits beschlossener 
und geplanter Klimaschutzmaßnahmen. Trotzdem zeig­
te die deutsche Politik wiederholt Umsetzungslücken 
(s. a. Kasten 2-4). Die Schwäche der deutschen Klima­
politik wurde bislang auch auf die unzureichende Steu­
erung, Verbindlichkeit und Einbeziehung des Gesetz­
gebers zurückgeführt. So wurden beispielsweise die 
Energie- und Klimaziele als Teil des Energiekonzepts 
2010 von der Regierung beschlossen, jedoch nicht ge­
setzlich verabschiedet. Der fehlende Parlamentsbe­
schluss und die fehlende Einbindung von gesellschaftli­
chen Stakeholdern erschwerte die Durchsetzung der Ziele 
und die Verabschiedung notwendiger Klimaschutzmaß­
nahmen (DUWE et al. 2017, S. 5). Die deutschen Klima­
ziele boten insgesamt zu wenig Rechts- und Planungs­
sicherheit (RODI 2017, S. 753). Bereits in der 
Vergangenheit hatten zahlreiche Akteure daher darauf 
hingewiesen, dass die Verabschiedung eines nationalen 
Klimaschutzgesetzes helfen könnte, die bisherige Steu­
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erungsschwäche der deutschen Klimapolitik zu verrin­
gern (DUWE et al. 2017; von LÜPKE und NEUHOFF 
2019; RODI 2017; SRU 2013, S. 132). 

Bundes-Klimaschutzgesetz als Meilenstein der 
deutschen Klimapolitik
95.	 Mit dem Bundes-Klimaschutzgesetz, das im No­
vember 2019 vom Deutschen Bundestag beschlossen 
wurde, bekommt die Klimapolitik in Deutschland erst­
mals eine rechtsverbindliche Grundlage. Das vom Kabi­
nett verabschiedete Klimaschutzprogramm 2030, wel­
ches aus zahlreichen sektoralen Maßnahmen und dem 

nationalen Brennstoffemissionshandelsgesetz (BEHG) 
besteht, soll die Zielerreichung des Treibhausgasreduk­
tionsziels von 55 % bis 2030 sicherstellen (BMU 2019b; 
zum Verhältnis von Budgetansatz und Klimaschutzinst­
rumenten s. Kasten 2-5). Der SRU begrüßt die Verab­
schiedung des Bundes-Klimaschutzgesetzes ausdrücklich. 
Mit dem Gesetz rückt die Bedeutung von Klimazielen, 
klaren Verantwortlichkeiten zur Umsetzung sowie die 
regelmäßige Überprüfung des Reduktionsfortschritts 
vermehrt in den Fokus der politischen Debatte. Klima­
schutzgesetze können dazu beitragen, Ziele, Planung und 
Monitoring des Klimaschutzes verbindlicher zu regeln. 

ɦɦ Tabelle 2-4	

Auswahl klima- und energiepolitischer Ziele Deutschlands

Status Quo 
(2018)

2020 2030 2040 2050

Treibhausgasemissionen

Treibhausgasemissionen  
(ggü. 1990)

− 30,8 %1) mind. − 40 % mind. − 55 % 
sektoral 
aufgeteilt als 
Jahresemis
sionsmengen 
im KSG

mind. − 70 % 
(KSP 2050)

treibhausgas- 
neutral (KSG)
− 80 bis − 
95 % (KSP 
2050)

Erneuerbare Energien

Anteil am Bruttoend
energieverbrauch

16,7 %2) 18 % 30 % 45 % 60 %

Anteil am Bruttostrom
verbrauch

37,8 %2) mind. 35 % mind. 50 %
EEG 2017: 
40 bis 45 % 
bis 2025

mind. 65 %
EEG 2017: 
55 bis 60 % 
bis 2035

mind. 80 %

Effizienz und Verbrauch

Primärenergieverbrauch 
(ggü. 2008)

− 7,9 %3) − 20 % − 50 %

Bruttostromverbrauch  
(ggü. 2008)

− 3,9 %3) − 10 % − 25 %

Endenergieproduktivität 
(2008–2050)

1,0 % pro Jahr 
(2008–2017)

2,1 % pro Jahr 
(2008–2050)

Quelle: BMWi 2019a, S. 16, angepasst; 1)„Klimabilanz 2018: 4,5 Prozent weniger Treibhausgasemissionen“, gemeinsame 
Pressemitteilung von UBA und dem BMUB vom 2. April 2019; 2) UBA 2019e; 3) BMWi 2019b; AGEB 2019
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Kasten 2-5: �Das CO2-Budget als Maßstab 
politischer Klimaschutzmaß
nahmen

Unabhängig davon, welche politischen Maßnahmen 
zur nationalen und europäischen Umsetzung des Pa­
riser Klimaabkommens gewählt werden, sollten diese 
in Einklang mit dem unter Berücksichtigung von 
Aspekten der Verteilungsgerechtigkeit naturwissen­
schaftlich abgeleiteten CO2-Budget stehen. Um die 
Paris-kompatible Umsetzung zu prüfen, sollte das 
CO2-Budget auch dann als zusätzliche Bewertungs­
grundlage politischer Instrumente herangezogen 
werden, wenn bereits andere Ziele oder Maßstäbe 
auf  nationaler oder europäischer Ebene bestehen 
(s.  Kap. 2.5). Mit dem Pariser Klimaabkommen hat 
sich die Bundesrepublik 2016 verpflichtet, die natio­
nale Politik unterschiedlicher Bereiche und Sektoren 
auf das Abkommen auszurichten.

In der aktuellen klimapolitischen Debatte spielen In­
strumente für eine verstärkte CO2-Bepreisung eine 
bedeutende Rolle. Die Einführung einer CO2-Beprei­
sung kann ein klimapolitisches Instrument sein, wobei 
auch andere Instrumente bestehen und selbst eine am­
bitionierte Bepreisung alleine nicht ausreichen würde. 
Sie müsste durch weitere Maßnahmen flankiert wer­
den, die neben klimapolitischen Zielen weitere sektor­
spezifische Ziele berücksichtigen, wie die Förderung 
energetischer Sanierungen oder den Ausbau öffentli­
cher Verkehrsinfrastruktur (BACH et al. 2019a). Durch 
die Integration verschiedener sektorspezifischer Poli­
tiken können zu den klimapolitischen Zielen auch ge­
samtgesellschaftliche Ziele, wie die Steigerung der Le­
bensqualität oder der Verkehrssicherheit, erreicht 
werden. Dennoch kommt der Bepreisung eine wichti­
ge Bedeutung zu, da sich die gegenwärtige Belastung 
durch Abgaben und Umlagen weder konsistent an den 
mit der Nutzung verbundenen CO2-Emissionen noch 
am Energiegehalt der Energieträger orientiert (SRU 
2019, S. 122; KEMFERT et al. 2019a). Heiz- und Kraft­
stoffe, für die überwiegend fossile Energieträger ein­
gesetzt werden, müssten demnach stärker bepreist wer­
den (KEMFERT et al. 2019a; 2019b; BACH et al. 2019a; 
SRU 2019). Bislang leisten die Sektoren Gebäude und 
Verkehr gegenüber dem Stromsektor nur einen gerin­
gen Beitrag zum Klimaschutz (für einen Vergleich der 
prozentualen und absoluten Emissionsniveaus s. BMU 
2019a, S. 8). Das Erreichen der Sektorziele bis 2030 ist 
ohne weitere Maßnahmen für die Sektoren Gebäude 
und Verkehr unwahrscheinlich (BACH et al. 2019a, 
S. 32 f.).

Eine CO2-Bepreisung ist grundsätzlich über einen 
Emissionsrechtehandel oder eine Besteuerung mög­
lich. Beide Instrumente verfolgen das Ziel, Emissionen 
zu reduzieren, um klimapolitische Ziele zu erreichen. 
Zwischen den Instrumenten bestehen jedoch theore­
tische und praktische Unterschiede (KEMFERT et al. 
2019b; 2019c; BACH et al. 2019a). Grundsätzliche Vor­
teile eines Emissionshandels liegen in der ökologischen 
Treffsicherheit und statischen ökonomischen Effizi­
enz. Die ökologische Treffsicherheit ergibt sich aus der 
Mengensteuerung des Instruments: Die Reduktionszie­
le können durch eine korrekte Festlegung der Menge 
an Zertifikaten (Cap) in den betreffenden Sektoren 
mit großer Sicherheit erreicht werden, was an die Men­
genlogik von Budgets anschließt. Die statische ökono­
mische Effizienz (Kosteneffizienz) ergibt sich aus dem 
Marktmechanismus des Emissionshandels: Durch den 
freien Handel bildet sich ein einheitlicher Zertifikats­
preis für jede vom Handel erfasste und ausgestoßene 
Tonne Treibhausgas. Dies ermöglicht eine kosteneffi­
ziente Internalisierung der externen Effekte des Emis­
sionsausstoßes (FEESS 2007, S. 125), da nur diejeni­
gen Emittenten eine Emissionsreduktion durchführen, 
deren Grenzvermeidungskosten unter dem Zertifikats­
preis liegen. Alle anderen Emittenten kaufen zusätzli­
che Emissionsrechte auf dem Markt, anstatt eigene Re­
duktionen durchzuführen (FISCHEDICK et al. 2012, 
S. 123). Zudem zeichnet sich der Emissionshandel 
theoretisch durch eine hohe dynamische Innovations­
wirkung aus (dynamische Effizienz). Dies ist die Fä­
higkeit, umwelttechnischen Fortschritt zu induzieren 
(ENDRES 2013, S. 158). Bei der statischen Analyse 
sind die Grenzvermeidungskosten gegeben, wohinge­
gen bei der dynamischen Analyse Lernkurveneffekte 
berücksichtigt werden. Das bedeutet, dass die Grenz­
kosten einer Technologie aufgrund zunehmender 
Nutzung und technologischer Entwicklungen sinken 
können (FEESS 2007, S. 185; FISCHEDICK et al. 2012, 
S. 124).

Umsetzungsdefizite eines Emissionshandels können 
allerdings zu Ineffizienzen in der Praxis führen, wie es 
der EU ETS verdeutlicht, der derzeit das zentrale In­
strument für die Bepreisung von Treibhausgasemissi­
onen innerhalb der EU ist (SRU 2015; BACH et al. 
2019a). Für einen klimapolitisch wirksamen und öko­
logisch treffsicheren Emissionshandel ist eine an­
spruchsvolle Cap-Festlegung Voraussetzung. Diese 
sollte sich an der Größe des CO2-Budgets orientieren 
(GRONWALD und KETTERER 2009, S. 25; SRU 2017b, 
S. 125). Aufgrund politischer Durchsetzungsschwie­
rigkeiten leidet der EU ETS seit Einführung 2005 durch 
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eine zu hohe Cap-Festlegung an einer Überallokation 
und damit an zu niedrigen Preisen. Empirische Beob-
achtungen deuten darauf hin, dass dadurch die theo-
retisch hohe dynamische Effizienz des EU ETS bislang 
keine ausreichenden Anreize für radikale Innovatio-
nen setzte, die für die langfristigen klimapolitischen 
Ziele notwendig wären (MATTHES 2010, S. 40). 

Darüber hinaus kann eine Ausweitung des EU ETS auf 
die Sektoren Gebäude und Verkehr zu weiteren Ineffi-
zienzen beispielsweise aufgrund unterschiedlich hoher 
Vermeidungskosten führen. So sind diese im Verkehrs-
sektor sehr hoch (zwischen 200 und 400 Euro pro 
Tonne) . Für eine ausreichende Lenkungswirkung 
müsste der Zertifikatspreis demnach extrem steigen 
( GERBERT et al. 2018; Cambridge Econometrics 2014; 
KEMFERT et al. 2019c). Die Einbeziehung der Sekto-
ren würde die Dekarbonisierung des Energiesektors 
zunächst beschleunigen, anstatt nennenswerte Min-
derungen im Verkehrssektor zu bewirken. Auch für die 
dringend nötige energetische Sanierung im Gebäude-
bereich braucht es langfristige Preissignale, die der 
EU ETS nicht ausreichend gibt. Ein starker Anstieg der 
Zertifikatspreise könnte wiederum Carbon-Leakage-
Effekte in der Industrie nach sich ziehen, was Schutz-
maßnahmen vor der Verlagerung von Emissionen ins 
Ausland erforderlich machen würde (NEUHOFF et al. 
2019). Auch die Einführung eines separaten Emis-
sionshandels für die Sektoren Wärme und Verkehr birgt 
die Gefahr juristischer und ökonomischer Umsetzungs-
schwierigkeiten (für eine weitere Diskussions. BACH 
et al. 2019a; KEMFERT et al. 2019c). 

Im Gegensatz zum mengenorientierten System des 
Emissionshandels ist die Besteuerung ein Preisinstru-
ment. Aus der Festlegung des C02-Preises ergibt sich 
eine Mengenreduktion, die sich allerdings ex ante nicht 
exakt prognostizieren lässt. Um diese Unsicherheit zu 
mindern, kann der Preispfad in Abhängigkeit von der 
tatsächlich erreichten Emissionsreduktion angepasst 
werden. Dies würde weniger Planungssicherheit für die 
Marktteilnehmenden, dafür eine höhere ökologische 
Treffsicherheit bewirken. Die Höhe der Bepreisung 
würde damit an erzielte ökologische Wirkungen ange-
passt werden, wie es beispielsweise im Schweizer Be-
preisungssystem vorgesehen ist (BACH et al. 2019a; 
KEMFERT et al. 2019a). Um den Akteuren ausreichend 
Planungssicherheit zu bieten, kann der Anstieg der 
Preispfade dabei möglichst vorhersehbar gestaltet wer-
den (SRU 2016b, S. 173). Damit kann die Besteuerung 
durch eine angemessene Preisfestlegung den Vorteil 
einer höheren Preisstabilität und Planungssicherheit 

bieten. Gegenüber den Preisschwankungen des Han-
dels können langfristige Preissignale gesetzt und An-
reize für Investitionen in klimafreundlichere Techno-
logien geschaffen werden ( UBA 2019b) . Insbesondere 
langfristige dynamische Anreizwirkungen können da-
durch bewirkt werden. Werden die festgelegten Steuer-
sätze schrittweise erhöht, schafft das Planungssicher-
heit für private Haushalte und Unternehmen in ihren 
Konsum- und Investitionsentscheidungen (BACH et 
al. 2019a). 

Im Rahmen einer reformierten Besteuerung können 
mögliche finanzielle Kompensationen für einkommens-
schwache Haushalte leichter und mit geringeren Trans-
aktionskosten umgesetzt werden - beispielsweise 
durch eine Rückverteilung der Einnahmen über eine 
Klimaprämie oder über eine Senkung der Umlagen und 
Abgaben beim Strompreis. Dies kann auch die gesell-
schaftliche Akzeptanz für eine CO2-Bepreisung stei-
gern. Dabei muss beachtet werden, dass finanzielle 
Kompensationen nicht mit der „Grundsicherung für 
Arbeitssuchende" nach dem zweiten Buch des Sozial-
gesetzbuchs (SGB II) verrechnet werden, damit keine 
negativen Verteilungswirkungen entstehen, was wie-
derum Gesetzesänderungen erforderlich machen 
würde (KEMFERT et al. 2019c). 

Mit dem am 15. November 2019 vom Bundestag be-
schlossenen Bundes-Klimaschutzgesetz werden die zu-
lässigen Emissionsmengen für alle Sektoren erstmals 
bis 2030 gesetzlich festgeschrieben (Tz. 97). Zudem 
verabschiedete das Bundeskabinett Anfang Oktober 
2019 das Klimaschutzprogramm 2030 mit Maßnahmen 
zur Umsetzung. Zentral ist die Einführung einer Be-
preisung für die Sektoren Wärme und Verkehr ab dem 
Jahr 2021, was mit dem Brennstoffemissionshandels-
gesetz umgesetzt werden soll. Ein Festpreis pro Emis-
sionszertifikat soll zu Beginn 2021 bei 25 Euro liegen 
und auf 55 Euro in2025 ansteigen (s. Kasten 6-3). Dass 
die niedrig gewählten Preise jedoch ambitioniert genug 
sind, um in Einklang mit einem Paris-kompatiblen C02-

Budget stehen zu können, ist unwahrscheinlich. Für 
ausreichende Lenkungswirkungen braucht es eine 
höhere CO2-Bepreisung (BACH et al. 2019a; 2019b; 
FÖS 2019, S. 3; Agora Energiewende und Agora Ver-
kehrswende 2019). Zudem bestehen aufgrund der ge-
planten Festpreise erhebliche verfassungsrechtliche 
Bedenken, die geprüft werden müssen (KLINSKI und 
KEIMEYER 2019; ANTON! et al. 2019). Für die Ein-
führung von Festpreisen muss auf eine Obergrenze 
für die Gesamtmenge der zur Verfügung stehenden 
Emissionszertifikate verzichtet werden, denn diese 
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Sie tragen damit zur Professionalisierung der politi­
schen Steuerung bei (DUWE und STOCKHAUS 2019, 
S. 11).

Das Bundes-Klimaschutzgesetz verknüpft den Klima­
schutzplan und die Klimaschutzprogramme. Auf der 
einen Seite nimmt der regierungseigene Klimaschutz­
plan 2050 eine Langfristperspektive ein und steckt grob 
den Rahmen und die Ziele der zukünftigen Klimapoli­
tik ab. Das Bundes-Klimaschutzgesetz regelt primär die 
mittelfristige Operationalisierung dieser Ziele, aktuell 
bis 2030. Es stellt sicher, dass geeignete und ausrei­
chende Klimaschutzmaßnahmen in Form von Klima­
schutzprogrammen ergriffen werden, um das Reduk­
tionsziel von 55  % bis 2030 zu erreichen und die 
europäischen Klimaschutzverpflichtungen zu erfüllen. 
Diese sollen sowohl nach Fortschreibung des Klima­
schutzplans (§ 9 KSG) als auch nach Feststellung einer 
Umsetzungslücke (Sofortprogramm nach § 8 KSG) 
beschlossen werden. Unklar ist jedoch, warum die eben­
falls regelmäßig vorgesehene Fortschreibung des 
Klimaschutzplans im Bundes-Klimaschutzgesetz nicht 
explizit genannt und vorgeschrieben wird, insbe­
sondere, da die Bundesregierung damit bereits in 
Verzug ist.

96. Das Bundes-Klimaschutzgesetz schreibt zunächst
bis 2030 fest, die Treibhausgase um 55 % zu reduzieren 
(§ 3 Abs. 1 KSG). Das Bekenntnis, Treibhausgasneu­
tralität bis 2050 zu verfolgen, wird hingegen nur im
Gesetzeszweck genannt und nicht weiter präzisiert. Das 
Gesetz sieht vor, dass die nationalen Klimaschutzziele

zukünftig verschärft werden können, sollte dies zur 
Erfüllung europäischer oder internationaler Ziele not­
wendig sein (§ 3 Abs. 3 KSG). Wie dargelegt, ist dies 
bereits heute notwendig, da die bisherigen deutschen 
Klimaziele nicht als Paris-kompatibel zu erachten sind 
(s. Kap. 2.2). Die angedachte Anhebung des europä­
ischen Treibhausgasreduktionsziels für 2030 würde eine 
Anpassung der europäischen Klimaschutzverordnung 
nach sich ziehen, welche die dort vorgesehenen Emis­
sionsbudgets für die Nicht-ETS-Sektoren verringern 
würde (s. Tz. 90). Auch aus dieser Perspektive scheint 
eine zügige und ambitionierte Anpassung der deutschen 
Klimaziele notwendig.

97. Die aus dem Ressortprinzip abgeleitete Zuweisung
thematischer Verantwortlichkeiten kann dazu führen,
dass Umwelt- und Klimafragen primär als Aufgabe des
Umweltministeriums begriffen werden (SRU 2019, u. a.
S. 165). Gleichzeitig werden Emissionen jedoch prinzi­
piell in Sektoren verursacht, für die andere Ministerien
verantwortlich sind. Damit besteht tendenziell ein ge­
ringer Anreiz für die anderen Ressorts zur Erreichung
der Ziele, wie auch am Beispiel der Nachhaltigkeitsstra­
tegie und ihrer Ziele sichtbar wird (ebd., S. 168). Das
Verfehlen des nationalen Treibhausgasreduktionsziels
2020 und die im Kasten 2-4 „Klimapolitische Zielver­
fehlungen Deutschlands und ihre finanziellen Folgen“
aufgezeigten finanziellen Risiken bei Verfehlung der
europäischen Klimaziele spiegeln die unzureichende
klimapolitische Verantwortung einzelner Sektoren für
ihre Emissionen wider. So trägt der gesamte Bundeshaus­
halt durch den Zukauf von Emissionszuweisungen im
Zweifel die Folgen einer unzureichenden sektoralen

ließe sich nicht mit festgelegten Preisen vereinbaren. 
Somit entstünde keine Knappheitssituation. Das Bun-
desverfassungsgericht hat in seiner Entscheidung zum 
EU ETS aus dem Jahr 2018 allerdings zum Ausdruck 
gebracht, dass die Gesamtmenge der verfügbaren Emis-
sionen über ein Cap begrenzt werden muss, sodass ein 
Knappheitspreis entsteht (KLINSKI und KEIMEYER 
2019). Auch für den Gebäudesektor enthält das Klima-
schutzprogramm 2030 Maßnahmen. Darüber hinaus 
hat das Bundeskabinett Ende 2019 den Entwurf zum 
Gebäudeenergiegesetz (GEG-E) beschlossen, der die 
Änderungsrichtlinie (EU) 2018/844 zur Gebäudeeffi-
zienz-Richtlinie in deutsches Recht umsetzt (s. Kap. 7, 
Tz. 624). Zudem konkretisiert § 72 GEG-E das im Kli-
maschutzprogramm 2030 festgelegte Verbot des Ein-
baus neuer Ölheizungen ab dem Jahr 2026. Dieser 

wichtige Ansatz zum Erreichen eines nahezu klimaneu-
tralen Gebäudebestands, der in der Begründung zum 
GEG-E als Ziel angeführt wird, wird jedoch durch Aus-
nahmeregelungen abgeschwächt. So werden beispiels-
weise Hybridlösungen in Kombination mit Solarther-
mie auch noch nach 2026 erlaubt und finanziell 
gefördert. 

Damit die gewählten nationalen politischen Maßnah-
men in Einklang mit den Verpflichtungen des Klima-
abkommens von Paris stehen, kann das C02-Budget 
als (zusätzliche) Bewertungsgrundlage dienen. An-
hand eines Paris-kompatiblen C02-Budgets kann die 
nationale Klimapolitik auf Ambitions- und Umset-
zungslücken überprüft werden. 
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Klimaschutzpolitik, anstatt dem Verursacherprinzip 
entsprechend die Kosten an die verantwortlichen Sek­
toren und Ressorts weiterzugeben.

Aus dieser Sicht ist die Aufteilung des Treibhausgas­
reduktionsziels für 2030 auf sektorale Jahresemissions­
mengen (§ 4 KSG) im Bundes-Klimaschutzgesetz und 
die zentrale politische Innovation des Gesetzes zu be­
grüßen. Die Jahresemissionsmengen des Bundes-Klima­
schutzgesetzes entsprechen damit Treibhausgasbudgets 
bis 2030 (s. Abschn. 2.2.4.3) und übertragen den Ansatz 
politisch verbindlicher Budgets erstmals auf die natio­
nale Ebene. Sie orientieren sich an den Sektorzielen des 
Klimaschutzplans 2050 und definieren einen jahres­
genauen Emissionspfad für die einzelnen Sektoren. Aus­
nahme hiervon ist die Energiewirtschaft, für die nur für 
2020, 2022 und 2030 Jahresemissionsmengen definiert 
werden. Damit sind erstmals die einzelnen Ressorts für 
die Umsetzung der entsprechenden Sektorstrategien und 
Maßnahmen verantwortlich (§ 4 Abs. 4 S. 1 KSG). Über­
schreitet ein Sektor seine Jahresemissionsmenge, wird 
die Differenz auf das Emissionsbudget der nächsten Jahre 
angerechnet. 

In der Vergangenheit existierten keine ausreichenden 
Mechanismen, um weitere sektorale Maßnahmen zu er­
greifen, sollten sich beschlossene Klimaschutzmaßnah­
men als unzureichend erweisen. Das Bundes-Klima­
schutzgesetz sieht nun vor, dass das verantwortliche 
Ressort innerhalb von drei Monaten nach Ermittlung der 
Umsetzungslücke ein Sofortprogramm vorlegen muss 
(§ 8 Abs. 1 KSG), was im Anschluss von der Bundesre­
gierung beschlossen werden soll. Dies ist ein Schritt in 
die richtige Richtung. Wenig sinnvoll erscheint in die­
sem Kontext jedoch die vorgesehene Möglichkeit, die 
Jahresemissionsmengen zwischen den Sektoren zu ver­
schieben (§ 8 Abs. 2 KSG). Die mit der Einführung einer 
solchen Umverteilung der Jahresemissionsmengen ent­
stehende Flexibilität darf nicht auf Kosten der sektoralen 
Verantwortlichkeit und der Wirksamkeit der Sektorzie­
le gehen. Es ist zu befürchten, dass ein Fehlanreiz für 
Ressorts geschaffen wird, auf die Umverteilung der Treib­
hausgasbudgets durch wiederholte Zielverfehlung zu 
spekulieren. 

98.	 Aus Verfahrens- und Partizipationssicht kann der 
politische Prozess zur Erstellung des Bundes-Klima­
schutzgesetzes und des Klimaschutzprogramms 2030 
kritisiert werden. Ursprünglich sollte ein Aktionspro­
gramm mit sektoralen Maßnahmenprogrammen zur Er­
reichung des 2030-Ziels bis Ende 2018 verabschiedet 
werden (BMU 2019a, S. 78 f.; CDU, CSU und SPD 2018, 

S. 142 f.). Tatsächlich kam es jedoch wiederholt zu Ver­
zögerungen. Auch deswegen konnte eine unabhängige 
Überprüfung der Wirksamkeit von vorgeschlagenen 
Maßnahmen durch beauftragte Forschungsinstitute 
nicht wie geplant stattfinden (Der Spiegel 13.09.2019; 
BMVI 2019). Die politischen Verzögerungen hatten auch 
Folgen für die Einbeziehung der Zivilgesellschaft und 
die europäischen Berichtspflichten. So betrug der Zeit­
raum für die vorgesehene Verbändebeteiligung bei meh­
reren Gesetzesvorhaben des Klimaschutzprogramms 
weniger als einen Tag, was eine sinnvolle Beteiligung un­
möglich macht (Tagesspiegel Background Mobilität & 
Transport 07.11.2019). Bereits Ende 2018 hätte die Bun­
desregierung mit dem Entwurf des NECP gegenüber der 
Europäischen Kommission darlegen sollen, wie die deut­
schen Anteile an den europäischen Klimazielen erreicht 
werden sollen. In Ermangelung politischer Beschlüsse 
fehlte diese Folgenabschätzung zu den Klimawirkungen 
geplanter Maßnahmen. Auch die Europäische Kommis­
sion konnte den deutschen NECP-Entwurf damit nur 
unvollständig evaluieren. Die im Sommer 2019 durch­
geführte Onlinekonsultation zum Entwurf des deutschen 
NECP musste ohne Einbezug der erst später von der 
Bundesregierung im Rahmen des Klimaschutzpro­
gramms 2030 beschlossenen Maßnahmen stattfinden. 
Ob die abgegebenen Stellungnahmen in der Konsulta­
tion zum NECP umgekehrt in der politischen Entschei­
dungsfindung des Klimaschutzprogramms 2030 berück­
sichtigt wurden, ist nicht transparent nachvollziehbar. 
Auch die Frist zur Eingabe des finalen deutschen NECPs 
Ende 2019 wurde verpasst. Grundsätzlich bleibt unklar, 
inwiefern der in einem aufwendigen Beteiligungspro­
zess erstellte Maßnahmenkatalog des Klimaschutzplans 
2050 von der Bundesregierung bei der Formulierung des 
Klimaschutzprogramms 2030 mit seinen sektoralen 
Maßnahmen Berücksichtigung gefunden hat. Mit dem 
gewählten Mischsystem zur CO2-Bepreisung des 
Brennstoffemissionshandelsgesetzes wurden die Emp­
fehlungen des Sachverständigenrates zur Begutachtung 
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung bezüglich der 
möglichen Vorteile eines eigenen Emissionshandelssys­
tems und einer reinen CO2-Steuer (Sachverständigen­
rat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Ent­
wicklung 2019, S. 110) nicht berücksichtigt. Auch die 
Vorschläge des Gutachtens zu sozial ausgewogenen 
Rückverteilungsoptionen wurden durch die Bundesre­
gierung nicht aufgegriffen. Schließlich wird das Klima­
schutzprogramm 2030 vielfach kritisiert, weil die darin 
enthaltenen Maßnahmen voraussichtlich nicht ausrei­
chen werden, um das nationale Klimaziel 2030 zu errei­
chen (EDENHOFER et al. 2019; HARTHAN et al. 2020). 
Damit droht auch ein Verfehlen der europäischen Ver­
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pflichtungen. Umso größere Bedeutung kommt der Ein­
bindung wissenschaftlicher Expertise, dem Monitoring 
der Wirksamkeit und der regelmäßigen Überarbeitung 
der Maßnahmenprogramme zu.

2.4.3	 Bundes-Klimaschutzgesetz 
im Kontext des Pariser 
Klimaabkommens

99.	 Insbesondere die regelmäßige Überprüfung des 
Fortschritts zur Zielerreichung und die Fortschreibung 
von Zielen und Maßnahmen hat für die Klimapolitik eine 
herausgehobene Bedeutung. In dieser Hinsicht könnte 
das Bundes-Klimaschutzgesetz zukünftig weiter verbes­
sert und der Budgetgedanke zur Sicherstellung eines dem 
Pariser Klimaabkommen angemessenen Ambitions­
niveaus klarer verankert werden. Dazu kann unter 
anderem die Stärkung entsprechender wissensbasierter 
Institutionen beitragen. Mit dem Expertenrat für Klima­
fragen sieht das Bundes-Klimaschutzgesetz (§ 11 und 
§12 KSG) ein Gremium vor, welches durch seine inter­
disziplinäre Zusammensetzung aus fünf Mitgliedern 
beste Voraussetzungen für die Erfüllung dieser Aufgaben 
mitbringt. Das Gremium könnte jedoch noch wirkungs­
voller in die Klimagovernance integriert werden. Ziel 
sollte es immer sein, der Bundesregierung und dem Bun­
destag die notwendige Expertise bereitzustellen, um wis­
sensbasierte Entscheidungen für die Dekarbonisierung 
zu erleichtern. In Ländern mit entsprechenden Bera­
tungsgremien tragen diese daher zu einer umfassenden 
öffentlichen Debatte bei (DUWE und STOCKHAUS 
2019, S. 28).

100.	 Das Bundes-Klimaschutzgesetz definiert für den 
Expertenrat für Klimafragen im Kern eine Reihe an Auf­
gaben. Er prüft die durch das UBA veröffentlichten Emis­
sionsdaten der verschiedenen Sektoren auf Richtigkeit 
(§ 12 Abs. 1 KSG). Im Anschluss wird die Analyse der 
Bundesregierung vorgelegt. Der Mehrwert dieser Prü­
fung bleibt unklar. Die bisherige Umsetzungslücke ergab 
sich unter anderem aus den zu optimistischen Projek­
tionsberichten (s. Kasten 2-4). An der fachlichen Qua­
lität der Emissionsdaten für die vergangenen Jahre 
bestand kein Zweifel. Anhand dieser Daten kann aus­
schließlich ex post überprüft werden, ob die Sektoren 
ihre jährlichen Emissionsobergrenzen eingehalten haben. 
Sollte dies nicht der Fall sein, verpflichtet sich die Bun­
desregierung zur Verabschiedung eines Sofortprogramms 
(§ 8 Abs. 1 KSG), um die Jahresemissionsmengen zu­
künftig wieder einzuhalten. Der Expertenrat prüft die 

Annahmen zur Treibhausgasminderungswirkung der in 
dem Sofortprogramm enthaltenen Maßnahmen (§ 12 
Abs. 2 KSG). 

Darüber hinaus soll die Bundesregierung eine Stellung­
nahme des Expertenrats zu der Minderungswirkung 
einholen, bevor sie Jahresemissionsmengen zwischen 
Sektoren verschiebt, ein Klimaschutzprogramm verab­
schiedet oder den Klimaschutzplan fortschreibt (§ 12 
Abs. 3 KSG). Damit kommt dem Expertenrat primär die 
Aufgabe zu, die sektorale Emissionsminderung nachträg­
lich zu dokumentieren und die Wirkung der regierungs­
eigenen Klimaschutzmaßnahmen der Bundesregierung 
auf Plausibilität zu überprüfen.

Ambitionsniveau und Klimaziele
101.	 Im internationalen Vergleich zeigt sich, dass einem 
dedizierten, klimapolitikspezifischen Expertengremium 
eine aktivere Rolle zur Beurteilung des Ambitionsniveaus 
und der proaktiven Verhinderung von Umsetzungs­
lücken  zugeschrieben werden könnte. Als wirksam in 
Hinblick auf das Ambitionsniveau hat sich auch das Man­
dat des britischen Committee on Climate Change (CCC) 
erwiesen. Dieses schlägt der Regierung auf Basis seiner 
Analysen Kohlenstoffbudgets für jeweils fünf Jahre vor, 
die im Anschluss im Britischen Parlament debattiert und 
in der Regel ohne wesentliche Abweichungen gesetzlich 
verabschiedet werden (DUWE et al. 2017, S. 59). Damit 
adressiert die Arbeit des CCC das Ambitionsniveau sowie 
die mögliche Ambitionslücke der britischen Klimapoli­
tik proaktiv und unterstützt die politischen Entschei­
dungsträgerinnen und Entscheidungsträger dabei, diese 
zu verringern. Dadurch, dass der Vorschlag des CCC 
Grundlage für die politischen Debatten bildet, werden 
sich Gesetzgeber und die Regierung eher rechtfertigen 
müssen, wenn sie vom wissenschaftlich gebotenen Bud­
get abweichen wollen.

102.	 Es wurde gezeigt, dass die deutschen Klimaziele 
nicht ausreichen, um das Pariser Klimaabkommen zu 
erfüllen. Daher sollte die wissenschaftliche Expertise ver­
stärkt genutzt werden, um die Ambitionslücke proaktiv 
zu adressieren indem ein faires, Paris-kompatibles CO2-
Budget zur Basis der Bewertung von Klimazielen wird. 
In diesem Zusammenhang könnte der Expertenrat die 
Regierung dabei beraten, wie groß ein solches Paris-kom­
patibles CO2-Budget sein könnte. In Abschnitt 2.2.4.2 
wurde die Rechnung für ein solches Paris-kompatibles 
Budget dargelegt. Die Bundesregierung sollte ein CO2-
Budget zur transparenten Evaluationsgrundlage des Am­
bitionsniveaus der Klimaziele erklären. Der Expertenrat 
könnte im Anschluss Empfehlungen zur Anpassung der 
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deutschen Klimaziele an das regierungseigene CO2-Bud­
get geben. 

Ob Klimaziele am besten in Form von jahresgenauen Sek­
torbudgets oder unter Beibehaltung der Punktziele for­
muliert werden, kann nicht abschließend beantwortet 
werden. Mit politisch verabschiedeten verbindlichen 
Treibhausgasbudgets erfolgt eine naheliegende Opera­
tionalisierung des naturwissenschaftlich abgeleiteten 
Paris-kompatiblen CO2-Budgets. Auch aus Sicht der eu­
ropäischen Vorgaben, die ebenfalls Jahresemissionsober­
grenzen für den EU ETS und die Nicht-ETS-Sektoren 
definieren, scheint ein auf Budgets basierendes Zielsys­
tem naheliegend. Allerdings erreichen Punktziele teil­
weise eine höhere politische Dynamik (Committee on 
Climate Change 2017, S. 11) und bieten mehr Flexibili­
tät auf dem Weg der Zielerreichung (Danish Council on 
Climate Change 2019, S. 18). Diese Flexibilität zwischen 
den Sektoren kann helfen, dass die Klimaziele kosten­
günstiger oder mit stärkerer Berücksichtigung der Ver­
teilungswirkung erreicht werden (s. Abschn. 2.2.4.3). 
Mit der zunehmenden Sektorkopplung und der damit 
verbundenen Elektrifizierung wird zukünftig auch die 
Schwierigkeit weiter zunehmen, Emissionen einzelnen 
Sektoren klar zuzuordnen. Wie die Umsetzungslücke der 
letzten Jahre gezeigt hat, birgt ein allein auf Punktziele 
beschränktes Zielsystem aber umgekehrt das Risiko, 
dass  Emissionsminderungen in die Zukunft verscho­
ben werden (Danish Council on Climate Change 2019, 
S. 18).

In der Praxis scheint ein Mischsystem am geeignetsten, 
die Sicherheit der Zielerreichung mit Flexibilität auf dem 
Weg dorthin zu vereinbaren. Das Bundes-Klimaschutz­
gesetz geht einen Schritt in diese Richtung, indem das 
Punktziel für 2030 um die zulässigen Jahresemissions­
mengen auf dem Weg dorthin ergänzt wird, womit die 
Sektorziele des Klimaschutzplans 2050 verbindlich wer­
den. Die Vorteile beider Zielsysteme könnten weiter ver­
bunden werden, indem zukünftig Zwischenziele (bspw. 
für 2025 etc.) und ergänzende qualitative Indikatoren 
definiert oder zusätzliche Verrechnungs- und Anreiz­
strukturen für die (Über-)Erfüllung von Sektorzielen 
geschaffen werden.

Monitoring und Umsetzung
103.	 In der Vergangenheit haben sich Reduktionsszena­
rien des Projektionsberichts der Bundesregierung als zu 
optimistisch erwiesen (von LÜPKE und NEUHOFF 2019, 
S. 78). Das Bundes-Klimaschutzgesetz verpflichtet die 
Bundesregierung dazu, vor Verabschiedung von Maßnah­
menprogrammen die Treibhausgasreduktionsannahmen 

durch den Expertenrat auf Plausibilität überprüfen zu 
lassen. Der deutsche Expertenrat für Klimafragen darf 
jedoch nicht eigenständig tätig werden. Er kann jedoch 
vom Bundestag oder der Bundesregierung mit der Erstel­
lung eines Sondergutachtens beauftragt werden (§ 12 
Abs. 3 S. 2 KSG). Er hat zudem kein Mandat zur Bewer­
tung der vorgeschlagenen Maßnahmen jenseits der Emis­
sionsminderungswirkung oder zur Formulierung eigener 
Vorschläge. 

In anderen Ländern können vergleichbare Gremien ei­
genständig klimarelevante Themen bearbeiten und 
tragen damit zur politischen Debatte bei. So soll bei­
spielsweise der schwedische Klimarat nicht nur die 
Wirksamkeit klimapolitischer Maßnahmen bewerten, 
sondern explizit das gesamte Regierungshandeln auf 
seine klimapolitischen Folgen untersuchen (BRUHIN 
et al. 2018, S. 14). Er präsentiert ein jährliches Gutach­
ten, bei dem er neben der allgemeinen Berichterstat­
tung als dringend erachtete klimapolitische Handlungs­
felder in den Blick nimmt. Auch der britische CCC 
wertet regelmäßig aus, inwiefern beschlossene klima­
politische Maßnahmen ausreichen, um Fünfjahres-Koh­
lenstoffbudgets einzuhalten, und welche Maßnahmen 
die Umsetzungslücke verkleinern könnten. Die Regie­
rung ist dabei verpflichtet, zu diesen Berichten Stellung 
zu nehmen (von LÜPKE und NEUHOFF 2019, S. 78). 
Damit wird eine mögliche klimapolitische Umsetzungs­
lücke proaktiv adressiert. 

104.	 Um eine unzureichende Emissionsminderung und 
damit weitere Umsetzungslücken frühzeitig vermeiden 
zu können, sollte der Expertenrat daher das Mandat 
bekommen, sich mit der zukünftigen Emissionsentwick­
lung auseinandersetzen und eigenständige Maßnahmen­
programme vorschlagen zu dürfen (EDENHOFER et al. 
2019, S. 13). Denkbar wäre beispielsweise, den Exper­
tenrat mit der Entwicklung von möglichen zukünftigen 
Maßnahmenprogrammen zu betrauen. Zusätzlich könn­
te der Rat die Projektionsberichte der Bundesregierung 
überprüfen. Die Expertise könnte im Anschluss der Bun­
desregierung und dem Bundestag übergeben werden und 
diesen als Orientierung für die Wirksamkeit verschiede­
ner Maßnahmen und als Grundlage des politisch zu for­
mulierenden Klimaschutzprogramms dienen. Eine Par­
lamentsdebatte der Gutachten trägt dabei zu einer 
wissensbasierten öffentlichen Debatte und Transparenz 
bei und erfolgt so bereits in anderen Ländern (DUWE 
et al. 2017, S. 60).
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Einbindung in die Beratungslandschaft
105.	 Deutschland weist neben dem Expertenrat für 
Klimafragen bereits eine differenzierte wissenschaftliche 
Gremien- und Akteursstruktur auf, die bisher jedoch 
nicht ausreichend politisches Gehör gefunden hat. Für 
die Energiewende wurde die Expertenkommission zum 
Monitoring-Prozess „Energie der Zukunft“ der Bundes­
regierung geschaffen. Der Klimaschutzplan 2050 sieht 
zudem einen wissenschaftlichen Begleitprozess für die 
Überarbeitung und Fortschreibung der Ziele und 
Maßnahmen vor (BMU 2019a, S. 79), der 2019 mit dem 
Lenkungskreis der Wissenschaftsplattform zum Klima­
schutzplan 2050 institutionalisiert wurde. Für die 
Zukunft scheint es entscheidend, ein stärkeres Augen­
merk auf die Architektur der verschiedenen Beratungs­
gremien, ihre Rolle sowie deren Ressourcenausstattung 
zu legen (EDENHOFER et al. 2019, S. 14). Denkbar ist 
beispielsweise, die Expertise der existierenden Bera­
tungsgremien bei geeigneten Fragestellungen zu bün­
deln, insbesondere, um der engen Verknüpfung energie- 
und klimapolitischer Fragestellungen Rechnung zu 

tragen. Weiterhin ist anzunehmen, dass ein Expertenrat 
mit entsprechender Ressourcenausstattung und der hier 
beschriebenen institutionellen Aufwertung sich bei po­
litischen Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungs­
trägern sowie in der Öffentlichkeit leichter Gehör ver­
schaffen könnte. 

Fortschreibung, Politikzyklen und europäische 
Einbindung
106.	 Für 2025 sieht das Bundes-Klimaschutzgesetz be­
reits die Festlegung von sektoralen Jahresemissionsmen­
gen über das Jahr 2030 hinaus vor. Für diese Konkre­
tisierung der zukünftigen Sektorziele empfiehlt es sich, 
den Expertenrat für Klimafragen mit der Entwicklung 
verschiedener Dekarbonisierungsszenarien und den 
dafür notwendigen technologischen und ökonomischen 
sektoralen Entwicklungen zu beauftragen. Diese sollten 
der Bundesregierung und dem Bundestag vorgelegt wer­
den. Nur so kann beurteilt werden, welche Emissions­
minderung der Sektoren einer angemessenen Aufteilung 
der Reduktionsleistung entspricht. Dies kann helfen, dass 
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die Sektorziele einen möglichst kostengünstigen und so­
zial verträglichen Pfad in Richtung Dekarbonisierung 
ebnen und Fehlinvestitionen vermieden werden.

107.	 Wichtig wäre es schließlich, die deutsche Klima­
governance stärker auf die existierenden europäischen 
und internationalen Politikzyklen und -anforderungen ab­
zustimmen. Es wurde dargelegt, dass die Verzögerungen 
in der Formulierung des Klimaschutzprogrammes 2030 
bereits Auswirkungen sowohl auf europäische Berichts­
pflichten als auch auf Beteiligungsprozesse hatten. Aktu­
ell besteht die Gefahr, dass zwischen Klimaschutzpro­
gramm 2030, der turnusgemäßen, aber bereits verzögerten 
Überarbeitung des Klimaschutzplans, der NECP-Bericht­
erstattung, der Anhebung der europäischen Klimaziele für 
2030 sowie dem europäischen Langfristziel ein Neben­
einander verschiedener Überarbeitungszyklen und inhalt­
licher Festlegungen entsteht. Es wäre daher sinnvoll, die 
Vorgaben des Bundes-Klimaschutzgesetzes und die regie­
rungseigenen klima- und energierelevanten Strategien 
noch stärker auf die existierenden europäischen Berichts­
pflichten und -zyklen auszurichten (s. Abb. 2-12; SCHLA­
CKE und LAMMERS 2018). Die Fortschreibung des Kli­
maschutzplans findet im Bundes-Klimaschutzgesetz keine 
Erwähnung. Ein Beitrag hierzu könnte die Überarbeitung 
des Klimaschutzplans (und in Folge auch der Klimaschutz­
programme) in festen, an die Projektions- und europä­
ischen Fortschrittsberichte gekoppelten Zyklen sein. 

Ratsam wäre dafür auch eine insgesamt stärkere Verzah­
nung von Klimapolitik und anderen Politikfeldern. Dies 
trifft insbesondere auf die Energiepolitik zu. Der SRU 
hat bereits Vorschläge zur Verankerung der Nachhaltig­
keitspolitik in allen Ressorts und der verstärkten Prü­
fung von politischen Programmen und Strategien auf ihre 
Nachhaltigkeit gemacht (SRU 2019, S. 166 ff.). Analoge 
Vorgaben für Vorhaben mit Klimarelevanz wären denkbar.

Aktuell droht eine weitere Vergrößerung der Umset­
zungslücke durch die von der neuen Europäischen Kom­
mission vorgeschlagene Anhebung der 2030-Ziele. Sinn­
voll erscheinen eine zeitnahe Anhebung der existierenden 
deutschen Klima- und Sektorziele für 2030 und eine 
stärkere Ausrichtung an einem mit dem Pariser Klima­
abkommen kompatiblen CO2-Budget. Dies hätte neben 
der Tatsache, dass eine Anhebung der deutschen Kli­
maziele aus Perspektive des CO2-Budgets sowieso ge­
boten ist, zwei Vorteile: Zum einen hätte Deutschland 
damit eine glaubhaftere Verhandlungsbasis und könn­
te sich in den bevorstehenden Verhandlungen im Eu­
ropäischen Rat besser für eine mit den Vorgaben des 
Pariser Klimaabkommens vereinbare Anhebung der eu­

ropäischen 2030-Ziele einsetzen. Zum anderen würde 
dies eine reaktive und späte Anpassung der deutschen 
Sektorziele und des Klimaschutzprogramms 2030 ver­
meiden. Bei einer verzögerten Anhebung der deutschen 
Sektorziele 2030 an die dann höheren europäischen An­
forderungen drohen sonst weitere Zielverfehlungen der 
Nicht-ETS-Sektoren und mögliche weitere Mehrkos­
ten durch den Zukauf von Emissionsrechten aus dem 
Ausland (s. Kasten 2-4).

2.5	 Handlungsempfehlungen

108.	 Der SRU empfiehlt der Bundesregierung sowie ande­
ren beteiligten Entscheidungsträgerinnen und Entschei­
dungsträgern die nachfolgenden Eckpfeiler einer Klimapo­
litik, welche den klimawissenschaftlich notwendigen und 
international gerechten Beitrag Deutschlands zur Einhal­
tung des Pariser Klimaabkommens sichert (s. Abb. 2-13).

Das CO2-Budget als zentrale Messgröße für 
den Klimaschutz anwenden
109.	 Klimaziele und Maßnahmen an einem Paris-kompa-
tiblen CO2-Budget ausrichten. Auf europäischer Ebene 
existieren mit der Klimaschutzverordnung und dem 
EU ETS bereits Klimaschutzziele, die Jahresemissions­
mengen und damit Treibhausgasbudgets definieren. 
Auch das Bundes-Klimaschutzgesetz beinhaltet sektor­
spezifische Budgets bis 2030. Daneben bestehen wei­
terhin prozentuale Reduktionsziele jährlicher Treib­
hausgasemissionen gegenüber einem Basisjahr. Die 
Erderwärmung hängt weitgehend von der über alle 
Jahre addierten Gesamtmenge der klimawirksamen 
Emissionen ab. Deshalb muss eine Obergrenze an Ge­
samtemissionen eingehalten werden, wie sie mit dem 
CO2-Budget als vereinfachte Variante des Klimabud­
gets ausgedrückt wird. Unabhängig davon, in welcher 
Form Ziele für bestimmte Jahre oder Sektoren formu­
liert werden und wie Emissionsreduktionen bewirkt 
und gesteuert werden, sollte die Wirksamkeit nationa­
ler und europäischer Klimaschutzmaßnahmen und das 
Ambitionsniveau von Reduktionszielen daher am Maß­
stab des CO2-Budgets gemessen werden. 

110.	Die aktuelle Größe des verbleibenden CO2-Budgets 
Deutschlands offiziell feststellen und fortlaufend begleiten. 
Die Bundesregierung sollte sich zu einem CO2-Budget 
bekennen, das sie zum Maßstab ihrer zukünftigen 
Klimapolitik macht. Sie kann den Expertenrat für 
Klimafragen damit beauftragen, aktuell gültige Werte 
für das nationale und europäische CO2-Budget festzu­
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stellen (s. Tz. 118) und sollte dem wissenschaftlichen 
Rat folgen. Die Größe des nationalen CO2-Budgets ist 
trotz bestehender Unsicherheiten hinreichend belast­
bar aus den Studien des IPCC zum globalen CO2-Bud­
get abzuleiten, sofern man sich auf ein geeignetes Prin­
zip der internationalen Verteilungsgerechtigkeit 
festgelegt hat. Sollte das maßgebliche Budget aufgrund 
zukünftiger Erkenntnisse sinken, müsste die Klimapo­
litik nachgeschärft werden. Sollte es steigen, wird die 
Zielerfüllung vereinfacht. 

111.	 Empfehlung für die Größe des nationalen CO2-Budgets. 
Der SRU legt mit diesem Kapitel dar, wie sich ein natio­
nales CO2-Budget berechnen lässt. Die Empfehlung des 
SRU beruht auf den Temperaturzielen des Pariser Kli­
maabkommens. Das hier gewählte CO2-Budget bezieht 
sich auf eine Erwärmung von 1,75 °C, ergänzend wird 

ein Budget für eine Erwärmung von 1,5 °C angegeben. 
Bei einer Vernachlässigung historischer Emissionen und 
bei Anwendung des Prinzips gleicher Emissionsrechte 
pro Kopf der heutigen Weltbevölkerung ergibt sich für 
Deutschland ein verbleibendes CO2-Budget ab dem 1. Ja­
nuar 2020 von 6,7 Gt CO2. Das Budget wäre bei anhal­
tenden Emissionen auf dem heutigen Niveau im Jahr 
2029 erschöpft. Bei linearer jährlicher Reduktion der 
Emissionen reicht es bis zum Jahr 2038. Das Ziel einer 
Treibhausgasneutralität im Jahr 2050 erfordert sehr steile 
Einschnitte in den kommenden Jahren, um fortlaufende 
Emissionsmengen auf niedrigem Niveau bis zur Jahrhun­
dertmitte zu ermöglichen. Eine Begrenzung der Erd­
erwärmung auf 1,5 °C ist ebenfalls gut begründbar und 
entsprechende Anstrengungen sind im Pariser Klimaab­
kommen vorgesehen. Das verbleibende CO2-Budget für 
1,5 °C wäre mit 4,2 Gt CO2 ab dem 1. Januar 2020 deut­
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Ausstieg aus fossilen Energieträgern 
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im Klimaschutz-
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Ambitionierte europäische 
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Anhebung der 2030-Ziele 

anstreben, deutsche
Ratspräsidentschaft für 
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Umsetzungslücken verhindern,
Expertenrat ein Vorschlagsrecht für 
Klimaschutzszenarien und proaktive 

Evaluierung der Wirksamkeit von 
Maßnahmen einräumen

Expertenrat für Klimaschutz beauftragen, 
Paris-kompatibles nationales CO2-Budget vorzuschlagen, 

Expertise für europäische Zieldebatten nutzen
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lich kleiner, die Treibhausgasneutralität müsste früher 
erreicht werden. Eine lineare Reduktion der Emissionen 
auf die Treibhausgasneutralität im Jahr 2050 würde einen 
bis zur Jahrhundertmitte fortdauernden, überpropor­
tional großen Anteil Deutschlands am globalen CO2-Bud­
get festschreiben. Dies widerspricht einer Annahme welt­
weit gleicher Nutzungsrechte an der Atmosphäre.

Eckpunkte zur Einhaltung des CO2-Budgets 
einbeziehen
112.	 Ausstieg aus Kohle, Erdöl, Erdgas, Benzin und Diesel. 
Aufgrund der bislang unzureichenden Klimapolitik sind 
die noch verbleibenden CO2-Budgets in ihrer Größe in­
zwischen merklich begrenzt und erfordern, dass die Nut­
zung fossiler Ressourcen vergleichsweise rasch beendet 
wird. Ein schnelles Ende der Kohleverstromung schon 
bis 2030 würde Budgetspielraum eröffnen. Der SRU be­
wertet positiv, dass der Kohleausstieg in Deutschland 
umgesetzt wird. Er empfiehlt aber darüber hinaus, den 
notwendigen Ausstieg aus der Nutzung fossilen Erdöls 
und Erdgases sofort politisch und planerisch in Angriff 
zu nehmen, um Fehlinvestitionen in weitere fossile Tech­
nologien zu vermeiden und die notwendigen Transfor­
mationen einzuleiten. Entsprechend ist die Nutzung von 
Benzin und Diesel aus klimapolitischer Sicht schrittwei­
se zu beenden. 

113.	 Den raschen Ausbau erneuerbarer Energien systematisch 
als Gegenstück zum Ausstieg aus fossiler Energieproduktion be-
greifen. Ob ein durch das CO2-Budget vorgegebener Aus­
stiegspfad umsetzbar ist, hängt auch von der Rate des Auf­
baus von Alternativen ab. Die Diskussion über den Ausstieg 
aus der Nutzung fossiler Ressourcen sollte daher systema­
tisch mit dem Umstieg auf erneuerbare Energien und Fra­
gen der Sektorkopplung sowie der Rohstoffverfügbarkeit 
erfolgen. Der SRU empfiehlt, das Ziel von 100 % erneuer­
barer Energie in einem Zeithorizont zu etablieren, der dem 
Ausstiegspfad entspricht, mit dem das Paris-kompatible 
CO2-Budget eingehalten werden kann. Heutige Investi­
tionen in Technologien und die Energieinfrastruktur sind 
entscheidend für die Emissionen Mitte des Jahrhunderts. 
Daher müssen heutige Investitionen mit einer treibhaus­
gasneutralen Wirtschaft Mitte des Jahrhunderts kompati­
bel sein. Lock-in-Effekte und Pfadabhängigkeiten durch 
Brückentechnologien, die zwar kurzfristig wirken, aber 
mittel- bis langfristig das Erreichen der Klimaziele er­
schweren, müssen vermieden werden. Staatliche Förder­
programme sollten stärker auf erneuerbare Energiequel­
len und dekarbonisierte Technologien ausgerichtet und 
die Förderung und Subventionierung fossiler Technolo­
gien sollte beendet werden.

114.	 Der Umstieg auf 100  % erneuerbare Energien sollte 
weitere Eckpunkte einer umweltgerechten Umsetzung berück-
sichtigen. Grundsätzlich darf der Ausbau erneuerbarer 
Energien den Umwelt-, Landschafts- und (auf größerem 
Maßstab) Biosphärenschutz nur so gering wie möglich 
beeinträchtigen. Fragen des Flächen- und Wasserver­
brauchs, der Düngung, der Landschaftsstruktur, des Bio­
diversitäts- und Gewässerschutzes und der konkurrie­
renden Nutzungen sollten in der Planung berücksichtigt 
werden. Daneben sollte der Ausbau unter folgenden Rah­
menbedingungen erfolgen: 

ɦɦ Der vollständige Verzicht auf Atomenergie ab 2022 in 
Deutschland muss bestehen bleiben; die gesellschaft­
lich anerkannten Gründe einer Vermeidung fundamen­
taler Risiken für Umwelt und Gesundheit bleiben eben­
so gültig wie ökonomische Gründe, welche auch global 
deutlich gegen eine Nutzung der Atomenergie sprechen. 

ɦɦ Die energetische Nutzung von Holzbiomasse sollte 
nur dann erfolgen, wenn die Klimawirksamkeit der 
Nutzung nachgewiesen ist und sie aus sorgfältig kon­
trollierter, nachhaltiger Produktion, insbesondere aus 
Rest- und Abfallstoffen, stammt. Dies ermöglicht eine 
regional differenzierte Nutzung, schließt aber eine flä­
chendeckende Erweiterung auf große Volumina aus. 
Insbesondere ist der Import von Holzbiomasse zur 
energetischen Nutzung nur unter strengen Kriterien 
vertretbar. Die Etablierung eines entsprechenden 
Marktes ist kritisch zu begleiten und Fehlentwicklun­
gen muss frühzeitig entgegengesteuert werden. Die 
Bundesregierung sollte darüber hinaus ein integrier­
tes Gesamtkonzept zur Biomassenutzung entwickeln. 
Zwar existieren Analyse- und Politikansätze zu einer 
künftig ausgeweiteten Nutzung von Biomasse, es be­
steht jedoch die Gefahr von Fehlentwicklungen, ins­
besondere mit Blick auf den Import. Mit Bezug auf den 
Klimaschutz sollte systematisch erfasst werden, wie 
viel Biomasse die verschiedenen Sektoren zur Emis­
sionsminderung einplanen, und ein in der Gesamtmen­
ge realistisches Gesamtkonzept entwickelt werden.

ɦɦ Aufgrund der mit Gewinnung und Produktion verbun­
denen Umweltwirkungen und eines niemals vollstän­
dig möglichen und ebenfalls mit Umweltwirkungen 
verbundenen Recyclings sollte der Bedarf an Rohstof­
fen grundsätzlich so gering wie möglich gehalten wer­
den. Neben Maßnahmen der Energie- und Material­
effizienz sollten Dekarbonisierungspfade deshalb 
unbedingt die möglichst weitgehende Minimierung 
des gesamten Energiebedarfs beinhalten und Maß­
nahmen entwickeln, die darauf hinwirken. 
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ɦɦ Die erneuerbaren Energien sind materialseitig be­
grenzt, da die Gewinnung der für die neuen Techno­
logien notwendigen Rohstoffe mit erheblichen Um­
weltbelastungen verbunden ist. Deshalb müssen 
Rohstoffbedarfe inklusive Umweltwirkungen sowie 
Recycling bei der Entwicklung von Dekarbonisie­
rungspfaden immer mitbetrachtet werden (s. a. SRU 
2017b, Kap. 3.5). 

115.	 Das Potenzial von CCS sollte unter Anlegung strenger 
Kriterien ausschließlich auf die Neutralisierung geringer, un-
vermeidlicher Restemissionen beschränkt bleiben, um mittel-
fristig vollständige Treibhausgasneutralität zu erreichen. Ver­
fahren zur Extraktion von CO2 aus der Atmosphäre oder 
direkt aus Industrieprozessen sind für größere Anwen­
dungen derzeit größtenteils spekulativ, häufig energie­
intensiv (z. B. DACCS), verbrauchen wichtige Umwelt­
ressourcen (z. B. BECCS) und finden zudem wenig 
öffentliche Akzeptanz. Diese sich entwickelnden Techno­
logien sollten daher nicht als Teil von Strategien zur Min­
derung der notwendigen Emissionsreduktionen verplant 
werden. Eine rechnerische Erhöhung des nationalen CO2-
Budgets durch negative Emissionen darf nicht erfolgen. 
Das Ziel der Treibhausgasneutralität bedeutet, die Emis­
sionen in allen Sektoren möglichst stark zu reduzieren 
und insbesondere in der Energiewirtschaft und im Ver­
kehr weitestgehend zu vermeiden. Die Menge negativer 
Emissionen, die durch organische Kohlenstoffspeiche­
rung, wie zum Beispiel eine nachhaltige Wald- und Boden­
bewirtschaftung, möglich ist, ist für die Zukunft sehr un­
sicher und von den klimatischen Bedingungen abhängig. 
Ein Ausbau der natürlichen Senken kann jedoch die Wahr­
scheinlichkeit erhöhen, das Budget einzuhalten. Obwohl 
das Potenzial negativer Emissionen derzeit nicht Teil der 
strategischen Planung sein sollte, ist deren weitere wis­
senschaftliche Erforschung und technologische Entwick­
lung sinnvoll.

Budgetlogik und ambitionierte Umsetzung 
von Klimaschutzmaßnahmen in der Klima
governance verankern
116.	 Mit Blick auf das begrenzte CO2-Budget, das deutsche 
Langfristziel 2050 und die europäischen Debatten bedürfen 
die deutschen Klimaziele für 2030 und 2040 einer deutlichen 
Verschärfung. Eine politische Debatte über die Anhebung 
der deutschen Klimaziele und zur Verabschiedung 
weiterer Klimaschutzmaßnahmen sollte daher zeitnah 
geführt und kontinuierlich weiterverfolgt werden. Das 
Bundes-Klimaschutzgesetz sieht die Möglichkeit der 
Zielanhebung explizit vor, sollte dies zur Erfüllung eu­
ropäischer oder internationaler Klimaschutzziele not­

wendig sein. Dies ist der Fall, wie die Berechnung eines 
Paris-kompatiblen CO2-Budgets gezeigt hat. Das Ambi­
tionsniveau der Klimaziele sollte daher an diesem CO2-
Budget gemessen und eine mögliche Ambitionslücke 
offen diskutiert werden. Dazu ist es nicht notwendig, zu­
künftig allein auf Treibhausgasbudgets zur politischen 
Steuerung zu setzen. Vielmehr sollten die Reduktionszie­
le so ausgestaltet werden, dass sie mit einem Paris-kom­
patiblen CO2-Budget vereinbar sind.

Da es sich die neue Europäische Kommission mit dem 
European Green Deal zum Ziel gesetzt hat, das Ambi­
tionsniveau der Klimaziele 2030 anzuheben und Treib­
hausgasneutralität bis 2050 anzustreben, bedürfen die 
deutschen Klimaziele auch in dieser Hinsicht einer An­
passung. Hebt Europa das Treibhausgasreduktionsziel 
2030 auf 50 bis 55 % an, wie von der Europäischen Kom­
mission vorgeschlagen, und senkt die jährlichen Emissi­
onszuweisungen der Klimaschutzverordnung, drohen er­
hebliche Kosten für die Bundesrepublik durch den 
notwendigen Erwerb weiterer Emissionsberechtigungen 
anderer Mitgliedstaaten über das bereits projektierte 
Maß hinaus.

117.	 Das Bundes-Klimaschutzgesetz ist ein Schritt in die rich-
tige Richtung. Es sollte nachfolgend systematisch darauf 
ausgerichtet werden, sowohl die Ambitions- als auch die Um-
setzungslücke zu schließen. Mit dem Bundes-Klimaschutz­
gesetz sind die nationalen Klimaziele erstmalig gesetz­
lich verankert. Zulässige Jahresemissionsmengen tragen 
zu einem höheren Maß an Ressortverantwortung bei und 
helfen, zukünftige Umsetzungslücken zu vermeiden. Für 
den LULUCF-Bereich ist im nächsten Jahrzehnt europa­
rechtlich ein verbindlicher Ausgleich von Emissionen 
und Senken durch die Landnutzung vorgesehen. Da auch 
hier das Ressortprinzip zum Tragen kommt, könnte die 
Landnutzung als eigener Sektor mit einem jährlichen, an 
den europäischen Vorgaben orientierten Budget bei den 
zulässigen Jahresemissionsmengen ergänzt werden.

Das existierende Klimaschutzprogramm reicht voraus­
sichtlich nicht aus, um die gesetzlich festgelegten Jah­
resemissionsmengen einzuhalten. Die Umsetzungslücke 
der Klimapolitik wird für Deutschland zum Haushaltsri­
siko, die Kosten werden aber nicht von den Verursachern 
getragen. Würden die Kosten für den Erwerb zusätzli­
cher Emissionsrechte aus anderen Mitgliedstaaten an 
den entsprechenden Ressorthaushalt übertragen, ent­
spräche dies dem Verursacherprinzip. Denkbar wäre auch 
eine sektorale Anpassung der CO2-Bepreisung bzw. eine 
Verteuerung der CO2-Zertifikate des nationalen Emissi­
onshandelssystems in Folge einer sektoralen Zielverfeh­
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lung. Dies würde zusätzliche Einnahmen für den Erwerb 
der notwendigen Emissionsrechte generieren und dämp­
fend auf die Emissionsentwicklung im entsprechenden 
Sektor wirken.

118.	 Die Einbindung und Berücksichtigung von wissenschaft-
licher Expertise für klimapolitische Zielsetzungen sowie der 
Entwurf von Maßnahmen und die Evaluation ihrer Wirk-
samkeit sind zu stärken. Mit dem durch das Bundes-Kli­
maschutzgesetz etablierten Expertenrat für Klimafragen 
existiert zukünftig ein Gremium, welches umfassende 
wissenschaftliche Kompetenz im Bereich der Klimawis­
senschaft, -politik und -ökonomie besitzt. In Anbetracht 
dessen fällt sein Mandat verhältnismäßig klein aus. 

Der Expertenrat soll zukünftig die Emissionsentwick­
lung sowie eine mögliche Umsetzungslücke dokumen­
tieren und wird beim Beschluss von Klimaschutzpro­
grammen von der Regierung zur Bestätigung der 
Treibhausgasminderungswirkung konsultiert. Damit be­
schränkt sich sein Mandat weitgehend auf die Evalua­
tion. Ein wirksames Monitoring umfasst aber weitere As­
pekte. Um Umsetzungslücken bereits frühzeitig zu 
erkennen und eine wissensbasierte öffentliche Debatte 
über Klimaschutzmaßnahmen zu ermöglichen, sollte 
daher das Mandat des Expertenrats für Klimafragen auf­
gewertet werden:

ɦɦ Das Gremium sollte das Ambitionsniveau der deut­
schen Klimaziele evaluieren und gegebenenfalls eine 
Anpassung empfehlen. Zudem sollte die Größe einer 
Ambitionslücke festgestellt und transparent kommu­
niziert werden. Mit einem Paris-kompatiblen CO2-
Budget, zu dem sich die Bundesregierung bekennen 
sollte, läge ein entsprechender Bewertungsmaßstab 
vor. Sollte sich der Stand der Wissenschaft zur Größe 
des verbleibenden globalen CO2-Budgets verändern, 
kann der Expertenrat der Bundesregierung, falls not­
wendig, eine Anpassung des nationalen Budgets emp­
fehlen.

ɦɦ Der Expertenrat sollte eigenständig emissionsmin­
dernde Maßnahmen vorschlagen, Gutachten verfas­
sen und Dekarbonisierungsszenarien entwickeln 
dürfen, statt ausschließlich die Vorschläge der Bun­
desregierung auf Plausibilität zu überprüfen. Die vor­
handene wissenschaftliche Expertise ließe sich nut­
zen, um alternative, kostenoptimierte und auch 
sozialverträgliche sektorale Szenarien für die budget­
kompatiblen Treibhausgasminderungspfade zu ent­
werfen, eine öffentliche Debatte zu ermöglichen und 
der Politik realistische Entscheidungsgrundlagen zur 

Zielerreichung zu bieten. Nur so kann von vornher­
ein das Risiko weiterer Umsetzungslücken minimiert 
werden.

119.	 Die Bundesregierung sollte sich im Rahmen der Umset-
zung des European Green Deal und der Langfriststrategie 
europaweit für ambitionierten Klimaschutz einsetzen. Mit 
der deutschen EU-Ratspräsidentschaft im 2. Halbjahr 
2020 hat die Bundesregierung die Chance, Paris-kompa­
tible Klimaziele und den Budgetgedanken im europä­
ischen Klimagesetz und im aktualisierten europäischen 
NDC 2020 zu verankern. Die Europäische Kommission 
schlägt vor, auch das mittelfristige EU-Treibhausgasre­
duktionsziel bis 2030 von 40 % auf 50 bis 55 % im Ver­
gleich zu 1990 anzuheben (Europäische Kommission 
2019b, S. 5). Die Bundesregierung sollte dieses Vorha­
ben im Europäischen Rat unterstützen. Da sich sowohl 
aus dem EU ETS als auch aus der Klimaschutzverord­
nung Emissionsmengen bis 2030 ableiten lassen, können 
die existierenden und möglichen zukünftigen Ziele und 
ihre Umsetzung auf ihre Paris-Kompatibilität im Sinne 
des Budgetgedankens überprüft werden.

120.	 Die deutsche Klimapolitik sollte besser auf EU-Ziele und 
-prozesse abgestimmt werden. Die rechtzeitige Ausarbei­
tung der Maßnahmenprogramme und die turnusgemäße 
Überarbeitung des Klimaschutzplans (BMU 2019a, S. 78) 
wurde verpasst, was Auswirkungen auf die europäischen 
Berichtspflichten hatte. Zukünftig sollten die Überarbei­
tung des Klimaschutzplans und der Klimaschutzprogram­
me so erfolgen, dass sie die europäischen Berichtspflich­
ten im Rahmen der Governance-Verordnung erfüllen und 
eine angemessene Beteiligung der Öffentlichkeit sicher­
stellen. Bis zum 30. Juni 2023 muss Deutschland einen 
aktualisierten NECP vorlegen. Spätestens zu diesem Zeit­
punkt muss eine Fortschreibung des Klimaschutzplans 
mit einer möglichst Paris-kompatiblen Ambitionserhö­
hung, eine entsprechende Verschärfung der Jahresemis­
sionsmengen bis 2030 und die Fortschreibung des Klima­
schutzprogramms 2030 zur sicheren Zielerreichung 
beschlossen sein.

2.6	 Fazit

121.	 Die drohenden dramatischen Folgen eines unge­
bremsten Klimawandels sind wissenschaftlich seit lan­
gem gut dokumentiert. In den letzten Jahren wurden 
erste Auswirkungen auch in Deutschland erlebbar. Auch 
in Folge dessen rückt die Klimapolitik wieder verstärkt 
in den Fokus der öffentlichen Debatte. Während Deutsch­
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land in der Vergangenheit oft als klimapolitischer Vor­
reiter galt, ist dies nun nicht länger der Fall. Da die Wirk­
samkeit der klimapolitischen Maßnahmen hinter dem 
Notwendigen deutlich zurückbleibt, werden klimapo­
litische Ziele wie das Treibhausgasreduktionsziel 2020 
voraussichtlich verfehlt. Die Bundesregierung hat ange­
sichts dieser Situation ein Klimaschutzgesetz sowie das 
Klimaschutzprogramm 2030 auf den Weg gebracht, des­
sen Wirksamkeit im Einzelnen abzuwarten bleibt. Es ist 
jedoch absehbar, dass die eingeleiteten Klimaschutzmaß­
nahmen in der Summe nicht ausreichen werden, um die 
deutschen Klimaziele bis 2030 zu erreichen, geschweige 
denn einen angemessenen Beitrag zur Einhaltung des Pa­
riser Klimaabkommens zu liefern. In Anbetracht dieser 
Abweichungen sollten zwei Vorhaben entschlossen ver­
folgt werden: Zum einen sollte die bestehende Umset­
zungslücke zwischen existierenden Klimazielen und 
Emissionsentwicklung durch entsprechende Maßnah­
men zügig geschlossen werden. Zum anderen sollte das 
Ambitionsniveau der deutschen Klimaziele neu beurteilt 
und erhöht werden, um es an die aus dem Pariser Klima­
abkommen folgenden Notwendigkeiten anzupassen.

122.	 Aus Sicht des SRU stellt das CO2-Budget eine geeig­
nete Bewertungsgrundlage dar, um die deutschen Klima­
ziele und Maßnahmen an ihrem Beitrag zur Einhaltung 
des Pariser Klimaabkommens zu messen. Das globale 
CO2-Budget ist eine naturwissenschaftlich ableitbare 
Größe, die angibt, wie viele CO2-Emissionen bis zum 
Erreichen der Treibhausgasneutralität maximal noch aus­
gestoßen werden dürfen. Dabei darf die globale Tempe­
raturerhöhung den im Klimaabkommen von Paris fest­
gelegten Maximalwert von deutlich unter 2 °C nicht 
überschreiten. Wird ein globales CO2-Restbudget ermit­
telt, sind dabei wissenschaftliche Unsicherheiten zu be­
rücksichtigen, die aus der Komplexität der Klimareakti­
onen im Erdsystem resultieren. Trotzdem lässt sich ein 
robustes Budget ermitteln, welches auch vom IPCC be­
richtet wird. Das globale CO2-Budget lässt sich auf die 
Staatengemeinschaft verteilen, um nationale Restbud­
gets zu definieren. Da im Pariser Klimaabkommen weder 
verbindliche nationale Reduktionsziele noch ein Verteil­
schlüssel für das globale Budget festgelegt wurden, sind 
hierfür verschiedene Varianten denkbar, welche jedoch 
verschiedenen Vorstellungen von Verteilungsgerechtig­
keit und Leistungsfähigkeit der einzelnen Staaten folgen. 

Der SRU empfiehlt der Bundesregierung, sowohl die be­
stehende Umsetzungslücke als auch die noch bestehen­
de Ambitionslücke zwischen den nationalen und globa­
len klimapolitischen Zielen transparent zu machen. 
Darauf aufbauend sollte die Bundesregierung die natio­

nale Verpflichtung, die sich aus ihrer Sicht aus dem Pa­
riser Klimaabkommen ergibt, mithilfe eines nationalen 
CO2-Budgets quantitativ bestimmen und begründen. Der 
SRU schlägt eine Variante vor, mit der aus dem globalen 
ein deutsches CO2-Budget abgeleitet werden kann. Die 
Rechnung steckt dabei die Obergrenze eines naturwis­
senschaftlich, völkerrechtlich und unter dem Blickwin­
kel der globalen Verteilungsgerechtigkeit vertretbaren 
nationalen Budgets ab. Dabei sind insbesondere die his­
torischen Emissionen und die Wirtschaftskraft Deutsch­
lands sowie die Risiken, die von einer globalen Erwär­
mung über 1,5 °C ausgehen, belastbare Gründe, sich zu 
einem ambitionierten Restbudget zu bekennen.

123.	 Unabhängig von Details der Festlegung auf ein be­
stimmtes CO2-Budget ist es angesichts der derzeitig zu 
langsam sinkenden Emissionen dringend notwendig, dass 
weitere Maßnahmen ergriffen werden. Langfristige Inves­
titionszyklen und die Substituierbarkeit fossiler durch er­
neuerbare Energieträger sowie notwendige Forschungs- 
und Entwicklungsarbeit müssen aus der Perspektive des 
Budgets vorausschauend in die Planung von Klimaschutz­
maßnahmen einbezogen werden. Die Dekarbonisierungs­
pfade sollten möglichst geringe Rohstoffbedarfe inklusive 
Umweltwirkungen aufweisen und Optionen für das Recy­
cling berücksichtigen. Um die notwendigen Ausstiegspfade 
aus fossilen Energieträgern zu realisieren, ist der entspre­
chende Ausbau erneuerbarer Energien essenziell. Die Nut­
zung von Kohle, Erdöl, Erdgas, Benzin und Diesel kann 
ohne diese Kopplung nicht rechtzeitig reduziert und an­
schließend beendet werden. Die Atomenergie ist aus öko­
nomischen, ökologischen und sicherheitspolitischen Grün­
den keine Option zur klimaschonenden Stromerzeugung. 
Der SRU empfiehlt, den Einsatz von CCS-Technologien, 
welche sich durchweg noch in der Entwicklung befinden 
und deren ökologische Folgen strittig sind, unter Wahrung 
strenger Kriterien lediglich für Prozesse mit dauerhaft un­
vermeidbaren Restemissionen vorzuhalten. In diesem Zu­
sammenhang ist auch Biomasse limitiert einzusetzen, die 
großskalige energetische Nutzung von eigens geerntetem 
Stammholz ist gänzlich zu vermeiden. Der Klimaschutz­
beitrag der Biomasse muss hinsichtlich der CO2-Wirkung 
und möglicher Potenziale genau geprüft werden. Ihre Nut­
zung sollte insbesondere bei Bezug aus internationalen 
Märkten dahingehend wirksam reguliert werden, dass aus­
schließlich ein nachhaltiger, klimaschutzfreundlicher Ein­
satz gewährleistet ist.

124.	 Mit der Einigung auf ein Klimaschutzprogramm 
2030 und das Bundes-Klimaschutzgesetz geht die 
Bundesregierung einen ersten Schritt in Richtung Ver­
rechtlichung der Klimapolitik und einer verbesserten 
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Überprüfbarkeit des Reduktionsfortschritts. Um die be­
stehende Umsetzungslücke zügig zu reduzieren und dem 
Budgetgedanken Rechnung zu tragen, sollten jedoch die 
sektorale Verantwortlichkeit sowie das Monitoring und 
die Evaluation der Klimapolitik effektiv gestärkt werden. 
Dazu würde eine deutliche Erweiterung des Mandats des 
Expertenrats für Klimafragen beitragen. Dieser sollte ak­
tuelle wissenschaftliche Erkenntnisse über die Größe des 
verbleibenden globalen CO2-Budgets sammeln. Falls not­
wendig, sollte er der Bundesregierung empfehlen, das als 
Maßstab für die Klimaziele geltende nationale CO2-Bud­
get an die neuen Erkenntnisse anzupassen. Zu dem Man­
dat des Expertenrats könnte weiterhin gehören, die 
Bundesregierung bei der Anpassung der Jahresemis­
sionsmengen des Bundes-Klimaschutzgesetzes und der 
Anhebung existierender Reduktionsziele proaktiv zu be­
raten sowie deren Umsetzung fortlaufend zu begleiten. 
Dazu wäre durch das Gremium nicht nur die Umset­
zungslücke zu dokumentieren, sondern es sollte der Bun­
desregierung alternative budgetkompatible Dekarboni­
sierungspfade für verschiedene Sektoren vorschlagen, 
die auf dem Stand der Forschung basieren. 

125.	 Die Europäische Kommission verhandelt derzeit im 
Rahmen des European Green Deal über eine Anhebung 
der europäischen Klimaziele 2030 und das Ziel der Klima­
neutralität bis 2050. Sie erkennt damit an, dass die bis­
herigen europäischen Klimaziele nicht ambitioniert 
genug sind, um einen fairen Beitrag zur Begrenzung des 
Temperaturanstiegs gemäß dem Pariser Klimaabkom­
men zu leisten. Eine zügige Ausrichtung der deutschen 
Klimaziele am Klimaabkommen von Paris ist daher auch 
europapolitisch sinnvoll und notwendig.
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Kreislaufwirtschaft: 
Von der Rhetorik zur Praxis 

Kreislaufwirtschaft gilt heute als Patentrezept gegen 
Rohstoffknappheiten und gleichzeitig als Motor für Jobs 
und Wohlstand in Europa und Deutschland. De facto aber 
nehmen Rohstoffverbräuche und die damit verbundenen 
Umweltschäden zu. Der Bedarf an Materialien wird nur zu 
geringen Anteilen durch Kreislaufführung innerhalb des 
Bestandes gedeckt, weil die bestehende Abfallwirtschaft 
hinter den Ansprüchen einer Kreislaufwirtschaft zurück-
bleibt. Menschen und Märkte erfordern eine Produkt
politik, die einen guten Lebensstandard bei geringerem 
Rohstoffbedarf ermöglicht. Dafür ist es notwendig, das 
Ziel der Verringerung der Stoffströme politisch zu ver
ankern und das Thema Suffizienz deutlich stärker als 
bisher voranzutreiben. Produkte müssen von Anfang an 
kreislaufwirtschaftsfähig konzipiert und ein hochwertiges 
Recycling endlich Realität werden. Um von der Rhetorik 
zur Praxis zu gelangen, müssen regulatorische und 
ökonomische Lenkungsinstrumente neu an ökologischen 
Kriterien ausgerichtet und umgesetzt werden.

3
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3.1	 Einleitung

126.	Die Nutzung von Rohstoffen ist eine wichtige 
Grundlage für das Leben heutiger und zukünftiger Zivi-
lisationen. Gleichzeitig sind weltweit steigende Rohstoff-
nutzungen mitverantwortlich für die Zerstörung von 
Lebensräumen und das Erreichen und teilweise Über-
schreiten planetarer Grenzen (SRU 2019). Für Verbrau-
cherinnen und Verbraucher oft unsichtbar, entstehen bei 
Rohstoffgewinnung und -aufbereitung in den Abbaulän-
dern häufig tiefgreifende Umweltschäden. Erst wenn die 
aus den Rohstoffen hergestellten Produkte schließlich 
zu Abfällen werden und in eine unsachgemäße Entsor-
gung gelangen, können Konsequenzen für die Verursa-
chenden fühl- und sichtbar werden, zum Beispiel durch 
verunreinigtes Grundwasser.

Diese Auswirkungen führten in Deutschland in den 
1970er- bis Anfang der 2000er-Jahre dazu, dass eine 
Reihe von Regelungen für eine umweltgerechte Abfall-
behandlung erlassen wurde. Zunächst galt es vor allem, 
Schäden für Gesundheit und Umwelt zu verhindern. 
Mit der schrittweisen Weiterentwicklung der gesetz
lichen Anforderungen sowie durch Forschung und 
Investitionen wurde so eine in weiten Teilen gut funk-
tionierende Entsorgungsstruktur etabliert, die im eu-
ropäischen Vergleich schon früh hohe Standards er-
reichte. Mit steigenden Abfallmengen verschob sich die 
Zielrichtung hin zur Verwertung. So hat Deutschland 
eine der niedrigsten direkten Deponierungsraten für 
unbehandelte Siedlungsabfälle und damit stark verrin-
gerte Treibhausgasemissionen in diesem Sektor.

Die abfallwirtschaftlichen Entwicklungen in Deutsch-
land haben das europäische Abfallrecht maßgeblich be-
einflusst. Jedoch hat Deutschland die Rolle als Vorrei-
ter und Tempomacher mittlerweile verloren (s. SRU 
2016, Abschn. 1.4.2) da es nicht gelungen ist, die 
kreislauforientierte Abfallwirtschaft in eine Kreislauf-
wirtschaft weiterzuentwickeln, die auch Konsum- und 
Vermeidungsaspekte sowie hochwertiges Recycling vo-
rantreibt. So sind Abfallvermeidung und Vorbereitung 
zur Wiederverwendung kaum mit Zielen und Maßnah-
men unterlegt und werden in der Praxis nicht umge-
setzt. Die weiter zunehmende Produkt- und Stoffviel-
falt stellt die Abfallwirtschaft immer wieder vor neue 
Herausforderungen und erfordert Anpassungen. Ver-
änderungen finden aber weitgehend inkrementell in-
nerhalb der bestehenden Strukturen statt. Dies betrifft 
sowohl die Gestaltung der Abfallsammlung, die beste-
hende Anlageninfrastruktur und die Finanzierung der 

Abfallwirtschaft als auch die generelle, strategische 
Herangehensweise an den Umgang mit Produkten und 
Abfällen. Neue Anforderungen von der EU-Ebene wer-
den zumeist nur eins-zu-eins in das deutsche Recht um-
gesetzt. Sowohl in der Politik als auch in der Entsor-
gungswirtschaft scheinen Widerstände zu bestehen, 
größere Veränderungen herbeizuführen. Ein tiefgrei-
fender Wandel ist mit dieser zögerlichen Politik und 
dem bestehenden, wenig flexiblen System nicht zu er-
reichen. Obwohl eine umweltsichere Abfallentsorgung 
etabliert wurde, liegt das Ziel einer Kreislaufwirtschaft 
noch in weiter Ferne.

Da der Konsum von Produkten und anderen Gütern 
wie Infrastrukturen und in der Folge die Menge an Ab-
fällen sehr hoch sind, ist ein deutlicher Kurswechsel 
notwendig. So ist der Rohstoffkonsum in Deutschland 
fast doppelt so hoch wie im weltweiten Durchschnitt 
und im Jahr 2013 deckten aus Abfall gewonnene Roh-
stoffe (Sekundärrohstoffe) nur knapp 16 % des Roh-
stoffbedarfs. Diese beiden Aspekte führen zu einem 
nach wie vor sehr hohen Primärrohstoffbedarf – mit 
entsprechenden Auswirkungen auf Umwelt und Ge-
sundheit. Es ist notwendig, sowohl den Bedarf an Roh-
stoffen zu verringern, als auch Stoffe und Materialien 
in größeren Mengen und hochwertiger zu recyceln und 
als Sekundärrohstoffe wieder in den Produktionskreis-
lauf zurückzuführen.

127.	Mit dem Kreislaufwirtschaftspaket (Circular Eco-
nomy Package) hat die EU 2018 eine Strategie sowie 
neue verbindliche Anforderungen verabschiedet, die 
die Abfallwirtschaft mit anderen Politikbereichen ent-
lang des Lebenszyklus von Konsumgütern zu einer 
Kreislaufwirtschaft verknüpfen soll. Der Umgang mit 
Produkten und Gütern soll künftig nicht mehr allein 
aus dem Blickwinkel einer Abfallbewirtschaftung, 
sondern vielmehr aus der Produkt- und Stoffstromper
spektive entwickelt werden.

In diesem Kapitel wird der Status quo der Kreislauf-
wirtschaft in Deutschland mit Blick auf die Ansprüche 
des Kreislaufwirtschaftspakets bewertet. Es wird 
diskutiert, ob und wie künftig eine Kreislaufwirtschaft 
umgesetzt werden kann, die auch zu geringeren 
Stoffströmen führt. Dies erfordert, dass insbesondere 
etablierte, aber auch neue Instrumente zielgenauer 
wirken und sich stärker in eine Produktpolitik ein
ordnen.
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3.2	 Kreislaufwirtschaft: 
Gründe, Prinzipien und 
Status quo in Deutschland

3.2.1	 Rohstoffbedarf und 
Umweltwirkungen

128.	 Die weltweite Inanspruchnahme von biogenen, fos-
silen, metallischen und mineralischen Primärrohstoffen 
(gemessen als Domestic Extraction (DE), s. Kasten 3-1) 
hat sich von 1900 bis zum Jahr 2009 von sieben auf circa 
68 Mrd. t pro Jahr in etwa verzehnfacht (KRAUSMANN 
et al. 2009). Für das Jahr 2017 gibt die Organisation for 
Economic Co-operation and Development (OECD) 
einen Gesamtverbrauch von 89 Mrd. t an und prognos-
tiziert bis 2060 einen Anstieg auf circa 167 Mrd. t pro 
Jahr (OECD 2019). Daten des UN Environment Inter-
national Resource Panel (UNEP 2018) weichen von 

denen der OECD aus methodischen Gründen leicht ab, 
entsprechen sich aber in ihrer Größenordnung. Die Daten 
zeigen weiterhin, dass die Stärke des Anstiegs der Roh-
stoffgewinnung zunimmt: Während die weltweite Roh-
stoffgewinnung von 1970 bis 2000 jährlich um 2,3 % an-
stieg, nahm sie in den Jahren 2000 bis 2017 um jeweils 
3,2 % zu (UNEP 2019a).

Stärkste Treiber für den prognostizierten Anstieg sind 
die zunehmende Weltbevölkerung sowie das ökonomi-
sche Wachstum (OECD 2019). Zukünftige Rohstoffein-
sparungen durch eine höhere Materialeffizienz sowie 
einen Strukturwandel hin zu einer serviceorientierten 
Wirtschaft können demnach den voraussichtlichen An-
stieg zwar dämpfen, ihn aber nicht aufhalten (ebd.). Die 
unterschiedlichen möglichen Entwicklungspfade führen 
deshalb bei den Projektionen zu gewissen Schwankungs-
breiten für die einzelnen Rohstoffgruppen (Biomasse, 
fossile Energierohstoffe, metallische Rohstoffe, nicht 
metallische mineralische Rohstoffe) (Abb. 3-1).

ɦɦ Abbildung 3-1	

Gewinnung biogener, fossiler, metallischer und mineralischer Primärrohstoffe von 1900 bis 2060 
in Milliarden Tonnen pro Jahr

gestapelt; ab 2017 modellierte Vorhersage mit Schwankungsbreite

SRU 2020; Datenquelle: Daten 1900 bis 2009 s. KRAUSMANN et al. 2009; Daten 2017 bis 2060 s. OECD 2019 
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Die Lebensstandards und Konsummuster, die zur Roh-
stoffnachfrage führen, sind dabei in den verschiedenen 
Ländern der Welt sehr unterschiedlich. So ist der Roh-
stoffkonsum in industrialisierten Ländern um ein Vielfa-
ches höher als in Entwicklungs- und Schwellenländern.

In Deutschland ist die Nutzung von Rohstoffen seit 
Jahrzehnten sehr hoch: Der Rohstoffverbrauch (gemes-
sen als RMC, s. Kasten 3-1) war im Jahr 2017 mit 22,8 t 
pro Einwohner (berechnet aus UNEP 2018 und Daten 
zur Bevölkerung, Statistisches Bundesamt 2020) fast 
doppelt so hoch wie der weltweite Durchschnitt von 
12,2 t pro Einwohner und Jahr (UNEP 2019a, S. 42). 
Der durchschnittliche Rohstoffkonsum der afrikani-
schen Länder lag im Jahr 2017 bei 3,1 t pro Einwohner 
und Jahr (gemessen als RMC, berechnet aus UNEP 
2018 und Daten zur Bevölkerung, UNDESA – Popula-
tion Division 2019). Dabei zeigt der Verlauf des Roh-
stoffkonsums je Einwohner in Deutschland von 1970 
bis 2017 insgesamt einen Rückgang um circa 11 % (ge-
messen als DMI, da Daten für RMI für 1970 –1989 nicht 
verfügbar; berechnet aus UNEP 2018 und Daten zur 
Bevölkerung, Statistisches Bundesamt 2020). Dies ist 
jedoch hauptsächlich auf die Substitution von inlän-
disch gewonnener Kohle durch andere importierte 
Energieträger sowie die rückgängige Nutzung von Bau-
stoffmineralien – bei großen Schwankungen über die 
Jahre – zurückzuführen (Daten nach 13 Rohstoffgrup-
pen gemäß UNEP 2018; UBA 2018c).

Das Statistische Bundesamt (2018) gibt den RMC für 
Deutschland für das Jahr 2014 mit 16,1 t pro Einwohner 
an. Die Differenz zu den Daten des UN Environment In-
ternational Resource Panel für denselben Indikator 
(UNEP 2018) sind methodisch begründet. So unterschei-
det sich insbesondere, wie Sekundärrohstoffe und län-
derspezifische Produktionsbedingungen berücksichtigt 
werden (E-Mail-Kommunikation mit Stephan Lutter und 
Jim West vom 19. November 2019 und mit Lucia Maier 
vom 15. November 2019; MAIER, L. 2018). Dennoch 
zeigen auch diese Daten, dass der Pro-Kopf-Rohstoff
konsum in Deutschland sehr hoch ist.

129.	 Die Gewinnung, Verarbeitung, Nutzung und Ent-
sorgung der Rohstoffe und der aus ihnen hergestellten 
Produkte verursachen zahlreiche, teils gravierende Um-
weltschäden und soziale Auswirkungen (CHAHOUD 
et al. 1999; ERICSSON und SÖDERHOLM 2010; MUDD 
und WARD 2008; UNEP 2019a; OECD 2019; UNEP und 
IPSRM 2010; UBA 2018c; Circle Economy 2019). Die 
vielfältigen Stoffströme haben damit auch einen entschei-
denden Einfluss auf den Zustand des Erdsystems und 

folglich auf die planetaren Belastungsgrenzen (s. aus-
führlich SRU 2019, Tz. 125 ff. und 272).

So führen niedrige Umwelt- und Sozialstandards in 
vielen rohstofffördernden Ländern zu ökologischen und 
sozialen Missständen (vgl. z. B. SRU 2017, Abschn. 2.3.2; 
2012, Kap. 2.2). Je nach Bilanzgrenzen gehen Schätzun-
gen davon aus, dass circa 10 bis 30 % der globalen Treib-
hausgasemissionen auf die Verarbeitung von Rohstoffen 
zu Produkten (ohne Emissionen in der Nutzungsphase) 
entfallen (Deloitte 2016; UNEP und IPSRM 2010). Auf-
grund des steigenden Rohstoffbedarfs wird insbesonde-
re bei Metallen erwartet, dass sich die Umweltbelastun-
gen der Gewinnung bis 2060 – verglichen mit 2015 – in 
etwa verdoppeln werden (OECD 2019).

In der Nutzungsphase der aus den gewonnenen Roh-
stoffen hergestellten Produkte kommt es zu weiteren 
Umweltbelastungen – zum Beispiel aufgrund des Ener-
gieverbrauchs oder als dissipative (fein verteilte) Ein-
träge in die Umwelt, wie zum Beispiel durch Reifenab-
rieb. Schließlich fallen alle Produkte früher oder später 
als Abfall zur Entsorgung an. Erfolgt keine weitere Nut-
zung oder Verwertung, müssen die Altprodukte besei-
tigt werden. Auch diese Maßnahmen gehen mit Um-
weltwirkungen und gegebenenfalls irreversiblen 
Materialverlusten einher.

Die weltweite regionale Verteilung der Umweltbelastun-
gen ist dabei sehr unterschiedlich. Während der größe-
re Anteil an der Wertschöpfung und des Konsums in der 
Regel in den Industrieländern stattfindet, entstehen die 
Umweltwirkungen überwiegend in Schwellen- und Ent-
wicklungsländern (UNEP 2019a). Mit Blick auf den 
hohen Rohstoffkonsum der Industrieländer und der da-
durch verursachten Umweltwirkungen wird klar, dass 
dieser weder vertretbar noch global skalierbar ist.

3.2.2	 Was bedeutet 
Kreislaufwirtschaft?

Sind Kreislaufwirtschaft und Circular Economy 
dasselbe?
130.	 Im englischsprachen Kontext wird die Weiter
entwicklung der Abfallwirtschaft häufig als Circular Eco-
nomy bezeichnet. Dieser Begriff wird auch in der eng-
lischsprachigen Fassung des 2015 von der Europäischen 
Kommission verabschiedeten Aktionsplans für die Kreis-
laufwirtschaft (Tz. 143) genutzt. 
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Kasten 3-1: �Indikatoren für die 
Rohstoffnutzung

Um die Rohstoffnutzung zu messen, stehen verschie-
dene Indikatoren zur Verfügung. Der Indikator Do-
mestic Extraction (DE, auch Domestic Extraction 
Used (DEU)), gibt an, welche Mengen an Rohstof-
fen in einem Land entnommen und in der Produkti-
on genutzt werden (OECD 2008; WU Wien 2018; 
UBA 2012). Die nicht verwerteten Entnahmen wer-
den nicht berücksichtigt. Werden die Entnahmen 
aller Länder summiert, ergibt sich die weltweit ge-
wonnene und genutzte Rohstoffmenge.

Um den Materialeinsatz einer Volkswirtschaft zu 
messen, werden die Indikatoren Direct Material 
Input (DMI, direkter Materialeinsatz) und Raw Ma-
terial Input (RMI, Rohstoffeinsatz) genutzt. Der 
DMI ergibt sich aus der Summe der inländisch ent-
nommenen Rohstoffe sowie des Gewichts der impor-
tierten Rohstoffe, Halb- und Fertigwaren bei Grenz-
übertritt (OECD 2008; WU Wien 2018; UBA 2012). 
Beim RMI werden zusätzlich die ausländischen Roh-
stoffvorketten der importierten Halb- und Fertigwa-
ren einbezogen (WU Wien 2018; UBA 2012). Sie wer-
den auch als „indirect flows“ (indirekte Stoffströme) 
bezeichnet (OECD 2008). Die Summe des Produkt-
gewichts und der für die Produktion eines Produktes 
notwendigen Rohstoffe werden auch Raw Material 
Equivalents (RME, Rohstoffäquivalente) genannt 
(OECD 2008). Nicht verwertete Entnahmen werden 
bei beiden Indikatoren nicht berücksichtigt. Der RMI 
gibt damit eine bessere Auskunft über die tatsächlich 
genutzte Menge an Rohstoffen und ist somit aussa-
gekräftiger (BUYNY et al. 2009). Denn findet eine 
Verschiebung rohstoffintensiver Vorketten ins Aus-
land statt, würde der DMI sinken, während der RMI 
dies berücksichtigt und – bei geringerer Materialef-
fizienz in den Produktionsprozessen im Ausland – 
sogar steigen könnte.

Soll der Rohstoffkonsum eines Landes gemessen wer-
den, werden die Indikatoren Domestic Material Con-
sumption (DMC, inländischer Materialkonsum) und 
Raw Material Consumption (RMC, Rohstoffkonsum) 
bestimmt. Sie ergeben sich aus den Indikatoren DMI 
(für den DMC) und RMI (für den RMC) abzüglich 
exportierter Rohstoffe, Halb- und Fertigwaren 
(OECD 2008; WU Wien 2018; UBA 2012). So wird 
ersichtlich, welcher Material- bzw. Rohstoffverbrauch 
durch ein Land für den eigenen Konsum benötigt

wird. Ebenso wie bei DMI und RMI sind keine nicht 
genutzten Entnahmen enthalten und der RMC ent-
hält im Gegensatz zum DMC die Rohstoffvorketten 
der importierten Waren. DMC und RMC eignen sich 
für den Vergleich des Rohstoffkonsums verschiede-
ner Länder. Weltweit aufsummiert entspricht der 
RMC dem Indikator DE.

Unter nicht verwerteten beziehungsweise genutzten 
Entnahmen werden Entnahmen aus der Natur ver-
standen, die nicht in Aufbereitungsprozesse einge-
hen, sondern ungenutzt in der Natur verbleiben 
(OECD 2008; UBA 2012). Hierzu zählt beispielswei-
se die Ablagerung von Abraum aus der Rohstoffge-
winnung. Werden nicht verwertete Entnahmen ein-
bezogen, ergibt sich für den Input in ein (Wirtschafts-)
System der Indikator Total Material Requirement 
(TMR, gesamter Materialeinsatz) und für den Kon-
sum eines Landes der Indikator Total Material Con-
sumption (TMC, gesamter Materialkonsum).

Für die Summe der Rohstoffaufwendungen zur Her-
stellung eines Produktes (ohne das Produktgewicht 
selbst) wird auch der Begriff „materieller Rucksack“ 
verwendet – angelehnt an den Begriff des „ökologi-
schen Rucksacks“ (SCHMIDT-BLEEK 1994; 2004).

Im Rahmen der Umsetzung des Deutschen Ressour-
ceneffizienzprogramms II (ProgRess II) wurden 
zwei Indikatoren entwickelt, die Auskunft darüber 
geben, inwieweit Primärrohstoffe durch Sekundär-
rohstoffe ersetzt und damit eingespart wurden 
(BMUB 2015, S. 43). Diese beiden Sekundärroh-
stoffindikatoren sind der Direct Effects of Recovery 
(DERec, direkte Effekte der Verwertung) und der 
Direct and Indirect Effects of Recovery (DIERec, di-
rekte und indirekte Effekte der Verwertung). Sie 
geben an, in welchem Umfang Primärrohstoffe sowie 
Halb- und Fertigwaren importiert bzw. inländisch 
gewonnen werden müssten, wenn keine Verwertung 
von Sekundärrohstoffen erfolgen würde (WAGNER 
et al. 2012, S. 78 f.; STEGER et al. 2019, S. 59). Dabei 
enthält der DIERec – analog zum RMI und im Ge-
gensatz zum DERec – die indirekten Stoffströme der 
importierten Rohstoffe, Halb- und Fertigwaren. Bis-
herige Berechnungen des DERec und DIERec basie-
ren auf dreißig mengenmäßig relevanten Materiali-
en (STEGER et al. 2019).
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Ins Deutsche übersetzt wird Circular Economy dabei 
mit Kreislaufwirtschaft (Europäische Kommission 
2015c).

In Deutschland wurde Kreislaufwirtschaft erstmals im 
Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) von 2012 definiert 
– und zwar als „Vermeidung und Verwertung von Abfäl-
len“ (§ 3 Nr. 19 KrWG). In der Praxis hat sich aufbau-
end auf spezifizierte und quantifizierte Anforderungen 
zu Recycling und sonstiger Verwertung (Tz. 133) eine 
recyclingorientierte Abfallwirtschaft entwickelt. In der 
Abfallrahmenrichtlinie 2008/98/EG (AbfRRL) wird Kreis-
laufwirtschaft nicht definiert, aber in den Erwägungs-
gründen sowie im Aktionsplan für die Kreislaufwirtschaft 
erläutert. So gibt der Aktionsplan als Ziel der Kreislauf-
wirtschaft eine „stärker kreislauforientierte Wirtschaft, 
bei der es darum geht, den Wert von Produkten, Stoffen 
und Ressourcen innerhalb der Wirtschaft so lange wie 
möglich zu erhalten und möglichst wenig Abfall zu er-
zeugen“ an (Europäische Kommission 2015c). Um dies 
zu erreichen, soll laut Erwägungsgründen zur novellier-
ten Abfallrahmenrichtlinie 2018 „der gesamte Lebens
zyklus von Produkten in einer Art und Weise betrachtet 
[werden], [die] die Ressourcen erhält und den Kreis-
lauf schließt“ (Erwägungsgrund 1 der Änderungsricht
linie 2018/851/EU).

Im Gegensatz zum bis dato in Deutschland gebräuch
lichen Verständnis von Kreislaufwirtschaft bezieht die 
EU-Strategie also die Produktions- und Konsumphase 
explizit mit ein (JARON 2017; UBA 2018c). Damit geht 
der Begriff Circular Economy über die übliche bisherige 
Nutzung des Begriffs Kreislaufwirtschaft im deutschspra-
chigen Raum hinaus. Im Folgenden wird die in Deutsch-
land bisher praktizierte Kreislaufwirtschaft deshalb als 
„kreislauforientierte Abfallwirtschaft“ bezeichnet. Wird 
der Begriff Kreislaufwirtschaft genutzt, ist das weiterge-
hende Verständnis des EU-Kreislaufwirtschaftspakets 
gemeint.

Warum Kreislaufwirtschaft?
131.	 Das Verständnis darüber, was exakt Kreislauf
wirtschaft bedeutet und welche Probleme genau damit 
gelöst werden sollen, ist sehr unterschiedlich (SCHROE
DER et al. 2017; LAZAREVIC und VALVE 2017; KIRCH-
HERR et al. 2017; PARCHOMENKO et al. 2019; GEISS
DOERFER et al. 2017).

Der EU-Aktionsplan für die Kreislaufwirtschaft gibt an, 
dass Kreislaufwirtschaft einen wesentlichen Beitrag für 
eine nachhaltige, CO2-arme, ressourceneffiziente und 
wettbewerbsfähige Wirtschaft leisten soll. In den Erwä-

gungsgründen zur Novellierung der Abfallrahmenricht-
linie 2018 heißt es, dass die „Abfallbewirtschaftung […] 
zu einer nachhaltigen Materialwirtschaft umgestaltet 
werden“ soll (Erwägungsgrund 1 der Richtlinie 2018/851/
EU). Ziele der Kreislaufwirtschaft sind demnach der 
Schutz der Umwelt und der menschlichen Gesundheit 
sowie eine umsichtige Verwendung der natürlichen Res-
sourcen. Weiterhin soll die Kreislaufwirtschaft auch die 
Energieeffizienz verbessern sowie die Verbreitung er-
neuerbarer Energieträger fördern. Ferner bietet sie neue 
wirtschaftliche Chancen und trägt zur langfristigen 
Wettbewerbsfähigkeit bei. Eine weitere wichtige Moti-
vation ist die Rückgewinnung von solchen Rohstoffen, 
bei denen Lieferrisiken bestehen (insb. Critical Raw Ma-
terials – CRM, s. Europäische Kommission 2017b; 2014; 
2011b).

Eine Auswertung von KIRCHHERR et al. (2017) von 
114 in der internationalen Literatur zu findenden De-
finitionen von „Circular Economy“ hat ergeben, dass 
als Hauptziel der Kreislaufwirtschaft wirtschaftlicher 
Wohlstand genannt wird, gefolgt von Umweltqualität. 
Dabei wird zumeist nicht betont, dass Kreislaufwirt-
schaft einen systemischen Wandel erfordert. Vielmehr 
wird darunter eine Kombination von Reduktions-, Wie-
derverwendungs- und Recyclingaktivitäten verstanden. 
Auch werden Auswirkungen auf die soziale Gerechtig-
keit und zukünftige Generationen kaum diskutiert 
(ebd.). Gleichzeitig wird die Kreislaufwirtschaft aber 
als bedeutend für die Erfüllung der Nachhaltigkeitszie-
le (Sustainable Development Goals – SDGs) gesehen, 
insbesondere für das SDG 12 „Nachhaltige Produktion 
und Konsum“ (s. Europäische Kommission 2015c; 
SCHROEDER et al. 2017).

Da Sekundärrohstoffe in der Regel mit weniger Ener-
gie- und Hilfsmitteleinsatz produziert werden können 
als Primärrohstoffe, werden Treibhausgas- und ande-
re Emissionen durch Recycling gesenkt. Somit wird ein 
Beitrag zum Klimaschutz geleistet (GRIMES et al. 2008; 
BGS 2019; MICHAUD et al. 2010). Beispielsweise spart 
das Aluminiumrecycling gegenüber der Primärpro
duktion von Aluminium 90 bis 97 % der notwendigen 
Energie; bei Stahl sind es circa 60 bis 75  % (UNEP 
2013). Der Ausbau des Recyclings ist damit auch ein 
wesentlicher Baustein, um die Produktion von Metal-
len zu dekarbonisieren, das heißt die Treibhausgasemis-
sionen des Sektors zu senken (BGS 2019).

Über das Recycling hinaus hat insbesondere die Ver-
meidung von Abfällen ein hohes Potenzial, negative 
Umweltwirkungen zu reduzieren. Lebensdauerverlän-
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gerung und Wiederverwendung von Produkten verrin-
gern die Nachfrage nach neuen Produkten und somit 
auch den Bedarf an Primär- und Sekundärrohstoffen 
(Deloitte 2016). Demnach können bereits mit ver-
gleichsweise konservativen Maßnahmen, wie einem 
moderaten Level an Wiederverwendung oder Umset-
zung einer Sharing Economy, in bestimmten Bereichen 
hohe Einsparungen erzielt werden. So würde beispiels-
weise die Erhöhung der Wiederverwendungsrate von 
Elektro- und Elektronikgeräten von derzeit 2 auf 30 % 
die mit der Produktion verbundenen Treibhausgasemis-
sionen um gut 50 % verringern. Eine Erhöhung des der-
zeitigen durchschnittlichen Einsatzes von Recycling-
materialien auf nahezu 100 % würde eine Reduktion 
der mit der Produktion verbundenen Treibhausgas-
emissionen um gut 40 % bedeuten (ebd.).

3.2.3	 Etablierte Ansätze und 
Instrumente der Abfall- und 
Kreislaufwirtschaft

Historische Entwicklung des Abfall- und 
Kreislaufwirtschaftsrechts
132.	 Bereits seit den 1970er-Jahren wurde in Deutsch-
land eine Abfallwirtschaft mit gesetzlichen Regelungen 
etabliert. Im ersten Abfallbeseitigungsgesetz von 1972 
ging es vor allem um Gefahrenabwehr, indem die wach-
senden Abfallmengen weg von der ungeordneten Abla-
gerung in eine geordnete Entsorgung gelenkt werden 
sollten. Mit der Verabschiedung des Abfallgesetzes von 
1986 wurden erstmals abfallwirtschaftliche Steuerungs-
elemente wie der Vorrang der Vermeidung und Verwer-
tung von Abfällen eingeführt. Der Begriff Kreislaufwirt-
schaft wurde 1996 erstmals im Namen des Gesetzes 
verankert, jedoch nicht definiert. Das 2012 in Kraft ge-
tretene Kreislaufwirtschaftsgesetz ist das gegenwärtig 
gültige Gesetz. Ein wichtiger Meilenstein waren die Vor-
gaben zur Ablagerung von Abfällen, die erstmals in der 
Technischen Anleitung Siedlungsabfall von 1993 festge-
legt wurden. In der Konsequenz durften ab 2005 keine 
unbehandelten gemischten Siedlungsabfälle mehr abge-
lagert werden. Dies führte zum Ausbau der mechanisch-
biologischen und thermischen Behandlungskapazitäten. 
Ziel ist zum einen biologisch abbaubare Anteile, die bei 
einer Deponierung über Jahre zu Methangasemissionen 
führen würden, zu reduzieren. Zum anderen werden heiz-
wertreiche Fraktionen wie Kunststoffe vor der Ablage-
rung separiert und verbrannt.

Während die Abfallgesetzgebung zunächst eher inner-
halb der Nationalstaaten geregelt wurde, spielte die EU 
insbesondere etwa ab dem Jahr 2000 eine immer größe-
re Rolle. Dies ist mit Blick auf einheitliche Anforderun-
gen an den Umgang mit Abfällen zur Wahrung des euro-
päischen Binnenmarktes und der Warenverkehrsfreiheit 
sinnvoll (Kasten 8-3).

Die ersten europäischen Richtlinien waren die 1975 in 
Kraft getretene Abfallrichtlinie 75/442/EWG und die 
Altölrichtlinie 75/439/EWG sowie die Richtlinie über Ver-
packungen für flüssige Lebensmittel 85/339/EWG aus 
dem Jahr 1985. Seitdem wurden diese Richtlinien viel-
fach novelliert und es kamen weitere Regelungen hinzu, 
zum Beispiel die Richtlinien über gefährliche Abfälle 
91/689/EWG und über spezifische Abfallarten wie die 
Batterierichtlinie 2006/66/EG, Altfahrzeug-Richtlinie 
2000/53/EG und Elektroaltgeräterichtlinie 2012/19/EU. 
Wichtige neue Anforderungen waren bei Letzteren die 
Einführung der Herstellerverantwortung sowie die Fest-
legung von europaeinheitlichen Recycling- und Ver
wertungsquoten. Europäische produktstromspezifische 
Richtlinien werden meist durch ein entsprechendes 
Gesetz oder eine Verordnung in nationales Recht umge-
setzt, zum Beispiel das Verpackungsgesetz (VerpackG), 
die Altfahrzeug-Verordnung (AltfahrzeugV) oder das 
Elektro- und Elektronikgerätegesetz (ElektroG) sowie 
die Elektro- und Elektronikgeräte-Stoff-Verordnung 
(ElektroStoffV).

Neben den rechtlich verbindlichen Regelungen gibt es 
sowohl auf europäischer als auch auf nationaler Ebene 
Programme und Strategien, durch die die Kreislaufwirt-
schaft weiterentwickelt werden soll (Kap. 3.3).

Abfallhierarchie
133.	 In der Abfallrahmenrichtlinie 2008 wurde die bis 
dahin geltende dreistufige Abfallhierarchie auf eine fünf-
stufige erweitert. Diese fünfstufige Abfallhierarchie stellt 
eine Prioritätenfolge dar (Abb. 3-2).

Die Vermeidung von Abfällen als oberste Stufe dieser Ab-
fallhierarchie umfasst Maßnahmen, die bereits ansetzen, 
bevor ein Produkt zu Abfall wird. Ziel ist es, das absolu-
te Abfallaufkommen, negative Umwelt- und Gesundheits-
wirkungen von Abfällen sowie schädliche Substanzen in 
Materialien und Produkten zu verringern.

Ab der Stufe der Vorbereitung zur Wiederverwendung 
setzen alle Maßnahmen an, nachdem ein Produkt zu 
Abfall geworden ist. Mit der Vorbereitung zur Wieder-
verwendung sollen (rechtlich) zu Abfall gewordene 
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Produkte durch Prüfung, Reinigung oder Reparatur so 
vorbereitet werden, dass sie wiederverwendet werden 
können. Da die Unterscheidung von Abfall und Nicht-
Abfall subjektiv und in der Praxis teilweise schwierig 
ist, ist auch der Übergang zwischen Wiederverwendung 
(außerhalb des Abfallregimes) und Vorbereitung zur 
Wiederverwendung (innerhalb des Abfallregimes) flie-
ßend. Letztlich führt die Vorbereitung zur Wiederver-
wendung zur Wiederverwendung, die Teil der Vermei-
dung ist.

Die dritte Stufe der Abfallhierarchie, das Recycling, um-
fasst die Aufbereitung von Abfällen zu Materialien oder 
Stoffen, die erneut für die Herstellung von Produkten 
genutzt werden können. Jedoch ist Recycling je nach 
Kontext unterschiedlich definiert (s. Kasten 3-2). Gleich-
zeitig sind quantitative Ziele für Recycling in Form von 
zu erreichenden Recyclingquoten festgelegt. Diese sind 
in der Berechnung stark von der Recyclingdefinition und 
Berechnungsmethode abhängig (Tz. 138). 

Die energetische Verwertung und die Verfüllung zählen nicht 
zum Recycling – sie sind Bestandteil der sonstigen Verwer-
tung, die in der Abfallhierarchie auf das Recycling folgt.

Die unterste Hierarchiestufe ist die Beseitigung. Sie 
umfasst insbesondere die Deponierung und thermische 

Behandlung. Ihr Hauptzweck ist die Beseitigung des 
Schadstoffpotenzials des Abfalls.

Neben den fünf Stufen der Abfallhierarchie wird in der 
Abfallrahmenrichtlinie der Begriff der stofflichen Ver-
wertung definiert, der die Vorbereitung zur Wiederver-
wendung, das Recycling und die Verfüllung beinhaltet 
und somit hierarchiestufenübergreifend ist (zu weiteren 
Begrifflichkeiten s. Tabelle 3-1).

Zur Umsetzung der Abfallhierarchie sind in den verschie-
denen abfallwirtschaftlichen Regelungen für eine Reihe von 
Abfällen bzw. Altprodukten Anforderungen an die getrenn-
te Erfassung (Sammlung und Rücknahme) sowie zu errei-
chende Recycling- und Verwertungsquoten festgelegt. Für 
die Beseitigung gibt es ebenfalls Anforderungen, und zwar 
an die Beschaffenheit der Abfälle, die deponiert werden, 
sowie an die Anlagen, in denen die Abfälle beseitigt wer-
den. Im Unterschied dazu bestehen für die beiden obers-
ten Abfallhierarchiestufen Vermeidung und Vorbereitung 
zur Wiederverwendung – bis auf die Vermeidung von Le-
bensmittelabfällen – bisher keine quantitativen Ziele.

Die Ausführungen zeigen, dass es viele unterschiedliche 
abfallwirtschaftliche Verfahren gibt. Sich überschneiden-
de und widersprüchliche Definitionen erschweren dabei 
die Umsetzung und den Vollzug.

Vermeidung

Vorbereitung zur 
Wiederverwendung

Recycling

Beseiti-
gung

Sonstige
Verwertung
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ɦɦ Abbildung 3-2	

Abfallhierarchie gemäß Abfallrahmenrichtlinie 

 SRU 2020; Datenquelle: Abfallrahmenrichtlinie
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Hochwertigkeit der Verwertung
134.	 Neben der Priorisierung der fünf Stufen der Abfall-
hierarchie stellt sich die Frage, ob die Maßnahmen bzw. 
Behandlungsarten innerhalb der einzelnen Hierarchie-
stufen gleichgestellt sind oder ob bestimmte Maßnah-
men bzw. Behandlungsarten gegenüber anderen zu 
bevorzugen sind. In den rechtlichen Regelungen auf eu-

ropäischer und nationaler Ebene finden sich mehrere 
Stellen, an denen Begriffe wie Verwertung und Recycling 
durch den Zusatz „hochwertig“ präzisiert werden:

ɦɦ Bereits 1996 wurde im Kreislaufwirtschafts- und Ab-
fallgesetz (KrW-/AbfG) festgelegt, dass „eine hoch-
wertige Verwertung anzustreben“ ist (§ 5 Abs. 2).

ɦɦ Im Jahr 2012 wurde ins Kreislaufwirtschaftsgesetz 
eine Verordnungsermächtigung aufgenommen, wo-
nach durch Rechtsverordnung Anforderungen an die 
Hochwertigkeit der Verwertung gestellt werden kön-
nen (§ 8 Abs. 2 Nr. 2 KrWG). Demnach kann „insbe-
sondere bestimmt werden, dass die Verwertung des 
Abfalls […] durch mehrfache, hintereinander geschal-
tete stoffliche und anschließende energetische Ver-
wertungsmaßnahmen (Kaskadennutzung) zu erfol-
gen hat.“ Wichtig ist dabei, dass die Hochwertigkeit 
innerhalb jeder Abfallhierarchiestufe anzustreben ist 
(BMUB 2017).

ɦɦ Hochwertige Verwertung wird weiterhin in § 23 KrWG 
genutzt – demnach müssen Hersteller im Rahmen der 
Produktverantwortung ihre Erzeugnisse so gestalten, 
dass unter anderem eine hochwertige Verwertung 
möglich ist.

ɦɦ In Umsetzung der Abfallrahmenrichtlinie ist in § 14 
Abs. 1 KrWG festgelegt, dass ein ordnungsgemäßes, 
schadloses und hochwertiges Recycling zu erfolgen 
hat. Hierfür sind Papier-, Metall-, Kunststoff- und 
Glasabfälle getrennt zu sammeln.

ɦɦ In der novellierten Abfallrahmenrichtlinie wurde 
der  Begriff hochwertige Sekundärrohstoffe einge-
führt  (Erwägungsgründe 41 und 56 der Richtlinie 
2018/851/EU).

ɦɦ In § 17 KrWG wird der Begriff hochwertige Erfassung 
genutzt.

ɦɦ § 21 Abs. 2 S. 2 VerpackG nutzt ebenfalls den Begriff 
hochwertiges Recycling.

Andere Konkretisierungen oder Definitionen, was jeweils 
unter „hochwertig“ zu verstehen ist, finden sich weder 
in der Abfallrahmenrichtlinie noch im Kreislauf
wirtschaftsgesetz. Somit bleibt unklar, wie genau hoch-
wertige Erfassung, Recycling und Verwertung umgesetzt 
werden sollen und was unter hochwertigen Sekundär-
rohstoffen zu verstehen ist.

Kasten 3-2: �Abgrenzung und Differen
zierung der Begriffe Recycling 
und stoffliche Verwertung

Vor der Einführung des Begriffs Recycling in das deut-
sche Abfallrecht wurde bis 2012 der Begriff der stoff-
lichen Verwertung genutzt. Definitionsgemäß umfasste 
die stoffliche Verwertung im Gegensatz zum Recyc-
ling auch die Verfüllung (WEIDEMANN in: BRANDT/
RUCHAY/WEIDEMANN 1997, §4, Rn. 152 ff.). Mit 
dem Wechsel der Begriffe im Kreislaufwirtschaftsge-
setz von 2012 fand somit eine Änderung statt, welche 
Entsorgungsmaßnahmen in festgelegte Recyclingquo-
ten einbezogen werden dürfen. Da der Begriff Recyc-
ling im deutschen Sprachgebrauch in der Regel mit 
stofflicher Verwertung übersetzt wird, kommt es häu-
fig zu Unschärfen und Missverständnissen darüber, 
was genau bei der Nutzung der Begriffe gemeint ist.

Entgegen der Definition in der Abfallrahmenrichtli-
nie enthält die Altfahrzeug-Richtlinie eine Definition 
von Recycling, die explizit lediglich die energetische 
Verwertung ausschließt (Art. 2 Nr. 7 Altfahrzeug-
Richtlinie). Damit ist die Verfüllung (Tabelle 3-1) 
zur Erreichung des Recyclingziels zugelassen. In der 
deutschen Umsetzung wurde der Begriff Recycling 
mit stofflicher Verwertung übersetzt bei Beibehal-
tung der Definition (§ 2 Nr. 10 AltfahrzeugV).

Recycling kann weiter in werkstoffliches und rohstoff-
liches Recycling differenziert werden. Beide Begriffe 
sind weder in der Abfallrahmenrichtlinie noch im 
Kreislaufwirtschaftsgesetz definiert. Lediglich im Ver-
packungsgesetz wird der Begriff werkstoffliche Ver-
wertung definiert. Gemäß § 3 Abs. 19 VerpackG be-
deutet werkstoffliche Verwertung eine „Verwertung 
durch Verfahren, bei denen stoffgleiches Neumateri-
al ersetzt wird oder das Material für eine weitere stoff-
liche Nutzung verfügbar bleibt“. Diese Definition ist 
enger gefasst als die Recyclingdefinition und bezieht 
sich insbesondere auf die Verwertung von Kunststof-
fen in Abgrenzung zum rohstofflichen Recycling 
(Tz. 197 ff.).
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ɦɦ Tabelle 3-1	

Abfallwirtschaftliche Begriffe: Definitionen und Erläuterungen

Begriff Definition Erläuterung und Besonderheiten

Vermeidung Art. 3 
Nr. 12 
AbfRRL

Gegenstand ist noch kein Abfall geworden und wird erneut genutzt 
(z. B. privater Weiterverkauf, Repaircafé).
Quantitatives Ziel bisher nur für Lebensmittelabfälle gesetzt.

Vorbereitung 
zur Wieder-
verwendung 

Art. 3 
Nr. 16 
AbfRRL

Gegenstand ist bereits Abfall, wird aber mit dem Ziel Wiederverwendung 
aufbereitet (z. B. Recyclinghof separiert und gibt an Gebrauchtmöbelhaus 
weiter).
Teilweise gemeinsame Quote für Vorbereitung zur Wiederverwendung und 
Recycling; diese Quote kann dann auch ohne Vorbereitung zur Wieder
verwendung – also nur durch Recycling – erfüllt werden.

Recycling Art. 3
Nr. 17 
AbfRRL 

Aufbereitung für den ursprünglichen oder einen anderen Zweck; energetische 
Verwertung und Verfüllung gehören nicht dazu (Ausnahme: in der Altfahr-
zeug-Richtlinie zählt Verfüllung in die Recyclingquote).
Häufig gemeinsame Quote für Vorbereitung zur Wiederverwendung und 
Recycling (z. B. Siedlungsabfälle, Elektroaltgeräte).
Für Verpackungsabfälle gibt es eine reine Recyclingquote.

Sonstige 
Verwertung

Art. 4
Nr. 1d
AbfRRL

Alles, was anderswo nicht genannt wird: AbfRRL konkretisiert durch „z. B. 
energetische Verwertung“;  § 6 Abs. 1 KrWG benennt auch Verfüllung.
Für viele Abfallarten sind Quoten für die Verwertung insgesamt definiert.
Beispiel Elektroaltgeräte Kategorie 2: Gefordert 80 % Verwertung, davon 
mindestens 70 % durch Vorbereitung zur Wiederverwendung und Recycling, 
d. h. bis 10 % sonstige Verwertung sind möglich.

Beseitigung Art. 3 
Nr. 19 
AbfRRL

Jedes Verfahren, das keine Verwertung ist, insbesondere Deponierung und 
thermische Beseitigung.

Wiederver-
wendung

Art. 3 
Nr. 13 
AbfRRL

Verfahren, bei dem Erzeugnisse oder Bestandteile, die keine Abfälle sind, 
wieder für den ursprünglichen Zweck verwendet werden.
Wiederverwendung ist ein typisches Beispiel für Vermeidung und führt zur 
Verlängerung der Lebensdauer eines Produktes (z. B. Pfandflaschen, 
Second-Hand-Kleidung).

Verwertung Art. 3 
Nr. 15 
AbfRRL

Verfahren, bei dem Abfälle einem sinnvollen Zweck zugeführt werden, indem 
sie andere Materialien ersetzen. 
Verwertung umfasst die drei Abfallhierarchiestufen Vorbereitung zur Wieder-
verwendung, Recycling und sonstige Verwertung.

Stoffliche 
Verwertung

Art. 3 
Nr. 15a 
AbfRRL

Jedes Verwertungsverfahren, ausgenommen die energetische Verwertung 
und die Aufbereitung zu Brennstoffen.
Stoffliche Verwertung umfasst die Abfallhierarchiestufen Vorbereitung zur 
Wiederverwendung, Recycling sowie die Verfüllung der Hierarchiestufe 
sonstige Verwertung.

Werkstoff
liche 
Verwertung

§ 3 
Abs. 19 
VerpackG

Verfahren, bei denen stoffgleiches Neumaterial ersetzt wird oder das Material 
für eine weitere stoffliche Nutzung verfügbar bleibt; schließt ein rohstoffli-
ches/chemisches Recycling aus.

Verfüllung Art. 3 
Nr. 17a 
AbfRRL

Verwertungsverfahren, bei dem Abfälle zum Zweck der Rekultivierung von 
Abgrabungen oder zu bautechnischen Zwecken bei der Landschaftsgestaltung 
verwendet werden.
Für Bau- und Abbruchabfälle Teil der Quote zur Stofflichen Verwertung. 
Bei Altfahrzeugen für die Erfüllung der Recyclingquote zugelassen 
(Art. 2 Nr. 7 Altfahrzeug-Richtlinie).
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Weitere in der Literatur und in Diskussionen genutzte 
Begriffe rund um das Thema hochwertige Verwertung 
bzw. hochwertiges Recycling sind Downcycling und Kas-
kadennutzung. Beide Begriffe werden im Aktionsplan für 
die Kreislaufwirtschaft genutzt, werden aber weder dort 
noch in der novellierten Abfallrahmenrichtline definiert. 
Für die Kaskadennutzung von Biomasse hat die Euro
päische Kommission inzwischen einen Leitfaden ent
wickelt, der fünf Leitprinzipien hierfür enthält (Europä-
ische Kommission 2019b). Unter Kaskadennutzung wird 
dabei „die ressourceneffiziente Nutzung jedweder Bio-
masse nach dem Kreislaufprinzip“ verstanden. Andere 
genutzte Begriffe sind Upcycling und Zero Waste. Auch 
für diese Begriffe gibt es keine allgemeingültigen Defini-
tionen. Jedoch scheint Upcycling häufig als werbender 
Begriff genutzt zu werden, ohne sich von bisherigen Wie-
der- und Weiterverwendungs- oder Recyclingmaßnah-
men zu unterscheiden. Der Begriff Zero Waste wurde bis-
her vor allem von der Initiative Zero Waste Europe 
definiert. Hierunter wird eine differenziertere und er-
weiterte Abfallhierarchie verstanden, wobei die beiden 
untersten Stufen – also die sonstige Verwertung und die 
Beseitigung – perspektivisch wegfallen sollen (SIMON 
2019).

Finanzierung von Abfall- und 
Kreislaufwirtschaftsmaßnahmen
135.	 Aufgrund der abfallrechtlichen und -wirtschaftli-
chen Rahmenbedingungen hat sich über Jahrzehnte eine 
Struktur des Abfallmanagements entwickelt, welche auf 
hohen Investitionen von öffentlichen als auch privatwirt-
schaftlichen Institutionen beruht. Die so geschaffene 
Infrastruktur umfasst beispielsweise Abfallverbren-
nungs- und Sortieranlagen ebenso wie Fuhrparke und 
Abfallerfassungssysteme. Zu letzteren gehören zum Bei-
spiel auch Pfandautomaten im Einzelhandel oder das flä-
chendeckende Netz von Sammelstellen für Altbatterien.

Maßnahmen der Abfall- bzw. Kreislaufwirtschaft für Sied-
lungsabfälle unterliegen traditionell der Verantwortung 
der Kommunen und werden über Abfallgebühren finan-
ziert. Je nach Ausgestaltung des Gebührensystems, wel-
ches in den Satzungen der Kommunen festgelegt wird, 
werden die Gebühren entweder stärker durch die Allge-
meinheit oder die Abfallverursachenden gezahlt. Für Ab-
fälle, die nicht aus privaten Haushalten stammen, änder-
te sich mit dem Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz 
1996 die Zuständigkeit. Während die Abfälle zur Besei-
tigung weiterhin den öffentlich-rechtlichen Entsorgungs-
trägern (örE) überlassen werden müssen, können Abfälle 
zur Verwertung durch private Entsorgungsunternehmen 
behandelt werden. Diese veränderte Aufgabenteilung 

führte zunächst zu einem Rückgang der Abfallmengen in 
der Verantwortung der örE und zu Investitionen in die 
privatwirtschaftlich organisierte Verwertungsinfrastruk-
tur. Je nach Abfallart und Entsorgungsschritt variieren 
die Marktanteile kommunaler und privater Entsorgungs-
unternehmen (BIRNSTENGEL et al. 2018, S. 50 f.). Die 
Verteilung der Verantwortlichkeiten, wie zum Beispiel 
im geplanten, aber letztlich nicht verabschiedeten Wert-
stoffgesetz, war immer wieder auch Gegenstand der 
politischen Diskussion (MEIWALD et al. 2014).

Mit der Einführung der Herstellerverantwortung (s. Kas-
ten 3-3) wurden Teile der Entsorgungsverantwortung 
von ausgewählten Siedlungsabfällen – nämlich Elektro-
altgeräte, Verpackungsabfälle, Altbatterien, Altfahrzeu-
ge und Altöl – den Herstellern übertragen.

Je nach Ausgestaltung der Systeme zur Sammlung, Be-
handlung und Verwertung entstehen den Herstellern 
unterschiedliche Kosten. Dabei sind sie in der Regel be-
strebt, diese so gering wie möglich zu halten. Ob Kos-
ten entstehen und in welcher Höhe, hängt vom logisti-
schen Aufwand der Sammlung, der Art der Behandlung 
und den Erlösen der Sekundärrohstoffe sowie gegebe-
nenfalls notwendiger Verwertungs- und Beseitigungs-
maßnahmen ab. In einigen Fällen, wie zum Beispiel der 
Herstellerverantwortung für Fahrzeuge, tragen die Her-
steller keine Kostenverantwortung (Tz. 192) und die 
Demontagebetriebe und Schredderanlagen müssen ent-
sprechend der wirtschaftlichen Situation agieren 
(EUWID 2019a; 2019b). In anderen Fällen, wie zum Bei-
spiel der Entsorgung von Kühlgeräten, sind Kosten von 
Herstellern zu tragen. Daneben gibt es den Fall, dass die 
Erlöse die Kosten übersteigen und die Hersteller einen 
Gewinn aus der Verwertung erzielen. Dies ist beispiels-
weise bei Informations- und Kommunikationstechnolo-
gien (IKT) wie Computern der Fall (EUWID 2019d; 
2019c; 2017). 

3.2.4	 Abfälle in Deutschland 
in Zahlen

Abfallaufkommen und Abfallintensität
136.	 Zwischen den Jahren 1996 und 2000 stieg das jähr-
liche Gesamtnettoabfallaufkommen in Deutschland von 
circa 385 Mio. t auf circa 407 Mio. t (Statistisches Bun-
desamt 2019a). Danach sank es bis zum Jahr 2005 kon-
tinuierlich auf eine Menge von circa 332 Mio. t. Ab 2006 
bis 2017 stieg das jährliche Gesamtnettoabfallaufkom-
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men mit Schwankungen wieder an – auf circa 359 Mio. t. 
Mehr als die Hälfte entfällt dabei auf Bau- und Abbruch
abfälle, gefolgt von Siedlungsabfällen sowie Abfällen aus 
Produktion und Gewerbe (ebd.).

Deutlich ist der Einfluss der Bauabfallmengen, deren 
Menge zwischenzeitlich konjunkturbedingt abnahm 

und in den letzten Jahren wieder deutlich anstieg. Auch 
das Siedlungsabfallaufkommen stieg entsprechend 
einer schwächeren Konjunktur Anfang der 2000er-Jah-
re weniger stark an, zeigt aber trotz des Ziels der Ver-
meidung von Abfällen weiterhin einen kontinuierlichen 
Aufwärtstrend (s. indexierte Darstellung in Abb. 3-3 
und Abb. 3-5).

Kasten 3-3: �Erweiterte 
Herstellerverantwortung

Erweiterte Herstellerverantwortung (Extended Pro-
ducer Responsibility – EPR, auch nur „Herstellerver-
antwortung“ genannt) ist ein Ansatz der Umweltpo-
litik, bei dem die physische und/oder finanzielle 
Verantwortung eines Herstellers über die Nutzungs-
phase eines Produktes hinaus auf die Abfallphase aus-
gedehnt wird (OECD 2001). Dies bedeutet insbeson-
dere, dass Hersteller für die Kosten der Rücknahme 
und Entsorgung ihrer Produkte aufkommen müssen. 
Dadurch soll ein Anreiz zu umwelt- bzw. verwertungs-
freundlichem Produktdesign gegeben sowie die 
Vermeidung von Abfällen und ein effizienterer Res-
sourceneinsatz erreicht werden (ebd.). Herstellerver-
antwortung setzt das Verursacher- und Vorsorgeprin-
zip mit einem flexiblen, marktwirtschaftlichen und 
anreizorientierten Ansatz um (KLOEPFER 2001). 
Sie kann durch Teilnahme an kollektiven, das heißt 
gemeinsamen Systemen mehrerer Hersteller wahr
genommen werden (kollektive Herstellerverant
wortung) oder individuell (jeder Hersteller ist ver-
antwortlich für die Rücknahme seiner eigenen 
Altprodukte) (LINDHQVIST und LIFSET 2003; van 
ROSSEM et al. 2006). Die individuelle Herstellerver-
antwortung folgt der Idee, besondere Anreize zu ver-
wertungsfreundlichem Produktdesign zu schaffen, da 
entsprechende Kostenvorteile bei der Verwertung dem 
jeweiligen Hersteller zugutekommen und nicht in 
einem kollektiven System verteilt werden (LINDH
QVIST und LIFSET 2003). Es ist auch möglich, indi-
viduelle Elemente in kollektive Systeme zu integrie-
ren (van ROSSEM et al. 2006). Die Grenzen zwischen 
individueller und kollektiver Herstellerverantwortung 
sind daher fließend.

Die Umsetzung der Herstellerverantwortung in der 
EU gibt den Mitgliedstaaten einen großen Gestal-
tungsspielraum in der Verteilung von Verantwortung 
an die Kommunen und Hersteller sowie andere 
Akteure. So kann durch wirtschaftlichen Wettbewerb 
die Entwicklung kosteneffizienter Systeme erfolgen 
und die Subsidiarität, das heißt die Gestaltung der

Herstellerverantwortungssysteme durch die Mitglied-
staaten anstatt durch die EU, sichergestellt werden 
(Europäische Kommission – Generaldirektion Um-
welt 2014).

In Deutschland gilt beispielsweise im Rahmen des 
Verpackungsgesetzes sowie des Batteriegesetzes eine 
Systempflicht, das heißt hier wird eine kollektive Her-
stellerverantwortung umgesetzt. Die Altfahrzeug-Ver-
ordnung hingegen setzt eine individuelle Hersteller-
verantwortung um, bei der die Hersteller allerdings 
lediglich ein flächendeckendes Rücknahmesystem ga-
rantieren müssen und derzeit keine Kostenverantwor-
tung tragen (Tz. 192). Das Elektro- und Elektronik-
gerätegesetz enthält ebenfalls eine individuelle 
Herstellerverantwortung, wobei die Hersteller aber 
für ihre Geräteart eine finanzielle und physische Ver-
antwortung für entsprechende Altgeräte aller Herstel-
ler haben. Eine Besonderheit bei der Umsetzung der 
Herstellerverantwortung im Elektro- und Elektronik-
gerätegesetz ist, dass weitere Akteure – nämlich die 
Kommunen und der Handel – insbesondere durch die 
Pflicht zur Erfassung von Altgeräten einbezogen sind. 
Hierfür wird auch der Begriff (geteilte) Produktver-
antwortung genutzt, der offen lässt, wer die Verant-
wortung trägt.

Eine pauschale Beurteilung, welche Ausgestaltung der 
Herstellerverantwortung den größten ökologischen 
Nutzen bringt, ist nicht möglich, sondern muss ent-
sprechend vorhandener Strukturen (Hersteller, ab-
fallwirtschaftlich) und der Art der Produkte abgewo-
gen werden. So kann bei Fahrzeugen, bei denen 
vergleichsweise wenige Produkte und Hersteller am 
Markt sind, eine individuelle Herstellerverantwortung 
umgesetzt werden. Bei Elektro- und Elektronikgerä-
ten, bei der eine große Anzahl an Herstellern existiert 
und jeder Haushalt sowie Unternehmen und öffentli-
che Einrichtungen eine Vielzahl an Produkten besitzt, 
sind eher kollektive Systeme umsetzbar. Hier ist es 
wichtig, dass die Rahmenbedingungen so gestaltet 
werden, dass tatsächlich eine ökologische Steuerung 
erfolgt.
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137.	 Die Abfallintensität (Abb. 3-4), die als Indikator 
für die Entkopplung des Abfallaufkommens von der Wirt-
schaftsleistung dient und bei der das Nettoabfallaufkom-
men auf das Bruttoinlandsprodukt (BIP) bezogen wird, 
hat sich zwischen den Jahren 1996 und 2017 deutlich 
verringert (Statistisches Bundesamt 2019a). 

Abbildung 3-4 zeigt, dass das BIP deutlich gestiegen ist, 
während das Abfallaufkommen stagniert. Gründe für 
diese Entkopplung von BIP und Abfallaufkommen sind 
zum Beispiel Verlagerungen von abfallintensiven Pro-
duktionsschritten ins Ausland (ZANKER et al. 2013; 
BRINGEZU et al. 2009), der wirtschaftliche Struktur-
wandel hin zu einem höheren Anteil an Dienstleistungen 
(WILTS et al. 2019, S. 93), aber auch materialsparende 
Produktionsweisen aufgrund gestiegener Material- und 
Abfallkosten (Wuppertal Institut für Klima, Umwelt, 
Energie 2014, S. 7 f.).

Verwertung und Beseitigung
138.	Abfälle werden nach der Erfassung behandelt und 
anschließend recycelt oder anderweitig verwertet, ver-
brannt und/oder deponiert. Sie gelten als recycelt oder 

verwertet, sobald sie erstmals einer entsprechenden 
Behandlungsanlage zugeführt wurden. Das bedeutet, 
dass im Input der Anlagen enthaltene Fremdstoffe, die 
im Rahmen einer Vorbehandlung oder Sortierung aus-
geschleust und einem anderen Verwertungsweg oder 
der Beseitigung zugeführt und somit nicht recycelt wer-
den, mit in die Recyclingquote einfließen (OBERMEIER 
und LEHMANN 2019). Die tatsächlich recycelten Men-
gen des Siedlungsabfalls sind – je nach Zusammenset-
zung und Behandlungsart – also geringer, als die bishe-
rigen Berechnungen es ausweisen (vgl. z. B. NELIGAN 
2016; OBERMEIER und LEHMANN 2019). Aufgrund 
der Änderung der Berechnungsweise (Art. 11a Abs. 1 
lit. c und Abs. 2 Abfallrahmenrichtlinie) werden Recyc
lingquoten zukünftig – sofern nicht größere Anteile tat-
sächlich recycelt werden – also geringer ausfallen, als 
die im Folgenden zitierten und dargestellten Daten es 
wiedergeben. Während entsprechend der bisherigen 
Berechnungsweise im Jahr 2016 eine Recyclingquote 
für Siedlungsabfälle von 67 % in Deutschland erreicht 
wurde, ergibt sich gemäß neuer Berechnungsweise nach 
OBERMEIER und LEHMANN (2019) eine Recyc-
lingquote von 49 %.
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ɦɦ Abbildung 3-3	

Entwicklung des Gesamtnettoabfallaufkommens sowie ausgewählter Abfallarten in Deutschland von 
1996 bis 2017

SRU 2020; Datenquelle: Statistisches Bundesamt 2019a
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Durch anspruchsvollere Vorgaben zur Ablagerung von 
Abfällen ab 2005 sank der prozentuale Anteil der Depo-
nierung. Für Siedlungsabfälle ergibt sich eine Reduktion 
des Anteils der direkten Ablagerung an der Entsorgung 
von circa 61 % im Jahr 1995 auf circa 38 % im Jahr 2005. 
Ab dem Jahr 2006 lag die Deponierungsrate von Sied-
lungsabfällen unter 1 % (UBA 2019a). Abfälle, die erst 
nach einer Vorbehandlung abgelagert werden, werden 
allerdings in dieser Statistik nicht erfasst. Allein auf 
Deponien der Klasse II (Deponien für Abfälle mit gerin-
gem organischem Anteil) wurden 2017 circa 7,2 Mio. t 
Abfall abgelagert (Statistisches Bundesamt 2019b, S. 40). 
Die verwerteten Mengen der Siedlungsabfälle stiegen in 
gleichem Zuge an: So erhöhte sich der Anteil der recy-
celten Menge von 1995 bis 2005 von circa 39 % auf 61 %. 
Von 2005 bis 2018 fand nur ein moderater weiterer An-
stieg der Recyclingquote auf circa 68 % statt. Während 
die energetische Verwertung von Siedlungsabfällen von 
1995 bis 2005 eine untergeordnete Rolle spielte (unter 
1 %), stieg sie ab 2005 auf circa 31 % an (Eurostat 2020). 
Abbildung 3-5 zeigt die prozentualen Anteile des primä-
ren Verbleibs der Siedlungsabfälle.

Für das Gesamtnettoaufkommen an Abfällen sank die 
Ablagerungsquote von circa 29  % im Jahr 2000 (UBA 
2019a) auf circa 21 % im Jahr 2017 (Statistisches Bun-
desamt 2019a). Dass sich die Ablagerungsquote der Ge-
samtabfallmenge nicht so stark verringert hat wie die der 
Siedlungsabfälle (Abb. 3-5), liegt im Wesentlichen am 
mengenmäßig großen Anteil der Bau- und Abbruchabfäl-
le am Gesamtabfallstrom. Diese stellen einen weitgehend 
inerten Abfallstrom dar, dessen Ablagerungsquote über 
die Jahre in etwa konstant geblieben ist.

Ersatz von Primärrohstoffen durch 
Sekundärrohstoffe
139.	 Von Bedeutung ist nicht nur, wie viel Abfälle recycelt 
bzw. verwertet werden, sondern auch, wie viel Primär-
rohstoffe damit substituiert werden können. Für diese 
Information können die neu entwickelten Indikatoren 
DIERec und DERec genutzt werden (s. Kasten 3-1). Wer-
den diese in Bezug zum RMI bzw. DMI gesetzt, wird sicht-
bar, inwieweit der Primärrohstoffeinsatz durch die Ver-
wendung von Sekundärrohstoffen gesunken ist.

ɦɦ Abbildung 3-4	

Entwicklung der Abfallintensität in Deutschland von 1996 bis 2017

SRU 2020; Datenquelle: Statistisches Bundesamt 2019a
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Um Effekte im Ausland zu berücksichtigen, wird an die-
ser Stelle das Verhältnis von DIERec und RMI betrach-
tet. Für das Jahr 2013 betrug der RMI 2.655 Mio. t, der 
DIERec 493 Mio. t. Ohne Maßnahmen zum Einsatz von 
Sekundärrohstoffen ergibt sich damit eine rechnerische 
Erhöhung des RMI auf 3.158 Mio. t (STEGER et al. 2019). 
Bezogen auf diesen durch den DIERec korrigierten RMI 
bedeutet dies, dass der Rohstoffeinsatz Deutschlands zu 
circa 16 % aus Sekundärrohstoffen und zu circa 84 % aus 
Primärrohstoffen gedeckt wurde (ebd., S. 367). Bezüg-
lich der Ergebnisse ist zu beachten, dass sie auf der Be-
trachtung von direkten und indirekten Stoffströmen von 
30 ausgewählten massenrelevanten Materialien beruhen 
und somit eine erste Abschätzung des Einflusses der 
Sekundärrohstoffwirtschaft auf den Rohstoffeinsatz in 
Deutschland zeigen.

3.2.5	 Zwischenfazit: 
Kreislaufwirtschaft noch 
nicht erreicht

140.	 Deutschland hat den Schritt von einer deponieba-
sierten Bewirtschaftung von Abfällen hin zu einer kreis-
lauforientierten Abfallwirtschaft geschafft. Die Weiter-
entwicklung zu einer Kreislaufwirtschaft gelang aber 
noch nicht (WILTS 2017). Eine deutliche Verminderung 
des Rohstoffeinsatzes für Wirtschaft und inländischen 
Konsum fand bisher nicht statt. Ebenso sind die an
fallenden Abfallmengen unvermindert hoch. Die hohen 
Recyclingquoten spiegeln aufgrund der bisherigen Be-
rechnungsweise die tatsächlich recycelten Mengen nicht 

ɦɦ Abbildung 3-5	

Primärer Verbleib von Siedlungsabfällen in Behandlungsanlagen in Deutschland (1995 bis 2018)

 
 

SRU 2020; Datenquelle: Eurostat 2020
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wider. In der Konsequenz werden nur circa 16 % der für 
die deutsche Wirtschaft benötigten Rohstoffe durch 
Sekundärrohstoffe gedeckt. Die Substitution von Pri
märrohstoffen durch Sekundärrohstoffe erfordert ein 
hochwertiges Recycling, für das bisher aber keine Spezi-
fizierungen existieren.

Mit Blick auf die zukünftige Entwicklung der Rohstoff-
nachfrage und ihrer Auswirkungen auf die Umwelt wird 
deutlich, dass ein „weiter so“ nicht vertretbar ist. Mit-
hilfe der Kreislaufwirtschaft können, wenn sie umfas-
send verstanden und umgesetzt wird, zahlreiche Um-
weltwirkungen verringert werden. So kann sie über die 
bisherigen Erfolge der kreislauforientierten Abfall
wirtschaft hinaus insbesondere zum Erreichen der 
Klimaziele beitragen. Darüber, welche Ziele durch 
Kreislaufwirtschaft erreicht werden sollen, gibt es un-
terschiedliche Positionen. Die Ausrichtung an ökologi-
schen Zielen sollte klarer priorisiert werden. Hierfür 
bedarf es in Politik und Gesellschaft einer höheren Auf-
merksamkeit für die Potenziale und Möglichkeiten der 
Kreislaufwirtschaft.

3.3	 Aktuelle Entwicklungen hin 
zu einer Kreislaufwirtschaft

141.	 Die Kreislaufwirtschaft wird maßgeblich von Ent-
scheidungen beeinflusst, die auf europäischer Ebene ge-
troffen, aber national umgesetzt und mit Leben erfüllt 
werden müssen (Abb. 3-6). Neben der europäischen Ab-
fallgesetzgebung, die in deutsches Recht überführt wird, 
existieren auch EU-Strategien, die oftmals übergeordnet 
sind und verschiedene Politikbereiche umfassen. Auch 
auf nationaler Ebene wurden verschiedene Strategien 
entwickelt, die unterschiedlich stark auf den europäi-
schen Strategien und Aktionsplänen basieren.

3.3.1	 Weiterentwicklung auf 
EU-Ebene

142.	 Im Jahr 2015 legte die Europäische Kommission 
einen Vorschlag für das sogenannte Kreislaufwirtschafts-
paket vor. Er umfasste einen Aktionsplan für die Kreis-

ɦɦ Abbildung 3-6	

Zusammenspiel von Strategien und Regulierungen zur Kreislaufwirtschaft auf 
europäischer und deutscher Ebene
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laufwirtschaft (Europäische Kommission 2015c) sowie 
ein Legislativpaket, das Änderungen der Abfallrahmen-
richtlinie, der Verpackungsrichtlinie 94/62/EG, der De-
ponierichtlinie 1999/31/EG sowie der Altfahrzeug-Richt-
linie, Batterierichtlinie und Elektroaltgeräterichtlinie 
vornimmt. Der Aktionsplan benennt 54 Maßnahmen in 
verschiedenen Lebenszyklusphasen unterschiedlicher 
Produkte. So sollen die Bereiche Design und Produktion 
sowie Konsum mit der Abfallphase verknüpft werden. 
Die Maßnahmen umfassen dabei ein breites Instrumen-
tarium (z. B. Erlass von Rechtsnormen, ökonomische In-
strumente, finanzielle Förderung von Projekten). 

Der politische Handlungswille der EU in diesem Bereich 
ist nicht zuletzt darauf zurückzuführen, dass sich die Eu-
ropäische Kommission von einer ressourceneffizienten 
Kreislaufwirtschaft – neben den ökologischen Vorteilen 
– eine erhöhte Wettbewerbsfähigkeit und sicherere Roh-
stoffversorgung der europäischen Wirtschaft verspricht. 
Dies wird in der Einleitung des Aktionsplans sowie in 
der öffentlichen Kommunikation stark betont (WILTS 
2016).

Der Aktionsplan für die Kreislaufwirtschaft
143.	 Mit dem Aktionsplan nimmt die Kommission den 
gesamten Lebenszyklus in den Blick und macht Vorschlä-
ge für Produktgestaltung, Produktionsprozesse, Konsum, 
Abfallvermeidung, Abfallbewirtschaftung und die Stär-
kung des Marktes für Sekundärrohstoffe. Bezüglich der 

Stoffströme werden insbesondere sogenannte kritische 
Rohstoffe (hierzu s. Europäische Kommission 2017b), 
Lebensmittel und Biomasse, Bau- und Abbruchabfälle, 
Kunststoffe, Düngemittel sowie (Ab-)Wasser detailliert 
betrachtet. Um die Ziele des Aktionsplans zu verwirkli-
chen, fordert die EU die Mitgliedstaaten auf, insbeson-
dere finanzielle Anreize und Instrumente zu nutzen.

Für die Lebenszyklusphasen Produktgestaltung und Pro-
duktion ist beispielsweise vorgesehen, Kohärenz zwi-
schen einzelnen EU-Produktpolitiken und Kreislaufwirt-
schaftszielen herzustellen, die Aspekte Reparierbarkeit, 
Langlebigkeit, Nachrüstbarkeit und Recyclingfähigkeit 
unter der Ökodesign-Richtlinie 2009/125/EG (s. Kasten 
3-4) zu berücksichtigen. Zudem sollen eine nachhaltige 
Rohstoffbeschaffung etabliert und Beste-Verfügbare-
Technik-Standards (BVT-Standards) und Industriesym-
biosen gefördert werden.

144.	 Darüber hinaus existieren eine Reihe von horizon-
talen Maßnahmen wie Forschungsförderung und Inves-
titionen in Abfallbehandlungsanlagen und Deponien. In 
den Jahren 2017 und 2019 hat die Europäische Kommis-
sion jeweils über den Fortschritt der Entwicklung von 
Maßnahmen berichtet (Europäische Kommission 2017a; 
2019a). So wurden zum Beispiel

ɦɦ insgesamt zehn Schlüsselindikatoren in den Berei-
chen Produktion und Konsum, Abfallmanagement, 

Kasten 3-4: Ökodesign-Richtlinie

Ziel der Ökodesign-Richtlinie ist es, die Energieeffi-
zienz energiebetriebener Produkte zu verbessern, 
indem Mindestanforderungen an Energieeffizienz 
bzw. -verbrauch festgelegt wurden. Ihr Anwendungs-
bereich schließt auch energieverbrauchsrelevante 
Produkte ein. Alle drei Jahre wird im Arbeitsplan zur 
Ökodesign-Richtlinie festgelegt, welche Produktgrup-
pen reguliert werden sollen.

Neben der Erhöhung der Energieeffizienz enthält die 
Ökodesign-Richtlinie auch das Ziel, die Ressourcen
effizienz von Produkten insgesamt zu verbessern. Um 
hierzu Kriterien und Anforderungen entwickeln zu 
können, hat die Europäische Kommission mit dem 
Mandat M/543 im Jahr 2015 die europäischen Nor-
mungsgremien beauftragt, entsprechende Standards 
zu entwickeln (Europäische Kommission 2015a). Es 
sollen unter anderem die Produktlebensdauer ver-
längert und die Wiederverwendungs- und Recycling-

fähigkeit sowie Nutzungsmöglichkeiten für gebrauch-
te Komponenten und Materialien verbessert werden.

Die Arbeiten zur Entwicklung entsprechender Nor-
men sind vorangeschritten, aber noch nicht abge-
schlossen. Insofern bestehen bisher keine Erfahrun-
gen bezüglich der Anwendung und Umsetzung dieser 
Normen. Vereinzelt beinhalten spezifische Durchfüh-
rungsverordnungen aber bereits Anforderungen an 
Ersatzteile (z. B. für Geschirrspüler) oder Haltbar-
keit (z. B. für Schläuche von Staubsaugern).

Als weiterer Schritt wurden im Jahr 2019 zehn Durch-
führungsverordnungen zum Ökodesign (u.  a. für 
Kühlgeräte und Waschmaschinen) um Anforderun-
gen hinsichtlich Lebensdauer, Wartung und Repara-
tur, Wiederverwendung und Recyclingfähigkeit von 
Geräten ergänzt („Mehr Reparieren, mehr Recyceln: 
Neue EU-Vorschriften für mehr Energieeffizienz von 
Haushaltsgeräten“, Pressemitteilung der Europäi-
schen Kommission vom 1. Oktober 2019).
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Sekundärrohstoffe sowie Wettbewerbsfähigkeit und 
Innovation für die Überwachung der Kreislaufwirt-
schaft (Eurostat 2019) entwickelt,

ɦɦ Methoden zur Messung des ökologischen Fußabdrucks 
von Produkten (Product Environmental Footprint – 
PEF) und von Organisationen (Organisation Envi-
ronmental Footprint – OEF) weiterentwickelt,

ɦɦ in das Arbeitsprogramm 2016 bis 2019 zur Ökode-
sign-Richtlinie die Betrachtung des kreislauforientier-
ten Designs aufgenommen (Europäische Kommissi-
on 2016b),

ɦɦ die Kunststoffstrategie sowie die Einweg-Plastik-
Richtlinie 2019/904/EU über die Verringerung der 
Auswirkungen bestimmter Kunststoffprodukte auf 
die Umwelt verabschiedet,

ɦɦ die bisherige Düngemittelverordnung (EG) Nr. 2003/ 
2003 durch die neue Düngeprodukteverordnung (EU) 
Nr. 2019/1009 ersetzt,

ɦɦ ein Leitfaden und ein Protokoll für den Rückbau von 
Gebäuden entwickelt (Europäische Kommission 
2016a; 2018a) sowie

ɦɦ eine Europäische Plattform für die Interessensver
treter der Kreislaufwirtschaft eingerichtet und die 
jährliche Durchführung der Circular Economy Stake-
holder Conference etabliert.

Das Legislativpaket
145.	 Als Teil des Aktionsplans wurden bestehende recht-
liche Grundlagen weiterentwickelt (sog. Legislativ
paket). Wesentliche Änderungen betreffen die Abfall
rahmenrichtlinie. So wird die Recyclingquote für 
Siedlungsabfälle bis 2035 schrittweise auf 65 % angeho-
ben und die Methode für die Quotenberechnung neu de-
finiert (Art. 11 Abs. 2 lit. e). Weiterhin muss die getrenn-
te Erfassung von Haushaltsbioabfällen bzw. deren 
direkte Kompostierung durch die Verbraucherinnen und 
Verbraucher eingeführt werden (Art. 22) ebenso wie eine 
getrennte Erfassung von Textilien und gefährlichen Ab-
fällen aus Haushalten (Art. 11 Abs. 1 bzw. Art. 20). Da-
neben werden Mindestanforderungen an die Umsetzung 
der Herstellerverantwortung formuliert (Art. 8a).

Neu ist weiterhin der Anhang IV a, der beispielhaft wirt-
schaftliche Instrumente und andere Maßnahmen zur Un-
terstützung der Umsetzung der Abfallhierarchie enthält. 

Diese sollen von den Mitgliedstaaten aufgegriffen und 
angewendet werden. Die Instrumente und Maßnahmen 
sind dabei breit gefächert und allgemein gehalten. Sie 
reichen von der Einrichtung von (verursacherbezoge-
nen) Gebührensystemen über das Aufsetzen von Syste-
men der Herstellerverantwortung bis hin zur Nutzung 
der öffentlichen Beschaffung zur Stärkung der Nachfra-
ge an Recyclingprodukten. Weiterhin sollen Subventio-
nen mit negativen Auswirkungen auf die Anwendung der 
Abfallhierarchie abgebaut und steuerliche Anreize für die 
Spende von Produkten gesetzt werden. Dabei bleibt 
offen, welche Instrumente sich für welche Stoffströme 
und welche Aspekte der Kreislaufwirtschaft besonders 
eignen. Diese Umsetzung wird den Mitgliedstaaten über-
lassen (Kasten 8-12). Um EU-weit harmonisierte Ansät-
ze durchsetzen zu können und insbesondere kleinere 
Mitgliedstaaten zu unterstützen, wären durch die EU ge-
setzte Mindestanforderungen und gegebene Empfehlun-
gen sinnvoll (EEB o. J.).

Die novellierte Deponierichtlinie legt in Art. 5 Abs. 5 fest, 
dass die Ablagerung von Siedlungsabfällen auf höchstens 
10 % des gesamten Siedlungsabfallaufkommens bis 2035 
zu begrenzen ist. Teilweise ist eine Verlängerung der Frist 
von bis zu fünf Jahren möglich (Art. 5 Abs. 6). Im Rah-
men der Verpackungsrichtlinie werden neue Ziele für den 
Gesamtstrom an Verpackungsabfällen sowie für einzel-
ne Materialströme (Kunststoffe, Holz, Fe-Metalle, Alu-
minium, Glas, Papier/Pappe/Karton) festgelegt (Art. 6 
Abs. 1 lit. f, g, h und i).

Diese Rechtsänderungen sind von den Mitgliedstaaten 
bis zum 5.  Juli 2020 in nationales Recht umzusetzen. 
Dabei haben die verschiedenen Mitgliedstaaten immer 
noch stark unterschiedliche Ausgangspunkte für die Um-
setzung der Ziele. Insbesondere ist der Anteil der Depo-
nierung in einigen Ländern sehr hoch (z. T. deutlich über 
60 % in Bulgarien, Kroatien, Zypern, Litauen, Rumäni-
en, Slowakei, Griechenland, s. POMBERGER et al. 2017). 
Ursache ist, dass die Länder sich in verschiedenen wirt-
schaftlichen Entwicklungsstadien befinden, unterschied-
liche stoffliche Zusammensetzungen der Gesamtabfall-
menge aufweisen und unterschiedliche historisch 
gewachsene Abfallbehandlungsarten (inkl. Sammelstruk-
turen) haben.

Pläne der Europäischen Kommission
146.	Die Präsidentin der Europäischen Kommission 
misst der Kreislaufwirtschaft eine hohe Bedeutung zu 
und verspricht einen zweiten Aktionsplan zur Kreis-
laufwirtschaft (New Circular Economy Action Plan) 
(von der LEYEN 2019). Im European Green Deal 
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legt die Europäische Kommission eine anspruchsvolle 
Vision vor, die auch die Entwicklung einer kreislauf
orientierten Wirtschaft umfasst (Europäische Kom-
mission 2019c). Ein Schwerpunkt eines zweiten Akti-
onsplanes Kreislaufwirtschaft soll eine Strategie für 
nachhaltige Produkte sein, die ein kreislauforientier-
tes Design unterstützt und neue Marktbedingungen für 
deren Nutzungsweg festlegen soll. Sektoren, für die 
vorrangig Maßnahmen entwickelt werden sollen, sind 
der Textil-, Bau-, Elektronik-  und Kunststoffsektor. So 
sollen beispielsweise Anforderungen erarbeitet wer-
den, die die Wiederverwendbarkeit oder Recyclingfä-
higkeit aller Verpackungen in wirtschaftlich tragfähi-
ger Weise sicherstellt. Weiterhin gibt die Europäische 
Kommission an, Maßnahmen zur Bekämpfung über-
flüssiger Verpackungen und Abfallerzeugung zu prü-
fen. Es sollen Informationen zur Verfügung gestellt 
werden, die die Verbraucherinnen und Verbraucher in 
die Lage versetzen, bewusste Entscheidungen zu tref-
fen. Ebenso soll ein Recht auf Reparatur geprüft wer-
den. Für die Gewährleistung einer sicheren, kreislauf-
orientierten und nachhaltigen Wertschöpfungskette 
für Batterien sollen bereits im Jahr 2020 Vorschläge für 
Rechtsvorschriften unterbreitet werden.

Als ersten Schritt zur Erarbeitung eines neuen Aktions-
plans für die Kreislaufwirtschaft hat die Europäische 
Kommission eine Roadmap vorgelegt und eine öffent
liche Konsultation durchgeführt (Europäische Kom
mission 2019d).

3.3.2	� Weiterentwicklung in 
Deutschland

Programme mit Bezug zur Kreislaufwirtschaft
147.	 In Deutschland soll das Ziel einer Kreislaufwirt-
schaft durch drei Programme gefördert werden:

ɦɦ das Abfallvermeidungsprogramm (AVP) aus dem Jahr 
2013 (BMU 2013), 

ɦɦ das Deutsche Ressourceneffizienzprogramm II 
(ProgRess II) aus dem Jahr 2016 (BMUB 2016b) und 

ɦɦ das Nationale Programm für nachhaltigen Konsum 
aus dem Jahr 2016 (Bundesregierung 2019).

Die Erarbeitung des Abfallvermeidungsprogramms er-
folgte in Umsetzung von Art. 29 Abfallrahmenrichtlinie. 

Das Programm enthält, wie in der Abfallrahmenrichtli-
nie vorgegeben, die Auswertung möglicher Maßnahmen 
zur Abfallvermeidung und bewertet diese hinsichtlich 
verschiedener Kriterien. Dabei haben viele Maßnahmen 
einen freiwilligen Charakter und sind zudem informativ, 
wie zum Beispiel Maßnahmen für Unternehmen oder 
Vermeidungsmaßnahmen bei den Konsumentinnen und 
Konsumenten. Quantifizierte Vermeidungsziele werden 
nicht festgelegt – vielmehr stellt die Bundesregierung 
klar, dass dies nicht sinnvoll sei, da der Staat nur be-
schränkte Handlungsmöglichkeiten bezüglich Maßnah-
men zur Abfallvermeidung habe und nicht in die Einzel-
entscheidungen der wirtschaftlich Handelnden eingreifen 
könne. Für das Verbot bestimmter Produkte bestünden 
außerdem EU-rechtliche Hürden. Weiterhin wird argu-
mentiert, dass eine Vermeidung wegen nachfolgender 
Substitutionseffekte sowie des Rebound-Effektes (Tz. 153) 
gegebenenfalls nicht zum Ziel der Verminderung von 
Umweltbelastungen führe. Insofern sei die Abfallvermei-
dung „keine kategorische Zielverpflichtung“. Vielmehr 
sei das Ziel eine Entkopplung von Wirtschaftswachstum 
und Abfallerzeugung (BMU 2013, S. 19). 

Das Deutsche Ressourceneffizienzprogramm betrachtet, 
wie der Aktionsplan für die Kreislaufwirtschaft, den ge-
samten Lebenszyklus von Produkten – vom Bezug der 
Rohstoffe, über das Design, die Produktion, den Konsum 
bis hin zur Abfallentsorgung. Festgesetzte quantitative 
Ziele gehen jedoch kaum über ohnehin bestehende hin-
aus, sowohl bezüglich der Ziele für Indikatoren, wie der 
Gesamtrohstoffproduktivität, als auch zum Beispiel Er-
fassungs- und Recyclingziele für verschiedene Abfallströ-
me. Die vorgeschlagenen Maßnahmen sind ebenso wie 
im Abfallvermeidungsprogramm in der Regel unverbind-
lich. Im Dezember 2019 hat das Bundesministerium für 
Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit (BMU) 
den Entwurf für ProgRess III veröffentlicht (BMU 
2019c). Dieser ist noch nicht ressortabgestimmt. Der 
Entwurf von ProgRess III enthält insgesamt 118 Maß-
nahmen, von denen 27 als prioritär eingestuft werden. 
Wie auch ProgRess II setzt ProgRess III auf die freiwil-
lige Umsetzung von Maßnahmen. Messbare Ziele und die 
Festlegung einer Erfolgskontrolle fehlen.

Das Nationale Programm für nachhaltigen Konsum soll 
der Umsetzung des SDG 12 „Nachhaltige Produktion und 
Konsum“ dienen und sicherstellen, dass die Bedürfnis-
befriedigung der heutigen und nachfolgenden Genera
tionen die Belastbarkeitsgrenzen der Erde einhält. Das 
Programm enthält Maßnahmenvorschläge unter ande-
rem für Bildung, Verbraucherinformationen, Ökodesign 
und öffentliche Beschaffung. Neben diesen übergreifen-



132

Kreislaufwirtschaft: Von der Rhetorik zur Praxis

den Ansätzen betrachtet es die Bedürfnisfelder Mobili-
tät, Ernährung, Wohnen und Haushalte, Arbeiten und 
Büro, Bekleidung sowie Freizeit und Tourismus näher. 
Verbindliche Ziele und Maßnahmen werden nicht fest-
gelegt.

Veränderungen werden in allen drei Programmen fast 
ausschließlich über auffordernde und informierende 
Maßnahmen adressiert und bleiben freiwillig. Verbind
liche und überprüfbare Ziele fehlen weitgehend, was die 
Wahrnehmung und Umsetzung durch die Akteure 
schwächt.

Der Referentenentwurf des 
Kreislaufwirtschaftsgesetzes zur Umsetzung 
der novellierten Abfallrahmenrichtlinie
148.	 Ein wichtiger Baustein für die Entwicklung einer 
Kreislaufwirtschaft ist die Ausgestaltung der europäi-
schen Vorgaben im nationalen Recht. Der Referenten-
entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Abfallrah-
menrichtlinie der Europäischen Union (Stand 5. August 
2019 (KrWG-E)) greift neben den Vorgaben der Abfall-
rahmenrichtlinie auch einzelne Regelungen der Einweg-
Plastik-Richtlinie auf. Erklärtes Ziel ist eine ökologische 
Fortentwicklung des Kreislaufwirtschaftsgesetzes, die 
weitgehend auf einer Eins-zu-eins-Umsetzung der euro-
päischen Vorgaben basiert (BMU 2019b)(Kasten 8-8 und 
8-12). Darüber hinausgehende Regelungen, die positive 
Wirkungen für Vermeidung und hochwertige Verwertung 
erzielen könnten, sind die Pflichten der öffentlichen 
Hand bei der Beschaffung (§  45 KrWG-E) sowie eine 
Obhutspflicht als Weiterentwicklung der Produktverant-
wortung (§ 23 Abs. 1 S. 2, Abs. 2 Nr. 11, § 24 Nr. 10 
KrWG-E). Durch die Obhutspflicht soll die Vernichtung 
gebrauchsfähiger Waren reduziert werden. Diese Re
gelungen entsprechen der Aufforderung an die Mit
gliedstaaten, „wirtschaftliche Instrumente und andere 
Maßnahmen, um Anreize für die Anwendung der Abfall-
hierarchie zu schaffen“, umzusetzen (Abfallrahmenricht-
linie Art. 4, Abs. 3, Beispiele im Anhang IVa). Ansonsten 
werden die in Anhang IVa aufgeführten Maßnahmen le-
diglich im Kreislaufwirtschaftsgesetz genannt und nicht 
durch konkrete Anforderungen umgesetzt.

149.	 Der Referentenentwurf des Kreislaufwirtschaftsge-
setzes sieht vor, dass einzelne Begriffsbestimmungen, 
etwa für Siedlungs-, Bau-, Abbruch- und Bioabfälle sowie 
für die stoffliche Verwertung und die Verfüllung, über-
arbeitet beziehungsweise diese neu aufgenommen wer-
den. Die Verordnungsermächtigung zur Festlegung von 
Abfallende-Eigenschaften wurde spezifiziert, sodass 

Standards für Behandlungsverfahren und Qualitätskri-
terien festgelegt werden können (§ 5 Abs. 2 KrWG-E). 
Voraussichtlich unverändert bleibt §  8 KrWG, der die 
Festlegung von Kriterien hinsichtlich der Rangfolge und 
Hochwertigkeit einer Verwertungsmaßnahme durch 
Rechtsverordnung erlaubt.

Zur Stärkung der Abfallvermeidung wird das Prinzip 
der Produktverantwortung erweitert und um Aspekte, 
die den gesamten Lebenszyklus betreffen, ergänzt. Die 
Anforderungen, die allerdings wie bisher erst durch den 
Erlass von Rechtsverordnungen wirksam werden, er-
möglichen Vorgaben zum Beispiel hinsichtlich kriti-
scher Rohstoffe, Schadstoffe, technischer Langlebig-
keit, Reparierbarkeit, des Rezyklateinsatzes oder 
Vorkehrungen gegen Littering. Auch die auf die Produ-
zenten bezogenen Vorgaben der Einweg-Plastik-Richt-
linie (v. a. Sensibilisierung, Beteiligung an Kosten zur 
Reinigung der Umwelt) sollen umgesetzt werden (§ 23 
Abs. 2 KrWG-E). 

Die Quoten für Recycling und Verwertung der spezifi-
schen Abfallarten werden direkt aus der Abfallrahmen-
richtlinie übernommen (§ 14 KrWG-E). Dabei ändert 
sich die bisherige Berechnungsweise (Tz. 138). Nach 
dem Referentenentwurf des Kreislaufwirtschaftsgeset-
zes muss erst bis 2035 wieder ein Wert von 65 Gewichts-
prozent für Siedlungsabfälle erreicht werden. Unterstüt-
zen soll dabei die Pflicht zur getrennten Sammlung 
weiterer Abfallarten (§ 20 KrWG-E).

Der Referentenentwurf des Kreislaufwirtschaftsgesetzes 
enthält eine Reihe neuer Anforderungen, die das Poten-
zial haben, positive Änderungen hin zu einer Kreislauf-
wirtschaft zu entfalten. Insgesamt könnte der Entwurf 
die Chance einer ambitionierten Umsetzung mutiger 
nutzen.

3.4	 Erweiterte Zielhierarchie 
und Defizitanalyse

150.	 Im Folgenden werden ausgewählte Aspekte der 
Kreislaufwirtschaft sowohl auf nationaler als auch auf 
europäischer Ebene kritisch diskutiert. Dafür wird zu-
nächst ein Zielsystem basierend auf dem Grundkonzept 
der Abfallhierarchie aufgestellt. Anschließend werden 
Defizite der jetzigen Umsetzung der kreislauforientier-
ten Abfallwirtschaft aufgezeigt.
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3.4.1	 Plädoyer für eine erweiterte 
Zielhierarchie

151.	 Die bisherige an der Abfallhierarchie ausgerichtete 
nationale und europäische Abfallpolitik hat es nicht 
geschafft, den absoluten Verbrauch an Rohstoffen zu 
verringern sowie die dauerhafte Kreislaufführung von 
Stoffen und Materialien entscheidend zu verbessern 
(BEHRENS et al. 2007; VAN EWIJK und STEGEMANN 
2016). Es ist daher notwendig, die strategische und ope-
rationale Herangehensweise an die Kreislaufwirtschaft 
neu zu strukturieren. Teilweise ist dies im Kreislaufwirt-
schaftspaket der EU bereits angelegt. Mit der Einbezie-
hung von Rohstoffgewinnung und Produktion in die 
Kreislaufwirtschaft (Tz. 143 f.) wählt die Europäische 
Kommission aus Sicht des Sachverständigenrats für 
Umweltfragen (SRU) den richtigen Ansatz. So wird das 
Abfallrecht, dessen Reichweite begrenzt ist, in Zusam-
menhang mit anderen Aspekten, wie zum Beispiel Pro-
duktgestaltung und Chemikalienpolitik, gesetzt. Auch 
der nachhaltige Konsum ist richtigerweise Bestandteil 
der Kreislaufwirtschaft. Jedoch bestehen aus Sicht des 
SRU Defizite sowohl bei der programmatischen als auch 
der regulatorischen Weiterentwicklung der Kreislauf-
wirtschaft.

152.	 Aufgrund der Notwendigkeit, gesellschaftliche 
Stoffströme stärker als bisher zu steuern (s. ausführlich 
SRU 2019, Tz. 125 ff., 274 ff. und 362), sollte die fünf-
stufige Abfallhierarchie (Tz. 133, Abb. 3-2) um „Produkt-
stufen“ ergänzt werden. Der SRU schlägt deshalb ein 
neues, erweitertes Zielsystem vor. Hieran sollten sich zu-
künftige Maßnahmen und Instrumente ausrichten:

ɦɦ Input an Rohstoffen für Produkte, Infrastrukturen 
und Dienstleistungen verringern,

ɦɦ Produkte kreislaufwirtschaftsfähig gestalten (lang
lebig, schadstofffrei, materialeffizient, reparierbar, 
rezyklierbar etc.),

ɦɦ verbindliche Ziele für Abfallvermeidung und Vorbe-
reitung zur Wiederverwendung definieren und das 
Kreislaufwirtschaftssystem so gestalten, dass diese 
ersten beiden Stufen der Abfallhierarchie auch tat-
sächlich stattfinden, sowie

ɦɦ Recycling nicht nur an seiner Quantität, sondern 
auch an seiner Qualität messen und Schadstoffe 
sicher ausschleusen.

In Abbildung 3-7 werden diese Ziele orientiert an der Ab-
fallhierarchiepyramide dargestellt. Die neuen Stufen 
„Verringerung der Stoffströme“ und „Produkte kreislauf-
wirtschaftsfähig gestalten“ sind kein Bestandteil der Ab-
fallhierarchie gemäß Abfallrahmenrichtlinie. Der SRU er-
achtet es jedoch als notwendig, diese klar als Bestandteil 
der Kreislaufwirtschaft zu benennen und mit Zielen zu 
unterlegen.

Um eine Verringerung der Stoffströme zu erreichen, sind 
sowohl Effizienz- als auch Suffizienzmaßnahmen not-
wendig. Dies muss dabei so erfolgen, dass es auch tat-
sächlich zu einer Verringerung von negativen Umwelt-
wirkungen kommt. Dafür müssen beispielsweise 
Alternativen für bestehende Konsumprinzipien angebo-
ten werden. Der fehlende kulturelle Wandel im Umgang 
mit Rohstoffen und daraus hergestellten Gütern ist ein 
wesentliches Hemmnis für die Umsetzung einer Kreis-
laufwirtschaft (KIRCHHERR et al. 2018). Weiterhin soll-
te ein Abgleich mit den Zielen anderer Umweltpolitikbe-
reiche erfolgen und eine möglichst hohe Kohärenz 
hergestellt werden. Damit Maßnahmen effektiv sind, ist 
außerdem eine ökologische Priorisierung notwendig.

Die kreislaufwirtschaftsfähige Gestaltung von Produk-
ten bedeutet, dass sie grundsätzlich langlebig, schadstoff-
frei, materialeffizient, reparierbar und recyclingfähig 
sind. Die Kombination dieser Eigenschaften wird hier 
mit dem Begriff „kreislaufwirtschaftsfähig“ zusammen-
gefasst. Dieser Begriff ist damit weitergehend als „kreis-
lauffähig“, worunter vor allem Recyclingfähigkeit 
verstanden wird. Die Umsetzung der kreislaufwirt-
schaftsfähigen Produktgestaltung hat direkten Einfluss 
auf die Vermeidung und das Recycling von Abfällen. Mit 
dieser expliziten Nennung wird aber klargestellt, dass 
eine umfassende Produktpolitik als Teil der Kreislauf-
wirtschaft notwendig ist.

Die Vermeidung von Abfällen entspricht der jetzigen 
obersten Stufe der Abfallhierarchie. Die Vorbereitung zur 
Wiederverwendung wird hier direkt an die Vermeidung 
angeschlossen, da sie zur Wiederverwendung führt und 
somit letztendlich zur Vermeidung beiträgt.

Die nachfolgende Stufe, das Recycling, wird um den Zu-
satz „hochwertig“ sowie den Aspekt der Schadstoffaus-
schleusung ergänzt. Letztere ist notwendig, um dauer-
haft schadstofffreie Produkte herstellen zu können. Hier 
ist es wichtig, Kenntnis darüber zu haben, welche noch 
in Nutzung befindlichen Produkte und Infrastrukturen 
welche Schadstoffe enthalten.
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Die anschließenden Stufen, sonstige Verwertung und Be-
seitigung, entsprechen den untersten Stufen der Abfall-
hierarchie. Dabei wird die sonstige Verwertung – analog 
zum Recycling – um „hochwertig“ ergänzt. Diese beiden 
untersten Stufen der Kreislaufwirtschaftshierarchie soll-
ten zukünftig möglichst wenig genutzt werden. Ihre 
hauptsächliche Funktion sollte in der Ausschleusung von 
Schad- und Störstoffen liegen.

3.4.2	 Kreislaufwirtschaft ist 
unzureichend in die 
Umweltpolitik integriert

Konsum und Kreislaufwirtschaft
153.	 Effizienz- und Recyclingmaßnahmen sind nicht aus-
reichend, um die notwendige Reduzierung der mit der 
Rohstoffnutzung verbundenen Umweltbelastungen zu 
erzielen (UBA 2015; BRINGEZU 2015; IVANOVA et al. 

2016; OECD 2019). Vielmehr sind Strategien erforder-
lich, die zu einer absoluten Verminderung des Rohstoff
einsatzes führen, da Effizienzsteigerungen allein nicht 
ausreichen. Ein möglicher Grund ist, dass die durch tech-
nische Maßnahmen erzielten Einsparungen zu einer 
Nachfragesteigerung führen (SANTARIUS 2012, S. 10), 
da die finanziellen Einsparungen für weiteren Konsum 
oder Investitionen eingesetzt werden (SACHS und SAN-
TARIUS 2014). Dieser sogenannte Rebound-Effekt 
wurde bisher vor allem im Bereich Energie untersucht. 
Er führt dazu, dass Rohstoffeinsparungen und/oder Um-
weltentlastungen aus Effizienzgewinnen teilweise oder 
ganz aufgezehrt werden (siehe zusammenfassend u. a. 
SRU 2016, Tz. 197; 2011, Tz. 375 ff.). Folglich führen Ef-
fizienzgewinne nicht unbedingt zu einem verminderten 
Einsatz und Verbrauch von Rohstoffen. Suffizienz hin-
gegen zielt darauf ab, Konsumprinzipien und die mit dem 
Konsum verbundenen Nutzenaspekte so zu verändern, 
dass die ökologischen Grenzen der Erde eingehalten 
werden können (FISCHER und GRIEßHAMMER 2013, 

ɦɦ Abbildung 3-7	

Erweiterung der Abfallhierarchie zu einer Kreislaufwirtschaftshierarchie
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S. 9 f.). Ein verändertes Konsumverhalten aus Gründen 
der Suffizienz bedeutet nicht zwangsläufig Verzicht, 
sondern die Reflexion des Konsumverhaltens und die 
Abwägung von Alternativen, zum Beispiel eigener Pkw 
oder Nutzung von CarSharing (QUACK et al. 2017, 
S. 16). Suffizienz und Effizienz sind strategische Elemen-
te des Konsums. Dabei setzt Effizienz in erster Linie beim 
Hersteller eines Produktes an, während Suffizienz auf 
das Konsumverhalten zielt (SRU 2015, Tz. 58). Aller-
dings sollte Suffizienz auch Hersteller und Handel 
adressieren, um Lösungen mit stärkerem Bezug zur 
Dienstleistung (Nutzen) als zum Produkt (Besitzen) 
anzubieten.

154.	 Ein deutliches Bekenntnis zu dem Ziel, die gesell-
schaftlichen Stoffströme insgesamt zu verringern, findet 
sich in den verschiedenen politischen Programmen 
(Abb. 3-6) nicht. Jedoch umfasst die Definition der Ab-
fallvermeidung in der Abfallrahmenrichtlinie auch das 
Konsumverhalten. Dieses soll auf den Erwerb von abfall- 
und schadstoffarmen Produkten sowie die Nutzung von 
Mehrwegverpackungen gerichtet sein. Die Begriffe „ab-
fall- und schadstoffarm“ werden jedoch nicht spezifi-
ziert. Ebenso nimmt die Kommission in ihrem Aktions-
plan für die Kreislaufwirtschaft den Konsum (Verbrauch) 
mit in den Blick und sieht ihn klar als Teil der Kreislauf-
wirtschaft. Statt verbindlicher Regelungen wird aber viel-
mehr darauf gesetzt, den Konsumentinnen und Konsu-
menten durch Informationsbereitstellung die Wahl des 
jeweils weniger umweltschädlichen Produktes zu ermög-
lichen. Durch das Instrument des Ökodesigns (Tz. 143; 
Kasten 3-4) soll die Umweltbilanz von Produkten schritt-
weise verbessert werden.

Inwieweit mit der pauschalen Verringerung der Stoff-
ströme insgesamt tatsächlich eine Reduzierung der Um-
weltwirkungen einhergeht und auf welches Maß die Roh-
stoffnutzung verringert werden muss, wird vielfach 
diskutiert (UBA 2015; BRINGEZU 2015; MÜLLER et al. 
2017; van der VOET et al. 2004). Um unterschiedlichen 
Umweltwirkungen der Rohstoffnutzungen sowie der 
Frage, ob bestimmte Rohstoffe zum Beispiel für die Um-
stellung der Energieversorgung auf erneuerbare Rohstof-
fe benötigt werden, Rechnung zu tragen, werden auch 
materialspezifische Reduktionsziele vorgeschlagen (BIO 
Intelligence Service 2012; BRINGEZU 2015). In Kombi-
nation mit der Analyse der damit verbundenen Umwelt-
wirkungen könnten in nationalen Programmen und Stra-
tegien materialspezifische Reduktionsziele festgelegt und 
hierauf aufbauend wiederum spezifische Strategien für 
die Veränderung von Konsumentscheidungen entwickelt 
werden.

155.	 Fraglich ist, mit welchen Maßnahmen und Instru-
menten eine Änderung des Konsums und damit der Roh-
stoffnachfrage inklusive der verbundenen Umweltwir-
kungen erreicht werden kann. Denn hierfür sind 
kulturelle Barrieren zu überwinden (KIRCHHERR et al. 
2018). Sowohl im Nationalen Programm für nachhalti-
gen Konsum als auch im Abfallvermeidungsprogramm 
und in ProgRess II werden vor allem sogenannte weiche 
Maßnahmen und Instrumente aufgeführt. Hierzu zählen 
unter anderem das Befördern einer gesellschaftlichen 
Diskussion über nachhaltige Lebensstile durch Bürger-
dialoge, die Zusammenarbeit mit gesellschaftlichen 
Gruppen und die Aufnahme von Nachhaltigkeitsinhal-
ten in den Bildungsbereich. Weiterhin sollen Verbrau-
cherinformationen beispielsweise durch entsprechende 
Kennzeichnung (Umwelt- und Soziallabel) verbessert 
werden. Die Nachfrage nach ressourceneffizienten Pro-
dukten soll weiterhin zum Beispiel durch finanzielle För-
derungen für neue Nutzungskonzepte und die Integrati-
on von sozialen und ökologischen Aspekten in der 
Finanzberatung von Verbraucherzentralen gestärkt wer-
den. Ordnungsrechtliche Anforderungen bestehen ledig-
lich für energieverbrauchsrelevante Produkte im Rah-
men der Umsetzung der Durchführungsverordnungen 
unter der Ökodesign-Richtlinie (Tz. 143, Kasten 3-4). 
Der Fokus der Maßnahmen liegt dabei insgesamt aber 
eher auf der Frage des „anders“ Konsumierens im Sinne 
einer anderen Kaufentscheidung, als des „weniger“ Kon-
sumierens. Zwar kann das „anders“ Konsumieren bei ent-
sprechender Langlebigkeit und Reparierbarkeit auch zu 
insgesamt weniger Konsum führen. Um einen tatsächli-
chen Mengeneffekt zu erzielen, sollte aber gleichzeitig 
eine Strategie des insgesamt „weniger“ Konsumierens 
verfolgt werden.

Die Verringerung der Stoff- und Materialumsätze sollte 
dabei aber nicht nur auf Primärrohstoffe fokussieren. 
Auch wenn das Recycling von Produkten und somit das 
Bereitstellen von Sekundärrohstoffen mit geringeren 
Umweltwirkungen als die Primärherstellung verbunden 
ist (Tz. 131), ist das alleinige Etablieren von Recycling-
kreisläufen aufgrund des damit verbundenen ökologi-
schen Aufwandes nicht ausreichend. Diese Zielsetzung 
sollte parallel zur Langlebigkeit und Reparierbarkeit 
verfolgt werden.

Bisher bestehen aber weder Klarheit über die Notwen-
digkeit, das Konsumverhalten zu ändern, noch gibt es 
hierzu einen gesellschaftlichen Konsens. Suffizienz ist 
kaum ein Thema, weil sinkende Produktion dem Kon-
zept des stetigen Wirtschaftswachstums auf den ersten 
Blick entgegensteht. Dies spiegelt sich beispielsweise im 
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Ziel der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie „Stetiges 
und angemessenes Wirtschaftswachstum“ und dem zu-
geordneten Indikator BIP wider. Steigt das BIP, wird dies 
trotz der damit verbundenen negativen Umweltwirkun-
gen positiv angerechnet (SRU 2019, Tz. 383). Immerhin 
strebt die Bundesregierung dieses Ziel unter der Maß
gabe an, den „absoluten Ressourcen- und Energiever-
brauch entlang der gesamten Wertschöpfungskette zu 
reduzieren und von der wirtschaftlichen Entwicklung zu 
entkoppeln“ sowie „die Effizienz fortlaufend zu steigern“ 
(Bundesregierung 2017, S. 122).

Zusammenspiel mit anderen 
Umweltpolitikbereichen
156.	 Aus Sicht des SRU ist eine enge Verzahnung der 
Ziele und Maßnahmen der Kreislaufwirtschaft mit an-
deren Umweltpolitikbereichen notwendig. Zunächst ge-
hört hierzu eine enge Kopplung der Programme und 
Strategien, die direkt an den einzelnen Lebenszyklus-
phasen von Produkten ansetzen. Auf europäischer Ebene 
betrifft dies den Aktionsplan für die Kreislaufwirtschaft 
(Europäische Kommission 2015c), den Aktionsplan für 
Nachhaltigkeit in Produktion und Verbrauch (Europäi-
sche Kommission 2008a) sowie die Thematische Stra-
tegie für die nachhaltige Nutzung natürlicher Ressour-
cen (Europäische Kommission 2005a). Dabei nimmt der 
Aktionsplan für die Kreislaufwirtschaft Bezug auf die 
Konsumphase und stellt einen eindeutigen Bezug zur 
Schonung der natürlichen Ressourcen her. Die Program-
me auf nationaler Ebene (AVP, ProgRess II und Pro-
gramm zum Nachhaltigen Konsum, Tz. 147) überschnei-
den sich thematisch ebenfalls und sprechen teilweise 
auch die gleichen Akteure an, setzen aber unterschied-
liche Schwerpunkte. Es ist anzunehmen, dass sie da-
durch an Schlagkraft verlieren, weil nicht transparent 
ist, warum es verschiedene Programme mit teilweise 
gleichen Themen gibt. So ergab eine Befragung in Bun-
desministerien, deren Arbeit inhaltliche Überschneidun-
gen mit den Themen des Abfallvermeidungsprogramms 
haben, dass das Abfallvermeidungsprogramm und seine 
Inhalte nur bei einzelnen Gesprächspartnern bekannt 
sind (BMU 2019c). Zwar würden Maßnahmen auch mit 
Wirkung auf die Abfallvermeidung umgesetzt, allerdings 
ohne Bezug auf das Abfallvermeidungsprogramm. Mit 
Blick auf den lebenszyklusübergreifenden Ansatz im EU-
Kreislaufwirtschaftspaket stellt sich die Frage, ob diese 
Programme für eine größere Transparenz und Akzep-
tanz bei den Akteuren zusammengelegt und bearbeitet 
werden sollten.

Bereits angelegt im Maßnahmenkatalog des Aktionsplans 
für die Kreislaufwirtschaft ist die notwendige Verknüp-

fung mit der Chemikalien- und Produktpolitik. Hierfür 
hat die Europäische Kommission Anfang 2018 ein Doku-
ment zur Schnittstelle zwischen Abfall-, Chemikalien- 
und Produktpolitik veröffentlicht (Europäische Kom-
mission 2018c) sowie eine öffentliche Konsultation 
durchgeführt (Europäische Kommission 2019f). Hier 
ging es zum Beispiel um die Position der Akteure zur 
Frage der Nachverfolgung von chemischen Verbindun-
gen mit gefährlichen Eigenschaften sowie der Gleichheit 
der Behandlung von Primär- und Sekundärrohstoffen 
beispielsweise unter der Chemikalienverordnung (EG) 
Nr. 1907/2006 (sog. REACH-Verordnung). Vielfach wird 
diskutiert, für Sekundärrohstoffe höhere Schadstoffge-
halte als für Primärmaterial zuzulassen, um das Recyc-
ling zu fördern. Das ist aus Sicht des SRU kritisch zu be-
werten, weil dadurch dauerhaft Schadstoffe in die 
Stoffkreisläufe und damit in Produkte verschleppt wür-
den.

Darüber hinaus gibt es viele weitere Strategien – sowohl 
im Bereich Umweltschutz als auch im Bereich wirtschaft-
liche Entwicklung. Dies sind zum Beispiel der Klima-
schutzplan, die Hightech-Strategie oder die Bioökono-
miestrategie. Die Frage, welchen Einfluss sie auf die 
Stoffströme haben und ob die Steuerung der Stoffströ-
me dazu beitragen kann, die Ziele dieser Strategien zu 
erreichen, wird in der Regel nicht betrachtet.

Fehlende ökologische Kostenwahrheit
157.	 Die Durchsetzung des „wahren“ Preises von Pro-
dukten und Gütern würde Produktion und Konsum maß-
geblich beeinflussen. Die hierfür notwendige Internali-
sierung der externen Kosten ist ein lang bekanntes 
Konzept, um Marktunvollkommenheiten auszugleichen, 
die zu Umweltschäden führen (SRU 2019, Tz. 182 f.). 
Denn würden die Preise für Produkte die Kosten der ver-
ursachten Umweltwirkungen sowie die Einhaltung sozi-
aler Standards beinhalten, wären sie in vielen Fällen 
höher als dies derzeit der Fall ist. Dieser höhere Preis 
würde die Rohstoffnutzung verringern und dazu beitra-
gen, dass sich die Aufbereitung von Abfällen zu Sekun-
därrohstoffen stärker als heute wirtschaftlich trägt. Des 
Weiteren hätte dies voraussichtlich zur Folge, dass die 
Produkte aufgrund des höheren Preises langlebiger ge-
staltet bzw. länger genutzt würden. Somit könnte die 
Internalisierung der externen Kosten das Konsumver-
halten beeinflussen. Ob und wie langfristig ein Konsum-
verhalten erreicht werden kann, das mit (deutlich) 
weniger Umweltauswirkungen durch verringerten Roh-
stoffkonsum einhergeht, bleibt eine offene Forschungs-
frage (LINZ 2017, S. 69). 
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Auch die Kosten einer hochwertigen Entsorgung sind in 
der Regel nicht im Produktpreis enthalten (Erfassungs-
system, Behandlungsart etc.). Verwertungsverfahren mit 
hohen Umweltstandards sind in der Anschaffung und im 
Betrieb oft teurer und können deshalb nicht mit einfa-
cheren Verwertungsverfahren konkurrieren. Weiterhin 
ist die Herstellung hochwertiger Rezyklate im Vergleich 
zu weniger hochwertigen mit höheren Kosten verbun-
den. Hinzu kommt, dass die kreislauforientierte Abfall-
wirtschaft globalen Märkten unterliegt und teilweise in 
rechtlichen Grauzonen stattfindet (GREGSON et al. 
2015; LAZAREVIC und VALVE 2017). Hier werden selbst 
bestehende Standards teilweise unterlaufen und die Art 
der Behandlung auf den größtmöglichen ökonomischen 
Gewinn ausgerichtet, nicht auf die Erreichung einer best-
möglichen Kreislaufwirtschaft (ebd.). Dies zeigt, dass 
auch globale Bedingungen entscheidend für die Umset-
zung einer Kreislaufwirtschaft sind und Kreislaufwirt-
schaft nicht ohne Beachtung globaler Wirtschaftsver-
flechtungen implementiert werden kann (GRAEDEL 
et  al. 2019). Somit erreichen letztlich auch etablierte 
ökonomische Instrumente der kreislauforientierten Ab-
fallwirtschaft wie Entsorgungsgebühren oder die Her-
stellerverantwortung die Ziele der Kreislaufwirtschaft 
nicht oder nur teilweise. Ihre derzeitige Ausgestaltung 
muss deshalb mit Blick auf die Finanzierung einer hoch-
wertigen Entsorgung geprüft werden.

Priorisierung von 
Kreislaufwirtschaftsmaßnahmen
158.	 In den Strategien und Programmen auf europäi-
scher und nationaler Ebene wird häufig die ökonomische 
Motivation von Kreislaufwirtschaft betont: Sie soll Ar-
beitsplätze schaffen und zur sicheren Rohstoffversor-
gung Europas beitragen (Tz. 142). Abgesehen von der 
Einhaltung von Mindeststandards, zum Beispiel für 
Schadstoffentfrachtung und Recyclingquoten, richten 
sich Abfallwirtschaftsaktivitäten in der Praxis an wirt-
schaftlichen Faktoren aus – nicht an der besten ökologi-
schen Lösung (Tz. 135). Das ökonomische Optimum 
bezüglich Erfassungsmenge, Recyclingqualität und 
-quantität etc. liegt aber oftmals nicht dort, wo das 
Optimum aus ökologischer Sicht ist (BUNGE 2015; 
defra  2011). So bleiben Rückgewinnungsraten hinter 
dem zurück, was ökologisch sinnvoll ist. Mit Blick 
darauf,  dass Kreislaufwirtschaft auch die Vermeidung 
und Vorbereitung zur Wiederverwendung beinhaltet, ist 
die Frage des ökologischen Optimums sogar noch wei-
ter zu fassen: Maßnahmen des Recyclings sollten auch 
mit Maßnahmen der Vermeidung und Vorbereitung zur 
Wiederverwendung abgeglichen werden.

Aus Sicht des SRU ist es notwendig, aus ökologischer 
Perspektive abzuleiten, welche Stoffströme prioritär ge-
lenkt werden sollten und welche Ansatzpunkte über den 
Lebenszyklus für die Umwelt am vorteilhaftesten sind. 
Dies ist bisher weder im EU-Kreislaufwirtschaftspaket 
(Tz. 142 f.) noch im Rahmen der deutschen Programme 
zum nachhaltigen Konsum, zur Abfallvermeidung und 
zur Ressourceneffizienz (Tz. 147) ausreichend erfolgt. 
Insbesondere im Rahmen des Kreislaufwirtschaftspakets 
sollte entweder durch rechtliche Rahmenbedingungen 
oder durch Internalisierung externer Kosten mittels öko-
nomischer Instrumente eine Ökologisierung angestrebt 
werden. Wird eine solche Priorisierung vorgenommen, 
ist es außerdem wichtig, nicht nur den Status quo der 
Rahmenbedingungen auf Basis teilweise älterer Daten zu 
berücksichtigen, da dies zu falschen, nicht zukunftsge-
richteten Entscheidungen führen kann (LAZAREVIC 
et al. 2012). Entscheidungen für zukünftige Entwicklun-
gen sollten stattdessen auf Annahmen zur Zukunft be-
ruhen. Dies würde zum Beispiel bedeuten, die Auswir-
kungen eines veränderten Strommix aufgrund der 
Dekarbonisierung der Energieversorgung im Rahmen des 
Klimaschutzes zu berücksichtigen (Tz. 182). Bewer-
tungssysteme müssen weiterhin beachten, dass es nicht 
zu ökologisch schlechteren Substitutionen von Rohstof-
fen, Materialien oder Produkten kommt. Als positives 
Beispiel ist das Projekt RESCUE – Wege in eine ressour-
censchonende Treibhausgasneutralität des Umweltbun-
desamtes zu nennen. Hier wurden verschiedene Szena-
rien modelliert, wie das Ziel der Treibhausgasneutralität 
in Deutschland im Jahr 2050 erreicht werden kann und 
welchen Einfluss die Kombination verschiedener Maß-
nahmen auf die insgesamt ausgestoßenen Treibhausgas
emissionen sowie die Rohstoffnutzung haben (UBA 
2019i). Dabei kommt das GreenSupreme-Szenario den 
internationalen Verpflichtungen zum Klimaschutz (1,5°-
Ziel) am nächsten. Für die Rohstoffnutzung (gemessen 
als RMC, Tz. 128, Kasten 3-1) zeigen die Ergebnisse, dass 
es in allen Szenarien zu einem deutlichen Rückgang 
kommt, weil keine fossilen Energieträger mehr genutzt 
werden. Eine weitere Reduktion der Rohstoffnutzung 
kann zum Beispiel durch verstärkten Einsatz von Sekun-
därrohstoffen, Materialsubstitutionen und Lebensstil
änderungen (z. B. kleinere Pro-Kopf-Wohnfläche, Er
nährung) erreicht werden. So trägt eine kleinere 
Pro-Kopf-Wohnfläche zu einem geringeren Bedarf an 
nicht-metallischen Mineralien bei. Ein geringerer Fleisch-
konsum führt in Verbindung mit einem reduzierten Tier-
bestand zu einem Rückgang der benötigten Biomasse. 
Die Annahme eines zunehmenden Holzbaus dagegen er-
höht die notwendige Menge an Biomasse. Die Inan-
spruchnahme von Metallerzen nimmt zunächst aufgrund 
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des notwendigen Mehrbedarfes für den Umbau der Ener-
gieversorgung kaum ab. Ab 2040 kann aber auch hier eine 
Abnahme erwartet werden. Die größte Reduzierung der 
Rohstoffnutzung – und zwar um 70 % im Jahr 2015 be-
zogen auf das Jahr 2010 – ergibt sich im sogenannten 
GreenSupreme-Szenario. Dieses Szenario geht von Än-
derungen in allen betrachteten Maßnahmenbereichen 
aus und erfordert damit im Vergleich der Szenarien die 
größten Veränderungen.

Produktpolitik für Kreislaufwirtschafts
fähigkeit existiert nur in Ansätzen
159.	Die Erarbeitung von Methoden und ersten Durch-
führungsverordnungen mit Bezug zu Aspekten wie Le-
bensdauer, Reparierbarkeit und Recyclingfähigkeit etc. 
unter dem Dach der Ökodesign-Richtlinie (Tz. 143, 
Kasten 3-4) ist ein erster wichtiger Schritt, um ent-
sprechende Anforderungen für spezifische Produkte 
stellen zu können. Bisherige Anforderungen zum Bei-
spiel im Elektro- und Elektronikgerätegesetz bleiben 
nur sehr allgemein und sind in der Praxis nicht voll-
ziehbar. Danach haben Hersteller ihre Elektro- und 
Elektronikgeräte möglichst so zu gestalten, dass ins-
besondere die Wiederverwendung, die Demontage und 
die Verwertung von Altgeräten, ihren Bauteilen und 
Werkstoffen berücksichtigt und erleichtert werden 
(§ 4 Abs. 1 S. 1 ElektroG). Was genau dies für das De-
sign von Elektro- und Elektronikgeräten bedeutet, wird 
nicht spezifiziert. Auch stellt ein Verstoß gegen diese 
Anforderung keine Ordnungswidrigkeit im Sinne des 
Elektro- und Elektronikgerätegesetzes dar (§ 45 Abs. 
1 ElektroG). Konkrete Regelungen gibt es hingegen 
für die Beschränkung bestimmter Schwermetalle, 
Weichmacher und Flammschutzmittel. Dies ist für 
Elektro- und Elektronikgeräte in der Elektro- und 
Elektronikgeräte-Stoff-Verordnung geregelt (§ 3 Abs. 
1 ElektroStoffV). Der Vollzug obliegt den Bundes
ländern, ein Verstoß gegen die Stoffbeschränkungen 
stellt eine Ordnungswidrigkeit dar (§ 14 Abs. 1 Elek
troStoffV). Analoge Regelungen zu Stoffbeschränkun-
gen existieren auch für Fahrzeuge, Batterien und Ver
packungen. Weitere Stoffregulierungen bestehen 
insbesondere durch die POP- und die REACH-Ver
ordnung.

Über diese Anforderungen hinaus gibt es keine Regelun-
gen, die entweder weitergehend bzw. konkreter sind oder 
die sich allgemein auf alle Produkte beziehen. Da die Pro-
duktgestaltung aber Auswirkungen auf die Rohstoffnach-
frage und alle abfallseitigen Maßnahmen hat, sollten Re-
gelungen hierzu dringend konkretisiert und auf weitere 
Produkte erweitert werden.

3.4.3	 Ziele für Abfallvermeidung 
fehlen

160.	 Obwohl der Vorrang der Abfallvermeidung im deut-
schen Abfallrecht seit 1986 verankert ist, findet sie kaum 
statt (Tz. 136). Weder im Kreislaufwirtschaftsgesetz 
noch im Abfallvermeidungsprogramm legt die Bundes-
regierung entsprechende konkrete Ziele fest (Kasten 8-8). 
Von der Möglichkeit, in ihren Abfallvermeidungspro-
grammen keine Vermeidungsziele aufzunehmen (Art. 29 
Abfallrahmenrichtlinie), haben neben Deutschland auch 
andere Mitgliedstaaten Gebrauch gemacht (EEA 2015). 
Es gibt jedoch auch Ausnahmen (ebd.). So will beispiels-
weise Frankreich eine Reduktion der pro Kopf produzier-
ten Menge an Siedlungsabfällen bis 2020 um 10 % bezo-
gen auf 2010 erreichen. Bulgarien möchte bis 2020 unter 
das Niveau von 2011 gelangen. Weitere Länder und Re-
gionen, die Ziele festgelegt haben, sind Portugal, Eng-
land, Italien, Estland, Finnland, Flandern und Wales. Je-
doch sind die Ziele unterschiedlich ambitioniert. Sie 
streben auch nicht alle eine absolute Reduktion an – teil-
weise beziehen sie sich auf eine relative Entkopplung von 
der Wirtschaftsleistung (z. B. Estland). Aus Sicht des 
SRU ist dies nicht ausreichend. Es bedarf dringend einer 
Reduzierung der gesellschaftlichen Stoffströme (Tz. 128). 
Dafür müssen Indikatoren entwickelt und klare absolu-
te Ziele formuliert werden.

3.4.4	 Recycling ist zu wenig 
ökologisch ausgerichtet

161.	 In Abschnitt 3.4.2 (Tz. 158) wurde bereits aufge-
zeigt, dass das ökologische und das ökonomische Opti-
mum bezüglich Abfallerfassung und Recyclingrate und 
-qualität oftmals weit auseinander liegen. Grund hierfür 
ist, dass nur wenig spezifizierte Anforderungen an das 
Recycling existieren. Im Folgenden werden Aspekte, die 
die ökologische Qualität des Recyclings bestimmen, 
detaillierter betrachtet.

Hochwertigkeit des Recyclings
162.	 Für das Recycling bestehen in der Regel nur sehr 
allgemeine Anforderungen in Form von quantitativen 
Recyclingquoten. Dabei werden – außer bei Verpackun-
gen – keine materialspezifischen Anforderungen oder 
Qualitätsaspekte berücksichtigt.
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In der Praxis bestimmt sich der Grad der Rückgewinnung 
der einzelnen enthaltenen Stoffe und Materialien aus der 
zu erfüllenden Recyclingquote, der technischen Mach-
barkeit sowie den Kosten und den erzielbaren Erlösen. 
Dies führt dazu, dass nicht alle Materialien optimal aus 
ökologischer Sicht recycelt werden. Dabei bestehen auf-
grund der Komplexität der Produkte und thermodyna-
mischer Gesetzmäßigkeiten Grenzen für das Recycling 
und es kommt immer zu irreversiblen Verlusten (CIAC-
CI et al. 2015; UNEP 2013; 2011). Die Gestaltung der 
Produkte sowie die Art der Behandlung und des Recyc-
lings sind deshalb entscheidend für die Quantität und 
Qualität der Rückgewinnung. Maßnahmen und Instru-
mente sollten dahin wirken, die Summe der Umweltbe-
lastungen zu minimieren und nicht die Gesamtmasse des 
Recyclings zu maximieren (GEYER et al. 2016). Erschwe-
rend kommen kurze Zyklen bezüglich Änderungen im 
Design und in der Zusammensetzung von Produkten 
hinzu. Die Entsorgungswirtschaft muss sich somit immer 
wieder auf neuartige Abfälle einstellen, deren stoffliche 
Zusammensetzung ihr nicht bekannt ist.

163.	 Für die Frage, wie häufig ein Stoff oder Material im 
Kreislauf geführt werden kann, ist die Hochwertigkeit 
des Recyclings entscheidend. Denn es gelten Ausgangs-
fraktionen aus dem Recycling verschiedener Qualität als 
„recycelt“ – unabhängig davon, wofür sie als Sekundär-
rohstoffe eingesetzt werden (d. h. welche Primärrohstof-
fe sie ersetzen) und ob sie selbst wieder recyclingfähig 
sind. So findet beispielsweise bei Kunststoffprodukten 
häufig ein Recycling zu einem Mischkunststoff statt 
(Consultic 2015, S. 23; Conversio 2018a, S. 68) und das 
daraus hergestellte Produkt wird an seinem Lebensende 
nicht erneut recycelt, sondern energetisch verwertet. Bei 
legierten Metallen wird von sogenanntem nicht funkti-
onellem Recycling gesprochen. Werden speziell legierte 
Metalle nicht separat recycelt, sodass sie wieder für die 
speziellen Zwecke dieser Legierungsart eingesetzt wer-
den können, sondern in einem Produkt, das diese Legie-
rungsart gar nicht benötigt, ist kein sogenanntes funkti-
onelles Recycling für die Legierungsmetalle erfolgt 
(UNEP 2011; NAKAMURA et al. 2012; LØVIK et al. 2014; 
MODARESI et al. 2014). Diese Anreicherung von Legie-
rungselementen und Störmetallen kann sogar so weit 
gehen, dass langfristig kein Bedarf bestehen wird, alle 
Schrotte zu recyceln, da zur Erreichung der notwendi-
gen Produktqualität Verunreinigungen in Sekundärroh-
stoffen mit sauberem Primärmaterial verdünnt werden 
müssen (NAKAMURA et al. 2012; LØVIK et al. 2014; 
REUTER et al. 2013). Für bestimmte Anwendungen muss 
sogar vollständig Primärmaterial verwendet werden. So 
kann es – bei steigenden Recyclingraten – zu einem 

Schrottüberschuss („scrap surplus“) kommen (NAKA-
MURA et al. 2012; LØVIK et al. 2014). Ein weiteres Bei-
spiel ist die Verwertung von Bau- und Abbruchabfällen. 
Hier wird zwar eine hohe Recyclingquote erreicht, aber 
der Einsatz von Bau- und Abbruchabfällen aus dem Hoch-
bau erfolgt in der Regel nicht wieder im Hochbau, son-
dern im Tiefbau. Somit handelt es sich nicht um eine 
hochwertige Verwertung (KNBau 2018; UBA 2019c). Die 
im Vergleich zum Ausgangsstoff bzw. -material minder-
wertigeren Qualitäten gehen dann in Einsatzbereiche mit 
geringeren Anforderungen an die Stoff- bzw. Material-
qualität und es entsteht zukünftig gegebenenfalls ein 
Überschuss dieser Sekundärrohstoffe.

Obwohl der Begriff der hochwertigen Verwertung bereits 
seit 1996 in der nationalen Abfallgesetzgebung besteht 
und im Kreislaufwirtschaftsgesetz seit 2012 eine Verord-
nungsermächtigung verankert ist (Tz. 134), wurden bis-
her keine Verordnungen erlassen, die spezifische Anfor-
derungen an die Hochwertigkeit der Verwertung bzw. 
des Recyclings für ausgewählte Abfälle festlegt. Auch in 
ProgRess II sowie im Aktionsplan für die Kreislaufwirt-
schaft finden sich keine Ansätze, die sich mit der Hoch-
wertigkeit des Recyclings und damit der langfristigen 
Perspektive der Kreislaufführung eines Stoffes oder Ma-
terials auseinandersetzen. Die Definition von „hochwer-
tigem Recycling“ wird zum Beispiel auch vonseiten der 
Metallindustrie eingefordert (Eurometaux 2016).

Rolle der Schadstoffausschleusung
164.	 Eng verknüpft mit der Schnittstelle zwischen Ab-
fall-, Chemikalien- und Produktpolitik ist die Frage, wel-
che Schadstoffe in derzeit genutzten Produkten und In-
frastrukturen in welchen Mengen enthalten sind und 
wann diese als Abfall anfallen. Ohne dieses Wissen ist es 
kaum möglich, diese gezielt zu erfassen und dauerhaft 
aus dem Materialkreislauf zu ziehen und in letzten Sen-
ken unterzubringen bzw. zu zerstören (SRU 2005). 

Sowohl im Aktionsplan für die Kreislaufwirtschaft als 
auch auf nationaler Ebene in ProgRess II wird das Thema 
Schadstoffe insoweit betrachtet, als dass eine Schadstoff
entfrachtung für die Kreislaufführung von Rohstoffen als 
notwendig erachtet wird und nur dadurch auch eine 
Akzeptanz für Sekundärrohstoffe geschaffen werden 
kann. Zusätzlich stellt der Aktionsplan für die Kreislauf-
wirtschaft die Notwendigkeit der besseren Verknüpfung 
mit dem Chemikalien- und Produktrecht klar. Einige 
abfallwirtschaftliche Regelungen enthalten bereits An-
forderungen zur Separierung von Schadstoffen, die zum 
Beispiel in Bauteilen enthalten sind. Jedoch wird der 
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Zielkonflikt zwischen der Schadstoffausschleusung und 
der Erhöhung der recycelten Mengen nicht ausreichend 
adressiert und mit klaren Zielen unterlegt. Auch die 
Frage, wann welche Schadstoffe zur Entsorgung anfallen 
bzw. ob und wie die Schadstofferfassung gezielt gesteu-
ert werden sollte, welchen Einfluss dies auf die erreich-
baren Recyclingquoten hat und ob ausreichend finale 
Senken für die sichere Beseitigung zur Verfügung stehen, 
wird nicht diskutiert. Aus Sicht des SRU ist es notwen-
dig, im Rahmen der Entwicklung von Kreislaufwirt-
schaftsstrategien Aspekte zur Schadstoffausschleusung 
stärker zu beachten.

3.4.5	 Kreislaufwirtschaftsmaß
nahmen finanziell verankern

165.	 Eine der Grundfragen in der Kreislaufwirtschaft 
ist, wie das Ziel einer nachhaltigen Kreislaufwirtschaft 
neben Ver- und Geboten auch durch finanzielle Len-
kungsmaßnahmen erreicht werden kann. Eine Studie 
im Auftrag des Bundesamtes für Umwelt der Schweiz 
bewertete, welche Lenkungswirkung unterschiedliche 
Abgaben zugunsten einer Kreislaufwirtschaft bezüglich 
Vermeidung, Recycling und Verwertung entfalten kön-
nen (Ecoplan AG und TBF + Partner AG 2015). Eine 
der Kernaussagen ist, dass Abfallgebühren keine Abfall-
vermeidungswirkungen zugeschrieben werden können, 
sie aber eine Lenkungswirkung hin zu Recycling und 
Verwertung haben. Lenkungsabgaben zugunsten einer 
Kreislaufwirtschaft bzw. der Abfallvermeidung seien 
vielmehr am Anfang des Materialstroms (Inputabga-
ben) – also direkt bei der Rohstoffgewinnung oder beim 
Import von Rohstoffen oder Produkten – am effizien-
testen und wirkungsvollsten. Abbildung 3-8 gibt einen 
Überblick über verschiedene Abgaben entlang des Le-
bensweges von Produkten.

166.	 Auch bei der Finanzierungskomponente ist die Len-
kungswirkung in ökologische Recycling- und Verwer-
tungsmaßnahmen von hoher Relevanz. Nicht alle ökolo-
gisch sinnvollen Maßnahmen der Kreislaufwirtschaft 
tragen sich unter den aktuellen Marktbedingungen öko-
nomisch (Tz. 135 und 158). Die thematische Strategie 
für Abfallvermeidung und Recycling der Europäischen 
Kommission sieht vor, dass bei möglichem, aber unter-
bleibendem ökologisch sinnvollem Recycling, Maßnah-
men ergriffen werden sollen, um dieses zu realisieren. 
Dies kann zum Beispiel durch die Einführung wirtschaft-
licher Anreize und Herstellerverantwortungssysteme re-
alisiert werden (Europäische Kommission 2005b). Auch 

im Aktionsplan für die Kreislaufwirtschaft sowie der no-
vellierten Abfallrahmenrichtlinie werden die Mitglied-
staaten aufgefordert, verstärkt ökonomische und ande-
re Instrumente zu nutzen, die die Anwendung der 
Abfallhierarchie unterstützen (Tz. 145).

Die im Anhang IVa der novellierten Abfallrahmenricht-
linie aufgeführten Instrumente und Maßnahmen (Tz. 145) 
sind breit gefächert – bleiben aber unkonkret. Das gibt 
den Mitgliedstaaten einerseits Flexibilität in der Gestal-
tung ihres Kreislaufwirtschaftssystems, andererseits 
kann es dazu führen, dass sie diese Instrumente aufgrund 
fehlender verbindlicher Anforderungen nicht nutzen. 
Der Referentenentwurf des Kreislaufwirtschaftsgesetzes 
übernimmt die Liste lediglich Eins-zu-eins, anstatt diese 
Instrumente und Maßnahmen konkret auszugestalten 
(Tz. 148; Kasten 8-12). Viele der im Anhang IVa aufge-
führten Maßnahmen und Instrumente konnten auch bis-
her schon genutzt werden. Jedoch wurden sie kaum um-
gesetzt. Die Maßnahmen und Instrumente sollten aber 
nicht nur einzeln in ihrer Wirkung betrachtet werden, 
sondern in welcher Kombination sie für unterschied
liche Stoffströme und Produkte die beste Lenkungswir-
kung entfalten würden.

167.	Mit Bezug auf bereits bestehende Systeme der 
erweiterten Herstellerverantwortung seien hier die 
Entsorgung von Altfahrzeugen und Elektroaltgeräten 
beispielhaft genannt. Im Fall von Altfahrzeugen gibt es 
zwar eine Herstellerverantwortung, aber in der Reali-
tät wird die Verwertung über die Erlöse für die erzeug-
ten Fraktionen finanziert, nicht durch die Hersteller. 
Mit einer Finanzierung könnten aber beispielsweise ma-
nuelle Demontagen von verschiedenen Werkstoffen und 
Bauteilen erfolgen, die eine deutlich bessere Kreislauf-
führung zum Beispiel für Aluminium, Glas, Kunststof-
fe sowie edel- und sondermetallhaltige Teile erlauben 
würden (SANDER et al. 2017). Im Falle von Elektroalt-
geräten erfolgt die Vergabe von Verwertungsaufträgen 
durch die Hersteller auf Basis von privatwirtschaftli-
chen Verträgen. Die Kosten bzw. Erlöse sind hier ein 
treibender Faktor für die Auftragsvergabe. Auch die Prü-
fung zur Wiederverwendung findet bei den beauftrag-
ten Verwertungsunternehmen unter anderem aus Kos-
tengründen kaum statt. Hierfür ist eine deutlich 
schonendere Sammlung und der Zugriff auf Altgeräte 
durch Akteure aus dem Reparaturbereich notwendig 
(SANDER et al. 2019). Diese Aktivitäten sind ökono-
misch aber nicht konkurrenzfähig zum etablierten Sys-
tem der nicht zerstörungsfreien Sammlung und dem 
Schreddern von Altgeräten mit anschließender maschi-
neller Sortierung.
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3.4	 Erweiterte Zielhierarchie und Defizitanalyse

Mit der expliziten Aufnahme der öffentlichen Beschaf-
fung in die Liste der Instrumente und Maßnahmen des 
Anhangs IVa wird die Rolle und Marktstellung von staat-
lichen Institutionen verdeutlicht. Aber auch hier bleiben 
die Anforderungen unkonkret und es wird vor allem auf 
den Einsatz von Produkten aus Recyclingmaterial abge-
stellt. Nicht angesprochen wird, dass staatliche Institu-
tionen gerade auch bei der Verringerung des Verbrauchs 
eine Vorreiterrolle einnehmen könnten.

3.4.6	 Zwischenfazit: Herausforde-
rungen für Deutschland

168.	 Der SRU versteht die Kreislaufwirtschaft als eine 
auf ökologische Nachhaltigkeit ausgerichtete Steuerung 
der gesellschaftlichen Stoffströme (SRU 2019, Tz. 126 f., 
272 ff. und 362). Dafür ist es notwendig, stärker als 
bisher die beiden obersten Stufen der Abfallhierarchie 

ɦɦ Abbildung 3-8	

Lenkungswirkung von Abgaben für eine Kreislaufwirtschaft

Quelle: Ecoplan AG und TBF + Partner AG 2015, S. 40, angepasst
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umzusetzen sowie Konsumaspekte in die Kreislaufwirt-
schaft zu integrieren. Dafür sollten der klassischen Ab-
fallhierarchie zwei Stufen vorausgestellt werden, die 
klar die Produktphase adressieren. Dies ist zum einen 
die absolute Verringerung der Stoffströme und zum an-
deren die verbindliche kreislaufwirtschaftsfähige Ge-
staltung von Produkten, die nicht nur Recyclingfähig-
keit, sondern vor allem auch Aspekte wie Langlebigkeit 
und Schadstofffreiheit beinhaltet. Mit dem Kreislauf-
wirtschaftspaket hat die EU eine Strategie verabschie-
det, die über die bisherigen Ansätze der kreislauforien-
tierten Abfallwirtschaft hinausgeht. So nimmt sie den 
gesamten Lebenszyklus von Produkten in den Blick und 
definiert Schwerpunkte für zu betrachtende Stoff- und 
Materialströme.

Bezüglich konkreter Ziele in den verschiedenen gesetz-
lichen Regelungen und Programmen sowohl auf EU- als 
auch auf deutscher Ebene ist festzustellen, dass lediglich 
die drei letzten Stufen der Abfallhierarchie (Recycling, 
sonstige Verwertung, Beseitigung) mit konkreten Zielen 
spezifiziert werden, während dies für die ersten beiden 
Stufen (Vermeidung und Vorbereitung zur Wiederver-
wendung) nicht bzw. kaum der Fall ist. 

Insofern hat sich in Deutschland eine kreislauforientier-
te Abfallwirtschaft etabliert, die hauptsächlich die abso-
lut notwendigen Maßnahmen für den sicheren Umgang 
mit Abfällen festlegt sowie einen Recyclingsektor ge-
schaffen hat, der sich vorrangig an den vorherrschenden 
ökonomischen Rahmenbedingungen ausrichtet.

Für den Schritt aus der Rhetorik in die Praxis und somit 
von der kreislauforientierten Abfallwirtschaft hin zu 
einer Kreislaufwirtschaft bedarf es der richtigen Instru-
mente – auch in ihrer Kombination (WILTS 2017). Pro-
blemanalyse, Maßnahmenentwicklung und Instrumen-
tenwahl sind komplex, weil es sich um eine Vielzahl von 
Produkten und Akteuren handelt, Wohlstand mit dem 
Besitz von materiellen Gütern einhergeht und sowohl 
Produktion als auch Abfallwirtschaft global stattfinden. 
Insbesondere die Anwendung ökonomischer Instrumen-
te sollte geprüft werden (siehe z. B. YRJÖ-KOSKINEN 
et al. 2018 für Finnland). Dennoch ist es aus Sicht des 
SRU erforderlich, die Zielstellungen deutlicher als bis-
her aus der ökologischen Notwendigkeit heraus abzulei-
ten und vor allem auch Kohärenz mit anderen Politikbe-
reichen und den dort formulierten Strategien und 
Programmen herzustellen.

3.5	 Herausforderungen auf 
dem Weg in die 
Kreislaufwirtschaft: 
Fallbeispiel Kunststoffe

169.	 Herausforderungen und Hemmnisse für eine hoch-
wertige Kreislaufführung von Materialien sind pro-
duktspezifisch, daher soll in diesem Kapitel konkret an 
zwei Produktströmen gezeigt werden, wie die Umset-
zung der Programmatik in der Realität scheitern kann.

3.5.1	 Kunststoffe – 
ein Umweltproblem?

170.	 Kunststoffe sind Teil einer auf fossile Rohstoffe aus-
gelegten Industriestruktur. Der Umgang mit ihnen in 
einer schnelllebigen Konsumgesellschaft verursacht welt-
weit Probleme durch eine ubiquitäre Verteilung in der 
Umwelt. Gleichzeitig bieten sie aber auch einen hohen 
Nutzen, zum Beispiel als Dämm- oder Leichtbaumateri-
al mit dem Ziel der Energieeinsparung.

Zunehmender Kunststoffeinsatz
171.	 Aufgrund ihrer vielfältigen Eigenschaften haben 
Kunststoffe in den letzten 150 Jahren wie kaum ein an-
deres Material an Bedeutung gewonnen. Die Erzeugung 
und die Verwendung stiegen weltweit von 2 Mio. t im 
Jahr 1950 auf 381 Mio. t im Jahr 2015 (GEYER et al. 
2017). Kunststoffe ersetzen dabei zunehmend andere 
Werkstoffe wie Papier, Holz, Glas oder Metall. Gründe 
dafür sind sowohl Produktaspekte, wie Gewichtsreduk-
tion, Lebensdauer oder Funktionalität, als auch Mode-
trends, Werbewirksamkeit und vor allem die vergleichs-
weise geringen Herstellungskosten (BPF 2014). Im 
Jahr  2017 wurden 4 bis 6  % des in Europa verwende-
ten  Erdöls für die Kunststofferzeugung eingesetzt 
(PlasticsEurope 2018a, S. 8).

172.	 Die Mengenströme von festen Kunststoffen inner-
halb Deutschlands werden regelmäßig dokumentiert 
(Conversio 2018b; Consultic 2016). So wurden 2017 
insgesamt 14,4 Mio. t Kunststoffe in Form von Verpa-
ckungen, Bauprodukten, in Fahrzeugen, Elektrogeräten, 
Haushaltsgegenständen und Möbeln, in der landwirt-
schaftlichen Verwendung, der Medizin sowie vielfältig 
unter der Kategorie „Sonstiges“ verarbeitet (Abb. 3-9). 
Kunststoffe werden auch in flüssiger Form in Lacken, 
Klebern oder Fasern verwendet. Deren Wirkungen, 
Eintragswege in die und Austragswege aus der Umwelt 
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unterscheiden sich allerdings deutlich von den Lebens-
wegen fester Objekte aus Kunststoff und werden in die-
sem Kapitel nicht weiter betrachtet. 

Der Verbrauch an Kunststoffen stieg kontinuierlich an 
(Abb. 3-10). Unter Berücksichtigung von Importen und 
Exporten wurden 2017 in Deutschland 11,8 Mio. t. Kunst-
stoffe genutzt. In einzelnen Produktbereichen ist der An-
stieg besonders signifikant, wie beispielsweise bei den 
Verpackungen, wo sich der Kunststoffeinsatz von 1991 
bis 2017 fast verdoppelt hat (SCHÜLER 2018, S. 48).

173.	 Abbildung 3-10 zeigt, dass im Verhältnis zu 11,8 
Mio. t in Verkehr gebrachter Kunststoffe nur 6,2 Mio. t 
als Abfall erfasst und behandelt wurden. Diese Mengen-
differenz hat verschiedene Gründe: So beträgt die Nut-
zungsdauer von Kunststoffprodukten zwischen Minuten 
für Produkte wie Einweggeschirr, bis hin zu Jahrzehnten 
für Möbel oder Baustoffe. Entsprechend sind die Zeit-
räume zwischen Produktion und Anfall als Abfall unter-
schiedlich lang. Teilweise – wie bei Fahrzeugen der Fall 
– werden die Produkte nach einer Nutzung in Deutsch-
land anderswo weiter genutzt und fallen entsprechend 
gar nicht im Inland als Abfall an (Conversio 2018b, S. 9).

Erfassung, Verwertung und Entsorgung von 
Kunststoffen
174.	 2017 wurden 6,2 Mio. t Kunststoffe als Abfall er-
fasst, davon 1 Mio. t als Produktionsabfälle und 5,2 Mio. t 
nach der Nutzung als Post-Consumer-Abfälle (Abb. 3-11; 
Conversio 2018b, S. 11). Die Erfassung schließt sowohl 
die getrennte Sammlung durch die dualen Systeme ein 
als auch Kunststoffanteile, die mit dem Restabfall erfasst 
wurden, ebenso wie Sperrmüll oder Gewerbeabfall 
(STEGER et al. 2019, S. 79). Mit zunehmendem Kon-
sum von Kunststoffprodukten und der Ausweitung der 
getrennten Sammlung von Verpackungsabfällen nehmen 
die separat erfassten Mengen zu (Abb. 3-10): Diese stie-
gen von 57 kg pro Kopf in 2007 auf 74 kg pro Kopf in 2017 
an (s. UBA 2018a). 

Über 99 % der Kunststoffabfälle gelten nach Definition 
der Abfallrahmenrichtlinie als verwertet, mehr als die 
Hälfte davon energetisch. Dies umfasst auch Mengen, 
die in Abfallverbrennungsanlagen verbrannt werden, wel-
che Mindestanforderungen an die Energieeffizienz gemäß 
Abfallrahmenrichtlinie erfüllen. Diesen Status haben 
nach aktuellen Schätzungen fast 100 % der Müllverbren-
nungsanlagen (MVA) (SCHÜLER 2018, S. 108). 46,2 % 

ɦɦ Abbildung 3-9	

Anteile der Branchen an der Kunststoffverarbeitung im Jahr 2017

Quelle: Conversio 2018b, S. 15
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der Gesamtkunststoffmenge wurde 2017 werkstofflich 
verwerten.

Hochwertigkeit der Verwertung
175.	 Für die Bewertung der Kreislaufführung ist ent-
scheidend, welche Mengen und Qualitäten an Rezykla-
ten in den Kreislauf neu eingespeist und welche Rohstof-
fe dadurch ersetzt werden. Im Rahmen der stofflichen 
Verwertung wurden innerhalb Deutschlands 2017 aus 
2,2 Mio. t Input etwa 1,9 Mio. t Rezyklat (davon 0,8 Mio. t 
aus Post-Consumer-Abfällen) erzeugt (Abb. 3-11). Die-
ses umfasst sowohl Regranulate definierter Qualität als 
auch Mischkunststoffe, die einen Störstoffgehalt bis 10 % 
erlauben und für Produkte wie Parkbänke, Straßenbau-
produkte (z. B. Bakenfüße und Aufstellvorrichtungen, 
Pfosten, Leitkegel, Leitzylinder und Absperrungen) ein-
gesetzt werden (Consultic 2015, S. 23; Conversio 2018a, 
S. 68). Mit diesen Anwendungen werden oft nicht Kunst-
stoffe per se, sondern auch andere Materialien, wie Holz, 

Beton oder andere mineralische Produkte substituiert. 
Generell sind der werkstofflichen Verwertung Grenzen 
durch das Produktdesign gesetzt, zum Beispiel durch den 
Einsatz von Verbundkunststoffen mit verschiedenen 
nicht mechanisch trennbaren funktionalen Schichten, 
aber auch durch die Vielzahl von Farb- und Additivzuga-
ben (RAGAERT et al. 2017).

Kunststoffe in der Umwelt
176.	 Gelangen Kunststoffe in die Umwelt statt in eine ge-
ordnete Entsorgung, werden sie nur sehr langsam abgebaut 
und können dort Schäden verursachen (UBA 2019e; 
BERTLING et al. 2018; BREITBARTH und URBAN 2014). 
Ein Eintrag geschieht durch bewusst eingesetztes Mikro-
plastik (z. B. in Kosmetik und Putzmitteln) oder passiv, 
beispielsweise durch Abrieb von Reifen oder Textilien oder 
durch Fahrlässigkeit (Littering z. B. von Verpackungen 
oder Zigarettenfiltern, Verwehungen, Fischernetzen auf 
See). Aus großstückigen Kunststoffteilen (Makroplastik) 

ɦɦ Abbildung 3-10	

Kunststoffeinsatz und -verwertung in Deutschland (2007 bis 2017)

SRU 2020; Datenquelle: UBA 2018a; Conversio 2018b; Consultic 2016; 2014; 2012; 2010; 2008
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entstehen durch Alterungs-, Witterungs- und weitere phy-
sikalische Einflüsse immer kleinere Teilchen, die sich über 
Wasser und Luft verbreiten (Meso- und Mikroplastik). 
Mikro-, Meso- und Makroplastik sind deshalb nahezu welt-
weit in Flüssen, Meeren und terrestrischen Ökosystemen 
zu finden. Dies hat direkte Folgen für Lebewesen, die 
sich verheddern, verletzen oder durch mit Plastikteilchen 
gefüllte Mägen verhungern können (HANN et al. 2018; 
WERNER 2019). Zu den möglichen Folgen durch die Frei-
setzung von chemisch bzw. hormonell wirksamen Addi-
tiven (ZIMMERMANN et al. 2019) sowie Wirkungen in-
nerhalb der Ökosysteme und auf den Menschen sind viele 
Fragen offen (SCHWABL et al. 2019; WHO 2019; BfR 
2018; EFSA 2016).

In Deutschland ist der direkte Eintrag von Makroplas-
tik in die Umwelt vergleichsweise niedrig, weil die Er-
fassung von Kunststoffabfällen in den etablierten Ent-
sorgungssystemen weitgehend gelingt. So wurden 2017 
circa 63 kg Kunststoffabfall pro Kopf aus dem Post-
Consumer-Bereich erfasst, während die Einträge durch 
Littering nach einer ersten Schätzung derzeit bei etwa 

1,4 kg pro Kopf jährlich liegen. Diese werden durch 
Park- und Straßenreinigung auf eine Restmenge von 
circa 0,4 kg pro Kopf reduziert, die in der Umwelt ver-
bleiben. Weitere Verringerungen lassen sich durch ge-
zielte Maßnahmen erreichen (BERTLING et al. 2018, 
S. 15). Gerade im Bereich der Außer-Haus-Verpflegung 
bestehen bereits konkrete Lösungen, zum Beispiel 
durch Mehrwegsysteme für To-Go-Becher (KAUERTZ 
et al. 2019). Schwieriger zu reduzieren sind die diffu-
sen Einträge an Mikroplastik, wie zum Beispiel durch 
Reifenabrieb, der knapp ein Drittel des pro Kopf emit-
tierten Mikroplastiks (Gesamtmenge ca. 4 kg pro 
Kopf  und Jahr) ausmacht (BERTLING et al. 2018, 
S. 10 und 15).

Kunststoffe und Klimaschutz
177.	 Kunststoffe wurden 2017 noch zu mehr als 99 % 
aus erdölstämmigen Vorprodukten erzeugt (s. IfBB 2018, 
S. 42; PlasticsEurope 2018b, S. 18). Schon die Herstel-
lung von Kunststoffen verursacht Umweltbelastungen. 
Gewinnung, Raffination, Transport und Verarbeitung von 
Erdöl haben Folgen wie zum Beispiel die Zerstörung von 

ɦɦ Abbildung 3-11	

Aufbereitung von Kunststoffabfällen zum Wiedereinsatz (2017)

EBS = Ersatzbrennstoffe

Quelle: Conversio 2018b, S. 10

... im Ausland

Stoffstrombild: Aufbereitung von Kunststoffabfällen zum Wieder-Einsatz in der Kunststoffverarbeitung 
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Lebensräumen oder Emissionen in Wasser, Boden und 
Luft. Zudem erfordert jeder Verfahrensschritt Energie 
(CIEL 2019). 

Die Emissionen aus der Produktion schwanken zwischen 
1,6 und 4,0 t CO2eq pro Tonne Kunststoff (PlasticsEuro-
pe 2019) mit einem Durchschnitt von 2,7 t CO2eq pro 
Tonne Kunststoff (Material Economics Sverige AB 2018, 
S. 166). Diese Menge variiert je nach Polymerart und 
Herstellungsverfahren.

Der Beitrag, der bei der Verbrennung von Kunststoffen 
mit und ohne energetische Verwertung entsteht, wird 
durch die Verbrennung des chemisch gebundenen Koh-
lenstoffes bestimmt. Je nach Polymerart und deren 
Kohlenstoffgehalt (KOST 2001) lassen sich die direk-
ten Emissionen durch Oxidation des Kohlenstoffs auf 
1,4 bis zu 3,1 t CO2 pro Tonne Kunststoff berechnen. 
Die Durchschnittsemissionen für die Verbrennung über 
alle Polymerarten werden nach Material Economics 
Sverige AB (2018, S. 80) mit 2,5 t CO2 pro Tonne Kunst-
stoff angegeben. Die Abschätzungen der direkten 
Emissionen berücksichtigen explizit keine CO2-Gut-
schriften für Strom- und Wärmeproduktion aus der 
energetischen Verwertung, da diese künftig wenig Re-
levanz für die ökologische Bewertung der Klima
wirksamkeit haben werden. Eine weitgehende Dekar
bonisierung der Wirtschaft führt im Strom- und 
Wärmesektor zu einer nahezu CO2-freien Energiebe-
reitstellung und damit zum Beispiel zu Stromgutschrif-
ten deutlich unter 100 g CO2/kWh für erzeugten Strom 
(Öko-Institut 2014).

Aktuell ergeben sich für die in Deutschland in Produk-
ten verwendete Kunststoffmenge Emissionen von circa 
30 Mio. t CO2eq pro Jahr aus der Herstellung und 
9  Mio.  t CO2 aus der Verbrennung der anfallenden 
Kunststoffabfälle (zum Vergleich: In Deutschland wur-
den 2017 insgesamt 904,7 Mio. t Treibhausgase freige-
setzt, s.„Klimabilanz 2017: Emissionen gehen leicht zu-
rück“, gemeinsame Presseerklärung von UBA und BMU 
vom 26. März 2018). Die globale Klimawirksamkeit des 
Kunststoffeinsatzes wird aus Hochrechnungen von 
CIEL (2019) deutlich. Die Autoren schätzen ab, dass 
sich die globalen Treibhausgasemissionen aus der Pro-
duktion und der Verbrennung von Kunststoffen bis 
2050 auf 56 Gt CO2 kumulieren werden. Damit wür-
den circa 10 bis 13 % des globalen Kohlenstoffbudgets 
beansprucht, das zum Erreichen des 1,5°-Klimaziels 
maximal verbleibt (legt man eine 50 bzw. 67%ige Wahr-
scheinlichkeit der Zielerreichung zugrunde (Tab. 2-1)), 
wenn sich der Verbrauch und der Umgang mit Kunst-

stoff nicht nachhaltig ändert. Diese Zahlen verdeutli-
chen, dass wirksamer Klimaschutz auch den Umgang 
mit Kunststoffen berücksichtigen muss. 

3.5.2	 Regulierung und Strategien

178.	 Auf europäischer Ebene werden Kunststoffe ab-
fallseitig vor allem durch die Abfallrahmenrichtlinie 
und die Verpackungsrichtlinie reguliert (Abb. 3-12). 
Im Rahmen des EU-Kreislaufwirtschaftspakets wurden 
mit dem sogenannten Legislativpaket (Tz. 145) Ände-
rungen der Richtlinien beschlossen. Die dort vorgese-
henen Recyclingquoten, Deponierungsverbote für se-
parat gesammelte Abfälle und die Förderung des 
Rezyklateinsatzes zielen auf eine Steigerung der im 
Kreislauf geführten Mengen. Gemäß dem Aktionsplan 
für die Kreislaufwirtschaft erarbeitete die Kommission 
eine eigene Strategie für Kunststoffe (Europäische 
Kommission 2018b; 2013), die den Schwerpunkt auf 
umweltgerechte Optimierungen entlang von Gestal-
tung, Herstellung, Verwendung und Recycling legt. Es 
bestand insbesondere große Einigkeit darüber, dass der 
Eintrag von Kunststoffen in die Meere eingedämmt 
werden muss (s. a. OSPAR Commission 2014; HEL-
COM 2015; WERNER 2019). Eine erste verbindliche 
Regelung stellt die Einweg-Plastik-Richtlinie dar, die 
die Mitgliedstaaten unter anderem verpflichtet, typi-
sche und bereits ersetzbare Einwegkunststoffproduk-
te ab 2021 zu verbieten.

In Deutschland wurde 2018 zudem ein strategisches 
Konzept – der 5-Punkte-Plan „Nein zur Wegwerfgesell-
schaft“ – veröffentlicht (BMU 2018), welches verschie-
dene Ansätze zur Vermeidung und zu einem verbesser-
ten Recycling von Kunststoff(verpackungs)abfällen 
verfolgt. Mit dem Referentenentwurf des Kreislaufwirt-
schaftsgesetzes soll auch die Verordnungsermächtigung 
für generelle Produktverbote erweitert werden, um die 
Einweg-Plastik-Richtlinie in deutsches Recht überfüh-
ren zu können. 

Die Wirksamkeit der Regelungen und Konzepte hängt 
jedoch davon ab, wie, wie schnell und mit welchen In-
strumenten diese konkret umgesetzt werden. Dabei 
sind die Rahmenbedingungen je nach Produktstrom 
und Einsatzgebiet sehr unterschiedlich. Für die Ver-
brauchsgruppen Verpackung (kurzlebig, kleinteilig, 
hohe Materialvielfalt) und Fahrzeuge (langlebig, teils 
großstückig oder schadstoffhaltig, hohe Materialanfor-
derungen). Beide Gruppen zusammen machen über 
40 % der insgesamt in Deutschland verarbeiteten Menge 
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aus (Abb. 3-9). Nachfolgend sollen einige Besonder-
heiten mit Blick auf die Vermeidung (Verpackungen) 
und das Recycling (Fahrzeuge) hervorgehoben wer-
den. Für beide Produktströme existieren Regelungen 
nach § 23 KrWG (Produktverantwortung). 

3.5.3	 Kunststoffverpackungen: 
Status quo der Vermeidung

179.	 Transport- und Verkaufsverpackungen werden ge-
nutzt für Schutz, Konfektionierung und effektive Logis-
tik, Werbe- und Wiedererkennungseffekte, Hygiene und 
einfache Handhabung im Verkauf. Politik und Gesell-
schaft streben sinkende Verpackungsmengen an (BMU 

2018; PwC 2018). Kunststoffeinwegverpackungen bil-
den einen kurzlebigen, sehr vielfältigen Stoffstrom, der 
in Deutschland wie andere Kunststoffe (Tz. 173) nach 
seiner Nutzung weitgehend erfasst und ordnungsgemäß 
entsorgt wird. 

2017 wurden von 3,4 Mio. t Kunststoffverpackungen 
circa 47 % stofflich und circa 47 % energetisch verwer-
tet, der Rest wurde zur stofflichen Verwertung expor-
tiert (SCHÜLER 2018, S. 133 ff.). Die Verwertungs-
quote (stoffliche und energetische Verwertung gemäß 
der für diese Jahre gültigen Berechnungsmethode) stieg 
im Laufe der letzten Jahrzehnte von 11,7 % (1991) auf 
99,4 % (2017) (GVM 2018, S. 16). Im gleichen Zeit-
raum stieg aber die Menge an angefallenen und ent-
sorgten Kunststoffverpackungen von 20,5 auf 38,5 kg 

ɦɦ Abbildung 3-12	

Regulierung des Stoffstroms Kunststoffe auf europäischer und deutscher Ebene
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pro Kopf und Jahr (SCHÜLER 2018, S. 48), davon 12,2 
bzw. 25,4  kg beim privaten Endverbraucher (ebd., 
S. 51). Mögliche Gründe für den Anstieg der Mengen 
liegen zum Beispiel in der Zunahme von Singlehaushal-
ten, die kleinere Verpackungseinheiten bevorzugen, 
dem Trend zu fertig zubereiteten transportablen 
Mahlzeiten und im zunehmenden Versandhandel (ebd., 
S. 43 ff.). 

Etablierte Instrumente für die Vermeidung von 
(Kunststoff-)Verpackungsabfällen
180.	 Im Verpackungsgesetz heißt es: Das Gesetz soll 
„das Verhalten der Verpflichteten so regeln, dass 
Verpackungsabfälle vorrangig vermieden und darüber 
hinaus einer Vorbereitung zur Wiederverwendung 
oder dem Recycling zugeführt werden“ (§ 1 Abs. 1 Ver-
packG). Alle dort verankerten Instrumente basieren 
auf dem Grundgedanken der Produktverantwortung. 
So verpflichtet §  4 VerpackG die Hersteller zu einer 
materialsparenden, recyclingorientierten, schadstoff
armen Gestaltung von Verpackungen. Auch die Steige-
rung der Wiederverwendbarkeit und ein möglichst 
hoher Einsatz von Rezyklaten sind vorgeschrieben. 
Diese sehr allgemein gehaltenen Anforderungen wer-
den jedoch nicht weiter konkretisiert, sodass ihnen 
kaum konkrete Verhaltensregeln entnommen werden 
können und sie somit in der Rechtspraxis nicht voll-
ziehbar bzw. sanktionierbar sind.

181.	 Das Ziel der Vermeidung soll gemäß § 1 VerpackG 
dadurch erreicht werden, dass der Anteil der in Mehr-
wegverpackungen abgefüllten Getränke erhöht wird. 
Ein Zielwert für den Mehrweganteil bei Getränken 
wurde in der früheren Verpackungsverordnung und 
wird auch im nunmehr geltenden Verpackungsgesetz 
genannt (LEIGHTY und HEINISCH 2018, S. 53). Ak-
tuell liegt er bei 70 %. Weil die ursprünglich geltende 
Zielquote von 72 % unterschritten wurde, wurde be-
reits 2003 die Einführung eines Pflichtpfands auf be-
stimmte Einweggetränkeverpackungen wirksam. Die-
ses Instrument führte zwar zu hohen Rücklaufquoten 
von bepfandeten Einweggetränkeverpackungen, grö-
ßerer Materialreinheit der separat erfassten Getränke-
verpackungen sowie einer Abnahme des Litterings, 
nicht jedoch zu einer Stabilisierung der Mehrwegantei-
le (Abb. 3-13). Seit Januar 2019 gilt eine Hinweispflicht 
für bepfandete Einweg- und Mehrweggetränkeverpa-
ckungen an den Regalen zur Verbraucherinformation, 
um die Nutzung von Mehrwegflaschen anzureizen. Von 
der Hinweispflicht ausgenommen sind jedoch alle 
nicht-pfandpflichtigen Einweggetränkeverpackungen, 
beispielsweise für Fruchtsaft. 

182.	 In diversen Studien (SCHONERT et al. 2002; 
GDB 2008; IFEU 2010; KAUERTZ et al. 2018) wurden 
Mehrweggetränkeverpackungen unter ökologischen 
Gesichtspunkten auf Basis der gegenwärtigen Rahmen-
bedingungen nicht grundsätzlich positiv bewertet 
(s. Kasten 3-5).

183.	 Konsumtrends, eine Änderung der Bewertungskri-
terien von Ökobilanzen, aber auch regulatorische Vorga-
ben können Auswahl und Angebot von Getränkeverpa-
ckungen beeinflussen. Auch für andere Verpackungsarten 
und Nutzungen, zum Beispiel Transport- und Umver
packungen (Fraunhofer IBP 2018; LANG und PELKA 
2013) oder To-Go-Becher (KAUERTZ et al. 2019), kön-
nen Mehrwegsysteme durch hohe Umlaufzahlen, durch 
mehr Standardisierung und echte Poollösungen so ge-
staltet werden, dass sie ökobilanzielle Vorteile haben.

Derzeit wird international erprobt, ob sich Mehrwegsys-
teme auf ausgewählte Verpackungen von Lebensmitteln, 
Reinigungs- und Kosmetikartikeln ausdehnen lassen 
(WirtschaftsWoche 15.05.2019; dm drogerie markt 
GmbH 2019; Ellen MacArthur Foundation 2019; MEYER 
2019). Diese sind jedoch noch auf einzelne kleinskalige 
Initiativen beschränkt.

184.	Das Abfallvermeidungsprogramm des Bundes von 
2013 empfahl zwei Instrumente, die auch Kunststoff-
verpackungen betrafen. Vorgeschlagen wurde erstens, 
im Einzelfall freiwillige Vereinbarungen zwischen dem 
Handel und staatlichen Stellen zu schließen. Zweitens 
sollten die Ausrichter von Veranstaltungen, auf die 
Bund oder Länder Einfluss nehmen können, zur Um-
stellung von Einweg- auf Mehrweggeschirr verpflich-
tet werden.

185.	 Politik, Öffentlichkeit, Hersteller und Handel su-
chen derzeit nach Wegen, mit dem Problem des Kunst-
stoffabfalls anders umzugehen. Im Fokus stehen dabei 
vor allem Verpackungskunststoffe. Viele der Maßnah-
men zielen darauf, mehr Kunststoffe länger im Kreislauf 
zu halten, also zu recyceln (z. B. G7 2018; BMU 2018; IK 
2018; AEPW 2019). Eine Reduktion der absoluten Kunst-
stoffmengen wird in Selbstverpflichtungen einzelner 
Handelsketten avisiert, zum Beispiel „minus 20 % Kunst-
stoffverbrauch bis 2025“ (LIDL 2018, S. 28) oder „Re-
duktion der Verpackungsmenge bei Eigenmarken um 30 
Prozent bis 2025“ (Aldi Nord 2019). Die Erfolge von frei-
willigen Selbstverpflichtungen der Wirtschaft können 
nur anhand von konkreten Zielwerten und mit Bezug auf 
den absoluten Verbrauch an Kunststoffverpackungsma-
terial beurteilt werden. 
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ɦɦ Abbildung 3-13	

Entwicklung der Mehrweganteile bei Getränkeverpackungen (2004 bis 2017)

SRU 2020; Datenquelle: BMU 2019a; LEIGHTY und HEINISCH 2018
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Kasten 3-5: �Bewertung von Mehrweg
systemen – Relevanz 
der Rahmenbedingungen

Ein Instrument, um eine vergleichende ökologische 
Bewertung zum Beispiel für Produkte oder Dienstleis-
tungen vorzunehmen, sind Ökobilanzen. Sie können 
auch Maßnahmen der Abfallvermeidung aus der Le-
benszyklusperspektive untersuchen, wie dies vom 
Kreislaufwirtschaftsgesetz gefordert ist. In aktuellen 
Ökobilanzen für Getränkeverpackungen schneiden 
Mehrweglösungen teilweise schlechter ab als Einweg-
lösungen (KAUERTZ et al. 2018; IFEU 2011). Grund 
sind bei Glas-Mehrwegflaschen lange Transportwege, 
ihr hohes Gewicht, die CO2-Emissionen durch Erdgas-
nutzung bei der Glasherstellung sowie die deutlichen 
Strom- und damit CO2-Gutschriften bei der energeti-
schen Verwertung von Getränkekartons durch deren 
biogene Anteile. Die Berechnungen sind konform mit 
der Norm ISO 14040 und beruhen in der Regel auf An-
nahmen, die den aktuellen Ist-Stand und Bedingungen 
mit einer weitgehenden abgebauten Mehrweginfra-
struktur abbilden. So werden in KAUERTZ et al. (2018) 

für Milchglasflaschen Transportentfernungen von 
1.400 km angesetzt, für Getränkekartons 700 km. Öko-
bilanzen, die mit Annahmen heutiger Rahmenbedin-
gungen gerechnet werden, werden als Argument dafür 
genutzt, dass das Mehrwegsystem auch aus ökologi-
schen Gründen in der Zukunft immer weniger genutzt 
werden wird. Um trotzdem aus Ökobilanzen Politik-
entscheidungen für eine richtungssichere Umwelt
politik abzuleiten, sollten die zugrunde gelegten Rah-
menbedingungen kritisch geprüft werden.

Geht es um die strategischen Weichenstellungen für 
die Kreislaufwirtschaft der Zukunft, in der die erste 
Stufe der Abfallhierarchie, nämlich die Vermeidung, 
gestärkt und insgesamt der Stoffdurchsatz in der Ge-
sellschaft verringert werden soll, sind die Rahmen-
bedingungen der Zukunft zu berücksichtigen. Dazu 
zählt insbesondere eine treibhausgasneutrale, weit-
gehend dekarbonisierte Wirtschaft.

Derzeit werden in vielen Ökobilanzen CO2-Gutschrif-
ten für energetisch verwertete Materialien erteilt, 
weil diese fossil erzeugten Strom bzw. Wärme gemäß
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3.5.4	 Kunststoffe aus 
Altfahrzeugen: 
Status quo der Verwertung

186.	Nach dem Verpackungs- und dem Bausektor steht 
die Automobilindustrie in Deutschland an dritter Stelle 
der Kunststoffanwendungsbereiche (Abb. 3-9). Fahr-
zeugbestand (Statistisches Bundesamt 2019c, S. 92) und 
Fahrzeuggewichte (KBA 2019) nehmen kontinuierlich 
zu. Um das Gewicht einer zusätzlichen Sicherheits- und 
Komfortausstattung auszugleichen, kommen Leicht
baumaterialien zur Anwendung, zu denen auch Kunst- 
stoffe gehören (SRU 2017, S. 94; LIEBERWIRTH und 
KRAMPITZ 2015; ICKERT et al. 2012), sodass die Kunst-
stoffmengenanteile am Automobil ansteigen (FAUL-
STICH et al. 2018; SCHÖNMAYR 2016; CHEManager 
2014). Neufahrzeuge mit 1,5 t Gewicht bestehen zu 12 
bis 15 % aus Kunststoffen (PlasticsEurope 2013), die-
ser Anteil könnte bis 2030 auf bis zu 28 % anwachsen 
(FAULSTICH et al 2018). Aufgrund der langen Lebens-
dauer von Fahrzeugen von im Durchschnitt 17 bis 18 
Jahren (UBA und BMU 2018, S. 24) müssen Entsorgungs
betriebe verschiedene Generationen von Bautypen über 
lange Zeiträume im Blick behalten.

Im Fahrzeugbau wird eine Vielzahl hochwertiger Kunst-
stoffe eingesetzt (CHEManager 2014), deren Recycling 
aus Umweltsicht besonders vorteilhaft ist (WÄGER und 
HISCHIER 2015). Das Recycling ist allerdings limitiert: 
Aus Gründen des Brandschutzes wurden und werden in 
einzelnen Bauteilen Flammschutzmittel eingesetzt, die 
inzwischen zum Teil durch die POP-Verordnung (EU) 
Nr. 2019/1021 verboten sind. Diese dürfen nach Nut-
zungsende nicht wieder in den Materialkreislauf 
zurückkehren (MEHLHART et al. 2019) und müs-
sen  dementsprechend sicher ausgeschleust werden 
(Tz. 200).

187.	 In Deutschland werden jährlich circa 3 Mio. Pkw 
und leichte Nutzfahrzeuge endgültig stillgelegt. Etwa 
2,2  Mio. davon gelangten 2017 in andere EU-Staaten, 
0,2 Mio. wurden ins außereuropäische Ausland expor-
tiert und 0,5 Mio. in Deutschland entsorgt. Auch wenn 
die verbleibende Datenlücke 2017 auf 60.000 Fahrzeuge 
deutlich verringert wurde, belegen die früheren Daten-
lücken (im Jahr 2016 430.000 Fahrzeuge) die Heraus-
forderung, Produktströme bis an das Nutzungsende zu 
dokumentieren (UBA und BMU 2019). Art und Grad der 
Behandlung und des Recyclings der Fahrzeuge, die als 
Gebrauchtfahrzeuge legal oder illegal ins Ausland expor-
tiert werden (UBA 2019b), hängen von den jeweiligen 

dem aktuellen Energiemix ersetzen. Diese Gutschrif-
ten reduzieren sich mit dem Anteil von erneuerba-
ren Energien und werden langfristig nicht mehr an-
wendbar sein (Öko-Institut 2014). Dies wird auch 
dazu führen, dass bei der Verbrennung des Faser
anteils von Getränkekartons die Stromgutschriften 
nicht mehr CO2-Gutschriften zur Folge haben (ebd.) 
und dass die Glasherstellung wegen des Einsatzes al-
ternativer Brennstoffe weniger CO2-Emissionen ver-
ursacht. Ebenso werden Transportentfernungen mit 
treibhausgasneutralem Verkehr bestritten werden 
oder Waschvorgänge für Mehrwegflaschen unter Ein-
satz erneuerbarer Energien durchgeführt. Solche An-
nahmen werden sich auf die ökobilanzielle Bewer-
tung in der Zukunft auswirken, die heute noch 
CO2-dominiert sind (KAUERTZ et al. 2018; UBA 
2014).

Auch Veränderungen im System können zu einer Neu-
bewertung führen: Eine Zunahme von einheitlichen 
Mehrweggefäßen wie Mehrwegpoolflaschen, aus 
denen sich viele Abfüllbetriebe bedienen können, er-
möglicht kurze Wege zur Wiederbefüllung und regi-

onale Vertriebsstrukturen, wodurch sich die Trans-
portwege deutlich reduzieren lassen („Mehrweganteil 
bei Getränken 2017 weiter gesunken“, Pressemittei-
lung des UBA vom 18. September 2019).

Eine ökologische Vorteilhaftigkeit kann sich also aus 
der Skalierung und der Langfristbetrachtung von Lö-
sungsansätzen ergeben, die unter aktuellen durch-
schnittlichen Rahmenbedingungen nicht gegeben ist. 
Als Entscheidungsgrundlage für politische Vorgaben 
und Lenkungen sollten neben den aktuell bestehen-
den durchschnittlichen Systemen vorrangig langfris-
tig ökologisch ambitioniert weiterentwickelte Syste-
me bewertet werden.

Darüber hinaus gibt es eine Reihe von bewertungs
relevanten Aspekten, die nicht über die Wirkungs
kategorien von Ökobilanzen abgebildet sind, wie 
Biodiversität und Meeresvermüllung, die komplexe 
toxikologische Bewertung von Mikroplastik oder an-
deren Schadstoffen. Diese Tatsachen werden mit der 
klassischen Anwendung des Instrumentes Ökobilanz 
bislang nicht ausreichend berücksichtigt.
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Standards des Landes ab, in denen die Fahrzeuge dann 
letztlich als Abfall anfallen und entsorgt werden. Dieser 
Aspekt wird hier jedoch nicht weiter vertieft, auch wenn 
er einerseits in Bezug auf die Menge (UBA und BMU 
2019, S. 36) und andererseits wegen der teils umwelt-
schädigenden Entsorgung (HOLZHAUER 2015) durch-
aus relevant ist. 

188.	 2017 wurden in Deutschland 510.307 Fahrzeuge 
entsprechend der Altfahrzeug-Verordnung entsorgt 
(UBA 2019b). Zwischen 2004 und 2017 stieg die Recyc
lingquote für Altfahrzeuge bezogen auf das Gesamtge-
wicht von 77,2 auf 89,5 % an (ebd.). 

Von einem durchschnittlichen Leergewicht von circa 
1.047 kg wurden 160 kg, also 15,2  % des Fahrzeugge-
wichts, vor dem Schreddern demontiert. Bestimmend 
für den Grad der Demontage ist die Wirtschaftlichkeit. 
Nachgefragt werden Bauteile wie Motor, Lichtmaschine 
oder Anlasser sowie Reifen (PARKER et al. 2015). Der 
Ausbau von Kunststoffen, die mit mehr als 140 kg pro 
Fahrzeug (SANDER et al. 2017, S. 317) vorhanden sind, 
ist dagegen mangels Nachfrage und hoher Personalkos-
ten unwirtschaftlich und lag 2017 bei gerade 2,1 kg pro 
Fahrzeug (UBA 2019b). 

Die Restkarossen werden gemeinsam mit weiteren 
Schrotten sowie spezifischen (Elektro-)Altgeräten ge-
schreddert. Der Hauptanteil der Kunststoffe gelangt in 
die sogenannte Schredderleichtfraktion, die aus Kunst-
stoffen, Gummi, Glas, Restmetallen und weiteren Mate-
rialien besteht. Mit einer mechanischen Post-Schredder-
Behandlung können circa 54  % der Menge für eine 
stoffliche Verwertung gewonnen werden. Darunter fal-
len Restmetallgehalte sowie eine mineralische Fraktion, 
die im Bergversatz oder im Deponiebau verwertet wer-
den kann. Die organikreiche Fraktion, circa 37 %, ent-
hält auch die Kunststoffe. Diese Fraktion wird energe-
tisch verwertet, da durch den Schreddervorgang auch 
flammschutzmittelhaltige Bauteile zerkleinert werden 
und verteilt in der Fraktion vorliegen (MEHLHART et al. 
2019). Eine Rückführung von Kunststoffen im Sinne 
einer hochwertigen Verwertung in den Materialkreislauf 
findet also kaum statt. 

189.	 Produktspezifische und wirtschaftliche Rahmenbe-
dingungen hemmen die Kreislaufführung: Barrieren sind 
die zeitlich verzögerte Freisetzung der Altkunststoffe in 
den Kreislauf, die permanente Weiterentwicklung von 
Materialien, Alterungsprozesse der Kunststoffmatrix, 
Schadstoffbelastungen, unbekannte Zusammensetzung 
und Einbauarten sowie die Verringerung der inländisch 

anfallenden Mengen durch den Gebrauchtfahrzeug
export (SCHMID 2010). Das größte Hemmnis ist jedoch 
die fehlende Wirtschaftlichkeit einer Demontage. Die zu-
nehmende Bedeutung von Kunststoffen im Fahrzeugbau 
(WENZ und ZÖLLNER 2019) spiegelt sich deshalb nicht 
in ihrer Gewichtung für eine Kreislaufführung wider. 
Dennoch bieten Fahrzeuge auch produktimmanente 
Chancen für eine Kreislaufführung durch die einheit
liche rechtliche Regelung auf europäischer und deutscher 
Ebene, ein bereits etabliertes Entsorgungssystem sowie 
die Tatsache, dass es sich um ein Produkt handelt, 
das  große und demontagefähige Bauteile enthält und 
von einer überschaubaren Anzahl von Herstellern ange-
boten wird.

Etablierte Instrumente für die Stärkung 
der Verwertung von Kunststoffen aus 
Altfahrzeugen
190.	 Bereits bei der Fahrzeugentwicklung soll die Richt-
linie 2005/64/EG über die Typgenehmigung für Kraft-
fahrzeuge Einfluss auf die Wiederverwendbarkeit, 
Recyclingfähigkeit und Verwertbarkeit nehmen. Die Her-
steller werden darin verpflichtet, eine Strategie für die 
Gewährleistung dieser Ziele vorzulegen. Die Richtlinie 
bezieht sich in ihren Begriffsbestimmungen auf die Alt-
fahrzeug-Richtlinie. In Deutschland wurden deren Vor-
gaben in der Altfahrzeug-Verordnung umgesetzt. In § 8 
AltfahrzeugV werden die Grundsätze für eine Abfallver-
meidung benannt, die bereits bei der Produktplanung 
gelten. Dazu gehört auch ein Verbot für die Stoffe Blei, 
Quecksilber, Kadmium und sechswertiges Chrom, die 
nur noch im Ausnahmefall eingesetzt werden dürfen. Die 
Hersteller werden weiterhin verpflichtet, ihre Fahrzeu-
ge unentgeltlich zurückzunehmen oder zurücknehmen 
zu lassen. Zusätzlich bestehen Kennzeichnungs- und In-
formationspflichten, um eine Demontage von verwert-
baren oder schadstoffhaltigen Bauteilen zu ermöglichen 
(§ 5 AltfahrzeugV). Diese Vorgaben sollen zur Erreichung 
von hohen Verwertungsquoten beitragen: 85  % für 
Wiederverwendung und Recycling (inkl. Bergversatz) 
(Tz. 133), beziehungsweise 95 % für die Wiederverwen-
dung und Verwertung (Anmerkung: Wiederverwendung 
entspricht hier dem neuen Begriff Vorbereitung zur 
Wiederverwendung). Die Quoten beziehen sich dabei 
auf die durchschnittliche Gesamtmasse der entsorgten 
Altfahrzeuge und sind – anders als beispielsweise im 
Verpackungsgesetz – nicht materialspezifisch angelegt. 
Die einzelnen Materialien tragen dementsprechend in 
unterschiedlichem Maße zur Quotenerfüllung bei. Um 
relevante Mengen an Kunststoffen hochwertig zurück-
zugewinnen, ist deutlich mehr Aufwand notwendig als 
zum Beispiel für Metalle.
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Neben Quoten sind auch Behandlungsvorgaben ein In-
strument zur Umsetzung des Ziels der hochwertigen 
Verwertung. Diese sind für Kunststoffe im Anhang der 
Altfahrzeug-Verordnung spezifiziert, wie die Anforde-
rung der Demontage großer Kunststoffbauteile zur 
Sicherstellung der Wiederverwendung oder der stoff
lichen Verwertung. Als Alternative zur vorgeschalteten 
Demontage wird das Schreddern genannt, solange die 
entsprechenden Materialien beim oder nach dem 
Schreddern in einer Weise getrennt werden, die eine 
stoffliche Verwertung ermöglicht. In der Praxis führt 
die Verpflichtung, dies zu ermöglichen, jedoch nicht zu 
einer Umsetzung. 

191.	 Die rechtlichen Voraussetzungen für eine hoch
wertige Verwertung sind im Prinzip gegeben: Herstel-
lerverantwortung, Design for Recycling schon bei der 
Produktplanung, Dokumentation und Kennzeichnung, 
Schadstoffverbote, Behandlungsvorgaben und hohe Ver-
wertungsquoten, die seit 2006 durchgängig (über)er-
füllt werden (SANDER et al. 2017, S. 306). Diese Quo-
ten werden erreicht, weil zum einen Fahrzeuge zu mehr 
als 75 % aus gut recyclingfähigen Metallen bestehen, 
zum anderen aber auch, weil unter das Recycling auch 
der Bergversatz der mineralischen Anteile gezählt wird 
(UBA 2018b, S. 7). Die Möglichkeit, die Verfüllung in 
die gesetzlich vorgeschriebene Recycling- bzw. stoffli-
che Verwertungsquote einzubeziehen, führt dazu, dass 
kaum noch eine Motivation zum Recycling von Glas und 
Kunststoffen aus Altfahrzeugen entsprechend der De-
finition in der Abfallrahmenrichtlinie – das heißt ohne 
Verfüllung – besteht (SANDER et al. 2017). In der Re-
alität der klein- und mittelständisch geprägten Demon-
tagebetriebe werden die nach § 9 AltfahrzeugV (Kenn-
zeichnungsnormen und Demontageinformationen) 
angebotenen Informationen nur dort genutzt, wo es 
einen wirtschaftlichen Nutzen gibt. Nicht vermarkt
bare Bauteile verbleiben im Altfahrzeug (HOLZHAUER 
2015) und werden zusammen mit der Karosserie ge-
schreddert.

192.	 Das bestehende Entsorgungssystem für Altfahrzeu-
ge finanziert sich aus dem Schrottwert und dem Verkauf 
nachgefragter Ersatzteile (SCHMID und ZUR-LAGE 
2014). Bei Abgabe des Altfahrzeugs kann teilweise noch 
Geld an die Letztbesitzerin oder den Letztbesitzer aus-
gezahlt werden. Zusätzlich besteht eine Konkurrenz zu 
Exportbetrieben, die auch für schrottreife Fahrzeuge 
noch Zuzahlungen bieten. Dieser finanzielle Mehrauf-
wand muss dann durch eine möglichst kosteneffiziente 
Behandlung refinanziert werden. Die Fahrzeughersteller 
sind de facto in Deutschland finanziell nicht an der Ent-

sorgung beteiligt. Das Prinzip der Herstellerverantwor-
tung hat für den Produktstrom Altfahrzeuge daher kaum 
Auswirkungen.

Solange sich die rechtlichen Vorgaben mit dem beste-
henden Behandlungssystem erfüllen lassen, wird die 
Qualität der Verwertung nicht ansteigen. Sie steht in di-
rektem Zusammenhang mit der Recyclingdefinition, die 
den Bergversatz und den Deponiebau mit umfasst, und 
einer sehr weich formulierten Demontageausnahme für 
große Kunststoffteile. Für einen höheren Aufwand wie 
Demontage, Getrennthaltung, Schadstoffausschleusung 
und Rückführung in die Produktion besteht also wenig 
Motivation. Die Ziele der Kreislaufwirtschaft werden so 
nicht vollständig erreicht.

3.5.5	 Kunststoffbewirtschaftung 
unter sich ändernden 
Rahmenbedingungen: Wege 
in eine treibhausgasneutrale 
(Kreislauf-)Wirtschaft

193.	 Vor dem Hintergrund einer künftigen Treibhaus-
gasneutralität und der damit verbundenen Dekarbo
nisierung von allen Wirtschaftssektoren muss auch 
die Kunststoffbewirtschaftung neu diskutiert und aus-
gerichtet werden. Aktuell gibt es verschiedene Szena-
rien für eine CO2-neutrale Kunststoffbewirtschaftung. 
Als alternative Rohstoffe stehen biomassebasierte oder 
aus strombasierten Chemikalien hergestellte Kunst-
stoffe zur Verfügung (ARNOLD et al. 2018). Am Ende 
des Lebenszyklus lassen sich Technologien zur Ver
meidung von CO2-Emissionen bei der Verbrennung 
anwenden.

Biomassebasierte und bioabbaubare Kunststoffe 
194.	 Als materialspezifische Strategien werden „bio
(masse)basierte“ und „bioabbaubare“ Kunststoffe 
diskutiert. In der Praxis werden diese häufig unter dem 
Begriff „Biokunststoff“ zusammengefasst. Beide Strate-
gien können Lösungen für unterschiedliche Probleme 
anbieten: Kunststoffe, die aus biogenen Rohstoffen 
(Mais, Weizen, Zuckerrohr) hergestellt werden, sollen 
die Nutzung fossiler Rohstoffe sowie damit verbundene 
CO2-Emissionen vermeiden. Eine Besonderheit sind 
Drop-In-Kunststoffe, bei denen zum Beispiel Ethylen aus 
Rohöl durch aus Bioethanol gewonnenes Ethylen ersetzt 
wird. Diese entsprechen chemisch fossil basierten Kunst-
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stoffen. Bioabbaubare Kunststoffe können am Ende der 
Lebensdauer durch Mikroorganismen wieder in die na-
türlichen Bestandteile Kohlenstoffdioxid, Wasser oder 
Methan, mineralische Salze und Biomasse abgebaut wer-
den, wodurch negative Wirkungen durch den Eintrag von 
Makro-, Meso- und Mikrokunststoffen in die Umwelt 
vermieden werden sollen. Idealerweise lassen sich die 
Eigenschaften „biomassebasiert“ und „bioabbaubar“ 
kombinieren, in der Praxis ist dies aber nur begrenzt der 
Fall. 

195.	 Eine verstärkte Nutzung von Biomasse hat negative 
Wirkungen wie Flächenkonkurrenz und Wasserver-
brauch, aber auch Umweltwirkungen wie Eutrophierung 
und Versauerung durch landwirtschaftliche Aktivitäten 
(SRU 2007; KLEPPER und THRÄN 2019; HOTTLE et al. 
2013; WEISS et al. 2012; MILLER et al. 2007; PAWEL-
ZIK et al. 2013; PIMENTEL et al. 2009; SEARCHINGER 
et al. 2015; RATHMANN et al. 2010). Unter der Maßga-
be einer nachhaltigen Gewinnung werden dementspre-
chend nur begrenzte Mengen zur Verfügung stehen. 

Die fehlende Fähigkeit zur hochwertigen stofflichen Ver-
wertung vieler biomassebasierter Post-Consumer-Kunst-
stoffe, welche nicht dieselbe chemische Struktur auf
weisen wie fossilbasierte Kunststoffe, erschwert das 
Recycling herkömmlicher Kunststoffe und verhindert 
langfristige Treibhausgas-Vermeidungsstrategien durch 
Kreislaufführung (UBA 2019h; DETZEL et al. 2018, 
S. 53).

196.	 Viele der eingesetzten bioabbaubaren Kunststoffe 
sind ohne Sauerstoff (anaerob) nicht abbaubar und daher 
für den Einsatz in Biogasanlagen nicht geeignet. In Kom-
postierungsanlagen benötigen sie längere Abbauzeiten 
als die üblichen Anlagenverweilzeiten. Auch bei diesen 
Kunststoffen ist auf fehlende Möglichkeiten eines werk-
stofflichen Recyclings hinzuweisen, welches Emissionen 
aus der Kunststoffproduktion deutlich reduzieren würde. 
Dieser Produktstrom sollte daher nicht in die Bioab
fallentsorgung gelangen (MAIER, N. 2018). Der Ersatz 
fossilbasierter Kunststoffe durch bioabbaubare Kunst-
stoffe stellt aus Umweltsicht eine Scheinlösung dar. Da 
nur ein hoher Anteil an Rezyklat künftig die aufwendige 
Produktion von Kunststoff und die negativen Wirkun-
gen bei der Produktion reduzieren und minimieren kann, 
ist die biologische Abbaubarkeit kein zielführender Weg 
hin zur Kreislaufwirtschaft. 

PtC-Kunststoffe und chemisches Recycling
197.	 Technologien zur strombasierten Herstellung der 
Grundchemikalien aus CO2 werden oft mit dem Begriff 

Power-to-Chemicals (PtC) bezeichnet. Die so erzeug-
ten Grundchemikalien können für die Kunststoffherstel-
lung eingesetzt werden. Die chemische Grundstoff
industrie und somit auch die Kunststoffherstellung wird 
sicher einer der Nachfragesektoren der Zukunft für PtC 
sein. Die hohen Herstellungskosten und Rohstoff- sowie 
Energieaufwendungen für die Bereitstellung der PtC-
Infrastruktur führen dazu, dass diese Option nur als 
„third-best“-Option neben der signifikanten Reduktion 
des Kunststoffverbrauches und der hochwertigen 
(werk)stofflichen Verwertung bewertet werden kann. 

198.	 Der Begriff „chemisches Recycling“ wurde in den 
letzten Jahren verstärkt genutzt, ohne klar definiert und 
abgrenzbar zu sein. Allgemein werden damit Verfahren 
bezeichnet, bei denen die Kettenmoleküle von Kunst-
stoffen wieder in ihre niedermolekularen Bausteine ge-
spalten werden und nach Reinigung und Aufarbeitung 
neuerlich für Kunststoffe verwendet oder zu anderen 
Verbindungen umgesetzt werden können. Im Vergleich 
mit PtC-Technologien weisen Verfahren des chemischen 
Recyclings geringere Energiebedarfe für die Herstellung 
von Polymeren auf (BAZZANELLA und AUSFELDER 
2017, S. 105; ELSER und ULBRICH 2017, S. 9).

Solvolyseverfahren eignen sich für definierte Polymere 
wie PET, PA und PUR aus Kunststoffabfällen, um Mono-
mere für die erneute Polymerisation zu gewinnen. Dage-
gen erzeugen Verfahren der thermischen Spaltung von 
Polymeren wie Pyrolyse, Hydrierung und Vergasung aus 
Mischkunststoffen kurzkettige Kohlenwasserstoffe sowie 
CO, CH4 oder H2 als Produkt, die in klassische petro
chemische Verarbeitungsketten aber auch neue Synthese-
prozesse eingespeist werden können (RAGAERT et al. 
2017). Rohstoffliche Verwertungsverfahren haben eine 
lange Geschichte, sind aber in Zeiten des geringen Öl-
preises und weniger Anreize, Verwertungsquoten zu stei-
gern, unwirtschaftlich geworden (Material Economics 
Sverige AB 2019). Die Verfahren sind wegen des hohen 
Energieaufwandes in der Kritik (DENEFF 2019) und für 
Verpackungen nicht für die werkstoffliche Verwertungs-
quote nach dem Verpackungsgesetz anerkannt (EUWID 
2018). Auf der anderen Seite erlauben rohstoffliche 
Verwertungsverfahren, ähnlich wie die Verbrennung, die 
gezielte Schadstoffausschleusung bei Erhaltung eines 
Teiles der im Material chemisch gebundenen Energie. 
Unter den Voraussetzungen einer geschlossenen Koh-
lenstoffbilanz ohne CO2-Verluste können diese Verfah-
ren helfen, Treibhausgasemissionen der Kunststoffher-
stellung und -nutzung zu reduzieren. Aktuell laufen 
zahlreiche Forschungs- und Entwicklungsvorhaben zum 
chemischen Recycling.
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199.	 Durch die Knappheit von PtC-Grundchemikalien 
für die Kunststoffherstellung und Grenzen einer hoch-
wertigen werkstofflichen Verwertung bedarf es in der 
Praxis eines Mix an Maßnahmen, um die CO2-Emissio-
nen aus der Verwendung von Kunststoffen bis 2050 zu 
reduzieren. Dabei gilt es, insbesondere kosteneffiziente 
Ansätze wie die absolute Mengenreduktion und Vermei-
dung der Kunststoffverwendung sowie die Reduktion der 
Primärproduktion durch Einsatz hochwertiger Rezykla-
te durch hochwertiges Recycling umzusetzen.

Kunststoffverbrennung als Schadstoffsenke
200.	 Die Verbrennung und energetische Nutzung von 
Kunststoffabfällen wurde und wird häufig kontrovers dis-
kutiert. Neben Fragen nach CO2-Emissionen und Ver-
lusten für die Kreislaufführung gilt es aber auch, den As-
pekt der Schadstoffausschleusung zu betrachten. Gerade 
Kunststoffe aus langlebigen Anwendungen enthalten 
viele Additive und Substanzen, die heute teilweise unter 
die POP-Verordnung fallen (Tz. 186). Mit Bezug auf die 
Rechtslage ist zu beachten, dass der Weg der stofflichen 
Verwertung nur dann offensteht, wenn die im Rahmen 
der POP-Verordnung vorgegebenen Grenzwerte einge-
halten werden (FAULSTICH et al. 2016, S. 94; POTRY-
KUS et al. 2015, S. 258). Prinzipiell ist ein chemisches 
oder physikalisches Recycling möglich, wenn sicherge-
stellt ist, dass der Gehalt an persistenten organischen 
Schadstoffen (persistent organic pollutants – POPs) zer-
stört, unumkehrbar umgewandelt oder ausgeschleust 
wird.

Schadstoffe können auch effizient durch einen Verbren-
nungsprozess zerstört oder ausgeschleust werden. Die 
Rolle der Verbrennung mit energetischer Verwertung für 
Kunststoffe wird sich verändern und konsequent das Ziel 
der Schadstoffsenke verfolgen müssen. Um dies CO2-
neutral umzusetzen, muss langfristig dessen Freisetzung 
verhindert werden. Dieses kann durch sogenannte Car-
bon-Capture-and-Utilization-Verfahren (CCU-Verfah-
ren) für die Synthese genutzt werden (vergl. Kap. 2). 
Diese Möglichkeit soll in der Müllverbrennungsanlage 
Helmstedt getestet werden, indem CO2 aus dem Rauch-
gas abgeschieden und zu Methangas aufbereitet wird 
(EUWID 2019e). 

Der Energieaufwand dieser Verfahren erfordert, die An-
wendung auf ein Minimum zu begrenzen und alle ande-
ren Maßnahmen der oberen Stufen der Abfallhierarchie 
vorzuziehen. Gleichzeitig werden durch die Verteuerung 
der Behandlungskosten für schadstoffbelastete Kunst-
stoffe auch Anreize für bessere Sortierung der schadstoff-
belasteten Fraktionen gesetzt.

3.5.6 	 Zwischenfazit: 
Etablierte Instrumente 
greifen (noch) nicht

201.	 In der Praxis zeigt sich, dass der aktuelle Umgang 
mit Kunststoffen weit von der in Kapitel 3.4 beschrie-
benen Zielhierarchie der Kreislaufwirtschaft entfernt 
ist. Eine Nachjustierung sollte zuerst eine Verringerung 
der eingesetzten Kunststoffmenge und an zweiter Stel-
le die Verbesserung der Rahmenbedingungen für eine 
deutlich höhere Kreislaufführung adressieren. Dabei 
müssen Qualität und Quantität der derzeit gewonne-
nen und eingesetzten Rezyklatmenge gesteigert wer-
den, um Primärrohstoffe zunehmend substituieren zu 
können. Etablierte Instrumente der Abfall- und Kreis-
laufwirtschaft für kunststoffhaltige Produkte sind ak-
tuell nicht in der Lage, die notwendige Lenkungswir-
kung zu entwickeln. 

Zahlreiche Aktivitäten, Aktionen und Selbstverpflichtun-
gen verschiedenster Akteure zeigen zwar den Willen zur 
Veränderung in Richtung Vermeidung und hochwertiges 
Recycling, erzielen jedoch bislang nicht die gewünsch-
ten Effekte. 

Kurzlebige Kunststoffverpackungen werden produziert, 
um hygienische, schützende und bedarfsorientierte Be-
hältnisse anzubieten. Standardisierte Mehrwegbehält-
nisse können diese Anforderungen im Lebensmittel-, 
Reinigungs- und Kosmetikbereich erfüllen. Schließlich 
verringern Mehrweglösungen nicht nur den Bedarf an 
Kunststoffen, sondern gleichzeitig auch den Anteil von 
Kunststoffen im Restmüll und Einträge in die Umwelt. 
Die Umsetzung der europäischen Vorgaben zu ausge-
wählten Einwegartikeln, die Symbolwirkung des Plas-
tiktütenverbots und der Runde Tisch zur Reduzierung 
von Verpackungen sind als weitere Schritte auf dem 
Weg ausdrücklich zu begrüßen, müssen aber auch mess-
bare Wirkungen zeigen. 

Für langlebige und teils schadstoffhaltige Kunststoff
bauteile wie im Automobilbereich sind andere Lösungs-
strategien zu verfolgen: Das Ökodesign muss hierzu 
konsequent umgesetzt werden, um künftiges Recycling 
sicherzustellen. Auch schon bevor Maßnahmen des 
Ökodesigns in der Entsorgung greifen, das heißt bei 
heutigen Altfahrzeugen, gilt es, Kunststoffbauteile 
weitgehend zu demontieren und hochwertig zu ver
werten. Dabei müssen aber Schadstoffe konsequent 
ausgeschleust werden.



155

3.6	 Empfehlungen zur Weiterentwicklung der Kreislaufwirtschaft

Weder biomassebasierte noch bioabbaubare Kunststof-
fe sind Lösungen für Probleme, die durch den hohen Ma-
terialumsatz von Kunststoffen entstehen. Biomasse kann 
nur in begrenzten Mengen nachhaltig produziert wer-
den. Auch der Anspruch einer Rückführung in den Ma-
terialkreislauf ist derzeit kaum erfüllbar. Umso mehr 
müssen zum Erreichen von Klimaschutzzielen Vermei-
dung und hochwertige Verwertung prioritäre Ziele der 
Kunststoffbewirtschaftung sein.

202.	 Damit die Transformation von der kreislauforien-
tierten Abfallwirtschaft in die Kreislaufwirtschaft ge-
lingt, müssen insbesondere rechtliche Vorgaben zur 
Herstellerverantwortung stringent weiterentwickelt 
werden. Materialspezifische Problemlösungsstrategi-
en müssen in eine Gesamtstrategie nachhaltiger Ent-
wicklung eingebettet werden und lassen sich nicht mit 
Optimierungen für Einzelaspekte, wie beispielsweise 
Klimaschutz, lösen. 

3.6	 Empfehlungen zur 
Weiterentwicklung der 
Kreislaufwirtschaft

203.	 Sowohl übergreifend als auch am Beispiel mehre-
rer Kunststoffprodukte wurde gezeigt, dass der Anspruch 
der Kreislaufwirtschaft derzeit nicht verwirklicht wird. 
Im Folgenden werden Ansatzpunkte für den Weg hin zu 
einer Kreislaufwirtschaft dargestellt. Die Empfehlungen 
sind strategischer Natur, werden aber anhand von aus-
gewählten Beispielen näher erläutert. Die beschriebenen 

Überlegungen sind aber grundsätzlich auch auf weitere 
Stoffe und Produkte anwendbar.

Abbildung 3-14 gibt eine Übersicht der Empfehlungen 
aufbauend auf dem Zielsystem, das in Abschnitt 3.4.1 
entwickelt wurde. Die Empfehlungen des SRU setzen an 
der Rolle der Kreislaufwirtschaftspolitik im Sinne einer 
vorsorgenden Umweltpolitik sowie den Abfallhierarchie-
stufen Vermeidung und Recycling an. Sie werden an-
schließend um die drei Querschnittsfelder Hersteller
verantwortung, Rolle öffentlicher Institutionen und 
Monitoring ergänzt. Die zwei untersten Abfallhierarchie-
stufen, die in Abbildung 3-2 rot dargestellt sind, werden 
nicht mit Empfehlungen unterlegt. Sie sollen zukünftig 
eine untergeordnete Rolle spielen und weitestgehend nur 
noch der Schadstoffausschleusung dienen.

3.6.1	 Kreislaufwirtschaftspolitik 
als Teil einer vorsorgenden 
Umweltpolitik 
weiterentwickeln

Reduktion der Stoffströme als Politikziel 
verankern und Suffizienz fördern
204.	 Bereits 1994 empfahl die Enquete-Kommission 
„Schutz des Menschen und der Umwelt“, dass „Umwelt-
politik vom Krisenmanagement auf eine berechenbare 
Vorsorgepolitik, von Maßnahmenorientierung auf Ziel-
orientierung umgestellt werden muss“ (Enquete-Kom-
mission „Schutz des Menschen und der Umwelt“ 1994). 

ɦɦ Abbildung 3-14	
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Dabei soll der Staat „die Zielrichtung seiner Umweltpo-
litik […] offen und eindeutig darlegen“. Mit Blick auf die 
Prognosen der zukünftigen Rohstoffnachfrage und der 
damit verbundenen Umweltwirkungen (Tz. 128 f.) emp-
fiehlt der SRU der Bundesregierung, die Reduktion der 
Stoffströme als ein Ziel der Kreislaufwirtschaftspolitik 
zu verankern. Reduktion der Stoffströme bedeutet, ins-
gesamt weniger Rohstoffe zu nutzen, insbesondere durch 
eine Verringerung des Konsums und die Gestaltung lang-
lebiger, materialeffizienter und reparierbarer Produkte 
(Tz. 153 ff., 159). Es sollten also sowohl Suffizienz- als 
auch Effizienzmaßnahmen umgesetzt werden. Auf nati-
onaler Ebene könnte das Ziel der Verringerung der Stoff-
ströme insbesondere in der Neuauflage von ProgRess 
sowie im Nationalen Programm für Nachhaltigen Kon-
sum (Tz. 147) festgeschrieben werden. Dieser Ansatz 
sollte aber auch auf die europäische Ebene gehoben wer-
den und zum Beispiel in der von der Europäischen Kom-
mission angekündigten Neuauflage des EU-Kreislaufwirt-
schaftspakets (Tz. 146) verankert werden.

205.	 Das Thema Suffizienz (Tz. 153) als strategische 
Entscheidung zur Reduktion von Stoffströmen ist in der 
aktuellen Politik wenig besetzt; dies gilt auch für den Be-
reich Abfall- und Kreislaufwirtschaft. LINZ (2017, S. 31 
ff.) identifiziert aus verschiedenen, nicht immer auf öko-
logische Aspekte bezogenen Beispielen Merkmale und 
Hemmnisse von gelingenden Suffizienzpolitiken. Zusam-
menfassend lässt sich feststellen, dass grundsätzlich eine 
abwehrende Haltung gegenüber Verhaltens- und Konsu-
mänderungen besteht, wenn sie als „Bevormundung“ 
durch den Staat wahrgenommen wird. Ähnliches gilt, 
wenn der Umfang der Maßnahmen die Veränderungsbe-
reitschaft der Gesellschaft überfordert. Auch sind Ziele 
zum Schutz der natürlichen Ressourcen, die mit einer 
persönlichen oder ökonomischen Deprivilegierung ein-
hergehen, nicht immer gesellschaftlich durchsetzbar. 
Einfacher umzusetzen sind hingegen Maßnahmen, bei 
denen ein persönlicher Vorteil – etwa finanzielle Einspa-
rung oder positive Gesundheitsaspekte – die Nachteile 
überwiegt sowie solche, bei denen das Gemeinwohl im 
Vordergrund steht und dies auch gut zu kommunizieren 
ist. Ebenfalls erfolgversprechend sind Maßnahmen, die 
einem klaren Zeitplan folgen und die Veränderungen 
schrittweise vollziehen. Auf lokaler Ebene sind Suffizi-
enzinitiativen vor allem erfolgreich, wenn sie auf die In-
itiative von Einzelpersonen und kleinen Gruppen zurück-
gehen. Diese können durch ihren hohen persönlichen 
Einsatz Multiplikatoreffekte erzeugen und eine politi-
sche Durchsetzung ermöglichen. Eine erfolgreiche Suf-
fizienzstrategie zur Verminderung des Rohstoffeinsatzes 
und zur Steigerung der Kreislaufführung sollte daher den 

Nutzen für das Gemeinwohl und die positiven Aspekte 
eines anderen Konsumstils in den Vordergrund stellen. 
Zudem sollte sie ein klar definiertes Ziel verfolgen und 
dieses mit einem schrittweise umsetzbaren Programm 
unterlegen. Es ist notwendig, kulturelle Barrieren zu 
überwinden, wenn Kreislaufwirtschaft erfolgreich imple-
mentiert werden soll (KIRCHHERR et al. 2018).

206.	 Damit eine Politik der Reduktion der gesamten ge-
sellschaftlichen Stoffströme auch tatsächlich zu einer 
Entlastung der Umwelt führt, ist es notwendig, stoff-
stromspezifische Betrachtungen sowie eine Verknüpfung 
mit den jeweiligen Umweltbelastungen vorzunehmen. 
Um eine solche Politik entwickeln zu können, muss zu-
nächst die Wissensbasis verbessert werden. Der SRU hat 
hierzu in seinen Gutachten zum Klimaschutz im Ver-
kehrssektor sowie zur Legitimation der Umweltpolitik 
die Etablierung eines nationalen Stoffstrominventars 
empfohlen (SRU 2017, Tz. 270 f.; 2019, Tz. 362). Auf 
ein solches Inventar aufbauend kann priorisiert werden, 
welche Stoffströme aus Umweltsicht am dringendsten 
reduziert werden müssen. Auch dient das Inventar dann 
dem Monitoring von Veränderungen der gesellschaft
lichen Stoffströme. Das Monitoring von einzelnen Stoff-
strömen sollte dabei zum Beispiel direkt anschlussfähig 
an das Raw Materials Information System (RMIS, Roh-
stoffinformationssystem) der EU sein. Das RMIS ist die 
webbasierte Wissensplattform der Europäischen Kom-
mission zu mineralischen und metallischen Primär- und 
Sekundärrohstoffen.

207.	 Um die Rohstoffnutzung in der Nachhaltigkeits
strategie und in ProgRess besser abzubilden, sollte die 
Bundesregierung den Indikator Gesamtrohstoffproduk-
tivität folgendermaßen ergänzen:

ɦɦ RMC darstellen und mit einem Ziel unterlegen.

ɦɦ RMI und RMC in Rohstoff-/Materialgruppen differen-
zieren, sodass hieraus spezifische (und auch unter-
schiedliche) Reduktionsziele abgeleitet werden kön-
nen.

ɦɦ Zusätzlich zu Rohstoff-/Materialgruppen sollten, ba-
sierend auf ihrer Umweltrelevanz, zunehmend ein-
zelne Stoffströme betrachtet werden. So können ihre 
Umweltprofile, Nutzungspfade, Recyclingraten etc. 
besser verfolgt und spezifische Maßnahmen entwi-
ckelt werden.

ɦɦ Zudem ist es wichtig, die Methoden zur Berechnung 
verschiedener Indikatoren zu harmonisieren, zum 
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Beispiel zur Berechnung des RMC (Abschn. 3.2.1). 
Dies ermöglicht es, Werte weltweit zu vergleichen.

Politikkohärenz herstellen und Zielkonflikte 
abwägen
208.	 Im Politikfeld Klimaschutz werden oft neue 
Technologien diskutiert, die andere Rohstoffarten und 
-mengen benötigen als die bisher genutzten (VIDAL et al. 
2013; HERTWICH et al. 2015; GIBON und HERTWICH 
2014; UBA 2019d). Bei der Ausgestaltung von Klima-
schutzpfaden nach dem Bundes-Klimaschutzgesetz 
(KSG) sollte durch den Expertenrat (§ 11 KSG) nicht 
nur deren Wirkung auf Treibhausgasemissionen konti-
nuierlich geprüft werden. Die Aspekte Rohstoffverfüg-
barkeit, ökologische und soziale Abbaubedingungen 
sowie die Kreislaufwirtschaftsfähigkeit der Technologien 
(insb. Ökodesign und Recyclingfähigkeit) sollten immer 
zwingend mitbetrachtet und deshalb in entsprechenden 
Strategien und Arbeitsprogrammen verankert werden. 
Auch sollte berücksichtigt werden, dass für zukünftige 
Abfälle geeignete und ausreichende Behandlungs- und 
Recyclingkapazitäten zur Verfügung stehen (vgl. z. B. Be-
trachtung des Verkehrssektors in SRU 2017, Kap. 3.5; 
UBA 2019d).

Um durch Kreislaufwirtschaft Treibhausgasemissionen 
und andere Umweltwirkungen zu verringern, sollte mit 
Blick auf die Anwendung der Abfallhierarchie betrachtet 
werden, welchen Beitrag die Vermeidung zum Beispiel 
im Vergleich zu Recycling leisten kann. Wird die Umwelt 
durch Vermeidung deutlich stärker entlastet, sollten 
Maßnahmen verstärkt hierauf fokussieren. Bezüglich des 
Nutzens des Recyclings für den Klimaschutz sollte ins-
besondere der Einfluss des Downcyclings untersucht 
werden. So hat ein nach Legierungsarten differenziertes 
Recycling durch die mehrfach mögliche Kreislaufführung 
und den damit einhergehenden Ersatz auch hochwerti-
gerer Primärmetalle deutlich positive Effekte auf den Kli-
maschutz und kann einen Grundpfeiler der Dekarboni-
sierung der metallproduzierenden Industrie darstellen 
(Tz. 131). Die Reduktion von Materialströmen, die Rolle 
eines hochwertigen, differenzierten Recyclings sowie die 
Betrachtung weiterer Umweltwirkungen sollten folglich 
stärker in die Klimaschutzpolitik integriert werden.

209.	 Neben der besseren Verzahnung der Kreislaufwirt-
schafts- und Klimaschutzpolitik sollte auch innerhalb 
der Kreislaufwirtschaftspolitik stärkere Kohärenz her
gestellt werden. Denn in Deutschland existieren drei 
politische Programme: das Abfallvermeidungsprogramm, 
das Ressourceneffizienzprogramm und das Programm 

für Nachhaltigen Konsum (Tz. 147). Diese entsprechen 
in ihrer inhaltlichen Breite dem Aktionsplan für die Kreis-
laufwirtschaft. Zum einen haben sie inhaltliche Über-
schneidungen, zum anderen sollten ihre Zielsetzungen 
und Maßnahmenansätze gemeinsam betrachtet werden, 
um die tatsächlich besten Maßnahmen über den gesam-
ten Lebensweg von Stoffen, Materialien und Produkten 
identifizieren zu können. Aus diesem Grund empfiehlt 
der SRU der Bundesregierung, die drei Programme in 
einem Programm zusammenzuführen. Die Möglichkeit, 
das Abfallvermeidungsprogramm mit anderen Program-
men zu verbinden, bietet Art. 29 Abs. 1 Abfallrahmen
richtlinie.

Kreislaufwirtschaft durch Kostenwahrheit 
stärken
210.	 Businessmodelle, die Abfälle vermeiden und weit-
gehendes, hochwertiges Recycling fördern, sind oftmals 
ökonomisch nicht konkurrenzfähig zur Primärrohstoff-
gewinnung (KIRCHHERR et al. 2018). Sprächen die Roh-
stoffpreise die ökologische Kostenwahrheit, würde sich 
der ökonomische Rahmen für Abfallvermeidung und 
Recycling ändern. Um dies zu erreichen, sollten öko
nomische Instrumente angewendet werden. Ist dies nicht 
möglich oder zielführend, können ordnungsrechtliche 
Regelungen eingeführt werden. Neben Recycling trifft 
dies auch auf die (Vorbereitung zur) Wiederverwendung 
zu.

Da viele der für Produktion und Konsum in Deutschland 
genutzten Rohstoffe – insbesondere Metalle – im Aus-
land gewonnen werden, kann eine Internalisierung ex-
terner Kosten für diese nur durch die internationale Zu-
sammenarbeit der Bundesregierung mit anderen Ländern 
vorangebracht werden. Die Bundesregierung sollte sich 
– zum Beispiel im Rahmen der G7-Allianz für Ressour-
ceneffizienz sowie auf EU-Ebene – verstärkt dafür ein-
setzen. In einem ersten Schritt sollte die Umsetzung 
höherer Umwelt- und Sozialstandards in den Abbaulän-
dern unterstützt werden (detaillierte Empfehlungen s. 
SRU 2017, Abschn 5.5.1; 2012, Abschn. 2.4.4).

Für vorrangig inländisch gewonnene Rohstoffe wie Bau-
rohstoffe könnte durch nationale Regelung eine Steue-
rung hin zur Nutzung von mehr Sekundärrohstoffen er-
folgen. Der Fokus sollte auf denjenigen Primärrohstoffen 
liegen, für die ein Recycling technisch machbar und öko-
logisch sinnvoll ist. So schlägt das Umweltbundesamt 
eine Primärbaustoffsteuer für Kiese, Sande und Natur-
gips vor (UBA 2019g). Weiterhin könnte auch eine aus-
reichend hohe CO2-Bepreisung positive Auswirkungen 
auf die Kreislaufwirtschaft haben. Hierzu gehört auch, 
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CO2-Emissionen aus der Abfallverbrennung angemessen 
zu bepreisen. Diese sind bislang vom Emissionshandel 
ausgenommen. Die Bundesregierung sollte bei der Aus-
gestaltung solcher Instrumente die Auswirkungen auf 
die Kreislaufwirtschaft betrachten und diese Instrumen-
te so ausgestalten, dass die Kreislaufwirtschaft gestärkt 
wird. Generell sollte die Lenkungswirkung von Instru-
menten, die rohstoffseitig im Lebenszyklus ansetzen, im 
Vergleich zu Maßnahmen, die später im Lebenszyklus 
greifen, geprüft werden (Tz. 165 f.).

211.	 Der Aktionsplan für die Kreislaufwirtschaft sowie 
die geänderte Abfall-Rahmenrichtlinie betonen, dass die 
Mitgliedstaaten ökonomische Instrumente und weitere 
Maßnahmen zur Durchsetzung der Ziele der Kreislauf-
wirtschaft anwenden sollen (Tz. 143, 145). Beispiels-
weise sollen die Mitgliedstaaten gemäß Nr. 8 des Anhangs 
IVa der Abfallrahmenrichtlinie prüfen, welche Subven-
tionen für die Kreislaufwirtschaft mit Blick auf die Ab-
fallhierarchie hinderlich sind. Der regelmäßig erschei-
nende Bericht „Umweltschädliche Subventionen in 
Deutschland“ des UBA enthält bisher kein Kapitel, das 
sich mit Subventionen auseinandersetzt, die negativ auf 
die Kreislaufwirtschaft wirken (UBA 2016c). Der Bericht 
sollte dringend um eine entsprechende Untersuchung 
erweitert werden. Unter den bereits identifizierten um-
weltschädlichen Subventionen ist im Zusammenhang mit 
der Kreislaufwirtschaft die Energiesteuerbefreiung für 
die nicht energetische Verwendung fossiler Energieträ-
ger zu nennen. Die nicht-energetische Nutzung betrug 
im Jahr 2012 7,3  % des gesamten Primärenergiever-
brauchs. Produkte sind Kunststoffe, Lacke, Farben, 
Schmierstoffe, Düngemittel etc. Das Subventionsvolu-
men beträgt konservativ geschätzt circa 1,57 Mrd. Euro 
(UBA 2016c). Da es sich um einen endlichen, fossilen 
Rohstoff handelt und die hergestellten Produkte oftmals 
bei ihrer Entsorgung energetisch verwertet werden und 
somit CO2 freigesetzt wird, ist diese Subventionierung 
nicht gerechtfertigt und sollte mit Blick auf die Kosten-
wahrheit abgebaut werden.

Weitere in Anhang IVa der Abfallrahmenrichtlinie ge-
nannte ökonomische Instrumente sind „steuerliche An-
reize für die Spende von Produkten, insbesondere Le-
bensmitteln“ (Nr.  3) sowie „steuerliche Maßnahmen 
oder andere Mittel zur Förderung des Absatzes von Pro-
dukten und Materialien, die zur Wiederverwendung vor-
bereitet oder recycelt werden“ (Nr. 9) (s. Empfehlung 
in Abschn. 3.6.2). Der Referentenentwurf des Kreislauf-
wirtschaftsgesetzes sieht vor, die Auflistung des Anhangs 
IVa der Abfallrahmenrichtlinie wörtlich in einer neuen 
Anlage 5 zum Kreislaufwirtschaftsgesetz zu übernehmen 

(Tz. 148). Aus Sicht des SRU sollte sich der Gesetzge-
ber nicht darauf beschränken, die Liste lediglich wort-
wörtlich zu übernehmen. Vielmehr ist er der Adressat, 
der die geeigneten Instrumente und Maßnahmen mit 
entsprechenden Anforderungen umsetzen sollte (Kas-
ten 8-12). Die Bundesregierung sollte sich zumindest ein 
Ziel setzen, bis wann sie die mögliche Anwendung und 
Umsetzung der gelisteten Instrumente und Maßnahmen 
prüfen will. Dies könnte in ProgRess III oder im Kreis-
laufwirtschaftsgesetz selbst verankert werden (den HOL-
LANDER et al. 2017). Daneben empfiehlt der SRU der 
Bundesregierung, sich dafür einzusetzen, dass die Euro-
päische Kommission Empfehlungen und Mindeststan-
dards für die Instrumente des Anhangs IVa entwickelt 
(Tz. 145). Hier können die Erkenntnisse aus Prüfungen 
in Deutschland eingespeist werden.

212.	 Neben ökonomischen Instrumenten sollten auch in-
formatorische eingesetzt werden, um Bewusstsein bei 
Verbraucherinnen und Verbrauchern bezüglich der Aus-
wirkungen ihres Konsumverhaltens zu schaffen. Aus Sicht 
des SRU sollte die Bundesregierung die Überlegungen 
zum sogenannten Zweiten Preisschild (BMUB 2016a, 
S.  56) vertiefen, entsprechende Bewertungsverfahren 
entwickeln und verbindliche Anforderungen an eine sol-
che Kennzeichnung für besonders umweltrelevante Pro-
dukte verankern. Die Idee des Zweiten Preisschildes ist, 
die tatsächlich anfallenden Umweltkosten, die durch Her-
stellung, Nutzung und Entsorgung entstehen, auszuwei-
sen (UBA 2016a, S. 63). Aufgrund des derzeit großen Me-
dieninteresses könnte beispielsweise Kleidung ein erstes 
Produkt sein, für das dies umgesetzt wird.

Produktpolitik für 
Kreislaufwirtschaftsfähigkeit entwickeln
213.	 Kreislaufwirtschaftsfähigkeit (Tz. 143) sollte di-
rekt bei der Produktentwicklung mitkonzipiert werden 
(den HOLLANDER et al. 2017). Um Abfallvermeidung 
durch eine Lebensdauerverlängerung zu erreichen, soll-
ten Push-Instrumente, wie eine geplante Mindestlebens-
dauer von Produkten und kritischen Komponenten sowie 
der Nachweis der Reparaturfähigkeit eingeführt werden. 
Weitere Maßnahmen sind die Verpflichtung zur Doku-
mentation reparaturrelevanter technischer Informatio-
nen und Bereitstellung von Diagnosesoftware und pro-
duktspezifischen Werkzeugen und Ersatzteilen. Die 
Bundesregierung sollte sich auf EU-Ebene dafür einset-
zen, die Instrumente der Ökodesign-Richtlinie (Tz. 143, 
Kasten 3-4) verstärkt in Richtung Reparaturfähigkeit 
und Lebensdauerverlängerung auszugestalten, wie nun 
erstmalig für Waschmaschinen, Kühlschränke, Geschirr-
spüler und weitere Geräte geschehen (Europäische 
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Kommission 2019e). Auch sollte sie die Ausweitung des 
Produktanwendungsbereichs vorantreiben.

Eine Verlängerung von Garantie- und Gewährleistungs-
zeiten auf die geplante technische Lebensdauer von Pro-
dukten könnte ein Motor für neue Geschäftsmodelle sein, 
mit denen nicht materielle Produkte, sondern Dienstleis-
tungen und Produkt-Service-Systeme vermarktet werden 
und produzierende Betriebe selbst Reparaturen und Wie-
deraufarbeitungen ausführen. So können Anreize geschaf-
fen werden, Produkte auf längere Lebensdauern auszu-
legen. Die Verbrauchsgüterkaufrichtlinie 1999/44/EG 
setzt ausdrücklich nur Mindestanforderungen an die ge-
setzlichen Gewährleistungszeiten fest. Dies ist in § 438 
des Bürgerlichen Gesetzbuches für das deutsche Recht 
konkretisiert. Hier besteht erheblicher Spielraum zuguns-
ten der Verlängerung der Gewährleistungsfristen (ECC-
Net 2019). So bleiben die Hersteller länger in der Verant-
wortung. Beispiele in Europa zeigen, dass mehrere 
Staaten von den Mindestanforderungen abweichen. So 
hat Schweden eine verlängerte Gewährleistungsfrist von 
drei Jahren für alle Arten von Produkten eingeführt. In 
Norwegen und Island haben Produkte, die üblicherweise 
eine Lebensdauer von mindestens zwei Jahren haben, 
eine Gewährleistungsfrist von fünf Jahren (ebd., S. 16 f.).

214.	 Für bestimmte schadstoffhaltige Produkte, die ak-
tuell oder zukünftig in Verkehr gebracht werden, sollten 
die Informationspflichten erweitert und an die Produkt-
zulassung gekoppelt werden. Hierzu sollte sich die Bun-
desregierung auf europäischer Ebene verstärkt für die 
Weiterentwicklung der SCIP-Datenbank (Substances of 
Concern In Products) der Europäischen Chemikalien-
agentur (ECHA) zu einem weiterreichenden Produkte-
register einsetzen. Die SCIP-Datenbank entsteht aktuell 
auf Basis von Art. 9 Abs. 2 Abfallrahmenrichtlinie. Das 
Produkteregister sollte von den Herstellern mit lebens-
zyklusrelevanten Informationen zu Schadstoffgehalten 
bestückt und zu einem Schad- und Wertstoffinventar zu-
sammengeführt werden (s. „Inventar zu gesellschaftli-
chen Stoffströmen“ in SRU 2019, Tz. 275 ff.). Entspre-
chende Informationen können von den Herstellern in 
einem Kreislaufpass bereitgestellt werden (s. a. „Kreis-
laufpass“ in SRU 2017, Tz. 274). Die Idee eines Kreis-
laufpasses wird auch im European Green Deal der Euro-
päischen Kommission als „elektronischer“ Produktpass 
aufgegriffen. Dieser soll Informationen über die „Her-
kunft, Zusammensetzung, Reparatur- und Demontage-
möglichkeiten eines Produkts sowie über die Hand
habung am Ende seiner Lebensdauer liefern“ 
(Europäische Kommission 2019c). Die Bundesregierung 
sollte sich bei der Entwicklung eines solchen Produkt-

passes dafür einsetzen, dass die Informationen zur 
Zusammensetzung eines Produktes auch explizit enthal-
tene kritische Stoffe/Schadstoffe ausweisen.

Neben dem Instrument der Stoffverbote bzw. -beschrän-
kungen (Tz. 159) sollten im Rahmen der zukünftigen 
europäischen Produkt- und Chemikalienpolitik verstärkt 
Positivlisten für Inhaltsstoffe erstellt werden. Stoffe, die 
eine hochwertige Verwertung ermöglichen, sollten ent-
sprechend für den Einsatz in Produkten empfohlen wer-
den. Hieran könnten sich Hersteller orientieren, um die 
Umweltauswirkungen ihrer Produkte zu verbessern. Die 
Bundesregierung könnte eine entsprechende Diskussion 
im Rahmen der Arbeiten der Europäischen Kommission 
zu den Schnittstellen zwischen Abfall-, Chemikalien- und 
Produktpolitik, die unter dem Dach des EU-Kreislauf-
wirtschaftspakets stattfinden (Tz. 156), beginnen.

215.	Um Schadstoffe dauerhaft aus dem Kreislauf zu 
ziehen, sollten für Sekundärrohstoffe die gleichen 
Schadstoffgrenzwerte wie für Primärrohstoffe gelten – 
auch wenn dadurch zunächst mengenmäßig weniger 
Sekundärrohstoffe zur Verfügung stehen. Auch die 
Erfüllung von Recyclingquoten sollte einer Schad- 
stoffentfrachtung untergeordnet werden. Konkrete 
Maßnahmen zur Schadstoffentfrachtung sind stark 
produktabhängig und werden in den Empfehlungen 
des Abschnitts 3.6.3 erläutert. Um schadstofffreie Re-
zyklate auch wirklich zum Einsatz zu bringen, sollten 
Rezyklateinsatzquoten im Rahmen von Ökodesign
anforderungen festgelegt werden (Tz. 235).

216.	 Um mehr Produkte hochwertiger recyceln zu 
können, bietet sich das Instrument der Bewertung der 
Recyclingfähigkeit an. So sollen im Rahmen des Ver
packungsgesetzes die Beteiligungsentgelte, die seit dem 
1. Januar 2019 beim Inverkehrbringen an eines der dua-
len Systeme zu zahlen sind, an der Recyclingfähigkeit der 
Verpackungen ausgerichtet werden und somit einen An-
reiz für ein recyclingfähiges Design schaffen. Der SRU 
bedauert, dass über diesen Mechanismus dennoch nicht-
recyclingfähige Produkte auf den Markt gelangen, wenn 
der Inverkehrbringer bereit ist, das entsprechend höhe-
re Beteiligungsentgelt dafür zu zahlen. Eine Alternative 
wäre, analog zu Anforderungen an die Energieeffizienz 
von Produkten, schrittweise verbindliche Anforderun-
gen für die Recyclingfähigkeit von Produkten zu schaf-
fen (Tz. 234).

Ökodesign darf dabei aber nur in zweiter Linie auf das 
Recycling ausgerichtet sein. An erster Stelle müssen 
Aspekte wie Schadstofffreiheit, Langlebigkeit und Re-
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parierbarkeit stehen und mögliche Zielkonflikte abge-
wogen werden (den HOLLANDER et al. 2017). So ist 
es für das Recycling nicht unbedingt notwendig, Bau-
teile zerstörungsfrei separieren zu können, während 
dies für die Reparierbarkeit zwingend erforderlich ist. 
Auch sollte betrachtet werden, wie groß die Umwelt-
entlastungseffekte zum Beispiel für Maßnahmen der 
Lebensdauerverlängerung und des Recyclings im 
Vergleich sind. Langfristig sollten daher Methoden zur 
Bewertung der Recyclingfähigkeit um weitere Aspekte 
und Kriterien wie Reparierbarkeit und Lebensdauer 
erweitert werden (Tz. 162 f.).

Der SRU empfiehlt der Bundesregierung, nachdrück-
lich darauf hinzuwirken, dass für Produktgruppen mit 
hohem Materialeinsatz und ökologischem Fußabdruck 
Instrumente der lebenszyklusorientierten Produktent-
wicklung erarbeitet sowie im Rahmen der Ökodesign-
Richtlinie implementiert, evaluiert und aktualisiert 
werden. Hier kann Deutschland durch entsprechende 
Förderschwerpunkte im Rahmen der durch BMU und 
BMBF geförderten Forschung maßgeblich mit fundier-
ten wissenschaftlichen Grundlagen beitragen. Letzt-
lich wird so die aktuell abfallwirtschaftlich orientierte 
Herstellerverantwortung durch konkretere Anforde-
rungen, als dies derzeitig durch entsprechende Richt-
linien der Fall ist (Tz. 135), in eine vorsorgeorientier-
te Produktpolitik überführt werden.

Die Entwicklung einer umfassenden Produktpolitik ist 
eine dringend notwendige Ergänzung abfallwirtschaft
licher Anforderungen, um die notwendigen Weichen für 
eine Kreislaufwirtschaft zu stellen.

Umweltbewertungen für 
Kreislaufwirtschaftsentscheidungen nutzen
217.	Um Stoffströme bzw. Güter sowie Maßnahmen 
bezüglich der Dringlichkeit des Regelungsbedarfs zu 
priorisieren, sollte die Bundesregierung verstärkt Um-
weltbewertungsinstrumente wie Ökobilanzen nutzen. 
Diese müssen aber unter Berücksichtigung folgender 
Aspekte methodisch weiterentwickelt und standardisiert 
werden:

ɦɦ Zugrundelegen zukünftiger Rahmenbedingungen: Um 
die Kreislaufwirtschaft strategisch weiterzuentwi-
ckeln, müssen an zukünftigen politischen Zielen ori-
entierte Szenarien zugrunde gelegt werden. Hierzu 
gehören insbesondere die Bedingungen einer dekar-
bonisierten Wirtschaft (Tz. 182, Kasten 3-5). Wer-
den jetzige statt zukünftiger Rahmenbedingungen für 

Maßnahmenentscheidungen angesetzt, kann es zu 
Fehlentscheidungen kommen.

ɦɦ Anwenden alternativer Rahmenbedingungen: Die 
szenarienorientierte Anwendung alternativer Rah-
menbedingungen erlaubt eine Einschätzung, ob sich 
die ökologische Bewertung verändert. So sollten bei 
einem Vergleich von Einweggetränkeverpackungen 
und Mehrwegsystemen nicht nur die aktuellen 
Durchschnittswerte, sondern auch konkrete Rah-
menbedingungen wie zum Beispiel kürzere Trans-
portwege aufgrund eines Standardbehältersystems 
und regionalem Handel als Szenario angenommen 
werden. So kann tiefgreifender geprüft werden, 
unter welchen Bedingungen welche Lösung ökolo-
gisch vorteilhaft ist und wie bestehende Systeme op-
timiert werden können (zu Mehrweg s. Tz. 181 ff.; 
DETZEL et al. 2016).

ɦɦ Einbindung abfallspezifischer Aspekte: Die heutige 
Methode der Ökobilanzierung bildet einige Umwelt-
wirkungen nicht ab. Zu nennen sind hier zum Beispiel 
Umweltwirkungen von Littering und des Eintrags von 
Makro- und Mikroplastik in Böden und Gewässer.

Für die Zeit nach einer erfolgreichen Dekarbonisierung 
der Gesellschaft müssen Umweltbewertungskriterien 
neu untereinander gewichtet werden. Klimaschutz wird 
dann nicht mehr die dominante Rolle einnehmen, die 
ihm heute allgemein zugesprochen wird.

Umweltbewertungsinstrumente sollten in der Politikge-
staltung genutzt werden, um die Umweltwirkungen von 
Maßnahmen auf verschiedenen Stufen des Zielsystems, 
wie es in Abschnitt 3.4.1 aufbauend auf der Abfallhierar-
chie entwickelt wurde, miteinander zu vergleichen. Nur 
so ergibt sich ein Gesamtbild und kann eine Abwägung 
der Maßnahmen mit Blick auf ihre ökologische Effekti-
vität, das heißt dem größten ökologischen Nutzen, erfol-
gen. Dies betrifft überwiegend übergeordnete Politikent-
scheidungen auf europäischer und nationaler Ebene. 

Damit bei der Regulierung von Produkten, Materialien 
und Stoffen keine umweltschädlicheren Alternativen ent-
wickelt oder genutzt werden, sollten naheliegende Sub-
stitutionsvarianten immer mitgeprüft werden. Deshalb 
sollten Umweltbewertungen auch bei möglichen Verbo-
ten angewendet werden. Beispiele, wo eine solche Prü-
fung sinnvoll wäre, ist der Ersatz von erdölbasierten 
Kunststoffen durch Kunststoffe aus nachwachsenden 
Rohstoffen (Tz. 194). Umweltbewertungen sollten von 
unabhängigen Institutionen vorgenommen werden. In 
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Deutschland könnte das zum Beispiel das Umweltbun-
desamt sein.

3.6.2	 Abfallvermeidung stärken

Quantitative Vermeidungsziele als dynami-
sches Lenkungsinstrument festlegen
218.	 Die Ziele „Abfallvermeidung“ und „Wiederverwen-
dung“ sind weder auf deutscher Ebene noch europaweit 
quantitativ oder verbindlich mit Zielwerten und Zeit
rahmen ausgestaltet, mit Ausnahme der Lebensmittel-
abfälle (Kasten 8-8). Bereits 2011 formulierte die Euro-
päische Kommission ein Etappenziel: „Spätestens 2020 
wird Abfall als Ressource bewirtschaftet. Das Pro-Kopf-
Abfallaufkommen sinkt in absoluten Zahlen“ (Euro
päische Kommission 2011a). Das deutsche Abfallver
meidungsprogramm von 2013 enthält explizit keine 
absoluten Ziele für die Verringerung des Abfallnettoauf-
kommens, sondern zielt lediglich auf eine „möglichst 
weitgehende Reduktion der Abfallmengen in Relation 
zur Wirtschaftsleistung [...]“ (BMU 2013). Das Abstel-
len auf den Bezug zur Wirtschaftsleistung erlaubt es au-
ßerdem, dass die Abfallmengen – bei entsprechender 
Steigerung der Wirtschaftsleistung – ebenfalls steigen. 
Um Instrumente der Abfallvermeidung, insbesondere 
weiche Instrumente, wirksam zu machen, bedarf es je-
doch aus Sicht des SRU einer Zielsetzung und eines Mo-
nitorings durch den Gesetzgeber ebenso wie der Festle-
gung von Konsequenzen bei Nichterreichung. Um dies 
zu operationalisieren, schlägt der SRU vor, Indikatoren 
zur Bemessung und Bewertung des gesellschaftlichen 
Stoffumsatzes zu definieren. Diese sollten sowohl (roh-
stoff)input- als auch (abfall)output-orientierte Indika-
toren umfassen, anhand derer sich die Wirkungen des 
Abfallvermeidungsprogramms kontinuierlich überprü-
fen und Maßnahmen zur Lenkung anpassen lassen. Um 
eine reine Verlagerung der Abfallproduktion durch Ma-
terialsubstitution zu vermeiden, können Indikatoren ent-
lang von Bedürfnisfeldern wie zum Beispiel Textilien und 
Bekleidung, Gebäude und Wohnen sowie Lebensmittel 
und Ernährung weiter spezifiziert und Ziele formuliert 
werden. Das neue Abfallvermeidungsprogramm sollte 
dementsprechend anspruchsvolle Zielwerte für die ge-
wählten Indikatoren enthalten. Diese sind mit konkre-
ten Zeitpunkten und Instrumenten zur Lenkung zu un-
terlegen. Nur so kann das Abfallvermeidungsprogramm 
als Instrument der kontinuierlichen Verbesserung ge-
nutzt werden.

Darüber hinaus empfiehlt der SRU der Bundesregierung, 
für schnelllebige Produkte mit hohem Stoffumsatz klare 

und verbindliche Zielvorgaben zu machen. Dies bedeu-
tet für den Produktstrom Verpackungen (Abschn. 3.5.3), 
beispielsweise Ziele für einen maximalen Pro-Kopf-
Verpackungsverbrauch oder den maximalen absoluten 
Verpackungsverbrauch festzulegen. Bei Nichterreichen 
sollten Konsequenzen und Wirkmechanismen greifen, 
wie beispielsweise den Handel zur Einführung von Mehr-
wegsystemen zu verpflichten.

219.	 Selbstverpflichtungen von Wirtschaftsakteuren mit 
klaren Reduktionsvorgaben, wie aktuell für Verpackun-
gen formuliert (Tz. 185), zeigen, dass die Festlegung 
messbarer Ziele auch auf Unternehmensebene möglich 
ist. Der SRU begrüßt diese Initiativen. Jedoch würde ein 
abgestimmter Prozess durch das BMU helfen, diese Ak-
tivitäten in ihrem Anwendungsbereich und Ambitions-
niveau zu harmonisieren und in die Abfallpolitik Deutsch-
lands einzubetten. Als Beispiel können dabei die 
Aktivitäten der niederländischen Regierung dienen, die 
2017 einen nationalen Pakt für eine gemeinsame Ent-
wicklung einer „transition agenda“ für die Kreislaufwirt-
schaft mit breiter Beteiligung der Wirtschaft, Verwaltung 
und Zivilgesellschaft geschlossen hat (Deutscher Bun-
destag – Wissenschaftliche Dienste 2017; Government 
of the Netherlands 2018). Wichtig sind in einem ersten 
Schritt einheitliche Definitionen, damit Selbstverpflich-
tungen tatsächlich der übergeordneten Zielsetzung der 
Abfallvermeidung folgen und nicht rein zu Marketing-
zwecken genutzt werden.

Konsum verändern
220.	 Die Bundesregierung, aber auch die Länder und 
Kommunen, können in ausgewählten Bereichen durch 
Vorbildfunktion und Bereitstellen von Infrastrukturen 
ein verändertes Konsumverhalten unterstützen (Abschn. 
3.6.5). Beispielsweise kann der Ausbau von öffentlichen 
Trinkwasserbrunnen oder das kostenlose Wasserange-
bot ohne Verpackung in öffentlichen Einrichtungen 
wie  Schulen, Behörden oder bei Großveranstaltungen 
Verhaltensänderungen anreizen. Dieses Angebot kann 
durch Kampagnen zur Leitungswassernutzung begleitet 
und dessen Nutzung so forciert werden.

Auch das Themenfeld Mobilität bietet vielschichtige Mög-
lichkeiten, den materiellen Stoffumsatz von Fahrzeugen 
durch die Förderung von Vermeidung und Verlagerung 
von Verkehr deutlich zu reduzieren. Die öffentliche Hand 
kann in der Rolle als Käufer eine Vorbildfunktion einneh-
men und die Nachfrage nach neuen Techniken oder Nut-
zungsstrukturen stärken. Beispielhaft seien die Beschaf-
fung von Dienstfahrrädern, die Bereitstellung von 
Fahrzeugpoolsystemen statt persönlicher Dienstfahr
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zeuge, die Unterstützung von Sharingsystemen sowie die 
finanzielle Förderung von Jobtickets bei gleichzeitiger 
Verkleinerung der Dienstwagenflotte genannt (Tz. 526; 
SRU 2017).

Der Bund sollte die Förderung und Begleitforschung für 
Suffizienzinitiativen mit Modellcharakter (Tz. 205) im 
derzeit in Überarbeitung befindlichen Abfallvermei-
dungsprogramm verankern, um den Wandel von Ver
haltensgewohnheiten durch übertragbare Ergebnisse zu 
unterstützen. 

Lebensdauer verlängern
221.	 Reparatur und Wiederaufarbeitung sind traditio-
nelle Methoden der Lebensdauerverlängerung und der 
damit verbundenen Reduktion von Abfällen sowie Um-
weltwirkungen. Erst mit der globalisierten Massenpro-
duktion von Gütern und der zunehmenden Spezialisie-
rung von Produktionsketten wurden aus Gebrauchsgütern 
zunehmend Verbrauchsgüter (STAHEL 1982; 2010; 
HECKL 2013). In den vergangenen Jahrzehnten sind in 
vielen Bereichen das Wissen, die Angebote und auch die 
Infrastruktur zu lebensdauerverlängernden Maßnahmen 
zurückgegangen. Hier bedarf es sowohl struktureller 
Rahmensetzung als auch spezifischer Anreize durch 
den Staat. 

222.	 Für langlebige Produkte ist eine wichtige Maßnah-
me zur Verlängerung der Lebensdauer ein Design, das 
zum einen robuste, funktionale und zum anderen repa-
raturfähige bzw. nachrüstbare Produkte hervorbringt. 
Zentrale Instrumente hierfür sind die Ökodesign-Richt-
linie und konkrete produktgruppenspezifische Durch-
führungsmaßnahmen (bislang ausnahmslos Verordnun-
gen) oder Selbstregulierungsinitiativen der Industrie. 
Um durch diese Konkretisierung auch zur Lebensdau-
erverlängerung von Produkten beizutragen, können De
klarationspflichten zur erwarteten Lebensdauer aus
geweitet werden (UBA 2017), die ein wirksames 
Pull-Instrument für Verbraucherentscheidungen dar
stellen (GILJUM et al. 2016). Eine gegebenenfalls pro-
duktgruppenspezifische Verlängerung der Gewähr
leistungsfrist für Mängel (ECC-Net 2019) kann zu 
langlebigeren Produkten führen. Ebenso könnte dies 
ein Motor für Geschäftsmodelle sein, mit denen nicht 
materielle Produkte, sondern Dienstleistungen und 
Produkt-Service-Systeme vermarktet werden und pro-
duzierende Betriebe selbst Reparaturen und Wieder-
aufarbeitungen ausführen.

Allein das konsequente Ökodesign reicht jedoch nicht 
aus, eine Kultur der Reparatur wiederzubeleben. Finan-

zielle Anreize wie eine Senkung des Mehrwertsteuer
satzes auf Reparaturdienstleistungen, wie in neun EU-
Ländern bereits umgesetzt (AX 2017), würde Anbieter 
solcher Dienstleistungen fördern und wettbewerbsfähi-
ger machen. Zusätzlich entstünden finanzielle Vorteile 
und eine Symbolwirkung für Verbraucherinnen und Ver-
braucher. 

223.	 Für das Beispiel Verpackungen (Abschn. 3.5.3) er-
reichen Mehrwegsysteme eine deutliche Lebens- und 
somit Nutzungsdauerverlängerung. Bei Getränkeverpa-
ckungen gibt es seit 1992 mit der Mehrwegquote eine po-
litisch klar formulierte, aber – bis auf die Einführung des 
Pflichtpfandes für bestimmt Einwegverpackungen – nicht 
sanktionierte und damit unverbindliche Zielmarke, wel-
che auch im Verpackungsgesetz vorgesehen ist (§ 1 Abs. 3 
VerpackG). Das anhaltende Verfehlen dieses Zieles 
(Tz. 181) macht den Handlungsbedarf deutlich. Viele 
Discounter bieten ausschließlich Getränke in Einweg
verpackungen an und verfügen nicht über Rücknahme-
systeme für Mehrwegflaschen (UBA 2019f).

Der SRU spricht sich für das Aufrechterhalten der Mehr-
wegquote für Getränkeverpackungen aus und fordert die 
Akteure auf, die Rahmenbedingen so zu gestalten, dass 
die ökologische Vorteilhaftigkeit und ihr Beitrag zu Ab-
fallvermeidung gewährleistet werden. Die Bundesregie-
rung kann hier als Gesetzgeber lenkend und rahmenge-
bend wirken. Hierzu gehören aus Sicht des SRU vor allem 
folgende zwei Maßnahmen:

ɦɦ (Selbst-)Verpflichtung des Handels und der Abfüller 
zur Nutzung von Mehrwegpoolflaschen.

ɦɦ Ausgestaltung einer verpflichtenden Mehrwegquote 
für alle Marktakteure, mit entsprechender Melde-
pflicht der Einweg- und Mehrwegverpackungsmengen.

Als Grundlage einer auf Langfriststrategien ausgerichte-
ten Bewertung der Umweltwirkungen kann der Gesetz-
geber weitergehende Maßnahmen und Instrumente zur 
Stärkung von Mehrwegsystemen anstoßen sowie die not-
wendigen Rahmenbedingungen identifizieren und an-
passen (s. Kasten 3-5). Bewertet werden sollten:

ɦɦ die Auswirkungen einer Streichung von § 31 Abs. 4 
VerpackG, sodass es keine Ausnahmen von der Ein-
wegpfandpflicht (pfandfreie Getränke) gibt, und

ɦɦ die Auswirkungen einer Erweiterung von standardi-
sierten Mehrwegverpackungssystemen auf weitere 
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Produktsegmente im Lebensmittel- aber auch im Dro-
geriebereich.

In diesem Zusammenhang ist es wichtig, die Methoden 
der Umweltbewertung für Getränkeverpackungen und 
andere Produkte weiter zu entwickeln (Tz. 217) und zu 
standardisieren, um zielsichere Politikentscheidungen 
für die Abfallvermeidung zu treffen und deren Akzep-
tanz erhöhen zu können.

224.	 Abfallvermeidung wird sich nur mit einem breiten 
Mix an Push- und Pull-Instrumenten umsetzen lassen. 
Vorrangig ist sicherzustellen, dass die Infrastruktur für 
abfallarmes Verhalten erhalten bzw. ausgebaut wird und 
ökonomische Anreize zur Nutzung geschaffen werden. 
Hier kann die Bundesregierung rahmengebend Einfluss 
auf die Wirtschaftsakteure nehmen und in öffentlichen 
Bereichen auch Impulsgeber und Vorbild sein. Die ge-
nannten Maßnahmen zur Stärkung der Abfallvermeidung 
sind Beispiele, die in ihrer Summe einen Beitrag zu Re-
duktion des Stoffumsatzes leisten, aber auch das Thema 
in der Öffentlichkeit stärker transportieren und einen 
Bewusstseinswandel bewirken können. Die Bundesregie-
rung sollte dieses Thema nicht allein auf die strategische 
Ebene beschränken, sondern aktiv mit Akteuren verbind-
liche Ziele aushandeln, Rahmenbedingungen für ausrei-
chende Wahlmöglichkeiten für abfallarme Konsum
muster schaffen und bei Zielverfehlung nachjustieren. 
Dies würde eine Transformation des Wirtschaftssystems 
hin zu weniger Materialdurchsatz unterstützen.

3.6.3	 Hochwertiges Recycling 
sicherstellen

225.	 Die bislang genutzten massenbezogenen Verwer-
tungs- und Recyclingquoten reichen aus Sicht des SRU 
als Instrument nicht aus, um eine hochwertige Verwer-
tung (Tz. 162 ff.) konsequent umzusetzen. Um Recyc-
ling und seine Hochwertigkeit zu stärken, müssen beste-
hende Barrieren abgebaut und neue Anreize gesetzt 
werden (CRAMER 2018; HAGELÜKEN et al. 2016). 
Dafür ist eine Erweiterung der Instrumentierung not-
wendig. Die Ermächtigung, Maßnahmen zur hochwerti-
gen Verwertung bestimmter Abfallarten durch Rechts-
verordnungen zu spezifizieren, ist in §  8 Abs.  2 Nr.  2 
KrWG angelegt (Tz. 134), bislang aber nicht in konkre-
te Regelungen umgesetzt worden. Lediglich das Verpa-
ckungsgesetz hat mit der Einführung der werkstofflichen 
Verwertung (§ 16 Abs. 2 VerpackG) eine Differenzierung 
vorgenommen, welche bestimmte Recyclingverfahren 
zur Quotenberechnung unberücksichtigt lässt. Generell 

wäre eine Konkretisierung des Rechtsbegriffes „Hoch-
wertigkeit“ im Kreislaufwirtschaftsgesetz sinnvoll. An-
sätze hierfür liegen mit dem „Leitfaden zur Anwendung 
der Abfallhierarchie nach § 6 Kreislaufwirtschaftsgesetz 
(KrWG)“ (BMUB 2017) bereits vor. 

Der mögliche Grad der Hochwertigkeit der Verwertung 
wird durch verschiedene Aspekte entlang des gesamten 
Lebensweges eines Produktes bestimmt. Daher ist es 
sinnvoll, verschiedene steuernde Instrumente über den 
gesamten Lebenszyklus zu nutzen. Abbildung 3-15 ent-
hält eine Übersicht über Instrumente, die aus Sicht des 
SRU in ihrer Kombination geeignet sind, hochwertiges 
Recycling sicherzustellen.

Recyclingquoten weiterentwickeln
226.	 Recyclingquoten sind ein Instrument der Abfall-
wirtschaft, das grundsätzlich geeignet ist, Abfallströme 
in das Recycling zu lenken. Sie können im Rahmen pro-
duktspezifischer Regelungen oder im Kreislaufwirt-
schaftsgesetz für definierte Abfallarten verankert wer-
den. Prinzipiell sind Regelungen auf nationaler Ebene, 
die ambitionierter sind als von der EU vorgegeben, 
möglich (Tz. 712). Oft werden die europäischen Min-
destanforderungen – auch bedingt durch die recht un-
spezifische Definition von Recycling (Tz. 133, 158) – in 
Deutschland sogar übererfüllt (Tz. 191). Jedoch ist das 
bloße Erhöhen massenbasierter Quoten von begrenzter 
Lenkungswirkung für ein hochwertiges Recycling (FELL-
NER et al. 2018) und somit kein ausreichendes Instru-
ment. Es bedarf daher einer kontinuierlichen Weiterent-
wicklung von Recyclingquoten hin zu einem Mix 
verschiedener Maßnahmen und Instrumente. Als Grund-
lage hierfür muss der Recyclingbegriff spezifiziert und 
enger gefasst werden. Insbesondere sollte er unter Be-
rücksichtigung der Hochwertigkeit spezifiziert und dif-
ferenziert werden.

Weiterhin können materialspezifische Recyclingquoten, 
wie für Verpackungen bereits ansatzweise eingeführt 
(Tab. 3-1), das Recycling von Materialien mit zum Teil 
geringen Massenanteilen am jeweiligen Abfallstrom bes-
ser anreizen. Sie sind aber auch mit einem höheren Auf-
wand in der Überwachung und Berichterstattung ver-
bunden. Insbesondere bei komplexen Produkten wie 
Elektroaltgeräten oder Altfahrzeugen können material-
spezifische Recyclingquoten für Kunststoffe oder auch 
für Edel- und Sondermetalle aber helfen, Recyclingmen-
gen dieser ökologisch relevanten Stoffe und Materialien 
zu erhöhen (Tz. 162 f.). Für das Beispiel Fahrzeuge (Ab-
schn. 3.5.4), aber auch für Elektroaltgeräte, würde dies 
bedeuten, für die bestehende Recyclingquote ein Unter-
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ziel zu definieren, zu welchem Anteil diese Quote durch 
Kunststoffrecycling erfüllt werden soll (UBA 2016b, S.  9) 
bzw. welcher Anteil der enthaltenen Kunststoffe recycelt 
werden soll. Im Bereich der Verpackungen könnte die für 
Kunststoffe bereits bestehende Anforderung – sofern 
ökologisch sinnvoll – sogar auf spezifische Kunststoff
sorten heruntergebrochen werden. Gleiches ist auch für 
Elektroaltgeräte und Altfahrzeuge grundsätzlich denk-
bar und könnte dazu beitragen, dass insbesondere hoch-
wertige technische Kunststoffe auch hochwertig wieder-
gewonnen werden. Weiterhin ist es möglich und sinnvoll, 
Recyclingquoten an zu erreichende Qualitäten der Aus-
gangsfraktionen (Output) von Behandlungs- und Recyc
linganlagen (Tz. 231) zu koppeln.

Zur Vereinfachung des Monitoring-Aufwandes ist es al-
ternativ auch möglich, Zielwerte für die Separierung und 
Verwertung bestimmter Fraktionen nicht prozentual, 
sondern absolut als Gewicht pro Einheit zu definieren 
(UBA 2016b, S. 9). So schlägt das UBA als mögliche An-
forderung zur Förderung des Recyclings von Kunststof-
fen aus Altfahrzeugen vor, dass 20 kg Kunststoffe pro Alt-
fahrzeug zurückgewonnen und einer werkstofflichen 
Verwertung zugeführt werden müssen.

Der SRU empfiehlt der Bundesregierung, für die anste-
henden Novellen der Altfahrzeug-Richtlinie und der Elek-
troaltgeräterichtlinie differenzierte, materialbezogene 
Recyclingquoten zu entwickeln. Neben der Rohstoffre-

ɦɦ Abbildung 3-15	
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levanz machen auch zu erwartende Produktänderungen – 
zum Beispiel durch die Einführung von Elektrofahrzeu-
gen – diese Anpassung der Recyclingquoten erforderlich. 
Für Altfahrzeuge ist es außerdem notwendig, die Recyc-
lingdefinition an die Definition in der Abfallrahmenricht-
linie anzupassen (Tz. 133). Damit wäre es nicht mehr 
möglich, Verfüllung für die Recyclingquote anzurechnen. 
Weiterhin wäre eine rechtliche Einordnung der rohstoff-
lichen sowie der werkstofflichen Verwertung von Misch-
kunststoffen sinnvoll. 

Schadstoffausschleusung umsetzen
227.	 Bereits 2005 forderte der SRU, dass „eine Ressour-
censtrategie der durch Umweltqualitätsziele gegebenen 
physischen Knappheit von Senken Rechnung tragen 
muss“ (SRU 2005). Die Kenntnis der physischen Auf-
nahmefähigkeit von Senken ist notwendig, weil der öko-
logisch zulässige anthropogene Stoffumsatz (Tz. 164) 
auch durch die Knappheit der Senken bestimmt wird. 
Die Anforderungen an diese letzten Senken sollten klar 
formuliert sein und ihre Kapazität geprüft werden. Hier-
zu zählen nicht nur Senken im Sinne von Deponien, son-
dern auch die Aufnahmekapazität von Umweltmedien 
für Schadstoffe. Die Umsetzung dieser Anforderung ist 
ein Grundpfeiler für eine ökologisch orientierte Kreis-
laufwirtschaft.

Gleichzeitig sollten für bereits gut bekannte und in der 
Produktion weitgehend verbotene bzw. beschränkte 
Schadstoffe wie POPs, Quecksilber, FCKW (Fluorchlor-
kohlenwasserstoffe) und Asbest Inventare erstellt wer-
den, die Informationen über noch in Anwendung befind-
liche Mengen enthalten. Hierauf aufbauend können 
„Ausstiegspfade“ formuliert werden. Ziel sollte es sein, 
Schadstoffe, die sich in noch genutzten Produkten be-
finden, schnell aus dem Umlauf zu ziehen, um künftiges 
Recycling zu vereinfachen und schadstofffreie Rezykla-
te zu erhalten. Die wissenschaftlichen Grundlagen für 
ein solches Programm könnten unter Federführung des 
Umweltbundesamtes entstehen. Konkrete Maßnahmen 
könnten zum Beispiel eine über die Herstellerverantwor-
tung finanzierte „Abwrackprämie“ für FCKW-haltige 
Kühlgeräte oder eine Ausweitung der Förderprogramme 
zur Astbestsanierung sein. Dies sollte in Abwägung mit 
anderen Umweltaspekten, zum Beispiel dem Energiever-
brauch in der Nutzungsphase und dem Ziel einer langen 
Nutzungsdauer erfolgen. Beispielsweise sind FCKW-
haltige Kühlgeräte aufgrund des FCKW-Ausstiegs heute 
mindestens 25 Jahre alt und haben in der Regel eine ent-
sprechend schlechte Energieeffizienz. Auch sollten an 
die Ersatzprodukte Anforderungen hinsichtlich ihres 
ökologischen Fußabdrucks gestellt werden, zum Beispiel 

bei einem neuen Kühlgerät eine Mindestanforderung an 
die Energieeffizienzklasse.

228.	 Für die notwendige Schadstoffentfrachtung muss 
bekannt sein, welche Schadstoffe in den jeweiligen Pro-
dukten enthalten sind. Diese Informationen sollten 
möglichst von den Herstellern bereitgestellt werden. Da 
solche Deklarationen für Produkte – insbesondere lang-
lebige – im heutigen Abfallstrom nur begrenzt verfügbar 
sind, bedarf es eines konsequenten Monitorings der 
Schadstoffgehalte in den Abfallströmen. Ein solches Mo-
nitoring kann durch Anforderungen zur Anlagenzertifi-
zierung und -zulassung verankert werden. Im Rahmen 
sogenannter Batch-Tests können Schadstoffgehalte in 
Produkten und der Anteil schadstoffhaltiger Produkte in 
zur Behandlung eingehenden Abfällen bestimmt werden. 
Diese Tests sollten regelmäßig im Rahmen der Anlagen-
überwachung erfolgen. Für die Behandlung von Elektro-
altgeräten sind Methoden zur Durchführung solcher 
Batch-Tests beschrieben (CEN 2014, Anhang D). Ver-
gleichbare Untersuchungsmethoden sollten für weitere 
Abfallströme wie Altbatterien, Altfahrzeuge und Bau
abfälle entwickelt und verbindlich umgesetzt sowie die 
Relevanz und Machbarkeit für möglicherweise schad-
stoffhaltige, langlebige Abfälle wie Textilien und Möbel 
geprüft werden.

Die in den Anlagen oder durch Rücknahmesysteme 
erlangten Informationen zu Schadstoffgehalten sollten 
Teil der Berichterstattungen an die zuständigen Behör-
den sein, die Anlagen ohnehin zu erfüllen haben. Diese 
Ergebnisse sollten regelmäßig neben der Anlagenüber
wachung auch zur Überprüfung der gesetzlichen Anfor-
derungen an die Schadstoffentfrachtung sowie für die 
Aufstellung nationaler Pläne zum Phase-Out von Schad-
stoffen (Tz. 164) genutzt werden. Eine solche Aufgabe 
könnte im Umweltbundesamt angesiedelt werden.

Die Inventarisierung ist gleichzeitig auch eine wichtige 
Mess- und Steuergröße für die Entfernung und sichere 
Beseitigung von Schadstoffen. Einschlägige Anforderun-
gen zur Schadstoffseparierung (vgl. z. B. Anhang Altfahr-
zeug-Verordnung, Elektro- und Elektronikgerätegesetz 
Anlage 4) müssen regelmäßig aktualisiert werden, um 
neuartige Schadstoffe, Produkte, Behandlungstechniken 
und Regulierungen zu berücksichtigen. Ein hoher Grad 
an Konkretisierung kann den Wettbewerb um die nied-
rigste mögliche Umsetzung dieser Anforderungen ver-
hindern. Um eine einheitliche Umsetzung in der Praxis 
zu gewährleisten, sollten Zielwerte für die Schadstoff
entfrachtung spezifiziert werden, zum Beispiel indem 
Mindestmengen der zu entnehmenden Schadstoffe oder 
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Restgehalte an Schadstoffen in Fraktionen aus der 
Behandlung verbindlich verankert werden.

Eine möglichst weitgehende Schadstoffentfrachtung 
kann dazu führen, dass große Mengen an Abfällen nicht 
recycelt werden können. Aus Sicht des SRU sollte die 
Erfüllung von Recyclingquoten aber einer Schadstoff
entfrachtung untergeordnet werden, um Schadstoffe 
nicht in neue Produkte zu verschleppen (Tz. 164).

Stand der Technik und 
Behandlungsanforderungen definieren
229.	 Zielwerte für den zu recycelnden Anteil von Altpro-
dukten sowie die Pflicht zur Schadstoffentfrachtung soll-
ten durch Vorgaben zum Stand der Technik und Art der 
Behandlung ergänzt werden. Dies trägt entscheidend 
dazu bei, eine hohe Qualität der Behandlung zu gewähr-
leisten. Die Implementierung von Behandlungsanforde-
rungen in sogenannten BVT-Merkblättern (auch Best 
Available Technique Reference Document – BREF; erar-
beitet auf Basis der Industrieemissionsrichtline 2010/75/
EU) ist aus Sicht des SRU für die kleinteilige und spezi-
alisierte Anlageninfrastruktur zur Behandlung von Ver-
packungen, Elektroaltgeräten und Altfahrzeugen ein 
weniger geeignetes Instrument. Auch können die Novel-
lierungsintervalle der BVT-Merkblätter mit über zehn 
Jahren nicht mit der Geschwindigkeit der Entwicklung 
des Standes der Technik in diesen Bereichen mithalten.

Alternativ sind folgende zwei Ansätze aus Sicht des SRU 
geeignet, um eine stärkere ökologische Lenkungswirkung 
in der Qualität der Behandlung sicherzustellen:

ɦɦ Abfallstromspezifische technische Spezifikationen 
und Normen, wie beispielsweise aus der Normenreihe 
EN 50625 für die Behandlung von Elektroaltgeräten, 
können europäisch oder national rechtsverbindlich 
verankert werden.

ɦɦ Es können Behandlungsanforderungen auf nationaler 
Ebene erarbeitet und implementiert werden.

Mit der Europäischen Normung wie für Elektroaltgeräte 
(EN-50625-Serie) werden insbesondere Monitoring und 
Berichterstattung zum Recycling und zur Schadstoff
entfrachtung vereinheitlicht und somit die Art der Be-
handlung vergleichbar gemacht. Der SRU begrüßt dies 
und empfiehlt der Bundesregierung, sich für die Auswei-
tung solcher Normungsaktivitäten auf europäischer 
Ebene einzusetzen. Konkret sollten Machbarkeit und 
Nutzen für die Behandlung von Batterien und Altfahr-
zeugen geprüft werden.

230.	 Dennoch bedarf es aus Sicht des SRU einer weiter-
gehenden Spezifizierung dazu, wie die gesetzten Zielwer-
te erreicht werden sollen. Das Umweltbundesamt hat für 
Elektroaltgeräte weitergehende geräte- und bauteil
spezifische Behandlungsanforderungen formuliert. Diese 
sollen in eine Verordnung auf Grundlage des § 20 Elek-
troG in Verbindung mit Anhang 4 einfließen (RECHEN-
BERG et al. 2019). Die Empfehlungen des Umweltbun-
desamtes basieren auf einem umfassenden Prozess, der 
unter Einbindung der relevanten Akteure stattfand. Er-
gebnis ist ein Mix aus Verfahrensanforderungen (Defi-
nition zu separierender Schadstoffe, Separationszeit-
punkt), Zielanforderungen (Zielwerte zur Vollständigkeit 
der Entfrachtung, Grenzwerte für die Qualität der Ent-
frachtung) und einem Behandlungskonzept (Arbeitsan-
weisungen, Identifikationskriterien, Dokumentation). 
Dabei wurden nicht nur Anforderungen zur Schadstoff
entfrachtung, sondern auch zur Rückgewinnung von 
Wertstoffen diskutiert. Die Einbindung der relevanten 
Akteure stellt die praktische Umsetzbarkeit und Über-
wachbarkeit sicher und trägt zur Akzeptanz der neuen 
Anforderungen bei.

Dieser Prozess sowie das Ergebnis stellen ein positives 
Beispiel dar, wie auf nationaler Ebene anspruchsvolle 
Anforderungen entwickelt werden können. Im Falle 
der  Elektroaltgeräte gilt es, diese Anforderungen nun 
schnellstmöglich rechtlich verbindlich zu verankern. Da-
rüber hinaus sollte das BMU weitere prioritäre Abfall-
ströme festlegen, für die ein ähnlicher Prozess zur Fest-
legung von Behandlungsanforderungen durchgeführt 
werden sollte. Dies sollte in ProgRess III als Ziel mit fes-
tem Zeitrahmen verankert werden.

Die nationale Festlegung von Behandlungsstandards er-
fordert eine konsequente Anwendung auch auf expor-
tierte Abfälle. Dafür ist es notwendig, dass die Quoten-
anrechnung von Abfallexporten an den Nachweis der 
Wahrung von Behandlungsstandards gekoppelt wird. 
Ansonsten können die nationalen Standards durch eine 
Behandlung der Abfälle in Ländern mit niedrigeren 
Anforderungen unterlaufen werden (EEA 2019). 

Aus Sicht des SRU ergänzen sich europäische Normen 
und nationale Behandlungsstandards und sollten konse-
quent weiterentwickelt werden. Bei beiden Instrumen-
ten sollten eine regelmäßige Anpassung an Änderungen 
des Produktdesigns und der Recyclingtechnik vorgese-
hen werden. Da die Industrie bei Standardisierungs- und 
Normungsaktivitäten häufig stark vertreten ist, sollten 
Bund und Länder ihr Expertenwissen verstärkt in solche 
Prozesse einbringen. Um dabei die Position von Umwelt-
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verbänden zu stärken, sollten Möglichkeiten geschaffen 
werden, dies finanziell zu unterstützen.

Output-Qualitäten spezifizieren und 
Abfallende-Eigenschaften definieren
231.	 Mit der Definition von Output-Qualitäten für Frak-
tionen aus Behandlungs- und Recyclingprozessen ließe 
sich steuern, für welche Produkte diese Sekundärroh-
stoffe wieder einsetzbar wären. Anforderungen könnten 
sich zum Beispiel auf die erlaubte Menge an Störstoffen 
oder auch die Vielfalt enthaltener spezifischer Materia-
lien beziehen (z. B. welche Kunststoffsorten sollten wel-
che Reinheit erreichen, welche Fraktionen verschiede-
ner Legierungstypen von Metallen sollten separiert 
werden). Die Messung der Qualität kann zum Beispiel 
an etablierte oder neu zu entwickelnde Gütezeichen ge-
koppelt werden, wie beispielweise aus der RAL Gütesi-
cherung für Kompost, Altholz, Recyclingbaustoffe und 
Recyclingkunststoffe bekannt. Dies ist insbesondere für 
kunststoffhaltige Abfälle, Bioabfälle und Bauabfälle sinn-
voll und kann helfen, den hohen Anteil von Sekundär-
mischkunststoffen oder der Verfüllung bei Bauabfällen 
an der Quotenerfüllung zu reduzieren. Weiterhin wird 
dadurch die Transparenz über die Qualität der Recyc-
lingprodukte für alle Marktakteure erhöht. Dies steigert 
die Marktakzeptanz und somit die Bereitschaft von Her-
stellern, Recyclingprodukte einzusetzen. Gleichzeitig 
können auch mit Anforderungen, unter denen für be-
stimmte Stoffe und Gegenstände die Abfalleigenschaft 
endet, Qualitätsstandards für Recyclingprodukte defi-
niert werden. Der SRU begrüßt deshalb die Konkretisie-
rung der Verordnungsermächtigung zur Spezifizierung 
von Abfallende-Eigenschaften im Referentenentwurf des 
Kreislaufwirtschaftsgesetzes (Tz. 149, § 5 Abs. 2 KrWG-E) 
für bestimmte Stoffe und Gegenstände. Die Bundes
regierung sollte für prioritäre Abfallströme zügig an-
spruchsvolle Anforderungen zur Behandlung, an Quali-
tätskriterien sowie an das Qualitätsmanagement erlassen. 
Diese definieren, unter welchen Bedingungen genau Pro-
dukte aus dem Recycling nicht mehr dem Regime des Ab-
fallrechtes unterliegen.

Recyclingfähigkeit und Rezyklateinsatz 
steigern
232.	 Viele Maßnahmen zur Sicherstellung hochwertiger 
Verwertung werden durch das Produktdesign beeinflusst. 
Die Ökodesign-Richtlinie ermöglicht es prinzipiell, in 
den einzelnen Durchführungsverordnungen zwei wesent-
liche Aspekte für die Sicherstellung der hochwertigen 
Verwertung (Rezyklierbarkeit) produktgruppenspezi-
fisch zu regulieren:

ɦɦ Mindestanforderungen an die Recyclingfähigkeit 
(Anh. I Teil 1 Nr. 1.3 f) und

ɦɦ Mindestanteil für die Verwendung von Recycling
material (Anh. I Teil 1 Nr. 1.3 b).

233.	 Im Zuge der Weiterentwicklung der Produktpolitik 
sollten verstärkt Anforderungen an die Recyclingfähig-
keit entwickelt und verankert werden. Sinnvoll wäre eine 
Regulierung auf europäischer Ebene, die spezifische An-
forderungen für einzelne Produktgruppen enthält. Dabei 
handelt es sich um ein neues Instrument, zu dem es bis-
her wenig Erfahrungen und Anwendungsfälle gibt. Daher 
empfiehlt der SRU, die Wirkung und Umsetzung der im 
Oktober 2019 von der Kommission beschlossenen zehn 
Durchführungsverordnungen zum Ökodesign (u. a. für 
Kühlgeräte, Waschmaschinen, Displays und Lichtquel-
len) sowie im Auftrag der Europäische Kommission unter 
dem Mandat M/543 entwickelten Normen (Kasten 3-4) 
begleitend zu untersuchen. Neben den von der Ökode-
sign-Richtlinie geregelten Produktgruppen gibt es wei-
tere, die im Hinblick auf ihre Mengen und Umweltaus-
wirkungen relevant sind (z. B. Fahrzeuge, ausgewählte 
Bauprodukte, Photovoltaik- und Windkraftanlagen). 
Hierfür sollte die Europäische Kommission die Öko
design-Richtlinie auf weitere Produktgruppen ausdeh-
nen (Tz. 143).

Insbesondere die Bewertungsmethoden zur Bemessung 
der Recyclingfähigkeit sind entscheidend für die Wirk-
samkeit des Instruments. Grundvoraussetzung hierfür 
ist es, diese im Kontext der Spezifizierung des Recycling-
begriffes und der Hochwertigkeit (Tz. 134, 162 f.) zu 
standardisieren und zu etablieren. Der aktuelle Leitfaden 
zur Recyclingfähigkeit von Verpackungen (ZSVR 2019) 
genügt diesen Ansprüchen nicht, da starke Vereinfachun-
gen in der Abbildung von Verwertungswegen getroffen 
werden, die nicht der Realität entsprechen. Hierzu zählt 
zum Beispiel eine 100%ige Verwertung von faserhaltigen 
Materialien. Die Prüfmethoden sollten kontinuierlich 
weiterentwickelt, die notwendigen Daten und Datenfor-
mate bereitgestellt und Erhebungsmethoden standardi-
siert werden, um sie sowohl zielsicher als auch operabel 
zu gestalten.

234.	 Um die Recyclingfähigkeit eines Produktes zu visu-
alisieren und so Transparenz für Verbraucherinnen und 
Verbraucher herzustellen, könnte eine Kennzeichnung 
analog zur Energieeffizienzkennzeichnung verschiedene 
Recyclingfähigkeitsstufen definieren (van SCHAIK und 
REUTER 2016; REUTER et al. 2015). Der Vorschlag von 
REUTER et al. (2015) ist in Abbildung 3-16 dargestellt.
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Wie bei den Energieeffizienzanforderungen könnte ein 
schrittweises Phasing-Out nicht bzw. schlecht rezyklier-
barer Produkte umgesetzt werden. So würden nicht aus-
reichend recyclingfähige Produkte nach und nach vom 
Inverkehrbringen ausgeschlossen werden.

235.	 Um den Einsatz von Rezyklaten zu fördern, sollten 
für Produkte, für die dies möglich ist, Rezyklateinsatz-
quoten definiert werden. Dies führt zu einem Pull-Effekt 
für die Erzeugung dieser Rezyklate und somit auch zu 
Investitionen in entsprechende Behandlungs- und Recyc
linginfrastrukturen. Anforderungen zum Beispiel im 
Rahmen des freiwilligen Umweltzeichens Blauer Engel 

zeigen, dass der Einsatz von Rezyklatkunststoffen in ver-
schiedenen Produkten möglich ist. Werden Rezyklat
einsatzquoten definiert, sollte immer spezifiziert wer-
den, dass Rezyklate aus Altprodukten gemeint sind und 
nicht aus Produktionsabfällen. Denn können in der Regel 
sortenreine und leicht rezyklierbare Produktionsabfälle 
für die Erfüllung einer Rezyklateinsatzquote genutzt wer-
den, bestünde keine Notwendigkeit, Altprodukte so zu 
designen und zu verwerten, dass entsprechende Rezyk-
late erzeugt werden.

Bei der Festlegung von Standards für Rezyklate (Tz. 149, 
163) sollte berücksichtigt werden, dass Produkte, die 

ɦɦ Abbildung 3-16	

Kennzeichnung der Recyclingfähigkeit von Produkten am Beispiel von LED-Lampen 

Quelle: REUTER et al. 2015
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diese Rezyklate enthalten, selbst auch wieder rezyklier-
bar sind. Nur so kann sichergestellt werden, dass die 
Stoffe und Materialien langfristig im Kreislauf geführt 
werden können bzw. eine Mindestanzahl an Recycling-
zyklen möglich ist. Die Bundesregierung sollte sich dafür 
einsetzen, dass dieser Aspekt zum Beispiel bei der Er
arbeitung von Methoden zur Bewertung der Recycling-
fähigkeit im Rahmen der Weiterentwicklung der Öko
design-Richtlinie (Europäische Kommission 2015b) 
berücksichtigt wird.

Vorgezogene Recyclingabgaben einführen
236.	 Um die zuvor beschriebenen Maßnahmen für ein 
hochwertiges Recycling umsetzen zu können, ist eine ge-
sicherte Finanzierung notwendig. Dabei sollte eine hohe 
Transparenz in der Kostenallokation der Entsorgungs-
kosten für die Bereiche Sammlung, Schadstoffbestim-
mung, Schadstoffentfrachtung, Monitoring, Bericht
erstattung etc. gewährleistet werden. So kann verhindert 
werden, dass Recycling unter dem Aspekt der Kostenmi-
nimierung durchgeführt wird. Ein Instrument hierfür kön-
nen vorgezogene Entsorgungsbeiträge sein, wie sie in 
Japan (Ministry of the Environment 2014, S. 27), den 
Niederlanden (ARN 2019) und der Schweiz (Ecoplan AG 
und TBF + Partner AG 2015, S. 49) implementiert sind. 
Wird ein Gerät – in Japan und den Niederlanden auch 
Fahrzeuge – in Verkehr gebracht, muss der Hersteller eine 
vorgezogene Recyclingabgabe (advanced recycling fee) 
entrichten. Die Höhe dieser Abgabe richtet sich nach den 
Erfordernissen einer ökologisch hochwertigen Behand-
lung. Im Falle der Schweiz wird über den vorgezogenen 
Recyclingbeitrag auch Forschung für die Entsorgung fi-
nanziert (Swico 2019). Über die reine Finanzierungswir-
kung hinaus tragen vorgezogene Recyclingabgaben auch 
zum Bewusstsein der Konsumentinnen und Konsumen-
ten für Entsorgungskosten von Produkten bei.

Der SRU schlägt vor, die Einführung von transparenten, 
vorgezogenen Recyclingabgaben zu prüfen, um Anforde-
rungen zur Schadstoffentfrachtung und Demontage ins-
besondere in den Bereichen Altfahrzeuge (Abschn. 3.5.4) 
und Elektroaltgeräte zu unterstützen. Insbesondere die 
steigende Materialkomplexität dieser Produktgruppen 
stellt neue Herausforderungen an die Entsorgungswirt-
schaft. Dies kann zu steigenden Kosten führen, die im 
Produktpreis internalisiert werden müssen. Auch für Ab-
fälle mit zu geringen Sammelquoten sollte sichergestellt 
werden, dass die Kosten einer intensivierten Sammlung 
durch eine solche Abgabe gedeckt werden können und 
sich im Produktpreis wiederfinden.

3.6.4	 Erweiterte Hersteller
verantwortung konsequenter 
institutionalisieren

237.	 Sowohl die Novelle der Abfallrahmenrichtlinie von 
2018 als auch der Referentenentwurf des Kreislaufwirt-
schaftsgesetzes sehen eine Erweiterung und Stärkung 
der Herstellerverantwortung vor. Sie geben dem Gesetz-
geber auf europäischer bzw. auf Bundesebene neue Ins-
trumente an die Hand, die in produktspezifischen Rege-
lungen umgesetzt werden können. 

Herstellerverantwortung ausbauen
238.	 Art. 8 Abs. 1 Abfallrahmenrichtlinie sah bereits bis-
her vor, dass die Mitgliedstaaten zur Verbesserung der 
Wiederverwertung und der Vermeidung, des Recyclings 
und der sonstigen Verwertung von Abfällen Maßnahmen 
erlassen können, die den Herstellern eines Produktes 
eine Verantwortung für den Umgang mit den zu Abfall 
gewordenen Produkten auferlegt. Diese kann insbeson-
dere Pflichten zur Rücknahme der Produkte und zur 
Bewirtschaftung der Abfälle (bzw. die finanzielle Ver
antwortung für diese Tätigkeiten) umfassen. Die den 
Herstellern auferlegten Pflichten werden als „erwei
terte  Herstellerverantwortung“ bezeichnet (Tz.  135, 
Kasten 3-3). Der 2018 ergänzte Art. 8a Abfallrahmen-
richtlinie benennt nunmehr allgemeine Mindestan
forderungen, die die Mitgliedstaaten konkretisieren 
müssen, wenn sie ein Regime der erweiterten Herstel-
lerverantwortung einführen. Dies impliziert zum einen, 
dass die Zielformulierung der Mitgliedstaaten auch am-
bitionierter sein kann als im europäischen Recht festge-
legt, zum anderen werden explizit weitere Sammlungs- 
und Behandlungsanforderungen, aber auch Ziele für Ab-
fallvermeidung und Wiederverwendung auf nationaler 
Ebene legitimiert.

Die Stärkung des Instruments der erweiterten Herstel-
lerverantwortung durch die Einführung von Mindest
anforderungen ist grundsätzlich zu begrüßen, da sie 
Folgewirkungen auf die in Deutschland existierenden 
Herstellerverantwortungssysteme für Verpackungen, 
Altfahrzeuge, Batterien und Elektroaltgeräte hat (UBA 
2018b). Damit wird außerdem die Möglichkeit eröffnet, 
das Instrument auf weitere Produktströme anzuwenden. 
Die Bundesregierung sollte prüfen, wie Herstellerverant-
wortungen für mengen- und umweltrelevante Produkte, 
wie zum Beispiel Möbel, Textilien und ausgewählte Bau-
produkte, auf nationaler Ebene sinnvoll eingeführt wer-
den können. Beispielsweise wurden in Frankreich in den 
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letzten zwanzig Jahre rein nationale Regelungen zur Her-
stellerverantwortung für Reifen, grafische Papiere und 
Textilien und jüngst auch für Möbel erlassen (French 
Ministry of Environment 2014). Die Prüfung der Umset-
zungsmöglichkeiten sollte bestehende – insbesondere 
kommunale – Strukturen berücksichtigen.

Informationspflichten standardisieren 
239.	 Die Neuregelung der Herstellerverantwortung in 
Art. 8 a Abfallrahmenrichtlinie erlaubt es, erweiterte In-
formationspflichten als Grundvoraussetzung für den 
Marktzugang einzuführen. Um entsprechende Informa-
tionen zu Produkten transparent und nutzbar bereitzu-
stellen, empfiehlt der SRU, sogenannte Kreislaufpässe 
produktgruppenspezifisch verbindlich vorzuschreiben. 
Diese Kreislaufpässe sollten sowohl Informationen zu 
Inhaltsstoffen (Wert- und Schadstoffe) als auch Infor-
mationen zu Reparatur- und Recyclingverfahren dauer-
haft und leicht zugänglich bereitstellen (Tz. 214; s. a. 
SRU 2017, Abschn. 5.5.3; 2018, Tz. 190). Diese Produkt-
informationen sollen außerdem dazu geeignet sein, ein 
nationales Inventar der gesellschaftlichen Stoffströme 
aufzubauen und damit eine Grundlage zu schaffen, um 
Kreislaufwirtschaft zu gestalten (s. SRU 2017, Abschn. 
5.5.2; 2019, Tz. 362).

Hersteller an der ökologischen 
Kostenwahrheit finanziell beteiligen 
240.	 Art. 8  a Abfallrahmenrichtlinie regelt weiterhin 
auch Anforderungen an die von den Herstellern zu tra-
genden Kosten im Rahmen der erweiterten Hersteller-
verantwortung. Als Grundregel wird festgelegt, dass die 
finanziellen Beiträge der Hersteller die anfallenden Kos-
ten der vorgesehenen Entsorgungsmaßnahmen decken 
müssen. Allerdings sieht Art. 8 a Abs. 4 lit. a eine Aus-
nahme für die Regime der erweiterten Herstellerverant-
wortung nach der Altfahrzeug-Richtlinie, der Elektro-
altgeräterichtlinie sowie der Batterierichtlinie vor. 
Dieser „Bestandsschutz“ ist aus Sicht des SRU nicht 
gerechtfertigt und verbaut die Chance, auf die Weiter-
entwicklung dieser Herstellerverantwortungen hinzu-
wirken. Denn diese Ausnahmeregelung umfasst in 
Deutschland gerade die Bereiche, für die eine finanziel-
le Beteiligung entweder nicht besteht oder in denen die 
Hersteller die Kosten nur teilweise tragen müssen. So 
sind für Elektroaltgeräte die Kommunen und große 
Vertreiber zur Erfassung verpflichtet und tragen hierfür 
die Kosten. Die Erfassung von Altgeräten durch die Her-
steller ist freiwillig. Lediglich die Behandlung liegt ein-
deutig in finanzieller Verantwortung der Hersteller. 
Diese sogenannte geteilte Produktverantwortung ent-
spricht nicht dem Kostenübernahmeprinzip. Für Alt-

fahrzeuge findet bisher faktisch keine finanzielle Betei-
ligung der Hersteller statt (Tz. 135, 192).

Die für Elektroaltgeräte umgesetzte geteilte Verantwor-
tung liefert wenig Anreiz, hohe Erfassungsquoten umzu-
setzen und die Erfassung nicht allein auf wirtschaftlich 
interessante Mengen zu fokussieren. Gleichzeitig wer-
den kommunale Erfassungsstrukturen gefestigt, die 
wenig Interesse an großen Mengen und einer Erfassungs-
qualität haben, die die Vorbereitung zur Wiederverwen-
dung und hochwertiges Recycling ermöglichen. 

Rechtliche Regelungen sollten so entwickelt und imple-
mentiert werden, dass die Hersteller für die Erreichung 
der Zielvorgaben zur Erfassung verantwortlich sind. Hier 
sollte der europäische Rahmen seitens der Bundesregie-
rung weitergehend genutzt werden, um das Erreichen 
europäischer Erfassungs- und Verwertungsziele in 
Deutschland sicherzustellen. Der SRU empfiehlt, bei den 
Novellen des Elektro- und Elektronikgerätegesetzes, des 
Batteriegesetzes, der Altfahrzeug-Verordnung und des 
Verpackungsgesetzes die finanziellen Beteiligungen so 
zu regeln, dass die Kosten einer Kreislaufwirtschaft auch 
tatsächlich durch die Produktverantwortlichen getragen 
und transparent im Produktpreis ausgewiesen werden. 
Dies betrifft sowohl die Kosten der Erfassung als auch 
der Behandlung.

Im Referentenentwurf des Kreislaufwirtschaftsgesetzes 
(Tz. 148) wird in § 25 Abs. 1 Nr. 4 die Grundlage zur 
finanziellen Beteiligung an Kosten zur Reinigung der 
Umwelt geschaffen. Somit werden die Kosten zur Besei-
tigung der Schäden der illegalen Entsorgung verursacher-
gerecht getragen und langfristig im Produktpreis ein
kalkuliert. Der SRU begrüßt diese neue Anforderung. Die 
Bundesregierung und die Kommunen sollten diese Re-
gelungen nach Inkrafttreten zügig umsetzen. Betroffene 
Hersteller wiederum könnten Informationskampagnen 
gegen Littering durchführen. So ließen sich ihre Kosten 
reduzieren und gleichzeitig ein Bewusstsein für diese 
Problematik bei der Bevölkerung schaffen.

Herstellerverantwortung europäisch 
weitergestalten
241.	 Die in Art. 8 a Abfallrahmenrichtlinie festgelegten 
Mindestanforderungen gelten nicht nur für die bestehen-
den Regelwerke der Herstellerverantwortung, sondern 
auch für künftig neu zu regelnde Produktbereiche. Um 
den Binnenmarkt zu wahren und Kostenwahrheit bei der 
Nutzung von materiellen Produkten zu erzielen, sollte 
sich die Bundesregierung auf EU-Ebene verstärkt für die 
Weiterentwicklung von Systemen der Herstellerverant-
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wortung einsetzen. Hierzu gehört die Einführung neuer 
europaweit gültiger Regelungen für Produktbereiche wie 
zum Beispiel Textilien, Möbel, und ausgewählte Baupro-
dukte oder Infrastruktur für erneuerbare Energien. Wei-
terhin sollte das Instrumentarium kontinuierlich weiter-
entwickelt und spezifiziert werden. Solche Regelungen 
können einen Übergang von der aktuellen kreislauf
orientierten Abfallwirtschaft hin zu einer europäischen 
Kreislaufwirtschaft darstellen, die auf eine anspruchs-
volle Produktpolitik aufbaut. Dabei sollten verstärkt 
Steuerungs- und Lenkungswirkung von Instrumenten er-
probt und erforscht werden.

Durch den Onlinehandel werden zusätzlich zum klas-
sischen Import und Export sowohl Neuprodukte aus 
anderen Ländern in die EU importiert als auch Ge-
brauchtprodukte exportiert. Die Bundesregierung soll-
te sich dafür einsetzen, dass Betreiber elektronischer 
Marktplätze mit Firmensitz in der EU verpflichtet wer-
den, die ordnungsgemäße Registrierung der Hersteller, 
die ihre Produkte über diese Marktplätze anbieten, zu 
prüfen. Damit ließe sich eindämmen, dass Elektroge-
räte, Batterien und Verpackungen auf den Binnenmarkt 
gebracht werden, für die die Hersteller keine Beteili-
gung an den Entsorgungskosten tragen (OECD 2018; 
BMU und BMJV 2019).

Hinsichtlich der Gebrauchtgeräte ist es zunächst not-
wendig, einen Überblick zu schaffen, welche Mengen 
über Landesgrenzen hinweg verkauft werden und somit 
in einem anderen Land als dem, in dem sie ursprünglich 
auf den Markt gebracht wurden, entsorgt werden. Beim 
Herstellerverantwortungssystem des Importlandes liegt 
entsprechend keine Registrierung vor. Um den grenz-
überschreitenden Gebrauchtproduktehandel über
wachen zu können, muss in die Handelsstatistiken eine 
Unterscheidung von Neu- und Gebrauchtgütern aufge-
nommen werden. Gibt es zwischen bestimmten Ländern 
signifikante Ströme von Gebrauchtgütern in eine Rich-
tung, sollten Mechanismen entwickelt werden, wie die 
originären Hersteller an den Entsorgungskosten betei-
ligt werden können.

3.6.5	 Öffentliche Institutionen zu  
Vorreitern machen

242.	 Mit ihrem Konsum sind öffentliche Institutionen 
des Bundes, der Länder und der Kommunen nicht nur 
ein wichtiger Faktor des gesamtwirtschaftlichen Materi-
alumsatzes, sondern haben gleichzeitig eine Vorbildfunk-
tion. So sollten sie die Rolle als Motor für die Transfor-

mation hin zu einer Kreislaufwirtschaft stärker als bisher 
wahrnehmen (SRU 2019, Tz. 375 ff.) und Schwerpunk-
te und Ziele neu justieren. Im Folgenden wird zum einen 
die öffentliche Beschaffung diskutiert, zum anderen die 
Möglichkeit, die oberste Abfallhierarchiestufe Vermei-
dung stärker im eigenen Handeln zu verankern.

Öffentliche Beschaffung an Umweltaspekten 
ausrichten
243.	 Das öffentliche Beschaffungswesen hat in Deutsch-
land einen Anteil von 10 bis 15 % am Bruttosozialpro-
dukt und entspricht einem geschätzten Ausgabevolumen 
von bis zu 350 Mrd. Euro pro Jahr (EßIG und SCHAUPP 
2016; SOLBACH 2018). Der direkte Anteil des Bundes, 
der Länder und der Kommunen an den Gesamtausgaben 
der öffentlichen Hand beträgt 35 % (s. Abb. 3-17). 62 % 
entfallen auf weitere Institutionen wie öffentliche Fonds 
oder Unternehmen der Ver- und Entsorgung.

Die Art der Aufträge und beschafften Produkte sind dabei 
sehr vielfältig: Neben Bau-, Sach- und Dienstleistungen 
werden auch Produkte wie Papier, Möbel und Computer 
in großem Umfang konsumiert.

Die Europäische Kommission definiert die umweltorien-
tierte Beschaffung als einen Prozess, „in dessen Rahmen 
die staatlichen Stellen versuchen, Güter, Dienstleistun-
gen und Arbeitsverträge zu beschaffen, die während ihrer 
gesamten Lebensdauer geringere Folgen für die Umwelt 
haben als vergleichbare Produkte mit der gleichen Haupt-
funktion“ (Europäische Kommission 2008b, S. 5). Auch 
misst sie der umweltfreundlichen Beschaffung für den 
Bereich der Kreislaufwirtschaft große Bedeutung bei (Eu-
ropäische Kommission 2018d) und hat diesen Aspekt im 
Kreislaufwirtschaftspaket betont (Europäische Kommis-
sion 2017c).

244.	 Die rechtlichen Möglichkeiten, Umweltaspekte bei 
der Vergabe von Aufträgen der öffentlichen Hand in 
Deutschland einzubeziehen, wurden im Laufe der letz-
ten zwanzig Jahre sukzessive erweitert (DAGEFÖRDE 
und DROSS 2005; BURGI 2015). Das zuletzt 2016 um-
fassend novellierte Vergaberecht ermöglicht es, solche 
Belange auf verschiedenen Stufen des Vergabeverfahrens 
einzubeziehen. Voraussetzung ist, dass diese eine Ver-
bindung zum Auftragsgegenstand haben. Dazu zählen 
zum Beispiel Sozial- und Umweltkriterien zur Beschrei-
bung der Art, Eigenschaft und Güte der Leistung. Insbe-
sondere ist es seitdem möglich, nicht nur umweltbezo-
gene Anforderungen an das Produkt oder die Leistung 
zu stellen, sondern auch an die Produktionsweise oder 
Art und Weise der Erstellung der Leistung, wenn sie mit 
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dem Produkt in Zusammenhang stehen und in der Aus-
schreibung offengelegt werden. Auch auf Kriterien von 
Umweltsiegeln kann in der Ausschreibung Bezug genom-
men werden. Vorab können ferner Sanktionen und Ver-
tragsstrafen festgelegt werden, damit die Erfüllung von 
Sozial- und Umweltkriterien nach der Auftragserteilung 
sichergestellt werden kann. Bei der Auswahl der Beschaf-
fungsgegenstände dürfen Anbieter allerdings nicht dis-
kriminiert werden (DIECKMANN 2016).

245.	Schon bisher sind die Behörden des Bundes nach 
§  45 KrWG verpflichtet, die Kreislaufwirtschaft zu 
fördern, die natürlichen Ressourcen zu schonen und 
zur umweltverträglichen Beseitigung von Abfällen bei-
zutragen. Dabei sollen überdies die Grundpflichten der 
Kreislaufwirtschaft berücksichtigt werden. Die bishe-
rige Prüfpflicht wird im Referentenentwurf zur Umset-
zung der Abfallrahmenrichtlinie zu einer Bevorzugungs-

pflicht weiterentwickelt (BMU 2019b). Diese greift, 
solange keine unzumutbaren Mehrkosten entstehen 
oder andere Rechtsvorschriften entgegenstehen. Auch 
werden die Auswahlkriterien weiter konkretisiert, so-
dass Erzeugnissen der Vorzug zu geben ist, die

ɦɦ in rohstoffschonenden, energiesparenden, wasser-
sparenden, schadstoffarmen oder abfallarmen Pro-
duktionsverfahren hergestellt worden sind,

ɦɦ durch Vorbereitung zur Wiederverwendung oder 
durch Recycling von Abfällen, insbesondere unter 
Einsatz von Rezyklaten, oder aus nachwachsenden 
Rohstoffen hergestellt worden sind,

ɦɦ sich durch Langlebigkeit, Reparaturfreundlichkeit, 
Wiederverwendbarkeit und Recyclingfähigkeit aus-
zeichnen oder

ɦɦ Abbildung 3-17	

Öffentliches Beschaffungsvolumen (2016) 

SRU 2020; Datenquelle: EßIG und SCHAUPP 2016, S. 51
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volumen
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ɦɦ im Vergleich zu anderen Erzeugnissen zu weniger oder 
schadstoffärmeren Abfällen führen oder sich besser 
zur umweltverträglichen Abfallbewirtschaftung 
eignen.

Die Bevorzugungspflicht umweltgerechter Produkte 
oder Dienstleistungen nach § 45 KrWG-E sollte im Zuge 
des Gesetzgebungsverfahrens nicht abgeschwächt wer-
den. Die Umsetzung dieser Vorgaben in den Beschaf-
fungsalltag wird die Bedeutung der vorhandenen Ein-
richtungen wie der Kompetenzstelle für Nachhaltige 
Beschaffung und des Kaufhauses des Bundes, die be-
reits zahlreiche Hilfestellungen und Schulungen anbie-
ten, weiter ausbauen. Um die Machbarkeit und den Fort-
schritt zu dokumentieren sowie andere öffentliche 
Einrichtungen zur Nachahmung zu motivieren, emp-
fiehlt der SRU, positive Veränderungen (z.  B. Ver-
brauchsreduktionen, steigender Anteil an nachhaltigen 
Produkten, Einsatz von rezyklatbasierten Materialien) 
regelmäßig aktiv zu präsentieren und publik zu machen. 
Beispielsweise lassen sich Potenziale für die Einrich-
tungen der Gemeinschaftsverpflegung des Bundes an-
hand von Best-Practice-Beispielen ableiten (Deutscher 
Bundestag 2019).

246.	 Fast alle Bundesländer haben in ihren Landesabfall-
gesetzen Soll-Vorschriften, die verlangen, die Beschaf-
fung nach den Grundsätzen der Abfallvermeidung, der 
Kreislaufwirtschaft und des Ressourcenschutzes auszu-
richten (SCHMIDT und DUBBERS 2014, S. 28). Allge-
meine Verwaltungsvorschriften zur umweltfreundlichen 
Beschaffung sind oft sehr allgemeiner Natur und bezie-
hen sich überwiegend auf die Berechnung von Lebens-
zykluskosten und die Beschaffung von energieeffizien-
ten Geräten (z. B. für Berlin: Senatsverwaltung für 
Umwelt Verkehr und Klimaschutz Berlin 2019a). Als po-
sitives Beispiel für anwendungsfreundliche Vorgaben 
können die in Berlin von der Senatsverwaltung zur 
Verfügung gestellten Leistungsblätter dienen. Diese de-
finieren Kriterien für Produkte und Leistungen, die die 
beschaffende Stelle für ihre Leistungsbeschreibung ver-
wenden kann (Senatsverwaltung für Umwelt, Verkehr 
und Klimaschutz Berlin 2019b).

Die Einrichtungen der öffentlichen Hand können und 
sollten ihre Möglichkeiten als Vorbild und als Vorrei-
ter nutzen. Dies umfasst die Festlegung von eigenen 
Zielwerten, die regelmäßig überprüft, veröffentlicht 
und nachgeschärft werden müssen. Der SRU empfiehlt 
daher, erfolgreiche Praxisbeispiele in Bund, Ländern, 
Kommunen und Einrichtungen wie Universitäten, 
Schulen oder Krankenhäusern regelmäßig publik zu 

machen und als Messlatte anzulegen, um Potenziale zu 
verdeutlichen.

Öffentliche Einrichtungen – allen voran Einrichtungen 
des Bundes – sollten außerdem Selbstverpflichtungen 
eingehen. Ein Vorbild hierfür sind die Niederlande, die 
bis 2020 den Anteil der kreislauforientierten Beschaffung 
auf 10  % des Beschaffungsvolumens erhöhen wollen 
(Government of the Netherlands 2016, S. 28).

Vorreiter für Abfallvermeidung werden
247.	 Regelungen und Leitfäden zur öffentlichen Be-
schaffung befassen sich in der Regel damit, nachhalti-
gere Produkte zu beschaffen. Nicht zwangsläufig wird 
dadurch weniger konsumiert, sondern lediglich anders 
und nicht unbedingt abfallärmer. Aus Sicht des SRU 
sollte die öffentliche Hand aber nicht nur zeigen, dass 
nachhaltigere Produkte beschafft werden können, son-
dern dass Abfallvermeidung durch Änderung des Kon-
sums möglich ist. Ähnlich wie private Handelsunter-
nehmen (Tz. 185) könnten öffentliche Institutionen 
Selbstverpflichtungen eingehen, in denen sie für sich 
klare Abfallvermeidungsziele definieren. Öffentliche In-
stitutionen könnten erreichte Ziele aktiv nach außen 
kommunizieren und damit Glaubwürdigkeit bei Bürge-
rinnen und Bürgern erlangen. Außerdem könnte ein 
Multiplikatoreffekt bei den Mitarbeitenden der ver-
schiedenen Institutionen entstehen.

Gerade weil die Bundesregierung zum Beispiel im Abfall-
vermeidungsprogramm betont, dass bundesweite Ver-
meidungsziele nicht durchsetzbar sind und nur „weiche“ 
Maßnahmen ergriffen werden können, sollte der Bund 
beispielhaft vorangehen und nicht nur die umweltfreund-
liche Beschaffung ausbauen, sondern systematisch eige-
ne Abfallvermeidungspotenziale identifizieren und nut-
zen. Dies könnte zum Beispiel folgende Bereiche 
umfassen:

ɦɦ Prüfung der Anschaffung von Gebrauchtgeräten (z. B. 
für Teeküchen, Computer),

ɦɦ Festlegen eines Vermeidungsziel für den Papierver-
brauch (zusätzlich zum Wechsel zu Recyclingpapier),

ɦɦ Abschaffung von Einwegangeboten in Kantinen der 
Bundeseinrichtungen (stattdessen Angebot von 
Mehrwegsystemen für Essen und Getränke, insbeson-
dere auch für Außer-Haus-Verkäufe),

ɦɦ Festlegen eines Mindestanteils von Getränken aus der 
Region in Mehrwegflaschen, 
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ɦɦ Anbieten von kostenfreiem Leitungswasser aus 
Gläsern in den Kantinen der Bundeseinrichtungen.

Derartige Ansätze konkretisieren die Ziele des Bundes 
im Maßnahmenprogramm Nachhaltigkeit (Staatssekre-
tärsausschuss für nachhaltige Entwicklung 2017) und 
sollten bei der Weiterführung des Programms aufgenom-
men werden.

3.6.6	 Monitoring als Schlüssel für 
die Steuerung der 
Stoffströme verbessern

248.	 Ohne ein gut aufgestelltes, differenziertes Monito-
ring wird es nicht möglich sein, die Umsetzung einer 
Kreislaufwirtschaft zu realisieren (MORAGA et al. 2019). 
Dabei müssen die gesetzten Ziele sowie das Monitoring 
über den gesamten Lebensweg von Stoffen und Materi-
alien erfolgen. So sollte die Kreislaufwirtschaft beispiels-
weise auf der Makroebene idealerweise durch den Input 
von Rohstoffen, die Kreislaufführung von Stoffen und 
Materialien sowie den Output von Abfällen gemessen 
und mit Zielen untersetzt werden (MORIGUCHI 2007). 
Sowohl für den Input von Rohstoffen als auch für die 
Kreislaufführung enthalten die vorangegangenen Ab-
schnitte ausgewählte Vorschläge, zum Beispiel Erweite-
rung des Indikators Gesamtrohstoffproduktivität der 
Nachhaltigkeitsstrategie (Abschn. 3.6.1), Entwicklung 
von Indikatoren für Selbstverpflichtungen des Handels 
zur Verpackungsvermeidung (Abschn. 3.6.2), Ent
wicklung von materialspezifischen Recyclingquoten 
(Abschn. 3.6.3). Zum Monitoring der Stoffströme wird 
außerdem ein Stoffstrominventar vorgeschlagen (Tz. 214, 
227 f., 239). Da viele Produkte vermehrt im Ausland pro-
duziert werden, wird auch die Abfallentstehung ins Aus-
land verlagert. Dies sollten Kreislaufwirtschaftsindi
katoren ebenfalls abbilden (BARTL 2015).

Da die Kreislaufwirtschaft kein Ziel an sich ist, ist es not-
wendig, zusätzlich Umweltentlastungseffekte zu mes-
sen. So sollte zum Beispiel die Abfallvermeidung nicht 
nur bezüglich ihrer Masse gemessen werden, sondern 
zum Beispiel auch bestimmt werden, welche Menge an 
CO2eq damit eingespart wurden (UNEP 2019b). Nicht 
zuletzt ist es notwendig, Indikatoren für die Bewertung 
der Aufnahmekapazität von Senken für Schadstoffe zu 
implementieren (KRAL et al. 2014).

Richtigerweise wird das Thema Monitoring auch im Rah-
men des EU-Kreislaufwirtschaftspakets behandelt und 

es wurde ein Set von zehn Indikatoren erstellt (Euro
stat 2019). Auf nationaler Ebene wurden unlängst zum 
Beispiel Indikatoren für die Abfallvermeidung entwickelt 
(WILTS et al. 2019).

Aufgrund des Umfangs kann das Thema Indikatoren für 
die Kreislaufwirtschaft in diesem Gutachten nicht ver-
tiefend behandelt werden. Aus Sicht des SRU sind das 
derzeitige Monitoring sowie die dahinterliegenden Sta-
tistiken aber dringend weiterzuentwickeln, um eine fun-
dierte Basis für Politikentscheidungen zur Kreislaufwirt-
schaft treffen zu können.

3.7	 Fazit und Ausblick

249.	 Die Zielsetzungen der Abfallpolitik wurden im Laufe 
der letzten Jahrzehnte stufenweise von der Gefahrenab-
wehr hin zu einer kreislauforientierten Abfallbewirtschaf-
tung entwickelt. Diese ist jedoch nur ein Teil einer Kreis-
laufwirtschaft, die lange, bevor Produkte zu Abfällen 
werden, beginnt. Noch fehlt es dafür an einer kohären-
ten und umfassenden Rahmensetzung in Europa und 
Deutschland. Der mit dem EU-Kreislaufwirtschaftspa-
ket angestoßene Wandel im Umgang mit Materialien, 
Stoffen und Produkten geht über die bisher bestehende 
kreislauforientierte Abfallwirtschaft hinaus. Programma-
tisch sind im Kreislaufwirtschaftspaket wichtige Aspek-
te angelegt, die für eine zukunftsfähige Steuerung der 
Stoffströme relevant sind. Ebenso sind mit dem Legisla-
tivpaket wichtige Grundlagen für Änderungen der recht-
lichen Rahmenbedingungen gelegt, die die Bundesregie-
rung ambitioniert umsetzen muss. Nicht adressiert ist 
aber die Notwendigkeit der Reduktion des anthropoge-
nen Stoffumsatzes.

Weiterhin ist das Kreislaufwirtschaftspaket nicht der ein-
zige Orientierungsrahmen für die Neuausrichtung im 
Umgang mit Stoffströmen. Aus Sicht des SRU ist es not-
wendig, Kreislaufwirtschaftspolitik stärker mit anderen 
Politikbereichen – zum Beispiel Klima-, Bau- oder Infra-
strukturpolitik abzustimmen.

Gerade für Deutschland als konsum- und wirtschafts-
starkes Land stellt sich die Frage, ob es in der Lage und 
willens ist, innovative Maßnahmen zur Verringerung des 
Rohstoffverbrauchs und zur Abfallvermeidung zu entwi-
ckeln und umzusetzen und somit eine Vorreiterrolle in 
der EU bezüglich der Weiterentwicklung zu einer Kreis-
laufwirtschaft einnehmen zu können. 
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3.7	 Fazit und Ausblick

250.	 Der SRU empfiehlt, Maßnahmen, die der Kreislauf-
wirtschaft dienen sollen, stärker ökologisch auszurich-
ten. Um dies zielsicher zu erreichen, bedarf es einer 
grundlegenden Anpassung der Instrumente, mit denen 
Kreislaufwirtschaftspolitik umgesetzt wird. Langfristig 
kann eine Kreislaufwirtschaft nur erfolgreich unter 
Marktbedingungen bestehen, wenn insgesamt die öko-
logische Kostenwahrheit im Umgang mit Stoffströmen 
erhöht wird. Die reine Eins-zu-eins-Umsetzung europä-
ischer Vorgaben ist angesichts der fehlenden Präzisie-
rung nicht ausreichend, um die notwendigen Anreize für 
den Umbau der Strukturen und notwendige Investitio-
nen in Infrastruktur zu setzen. Eine Grundvoraussetzung 
für Innovationen in der Kreislaufwirtschaft, angesichts 
fehlender Präzisierung in den EU-Regelungen, sind eine 
ausreichende Planungssicherheit und ökonomische Rah-
menbedingungen, die einem Unterbietungswettlauf 
(Race to the bottom) entgegenstehen.

Daher richten sich viele der Empfehlungen des SRU auf 
die klare und verpflichtende Definition von Zielen, eine 
einheitliche Umsetzung insbesondere im Bereich der 
Schadstoffentfrachtung sowie eine transparente Finan-
zierung von Kreislaufwirtschaftsmaßnahmen im Rahmen 
von Herstellerverantwortung. Mit der Abfallhierarchie 
als Leitbild müssen insbesondere die oberen Stufen die-
ser Hierarchie adressiert und programmatisch um die 
Ziele ergänzt werden, die Stoffströme zu verringern und 
Produkte kreislaufwirtschaftsfähig zu gestalten. Konkret 
und kurzfristig sollte die Bundesregierung ein Maßnah-
menpaket für eine ambitionierte Kreislaufwirtschaft im-
plementieren, welches durch die anstehende Umsetzung 
des europäischen Rechtes in deutsches Recht ohnehin 
gefordert ist. 

251.	 Am Beispiel des Stoffstroms „Kunststoffe“ zeigt 
sich, dass es nicht um Einzeloptimierungen geht, son-
dern um tragfähige Systemlösungen. Der SRU begrüßt 
die Aktivitäten und Bekenntnisse des Handels zur Ver-
meidung von Verpackungsabfällen. Wichtig ist nun, eine 
Verbindlichkeit der Ziele zu erreichen und Maßnahmen 
über eine reine Symbolpolitik hinaus wirksam werden zu 
lassen. Dies erfordert eine Neuausrichtung der Umwelt-
bewertung von Kreislaufwirtschaftsmaßnahmen und 
Umweltpolitik im Allgemeinen. Umweltbewertungen 
dürfen sich nicht eng auf zwei oder drei Produktalterna-
tiven beschränken, sondern müssen sicherstellen, dass 
langfristig tragfähige Systemlösungen geschaffen und 
Fehlinvestitionen und daraus resultierende technische 
Lock-In-Effekte vermieden werden. Mit der so erreich-
ten Transparenz in den Zielen und in der Wirkung der 
Maßnahmen werden kooperative Lösungen aller betei-

ligten Akteure gefördert und eine hohe Akzeptanz ge-
schaffen.

252.	 Die Kreislaufwirtschaft stärker ökologisch zu ori-
entieren, ist eine erforderliche, aber keine hinreichende 
Maßnahme in Richtung der notwendigen Produktpoli-
tik. Für letztere bedarf es weiterer europäischer Impul-
se, die das aktuelle Kreislaufwirtschaftspaket weiterent-
wickeln. Diese umfassen:

ɦɦ Transformation der Abfallhierarchie hin zu einer pro-
duktorientierten Kreislaufwirtschaftshierarchie,

ɦɦ Weiterentwicklung der abfallwirtschaftlich ausgerich-
teten erweiterten Herstellerverantwortung zu einer 
produktorientierten Herstellerverantwortung mit 
Pflichten über den gesamten Lebensweg,

ɦɦ Etablierung einer allgemeinen Pflicht zum Design für 
Kreislaufwirtschaftsfähigkeit mit entsprechenden 
Nachweispflichten,

ɦɦ Erlass von produktbezogenen Anforderungen an 
die  Recyclingfähigkeit, Stärkung der Vorreiter- und 
Vorbildrolle der öffentlichen Hand für nachhaltigen 
Konsum.

Neu sind die Ideen zu einem nachhaltigen Stoffstrom-
management nicht: Bereits in den 1990er-Jahren hat die 
Enquete-Kommission „Schutz des Menschen und der 
Umwelt“ des deutschen Bundestages einen Bericht zu 
„Perspektiven für einen nachhaltigen Umgang mit Stoff- 
und Materialströmen“ verfasst. Mit dem Rückenwind 
durch den European Green Deal und dem dort veranker-
ten New Circular Economy Action Plan hat sich ein wei-
tes Handlungsfenster geöffnet, Kreislaufwirtschaft end-
lich von der Rhetorik in die Praxis umzusetzen.
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Wasserrahmenrichtlinie 
für die ökologische 
Gewässerentwicklung nutzen 

Nur wenige Flüsse und Seen in Deutschland erreichen 
heute den guten ökologischen Zustand bzw. das öko
logische Potenzial gemäß Wasserrahmenrichtlinie. Eine 
wesentliche Ursache hierfür ist die Verbauung der Gewäs-
ser, die den Wasserhaushalt und die Durchgängigkeit 
negativ beeinflusst. Sie reduziert das Angebot und die 
Vielfalt an Lebensräumen und damit die Biodiversität. Um 
diesen Auswirkungen entgegenzuwirken, sollten Bund 
und Länder gemeinsam mit den Akteuren vor Ort ihre 
Anstrengungen im Gewässerschutz intensivieren. Zur 
Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie sind mehr Flä-
chen für Entwicklungsmaßnahmen erforderlich und die 
Planung sollte effektiver gestaltet werden. Zudem sollte 
die Finanzierung verbessert und qualifiziertes Personal 
ausgebildet und eingestellt werden. Synergien der Was-
serrahmenrichtlinie mit Anliegen des Natur- und Hoch-
wasserschutzes sollten stärker genutzt werden. Erforder-
lich ist eine forcierte und konsequentere Umsetzung von 
aufeinander abgestimmten Maßnahmen.

4
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Wasserrahmenrichtlinie für die ökologische Gewässerentwicklung nutzen

4.1	 Einleitung

253.	 Mit der Verabschiedung der Wasserrahmenricht­
linie 2000/60/EG im Jahr 2000 haben sich die Mitglied­
staaten der Europäischen Union (EU) verpflichtet, ihre 
Oberflächengewässer in einen guten Zustand zu ver­
setzen. Dies beinhaltet sowohl einen „guten chemi­
schen“ als auch einen „guten ökologischen“ Zustand, 
bzw. ein „gutes ökologisches Potenzial“ bei erheblich 
veränderten und künstlichen Gewässern. Die Zielerrei­
chung war bis Ende 2015 vorgesehen – in Ausnahme­
fällen bis spätestens 2027. In Deutschland wiesen 
jedoch bis Ende 2015 nur etwa 8 % der Oberflächen­
wasserkörper einen guten ökologischen Zustand bzw. 
ein gutes ökologisches Potenzial auf (BMUB und UBA 
2017). Der ökologische Zustand der deutschen Ober­
flächengewässer wird weiterhin fast durchweg als 
„mäßig“, „unbefriedigend“ oder „schlecht“ eingestuft. 
Darüber hinaus ist ein deutlicher Rückgang der Biodi­
versität in Süßwasserökosystemen und angrenzenden 
terrestrischen, sowie marinen Ökosystemen festzustel­
len (EEA 2015; 2018). Zudem wird der chemische Zu­
stand der Gewässer aufgrund ubiquitärer Schadstoffe 
wie Quecksilber flächendeckend als „nicht gut“ bewer­
tet (BMUB 2016). Die Bundesländer, verantwortlich 
für die Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie, haben 
umfangreiche Fristverlängerungen bis 2027 geltend ge­
macht. Jedoch ist bereits jetzt absehbar, dass das Ziel 
auch bis zu diesem Zeitpunkt nicht erreicht werden 
wird. Deutschland hat somit bislang nicht nur seinen 
Anteil an der Zielerreichung der Richtlinie weit ver­
fehlt, sondern liegt auch deutlich unter dem europäi­
schen Durchschnitt. EU-weit befinden sich 40 % der 
Oberflächenwasserkörper in einem guten ökologischen 
Zustand oder einem guten ökologischen Potenzial und 
38  % in einem guten chemischen Zustand (Europä­
ische Kommission 2019b).

254.	 Neben stofflichen Belastungen durch Nährstoffe, 
klassische Schadstoffe und Spurenstoffe (z. B. Arznei­
mittelwirkstoffe und Pestizide) sind anthropogene Ein­
griffe in die Gewässerstruktur ein wesentlicher Grund 
dafür, dass europäische Gewässerschutzvorgaben in 
Deutschland verfehlt werden (LfU Bayern 2016; BMUB 
und UBA 2017; 2016). Die meisten Gewässer sind im 
Laufe der vergangenen Jahrzehnte und Jahrhunderte 
tiefgreifenden gewässerbaulichen Eingriffen unter­
zogen worden, beispielsweise durch Begradigung, Ein­
deichung, Vertiefung und vielfältige Querbauwerke. 
Dadurch haben insbesondere die Fließgewässer grund­
legende ökologische Funktionen eingebüßt. So ist die 

Durchgängigkeit von Flüssen beeinträchtigt, die natür­
lichen Strukturen der Gewässersohlen sind verloren 
gegangen und es fehlt der Raum für die natürliche Ent­
wicklung von Fließgewässern und Auen. Die Hydro­
morphologie der Oberflächengewässer, also die struk­
turellen Eigenschaften wie ihre Gestalt und ihr 
Abflussverhalten, hat eine große Bedeutung für das 
Angebot und die Vielfalt an Lebensräumen und damit 
für die aquatische und wasserabhängige Biodiversität. 

255.	  Naturnahe Oberflächengewässer mitsamt ihren 
Uferzonen und begleitenden Auen stellen wichtige und 
einzigartige Lebensräume dar. Dies ist bisher noch zu 
wenig ins öffentliche Bewusstsein gerückt. Hier findet 
sich ein Großteil der heimischen Biodiversität, die bis 
heute nicht umfassend erforscht ist. Dies gilt insbeson­
dere für endemische Fauna und Flora in isolierten Ge­
wässern (Deutscher Bundestag 2018; UFZ 2015). Auen 
haben sich als Uferlandschaften und Überflutungsge­
biete entlang von Fließgewässern entwickelt und sind 
somit eng mit Flüssen verzahnt. Sie zählen durch ihre 
Vielzahl an stets im Wandel begriffenen Lebensräumen 
mit unterschiedlichsten Standortbedingungen zu den 
Hotspots der Biodiversität in Mitteleuropa. Darüber 
hinaus stellen Fließgewässer und Auen vielfältige Öko­
systemleistungen bereit, von denen der Mensch profi­
tiert. Neben der Filterfunktion sind dies beispielswei­
se die Retentionsfunktion für Hochwasser, der Raum 
für Erholung und Freizeitgestaltung sowie die klimati­
sche Ausgleichsfunktion von Gewässern. Vor dem Hin­
tergrund des Klimawandels spielt der Rückhalt von 
Wasser in der Landschaft sowohl bei Starkregenereig­
nissen als auch bei langen Trockenperioden eine wich­
tige Rolle. Man kann somit in vielerlei Hinsicht von 
„Lebensadern“ der Landschaft sprechen. Nicht nur aus 
Gründen des Gewässerschutzes im engeren Sinne, son­
dern auch wegen der zentralen Bedeutung für die Bio­
diversität insgesamt, ist es besorgniserregend, dass es 
sich bei den Oberflächengewässern und angrenzenden 
Auen um Lebensräume handelt, die bundesweit stark 
bedroht sind. 

256.	 Neben einer hohen Wasserqualität ist eine natur­
nahe hydromorphologische Entwicklung Voraussetzung 
für einen guten Zustand der Gewässer. Aus Sicht des 
SRU erhalten hydromorphologische Veränderungen und 
deren Auswirkungen auf die Ökologie von Oberflächen­
gewässern bislang noch nicht ausreichend Aufmerksam­
keit und stehen deshalb im Fokus dieses Kapitels. Da 
der Großteil der deutschen Oberflächenwasserkörper 
Fließgewässer sind (8.986 von insgesamt 9.796 mit 
einem Einzugsgebiet > 10 km², Stand 2018, s. VÖLKER 
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4.2	 Strukturveränderungen an Gewässern 

und REHSE 2019), beziehen sich die nachfolgenden 
Ausführungen primär auf Fließgewässer, sofern nicht 
anders vermerkt.

Die Wasserrahmenrichtlinie ist das zentrale Instrument 
für die ökologische Gewässerentwicklung. Sie markiert 
eine grundlegende Neuausrichtung des Gewässerschutzes, 
weil erstmals das gesamte Ökosystem in den Blick genom­
men wird. Die Wasserrahmenrichtlinie verpflichtet die 
Mitgliedstaaten zu umfangreichen Renaturierungsmaß­
nahmen, um die ökologische Funktionsfähigkeit im Ver­
bund mit den naturschutzrechtlichen Instrumenten der 
Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie  92/43/EWG (FFH-Richt­
linie) und der Vogelschutzrichtlinie 2009/147/EG sowie 
den ergänzenden nationalen Instrumenten des Biotop- 
und Artenschutzes wiederherzustellen. Trotz der bereits 
erreichten Erfolge bei der Verbesserung der Wasserqua­
lität wird dieser Auftrag in Deutschland bisher allerdings 
nicht annährend im erforderlichen Umfang umgesetzt. In 
Bezug auf die strukturellen Gründe der Zielverfehlung be­
steht ein mindestens ebenso großes Umsetzungsdefizit 
wie hinsichtlich der Nährstoff- und Schadstoffbelastun­
gen. Dieses Kapitel des Umweltgutachtens zeigt Heraus­
forderungen auf und formuliert Handlungsansätze, wie 
Bund und Länder diesen begegnen können.

4.2	 Strukturveränderungen 
an Gewässern 

257.	 Menschen nutzen Gewässer seit jeher auf vielfältige 
Weise und haben sich oft in deren unmittelbarer Nähe an­
gesiedelt. Wichtige Gründe hierfür waren der leichtere 
Transport von Gütern auf dem Wasserweg sowie der Be­
darf an Brauch- und Trinkwasser. Um menschliche Nut­
zungen zu befördern oder zu sichern, wurden – spätestens 
seit Beginn der Industrialisierung in großem Maßstab – 
bauliche Veränderungen an den Gewässern vorgenommen. 
Die Struktur der ehemals ausgedehnten Fluss-Auen-Land­
schaften wurde vor allem für die Landgewinnung (u. a. für 
den Ackerbau), die Schiffbarkeit, die Energiegewinnung 
und den Hochwasserschutz verändert. 

258.	 Von Strukturveränderungen sind insbesondere die 
Fließgewässer betroffen. Entscheidend für deren Natur­
nähe und damit auch für ihre Bedeutung als Lebensraum 
für Tiere und Pflanzen ist die Hydromorphologie. Diese 
umfasst sowohl die natürlichen Parameter, wie zum Bei­
spiel Sohlstruktur, Breiten- und Tiefenvariation, Ufer- und 
Auenstrukturen und Abflussdynamik (Kasten 4-1) als auch 
die durch den Menschen verursachten Schadparameter 

Kasten 4-1: �Hydromorphologie 
von Oberflächen- bzw. 
Fließgewässern

Unter dem Begriff Hydromorphologie werden der Was­
serhaushalt und die Morphologie eines Oberflächen­
gewässers zusammengefasst. Der Wasserhaushalt er­
fasst die Menge und Dynamik des Wasserabflusses 
sowie die damit zusammenhängende Verbindung des 
Oberflächengewässers mit dem Grundwasser. Der Ab­
fluss ist das Wasservolumen, welches im Gewässer­
querschnitt in einer bestimmten Zeit abfließt. In einem 
Fließgewässer wird er durch eine Reihe natürlicher und 
anthropogener Faktoren bestimmt (SCHÖNBORN und 
RISSE-BUHL 2013). Zu den natürlichen Faktoren 
zählen unter anderem Art, Intensität, Dauer und räum­
liche Verteilung des Niederschlags, Luft- und Boden­
temperatur (Jahreszeiten), Bodenbeschaffenheit und 
Wassersättigung des Bodens sowie Größe und Mor­
phologie des Einzugsgebiets. Zu den vom Menschen 
verursachten Einflüssen gehören Bodenverdichtung 
und -versiegelung, Eindeichung, sowie Begradigung 
und Verbauung (z. B. Kanalisation) der Gewässer. Diese 

Veränderungen sorgen in der Regel dafür, dass mehr 
Wasser schneller abgeführt wird und die Verweildauer 
im Einzugsgebiet und die Wasserspeicherung im Boden 
abnimmt (HÜTTE 2000). Folglich stehen der Abfluss 
und damit der Wasserhaushalt in engen Zusammen­
hang mit der Morphologie des Gewässers. 

Morphologie bezeichnet insbesondere die eigentliche 
Form des Gewässers und bezieht sich auf die Varia­
tion der Tiefe und Breite, die Laufentwicklung, die 
Strömungsgeschwindigkeit, die Substratbedingungen 
sowie die Struktur und Ausgestaltung der Uferberei­
che. Aufgrund verschiedener Landschaftsstrukturen 
zeigen natürliche Fließgewässer in Deutschland deut­
liche morphologische Unterschiede. Alpine Fließ­
gewässer verlaufen meist in tief eingeschnittenen 
Tälern. Weiter flussabwärts im voralpinen Bereich 
weitet sich das Gewässer zunehmend aus, verästelt 
sich und es bilden sich Kiesbänke aus. Mit weiter ab­
nehmendem Geländegefälle bilden sich zunehmend 
gewundene Gerinne, die Mäander. Mit größerer Nähe 
zur Mündung nehmen die Längen dieser Mäander­
wellen stetig zu. Die Mäander können sich über lange 
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ɦɦ Abbildung 4-1	

Schematischer Querschnitt durch ein natürliches Fließgewässer

SRU 2020

Flussbett (Gerinne)Altarm

(rezente) Aue(rezente) Aue

Mittelwasserlinie

Hochwasserlinie

Zeiträume über den gesamten Talboden bewegen. 
Schließlich mündet der Fluss ins Meer oder einen 
See, entweder in einem Flussdelta oder bei Meeren 
mit starkem Gezeitenhub in einem Ästuar (siehe z. B. 
SCHÖNBORN und RISSE-BUHL 2013).

Im Verlauf des Flusses ändern sich auch der Transport 
und die Ablagerung von Feststoffen. Letztere sind im 
Allgemeinen im Oberlauf eher grob, insbesondere am 
Grund transportierte Steine, Kies und Sand (sog. Ge­
schiebe). Weiter flussabwärts handelt es sich dann pri­
mär um feine Sedimente und Schwebstoffe (HÜTTE 
2000). Schwebstofftransport und -ablagerung haben 
großen Einfluss auf die Verlandung von strömungsbe­
ruhigten Fließgewässerbereichen und die Entwicklung 
von Auen. Auen, auch Hochwasserbett genannt, sind 
flussbegleitende Bereiche, die durch Überflutungen 
geprägt werden und theoretisch bei Hochwasser vom 
Wasser erreicht werden (Abb. 4-1). Durch anthropo­
gene Veränderungen (Anlegen von Deichen) abge­
trennte Areale werden als Altauen bezeichnet, die noch 
überflutbaren Bereiche als rezente Auen (BMU und BfN 
2009; SCHÖNBORN und RISSE-BUHL 2013).

Ist die Hydromorphologie durch menschliche Aktivi­
täten beeinträchtigt, kann dies durch Renaturierung 
(teilweise) korrigiert werden. Bei der Renaturierung 
wird versucht, einen möglichst natürlichen oder auch 
ursprünglichen Zustand des Gewässers wiederherzu­
stellen (MEHL 2018; JÄHNIG et al. 2011). Ziel ist 

dabei, eine möglichst eigendynamische Entwicklung 
des Fließgewässers zuzulassen. Natürliche Verände­
rungen des Gewässerbetts einschließlich der Sohle, 
das heißt, des am tiefsten gelegenen Bereichs des was­
serbedeckten Grundes des Fließgewässers (Gerinne), 
und des Ufers durch die Strömung und den Feststoff­
transport sind dabei gewünscht. Sie werden eventu­
ell sogar durch das Einbringen von Totholz oder 
Steinen gefördert. Grundlage für die Umsetzung von 
Renaturierungsmaßnahmen ist eine Bewirtschaf­
tungsplanung. Diese umfasst nach Wasserrahmen­
richtlinie unter anderem die Beschreibung der Fluss­
gebiete, der Belastungen und der Schutzgebiete, das 
Überwachungsprogramm (Monitoringprogramm), 
die Umweltziele und das Maßnahmenprogramm (An­
hang VII Wasserrahmenrichtlinie). 

Die Bewirtschaftung der Oberflächengewässer nach 
Wasserrahmenrichtlinie erfolgt auf der Ebene der 
Flusseinzugsgebiete, die das Gebiet umfassen, welches 
von einem Fluss einschließlich seiner ober- und un­
terirdischen Zuflüsse entwässert wird. Insbesonde­
re für die Planung und Berichterstattung wurden die 
Gewässer in Wasserkörper eingeteilt. Dabei handelt 
es sich um einheitliche und bedeutende Abschnitte 
eines Oberflächengewässers, zum Beispiel einen See, 
Fluss oder Kanal, einen Teil eines Flusses oder Ka­
nals oder ein Übergangsgewässer (Art. 2 Wasserrah­
menrichtlinie). Die Festlegung der Wasserkörper er­
folgt durch die Bundesländer. 
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von Gewässersohle und Uferzone, wie zum Beispiel Quer­
bauwerke, Sohl- und Uferverbau, sowie Prozesse und Wirk­
mechanismen auf der überregionalen Skala. Entscheidend 
für die Ausprägung zum Beispiel des Längs- und Quer­
schnitts von Gewässern und die Laufentwicklung sind der 
Sediment- und Wasserhaushalt des Gewässersystems. Eine 
besondere Rolle für einen naturnahen Zustand von Gewäs­
sern spielen zudem Auen und nicht zuletzt das gesamte 
Einzugsgebiet. Strukturveränderungen an Gewässern füh­
ren regelmäßig zu erheblichen Eingriffen in das lokale Öko­
system (BMUB und UBA 2016, S. 38).

4.2.1	 Hydromorphologische 
Herausforderungen

Gewässermorphologie
259.	 Die Morphologie der Fließgewässer in Deutschland 
hat sich durch menschliche Eingriffe in den letzten zwei 
Jahrhunderten soweit vom natürlichen Zustand entfernt, 
dass 35 % der Oberflächengewässer als „erheblich verän­
dert“ eingestuft werden (BMUB und UBA 2016, S. 49). Das 
bedeutet, dass die Gestalt dieser Gewässer für deren Nut­
zung stark verändert wurde und somit ein guter ökologi­
scher Zustand gemäß der Wasserrahmenrichtlinie aufgrund 
des Fehlens typgemäßer Lebensräume nicht erreicht wer­
den kann, ohne dass dafür die wesentlichen Nutzungen 
stark eingeschränkt oder aufgegeben werden müssten. 
Weitere 15  % der bestehenden Fließgewässer wurden 
künstlich angelegt. Erheblich veränderte Flussabschnitte 
(Wasserkörper) finden sich vor allem im Nordwesten 
Deutschlands sowie an den Hauptströmen von Rhein und 
Donau. Künstliche Wasserkörper wurden insbesondere im 
Norden geschaffen (Abb. 4-2; BMUB und UBA 2016, S. 49). 

260.	 Die folgenden drei hydromorphologischen Merk­
male haben wesentlichen Einfluss auf den ökologischen 
Zustand von Oberflächengewässern und ihre Eigenschaf­
ten als Habitat für Tiere und Pflanzen: 

ɦɦ morphologische Bedingungen,

ɦɦ longitudinale Durchgängigkeit des Flusses (freie Pas­
sierbarkeit für Sedimente und wandernde Gewässer­
organismen),

ɦɦ Wasserhaushalt (Abfluss und Abflussdynamik, Ver­
bindung zu Grundwasserkörpern).

Je natürlicher und heterogener die Morphologie, umso 
größer ist die Vielfalt der Habitatstrukturen, beispiels­
weise kiesige oder sandige Sohlen, Totholzablagerungen, 

tiefe Kolke (wassergefüllte Vertiefungen) und Bereiche 
mit unterschiedlichen Wasserpflanzen. Durch diese 
Strukturen wird die geeignete Grundlage für eine hohe 
aquatische Biodiversität und auch für die mit dem Ge­
wässer assoziierte terrestrische Biodiversität geschaffen 
(BMUB und UBA 2016). In den Gewässern reicht diese 
zum Beispiel bei den Tieren von zahlreichen Wirbellosen 
wie Libellen-, Köcherfliegen-, Eintagsfliegenlarven und 
Strudelwürmern über Amphibien und Fische bis hin zu 
Säugetieren wie dem Biber (UFZ 2015).

Für die Migration aquatischer Lebewesen spielt die 
Durchgängigkeit eine entscheidende Rolle (Tz. 263). 
Sind Gewässer durch anthropogene Barrieren wie Quer­
bauwerke (z. B. Staudämme, Wehre und Schleusen) nicht 
ausreichend durchgängig, kann dies zudem den Trans­
port von Sedimenten und damit die natürliche Gewäs­
serdynamik verändern (Tz. 264). 

Wasserhaushalt sowie der Einfluss des 
Klimawandels
261.	 Der Wasserhaushalt, das heißt die Aufnahme und 
Abgabe von Wasser im gesamten Einzugsgebiet eines Ge­
wässers, wirkt sich auf das Abflussverhalten, Trockenfal­
len oder Überfluten bestimmter Bereiche sowie auf die 
Strömungsgeschwindigkeit des Gewässers und damit 
auch auf Flora und Fauna aus (UBA 2017). Angesichts 
des Klimawandels mit häufiger auftretenden Extremwet­
terereignissen wird der Zusammenhang zwischen Was­
serhaushalt, Trockenheiten und Wassertemperatur­
anstiegen, insbesondere deren großer Einfluss auf die 
Gewässerökologie, weiter an Bedeutung gewinnen 
(LAWA 2017; Deutscher Bundestag 2019; BMUB und 
UBA 2017). Fehlen natürliche Poolstrukturen als mög­
liche Refugien und wird weniger Wasser in der Fläche 
und damit in den Gewässern gehalten, steigt das Risiko, 
dass kleine Gewässer komplett trockenfallen und damit 
die aquatischen Organismen verloren gehen. 

Auch Temperaturanstiege in den Gewässern wirken 
sich auf die Ökologie aus. Diese können durch Kraft­
werkseinleitungen und fehlende Beschattung, zuneh­
mend aber auch durch den Klimawandel verursacht 
bzw. verstärkt werden (BMUB und UBA 2016). Mit 
steigenden Temperaturen verschiebt sich die Artenzu­
sammensetzung hin zu wärmeliebenden Arten. Kaltste­
notherme Arten (angepasst an gleichbleibend niedrige 
Temperaturen), wie zum Beispiel lachsartige Fische 
(Salmoniden), werden dagegen unter anderem in ihrer 
Entwicklung negativ beeinflusst (BRUNKE 2008). Hö­
here Temperaturen in Seen führen zu einer ausge­
prägteren und längeren Temperaturschichtung, was 
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ɦɦ Abbildung 4-2	

Natürliche, erheblich veränderte und künstliche Wasserkörper in Deutschland (2016)

Quelle: BMUB und UBA 2016, S. 50
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wiederum den Sauerstoffaustausch mit tiefen Wasser­
schichten mindert und somit zu Sauerstoffzehrung füh­
ren kann (IGB 2019). Im Extremfall sterben die Organis­
men nahe dem Grund wegen fehlendem Sauerstoff ab. 

Auswirkungen von Querbauwerken auf die 
Hydromorphologie von Gewässern 
262.	 Als Querbauwerke werden quer zum Gewässerbett 
eingebrachte künstliche Bauwerke bezeichnet. Diese zer­
schneiden das Gewässer, verändern die natürlichen Strö­
mungsverhältnisse und haben somit erhebliche Auswir­
kungen auf die Gewässerökologie (MULNV NRW o. J.–a). 
Wichtige Gründe für die Anlage von Querbauwerken 
waren die Aufstauung von Wasser zur Brauch- oder Trink­
wassergewinnung, Bewässerung, Wasserstandsregulie­
rung begradigter Gewässer oder Energieerzeugung sowie 
die Vergrößerung der Wassertiefe für die Schiffbarma­
chung von Wasserläufen (BMUB und UBA 2016). 

In Deutschland war im Jahr 2015 die Durchgängigkeit 
der Fließgewässer von etwa 200.000 Querbauwerken 
unterbrochen (NAUMANN 2016). Nur etwa 10 % der 
Fließgewässer-Wasserkörper wurden in Bezug auf 
die Durchgängigkeit für Fische und andere Organismen 
als gut bewertet (Stand 2016, ebd.). Zu den Quer­
bauwerken zählen zum Beispiel Sohlschwellen, Stau­
stufen, Talsperren sowie Wehre. Sie beeinflussen zahl­
reiche gewässerökologisch relevante Parameter wie die 
Hydrologie (Strömungsgeschwindigkeit, Wasserstand) 
und die Morphologie (Sedimenttransport), aber auch 
chemische und physikalische Eigenschaften (Wasser­
temperaturen, Sauerstoffgehalt) (DAMM et al. 2011, 
S. 36–39). Zudem können sie zum Verlust von Auen 
führen. 

Die 7.400 Wasserkraftwerke in Deutschland sind zwar in 
ihrer Anzahl im Vergleich zu allen Querbauwerken nicht 
so dominant, konzentrieren sich aber insbesondere im 
Süden Deutschlands und stellen dort durchaus eine 
gewässerökologische Herausforderung dar (ANDERER 
et al. 2012; UBA 2014). An den zur Stromerzeugung er­
richteten Wehren wird die Durchgängigkeit des Fließ­
gewässers unterbrochen. Bei der Turbinenpassage kön­
nen Fische verletzt oder getötet werden, was zu einer 
Bedrohung der Population führen kann, insbesondere 
wenn mehrere Wehre aufeinander folgen. Zudem kann 
die Wasserausleitung aus dem Fluss einen geringen 
Wasserstand im Flussbett und das Trockenfallen von Ge­
wässerabschnitten zur Folge haben. Wasserkraft hatte 
2017 einen Anteil von 3,4 % an der Bruttostromerzeu­
gung und einen Anteil von 9,3 % an der Stromerzeugung 
durch erneuerbare Energien (BMWi 2018). Die instal­

lierte Leistung von 5.605 MW im Jahr 2017 hat sich dabei 
in den letzten Jahrzehnten nicht stark verändert. Der 
Großteil davon – etwa 90 % – wird von circa 400 Anla­
gen  mit einer Leistung von mehr als 1 MW erbracht 
(UBA 2019). Das Potenzial der Energiegewinnung durch 
Wasserkraft ist in Deutschland weitgehend erschöpft 
(SRU 2011, Tz. 158).

263.	 Die Durchgängigkeit von Fließgewässern ist für 
deren Ökologie von großer Bedeutung. Der Grund hier­
für ist, dass eine Reihe aquatischer Organismen im 
Laufe ihres Lebenszyklus meist regelmäßig den Ort 
wechseln müssen, zum Beispiel um sich zu paaren, für 
die Eiablage und für die Nahrungsaufnahme. Beson­
ders gut wurde die Bedeutung der linearen Durch­
gängigkeit für eine Reihe von Fischarten untersucht 
(JÄHRLING et al. 2008). Querbauwerke in Fließgewäs­
sern unterbinden oder beeinträchtigen je nach Aus­
bildung und Lage diese Wanderungsbestrebungen 
(MUNLV NRW 2015). Dazu zählt unter anderem der 
Wechsel zwischen Teillebensräumen, die zum Beispiel 
der Nahrungsaufnahme oder Ruhe dienen. Besonders 
bekannt ist das Wanderverhalten von Fischen wie Lachs 
und Aal, die auf dem Weg zu ihren Laichgebieten 
tausende Kilometer zurücklegen. Andere Gründe für 
Wanderungen sind das Aufsuchen von Überwinterungs­
gebieten (u. a. in tiefere, strömungsberuhigte Gebiete), 
die Kompensation von Terrainverlusten durch Drift 
sowie die Wiederbesiedlung von chronisch oder 
katastrophenbedingt verödeten Gewässerabschnitten 
(sowohl flussauf- als auch flussabwärts gerichtet 
(Propagation)) (ebd.). Zusätzlich ist die Migration 
von Arten für den genetischen Austausch zwischen 
unterschiedlichen Populationen und somit für deren 
Fortbestand essenziell (BfG 2015).

Grundsätzlich unterscheidet man bei aquatischen 
Organismen zwischen der diadromen Wanderung, 
wenn der Wechsel zwischen Meer und Süßwasser statt­
findet, und der potamodromen Wanderung, wenn 
zwischen verschiedenen Süßwasserhabitaten gewech­
selt wird. Der Fortbestand wandernder Fischarten und 
Rundmäuler ist, wenn die oben erläuterten biologischen 
Bedürfnisse nicht befriedigt werden können, in den 
Gewässern bei gestörter oder unterbrochener linearer 
Durchgängigkeit gefährdet (MUNLV NRW 2015). Ein 
prominentes Beispiel für einen Laichwanderer ist der 
Europäische Stör (Acipenser sturio), ein diadromer 
Wanderer, der gemäß des Anhangs IV der FFH-Richt­
linie zu den streng zu schützenden Tierarten gehört. 
Nach der Roten Liste der Weltnaturschutzunion 
(International Union for Conservation of Nature – 
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IUCN) ist die Population in den letzten 75 Jahren um 
mehr als 90 % zurückgegangen – hauptsächlich durch 
den Verlust an Lebensräumen (GESNER et al. 2010). 
Auch potamodrome Fischarten wie die Bachforelle 
(Salmo trutta fario) können durch Wanderungs­
beschränkungen Lebensräume verlieren und Popu­
lationseinbrüche erleiden.

Insgesamt reagiert die Fischfauna besonders empfind­
lich auf eine beeinträchtigte Hydromorphologie bzw. 
eine gestörte Durchgängigkeit von Fließgewässern 
(BMUB und UBA 2016). Die vom BMUB und UBA 
(ebd.) veröffentlichte Auswertung der gesammelten 
Fachdaten der Bundesländer weist auf einen problema­
tischen Zustand der Fischfauna in deutschen Flüssen 
hin. Lediglich bei 14 % der berücksichtigten Fließge­
wässer-Wasserkörper ließ sich ein sehr guter oder guter 
Zustand im Jahr 2016 feststellen. Über die Hälfte der 
Gewässer (52  %) verfügten dagegen über einen nur 
„mäßigen“ bis „schlechten“ Zustand der Fischfauna. 
Über die Fischfauna der übrigen 34  % der Fließge­
wässer lässt sich aufgrund fehlender Bewertung keine 
Aussage treffen (ebd.).

264.	 Querbauwerke be- oder verhindern auch den Trans­
port von Sedimenten und verändern somit deren Mobi­
lisierungs- und Ablagerungsverhalten. Eine mögliche 
Folge ist, dass Geschiebe zurückgehalten wird. Dies hat 
weiter flussabwärts eine verstärkte Tiefenerosion zur 
Folge und beeinflusst den Feststoffhaushalt des Fließ­
gewässers (BfG 2011; QUICK et al. 2014). Sowohl zu 
wenig als auch zu viel Sediment im Gewässer verändert 
die gewässertypischen Strukturen und die Substrat­
zusammensetzungen. Dies hat wiederum Auswirkungen 
auf die Umweltbedingungen, die ökosystemaren Prozes­
se und die Organismen, die im und am Wasser leben. 
Ein Beispiel hierfür ist die Überlagerung der Gewässer­
sohle im Rückstaubereich von Querbauwerken mit Fein­
sedimenten (SCHÄLCHLI 1993; MUNLV NRW 2015). 
Folge davon kann sein, dass Lückenstrukturen in der 
Sohle verstopft werden, gleichzeitig das Sediment ver­
festigt und die Sauerstoffzufuhr in die Gewässersohle 
beeinträchtigt wird, was insgesamt als Kolmation be­
zeichnet wird (SCHÄLCHLI 1993; SEITZ et al. 2019). 
Dadurch gehen die Lückenstrukturen als Lebensräume 
für Kleinstlebewesen, zum Beispiel die Brut von über 
Kiesgründen laichenden Fischen, aber auch am Grund 
lebenden wirbellosen Tieren, verloren (THURMANN 
und ZUMBROICH 2013; SEITZ et al. 2019). Dies 
kann verhindern, dass ein guter ökologischer Zustand 
im  Fließgewässer erreicht wird (MUNLV NRW 2015; 
ZUMBROICH und HAHN 2018).

4.2.2	 Wasserbauliche Maßnahmen 
zur Verbesserung 
der Hydromorphologie

265.	 Maßnahmen zur Verbesserung der Hydromorpho­
logie dienen dazu, möglichst natürliche und somit diver­
se Gewässer- und Habitatstrukturen zu schaffen, um die 
natürliche Artenvielfalt zu gewährleisten (BMUB und 
UBA 2016; REHFELD-KLEIN et al. 2013). Im Folgenden 
werden einige Maßnahmen genannt (s. a. Kasten 4-2). 
Für ausführliche Darstellungen sei auf die Fachliteratur 
verwiesen (z. B. KOENZEN et al. 2009; HAASE et al. 
2015; JÄHNIG et al. 2011). 

Um die Hydromorphologie zu verbessern, können zum 
Beispiel harte Ufer- und Sohlverbauungen (z. B. Verroh­
rung oder Steinpflasterung) entfernt werden. Wehre kön­
nen durch flache, ökologisch optimierte Sohlrampen er­
setzt werden, Kiesbänke neu angelegt, Uferabbrüche nicht 
wieder befestigt und somit zugelassen werden. Durch die 
Seitenerosion holt sich der Fluss Sedimente zurück, die 
das natürliche Entstehen von Sand- und Kiesbänken er­
möglichen, wodurch unter anderem wertvolle Fischlaich­
gebiete entstehen können. Aktiv kann eine seitliche Ver­
lagerung des Gewässers unterstützt werden, indem Totholz 
oder künstliche Strömungsumlenker ins Gewässer einge­
bracht werden. Um den Gewässern wieder eine eigendy­
namische Entwicklung zu ermöglichen, sind allerdings freie 
Flächen an den Gewässern erforderlich (BMU und BfN 
2018). Wenn Deiche zurückverlegt, die Sohle angehoben 
oder eine eigendynamische Gewässerentwicklung ermög­
licht wird, fördert dies die Entwicklung von Auen oder 
trägt zu deren Reaktivierung entlang des Fließgewässers 
bei. Die Entwicklung gewässertypischer Ufervegetationen 
kann durch eine entsprechende Pflege begünstigt werden. 
Fehlt diese Vegetation, sind Anpflanzungen möglich. Auch 
das Anschließen von Altarmen oder Altwässern hilft dabei, 
die Laufentwicklung und die Habitatsituation des Fließ­
gewässers zu verbessern (REUVERS 2011). 

Um die Durchgängigkeit wiederherzustellen, können 
Bauwerke zurückgebaut sowie Umgehungsgerinne oder 
Fischauf- und -abstiegsanlagen an Wehren, Wasserkraft­
werken oder Talsperren eingerichtet werden (Kasten 4-2). 
Bei der Planung von Maßnahmen empfiehlt es sich, zu­
erst zu überprüfen, ob ein Rückbau möglich ist. Werden 
Wasserbauanlagen saniert, ist dies eine gute Gelegen­
heit, sie besser an die gewässerökologischen Belange an­
zupassen. In anderen Fällen werden technische oder be­
triebliche Veränderungen an Schleusen, Schöpfwerken 
oder sonstigen wasserbaulichen Anlagen vorgenommen.
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4.2	 Strukturveränderungen an Gewässern 

266.	 Für die ökologische Modernisierung der Wasserkraft 
in Deutschland hat das Umweltbundesamt (UBA) eine 
Reihe von Vorschlägen erarbeitet (UBA 2014). Dazu ge­
hören zum Beispiel die Erstellung eines strategischen Kon­
zeptes zur Wasserkraftnutzung sowie die Ausweisung von 
gewässerökologisch sensiblen Gebieten und wichtigen Ent­
wicklungskorridoren. Auf dessen Grundlage sollte ein Aus- 
oder Rückbau geprüft werden. Auch besteht die Option, 
Wasserkraftwerke an andere Standorte zu verlegen (BMUB 
und UBA 2016). Zusätzlich empfiehlt das UBA, alle geeig­
neten Maßnahmen umzusetzen, die die negativen Umwelt­
wirkungen von Wasserkraftwerken mindern (UBA 2014). 

267.	 Querbauwerke verringern, wie bereits erwähnt, auch 
den Transport von Sedimenten und führen im oberstro­
migen Bereich zu einem Sedimentstau, im unterstromigen 

Bereich dagegen zu einem Sedimentdefizit (Tz. 264). 
Dem Rückhalt von Sedimenten kann, wenn ein Rückbau 
des Bauwerks nicht möglich ist, zum Beispiel durch eine 
regelmäßige Entnahme oder Ausspülung von nicht oder 
nur unkritisch belasteten Sedimenten begegnet werden. 
Ein Sedimentdefizit kann zum Beispiel durch Geschiebe­
zugabe unterhalb der Staustufe behoben bzw. gemindert 
werden (BMUB und UBA 2016; IKSD o. J.). Um einen ge­
wässertypkonformen Sedimenthaushalt herzustellen, ist 
ein entsprechendes Management erforderlich (QUICK 
und JÄHRLING 2016; BfG und BAW 2016; LAWA 2019a). 
Dabei sind auch negative Nebeneffekte von Maßnahmen, 
wie zum Beispiel die Mobilisierung von Schadstoffen, zu 
beachten. Am Beispiel der Elbe wurde frühzeitig gezeigt, 
wie wichtig es für ein Sedimentmanagementkonzept ist, 
das gesamte Einzugsgebiet zu betrachten (IKSE 2014).

Kasten 4-2: �Beispiele für Maßnahmen, um 
die Durchgängigkeit von Fließ
gewässern für aquatische 
Organismen zu verbessern

Bei funktional weiterhin erforderlichen Querbauwer­
ken hilft die Errichtung von Fischauf- und -abstiegsan­
lagen dabei, die Durchgängigkeit wiederherzustellen 
(Abb. 4-3). Solche Anlagen sollen es insbesondere 
Fischen ermöglichen, Querbauwerke, wie zum Beispiel 
Wehre von Wasserkraftwerken, unbeschadet zu pas­
sieren. Fischpässe müssen an die entsprechenden 
Bedingungen der Gewässer, der Querbauwerke und die 
Bedürfnisse der Fische angepasst sein. Besonders 
wichtig ist es, dass die Einstiege in die Pässe von den 
Fischen gefunden werden (siehe z. B. KEUNEKE und 
DUMONT 2011). Untersuchungen bestätigen die 
Wirksamkeit solcher Anlagen, allerdings nicht für alle 
Arten. Für Wirbellose ist sie oft geringer als für Fische 

(„BfG registriert an Fischaufstiegsanlage Koblenz über 
230.000 aufsteigende Fische“, Pressemitteilung der 
Bundesanstalt für Gewässerkunde vom 4. Oktober 
2017; LUNG Mecklenburg-Vorpommern 2009).

Sogenannte Fischschutzrechen, die vor Wasserkraft­
anlagen installiert werden, sollen verhindern, dass 
Fische in die Turbinen gelangen. Um den Fischen die 
Wanderung zu ermöglichen, sind dann Bypässe erfor­
derlich, die grund- oder oberflächennah sein können, 
damit sie an den Turbinen vorbeigeführt werden. 

Querbauwerke können auch die Durchgängigkeit für 
Tiere wie Biber und Otter beeinträchtigen. Der Biber 
zählt zu den bedrohten und entsprechend Anhang IV 
der FFH-Richtlinie streng geschützten Tierarten. Eine 
Biberfamilie benötigt je nach Qualität des Biotops ein 
Revier von einem bis drei Kilometer Uferlänge (Bund 
Naturschutz in Bayern o. J.). Bei Wanderungen bewegt 
sich der Biber vorzugsweise entlang des Fließgewäs­
sers und nur kurze Strecken über Land, um Hindernis­
se zu passieren. Uferverbauungen, Staustufen und 
Wasserkraftwerke können den Austausch zwischen 
Populationen erschweren (Trinationales Umwelt­
zentrum 2015). Zudem besteht für den Biber an den 
Rechen der Wasserkraftwerke das Risiko, zu ertrinken. 
Zum Schutz der Biber wurden daher geeignete Pas­
sagen errichtet. Das Kraftwerk Birsfelden in der 
Schweiz hatte beispielsweise zur Verbesserung der 
Passierbarkeit des Bauwerks den bestehenden Fisch­
pass um eine Bibertreppe ergänzt (ebd.). Wird die 
Durchgängigkeit von Fließgewässern wiederhergestellt, 
so ist dies ein wichtiger Schritt, um die Verbreitung des 
Bibers und anderer Arten zu unterstützen.

ɦɦ Abbildung 4-3	

Fischtreppe an der Spree bei Beeskow

SRU 2020
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268.	 Verbesserungen des Wasserhaushalts zielen darauf 
ab, einen naturnäheren Abfluss mit einer entsprechen­
den Abflussdynamik sowie einen natürlichen Rückhalt 
des Wassers wiederherzustellen. Dies gelingt zum 
Beispiel dadurch, dass Deiche rückverlegt, abgesenkt 
oder geöffnet werden. Weitere Optionen sind das Fluten 
von Poldern und Modifizieren oder Verfüllen von 
Entwässerungsgräben. Mit diesen Maßnahmen können 
natürliche Überflutungsräume geschaffen und gleich­
zeitig Feuchtgebiete wiedervernässt werden (LAWA 
2015). Bei diesen Maßnahmen ergibt sich eine Reihe von 
Synergien mit dem Hochwasser- und Natur- bzw. Auen­
schutz (Tz. 279 ff.).

4.3	 Wasserrahmenrichtlinie 
und ein guter ökologischer 
Zustand

269.	 Mit der Verabschiedung der Wasserrahmenricht­
linie im Jahr 2000 wurde ein gesamteuropäischer 
Ordnungsrahmen für eine ökologische Gewässer­
entwicklung geschaffen. Eine Besonderheit der Wasser­
rahmenrichtlinie ist ihr ganzheitlicher Ansatz für den 
Gewässerschutz. Sie zielt sowohl auf die aquatischen 
Ökosysteme und die direkt von ihnen abhängenden 
Landökosysteme und Feuchtgebiete (z. B. Moore) im 
Hinblick auf deren Wasserhaushalt und das Grund­
wasser ab. Zudem bezieht sie auch die gewässerbeglei­
tenden wasserabhängigen Landökosysteme ein, womit 
sie Auen miterfasst (s. Abschn. 4.4.1). Sie gilt damit als 
„erste ökologisch orientierte Richtlinie im Gewässer­
schutz“ (UBA 2017, S. 5). 

Die Richtlinie verpflichtet die Mitgliedstaaten nach einem 
konkreten Zeitplan einen umfassenden Schutz ihrer 
Binnenoberflächen-, Übergangs- und Küstengewässer 
herzustellen. Zu den wichtigsten Neuerungen, die mit 
der Richtlinie auf den Weg gebracht wurden, gehören 
neben dem Genannten die Betrachtung der emis­
sions-  und immissionsseitigen Herausforderungen, 
die Gewässerbewirtschaftung auf der Ebene der Fluss­
gebietseinheiten, das Kostendeckungsprinzip bei Wasser­
dienstleistungen und die breite Einbindung der Öffent­
lichkeit (siehe z. B. Senatsverwaltung für Stadtentwicklung 
Berlin  2001). Rechtlich umgesetzt wurde die Wasser­
rahmenrichtlinie in Deutschland insbesondere durch 
Änderungen im Wasserhaushaltsgesetz (WHG) und den 
Landeswassergesetzen. 

4.3.1	 Grundlagen
270.	 Ziel der Wasserrahmenrichtlinie ist das Erreichen 
oder Erhalten eines guten chemischen und mengen­
mäßigen Zustands des Grundwassers sowie eines guten 
ökologischen und chemischen Zustands der Oberflä­
chengewässer. Dieser gute Zustand weicht nur gering­
fügig von dem natürlichen, sehr guten Zustand ab, der 
gleichzeitig der Referenzzustand ist. Es gilt somit das 
wasserrechtliche Verbesserungsgebot und das Ver­
schlechterungsverbot (Art. 27 Abs. 1 Nr. 1 Wasserrah­
menrichtlinie). Letzteres bedeutet insbesondere, dass 
die Genehmigung für ein konkretes Vorhaben zu 
versagen ist, wenn dieses zu einer Verschlechterung 
des Zustands eines Oberflächenwasserkörpers führt 
(EuGH, Urt. v. 15. Juli 2015, C‑461/13; MUKE Baden-
Württemberg 2017). Bei künstlichen oder durch 
den Menschen erheblich veränderten Wasserkörpern 
(z. B. Talsperren) (Tz. 259) muss als Bewirtschaftungs­
ziel ein gutes ökologisches Potenzial und ein guter 
chemischer Zustand hergestellt werden. Die Wasser­
rahmenrichtlinie berücksichtigt bei diesen Gewässern 
die Einschränkungen, die sich aus der bestehenden 
Nutzung durch hydromorphologische Veränderungen 
ergeben. Mit dem guten Potenzial gelten daher abge­
schwächte Anforderungen im Vergleich zum guten 
ökologischen Zustand.

271.	 Grundlage für die Umsetzung der Wasserrahmen­
richtlinie ist eine Bestandsaufnahme. Diese beinhaltet 
eine Abschätzung der Wahrscheinlichkeit der Zielerrei­
chung und ein Monitoring, auf dessen Grundlage an­
schließend der Zustand der Wasserkörper bewertet 
wird. Für die Bewertung des ökologischen Zustands 
der  Oberflächengewässer wird auf die Komponenten 
biologische, chemische, physikalisch-chemische und 
hydromorphologische Qualität zugegriffen (Tab. 4-1). 
Die hydromorphologischen Qualitätskomponenten 
umfassen die morphologischen Bedingungen, die 
Durchgängigkeit des Flusses und den Wasserhaushalt 
(Kasten 4-1). Bei den biologischen Qualitätskompo­
nenten wird insbesondere das Vorkommen bestimmter 
Arten von Fischen, im Flussbett lebender Wirbellosen 
(Makrozoobenthos), Wasserpflanzen (Makrophyten), 
auf dem Flussbett lebender Pflanzen (Phytobenthos) 
und kleinster Algen (Phytoplankton) bewertet. Ein 
guter Zustand bedeutet, dass der Bestand der jeweili­
gen Organismen nur geringfügig von dem natürlichen 
Zustand abweicht. Außerdem dürfen die Umweltqua­
litätsnormen für die flussgebietsspezifischen Schad­
stoffe nicht überschritten sein (Tab. 4-1). 

Wasserrahmenrichtlinie für die ökologische Gewässerentwicklung nutzen
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4.3	 Wasserrahmenrichtlinie und ein guter ökologischer Zustand

Wird nur eine Umweltqualitätsnorm bzw. eine Qualitäts­
komponente schlechter als gut bewertet, so verfehlt der 
betroffene Wasserkörper das Ziel der Richtlinie (One-out-
all-out-Prinzip). Der physikalisch-chemische Zustand 
(z. B. pH-Wert, Temperatur und Sauerstoffgehalt im Ge­
wässer) und der hydromorphologische Zustand sind un­
terstützend in die Bewertung einbezogen. Sie müssen 
eine Qualität aufweisen, die es der Lebensgemeinschaft 
ermöglicht, sich entsprechend dem Ziel der Wasserrah­
menrichtlinie zu entwickeln (BMUB und UBA 2017).

Die nach Wasserrahmenrichtlinie darzustellenden Fließ­
gewässer in Deutschland (Einzugsgebiete > 10 km2) 
haben eine Fließgewässerstrecke von etwa 137.000 km 
(UBA 2017). Die Richtlinie unterscheidet drei Arten 
von Oberflächen- bzw. Fließgewässern (Art. 2 Wasser­
rahmenrichtlinie; CIS Working Group 2.2 2002): 

1.) Natürliche Fließgewässer sind solche, die nicht durch 
physikalische Aktivitäten des Menschen erheblich ver­
ändert wurden. Sie machen in Deutschland 61  % der 
Fließgewässerstrecke aus. 

2.) Erheblich veränderte Fließgewässer sind Wasser­
körper, die durch menschliche Aktivitäten substanziell 
in ihrem Charakter verändert wurden, und deshalb 
keinen guten ökologischen Zustand erreichen können. 
Dies trifft auf 29 % der Fließgewässerlänge zu. 

3.) Künstliche Fließgewässer sind Gewässer, die an Orten 
angelegt wurden, wo vorher kein Gewässer war. Sie haben 
einen Anteil von 10 % an der Fließgewässerstrecke aller 
darzustellenden Gewässer. 

Die Wasserrahmenrichtlinie gilt für alle Oberflächenge­
wässer. Allerdings müssen kleine Fließgewässer (Fluss­
einzugsgebiet < 10 km2), die etwa zwei Drittel der 
circa 400.000 km Gesamtfließgewässerstrecke in Deutsch­
land ausmachen, nicht gesondert dargestellt werden 
(UBA 2017). Sie unterliegen somit zwar den rechtlichen 
Verpflichtungen des Gewässerschutzes, aber nicht den 
Berichtspflichten an die Europäische Kommission (kri­
tisch dazu MÖCKEL 2013; UBA 2017).

272.	 Im Jahr 2009 startete der erste Bewirtschaftungs­
zyklus zur Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie 
(Abb.  4-4). Nach der Bestandsaufnahme und der Ent­
wicklung eines Monitoringprogramms mussten die Maß­
nahmenprogramme und Bewirtschaftungspläne aufge­
stellt werden. Die Bewirtschaftungspläne enthalten 
gemäß § 83 Abs. 2 WHG in Verbindung mit Anhang VII 
Wasserrahmenrichtlinie Beschreibungen der Flussge­
biete und der Belastungen, denen sie ausgesetzt sind. 
Außerdem findet sich in ihnen eine Übersicht über 
Schutzgebiete bzw. Gebiete, für die nach gemeinschaft­
lichen Rechtsvorschriften ein besonderer Schutz für 
Oberflächengewässer, für das Grundwasser oder für die 

ɦɦ Tabelle 4-1	

Komponenten, anhand derer der Zustand der Oberflächengewässer gemäß Wasserrahmenrichtlinie 
bewertet wird

Oberflächengewässer

Ökologischer Zustand Chemischer Zustand

Biologische Qualitätskomponenten
(Fische, wirbellose Fauna, Gewässerflora)

Chemische Qualitätskomponenten
(flussgebietsspezifische Schadstoffe*)

Unterstützend dazu:

Physikalisch-chemische Qualitätskomponenten:
z. B. Temperatur, pH-Wert, Sauerstoffgehalt, Nährstoffe

Hydromorphologische Qualitätskomponenten:
(Durchgängigkeit, Wasserhaushalt, Morphologie, Tideregime)

Prioritäre Stoffe
(derzeit 45**)

* �alle proritären Stoffe und sonstigen Stoffe, bei denen festgestellt wurde, dass sie in den Wasserkörper bzw. in signifikanten Mengen 
in den Wasserkörper eingeleitet werden (s. UBA und LAWA o. J.)

** Richtlinie 2013/39/EU

Quelle: BMUB und UBA 2016, verändert
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vom Wasser abhängigen Lebensräume und Arten gilt. 
Enthalten ist zudem das Überwachungsnetz. Hinzu kom­
men noch eine Liste mit Bewirtschaftungszielen und eine 
Zusammenfassung der wirtschaftlichen Analyse des 
Wassergebrauchs und der Maßnahmen zur Öffentlich­
keitsbeteiligung. Nach Art. 14 Wasserrahmenrichtlinie 
muss bei der Aufstellung, Überprüfung und Aktuali­
sierung der Bewirtschaftungspläne die Öffentlichkeit 
beteiligt werden (s. Abschn. 4.6.3). Die Bewirtschaf­
tungspläne sind alle sechs Jahre zu aktualisieren. 

Die Zielerreichung der Wasserrahmenrichtlinie war für 
das Jahr 2015 vorgesehen (Art. 4 Abs. 1 lit. a Wasserrah­
menrichtlinie). Allerdings konnten Fristverlängerungen 
zur Zielerreichung über das Jahr 2015 hinaus beantragt 
werden. Dies musste in den Bewirtschaftungsplänen be­
gründet werden. Gründe für Fristverlängerungen können 
gemäß Art. 4 Abs. 4 Wasserrahmenrichtlinie bzw. § 29 
WHG sein: 

ɦɦ Schwierigkeiten bei der technischen Durchführbarkeit,

ɦɦ die Einhaltung der Frist ist mit unverhältnismäßig 
hohen Kosten verbunden oder

ɦɦ natürliche Gegebenheiten lassen keine rechtzeitige 
Verbesserung zu.

Natürliche Gegebenheiten begründen eine Fristverlän­
gerung insbesondere dann, wenn eine Wiederansied­
lung gewässertypischer Arten in einem renaturierten 
Fließgewässerabschnitt lange Zeit in Anspruch nimmt. 
Über die Fristverlängerungen und den maximalen Ver­
längerungszeitraum bis 2027 hinaus erlaubt die Richt­
linie ausnahmsweise auch das dauerhafte Absenken der 
Bewirtschaftungsziele, wenn das Erreichen der Regel­
ziele aus natürlichen oder technischen Gründen un­

möglich ist oder unverhältnismäßig aufwendig wäre. 
Die Pflicht zur Begründung gilt auch, wenn ein niedri­
geres Zielniveau angestrebt wird (siehe u. a. BMUB und 
UBA 2017; 2016).

273.	 Aufgrund dieser Ausnahmeregelungen kann dem 
Ausnahmetatbestand der „unverhältnismäßigen Kosten“ 
eine wesentliche Bedeutung für die Umsetzung der Richt­
linie und ihrer ökologischen Wirksamkeit zukommen 
(HILLE und MARGGRAF 2019). Allerdings sind sowohl 
der Kostenbegriff als auch das Kriterium der Verhältnis­
mäßigkeit in der Richtlinie selbst nur unzureichend 
spezifiziert. Als Auslegungshilfe dient insbesondere ein 
Leitfaden der Common Implementation Strategy (CIS) 
(Europäische Kommission 2003a). Insgesamt ergeben 
sich jedoch weder ein einheitliches Bild noch eine ein­
deutige Handlungsanweisung für diesen Ausnahme­
tatbestand, sodass die Beurteilung der Unverhältnis­
mäßigkeit der Kosten von Maßnahmen auch als eine 
politische Ermessensentscheidung gesehen wird (HILLE 
und MARGGRAF 2019). In diesem Zusammenhang for­
mulierten KLAUER et al. (2007) die Sorge, dass ohne 
ausreichende fachliche Begründung andere Bewirtschaf­
tungsbelange über die Ziele der Wasserrahmenrichtlinie 
gestellt werden. In dieser auf Veranlassung der Bund/
Länder-Arbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA) durchge­
führten Studie des Helmholtz-Zentrum für Umweltfor­
schung (UFZ) wurde zudem untersucht, wann Kosten 
als unverhältnismäßig hoch einzustufen sind und anhand 
welcher Kriterien und in welchem Prozess die Unver­
hältnismäßigkeit beurteilt werden kann. Ergebnis ist 
unter anderem ein Vorschlag für einen zweistufigen 
Prozess, mit dem anhand erarbeiteter Kriterien nicht­
staatliche bzw. private Kostenträger die Verhältnis­
mäßigkeit von Kosten abprüfen können. Ebenfalls 
wurden  Kriterien für die Prüfung von staatlichen 
Gesamtkosten erarbeitet (ebd.; s. a. REESE 2016).

ɦɦ Abbildung 4-4	

Vorgesehener Zeitverlauf der Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie
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4.3	 Wasserrahmenrichtlinie und ein guter ökologischer Zustand

274.	 Die Bewirtschaftungsplanung ist auf der Ebene der 
Flussgebietseinheiten zu koordinieren. Diese setzen sich 
zusammen aus einem oder mehreren benachbarten Fluss­
einzugsgebieten mitsamt deren Grundwasserkörpern 
und gegebenenfalls Küstengewässern. In den grenzüber­
schreitenden Flussgebietseinheiten müssen die betrof­
fenen EU-Mitgliedstaaten bei der Bewirtschaftung 
kooperieren. Mit dem Flussgebietsansatz soll einer Pro­
blemverlagerung von Oberliegern auf Unterlieger begeg­
net und eine insgesamt kosteneffiziente Umsetzung der 
Bewirtschaftungsziele erreicht werden. Dies ist nicht nur 
für Schadstoffbelastungen relevant, sondern auch für 
fernwirkende morphologische Aspekte, wie die der 
Durchgängigkeit oder Wasserführung. Acht von zehn 
Flussgebietseinheiten in Deutschland müssen in Koor­
dination mit anderen Mitgliedstaaten bewirtschaftet wer­
den. Für die Flusseinzugsgebiete Oder, Elbe, Donau, 
Rhein und Maas erfolgt dies im Rahmen internationaler 
Flussgebietskommissionen, bei Ems, Schlei und Eider 
in  Form von bilateraler Zusammenarbeit (BMUB und 
UBA 2016).

275.	 Bei der Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie 
wurde schnell deutlich, dass der gute ökologische Zu­
stand in den Oberflächengewässern oftmals nicht kurz­
fristig erreicht werden kann (BMUB und UBA 2016). 
Das trifft im Besonderen für die in der Regel verzöger­
ten Wirkungen morphologischer Maßnahmen auf die bio­
logischen Qualitätskomponenten zu (VÖLKER und 
REHSE 2019). Ein Grund hierfür ist, dass Lebensgemein­
schaften in den Gewässern Zeit benötigen, um sich zu 
erholen bzw. wieder neu anzusiedeln, sofern Komponen­
ten verloren gegangen sind. So können sich typspezi­
fische Gewässerorganismen in einem Fließgewässer auch 
nach Wiederherstellung natürlicher Bedingungen nur 
dann in kurzer Zeit wiederansiedeln, wenn sie im Ober- 
oder Unterlauf noch vorkommen und keine Querbau­
werke ihre Ausbreitung verhindern. Hinzu kommt, dass 
Gewässer nicht selten multiplen Stressoren ausgesetzt 
sind, die einer Erholung entgegenstehen. Diese betref­
fen nicht nur die Morphologie, sondern beispielsweise 
auch stoffliche Belastungen. Vollständig verstanden ist 
das Zusammenwirken unterschiedlicher Stressoren 
allerdings bis heute nicht (NIEMANN et al. 2017). 

NIEMANN et al. (ebd.) weisen auch darauf hin, dass 
eine systematische Erfolgskontrolle von Renaturierungs­
maßnahmen, die über die Monitoringpflichten der Wasser­
rahmenrichtlinie hinausgehen, oftmals fehlt. Die Berich­
te, die im Rahmen der Monitoringpflichten erstellt 
wurden, seien für eine Dokumentation in der Regel un­
zureichend und sollten durch weitere Erhebungen er­

gänzt werden (ebd.). Hierzu liegen verschiedene Vor­
schläge vor: beispielsweise vom UBA (2016), vom 
Bundesamt für Naturschutz (BfN) – Ergebnisse eines 
laufenden Foschungsvorhabens zur biozönotischen Be­
wertung des Auenzustands (JANUSCHKE et al. 2018) – 
und Anregungen aus einem UBA-Workshop (DAHM et al. 
2014b). Auch der Sachverständigenrat für Umweltfra­
gen (SRU) sieht Bedarf für eine differenziertere Bewer­
tung, die es möglich macht, Teilerfolge besser sichtbar 
zu machen (Tz. 348).

4.3.2	 Gewässerunterhaltung und 
-ausbau

276.	 Gewässer sind eine wichtige Lebensgrundlage der 
Menschen, Tiere und Pflanzen sowie ein nutzbares Gut, 
weshalb sie laut WHG durch eine nachhaltige Bewirt­
schaftung geschützt werden sollen. Das Bundesgesetz 
unterscheidet bei der Gewässerentwicklung zwischen 
Gewässerunterhaltung und -ausbau. 

Gewässerunterhaltung umfasst seit der Novelle des WHG 
2009 „Pflege und Entwicklung“ des Gewässers und muss 
sich an den Bewirtschaftungszielen der Wasserrahmen­
richtlinie ausrichten. Zudem muss sie den Anforderungen 
entsprechen, die in den Maßnahmenprogrammen an die 
Gewässerunterhaltung gestellt werden (§ 39 Abs. 2 WHG). 
Die Unterhaltung kann damit auch Maßnahmen zur Ent­
wicklung der Gewässer im Sinne einer ökologischen Zu­
standsverbesserung beinhalten, allerdings nur insoweit, 
als diese Maßnahmen nicht auf eine „wesentliche Um­
gestaltung“ abzielen, die dem – naturnahen – Gewässer­
ausbau zuzuordnen sind (REESE et al. 2018, S. 37). 

Der naturnahe Gewässerausbau ist für die morphologi­
sche Entwicklung der Gewässer im Sinne der Wasserrah­
menrichtlinie von hoher Bedeutung. Er ist nur eine Teil­
menge des Gewässerausbaus, zu dem beispielsweise auch 
wasserwirtschaftliche Ausbauvorhaben zählen. Gewäs­
serausbau umfasst „die Herstellung, die Beseitigung und 
die wesentliche Umgestaltung eines Gewässers oder sei­
ner Ufer“ (§ 67 WHG). Für den Gewässerausbau ist ein 
Planfeststellungsverfahren bzw. eine Plangenehmigung 
durch die zuständige Behörde erforderlich. In einigen 
Bundesländern bestehen unterschiedliche Zuständigkei­
ten für die Gewässerunterhaltung und den naturnahen 
Gewässerausbau (vgl. Tz. 277). 

Die Abgrenzung zwischen Gewässerunterhaltung und 
naturnahem Ausbau weist im Hinblick auf die ökologi­
sche Gewässerentwicklung eine gewisse Unschärfe auf. 
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Ob Maßnahmen, die sich an der Schnittstelle zwischen 
Unterhaltung und naturnahem Ausbau befinden, dem 
Ausbau zuzuordnen sind, entscheidet die Wasserbehörde 
nach bestehender Gesetzeslage im Einzelfall. 

277.	 Die Zuständigkeiten für die Gewässerunterhaltung 
in Deutschland sind historisch gewachsen. Unterschieden 
werden kann zwischen sogenannten Verbands-, Gemein­
de- und Staatsmodellen (vgl. Tab. 4-2). Zudem richtet 
sich die Zuständigkeit nach der wasserwirtschaftlichen 
Bedeutung (Ordnung) des Gewässers. Die Ordnung der 
Gewässer ist in den Landeswassergesetzen geregelt. Die 
Unterhaltungslast für die größeren Gewässer (1. Ord­
nung) verbleibt in der Regel bei den Bundesländern. Aus­
nahmen bilden Schleswig-Holstein und Nordrhein-West­
falen. In Schleswig-Holstein werden auch die großen 
Gewässer von Wasser- und Bodenverbänden unterhalten 
und in Nordrhein-Westfalen sind für bedeutende Ein­
zugsgebiete des Rhein-Ruhr-Raums – zumeist schon vor 
über 100 Jahren – die sogenannten sondergesetzlichen 
Wasserverbände gegründet worden. Diese beziehen ins­
besondere auch industrielle Nutzergruppen ein, welche für 
die unterschiedlichen Flusseinzugsgebiete zuständig sind. 

Die Unterhaltung von Gewässern der 2. sowie teilweise 
auch der 3. Ordnung wird entweder Unterhaltungsver­
bänden oder direkt den Gemeinden zugewiesen (Tab. 4-2). 

Die Gemeinden können sie in einigen Bundesländern 
wiederum an Unterhaltungsverbände weitergeben (REESE 
et al. 2018, S. 156 ff.).

Die Darstellung der unterschiedlichen Modelle verdeut­
licht die organisatorische Vielfalt in der Gewässerunter­
haltung. In einigen Bundesländern (z. B. Hessen und 
Sachsen) existieren verschiedene Organisationsformen 
parallel. Insbesondere die zuständigen Wasser- und 
Boden- bzw. Unterhaltungsverbände weisen regional sehr 
unterschiedliche Größen und Kapazitäten auf. Traditio­
nell dienten die Wasser- bzw. Unterhaltungsverbände 
einer nutzungsbezogenen Gewässerunterhaltung, also 
der effektiven, sicheren Landentwässerung und gegebe­
nenfalls der Schiffbarkeit. Diese Zwecksetzung steht er­
sichtlich im Spannungsverhältnis zu den ökologischen 
Bewirtschaftungszielen der Wasserrahmenrichtlinie. 
Hierdurch können strukturelle Defizite in der Kapazität 
und Motivation der Aufgabenträger bestehen, insbeson­
dere der kleineren Unterhaltungsverbände (REESE et al. 
2018, S. 153). 

278.	 Die Zuständigkeiten für den naturnahen Gewässer­
ausbau werden durch die Landesgesetze festgelegt. In 
der Hälfte der Bundesländer sind die Unterhaltungs­
pflichtigen grundsätzlich mit diesen Aufgaben betraut. 
In den anderen Ländern kann die zuständige Wasserbe­

ɦɦ Tabelle 4-2	

Zuständigkeiten für die Unterhaltung der Gewässer 2. Ordnung

Typ Zuständigkeit Mitglieder Bundesländer

Verbands
modell

Wasser- und Bodenverband / 
Unterhaltungsverband

Grund
eigentümer

Berlin, Brandenburg, Hamburg1, Niedersachsen, 
Sachsen, Schleswig-Holstein, Thüringen 
(ab 2020)

Gebietskörperschaften Gemeinden2 Brandenburg, Hessen, Mecklenburg-Vorpom
mern, Sachsen-Anhalt, Thüringen (bis 2020)

Reines Gemein-
demodell Anliegergemeinden Baden-Württemberg3, Bremen4, Hessen, Nord-

rhein-Westfalen3, Sachsen, Thüringen (bis 2020)

Landkreise Rheinland-Pfalz

Staatsmodell Land Bayern, Berlin, Saarland, Sachsen5

1 bzw. die Eigentümer der Gewässer, die nicht von Wasser- und Bodenverbänden unterhalten werden 
2 �in Brandenburg auch der Bund, das Land und die sonstigen Gebietskörperschaften für ihre Grundstücke und Einzeleigentümer auf Antrag
3 Übertragung an Zweckverbände möglich
4 bzw. Aufgabe von Wasser- und Bodenverbänden, soweit diese am 1. Oktober 2001 bereits zuständig waren
5 nur bei grenzbildenden und -überschreitenden Flüssen

SRU 2020; Datenquelle: REESE et al. 2018, S. 156 ff.; Landeswassergesetze
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hörde die Unterhaltungspflichtigen verpflichten, Auf­
gaben des naturnahen Gewässerausbaus durchzuführen. 
Einen Überblick über die Zuständigkeiten für den natur­
nahen Gewässerausbau in den Bundesländern gibt 
Tabelle 4-3.

Im Hinblick auf die hohe Bedeutung des naturnahen Aus­
baus für die ökologische Gewässerentwicklung und die 
unklare Abgrenzung zur Gewässerunterhaltung erscheint 
es problematisch, wenn der naturnahe Ausbau in eine 
andere Zuständigkeit fällt als die Gewässerunterhaltung 
oder wenn eine Behörde die Unterhaltspflichtigen hier­
zu erst verpflichten muss. Dann können an der Schnitt­
stelle zwischen Gewässerunterhaltung und naturnahem 
Ausbau Maßnahmen der ökologischen Gewässerentwick­
lung unterbleiben, obwohl diese für die Umsetzung der 
Ziele der Wasserrahmenrichtlinie erforderlich sind. 

4.4	 Synergien mit dem Natur- 
und Hochwasserschutz

279.	 Gewässer sind mitsamt ihrer angrenzenden Auen­
bereiche wichtige Lebensräume für Tiere und Pflanzen 
und zugleich Überflutungsgebiete bei Hochwasserereig­
nissen. Sie erbringen zahlreiche Ökosystemleistungen 
(Abb. 4-5). Im Bereich von Gewässern treffen die Belange 
und Zuständigkeiten von Wasserwirtschaft und Natur­
schutz aufeinander (Tab. 4-4). Wo sich beispielsweise 
die Bereiche von Wasserrahmenrichtlinie und FFH-Richt­
linie überschneiden – wie beim Schutz von Auen – arbei­
ten Wasserwirtschafts- und Naturschutzbehörden von 
der Landes- bis zur kommunalen Ebene gemeinsam an 
der Umsetzung. Zudem hat die Wasserrahmenrichtlinie 
auch einen engen Bezug zu Maßnahmen des Hochwas­

ɦɦ Tabelle 4-3	

Zuständigkeit für den naturnahen Gewässerausbau

Inhalt der Regelung Bundesland Rechtsgrundlage Jahr der letzten Änderung

Unterhaltungsträger ist 
unmittelbar für den natur
nahen Gewässerausbau 
zuständig

Sachsen
Baden-Württemberg
Bayern
Berlin
Hamburg
Nordrhein-Westfalen
Rheinland-Pfalz
Hessen

§ 62 SächsWG
§ 54 WG
Art. 39 BayWG
§ 55 BWG
§ 47 HWaG
§ 68 LWG
§ 68 LWG
§ 25 HWG

2016
2017
2019
2019
2012
2019
2018
2018

Unterhaltungsträger kann 
durch die zuständige Wasser-
behörde zum naturnahen 
Gewässerausbau verpflichtet 
werden

Brandenburg
Bremen
Niedersachsen1

Saarland2

Sachsen-Anhalt3

Thüringen
Schleswig-Holstein4

§ 89 BbgWG
§ 51 BremWG
§ 110 NWG
§ 67 SWG
§ 89 WG LSA
§ 35 ThürWG (von 2019)
§ 55 LWG 

2017
2018
2019
2019
2017
nicht geändert
2018

Ausbauträger generell zuständig 
(keine Abgrenzung zu natur
nahem Gewässerausbau)

Mecklenburg-
Vorpommern § 68 LWaG 2018

1 für Gewässer 2. Ordnung (s. § 110 NWG)
2 für Gewässer 3. Ordnung (s. § 67 SWG)
3 für Gewässer 2. Ordnung (s. § 89 WG LSA)
4 für Gewässer 2. Ordnung (s. § 55 LWG)

SRU 2020
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serschutzes. Erfolgt eine ganzheitliche ökosystemare 
Betrachtung, können hier große Synergien zwischen we­
sentlichen Zielen europäischer Umweltpolitik entstehen. 
Dazu sind jedoch interdisziplinäre Abwägungsprozesse 
und ein koordiniertes Vorgehen notwendig. Werden Sy­
nergien genutzt, können beispielsweise Finanzmittel effi­

zienter eingesetzt, Flächen gesichert, gemeinsame Maß­
nahmen umgesetzt und Berichtspflichten erfüllt werden 
(ALBRECHT et al. 2014). In der Summe kann ein gemein­
sames Agieren von Wasserwirtschaft und Naturschutz in 
einer höheren Akzeptanz der Maßnahmen bei gleichzei­
tiger Steigerung der Effektivität münden (Abschn. 4.6.3).

ɦɦ Tabelle 4-4	

Zuständigkeiten von amtlicher Wasserwirtschaft und amtlichem Naturschutz

Wasserwirtschaft Naturschutz

Oberste Wasserbehörden (Landesministerien)
zuständig u. a. für:

ɦɦ Koordinierung Umsetzungs- und Beteiligungspro-
zess der Wasserrahmenrichtlinie 
(Aufstellung, Überprüfung und Aktualisierung 
Bewirtschaftungspläne und Maßnahmenprogramme 
nach Wasserrahmenrichtlinie, landesweite Vorga-
ben Gewässermonitoring)

ɦɦ Förderangebote zum Gewässerschutz

Oberste Naturschutzbehörden (Landesministerien)
zuständig u. a. für:

ɦɦ Federführung Umsetzung Natura 2000 (Gebiets
meldungen, Koordinierung Managementplanung 
und Monitoring)

ɦɦ Förderangebote im Naturschutz

Obere / Höhere Wasserbehörden (Landesämter, 
Bezirksregierungen)
zuständig u. a. für:

ɦɦ Ermittlung technischer und naturwissenschaftlicher 
Grundlagen

ɦɦ Gewässerkundlicher Mess- und Beobachtungsdienst
ɦɦ teilweise Koordinierung der Öffentlichkeitsbeteiligung, 

Monitoring, Bewirtschaftungspläne und Maßnahmen-
programme nach Wasserrahmenrichtlinie

Obere / Höhere Naturschutzbehörden (Landesämter, 
Bezirksregierungen)
zuständig u. a. für:

ɦɦ Ermittlung technischer und naturwissenschaftlicher 
Grundlagen

ɦɦ Überwachung des Zustands von Natur und Landschaft
ɦɦ teilweise Management(planung) Natura 2000-Gebiete

Untere Wasserbehörden (Landkreise, kreisfreie Städte)
zuständig u. a. für:

ɦɦ Gewässerausbau als Genehmigungsbehörde
ɦɦ Gewässernutzungen (z. B. Wasserentnahme, 

Wassereinleitungen) als Genehmigungsbehörde 

Untere Naturschutzbehörden (Landkreise, kreisfreie 
Städte)
zuständig u. a. für:

ɦɦ Betreuung und Überwachung von Naturschutz- und 
Landschaftsschutzgebieten (Erstellung 
Managementkonzepte, Umsetzung von Maßnah-
men, Ahndung von Verstößen)

ɦɦ Genehmigung von Vorhaben und Planungen, die 
Natur und Landschaft verändern

ɦɦ Abwicklung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen
ɦɦ Abgabe von Stellungnahmen zu Planungen und 

Maßnahmen Dritter

Kommunen (Umweltämter, Umweltbereiche)
zuständig u. a. für:

ɦɦ Erstellung Gewässerentwicklungskonzepte
ɦɦ Gewässerrenaturierungen (Maßnahmenträger)
ɦɦ Erstellung Gewässerunterhaltungspläne
ɦɦ Umsetzung Gewässerunterhaltung

Kommunen (Umweltämter, Umweltbereiche)
zuständig u. a. für:

ɦɦ Erstellung und Umsetzung Landschaftspläne
ɦɦ Naturschutzmaßnahmen

Quelle: DVL 2010, S. 36, verändert
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4.4.1	 Bedeutung von Auen
280.	 Auen stellen seit Langem ein gemeinsames Hand­
lungsfeld von Naturschutz und Wasserwirtschaft dar. 
Sie sind Ökosysteme, die von der starken Dynamik der 
Wasserstände der Fließgewässer und damit des Grund­
wassers geprägt werden. Auen sind durch vielfältige 
Funktionsbeziehungen mit den Fließgewässern, die sie 
begleiten, verknüpft. Durch die Vielzahl unterschied­
licher Funktionen wirken sie sich entscheidend auf die 

Gewässerökologie aus. Sie werden zwar nicht explizit in 
der Wasserrahmenrichtlinie erwähnt, aber die Richtlinie 
fordert die Berücksichtigung von wasserabhängigen 
Landökosystemen. Auen werden demnach implizit mit­
erfasst und können zusammen mit einem Gewässer als 
Oberflächenwasserkörper ausgewiesen werden (Euro­
päische Kommission 2003b). Viele typspezifische Ge­
wässerorganismen haben Lebensstadien in den Auen. 
Ein mangelhafter Auenzustand verhindert daher auch 
den guten ökologischen Zustand der Fließgewässer. 

ɦɦ Abbildung 4-5	

Ökosystemleistungen von Flüssen und Auen
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• Klima
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SRU 2020; Datenquelle: PODSCHUN et al. 2018
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Durch häufiges und regelmäßiges Überfluten, Trocken­
fallen sowie durch Erosions- und Sedimentationsprozesse 
in Flüssen einschließlich ihrer angrenzenden Überflutungs­
bereiche befinden sich Auen im fortwährenden Wechsel­
spiel zwischen Alterung und Erneuerung. Sie zeichnen sich 
daher durch eine hohe Heterogenität von Geländeformen 
und grundwasserbeeinflussten Bodentypen aus. 

281.	 Auen sind von hohem naturschutzfachlichem Wert 
und erbringen vielfältige Ökosystemleistungen (Abb. 4-5; 
SRU 2016, Kap. 5; SCHOLZ et al. 2012; Naturkapital 
Deutschland – TEEB DE 2016, S. 207 ff.). Beispielsweise 
schützen intakte Auen auch vor Hochwasser, weil sie als 
Retentionsräume Überschwemmungen abpuffern und 
dafür sorgen können, dass Wasserstände von Flüssen 
weniger stark und langsamer steigen. Als wichtige Filter 
halten sie zudem Nähr- und Schadstoffe zurück und ver­
bessern so die Wasserqualität von Flüssen und in der 
Folge damit auch von Meeren. Durchschnittlich werden 
beispielsweise circa 7 bis 9 % des in den Flüssen trans­
portierten Stickstoffs in den rezenten Auen zurückgehal­
ten (SCHOLZ et al. 2012, S. 210). Durch ihre große For­
menvielfalt bieten sie Lebensräume für eine Vielzahl 
spezialisierter Tier- und Pflanzenarten und zählen zu den 
artenreichsten Lebensräumen in Mitteleuropa (Natur­
kapital Deutschland – TEEB DE 2016). In Trockenperioden 
bilden Auen zudem einen Rückzugsraum für andere Orga­

nismen, die generell feuchtere Standorte benötigen. Als 
stark dynamische Systeme sind sie besonders auch für 
den Prozessschutz, das heißt das Zulassen natürlicher 
Entwicklungen, interessant (SRU 2016, Kap. 5). 

Auen leisten einen wichtigen Beitrag zur Anpassung an 
den Klimawandel, da sie durch die großen Mengen ge­
speicherten Wassers Verdunstungskühle erzeugen und 
damit eine ausgleichende klimatische Wirkung haben 
(Naturkapital Deutschland – TEEB DE 2016). Außerdem 
dienen sie dem Klimaschutz, indem sie in den Böden und 
in der Vegetation mehr Kohlenstoff speichern als viele 
andere Ökosysteme und diesen damit der Atmosphäre 
entziehen (CIERJACKS et al. 2010; HAZLETT et al. 2005; 
Naturkapital Deutschland – TEEB DE 2015, S. 173 ff.). 
Flusslandschaften und Auen sind aufgrund ihrer Schön­
heit darüber hinaus wichtige Räume für die menschliche 
Erholung. Sie bieten eine abwechslungsreiche und an­
sprechende Kulisse beispielsweise für Spaziergänge, Rad­
wanderungen, Naturbeobachtungen, zum Spielen oder 
zum Paddeln (Naturkapital Deutschland – TEEB DE 
2016, S. 219 ff.). 

Schlechter Zustand und Verlust von Auen
282.	 Die Auen in Deutschland befinden sich in einem 
insgesamt schlechten Zustand (Abb. 4-6; EHLERT und 
NEUKIRCHEN 2012). BMU und BfN haben 2009 in ihrem 

ɦɦ Abbildung 4-6	

Zustand von rezenten Auen (links) und von Altauen (rechts)
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Quelle: BMU und BfN 2009, S. 12, grafisch angepasst
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Auenzustandsbericht die Auen von 79 Flüssen auf einer 
Länge von 10.276 km mit einer Fläche von 15.533 km2 
erfasst und bewertet (entspricht 4,4  % der Fläche 
Deutschlands) (BMU und BfN 2009). Durch den Ver­
lust von Überflutungsflächen und Landnutzungsände­
rungen verfügen etwa 70 % der rezenten Auen nur noch 
über eine deutlich eingeschränkte oder gar keine Reten­
tionsleistung (SCHOLZ et al. 2012, S. 209), können also 
kaum oder kein Wasser mehr zurückhalten. Lediglich 
etwa 10  % sind nur sehr gering oder gering verändert 
(BMU und BfN 2009; s. a. Abb. 4-6). Der Verlust von 
Überschwemmungsflächen, die intensive Landnutzung 
und Veränderungen der Hydromorphologie der Flüsse 
haben zu einem starken Verlust auentypischer Lebens­
räume und Arten geführt (SCHOLZ et al. 2012, S. 211). 
Knapp die Hälfte der rezenten Auen hat ihre Bedeutung 
als Habitat für typische Lebensgemeinschaften weit­
gehend verloren (ebd., S. 212).

283.	 Große Teile der ursprünglichen Überflutungs­
flächen sind durch anthropogene Nutzung in den letz­
ten beiden Jahrhunderten verloren gegangen. Flüsse 
werden durch uferparallele Deiche und Dämme an der 
Ausuferung gehindert, um so Land für Landwirtschaft, 
Siedlung und Verkehr nutzbar zu machen, sowie an­
thropogene Infrastruktur vor Hochwasser zu schützen 
(Tz. 257 f.). Nur noch etwa ein Drittel der ursprüngli­
chen Fläche kann derzeit bei Hochwasser überschwemmt 
werden. An den großen Flüssen sind es oft nur 10 bis 
20 %. Etwa 80 % der Gewässer- und Auenbiotoptypen 
sind von Verlust betroffen (Deutscher Bundestag 2018; 
FINCK et al. 2017). Damit können die Auen ihre ur­
sprünglich vielfältigen Funktionen für Mensch und Natur 
(s. Tz. 281) nur noch sehr eingeschränkt erfüllen. Daher 
zählen die europaweit geschützten Auenwälder zu den 
am stärksten gefährdeten Lebensräumen. Von den in 
Deutschland ursprünglich vorkommenden Hartholz­
auenwäldern ist nur noch ein Bruchteil von weniger als 
einem Prozent erhalten geblieben. Dieser Rest befindet 
sich zudem in einem schlechten Erhaltungszustand 
(BfN 2014).

Von den rezenten Auen in Deutschland, die etwa eine 
Fläche von 4.800 km² umfassen, wird etwa ein Drittel als 
Acker-, Siedlungs-, Verkehrs- und Gewerbefläche genutzt. 
Knapp die Hälfte ist Grünland und etwa 13 % sind Wäl­
der (BMU und BfN 2009). Etwa die Hälfte der Auen ist 
Bestandteil des europäischen Schutzgebietsnetzwerks 
Natura 2000.

Aus den intensiven Wechselwirkungen zwischen Fluss 
und Aue folgt, dass ein guter ökologischer Zustand vieler 

Fließgewässertypen auch vom Zustand der angrenzen­
den Auen abhängt (KORN et al. 2005). Daher wirken 
sich Maßnahmen zur Verbesserung der Hydromorpho­
logie eines Flusses, wie die Bereitstellung von Gewässer­
entwicklungsflächen, eine eigendynamische Entwicklung 
oder der Anschluss von Neben- und Altarmen, auch 
positiv auf seine Auen aus. Umgekehrt wirken die Auen 
positiv auf die Hydromorphologie des Flusses. Auen als 
grundwasserabhängige Landökosysteme sollten mög­
lichst nicht durch anthropogene Veränderungen des 
Grundwasserstands oder den chemischen Zustand des 
Grundwassers beeinträchtigt werden (ebd.). Der Gesetz­
geber hat den Schutz von grundwasserabhängigen Land­
ökosystemen aufgegriffen, sodass eine signifikante Schä­
digung derartiger Lebensräume infolge von anthropogen 
bedingten Grundwasser(stands)änderungen einen Ver­
stoß gegen das Verschlechterungsverbot nach Wasser­
rahmenrichtlinie auslöst (§ 4 Abs. 2 Nr. 2 lit. c Grund­
wasserverordnung). Insgesamt ergeben sich erhebliche 
Synergien zwischen dem Schutz und der Renaturierung 
von Auen und der Umsetzung der Wasserrahmenricht­
linie, allerdings kann es auch konfligierende Zielset­
zungen geben.

4.4.2	 Wasserrahmenrichtlinie und 
Naturschutz

284.	 Die Wasserrahmenrichtlinie stellt nicht das allei­
nige Instrument zum Schutz der aquatischen Lebens­
räume dar, sondern steht im Verbund mit den natur­
schutzrechtlichen Instrumenten der FFH- und der 
Vogelschutzrichtlinie sowie den ergänzenden natio­
nalen  Instrumenten des Biotop- und Artenschutzes. 
FFH-Richtlinie und Vogelschutzrichtlinie beinhalten wie 
die Wasserrahmenrichtlinie ein Verschlechterungsver­
bot und verpflichten mithin die Mitgliedstaaten, Sorge 
zu tragen, dass sich der derzeitige Zustand der jeweili­
gen Qualitätskomponente nicht weiter verschlechtert. 
Gibt es für einen Wasserkörper mehrere Ziele, so ist in 
Art. 4 Abs. 2 Wasserrahmenrichtlinie geregelt, dass das 
weiterreichende Ziel gilt. Für Schutzgebiete werden keine 
eigenständigen Ziele nach Wasserrahmenrichtlinie auf­
gestellt, sondern die wasserbezogenen Ziele und Nor­
men von Schutzgebieten werden übernommen, sofern 
es keine anderen Zielbestimmungen gibt (KORN et al. 
2005).

Die Wasserrahmenrichtlinie zielt auf den Schutz ge­
samter aquatischer Ökosysteme. Viele Arten werden zur 
Bewertung zu Indikatoren gruppiert (Europäische Kom­
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mission 2011). Die Richtlinien des europäischen Natur­
schutzrechts (FFH- und Vogelschutzrichtlinie) dienen 
vorrangig dem Schutz und der Wiederherstellung des 
Erhaltungszustandes prioritärer Lebensraumtypen (An­
hang I FFH-Richtlinie) sowie prioritärer Arten (Anhang 
II FFH-Richtlinie, Anhang I Vogelschutzrichtlinie). Zu 
den prioritären Lebensraumtypen gehören die verschie­
denen in Anhang I der FFH-Richtlinie gelisteten Süß­
wasserlebensräume, die einen nicht unbeträchtlichen 
Teil der Oberflächengewässer erfassen und sich inso­
weit mit den Schutzzielen der Wasserrahmenrichtlinie 
überschneiden.

Viele Oberflächengewässer einschließlich ihrer Ufer, Auen 
und Feuchtgebiete sind mithin auch naturschutzrechtlich 
geschützt. Naturnahe Gewässer und Auen zählen, wie in 
Abschnitt 4.4.1 ausgeführt, in Mitteleuropa zu den Lebens­
räumen mit den größten Artenvorkommen. Sie sind zu­
gleich stark gefährdete Ökosysteme, deren flächenhafte 
Ausdehnung und Biodiversität deutliche Verluste zu ver­
zeichnen hatten und haben. Auen, gewässerspezifische 
FFH-Lebensraumtypen und Tier- und Pflanzenarten sind 
vom Zustand der Gewässer und deren Uferbereichen direkt 
abhängig. Dies gilt auch andersherum. Die Wasserrahmen­
richtlinie zielt explizit auch auf den Schutz und die Ver­
besserung des Zustands aquatischer Ökosysteme und der 
direkt an sie gebundenen Landökosysteme. Durch die 
räumlichen wie auch einige schutzgutspezifische Über­
schneidungen ist die Bewirtschaftungs- und Maßnahmen­
planung im Zuge der Wasserrahmenrichtlinie somit auch 
relevant für den Naturschutz. Insbesondere durch ihren 
flächendeckenden, integrierten, ökosystemaren Ansatz 
bieten sich vielfältige Synergiepotenziale. Die Renaturie­
rung eines Gewässers nach den Kriterien der Wasserrah­
menrichtlinie bzw. der Qualitätskomponenten zum „guten 
ökologischen Zustand“ wirkt sich in der Regel positiv auf 
die naturschutzrechtlich geschützten Fließgewässerlebens­
räume, Wasserorganismen und Vogelarten aus (REHKLAU 
et al. 2017). Deshalb kommt es darauf an, Maßnahmen des 
Gewässerschutzes und des Naturschutzes mit möglichst 
hoher Synergie zu entwickeln und umzusetzen. Beispiel­
haft erscheint in dieser Hinsicht die Zusammenarbeit von 
Naturschutz und Wasserwirtschaft in Niederbayern, wo 
eine integrierte Fachplanung nach dem sogenannten 
Landshuter Modell stattfindet. Die unterschiedlichen 
Planungsinstrumente (FFH-Managementpläne und Ge­
wässerentwicklungskonzepte) werden hierbei in soge­
nannten ökologischen Entwicklungskonzepten zusammen­
geführt. Daraus folgt, dass Projekte den Zielsetzungen 
beider Instrumente entsprechend weiterentwickelt, zeit­
gleich beauftragt und umgesetzt werden (ALBRECHT et al. 
2014, S. 149 ff.; SCHACHT und LORENZ 2013).

285.	 Zwar überwiegen die Synergien, es kann im Einzel­
fall aber auch Konflikte zwischen Schutzzielen der 
Wasserrahmenrichtlinie und des Naturschutzes geben 
(ALBRECHT et al. 2012, S. 37–44; 2014, S. 86 ff.). Kon­
flikte können funktionale, rechtliche und strategische 
Aspekte oder Kosten betreffen. Sie sind am ehesten dort 
zu erwarten, wo sich durch menschlichen Einfluss schüt­
zenswerte Arten und Lebensraumtypen der Kulturland­
schaft etabliert haben, bzw. auf Sonderstandorten, wel­
che durch naturnahen Rückbau verloren gehen würden 
(ALBRECHT et al. 2014). Dies kann beispielsweise der 
Fall sein, wenn durch den Rückstau von Fließgewässern 
Feuchtgebiete entstanden sind oder wenn Veränderun­
gen der Hydromorphologie Trockenstandorte geschaffen 
haben, die von hohem naturschutzfachlichem Wert sind.

Die Wasserrahmenrichtlinie bietet im Falle solcher 
„innerökologischen“ Konflikte Möglichkeiten zu einer 
Anpassung „ihrer“ Qualitätsziele dahingehend, dass 
naturschutzrechtlich geschützte Umweltbestandteile 
nicht beeinträchtigt werden (Art. 4 Abs. 3 Wasserrah­
menrichtlinie). Zielkonflikte lassen sich mithin durch 
eine abgestimmte Anwendung der Richtlinien und ent­
sprechend integrierte Planung minimieren, zum Beispiel 
indem möglichst frühzeitig Prioritäten gesetzt und Maß­
nahmen behörden- und abteilungsübergreifend abge­
stimmt werden. Die Bewirtschaftungs- und Maßnahmen­
planung der Wasserrahmenrichtlinie bietet eine gute 
Möglichkeit, Naturschutzaspekte vermehrt in die Um­
setzung zu integrieren. In einer Analyse von Maßnah­
menprogrammen, Bewirtschaftungsplänen und Umwelt­
berichten der strategischen Umweltprüfung kommen 
ALBRECHT et al. (2012) zu dem Ergebnis, dass die 
Synergien zwischen Wasserwirtschaft und Naturschutz 
noch stärker genutzt werden könnten als bisher, bei­
spielsweise durch raumkonkretere Planungen und Dar­
stellungen von Daten, eine Integration von Methoden­
bausteinen in der Bewirtschaftungsplanung sowie 
Kommunikation und Beteiligung. Auch das für die 
Wasserrahmenrichtlinie und Naturschutz-Richtlinien 
erforderliche Monitoring kann, trotz unterschiedlicher 
Bewertungssysteme, hinsichtlich der Erfassungsmethodik 
aufeinander abgestimmt werden (REHKLAU et al. 2017).

4.4.3	    Bundesprogramm 
„Blaues Band Deutschland“

286.	 Die Zusammenarbeit von Naturschutz und Wasser­
wirtschaft zeigt sich am Beispiel des Bundesprogramms 
„Blaues Band Deutschland“. Dessen Fokus liegt auf Fließ­
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gewässern und Auen, die beide aufgrund ihrer Dynamik 
und Vielfalt eine besondere Stellung im Ökosystem ein­
nehmen. Wegen ihrer engen Funktionsbeziehungen zu 
dem Gewässer stellen Auen eine zentrale Verknüpfung 
zwischen Natur- und Gewässerschutz dar. Die ursprüng­
liche Heterogenität von Auen als Habitat macht sie zu 
Zentren der Biodiversität, allerdings weisen sie heute 
vielfach einen schlechten Erhaltungszustand auf (s. Ab­
schn. 4.4.1). Die Nationale Strategie zur biologischen 
Vielfalt (BMU 2007) hat daher bereits im Jahr 2007 als 
eine Zukunftsvision beschrieben, dass Fließgewässer und 
Auen als „Lebensadern unserer Landschaft“ wieder eine 
Einheit bilden sollen (ebd., S. 35). Die Strategie legt als 
Ziel fest, bis zum Jahr 2020 den Zustand von Fließgewäs­
sern und Auen soweit zu sichern, dass eine lebensraum­
typische Vielfalt gewährleistet ist und die Mehrzahl der 
Fließgewässer wieder über mehr natürliche Über­
flutungsräume verfügt (BMU 2007). Aufgrund der im 
Auenzustandsbericht (BMU und BfN 2009) dokumen­
tierten schlechten Gesamtsituation konstatierten BMU 
und BfN den dringenden Handlungsbedarf, Flüssen wie­
der mehr Raum zu geben, Auen zu schützen und natur­
nah zu entwickeln (Abschn. 4.4.1). Den Flüssen durch 
Deichrückverlegungen und der daraus resultierenden 
Wiedergewinnung natürlicher Rückhalteflächen wieder 
mehr Raum zu geben, ist auch eines der Ziele des Natio­
nalen Hochwasserschutzprogramms, das 2014 beschlos­
sen wurde (vgl. Abschn. 4.4.4; LAWA 2014).

287.	 Um die Renaturierung von Fließgewässern und Auen 
zu fördern und damit letztlich auch den genannten Zie­
len nachzukommen, wurde 2017 das Bundesprogramm 
„Blaues Band Deutschland“ vom Bundeskabinett be­
schlossen. Es wurde durch das Bundesministerium für 
Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) und das da­
malige Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, 
Bau und Reaktorsicherheit (BMUB) entwickelt und dient 
als Handlungsrahmen für die nächsten Jahrzehnte. Der 
Gesamtprozess wird koordiniert durch eine interminis­
terielle Arbeitsgruppe bestehend aus BMVI, Bundes­
ministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit (BMU) und deren nachgeordneten Behörden. 
Es ist in wesentlichen Teilen bis 2050 umzusetzen. Das 
Programm zielt auf die ökologische Entwicklung der als 
Bundeswasserstraßen genutzten Flüsse ab und soll, an­
gelehnt an das „Grüne Band“, in einem Biotopverbund 
von nationaler Bedeutung münden (BMVI und BMUB 
2017). Der Fokus auf Bundeswasserstraßen ergibt sich 
aus der rechtlichen Zuständigkeit des Bundes, aber auch 
daraus, dass sich diese mitsamt ihrer angrenzenden Auen 
durch ihre linienhafte Ausbildung generell als Biotopver­
bund eignen. Häufig weisen sie bereits eine hohe Biotop­

verbundqualität auf. So verfügen sie über besonders hohe 
Vorkommen von europaweit geschützten Lebensraum­
typen wie Brenndolden-Auenwiesen oder Hartholz-Auen­
wäldern, und durchfließen in weiten Bereichen (> 60 %) 
Natura 2000-Gebiete (BfN et al. 2019). Zudem haben 
sich die Anforderungen an die Wasserstraßen in den 
letzten Jahrzehnten geändert, sodass sich insbesondere 
für das sogenannte Nebennetz, das seine Bedeutung für 
den Güterverkehr an vielen Stellen verloren hat (Tz. 288), 
neue Nutzungsoptionen ergeben (ANLAUF 2017). Die 
Entwicklung der Bundeswasserstraßen und ihrer Auen 
als Biotopverbund bedeutet dabei sowohl die Erhaltung 
und die Entwicklung naturnaher Abschnitte, als auch die 
Entwicklung und Aufwertung naturferner Bereiche (BfN 
et al. 2019). 

288.	Der Fokus des Bundesprogramms „Blaues Band 
Deutschland“ liegt primär auf den Netzkategorien D, 
E  und F (Nebenwasserstraßen) des Bundeswasser­
straßennetzes. Im Gegensatz zum Kernnetz, das die 
verkehrlich am stärksten genutzten Wasserstraßen mit 
hohem Güteraufkommen abdeckt, sind diese nur noch 
von geringer, bzw. von keiner Bedeutung für den 
Güterverkehr. Das Bundesprogramm „Blaues Band 
Deutschland“ eröffnet ihnen durch die Aufstellung von 
Entwicklungskonzepten neue Zukunftsperspektiven. 
Gewässer der Netzkategorien D, E und F verfügen oft­
mals über naturnähere Strukturen und eignen sich daher 
besonders für die Umsetzung von Renaturierungsmaß­
nahmen und den Rückbau nicht mehr benötigter was­
serbaulicher Infrastruktur (BORGES et al. 2016). Neben 
Maßnahmen für den Natur- und Gewässerschutz liegen 
auch an ökologischen Leitbildern orientierte Maßnah­
men der Hochwasservorsorge, des Wassertourismus 
und Freizeitsports sowie der Erholung im Blickfeld des 
Programms (BMVI und BMUB 2017). Auch im Kern­
netz werden Renaturierungsprojekte realisiert, sofern 
diese den Güterverkehr nicht einschränken. Sie sind 
punktuell in Form von „ökologischen Trittsteinen“ 
(kleine, strukturierte Gewässerabschnitte) konzipiert, 
beispielsweise durch die Wiederanbindung von Alt­
armen und Flutrinnen oder das Abflachen der Ufer. Aber 
auch hier sind in den Auen weitere Biotopentwicklungs­
maßnahmen möglich. Solche Trittsteine sollen als Aus­
gangspunkte und Zwischenstationen größere Distanzen 
zwischen Schutzgebieten überbrücken und so die An­
siedlung von lebensraumtypischen Tieren und Pflanzen 
fördern (BORGES et al. 2016). 

Der Handlungsrahmen für die Umsetzung des Bundes­
programms „Blaues Band Deutschland“ sieht unter 
anderem vor, dass bis zum Jahr 2020 die rechtlichen 
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Voraussetzungen für die Durchführung von Renatu­
rierungsmaßnahmen in und an Wasserstraßen durch 
die Wasserstraßen- und Schifffahrtsverwaltung des 
Bundes (WSV) geschaffen sein sollen. Im Frühjahr 
2019 wurden durch die Fachgruppe „Blaues Band“ die 
Eckpunkte zu dem Fachkonzept „Biotopverbund 
Gewässer und Auen“ vorgestellt, das unter anderem 
die ökologischen Zielsetzungen des Biotopverbundes 
beschreibt und Kriterien für die Auswahl und Priorisie­
rung der Projekte definiert (BfN et al. 2019). Zudem 
veröffentlichte das BMU im Februar 2019 ein speziel­
les Förderprogramm Auen. Anders als bei den Gewäs­
sern und Ufern der Wasserstraßen, befindet sich ein 
Großteil der Auen nicht im Bundeseigentum. Über die­
ses Förderprogramm können gezielt Projekte Dritter 
für den Aufbau des Biotopverbunds „Blaues Band“ 
finanziert werden. Es wird durch das BfN betreut und 
richtet sich in erster Linie an Naturschutz- und Um­
weltverbände, Landkreise und Kommunen. Für den 
Haushalt 2019 stellte das BMU vier Millionen Euro im 
Rahmen des Förderprogramms zur Verfügung. Die in­
terministerielle Arbeitsgruppe entscheidet über die 
Projektauswahl. Weitere Projekte an der Wasserstraße 
werden nach Anpassung der personellen und gesetz­
lichen Voraussetzungen durch die WSV geplant. 

289.	 Das Bundesprogramm „Blaues Band Deutschland“ 
fügt sich ein in die Ausrichtung der Wasserrahmenricht­
linie, die Gewässer aus einer ganzheitlichen Perspektive 
zu betrachten. Es umfasst damit den Lebensraum für 
Tiere und Pflanzen in den Ufer- und Auenbereichen und 
nimmt auch die Gewässerdurchgängigkeit und die Nut­
zungsintensität von Gewässerrandbereichen in den Blick. 
Die Verbesserung und Entwicklung lebensraumtypischer 
Habitate und deren Verknüpfung innerhalb der Land­
schaft durch die Umsetzung von Renaturierungsmaßnah­
men entsprechen den Zielen der Wasserrahmenrichtlinie 
für das Erreichen eines guten ökologischen Zustands bzw. 
Potenzials. Sie leisten darüber hinaus einen Beitrag zur 
Erreichung der Ziele der nationalen Strategie zur bio­
logischen Vielfalt sowie zur nationalen Umsetzung von 
Natura 2000.

4.4.4	 Wasserrahmenrichtlinie und 
Hochwasserschutz

290.	 Auch Maßnahmen des Hochwasserschutzes ste­
hen in einem engen Bezug zur Wasserrahmenrichtlinie 
(SRU 2008, Tz. 585). Hochwasserschutz ist allerdings 
kein zentrales Ziel der Wasserrahmenrichtlinie und nur 

in ihrem Art. 1 lit. e wird explizit erwähnt, dass sie einen 
„Beitrag zur Minderung der Auswirkungen von Über­
schwemmungen“ leisten soll. Hochwasserschutz wird 
auf europäischer Ebene in erster Linie durch die Hoch­
wasserrisikomanagement-Richtlinie 2007/60/EG gere­
gelt. Das Erreichen eines guten Zustands von Gewäs­
sern trägt auch zum präventiven Hochwasserschutz 
bei, was zudem die Akzeptanz für Maßnahmen des Ge­
wässerschutzes erhöht (Abschn. 4.6.3). Verbesserun­
gen der Hydromorphologie führen gleichzeitig zu einer 
Verbesserung der Retentionswirkung von Flüssen. Hier 
spielen insbesondere Auen eine wichtige Rolle (Ab­
schn. 4.4.1).

291.	 Zur Umsetzung der Hochwasserrisikomanagement-
Richtlinie werden Hochwasserrisikomanagementpläne 
erstellt, die im gleichen Sechs-Jahres-Rhythmus wie die 
Bewirtschaftungspläne der Wasserrahmenrichtlinie über­
prüft und aktualisiert werden. Damit bieten sich gute Vo­
raussetzungen für ein integriertes Management von 
Flussgebietseinheiten.

Maßnahmen des technischen Hochwasserschutzes sind 
effektiv, können aber zu Veränderungen der Hydromor­
phologie der Flüsse und zu erheblichen Veränderun­
gen der Auen führen. Diese negativen Auswirkungen 
sollten soweit wie möglich minimiert werden. Tech­
nische Maßnahmen sollten zum Beispiel nicht dazu 
führen, dass weitere hochwassergefährdete Gebiete 
bebaut und möglicherweise in ihrer Funktion als natür­
liche Rückhalteflächen eingeschränkt werden. Aller­
dings können die Mitgliedstaaten nach Art. 4 Wasser­
rahmenrichtlinie Oberflächenwasserkörper als künst- 
lich oder erheblich verändert einstufen, wenn wasser­
bauliche Maßnahmen dem Schutz vor Überflutungen 
dienen und aus Gründen der technischen Durchführ­
barkeit oder unverhältnismäßiger Kosten nicht durch 
andere, umweltverträglichere Optionen erreicht wer­
den können.

292.	 Im Jahr 2014 hat die Umweltministerkonferenz 
(UMK) ein Nationales Hochwasserschutzprogramm be­
schlossen, in dem auf bundesweiter Ebene vordringliche, 
überregional wirksame Maßnahmen des Hochwasser­
schutzes aufgeführt sind (LAWA 2014). Die Maßnahmen 
lassen sich in drei Kategorien einteilen: Deichrückverle­
gung/Wiedergewinnung von natürlichen Rückhalteräu­
men, gesteuerte Hochwasserrückhaltung und Beseiti­
gung von Schwachstellen. Insbesondere im Bereich 
Deichrückverlegung und Wiedergewinnung von natür­
lichen Rückhalteräume gibt es große Synergiepoten­
ziale mit dem Natur- und dem Gewässerschutz.
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293.	 In Deutschland sind insbesondere die Bundeslän­
der für die Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie ver­
antwortlich. Das wesentliche Planungsinstrument für die 
Wasserrahmenrichtlinie auf Länderebene sind die Maß­
nahmenprogramme. Dabei wird zwischen zwei Maßnah­
mentypen unterschieden:

ɦɦ Grundlegende Maßnahmen entsprechen den Mindest­
anforderungen und wurden bereits in anderen Rechts­
akten (z. B. Düngeverordnung) festgelegt.

ɦɦ Ergänzende Maßnahmen, die zusätzlich zur Ziel­
erreichung erforderlich sind.

Die Wasserbehörden der Länder planen erforderliche 
Aktivitäten zusammen mit den Maßnahmenträgern und 
legen diese fest. Letztere sind zum Beispiel Kommunen, 
Kreise, Regierungsbezirke, Gewässernutzer oder private 
Grundstückseigentümerinnen und -eigentümer (Tz. 276 
ff.). In einigen Bundesländern haben sich die Verantwort­
lichen für die Gewässerunterhaltung zu Wasserverbänden 
und diese wiederum zu Dachverbänden zusammenge­
schlossen (Tab. 4-2 und 4-3; BMUB und UBA 2016). 

294.	 Bislang dienen hydromorphologische Maßnahmen 
häufig der Wiederherstellung der Gewässerdurchgängig­
keit. Durchgängigkeitsstrategien sind somit wesentliche 
Instrumente zur Erreichung der Bewirtschaftungsziele. 
Bestimmt wird die Auswahl von Maßnahmen auf Lan­
desebene meist durch deren Wirksamkeit wie das Wie­
derbesiedelungspotenzial, durch praktische Erwägungen 
(Flächenverfügbarkeit, technische Umsetzbarkeit, Kos­
ten, Akzeptanz), die vorherrschende Landnutzung im 
Einzugsgebiet sowie durch mögliche Synergien, beispiels­
weise mit dem Hochwasserschutz (DAHM et al. 2014b). 
Eine dringend erforderliche zeitliche und räumliche Prio­
risierung von Maßnahmen anhand des ökologischen 
Handlungsbedarfs findet nur zum Teil bzw. in einigen 
Bundesländern statt. Beispielsweise erfolgt in Schleswig-
Holstein die Auswahl der Gewässer für die Umsetzung 
von Maßnahmen anhand ihres Regenerationspotenzials: 
ein Vorranggewässernetz umfasst Gewässer, bei denen 
das Erreichen eines guten ökologischen Zustands – auch 
in wirtschaftlicher Hinsicht – als realistisch eingeschätzt 
wird (Landesportal Schleswig-Holstsein 2019). Andere 

Bundesländer wie Nordrhein-Westfalen oder Baden-
Württemberg verfolgen das Strahlwirkungskonzept. 
Hiernach wirken sich naturnahe Gewässerabschnitte po­
sitiv auf benachbarte, degradierte Abschnitte aus und 
können als Besiedlungsquellen fungieren (sog. Strahl­
wirkung). Eine Aufwertung des Gewässers mit ökologi­
schen Trittsteinen verlängert diese Strahlwirkung und 
fördert die Migration von Tieren und Pflanzen im Ge­
wässer und benachbarten Bereichen (DRL 2008).

295.	 Der SRU hat in einem Forschungsauftrag Daten, die 
die Bundesländer an die Europäische Kommission über­
mittelt bzw. in dem Berichtsportal WasserBLIcK einge­
stellt haben, auswerten lassen (VÖLKER und REHSE 
2019). Die Ergebnisse werden nachfolgend dargestellt. 
Dabei wurde berücksichtigt, dass die berichteten Daten 
aus den verschiedenen Berichtszyklen nicht ohne weite­
res miteinander vergleichbar sind (Kasten 4-3).

Kasten 4-3: �Schwächen bei der geforder-
ten Berichterstattung der 
Bundesländer zur Umsetzung 
der Wasserrahmenrichtlinie

Die Bundesländer sind verpflichtet, der Europäi­
schen Kommission über die Durchführung der 
Wasserrahmenrichtlinie zu berichten. Die Berichts­
pflichten bestehen zur Maßnahmenplanung und zum 
Zwischenstand der jeweiligen Bewirtschaftungszy­
klen. Im Verlauf der Anwendung der Richtlinie hat 
die Europäische Kommission die Kriterien für die 
Berichterstattung geändert (Tab. 4-5). Zum Beispiel 
sollten die Mitgliedstaaten über die Maßnahmen­
planung 2009 auf der Ebene der Planungseinheiten 
(Aggregation von Wasserkörpern), in den dann fol­
genden Dokumentationen jedoch auf der Ebene der 
Wasserkörper berichten. Aufgrund dieser Inkonsis­
tenzen ist ein Vergleich der Datensätze aus den Maß­
nahmenplanungen für den ersten und zweiten 
Bewirtschaftungszyklus und die jeweiligen Zwi­
schenberichte nur schwer möglich. Außerdem sind 
die Bundesländer nicht verpflichtet, vollumfänglich 
Art, Anzahl und Umfang der geplanten Maßnahmen 
an einem Wasserkörper wie auch deren Umsetzungs­
stand zu dokumentieren. Folglich können kaum Aus­
sagen zum Umsetzungsstand der Maßnahmen ge­
troffen werden (VÖLKER und REHSE 2019). In 
Zukunft sollte die Europäische Kommission von den 
Mitgliedstaaten Berichtsdaten einfordern, die mit 
früheren Daten vergleichbar sind und Aussagen zum 
Umsetzungsstand der Maßnahmen zulassen.
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4.5.1	 Erster Bewirtschaftungs
zyklus (2009–2015): 
Maßnahmenplanung  
und -umsetzung

296.	 Bereits zu Beginn des ersten Bewirtschaftungszyklus 
war klar, dass nur ein geringer Anteil der Oberflächen­
gewässer den guten ökologischen und chemischen 
Zustand bis 2015 erreichen würde. Somit haben die 
Bundesländer für die verbleibenden Gewässer Fristver­
längerungen beantragt. Insgesamt wurden für 82 % der 
Oberflächenwasserkörper und 36 % der Grundwasser­
körper Ausnahmen geltend gemacht. Für die Flussgebie­
te Schlei/Trave und Ems beantragten die zuständigen 
Bundesländer überdurchschnittlich häufig entsprechen­
de Fristverlängerungen. Die wichtigsten Gründe hierfür 
waren mangelnde technische Durchführbarkeit (62 %), 
natürliche Gegebenheiten, die kurzfristigen Verbesse­
rungen entgegenstehen, (31 %) und unverhältnismäßig 

hohe Kosten bei einer Durchführung bis 2015 bzw. bis 
zum Ende des zweiten und dritten Bewirtschaftungs­
zyklus 2021 bzw. 2027 (7 %). Oft trafen auch mehrere 
Gründe gleichzeitig zu (BMUB und UBA 2016; 2014). 
Interessanterweise spielte das Kostenargument für eine 
verzögerte Umsetzung zu Beginn des ersten Bewirtschaf­
tungszyklus nur eine untergeordnete Rolle, was sich spä­
ter änderte (Tz. 306 ff.). 

Am Ende des ersten Bewirtschaftungszyklus befanden 
sich noch viele Maßnahmen in der Umsetzung. Zwar 
waren durchaus Verbesserungen in einzelnen Bereichen 
erkennbar, diese führten aber noch nicht dazu, dass der 
gute Zustand bei allen Bewertungskomponenten erreicht 
wurde (BMUB und UBA 2016). Ein Großteil der bereits 
zu Beginn des ersten Bewirtschaftungszyklus beantrag­
ten Fristverlängerungen wurde über das Jahr 2015 hinaus 
beibehalten. 

297.	 Veränderungen der Hydromorphologie besitzen 
eine besondere Bedeutung für das Verfehlen der Ziele 

ɦɦ Tabelle 4-5	

Unterschiede bei den Berichtspflichten der Länder zur Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie 
zwischen den verschiedenen Berichtszeiträumen

Berichterstattung Maßnahmen
planung 2009

Zwischenbericht-
erstattung 2012

Maßnahmen
planung 2015

Zwischenbericht-
erstattung 2018 

Räumliche Bezugs-
größe der berich
teten Daten 

Planungseinheiten 
für Oberflächen-
gewässer und Koor
dinierungsräume für 
Grundwasserkörper

Wasserkörper Wasserkörper Wasserkörper 

Dokumentation des 
Umsetzungsstands 
der Maßnahmen

entfällt* Enthalten, folgt aber 
dem Best-Case-Prin-
zip**

entfällt* Nicht vorgesehen, 
nur Nennung der 
notwendigen Maß
nahmen für eine 
Zielerreichung bis 
2021 und 2027

Nennung der Maß
nahmen mit abseh-
baren erheblichen 
Verzögerungen bei 
der Umsetzung 

entfällt* enthalten entfällt* nicht vorgesehen

   * nicht Bestandteil der Maßnahmenplanung
** �Best-Case-Prinzip: Angabe des höchsten erreichten Umsetzungsstandes. Waren beispielsweise mehrere Maßnahmen innerhalb 

eines Wasserkörpers in der Planung und nur eine Maßnahme davon bereits umgesetzt, wurde der Stand aller Maßnahmen 
eines Typs als abgeschlossen berichtet.

SRU 2020; Datenquelle: VÖLKER und REHSE 2019
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der Wasserrahmenrichtlinie. Dementsprechend wurden 
im ersten Bewirtschaftungszyklus in 94 % der Planungs­
einheiten (Aggregation von Oberflächenwasserkörpern) 
Maßnahmen zur Morphologie, in 91 % zur Durchgängig­
keit und in 65 % zum Wasserhaushalt festgelegt (Abb. 4-7). 
Differenziert man – wie in der Zwischenberichterstattung 
im Jahr 2012 erfolgt – nach Wasserkörpern, so planten 

die Bundesländer in 66 % aller Wasserkörper Maßnah­
men zur Verbesserung der Hydromorphologie, in 40 % 
der Fälle betraf dies die Wiederherstellung der Durch­
gängigkeit (VÖLKER und REHSE 2019). 

Maßnahmen zur Verbesserung der Morphologie betrafen 
im ersten Bewirtschaftungszyklus insbesondere das 

ɦɦ Abbildung 4-7	

Anteil von Planungseinheiten, für die Maßnahmen zur Verbesserung der Morphologie, der Durch
gängigkeit und des Wasserhaushalts im ersten Bewirtschaftungszyklus geplant wurden (n = 222)

Herstellung der linearen Durchgängigkeit an
Stauanlagen (Talsperren, Rückhaltebecken,

Speicher)

Herstellung der liniearen Durchgängigkeit an
sonstigen wasserbaulichen Anlagen

94 %

Morphologie

91 %

Durchgängigkeit

65 %

Wasserhaushalt

0 % 25 % 50 % 75 % 100 %

Reduzierung von nutzungsbedingten
Abflussspitzen

Förderung des natürlichen Rückhalts (auch
Rückverlegung von Deichen und Dämmen)

Gewährleistung des erforderlichen
Mindestabflusses

Anteil Planungseinheiten

60,4 %

62,6 %

65,8 %

68,9 %

79,3 %

84,2 %

89,6 %

Anpassung/Optimierung der
Gewässerunterhaltung

Anschluss von Seitengewässern, Altarmen

Vitalisierung des Gewässers

Habitatverbesserung im
Gewässerentwicklungskorridor

Habitatverbesserung im Gewässer

Habitatverbesserung Ufer

Initiieren/Zulassen einer eigendynamischen
Gewässerentwicklung

24,3 %

42,8 %

44,1 %

47,7 %

91,9 %

SRU 2020; Datenquelle: BfG o. J., Stand: 22.03.2010
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Initiieren bzw. Zulassen einer eigendynamischen Ge­
wässerentwicklung und von Habitatverbesserungen, 
den Anschluss von Seitengewässern oder die Verbesse­
rung der Gewässerunterhaltung (Abschn. 4.2.2). Um 
eine lineare Durchgängigkeit wiederherzustellen, wur­
den von den Verantwortlichen bauliche Veränderungen 
insbesondere an Wehren, Abstürzen oder Durchlass­
bauwerken (ohne Talsperren) geplant (Tz. 267). Maß­
nahmen zur Verbesserung des Wasserhaushalts dienten 
insbesondere dazu, einen Mindestabfluss zu gewähr­
leisten und einen natürlichen Rückhalt in der Fläche zu 
fördern (Tz. 265). 

298.	 In der Zwischenberichterstattung zum ersten Be­
wirtschaftungszyklus zeigte sich, dass bei der Umset­
zung von 24 % der Schlüsselmaßnahmen Verzögerun­
gen auftraten, von denen wesentliche Verbesserungen 
erwartet werden und die sich aus einer Reihe von 
Maßnahmentypen und diese wiederum aus Einzelmaß­

nahmen zusammensetzen (BMU 2013). Auf Maßnah­
men zur Abflussregulierung und morphologische Ver­
änderungen traf dies sogar in 36  % der Fälle zu. Das 
bedeutet, dass das entsprechende Bundesland einen Ab­
schluss der Maßnahmen bis Ende 2015 als unwahr­
scheinlich angenommen hat. Dies galt am häufigsten für 
die Gewährleistung des erforderlichen Mindestabflus­
ses und Habitatverbesserungen durch das Initiieren bzw. 
Zulassen einer eigendynamischen Gewässerentwicklung 
(VÖLKER und REHSE 2019). Die wichtigsten Gründe 
für Verzögerungen waren Schwierigkeiten, finanzielle 
bzw. personelle Ressourcen bereitzustellen, gefolgt von 
fehlender Akzeptanz, insbesondere bei den Maßnahmen­
trägern, und Problemen mit der Flächenverfügbarkeit 
(Abb. 4-8). Bei der Wiederherstellung der Durchgängig­
keit an sonstigen wasserbaulichen Anlagen spielten die 
Herstellung der Akzeptanz und fehlende finanzielle und/
oder personelle Ressourcen eine größere Rolle als die 
Bereitstellung von Flächen. 

ɦɦ Abbildung 4-8	

Gründe für Verzögerungen bei der Umsetzung von hydromorphologischen Maßnahmen in den Flüssen 
im ersten Bewirtschaftungszyklus
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Habitaten im Uferbereich

Habitatverbesserung im Gewässer

Initiieren/Zulassen einer
eigendynamischen Gewässerentwicklung

 Verbesserung von Habitaten im
Gewässerentwicklungskorridor

Vitalisierung des Gewässers
innerhalb des vorhandenen Profils

Gewährleistung des
erforderlichen Mindestabflusses

Förderung des natürlichen
Rückhalts (auch Deiche, Dämme)

Durchgängigkeit an sonstigen
wasserbaulichen Anlagen

Finanzielle/personelle Ressourcen Bereitstellung von Flächen Herstellung der Akzeptanz
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Technische Hindernisse

SRU 2020; Datenquelle: BfG o. J., Stand: 31.10.2012
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ɦɦ Abbildung 4-9	

Ökologischer Zustand / ökologisches Potenzial der Oberflächenwasserkörper in Deutschland (2016)

Quelle: BMUB und UBA 2017
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Für nur etwa 8 % der Oberflächengewässerkörper (Flüsse, 
Seen, Übergangs- und Küstengewässer) wurde am Ende 
des ersten Bewirtschaftungszyklus ein guter ökologischer 
Zustand bzw. ein gutes ökologisches Potenzial erreicht 
(Abb. 4-9; BMUB und UBA 2016). 

Vergleicht man den ökologischen Zustand am Anfang 
und am Ende des ersten Bewirtschaftungszyklus, fällt 
auf, dass sich Fortschritte nur sehr langsam einstellen 
(Abb. 4-10). Einzig der Rückgang der Zahl von Ober­
flächengewässerkörpern, deren ökologischer Zustand 
als schlecht eingestuft wurde, wäre positiv hervor­
zuheben. Gleichzeitig hat der ohnehin schon sehr 
niedrige prozentuale Anteil an Wasserkörpern, die 
als  sehr gut und gut bewertet wurden, weiter abge­
nommen. 

299.	 Das „One-out-all-out-Prinzip“, welches in der Was­
serrahmenrichtlinie angewendet wird (Tz. 271), gewähr­
leistet, dass jede Belastung adressiert werden muss. Denn 
nur, wenn alle Komponenten einen guten Zustand auf­
weisen, wird auch insgesamt ein guter Zustand erreicht. 
Das bedeutet aber auch, dass bereits bei Nichterfüllung 
eines Kriteriums der ganze Oberflächenwasserkörper den 

guten Zustand verfehlt (Art. 2, 4 und Anhang V Wasser­
rahmenrichtlinie; BMUB und UBA 2017). Eine Differen­
zierung der Ergebnisse nach Qualitätskomponenten er­
gibt ein positiveres Bild (Abb. 4-11). So erreichen zum 
Beispiel etwa 24 % der Fließgewässerwasserkörper einen 
guten Zustand in Bezug auf die Qualitätskomponente 
wirbellose Tiere.

4.5.2	 Zweiter Bewirtschaftungs
zyklus (2015–2021): 
Maßnahmenplanung 
und -umsetzung

300.	 Die beiden wichtigsten Gründe dafür, dass die Ober­
flächengewässer in Deutschland nach dem ersten Bewirt­
schaftungszyklus keinen guten Zustand im Sinne der Was­
serrahmenrichtlinie aufwiesen, waren Stoffeinträge aus 
diffusen Quellen (keiner speziellen Emissionsquelle zu­
zuordnen), sowie flächendeckend auftretende und mor­
phologische Veränderungen (Abb. 4-12). Die bedeutends­
ten negativen Folgen sind veränderte beziehungsweise 

ɦɦ Abbildung 4-10	

Vergleich des prozentualen Anteils von Oberflächenwasserkörpern in Deutschland, die nach den fünf 
Klassen hinsichtlich des ökologischen Zustands eingestuft wurden, zwischen den Jahren 2009 und 2015

2015: 2,7 %

2015 19,2 %

2015 33,8 %

2015 36,1 %

2015 7,9 %

2015: 0,3 %

2009: 2,9 %

2009 22,8 %

2009 34,4 %

2009 29,9 %

2009     9,3 %

2009: 0,8 %

0 % 10 % 20 % 30 % 40 %
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unbefriedigend

mäßig
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sehr gut

Quelle: BMUB und UBA 2016, S. 64, verändert
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ɦɦ Abbildung 4-11	

Zustand einzelner Qualitätskomponenten für Flüsse in Deutschland (2016)

Quelle: BMUB und UBA 2016, S. 56

ɦɦ Abbildung 4-12	

Anteil Oberflächenwasserkörper, in denen die fünf wichtigsten Belastungsgruppen auftraten (April 2017)
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Anteil Wasserkörper

SRU 2020; Datenquelle: BfG o. J., Stand: 04.2017
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fehlende Lebensräume für Tiere und Pflanzen sowie Eu­
trophierung aufgrund von Nährstoffeinträgen.

301.	 Die Bundesländer haben bis Ende 2015 ihre Bewirt­
schaftungspläne und Maßnahmenprogramme für den 
zweiten Bewirtschaftungszyklus überarbeitet und der 
Europäischen Kommission gemeldet. Dabei wurde eine 
Reihe von Maßnahmen aus der ersten in die zweite Be­
wirtschaftungsplanung übernommen. Für das Flussge­
bietseinzugsgebiet Elbe traf dies zum Beispiel für etwa 
25 % der Maßnahmen zu (VÖLKER und REHSE 2019). 

Etwas mehr als 40 % aller Maßnahmen, die im zweiten 
Bewirtschaftungszyklus für Oberflächengewässer fest­
gelegt wurden, adressieren hydromorphologische Ver­
änderungen (Abb. 4-13). Von diesen wiederum dienen 
etwa 46 % der Verbesserung der Morphologie, 41 % der 

Verbesserung der Durchgängigkeit und 13 % der Verbes­
serung des Wasserhaushalts. Für insgesamt etwa 65 % 
der Oberflächenwasserkörper sind hydromorphologi­
sche Maßnahmen vorgesehen (Tab. 4-6). Dies trifft für 
einen ähnlichen hohen Anteil an Flüssen zu. Für Seen 
hat diese Maßnahmenkategorie eine deutlich geringere 
Bedeutung. Räumliche Schwerpunkte liegen in den 
Flussgebietseinheiten Weser, Ems, nördliche Elbe, Eider, 
Schlei-Trave und westlicher Rhein (VÖLKER und REHSE 
2019). Außerdem berichteten die Bundesländer noch 
eine Reihe von konzeptionellen Maßnahmen, wie zum 
Beispiel Forschungsvorhaben und Informationsveran­
staltungen, die keinem Belastungsschwerpunkt alleine 
zuzuordnen sind. 

Die Bundesländer haben im zweiten Bewirtschaftungs­
zyklus deutlich mehr Maßnahmen insgesamt und auch 

ɦɦ Abbildung 4-13	

Anteil der für den zweiten Bewirtschaftungszyklus (2016–2021) geplanten Maßnahmen innerhalb der 
unterschiedlichen Belastungsschwerpunkte in den Oberflächengewässern
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Quelle: BMUB und UBA 2017, grafisch angepasst
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mehr Maßnahmen zur Verbesserung der Hydromor­
phologie geplant als im ersten Bewirtschaftungszyklus 
(Tab. 4-6). Das erklärt sich unter anderem mit der Über­
tragung von nicht abgeschlossenen Maßnahmen aus dem 
ersten Zyklus auf den zweiten. Ein weiterer Grund könn­
te sein, dass eine deutlich gestiegene Anzahl an operati­
ven Monitoringstellen dazu beitrug, den Handlungsbedarf 
in diesem Problemfeld noch stärker herauszustellen 
(BMUB und UBA 2016). 

302.	 Maßnahmentypen, die eine Gewässerstruktur schaf­
fen, welche eine typische Besiedlung des Gewässers er­
möglicht, sind im zweiten Bewirtschaftungszyklus am 
häufigsten (Abb. 4-14). Für Fließgewässer sind dies 
insbesondere Habitataufwertungen im Uferbereich, im 
vorhandenen Profil (bzw. im Gewässer) oder in der Aue. 
Hinzu kommen Maßnahmen, die die eigendynamische 
Entwicklung der Gewässer ermöglichen sollen, wie auch 
Anpassung und Optimierung der Gewässerunterhaltung 
(Tz. 276 ff.; DAHM et al. 2014a; BMUB und UBA 2016).

Für mehr als die Hälfte der Oberflächenwasserkörper sind 
im zweiten Bewirtschaftungszyklus Maßnahmen zur Her­
stellung der Durchgängigkeit vorgesehen (Abschn. 4.2.2). 

303.	 Bei der Zwischenberichterstattung zum zweiten 
Bewirtschaftungszyklus im Jahr 2018 war bedauerlicher­
weise keine Meldung zum Umsetzungsstand der in 2015 

geplanten Maßnahmen vorgesehen (Kasten 4-3). Der 
Fokus lag vielmehr auf Angaben, wie viele Maßnahmen 
für die Zielerreichung bis 2021 bzw. bis 2027 notwendig 
sind. Vergleicht man diese mit den Berichten für 2015, 
so fällt auf, dass die Zahl der Maßnahmen zur Morpho­
logie, Durchgängigkeit und Wasserhaushalt konstant 
hoch bleiben. Die Unterschiede zwischen den Berichts­
zeiträumen sind gering (VÖLKER und REHSE 2019). 

Vorsichtige Abschätzungen von VÖLKER und REHSE 
(ebd.), die aufgrund der von einigen Flussgebietsgemein­
schaften gemachten Angaben zu Einzelmaßnahmen durch­
geführt wurden, kommen zu dem Ergebnis, dass 2018 für 
ungefähr 15 % der Wasserkörperlängen der Fließgewässer 
in Deutschland Renaturierungsmaßnahmen vorgesehen 
sind. 

Eine von der LAWA durchgeführte Erhebung gibt Auf­
schluss über den Umsetzungstand der hydromorpholo­
gischen Maßnahmen im zweiten Bewirtschaftungszyk­
lus bis zum Jahr 2018 (Abb. 4-15; LAWA 2019b). Danach 
wurde bei etwa 17 % der Wasserkörper, für die 2016 Maß­
nahmen festgelegt wurden, mindestens eine Maßnahme 
umgesetzt. Mit dem Großteil der Maßnahmen wurde 
dagegen noch nicht begonnen. Besonders fortgeschrit­
ten sind die Aktivitäten bei der Maas. Bei der Eider, 
Schlei/Trave und Warnow/Peene befinden sich hingegen 
noch sehr viele Maßnahmen im Stand der Planung. 

ɦɦ Tabelle 4-6	

Anzahl der Wasserkörper, für die Maßnahmen zur Hydromorphologie im ersten und zweiten 
Bewirtschaftungszyklus vorgesehen waren/sind

Gewässerkategorie (Wasser
körper insgesamt, Stand 2018) Zwischenbericht 2012 Maßnahmenplanung 2015

Oberflächengewässer (9.796) 4.782 6.418

Flüsse (8.986)
Morphologie
Durchgängigkeit
Wasserhaushalt

4.707
3.923
3.010
   967

6.331
5.591
5.034
1.493

Seen (732) 57 78 

Übergangsgewässer (5)   5   5 

Küstengewässer (75) 13   4 

SRU 2020; Datenquelle: BfG o. J., Stand: 31.10.2012 und 25.01.2019
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ɦɦ Abbildung 4-14	

Anzahl Wasserkörper in den Flüssen, für die im ersten und zweiten Bewirtschaftungszyklus Maßnahmen 
zur Verbesserung der Morphologie geplant waren/sind
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SRU 2020; Datenquelle: BfG o. J., Stand: 31.10.2012 und 25.01.2019

ɦɦ Abbildung 4-15	

Verbesserung der Gewässerstruktur – Bewirtschaftungszeitraum 2016 bis 2018

Quelle: LAWA 2019b
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Die verantwortlichen Bundesländer begründen Verzöge­
rungen – ähnlich wie im ersten Bewirtschaftungszyklus 
– insbesondere damit, dass eine lange Vorbereitungszeit 
erforderlich ist und die bauliche Umsetzung Zeit bean­
sprucht. Zudem haben sie darauf hingewiesen, dass für 
Habitatverbesserungen Flächen fehlen oder für deren 
Erwerb oft nicht das Personal vorhanden bzw. der Ar­
beitsaufwand sehr hoch ist.

Der Stand der Maßnahmen, die die Durchgängigkeit der 
Gewässer verbessern sollen, weist mit 70 % noch nicht 
begonnener Maßnahmen einen ähnlich niedrigen Grad 
der Umsetzung auf. Bei Maßnahmen zum Wasserhaus­
halt wurden bis 2018 55 % noch nicht umgesetzt. Grün­
de für Verzögerungen wurden in beiden Fällen nicht 
genannt.

Insgesamt zeigt sich, dass es sowohl im ersten wie im 
zweiten Bewirtschaftungszyklus zu erheblichen Verzö­
gerungen bei der Maßnahmenumsetzung gekommen ist 
bzw. diese absehbar sind.

4.6	 Hemmnisse bei der 
Umsetzung hydromorpho-
logischer Maßnahmen

304.	 Die drei am häufigsten aufgeführten Gründe dafür, 
dass es im ersten Bewirtschaftungszyklus zu Verzöge­
rungen bei der Umsetzung hydromorphologischer Maß­
nahmen gekommen ist, waren Schwierigkeiten bei der 
Bereitstellung von finanziellen bzw. personellen Ressour­
cen, unzureichende Akzeptanz für die Maßnahmen und 
Probleme bei der Bereitstellung von benötigten Flächen 
(Tz. 313 ff.). Diese drei Gründe wurden neben anderen 
auch von der LAWA in einer Stellungnahme an die UMK 
als wesentlich für das sehr wahrscheinlich nicht flächen­
deckende Erreichen der Ziele der Wasserrahmenricht­
linie bis 2027 genannt (LAWA 2018). 

4.6.1	 Unzureichende finanzielle 
und personelle Ressourcen

305.	 Ein naturnahes Gewässer wiederherzustellen, ins­
besondere wenn dieses durch Baumaßnahmen erheb­
lich verändert wurde, ist mit signifikanten Kosten 
verbunden. Wie oben dargestellt (Tz. 298) ist die Fi­
nanzierung der Maßnahmen derzeit noch problema­
tisch. Zudem fehlt es an ausreichendem (Fach-)Perso­
nal, um Maßnahmen umzusetzen. Aus dem Grund müs­

sen dringend ausreichend Finanzmittel bereitgestellt 
bzw. zugänglich gemacht werden. Außerdem muss die 
Personalsituation an die Herausforderungen angepasst 
werden.

4.6.1.1	 Finanzierung von Maßnahmen

306.	 Für die Finanzierung von Maßnahmen zur Umset­
zung der Wasserrahmenrichtlinie kommen insbesonde­
re Mittel der Länder, Einnahmen aus Beiträgen, Gebühren 
und Abgaben (z. B. Abwasserabgabe), Stiftungsmittel 
oder Sponsoring zum Einsatz. Hinzu kommen EU-För­
dermittel aus der 2. Säule der Gemeinsamen Agrar­
politik (GAP) bzw. dem Europäischen Landwirtschafts­
fond für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) 
sowie Mittel zur Förderung regionaler Entwicklung 
(Europäischer Fonds für regionale Entwicklung – EFRE) 
(BMUB und UBA 2016; REESE et al. 2018; TMLNU 
2007). Bei Förderprogrammen, sowohl von den Ländern 
als auch der EU, ist in der Regel ein Eigenanteil vom 
Gewässerentwickler (z.  B. Verband oder Kommune, 
s. Tz. 298) zu tragen. Dieser kann durch eigene Mittel 
oder Eigenleistungen erwirtschaftet werden. 

Aussagen zu Kosten für die Maßnahmen zur Umsetzung 
der Wasserrahmenrichtlinie sind in den Ländern unter­
schiedlich. Nordrhein-Westfalen hat zum Beispiel seine 
erforderlichen Aufwendungen für hydromorphologische 
Gewässerentwicklungs- und Durchgängigkeitsmaßnah­
men für den zweiten Bewirtschaftungszeitraum mit etwa 
1,3 Mrd. Euro angegeben (MKULNV NRW 2015). Das 
Land Hessen legte im Jahr 2009 einen Finanzierungs­
bedarf für hydromorphologische Maßnahmen für den 
Zeitraum 2010 bis 2027 von 813,3 Mio. Euro fest (Hes­
sisches Ministerium für Umwelt ländlichen Raum und 
Verbraucherschutz 2008). Generell stellt sich die Frage 
für die Verantwortlichen, welche Mittel für die ökolo­
gische Gewässerentwicklung genutzt werden können.

Bisher gibt es kaum Untersuchungen oder Berichte, in 
denen die Finanzierung von Maßnahmen zur Umsetzung 
der Wasserrahmenrichtlinie eingehender betrachtet 
wurde. Eine Ausnahme ist eine Studie des UFZ, die für 
das Land Niedersachsen erstellt wurde und auf die im 
Folgenden etwas tiefer eingegangen wird (REESE et al. 
2018). Die Ergebnisse sind zum Teil exemplarisch für 
die Situation in anderen Bundesländern. 

Das Beispiel Niedersachsen
307.	 In Niedersachsen wie in anderen Bundesländern 
übernehmen Wasser- und Bodenverbände zentrale Auf­
gaben bei der Gewässerentwicklung. Sie vertreten als 
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Körperschaften des öffentlichen Rechts sowohl die In­
teressen ihrer Mitglieder als auch der Öffentlichkeit und 
setzen sich aus Landwirten und -wirtinnen sowie Grund­
besitzenden im Verbandsgebiet zusammen. Gemeinden 
sind zum Teil ebenfalls vertreten. Aus der Tradition der 
Verbände heraus stand die Entwässerung und somit 
Gewinnung von Landflächen in der Vergangenheit im 
Vordergrund ihres Bestrebens. Eine Renaturierung der 
Gewässer, die im Prinzip ein Rückgängigmachen vergan­
gener Aktivitäten darstellt, stößt auf geringe Akzeptanz. 
Die Verbände sehen die ökologische Gewässerentwick­
lung nicht als ihre Kernaufgabe an. Die Bereitschaft, die 
Kosten entsprechender Maßnahmen zu übernehmen, ist 
demnach begrenzt (REESE et al. 2018). Die umgesetz­
ten Maßnahmen beschränken sich oftmals auf solche, 
die zu einem hohen Anteil aus anderen Quellen, beispiels­
weise Landesmitteln, finanziert werden (NLWKN 2012). 

So ist zum Beispiel die Frage der Kostenübernahme von 
Maßnahmen zur Umsetzung der Wasserrahmenricht­
linie  im Fall Niedersachsen nicht abschließend geklärt 
(REESE et al. 2018). Die Wasserverbände weisen die Ver­
antwortung für die Maßnahmenfinanzierung dem Bund 
und den Ländern zu (Wasserverbandstag o. J.). Nach 
dem Verursacherprinzip, welches in der Wasserrahmen­
richtlinie verankert ist, sind jedoch Zweifel angebracht, 
dass die Verbände sich dieser Verantwortung vollständig 
entziehen können. REESE et al. (2018) schlagen aus die­
sem Grund vor, dass die Verbände die Verantwortung 
und somit auch die Finanzierung von Maßnahmen einer 
ökologischen Unterhaltung (Anpassung der laufenden 
Unterhaltung an ökologische Erfordernisse) überneh­
men. Ein naturnaher Ausbau sollte dagegen im Wesent­
lichen von den Ländern finanziert werden.

308.	 Die Autoren haben zudem eine erhebliche Unter­
finanzierung der Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie 
in Niedersachsen konstatiert. Dass die Mittel zur Um­
setzung der Wasserrahmenrichtlinie schon für die be­
stehenden Planungen nicht ausreichen, zeigen auch die 
Berichte der Bundesländer zum Umsetzungsstand der 
Wasserrahmenrichtlinie (Tz. 298). Die Bedarfsdeckung 
in Niedersachsen liegt bei gerade einmal 25  %. Somit 
empfehlen REESE et al. (2018) die Erschließung weite­
rer sowie die bessere Nutzung bestehender Finanzie­
rungsquellen. Diese Notwendigkeit ergibt sich unter an­
derem daraus, dass die Mittel aus der Abwasserabgabe 
bereits erschöpft sind (ebd.). Hinzu kommt, dass nach 
§ 13 Abwasserabgabengesetz (AbwAG) die Mittelver­
wendung begrenzt ist auf Maßnahmen, die der Erhaltung 
oder Verbesserung der Gewässergüte dienen. Ein weite­
res Problem ist, dass die Möglichkeit, EU-Mittel anzu­

werben, nur unzureichend wahrgenommen wird. Gründe 
hierfür sind hohe bürokratische Hürden, wie beispiels­
weise ein erhöhter verwaltungstechnischer Aufwand, Be­
willigungsunsicherheiten, Vorfinanzierungserfordernisse 
und Rückforderungsrisiken. Insbesondere das Risiko von 
Rückforderungen bei der Rücknahme oder dem Widerruf 
des Zuwendungsbescheides wird als eine große Hürde ge­
rade für kleine Verbände und Kommunen angesehen, die 
verbreitet dazu führt, dass keine EU-Mittel mehr bean­
tragt werden (Fachgespräch „Gewässerschutz“ beim SRU 
am 25. April 2019). Hinzu kommt, dass der im Rahmen 
der Kofinanzierung zu leistende Eigenanteil der Unter­
haltungsträger von circa 10 bis 15 % offenbar immer noch 
als zu hoch eingeschätzt wird und abschreckend wirkt. 
Außerdem fehlt dem Niedersächsischen Landesbetrieb 
für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz (NLWKN) 
ausreichendes Personal, um die Verbände bei der Antrag­
stellung effektiv unterstützen zu können (REESE 2018). 
Kritisiert wird zudem, dass Niedersachsen bei der Akquise 
und Umsetzung der Maßnahmen erklärtermaßen auf 
Freiwilligkeit der verantwortlichen Akteure setzte (ebd.). 
Dies führte dazu, dass die ohnehin knappen Förder- 
mittel nicht effizient eingesetzt, sondern zufällig auf die 
freiwillig ergriffenen Maßnahmen verteilt wurden.

309.	 Um die angesprochenen Defizite zu beheben, schla­
gen REESE et al. (2018) für Niedersachsen vor, inte­
grierte Planungs- und Finanzierungskonzepte auf den 
Weg zu bringen. Mithilfe von Gewässerentwicklungskon­
zepten solle eine Priorisierung der Maßnahmen erfolgen 
und festgelegt werden, welche Maßnahmen über ELER-
Förderung und welche über Landesmittel zu finanzieren 
sind. Für eine Bündelung der Planung sollten Gewässer­
entwicklungs-Planungsverbände eingerichtet werden, 
die sich an den Koordinierungsräumen der Wasserrah­
menrichtlinie orientieren und aus den Wasserverbänden, 
den Kommunen und dem NLWKN zusammensetzen. 

Weitere Finanzierungsoptionen
310.	 Eine weitere Finanzierungsmöglichkeit ist die Ver­
wendung von Wasserentnahmeentgelten (zur rechtlichen 
Grundlage siehe u. a. GAWEL und BRETSCHNEIDER 
2017; EuGH, Urt. v. 11.09.2014, C-525/12). Deren Erhe­
bung entspricht der Verpflichtung der Wasserrahmen­
richtlinie, für die Nutzenden von Wasserdienstleistungen 
angemessene Anreize für eine effiziente Verwendung von 
Wasserressourcen zu setzen (Art. 9 Abs. 1 UAbs. 2 Was­
serrahmenrichtlinie). Wasserentnahmeentgelte werden 
von 13, und somit nicht allen, Bundesländern erhoben 
(BMUB und UBA 2016). In zwei dieser 13 Bundesländer 
ist nur die Entnahme aus dem Grundwasser abgabepflich­
tig, in den übrigen elf die Entnahme aus Grund- und 



233

4.6	 Hemmnisse bei der Umsetzung hydromorphologischer Maßnahmen

Oberflächengewässern (Landesarbeitsgemeinschaft der 
Industrie- und Handelskammern in Brandenburg 2016). 
Die erhobenen Entgelte differieren zwischen den Bun­
desländern sehr deutlich (RÖMER 2019). Zudem wer­
den in unterschiedlichem Maße Ausnahmen gewährt und 
für bestimmte Nutzungen (z. B. zur Kühlwassernutzung) 
besonders niedrige Entgelte erhoben. In einer Reihe von 
Fällen werden diese Mittel auch zur Finanzierung von 
Maßnahmen zur Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie 
eingesetzt (REESE 2018; Grüne Liga o. J.; LANUV NRW 
o. J.; GAWEL und FÄLSCH 2012).

Eine andere Option ist es, Einnahmen aus der Ein­
griffsregelung nach § 13 ff. Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG) für die Gewässerrenaturierung zu verwen­
den. Allerdings ist hierbei zu bedenken, dass Eingriffe 
aus naturschutzrechtlicher Sicht soweit wie möglich zu 
vermeiden sind. Können Beeinträchtigungen von Natur 
und Landschaft nicht gleichwertig ausgeglichen werden, 
so sind zunächst Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen zu 
prüfen, mit denen die betroffenen Funktionen des 
Naturhaushaltes im Naturraum in gleichwertiger Weise 
wiederhergestellt werden. Nur in dem Fall, dass dies nicht 
möglich ist, muss der Verursacher Ersatzzahlungen 
leisten (§ 15 BNatSchG). Ersatzgelder aus landseitigen 
Eingriffen können auch für Gewässerschutzmaßnahmen, 
insbesondere wenn diese den Uferbereich aufwerten sol­
len oder den Entwicklungsraum am Gewässer betreffen, 
verwendet werden (APELT et al. 2009; MUNLV NRW 
2009). Da Renaturierung immer auch die Uferbereiche 
bzw. das Gewässerumfeld einbezieht, ergeben sich hier 
Synergien mit dem Naturschutz, die genutzt werden kön­
nen (Tz. 284 f.). Einige Bundesländer greifen bereits auf 
diese Mittel zu. Beispielsweise ist es in Thüringen 
möglich, diese als Eigenanteil zur Kofinanzierung von 
Förderprogrammen des Landes zu verwenden, was die 
Wirksamkeit der Mittel deutlich erhöht (TMLNU 2007).

311.	 Die LAWA weist darauf hin, dass Mittel aus der 
Bund-Länder-Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ (GAK) zwar für 
Maßnahmen zur naturnahen Entwicklung der Gewässer 
genutzt werden können, diese aber nur sehr begrenzt für 
den Erwerb von dringend benötigten Flächen – bis zu 
10 % der Gesamtinvestitionen – eingesetzt werden dür­
fen (LAWA 2018; BMEL 2019). Aus diesem Grund sei es 
erforderlich, den GAK-Rahmenplan noch stärker als bis­
her an die Erfordernisse der Durchführung der Wasser­
rahmenrichtlinie anzupassen.

Noch zielführender wäre es, eine neue Gemeinschafts­
aufgabe zu schaffen, die ausschließlich die Belange des 

Natur- und Gewässerschutzes sowie des Hochwasser­
schutzes adressiert. Für diese Belange besteht ein erheb­
licher Finanzierungsbedarf; gleichzeitig steht deren 
Finanzierung im Rahmen der GAK mit den Anliegen der 
Verbesserung der Agrarstruktur in Konkurrenz. Ange­
sichts der großen Herausforderungen, die mit der öko­
logischen Entwicklung der Gewässer und des Hoch­
wasserschutzes verbunden sind, und ihrer Bedeutung für 
die Gesamtheit, erscheint ein solches Programm gerecht­
fertigt. Dafür müsste Art. 91a Grundgesetz (GG) um 
eine dritte Gemeinschaftsaufgabe erweitert werden.

4.6.1.2	 Personelle Ressourcen

312.	 Fehlendes Fachpersonal stellt ebenfalls ein Hinder­
nis bei der Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie dar 
(Tz. 298; Abgeordnetenhaus Berlin 2019; UBA 2016; 
LAWA 2019b; 2018; Fachgespräch beim SRU zum Thema 
„Gewässerschutz“ am 25. April 2019). Dieses Thema 
wurde im Zusammenhang mit der Renaturierung der Ge­
wässer auch auf dem nationalen Wasserdialog, der vom 
BMU im Oktober 2018 ins Leben gerufen wurde, disku­
tiert (BMU und UBA 2019). Ein Grund für den Perso­
nalmangel ist unter anderem der Abbau der Umweltver­
waltungen in der Vergangenheit, auf den der SRU bereits 
2007 hingewiesen hat (SRU 2007). Schaut man auf die 
zwei Untersuchungen für Niedersachsen und Baden-
Württemberg – letztere bezieht zusätzlich auch die Län­
der Nordrhein-Westfalen und Bayern mit ein, – die sich 
dem Thema gewidmet haben, scheint sich die Situation 
seither nicht grundlegend verbessert zu haben. Gleich­
zeitig nimmt die Aufgabenlast eher zu als ab (REESE 
et al. 2018; BOGUMIL et al. 2016; Landtag NRW 2017). 
Dabei ist zu berücksichtigen, dass die Bundesländer sehr 
unterschiedlich aufgestellt sind, was ihre Umweltverwal­
tungen und die Personalausstattung betreffen. Baden-
Württemberg hat auf das Gutachten von BOGUMIL et al. 
(2016) mit der Schaffung einer Reihe neuer Stellen in 
der Natur- und Umweltschutzverwaltung reagiert (StM 
Baden-Württemberg 2017).

Personal- und Ressourcenknappheit schränken zusätz­
lich den Wissenstransfer zwischen den Mitarbeitenden 
sowie Behörden ein, da für den durchaus notwendigen 
Austausch wenig Zeit vorhanden ist (BOGUMIL et al. 
2016). Konstatiert wird außerdem, dass entsprechend 
qualifizierte Expertinnen und Experten für offene Stellen 
schwierig zu finden sind (BMU und UBA 2019; Landtag 
NRW 2017; LAWA 2019b). 

Fehlendes Fachpersonal betrifft im Besonderen kleine 
Verbände und Kommunen. Diese verfügen oftmals nicht 
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über personelle Ressourcen und die entsprechende Kom­
petenz, um Maßnahmen zu planen und auf den Weg zu 
bringen. Zudem fehlt den mit Belangen des Gewässer­
schutzes befassten Behörden oft Personal bzw. die Ka­
pazität, um Unterstützungsarbeit für die kleinen Verbän­
de und Kommunen zu leisten. In Nordrhein-Westfalen 
wurde aus diesem Grund ein Dachverband von kleinen 
Wasserverbänden gegründet, der eine Dienstleistungs­
funktion übernehmen soll, um Personalkapazitäten für 
die Umsetzung von Maßnahmen bereitzustellen („Lan­
desverband der Wasser- und Bodenverbände Westfalen-
Lippe gegründet“, Pressemitteilung des Westfälisch-
Lippischen Landwirtschaftsverbands e. V. vom 27. April 
2018). In Bayern wiederum wurden Gewässernach­
barschaften eingerichtet, in denen entsprechende Be­
raterinnen und Berater tätig sind, um die Kommunen 
und Verbände bei der Bewirtschaftung von Gewässern 
3.  Ordnung zu unterstützen (DWA o. J.). 

4.6.2	 Fehlende Entwicklungsflächen

313.	 Damit sich morphologisch veränderte Gewässer 
naturnah entwickeln können, benötigen sie hierfür 
angemessenen Raum. In der Literatur werden verschie­
dene Verfahren beschrieben, um diesen zu bestimmen 
(MANGELSDORF und SCHEURMANN 1980; REY und 
ORTLEPP 2000; HALLE 2008). Die LAWA hat ein bun­
deseinheitliches Verfahren entwickeln lassen, nach dem 
die typspezifischen Flächen für die Entwicklung von 
Fließgewässern bestimmt werden können. Entscheiden­
de Parameter sind die potenziell natürliche Gewässer­
breite unter Berücksichtigung der Mäanderlänge, der 
Windung sowie eines Dynamikfaktors, der das unsym­
metrische Wandern der Mäanderschlingen berücksich­
tigt. Die so ermittelte „potenziell natürliche Gewäs­
serentwicklungsfläche“ – reduziert um Restriktionen aus 
den Talrändern sowie aus bestehenden Siedlungsflächen 
– ergibt die Gewässerentwicklungsfläche, die für hydro­
morphologische Maßnahmen zugrunde gelegt werden 
kann (KOENZEN et al. 2016). 

Die unzureichende Flächenverfügbarkeit ist eines der 
zentralen Hemmnisse für die Umsetzung hydromor­
phologischer Maßnahmen (VÖLKER und REHSE 
2019). Um an die erforderlichen Flächen zu gelangen, 
gehen die Unterhaltungspflichtigen unterschiedlich 
vor. Unterschieden werden kann zwischen privatrecht­
lichen Lösungen, die auf dem Freiwilligkeits- und 
Kooperationsprinzip beruhen, und einem ordnungs­
rechtlichen Instrumentarium unter Anwendung des 
Flurbereinigungsgesetzes.

4.6.2.1	 Freiwilligkeits- und Kooperationsprinzip

314.	 Nach Wasserrahmenrichtlinie sollen auch Ge­
wässernutzende an der Umsetzung der Wasserrahmen­
richtlinie beteiligt werden. Im deutschen Recht wird diese 
Vorgabe dahingehend ausgelegt, dass die Ziele der 
Wasserrahmenrichtlinie überwiegend freiwillig und 
kooperativ erreicht werden sollen (Freiwilligkeits- und 
Kooperationsprinzip). In vielen Bundesländern werden 
ordnungsrechtliche Instrumente daher nur zurückhaltend 
für den Flächenerwerb eingesetzt. Die Diskrepanz zwi­
schen verfügbarer und benötigter Fläche verdeutlicht fol­
gendes Beispiel: Dem Bundesland Hessen gelang es im 
ersten Bewirtschaftungszyklus (2009–2015) 846 Hektar 
Fläche zu sichern. Im Maßnahmenprogramm waren je­
doch 5.087 Hektar zum Erwerb vorgesehen (HMUKLV 
2017, S. 253). Der auf Freiwilligkeit und Kooperation set­
zenden Gewässerentwicklung mangelt es zudem an Ver­
bindlichkeit. Die Maßnahmenträger sind zur Umsetzung 
nicht verpflichtet und die Betroffenen haben aufgrund des 
informellen Charakters der Planung „die auch nicht un­
begründete Auffassung, dass sie die Planungen gänzlich 
verhindern, zumindest aber bezogen auf ihre Interessenlage 
verändern können“ (FEHRES 2015, S. 329). 

315.	 Nach wie vor sind Flächeneigentümer nicht oder 
nur eingeschränkt bereit, Flächen für die Gewässerent­
wicklung zur Verfügung zu stellen (Tz. 323 ff.). Dies liegt 
in erster Linie daran, dass sie einen ökonomischen Ge­
winn aus ihrem Landbesitz erzielen wollen. Die Fläche 
stellt die Basis für die betriebliche Wertschöpfung dar. 
Die Höhe der Wertschöpfung durch landwirtschaftliche 
Erzeugnisse ist dabei unmittelbar an die verfügbare 
Fläche gekoppelt. Viele Eigentümer erzielen zudem 
Einnahmen aus der Verpachtung von Flächen. Nicht 
zuletzt ist Fläche als „knappes Gut“ Gegenstand von 
Bodenspekulationen auf den tendenziell steigenden 
Bodenwert (STOWASSER 2011, S. 33).

4.6.2.2	 Instrumente der Flächensicherung

316.	 Im Rahmen des Freiwilligkeits- und Kooperations­
prinzips können verschiedene privatrechtliche Möglich­
keiten genutzt werden, um Flächen dauerhaft für die Ge­
wässerentwicklung zu sichern. Die Wahl des geeigneten 
Instrumentes richtet sich unter anderem nach dem Um­
fang der Maßnahme.

In manchen Fällen reicht der Abschluss einer Dienstbar­
keit aus, welche den Begünstigten dazu berechtigt, das 
Grundstück in festgelegter, eingeschränkter Weise zu 
nutzen, oder eines schuldrechtlichen Vertrages unter 
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Entschädigung des Flächeneigentümers, um eine Maß­
nahme durchzuführen. Dabei kann es sich zum Beispiel 
um den Rückbau von Uferbefestigungen oder das Zulas­
sen von Uferabbrüchen handeln. 

Bei größeren Maßnahmen, wie zum Beispiel Deichrück­
verlegungen, ist ein Grunderwerb zur Flächensiche­
rung notwendig. Bei Einverständnis aller Beteiligten 
kann hierfür ein freiwilliger privatrechtlicher Landnut­
zungstausch zügig durchgeführt werden, dies ist jedoch 
zumeist nicht der Fall. Auch ein privatrechtlicher Er­
werb ist aufgrund der Rahmenbedingungen oft nur 
schwer möglich (Tz. 313 ff.). Der Erwerb der Flächen 
ist zudem kostenintensiv, zumal es oft nicht möglich 
ist, nur die für die Gewässerentwicklung benötigten 
Teilflächen zu erwerben. Vielfach besteht die Flächen­
sicherung im freiwilligen, kooperativen Vorgehen daher 
aus einem Instrumentenmix, der auf die Beteiligten zu­
geschnitten wird. Problematisch im Sinne einer zielge­
richteten Gewässerentwicklung ist es, dass dieses Vor­
gehen Personal und Ressourcen bindet, dennoch 
zumeist nicht alle Flächen für die vorgesehenen Maß­
nahmen gesichert werden können und dadurch die 
Effektivität der umsetzbaren Maßnahmen gemindert 
wird (REESE et al. 2018).

317.	 Alternativ zum privatrechtlichen Instrumentarium 
kann ein Flurbereinigungsverfahren ordnungsrechtlich 
nach dem Flurbereinigungsgesetz (FlurbG) durchgeführt 
werden. Die Flurneuordnung erfolgt auf Antrag des 
Maßnahmenträgers durch die örtliche untere Flurbe­
reinigungsbehörde. Welche Behörde zuständig ist, ist 
in  den Bundesländern unterschiedlich geregelt. Das 
Flurbereinigungsgesetz umfasst fünf Verfahrensarten 
(vgl. Tab. 4-7). 

Das Ziel des regulären Flurbereinigungsverfahrens nach 
§ 37 FlurbG ist die Agrarstrukturverbesserung. Es ermög­
licht eine umfassende Neuordnung, ist jedoch aufgrund 
der hohen Komplexität und langen Verfahrensdauer für 
die Flächensicherung zur ökologischen Gewässerent­
wicklung kaum geeignet, zumal Maßnahmen zur Gewäs­
serentwicklung als alleiniger Anordnungsgrund nicht aus­
reichen. Vorteil des vereinfachten Verfahrens nach § 86 
FlurbG gegenüber dem Regelverfahren ist die verkürzte 
Verfahrensdauer, da bestimmte Verfahrensschritte ent­
fallen. Diese kann durch eine vorläufige Besitzeinwei­
sung weiter verkürzt werden. Mit diesem vereinfachten 
Verfahren gehen Besitz, Verwaltung und Nutzung der 
neuen Grundstücke bereits vor Rechtskraft des Flur­
bereinigungsplans auf die neuen Eigentümer über. 

ɦɦ Tabelle 4-7	

Überblick über die Verfahren der Flurbereinigung nach dem Flurbereinigungsgesetz

Name des Verfahrens FlurbG Besonderheiten

Reguläres Flurbereinigungsverfahren § 37 Hohe Komplexität, lange Verfahrensdauer, Gewässerent-
wicklung kein alleiniger Anordnungsgrund

Vereinfachtes Verfahren § 86 Verkürzte Verfahrensdauer, vorläufige Besitzeinweisung 
möglich, Privatnützigkeit erforderlich

Unternehmensflurbereinigung § 87 Erfolgt fremdnützig zum Wohl der Allgemeinheit, setzt 
Planfeststellungsbeschluss voraus, Enteignung gegen 
geldwerten Ausgleich möglich

Beschleunigtes Zusammenlegungs
verfahren

§ 91 ff. Nicht alle Eigentümer müssen bekannt sein, es dürfen 
keine baulichen Änderungen im Wege- und Gewässernetz 
geplant sein, geringerer Verfahrensaufwand als nach § 37, 
86 und 87

Freiwilliger Landtausch § 103a Alle Beteiligten müssen bekannt und einverstanden sein, 
kürzeste Verfahrensdauer

SRU 2020
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Grundvoraussetzung für das vereinfachte Verfahren ist 
jedoch die Privatnützigkeit des Vorhabens, das heißt, es 
muss im wirtschaftlichen Interesse der Teilnehmenden 
liegen. Dies ist bei Maßnahmen der ökologischen Gewäs­
serentwicklung nicht immer darstellbar. Demgegenüber 
ist die Unternehmensflurbereinigung nach § 87 FlurbG 
die einzige der fünf Verfahrensarten nach dem Flurbe­
reinigungsgesetz, die fremdnützig zum Wohl der Allge­
meinheit erfolgt und mit der ein vollständiger Erwerb 
der benötigten Flächen gewährleistet werden kann. Diese 
ist für großräumige morphologische Maßnahmen grund­
sätzlich nutzbar, setzt allerdings einen Planfeststellungs­
beschluss voraus. Hierbei ist auch eine Enteignung gegen 
einen geldwerten Ausgleich möglich (REESE et al. 2018; 
MÖCKEL 2012; FEHRES 2015).

Ein beschleunigtes Zusammenlegungsverfahren nach 
§  91  ff. FlurbG kann beispielsweise dann genutzt werden, 
wenn ein Eigentümer nicht ermittelt werden kann 
(TMLFUN 2012). Allerdings setzt dieses Verfahren 
voraus, dass keine baulichen Änderungen im Wege- und 
Gewässernetz geplant sind. Zudem können die geplan­
ten Maßnahmen erst nach Verfahrensende durchgeführt 
werden. Der Verwaltungsaufwand ist im Vergleich zum 
Regelverfahren, dem vereinfachten Verfahren und der 
Unternehmensflurbereinigung geringer. Nicht zuletzt 
besteht nach §  103a FlurbG die Möglichkeit eines frei­
willigen Landtausches. Er setzt voraus, dass alle Betei­
ligten bekannt und einverstanden sind. Der freiwillige 
Landtausch kann daher nur für sehr kleinräumige Pla­
nungen eingesetzt werden, hat jedoch die kürzeste Ver­
fahrensdauer. 

Die öffentliche Hand muss in nennenswertem Maße Land 
in die Verfahren der Flurneuordnung einbringen, da ein 
wertgleicher Landausgleich erforderlich ist. Eine Aus­
nahme hiervon bildet die Unternehmensflurbereinigung. 
Flächen in öffentlicher Hand spielen eine wichtige Rolle 
bei der Flächensicherung und können den Maßnahmen­
trägern entweder direkt zur Verfügung gestellt oder als 
Tauschfläche in die Verfahren der Flurneuordnung ein­
gebracht werden. Dies gilt auch für Flächen der im 
Auftrag der Länder agierenden Landes(siedlungs)ge­
sellschaften und Flächenagenturen. 

4.6.2.3 	 Ausgewählte Förderprogramme und 
Strategien der Bundesländer

318.	 Nachfolgend werden exemplarisch Förderprogram­
me und Strategien der Bundesländer zur Flächensiche­
rung beschrieben.

Sonderförderprogramm: Flächenerwerb nach 
Hochwasser an Gewässern 3. Ordnung 
319.	 Das Land Bayern unterstützt Kommunen beim Er­
werb von hochwasserbetroffenen Flächen an kleineren 
Gewässern 3. Ordnung. Der Fördersatz beträgt 75 % der 
zuwendungsfähigen Ausgaben. Voraussetzung ist der Ein­
trag einer unbefristeten Dienstbarkeit zugunsten des 
Freistaats Bayern für alle geförderten Flächen, die für die 
Sicherung, naturnahe Pflege und Entwicklung des Ge­
wässers und der Ufer benötigt werden (STMUV Bayern 
2017). Möglich wäre gegebenenfalls, ähnliche Förder­
programme auch auf Gewässer 2. Ordnung zu übertra­
gen, für die in anderen Bundesländern die Kommunen 
zuständig sind (vgl. Tab. 4-2).

Kooperationsverträge
320.	 Kooperationsverträge können dabei helfen, die 
Flächenverfügbarkeit zu erhöhen. In einem Gemein­
schaftsprojekt zwischen dem Wupperverband und der 
Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen für die 
Gewässerentwicklung der Oberen Wupper konnten in 
einem kooperativ angelegten Prozess innerhalb des Pro­
jektzeitraums von drei Jahren die geplanten 32 Hektar 
für die Gewässerentwicklung zur Verfügung gestellt 
werden. Hierzu wurden erstmalig zwei halbe Stellen 
durch das Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, Land­
wirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz Nordrhein-
Westfalen gefördert und das Projekt durch einen Pro­
jektbeirat unterstützt. Dabei kam ein Instrumentenmix 
zum Einsatz. Neben privatrechtlichem Grunderwerb und 
Tauschverträgen (z. B. auch gegen langfristige Pachtver­
träge, Ökopunkte im Rahmen der Eingriffs-/Ausgleichs­
regelung nach § 13 ff. BNatSchG sowie Umbruchrechte) 
zählten hierzu auch der Ausgleich durch Bauvorhaben, 
der Eintrag von Grunddienstbarkeiten sowie die Ent­
wicklungsdividende, die im Folgenden beschrieben wird 
(OTTERMANN und EICH 2018).

Entwicklungsdividende
321.	 Die im Rahmen von Kooperationsverträgen in Nord­
rhein-Westfalen praktizierte Idee der Entwicklungs­
dividende ist es, die Grundstückseigentümer für tatsäch­
lich entstandenen Flächenverlust durch eigendynamische 
Gewässerentwicklung zu entschädigen. Mit den Eigen­
tümern werden Vereinbarungen zu einem Gewässer­
entwicklungskorridor getroffen, innerhalb dessen 
eigendynamische Entwicklungen zugelassen und Initial­
maßnahmen geduldet werden. Hierfür erhält der Eigen­
tümer zu Beginn der Maßnahme vom Unterhaltungs­
pflichtigen eine Teilzahlung. Der Unterhaltungspflichtige 
dokumentiert die Maßnahme und gleicht die durch die 
eigendynamische Entwicklung des Gewässers tatsäch­
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lich entstandenen Nutzungseinschränkungen sukzessive 
durch weitere Ausgleichszahlungen in der vereinbarten 
Höhe aus. Ist die vereinbarte Korridorgrenze erreicht, 
kann der Eigentümer eine Sicherungsmaßnahme gegen 
weitere Seitenerosion verlangen (NUSSBAUM 2013).

Landesförderung für die dauerhafte Bereit-
stellung von Gewässerrandstreifen
322.	 Im Rahmen der seit Frühjahr 2013 bestehenden 
Allianz für den Gewässerschutz hat Schleswig-Holstein 
seine Bemühungen verstärkt, über die im Landesgesetz 
verankerte Pflicht von 5 Metern Breite hinaus an den Vor­
ranggewässern Gewässerrandstreifen von mindestens 
10  Metern Breite anzulegen. Hierzu helfen die Wasser- 
und Bodenverbände, die Eigentümer zu ermitteln. Der 
örtliche Bauernverband informiert diese über die Vor­
teile von breiten Gewässerrandstreifen für die Umset­
zung der Wasserrahmenrichtlinie und den Naturschutz 
sowie über die Bandbreite an Möglichkeiten, Flächen 
dauerhaft für den Gewässerschutz bereitzustellen. Die 
Kontaktdaten verhandlungsbereiter Flächeneigentümer 
werden dann zurück an den örtlichen Wasser- und Bo­
denverband gegeben. Bei den Verhandlungen wird die­
ser vom Bearbeitungsgebietsverband oder dem Fachge­
biet des Landesbetriebs für Küstenschutz, Nationalpark 

und Meeresschutz unterstützt (Allianz für den Gewäs­
serschutz 2019, S. 21 f.). Insgesamt konnten bis Januar 
2019 bereits 51,7   % der mindestens 10 Meter breiten 
Gewässerrandstreifen an den Vorranggewässern Schles­
wig-Holsteins auf freiwilliger Basis für den Gewässer­
schutz gesichert werden. Dies entspricht einer Uferlänge 
von 1.192 km. Um weitere Flächen zu sichern, wurde zu 
Jahresbeginn 2019 eine Kampagne für die dauerhafte 
Bereitstellung von Gewässerrandstreifen initiiert, die bis 
2022 fortgeführt werden soll. Der Verfügungsrahmen 
umfasst jährlich 1 Mio. Euro und wird vom Landesver­
band der Wasser- und Bodenverbände verwaltet. Die 
Flächenkulisse wurde auf Gewässer im Einzugsgebiet der 
Vorranggewässer erweitert und umfasst nun ein Drittel 
der Landesfläche (WENDLAND 2019).

4.6.3	 Geringe Akzeptanz

323.	 Generell ist in der Bevölkerung immer noch ein ge­
ringer Bekanntheitsgrad der Wasserrahmenrichtlinie zu 
verzeichnen. Dies schließt auch das Bewusstsein über 
die Sinnhaftigkeit von Renaturierungen, die Notwen­
digkeit ihrer Umsetzung und der daraus resultieren­
den positiven Wirkungen auf Umwelt und Mensch ein. 

ɦɦ Abbildung 4-16	

Hauptakteure bei der Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie
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Quelle: DVL 2010, S. 18, grafisch angepasst
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Kenntnis über die Richtlinie und ihre Ziele ist jedoch eine 
grundlegende Voraussetzung für die Akzeptanz seitens 
derer, die von Maßnahmen zum Gewässerschutz betrof­
fen sind. Maßnahmen können allerdings auch dann auf 
Widerstand stoßen, wenn die Richtlinie bekannt ist und 
den Zielen des Gewässerschutzes generell zugestimmt 
wird. Insbesondere hydromorphologische Maßnahmen 
haben häufig Auswirkungen auf lange bestehende Nut­
zungsrechte und sind meist mit erheblichen Kosten ver­
bunden. Zudem berühren sie zahlreiche unterschied­
liche Akteure mit teilweise konträren Interessen. Diese 
lassen sich im Wesentlichen in drei Gruppen einteilen: 
allgemeine Öffentlichkeit, direkt Betroffene und politi­
sche Entscheidungsträger (FRÖR et al. 2016). Sie um­
fassen unter anderem Land- und Forstwirtinnen und 
-wirte, Betreiber von Wasserkraftanlagen, Anwohnende, 
Hausbesitzende und Interessenverbände sowie Erho­
lungssuchende und Freizeitnutzende, beispielsweise des 
Angel- und Wassersports. Hinzu kommen Verantwort­
liche aus Politik und Verwaltung, die zwar von den Maß­
nahmen nicht direkt betroffen, aber mit ihrer Planung 
und Umsetzung betraut sind. In diesem Spannungsfeld 
treffen bei der Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie 
vielfältige Nutzungsansprüche aufeinander, die auf 
vielen Seiten durch starke Beharrungskräfte geprägt sind 
(Abb. 4-16; DVL 2010).

Konfligierende Interessen
324.	 Konflikte mit der Landwirtschaft ergeben sich vor 
allem aus ihrem Interesse an einer möglichst umfangrei­
chen Flächennutzung, was Gewässerrandstreifen oder 
Flächen zur Gewässerentwicklung einschließt. Verschärft 
wird diese Problematik durch die zunehmende Flächen­
nutzungskonkurrenz (vgl. Tz. 315). Konflikte mit Be­
treibern von Wasserkraftanlagen betreffen meist die 
Durchgängigkeit von Gewässern, da für die Nutzung von 
Wasserkraft Querbauwerke notwendig sind. Hier besteht 
oftmals juristische Unklarheit über die Rechte und Pflich­
ten der Betreiber, sodass Investitionen zur Verbesserung 
der Durchgängigkeit nicht getätigt werden (FRÖR et al. 
2016; DVL 2010). Ablehnende Haltungen resultieren 
häufig aus dem Risiko, dass durch die Maßnahmen be­
stehende oder zukünftige Nutzungen eingeschränkt wer­
den könnten – mit negativen ökonomischen Folgen – 
oder dass Eigentum oder Infrastruktur beschädigt werden 
könnte (DVL 2010; VÖLKER et al. 2018). Auf der poli­
tischen Ebene mangelt es zuweilen an Verständnis und 
Unterstützung für hydromorphologische Maßnahmen 
(FRÖR et al. 2016). Auch werden die Kosten oft höher 
eingeschätzt als der Nutzen, beispielsweise weil der 
Mehrwert der Maßnahmen unzureichend bekannt ist 
(ebd.). Gründe für eine geringe Akzeptanz von Maßnah­

men sind nicht zuletzt auch die fehlende Anerkennung 
für bereits Geleistetes, Unverständnis bezüglich der 
Komplexität und Umsetzungsdauer von behördlichen 
Prozessen sowie eine zu geringe Berücksichtigung der 
Arbeit von ehrenamtlich Tätigen (VÖLKER et al. 2018). 
In der Regel ist die Akzeptanz für hydromorphologische 
Maßnahmen im urbanen Raum, wo der persönliche 
Vorteil zum Beispiel in Form von Möglichkeiten für 
Freizeit- und Erholungsnutzungen oder Klimaanpas­
sung offensichtlicher ist, größer als im ländlichen Raum 
(UBA 2016).

325.	 Geringe Akzeptanz von Naturschutzmaßnah­
men kann verschiedene Gründe haben (vgl. SRU 2002, 
Tz. 79 ff.): 

ɦɦ ökonomische Nachteile bzw. ungünstige Rahmen­
bedingungen finanzieller und organisatorischer Art,

ɦɦ mangelnde Vertrautheit mit Naturschutzzielen,

ɦɦ konträre Werthaltungen und Überzeugungen,

ɦɦ Kommunikationsformen, die von den Beteiligten als 
unbefriedigend oder als autoritär erlebt werden sowie

ɦɦ Angst vor Verhaltenseinschränkungen, Bevormun­
dung und Fremdbestimmung.

Dies trifft auch auf die Situation im Gewässerschutz zu. 
Während sich die meisten dieser Punkte durch ausrei­
chende Finanzierung (s. Abschn. 4.7.2) und Information, 
Kommunikation und Partizipation (s. Abschn. 4.7.4) 
lösen lassen, sind konträre Wertehaltungen nicht oder 
nur mittel- bis langfristig zu ändern. Bestehende Kon­
flikte vor, bei und nach der Umsetzung von Gewässer­
schutzmaßnahmen können durch mangelnde Kom­
munikation und Berücksichtigung der Belange und 
Einbindung der Akteure weiter verschärft werden (vgl. SRU 
2016, Kap. 5).

Mangelnde Einbindung der betroffenen Akteure
326.	 Die Vielzahl verschiedener und teilweise konträrer 
Nutzungsansprüche an Gewässer erfordert einen früh­
zeitigen Austausch mit und zwischen den betroffenen 
Akteuren. Beteiligungsverfahren können vielen der oben 
genannten strittigen Punkte vorbeugen, beziehungsweise 
lassen diese frühzeitig erkennen und adressieren. Die Be­
rücksichtigung der Belange der Öffentlichkeit und deren 
Einbindung sind explizit in der Wasserrahmenrichtlinie 
vorgesehen. Art. 14 Wasserrahmenrichtlinie legt fest, 
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dass die Information und Anhörung der Öffentlichkeit 
zu gewährleisten und die aktive Beteiligung zu fördern 
ist. Um die zuständigen Behörden in den Mitgliedstaa­
ten bei der Anwendung dieses Artikels zu unterstützen, 
wurde ein „Leitfaden zur Beteiligung der Öffentlichkeit 
in Bezug auf die Wasserrahmenrichtlinie“ veröffentlicht 
(Wasserdirektoren 2002). Darin ist vermerkt, dass Be­
teiligung kein Prozess nach einem festgelegten Schema 
ist, sondern unterschiedliche Ebenen der Einflussnah­
me bestehen. Letztlich wird den Akteuren aber die Mög­
lichkeit gegeben, aktiv am Prozess mitzuwirken und die­
sen zu beeinflussen (ebd.).

327.	 In der praktischen Umsetzung von Gewässerent­
wicklungsprojekten bleibt es jedoch häufig bei der in der 
Richtlinie rechtlich vorgeschriebenen Information und 
Anhörung der Öffentlichkeit. Die zu fördernde aktive Be­
teiligung der Akteure im Planungs- und Umsetzungspro­
zess findet hingegen nur in Ausnahmefällen statt. Dies 
ist unter anderem darin begründet, dass es sowohl an 
personellen und finanziellen Mitteln fehlt, aber auch an 
Erfahrung und Wissen dahingehend, wann eine Beteili­
gung im Projekt sinnvoll ist, welche Akteure eingeladen 
werden sollten und welche Beteiligungsform geeignet ist 
(VÖLKER et al. 2018).

4.7	 Empfehlungen

328.	 Obwohl die Planung hydromorphologischer Maß­
nahmen zugenommen hat, weist die Hydromorphologie 
von Gewässern in Deutschland nach wie vor große Defi­
zite auf. Um die Ziele der Wasserrahmenrichtlinie zu er­
reichen, ist eine forcierte und konsequentere Umsetzung 
von aufeinander abgestimmten Maßnahmen in unter­
schiedlichen Bereichen notwendig. Maßnahmen werden 
vor allem deshalb nicht oder nur verzögert umgesetzt, 
weil keine ausreichenden personellen und finanziellen 
Ressourcen vorhanden sind, die Flächen fehlen und die 
Maßnahmen nicht auf Akzeptanz stoßen (Tz. 304). Wer­
den diese Hemmnisse nicht gezielt adressiert, können 
die notwendigen Maßnahmen nicht im erforderlichen 
Umfang umgesetzt werden und wirken. Die folgenden 
Handlungsempfehlungen des SRU beziehen sich daher 
im Wesentlichen darauf, die Defizite in diesen drei Be­
reichen zu beheben (Abb. 4-17). Dabei wird vorrangig 
die Länderebene adressiert, die für die Umsetzung der 
Wasserrahmenrichtlinie verantwortlich ist. Die Empfeh­
lungen richten sich allerdings auch an den Bund, der die 
Bundesländer hierbei mit Anpassungen des Wasserhaus­
haltsgesetzes, Finanzmitteln, dem Aufbau von Kompe­
tenzen und bei der Kommunikation unterstützen sollte. 

Direkt richten sich insbesondere die Empfehlungen zur 
Akzeptanz an die Kommunen und Unterhaltungsträger, 
die als Umsetzende indirekt auch von allen Empfehlun­
gen profitieren können.

4.7.1	 Übergeordnete Empfehlungen

Fachplanung adäquat und verbindlich 
ausgestalten 
329.	 Evaluationen der Umsetzung der Wasserrahmen­
richtlinie machen deutlich, dass das bisherige, auf Frei­
willigkeit und Kooperation basierende Vorgehen der Un­
terhaltungs- und Ausbaupflichtigen nicht ausreicht, um 
die ambitionierten Ziele innerhalb des gesetzten Zeitrah­
mens zu erfüllen (REESE et al. 2018; VÖLKER und 
REHSE 2019). Der SRU hält sowohl die Beibehaltung der 
Ziele als auch des Zeitrahmens für essenziell, um zügig 
Verbesserungen an den Gewässern zu erreichen. 

In der Wasserrahmenrichtlinie wird bezogen auf die Was­
sernutzung gefordert, die kosteneffizientesten Maßnah­
menkombinationen auszuwählen. Abgeleitet aus der eng­
lischen Fassung wird Effizienz in diesem Zusammenhang 
nicht nur als günstigstes Kosten-Nutzen-Verhältnis ver­
standen, sondern auch als qualitative Anforderung im 
Hinblick auf die ökologische Wirksamkeit ausgelegt 
(INTERWIES et al. 2004; NMUK o. J.). Ein sogenann­
tes Gewässerentwicklungskonzept oder ein Gewässer­
rahmenplan ermöglicht es den Bundesländern oder den 
Flussgebietsgemeinschaften, diese Priorisierung zeitlich 
und räumlich abzubilden. 

Um die Umsetzung zu befördern, bedarf es darüber hi­
naus einer detaillierten Gewässerentwicklungsplanung, 
welche die entsprechenden Auenbereiche einschließt. 
Hierzu sollten Gewässerentwicklungspläne in einem 
Maßstab von mindestens 1  :  7.500 erstellt werden, in 
denen die erforderlichen Maßnahmen verzeichnet sowie 
deren Notwendigkeit begründet werden. Nur wenn die 
Planung grundstücksscharf erfolgt, können Flächenbe­
darfe klar benannt und Lösungen zur Flächensicherung 
gefunden werden. Ein hoher Detaillierungsgrad der Pla­
nung hilft auch bei der Außenkommunikation und kann 
die gesellschaftliche Akzeptanz fördern (Abschn. 4.7.4). 
Nicht zuletzt stellt eine detaillierte Umsetzungsplanung 
mit einer fundierten Kostenabschätzung eine wichtige 
Grundlage dafür dar, Ausnahmen wegen unverhältnis­
mäßiger Kosten geltend zu machen (Tz. 272 f.; REESE 
et al. 2018). Um dem konstatierten Umsetzungsdefizit 
zu begegnen, sollte die Gewässerentwicklungsplanung 
einen rechtsverbindlichen Charakter erhalten.
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Einige Bundesländer, wie beispielsweise Baden-Würt-
temberg, Bayern, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen 
und Rheinland-Pfalz, führen bereits eine informelle 
(unverbindliche) Fachplanung bis in die erforderliche 
Detailtiefe durch. Diese sollte – soweit nicht bereits er-
folgt – konsequent auf die Erfordernisse der Wasserrah-
menrichtlinie ausgerichtet werden. Bestehende Struktu-
ren in weiteren Bundesländern sollten entsprechend 
qualifiziert und, wo noch nicht vorhanden, aufgebaut 
werden. Sinnvoll wäre dabei ein zweistufiges System aus 
einer übergeordneten, behördenverbindlichen Planung, 
welche Priorisierungen vornimmt, und einer außenver-
bindlichen Konkretisierung auf Gemeindeebene (REESE 
et al. 2018). Eine entsprechend qualifizierte Fachplanung 
könnte ihre Belange auch gegenüber der Landschafts
planung kommunizieren. Dieser bliebe die Koordinie-

rung zwischen allen Umweltbelangen sowie gegenüber 
der Raumordnung als koordinierende Planung aller raum-
bezogenen Anforderungen vorbehalten.

Gewässerentwicklungs- und Schwerpunkt
flächen etablieren
330.	 Wie bereits beschrieben, variiert der zur Renatu-
rierung von Fließgewässern erforderliche Raum in Ab-
hängigkeit von verschiedenen Parametern, zu denen der 
Gewässertyp und die Flussbreite zählen (Tz. 313). Die-
ser Raum lässt sich mit naturwissenschaftlich begründe-
ten Verfahren bestimmen und formt sogenannte Gewäs-
serentwicklungskorridore. Diese weisen ein erhebliches 
Synergiepotenzial im Hinblick auf weitere gesellschaft-
liche Ziele auf. So sind entsprechende Korridore, in denen 
das Gewässer und die Uferbepflanzung eine funktionale 

ɦɦ Abbildung 4-17	
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Einheit bilden, wertvoll für den Natur- und Artenschutz, 
die Biotopvernetzung, die Wasserspeicherung und die 
Klimaanpassung sowie den Hochwasserrückhalt. In Kom­
bination mit Fahrrad- und Fußwegen können sie darü­
ber hinaus der Erholung und Freizeit sowie als Natur­
erlebnisraum dienen. Abzüglich der Flächen durch 
bestehende Restriktionen wie Siedlungsgebiete, die durch 
Flächen an geeigneter Stelle ausgeglichen werden, erge­
ben sich aus dem potenziell natürlichen Entwicklungs­
korridor Gewässerentwicklungsflächen, die sich grund­
sätzlich zur Renaturierung des Gewässers eignen. 

331.	 Die Bundesländer sollten den spezifischen Flächen­
bedarf für eine naturnahe Entwicklung der unterschied­
lichen Gewässertypen mit einem bundesweit einheit­
lichen, naturwissenschaftlich begründeten Verfahren 
bestimmen. Grundlage hierfür kann die LAWA-Verfah­
rensempfehlung „Typspezifischer Flächenbedarf für die 
Entwicklung von Fließgewässern“ bilden, für die das auf 
die Gewässer in Rheinland-Pfalz bereits angewandte Ver­
fahren auf die bundesweit verbreiteten Fließgewässer­
typen ausgeweitet wurde (KOENZEN et al. 2016). Die 
flächendeckende Bestimmung der Gewässerentwick­
lungsflächen für alle berichtspflichtigen Gewässer der 
Wasserrahmenrichtlinie durch die Bundesländer sollte 
als Planungsgrundlage für die Gewässerentwicklung 
(Tz. 313) dienen und im Wasserhaushaltsgesetz veran­
kert werden. Zusätzlich sollte den Bundesländern durch 
eine entsprechende Änderung im Wasserhaushaltsgesetz 
die Möglichkeit eröffnet werden, innerhalb der so ermit­
telten Flächenkulisse solche Flächen, die für die Umset­
zung der Ziele der Maßnahmenprogramme nach § 82 
WHG erforderlich sind, als Schwerpunktflächen der 
naturnahen Gewässerentwicklung festzusetzen. Diese 
Festsetzungsmöglichkeit könnte analog zu den Über­
schwemmungsgebieten für ein 100-jährliches Hochwas­
serereignis (HQ100) nach § 76 WHG in das Wasserhaus­
haltsgesetz aufgenommen und entsprechend in der 
Anlage 2 des Raumordnungsgesetzes (ROG) ergänzt wer­
den. Eine Abschätzung des bundesweiten Flächenbedarfs 
liegt noch nicht vor, es ist jedoch davon auszugehen, dass 
die erforderlichen Flächen deutlich über die nach § 38 
WHG als Gewässerrandstreifen festgesetzten Flächen 
hinausgehen und in den entsprechenden Uferabschnit­
ten dann auch deren Funktion (Schutz vor Stoffeinträ­
gen) übernehmen können.

332.	 Im Wasserhaushaltsgesetz sollte zudem geregelt 
werden, dass die Bundesländer innerhalb der festgesetz­
ten Schwerpunktflächen der naturnahen Gewässerent­
wicklung weitergehende, gegebenenfalls entschädigungs- 
und ausgleichspflichtige Bestimmungen treffen dürfen 

(z. B. über die Unzulässigkeit von Uferbefestigungen, das 
Dulden des Rückbaus der Uferbefestigung, das Zulassen 
von Uferabbrüchen), sofern es die Zielerreichung der 
Wasserrahmenrichtlinie erfordert (vgl. auch REESE et 
al. 2018). Zudem könnte das Wasserhaushaltsgesetz um 
eine Regelung ergänzt werden, die es den Bundesländern 
erlaubt, auf den Schwerpunktflächen Bewirtschaftungs­
verbote bzw. Bewirtschaftungseinschränkungen festzu­
setzen. Einen Schritt in diese Richtung gehen Baden-
Württemberg (§ 29 WG), Berlin (§ 40a BWG) und 
Schleswig-Holstein (§ 26 LWG) bereits, indem sie ein 
Bewirtschaftungsverbot in Gewässerrandstreifen in ihren 
Landeswassergesetzen verankert haben. Der SRU emp­
fiehlt dem Bund zudem, das Vorkaufsrecht der Länder 
nach § 99a WHG um Grundstücke, auf denen sich Ge­
wässerentwicklungsflächen befinden, zu erweitern, um 
deren integrierte Entwicklung zum Wohle der Allgemein­
heit zu befördern. 

333.	 Gewässerentwicklungsflächen können einen multi­
funktionalen Raum mit einer hohen Vielfalt und Dichte 
verschiedener Ökosystemleistungen bilden. Über geeig­
nete Allianzen kann ihre flächendeckende Bestimmung 
und die Festsetzung von Schwerpunktflächen daher auch 
die Finanzierung und Akzeptanz gewässerökologischer 
Maßnahmen verbessern. Beispielsweise käme bei ent­
sprechender Ausdehnung aufgrund der eigendynami­
schen Entwicklung und des hohen Potenzials zur Biotop­
vernetzung eine Finanzierung aus dem Wildnisfonds in 
Betracht (BMU 2019). Auch können weitere Förderins­
trumente räumlich gezielt auf Gewässerentwicklungs­
flächen bzw. die festgesetzten Schwerpunktgebiete aus­
gerichtet werden. Gewässerentwicklungsflächen können 
gegebenenfalls auch im Zuge der Umsetzungen von Pla­
nungen des Hochwasserschutzes gesichert werden und 
als räumliche Kulisse für gewässerschutzkonforme Rege­
lungen bei der Verpachtung öffentlicher Flächen dienen. 

Bei der Bereitstellung von Gewässerentwicklungsflächen 
sollte die öffentliche Hand eine Vorreiterrolle einnehmen. 
Nicht zuletzt böte eine Bestimmung der Gewässerent­
wicklungsflächen zudem Anlass, gezielt an Eigentümer 
zu appellieren, ihrer Verpflichtung gemäß § 38 Abs. 4 WHG 
nachzukommen und weiteren ufernahen Raum für die 
Gewässerentwicklung zur Verfügung zu stellen, der über 
Vorschriften zu Gewässerrandstreifen nach Wasserhaus­
haltsgesetz hinausgeht.

Raumordnerische Festlegungen evaluieren, 
weiterentwickeln und konsequent nutzen
334.	 Aufgabe der Raumordnung ist es, unterschiedliche 
Anforderungen an den Raum durch überörtliche und über­
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fachliche Raumordnungspläne aufeinander abzustimmen 
und Vorsorge für einzelne Nutzungen und Funktionen des 
Raumes zu treffen (KÖCK und BOVET 2015, S. 141). §  2 
ROG regelt die Grundsätze der Raumordnung. Der Raum 
für die eigendynamische Gewässerentwicklung wird nicht 
ausdrücklich als Grundsatz genannt. Er ist aber implizit in 
§  2 Abs. 2 Nr. 6 ROG enthalten, weil er als Raum für die 
Funktionsfähigkeit der Böden, des Wasserhaushalts, der 
Tier- und Pflanzenwelt sowie des Klimas erforderlich ist. 
Die eigendynamische Gewässerentwicklung entfaltet 
zudem große Synergien mit weiteren Grundsätzen der 
Raumordnung. Hierzu zählen die räumlichen Erfordernis­
se des Biotopverbundes, des Klimaschutzes und der Siche­
rung bzw. Rückgewinnung von Auen sowie Rückhalte- und 
Entlastungsflächen. Die in §  2 ROG benannten Grundsät­
ze sind nicht abschließend und sollen in Raumordnungs­
plänen durch textliche und zeichnerische Festlegungen als 
Ziele und Grundsätze der Raumordnung konkretisiert wer­
den. Diese können mit Gebietsbezeichnungen nach §  7 
Abs. 3 ROG kombiniert werden. Hierdurch ist es möglich, 
Flächen für bestimmte Nutzungen zu sichern (Vorrangge­
biete), ihnen in der Abwägung mit weiteren Nutzungen 
besonderes Gewicht zu verleihen (Vorbehaltsgebiete) oder 
eine Nutzung auf bestimmte Gebiete zu beschränken (Eig­
nungsgebiete). Weiterhin sollen Raumordnungspläne Fest­
legungen zur Raumstruktur enthalten. Dies beinhaltet 
beispielsweise auch die Möglichkeit, bestimmte Fluss­
abschnitte als Schwerpunkte der Fließgewässersanierung 
zu kennzeichnen (von HAAREN und GALLER 2011, 
S. 180).

335.	 Die Bundesländer treffen daher bereits Festlegungen 
in ihren raumordnerischen Planungen, die eine ökolo­
gische Gewässer- und Auenentwicklung befördern. Diese 
werden zumeist in den Regionalplänen getroffen, kön­
nen jedoch auch in den landesweiten Plänen Berücksich­
tigung finden. Der Anlass dieser Festlegungen ist zumeist 
in der Risiko- und Daseinsvorsorge begründet (vorbeu­
gender Hochwasserschutz, Grundwasservorkommen, 
Klimaanpassung). Multifunktionale oder direkt auf die 
ökologische Funktionsfähigkeit der Gewässer ausgerich­
tete Festlegungen sind hingegen nur in wenigen Regio­
nalplänen vorzufinden (SCHMITT 2018, S. 143 ff.). Auch 
ist die Bandbreite und Verbindlichkeit der Regelungen 
sehr divers. Dies wird auch am Beispiel des vorbeugen­
den Hochwasserschutzes deutlich (SPANNOWSKY 2016, 
S. 28 ff.). 

336.	 Der SRU empfiehlt den Bundesländern, die Wir­
kungen raumordnerischer Festlegungen auf die Umset­
zung der Wasserrahmenrichtlinie zu evaluieren. Länder­
übergreifend gibt es bereits vergleichbare Evaluierungen, 

beispielsweise in den Bereichen Klimawandel und Hoch­
wasserschutz (BMVI 2017; AHLHELM et al. 2016; BBSR 
2017). Anschließend sollten die Bundesländer die Fest­
legungsmöglichkeiten gegebenenfalls weiterentwickeln 
und konsequent nutzen. Hierzu könnte nach Bestim­
mung der Gewässerentwicklungsflächen (vgl. Tz. 330) 
auch deren Sicherung als Vorrang- oder Vorbehaltsge­
biete der naturnahen Gewässerentwicklung zählen. Der 
Vorrang oder Vorbehalt würde sich dann auf genehmi­
gungspflichtige Vorhaben auswirken. Die konsequente 
Nutzung raumordnerischer Festlegungsmöglichkeiten 
für die Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie setzt den 
entsprechenden fachplanerischen Input voraus (Tz. 329). 

Unterhaltungsträger zu naturnahem 
Gewässerausbau verpflichten
337.	 Der Bundesgesetzgeber hat es den Ländern über­
lassen, die Zuständigkeiten für den Gewässerausbau in 
ihren Landesgesetzen festzulegen. Hierdurch besteht die 
Gefahr einer Zuständigkeitslücke im Bereich des natur­
nahen Gewässerausbaus, wenn die zuständige Wasser­
behörde die Unterhaltungsträger zu diesem erst ver­
pflichten muss oder unterschiedliche Zuständigkeiten 
festgelegt wurden. Gerade dieser Bereich, in den regel­
mäßig auch Maßnahmen zur Initiierung einer eigen­
dynamischen Entwicklung fallen, ist für die Umsetzung 
der Wasserrahmenrichtlinie besonders wichtig.

Der SRU empfiehlt dem Bund, das Wasserhaushaltsrecht 
dahingehend zu präzisieren, dass die Unterhaltungsträ­
ger grundsätzlich im Rahmen ihrer Unterhaltungslast 
auch zu Maßnahmen des naturnahen Gewässerausbaus 
verpflichtet sind, die zur Umsetzung der Bewirtschaf­
tungsziele bzw. der Maßnahmenprogramme erforderlich 
sind. Auch sollte geregelt werden, dass in den Satzungen 
der Wasser- und Bodenverbände eine natürliche Gewäs­
serentwicklung gemäß den Grundsätzen der Gewässer­
bewirtschaftung nach § 6 WHG verankert wird, soweit 
dies nicht bereits erfolgt ist. Es sollte ergänzt werden, 
dass die Unterhaltungspflichtigen hierzu mit den erfor­
derlichen finanziellen und personellen Ressourcen aus­
zustatten sind. Gemeinsam mit der Durchführung einer 
hinreichend detaillierten Planung (Tz. 329) kann so eine 
Zuständigkeitslücke im Bereich des naturnahen Gewäs­
serausbaus vermieden werden.

Bund-Länder-Initiative zum 
Gewässerschutz starten
338.	 Um die beschriebenen Hemmnisse auf dem Weg zu 
flächendeckend ökologisch intakten Gewässern zu über­
winden, sind aus Sicht des SRU verschiedene Maßnah­
men notwendig (Abschn. 4.7.1 bis 4.7.4). Damit der 
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Gewässerschutz mehr Aufmerksamkeit und Durchset­
zungskraft erhält, sollten diese Maßnahmen durch eine 
auf einen längeren Zeitraum angelegte, konzertierte po­
litische Initiative auf Bundes- und Länderebene unter­
stützt werden. Durch eine solche breit angelegte Bund-
Länder-Initiative könnten Kommunen und Verbände, 
aber auch Anwohnerinnen und Anwohner sowie Bil­
dungseinrichtungen für die Bedeutung des Gewässer­
schutzes sensibilisiert werden. Darüber hinaus würde ein 
Rahmen geschaffen, die bislang weitgehend vernachläs­
sigte Personalsituation zu adressieren. Dies sollte auf 
zwei Ebenen geschehen: Dem Fachkräftemangel muss 
durch attraktive Anreize für eine Ausbildung an den 
Hochschulen in benötigten Berufsbildern, beispiels­
weise des Wasserbauingenieurswesens und der Taxono­
mie, entgegengewirkt werden. Außerdem ist es notwen­
dig, ein Bewusstsein dafür zu schaffen, die dringend 
erforderlichen Stellen im Gewässerschutz einzurichten 
und langfristig zu sichern. Dies gilt umso mehr, seit sich 
die Auswirkungen des Klimawandels auf die Gewässer 
immer deutlicher abzeichnen und die Wasserwirtschaft 
zunehmend vor große Herausforderungen stellen. Wün­
schenswert wäre in diesem Sinne die Einführung einer 
neuen Gemeinschaftsaufgabe (Tz. 339), um den Gewäs­
serschutz langfristig mit einem speziell darauf aus­
gerichteten Finanzierungsinstrument zu unterstützen.

Eine solche Bund-Länder-Initiative könnte strategisch 
an den „Nationalen Wasserdialog“ anknüpfen und einen 
Bestandteil davon darstellen. Dieser wurde im Zuge der 
UN-Wasserdekade (2018–2028) im Herbst 2018 durch 
BMU und UBA initiiert. Vor dem Hintergrund kom­
plexer  Herausforderungen wie dem Klimawandel, 
Änderungen der Landnutzung und Konsummuster sowie 
demografischer Veränderungen, sollen im Dialog mit 
beteiligten Akteuren der Wirtschaft, Praxis, Verwaltung, 
Interessensvertretungen und der Wissenschaft Maß­
nahmen entwickelt werden, die Gewässerwirtschaft zu­
kunftsfähig zu gestalten. Dies betrifft Fragen des lang­
fristigen Erhalts einer guten Trinkwasserqualität und der 
Verbesserung des ökologischen Zustands der Gewässer. 
Ergebnisse des Dialogs sollen in eine nationale Wasser­
strategie „Zukunft Wasser“ münden, die bis zum Jahr 
2030 entsprechende Maßnahmen umsetzt (BMU 2018). 
Der SRU begrüßt diesen Wasserdialog ausdrücklich und 
hält es darüber hinaus für erforderlich, die daraus her­
vorgehende Strategie auch auf die Ziele der Wasserrah­
menrichtlinie auszurichten. Dies steht nicht im Wider­
spruch zum Zeitplan der vorgesehenen Wasserstrategie, 
da die Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie mit sehr 
großer Wahrscheinlichkeit auch über das Jahr 2027 von 
Bedeutung sein wird.

4.7.2	 Finanzierung und Fach
personal sichern

Ausreichend Finanzmittel bereitstellen, 
neue Gemeinschaftsaufgabe einführen
339.	 Die Finanzierung der notwendigen Maßnahmen 
stellt eine weitere Hürde bei der Umsetzung der Wasser­
rahmenrichtlinie dar (Tz. 306 ff.). Zur Bereitstellung 
ausreichender Mittel ist insbesondere der politische 
Wille erforderlich, der Gewässer- und Auenentwicklung 
einen entsprechenden Stellenwert einzuräumen. Es gibt 
eine Reihe von Ansätzen, die Finanzierung zu ver­
bessern. Zum einen ist der Bund gefordert, Gelder und 
qualifiziertes Personal für den wasserwirtschaftlichen 
Ausbau der Bundeswasserstraßen nach Wasserrahmen­
richtlinie bereitzustellen. Erste Schritte, die Personal­
situation zu verbessern, wurden schon ergriffen. Dies ist 
insbesondere erforderlich, um der bisher eher zöger­
lichen Durchführung der Richtlinie an diesen Gewässern 
zu begegnen (LAWA 2018). Gleiches gilt auch für die im 
Bundesprogramm „Blaues Band Deutschland“ festge­
legte Entwicklung der Auenbereiche entlang der Bundes­
wasserstraßen.

Darüber hinaus empfiehlt es sich, bestehende Förder­
instrumente in ausreichendem Maße an die Erfordernis­
se der Durchführung der Wasserrahmenrichtlinie anzu­
passen. So sollte, wie von der LAWA vorgeschlagen 
(LAWA 2018), über die GAK die fast vollumfängliche 
Finanzierung des Flächenerwerbs zur Einrichtung von 
Gewässerentwicklungsflächen ermöglicht werden. Au­
ßerdem empfiehlt der SRU dem Bund und den Ländern, 
mittelfristig eine neue Gemeinschaftsaufgabe „Natur-, 
Gewässer- und Hochwasserschutz“ auf den Weg zu brin­
gen. Die Verantwortung für die Erstellung eines Rahmen­
plans für diese neue Gemeinschaftsaufgabe sollte insbe­
sondere in die Hände des BMU gelegt werden (s. zum 
Vergleich § 6 und 7 Gesetz über die Gemeinschaftsauf­
gabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küsten­
schutzes“ (GAKG)).

340.	 Auch die Bundesländer sind aufgefordert, die Finan­
zierung der Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie zu 
verbessern (s. a. LAWA 2018). Dafür können auch zu­
sätzliche Finanzierungsinstrumente genutzt werden, die 
bislang nicht oder nur wenig einbezogen werden. In den 
drei Bundesländern Hessen, Thüringen und Bayern 
wird  kein Wasserentnahmeentgelt erhoben (Tz. 310; 
VKU 2018). Ihnen empfiehlt der SRU, dieses Finanzie­
rungsinstrument einzuführen und zur Umsetzung der 
Wasserrahmenrichtlinie zu nutzen. Das Wasserentnahme­
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entgelt sollte zudem von allen Nutzenden von Oberflä­
chen- und Grundwasserkörpern, einschließlich der Land­
wirtschaft, erhoben werden. Die Entgelthöhe sollte 
generell stärker an den signifikanten Finanzierungsbe­
darf angepasst sein. Besonders wichtig wäre es, das Auf­
kommen ausschließlich zweckgebunden für Belange des 
Gewässerschutzes einzusetzen. GAWEL et al. (2011) 
schlagen darüber hinaus eine bundesweite Harmonisie­
rung der Abgabenausgestaltung vor. Der von den Auto­
rinnen und Autoren verwendete erweiterte ökonomische 
Nutzungsbegriff aber auch Art. 2 Nr. 39 Wasserrahmen­
richtlinie, die zum Beispiel auch die Veränderung der Ge­
wässer für die Wasserkraft mit einschließen, rechtfertigt 
die Verwendung der Mittel nicht nur für Maßnahmen zur 
Verbesserung der Wasserqualität, sondern für das brei­
ter angelegte Schutzziel des guten ökologischen Zustands 
und damit der Gewässerrenaturierung (GAWEL et al. 
2011). 

Zudem sollte die Möglichkeit, Ersatzgelder aus der Ein­
griffsregelung für die Gewässerrenaturierung und Auen­
entwicklung zu nutzen, verstärkt wahrgenommen wer­
den. Hier sollten die bestehenden Synergien mit dem 
Naturschutz Anwendung finden. 

Mit Vollfinanzierung Synergien und 
Kooperationen anreizen
341.	 Generell ist es für Gewässerentwickler schwierig, 
den bei Förderungen durch die Länder oder die EU grund­
sätzlich erforderlichen Eigenanteil aufzubringen. Wenn 
eine Maßnahme zur Umsetzung der Wasserrahmenricht­
linie auch dem Hochwasser- oder Naturschutz dient, 
empfiehlt es sich, eine 100%ige Finanzierung vom Land 
zu gewährleisten bzw. zu ermöglichen, wie es das Land 
Hessen bereits praktiziert (EHRHARDT 2016). Außer­
dem sollte es den Aufgabenträgern ermöglicht werden, 
den Eigenanteil insbesondere über unbare Eigen­
leistungen, wie zum Beispiel Personalressourcen, zu 
erbringen. 

Risiko von Rückforderungen abfedern
342.	 Eine besondere Schwierigkeit stellt die Beantragung 
von EU-Mitteln für die Unterhaltungsträger dar. Büro­
kratische Hürden, insbesondere aber die Sorge vor Rück­
forderungen, dürfen nicht dazu führen, dass gänzlich auf 
diese Mittel verzichtet wird. Unter anderem auch bei 
Synergien mit dem Naturschutz sollte die Finanzierung 
über zur Verfügung stehende europäische Fördermittel 
(insb. ELER) genutzt werden. Dies gilt auch deshalb, da 
für die Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie nicht ex­
plizit ein Förderprogramm bzw. Fördermittel zur Seite 
gestellt wurde. Hilfreich wäre es, wenn die Länder, so­

weit dies nicht schon geschieht, kleinen Kommunen oder 
Wasserverbänden bei der Beantragung von Mitteln Ex­
pertise bereitstellen würden. Wenn dies von den gewäs­
serschutzfachlichen Behörden nicht geleistet werden 
kann, könnten hierfür entsprechende Agenturen oder 
andere Institutionen (z. B. sog. Gewässerschutzmana­
gerinnen und -manager) eingerichtet werden. Ebenfalls 
sollte eine Abfederung des Risikos von Rückforderun­
gen erwogen werden, ohne dabei die Zuwendungsemp­
fänger gänzlich aus der Verantwortung hinsichtlich der 
Mittelverwendung zu nehmen. Angeregt wird generell, 
die Förderrichtlinien dahingehend zu ändern, dass be­
reits die Planung gefördert wird (UBA 2016). Eine an­
dere Option wäre die Erhöhung der Fördersätze, wenn 
Kommunen zum Beispiel gemeinsame Planungen vor­
nehmen. Zudem sollte sich Deutschland dafür einset­
zen, dass die bürokratischen Hürden bei der Beantra­
gung europäischer Fördermittel abgebaut und 
gewässerschutzfachliche Belange bei der Weiterentwick­
lung der GAP deutlich stärker als bisher berücksichtigt 
werden (s. a. SRU und WBBGR 2018; SRU und WBW 
2017; LAWA 2018). Generell spricht sich der SRU für 
eine Reform der Finanzierung von Natur- und Gewäs­
serschutzbelangen auf der europäischen Ebene aus (s. 
hierzu SRU und WBW 2017). 

Ausreichend Fachpersonal qualifizieren
343.	 Die Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie erfor­
dert ausreichend Fachpersonal, welches derzeit nicht 
vorhanden ist (Tz. 312). Um dies zu ändern, bedarf es 
insbesondere des politischen Willens, der Umsetzung 
der Wasserrahmenrichtlinie entsprechendes Gewicht zu 
verleihen. So reicht es nicht nur Personal einzustellen, 
sondern es muss ebenso in die Ausbildung von Fach­
kräften, in die Fortbildung und in die Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen investiert werden. Hier sind insbe­
sondere die Länder und Kommunen gefordert, aktiv 
daran zu arbeiten, die Personalsituation zu verbessern. 
Ein wichtiger Schritt hierfür ist eine Initiative zur För­
derung der Aus- und Weiterbildung von Fachpersonal 
(Tz. 338). 

4.7.3	 Flächenverfügbarkeit erhöhen

Flächenmanagement verbessern
344.	 Morphologische Maßnahmen an Gewässern neh­
men Flächen in Anspruch. Um entsprechende Flächen 
für die ökologische Gewässerentwicklung zu sichern, 
sind beim freiwilligen privatrechtlichen Landnutzungs­
tausch oder bei den verschiedenen Verfahren der Flur­
bereinigung landeseigene Flächen erforderlich, die als 
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Tauschflächen eingebracht werden müssen. Eine erfolg­
reiche Flächensicherung erfordert daher ein voraus­
schauendes, langfristig angelegtes und umfassendes 
Flächenmanagement. Hierzu gehört insbesondere eine 
entsprechende Bodenvorratspolitik. In den Bundeslän­
dern gibt es verschiedene Regelungen und Zielsetzungen 
für die Bodenbevorratung. Flächenagenturen sind be­
reits Partner vieler Länder bei der Umsetzung der Was­
serrahmenrichtlinie.

Der SRU empfiehlt den Bundesländern, die Bodenbe­
vorratung landesrechtlich zu regeln, wie es bereits in 
Baden-Württemberg, Hessen und Niedersachsen er­
folgt. Dabei sind mehrere Aspekte von Bedeutung. 
Die Länder sollten die Bodenbevorratung an eine qua­
lifizierte Organisation (z.   B. eine gemeinnützige 
Land(siedlungs)gesellschaft oder eine andere Flächen­
agentur) übertragen. Diese sollte ermächtigt werden, 
Flächenangebote im Bereich von Gewässern, die unter 
die Bestimmungen der Wasserrahmenrichtlinie fallen 
und als Gewässerentwicklungsfläche oder als Ersatz- 
und Austauschland dienen können, im öffentlichen In­
teresse wahrzunehmen (vgl. Richtlinien zur Förderung 
der Bodenbevorratung für öffentliche, agrarstrukturel­
le und ökologische Zwecke in Hessen). Hierzu sollte 
eine solche Agentur auch das siedlungsrechtliche Vor­
kaufsrecht nach § 4 Reichssiedlungsgesetz (RSiedlG) 
in Zusammenhang mit §  9 Grundstückverkehrsgesetz 
(GrdstVG) nutzen dürfen, wenn kein landwirtschaft­
licher Zweiterwerb möglich ist. §  4 RSiedlG räumt ge­
meinnützigen Siedlungsgesellschaften ein Vorkaufs­
recht für Flächen ein, die einer Genehmigungspflicht 
nach dem Grundstückverkehrsgesetz unterliegen, mit 
dem Ziel, diese wiederum an Landwirte zu veräußern 
und damit einer „ungesunde[n] Verteilung des Grund 
und Bodens“ (§  9 Abs. 1 Nr. 1 GrdstVG) entgegenzu­
wirken. Um dieses Vorkaufrecht auszuüben, muss die 
Siedlungsgesellschaft mindestens einen erwerbwilligen 
und -fähigen landwirtschaftlichen Betrieb nachweisen. 
Es besteht eine große Diskrepanz zwischen der Anzahl 
der geprüften Fälle und der ausgeübten Vorkäufe. So 
konnten im Jahr 2017 von 8.129 ha, für die bundesweit 
das siedlungsrechtliche Vorkaufsrecht geprüft wurde, 
nur für 1.580 ha das Vorkaufsrecht ausgeübt werden, 
da nur für diese ein landwirtschaftlicher Zweiterwer­
ber gefunden werden konnte (BLG 2018, S. 19). Ver­
gleichbare Vorkaufsrechte existieren bereits in allen 
Bundesländern zum Beispiel für Naturschutz- oder 
Denkmalschutzzwecke (DNotI 2019). Wichtig wäre in 
diesem Zusammenhang zu prüfen, ob die Träger bei 
der Ausübung ihrer Vorkaufsrechte von der Grund­
erwerbssteuer befreit werden können. 

Flurbereinigungsverfahren für die Belange der 
Wasserrahmenrichtlinie stärken
345.	 Flurbereinigungen werden aus agrar-, siedlungs-, und 
infrastrukturellen sowie ökologischen Gründen angeord­
net. Der SRU empfiehlt den Bundesländern, Flurbereini­
gungsverfahren als Instrument zur Umsetzung flächenbe­
zogener Umweltziele stärker als bisher zu nutzen. Aufgrund 
der teilweise sehr langen Verfahrensdauer gibt es viele an­
hängige Verfahren. In den Bundesländern werden jährlich 
Programme dazu aufgestellt, welche Verfahren priorisiert 
werden. In einigen Ländern (z. B. Mecklenburg-Vorpom­
mern) erhalten Verfahren mit Bezug zur Wasserrahmen­
richtlinie bereits eine hohe Priorität (MLU Mecklenburg-
Vorpommern 2018, S. 10). Im Sinne einer Beschleunigung 
der Maßnahmenumsetzung empfiehlt der SRU den Län­
dern daher, die Flächenbedarfe der ökologischen Gewäs­
serentwicklung regelhaft in allen laufenden Flurbereini­
gungsverfahren mit Gewässerbezug zu berücksichtigen und 
den Verfahren zur Sicherung von Flächen zur ökologischen 
Gewässerentwicklung eine hohe Priorität einzuräumen.

Die Flurbereinigungsbehörden sind personell nicht aus­
reichend besetzt, um die im Zuge der Flächenakquise für 
die Belange der ökologischen Gewässerentwicklung 
nötigen Verfahren zügig umzusetzen. Hierdurch werden 
nur wenige Flurbereinigungsverfahren angeordnet und 
die Verfahrensdauer erhöht sich. Grundvoraussetzung 
einer Stärkung der Flurneuordnung für die Belange der 
Wasserrahmenrichtlinie ist daher eine personelle Auf­
stockung der Flurbereinigungsverwaltung (Tz. 343).

4.7.4	 Akzeptanz fördern

Geeignete Beteiligungsformate wählen
346.	 Um Konflikte bei der Planung und Umsetzung von 
Maßnahmen zu vermeiden, ist es erforderlich, sich mit 
den unterschiedlichen Interessenlagen, Vorbehalten und 
Bedürfnissen der verschiedenen Zielgruppen aus breiter 
Öffentlichkeit, direkt Betroffenen und politischen Ent­
scheidungsträgern intensiv auseinanderzusetzen und 
diese gezielt zu adressieren. Folgerichtig verpflichtet 
Art. 14 Wasserrahmenrichtlinie die Mitgliedstaaten dazu, 
die Öffentlichkeit zu informieren und anzuhören. Hier­
für sieht sie auch Mindestfristen vor. Die Beteiligung soll­
te so früh wie möglich geplant und die dafür benötigten 
personellen und finanziellen Ressourcen bereits bei der 
Maßnahmenplanung berücksichtigt werden (VÖLKER 
et al. 2018). Wichtig ist es, die Akteure von Anfang an 
über den Zweck des Beteiligungsverfahrens aufzuklären, 
der von reiner Information bis hin zu einer aktiven 
Mitarbeit reichen kann. Abhängig von der jeweiligen 



246

Wasserrahmenrichtlinie für die ökologische Gewässerentwicklung nutzen

Zielsetzung ist ein geeignetes Format zu wählen. Je nach 
Kontext haben sich dazu zum Beispiel Vor-Ort-Begehun­
gen, bilaterale Gespräche oder auch Runde Tische, Work­
shops oder Zukunftswerkstätten bewährt. Die Bereitstel­
lung wesentlicher Planungsinformationen mit hoher 
Ortskonkretheit im Internet könnte ebenfalls zur Ver­
besserung der Kommunikation beitragen (ALBRECHT 
und HOFMANN 2015). Ein weiteres Format für eine ak­
tive Öffentlichkeitsbeteiligung, das in anderen Mitglied­
staaten praktiziert wurde, ist der Versand von Informa­
tionen und Fragebögen an Haushalte (ALBRECHT et al. 
2012, S. 115 ff.). Die Beteiligung der betroffenen Akteu­
re beziehungsweise die Form der Beteiligung ist abhän­
gig von der jeweiligen Phase des Prozesses mitsamt sei­
ner relevanten Fragestellung und auch nicht bei jeder 
Stufe des Planungsprozesses vonnöten (VÖLKER et al. 
2018).

Gegenseitiges Verständnis für unterschied
liche Interessenlagen fördern
347.	 Austausch, Abstimmung und Kooperation sollten 
nicht nur zwischen den verantwortlichen Behörden 
und den Landnutzenden sowie Landeigentümerinnen und 
-eigentümern oder der lokalen Bevölkerung stattfinden, 
sondern auch zwischen den verschiedenen Fachbehörden. 
Akzeptanz kann sowohl auf Ebene der Landnutzenden 
sowie der Landeigentümerinnen und -eigentümer als auch 
insbesondere bei den politischen Entscheidungsträgern 
durch ausreichende Finanzmittel erhöht werden (Tz. 339 
ff.). Akzeptanz bei Landeigentümerinnen und -eigentü­
mern wiederum kann deren Bereitschaft steigern, Flächen 
für den Gewässerschutz zur Verfügung zu stellen (Tz. 313 
ff.). Im Idealfall tragen Beteiligungsprozesse dazu bei, das 
gegenseitige Verständnis für die unterschiedlichen Inter­
essenlagen zu fördern und bei Konflikten frühzeitig zu ver­
mitteln. Indem Akteure mit ihrem Engagement und 
spezifischen Wissen einbezogen werden, können konsens­
fähige, lokal angepasste Lösungen gefunden werden.

Nutzen und Erfolge besser kommunizieren
348.	 Werden die gesellschaftliche Bedeutung der 
Wasserrahmenrichtlinie und der Auenentwicklung, der 
Nutzen und die Erfolge von Maßnahmen bekannt 
gemacht und gezielt kommuniziert, trägt dies zur 
Akzeptanz und Motivation der beteiligten Akteure bei. 
Der SRU empfiehlt daher der Bundesregierung über 
ihre bisherigen Aktivitäten hinaus eine Kommuni­
kations- und Öffentlichkeitsstrategie zu initiieren. Sie 
sollte den Nutzen und die Vorteile der Renaturierung 
von Gewässern und der Auenentwicklung über unter­
schiedliche Kanäle (Broschüren, Social Media, Videos 
etc.) zielgruppendifferenziert verbreiten, um dadurch 

ihren Bekanntheitsgrad in der breiten Öffentlichkeit 
weiter zu erhöhen. Dabei sollte der positive Effekt der 
Richtlinie beispielsweise in Bezug auf den Hochwasser­
schutz, die Stadtentwicklung und den Naturschutz 
dargestellt werden. Positive Effekte auf den Natur­
schutz können dabei entlang bekannter Zielarten wie 
Lachs, Forelle oder Eisvogel kommuniziert werden. 
Aber auch die Verbesserung der Badewasser- und Trink­
wasserqualität sowie Kostenersparnis bei der Trink­
wasseraufbereitung sollten hervorgehoben werden. Um 
Erfolge sichtbarer zu machen, sollten unterstützend 
weitere Parameter erhoben werden. Dies betrifft 
insbesondere die Auenbiotope und -organismen, die 
von Maßnahmen besonders profitieren, was aber man­
gels entsprechender Indikatoren bislang nicht abge­
bildet wird (JANUSCHKE et al. 2018). Auch kultu­
relle Ökosystemleistungen, wie die Erholungsfunktion 
oder das Naturerleben an Gewässern und begleitenden 
Ökosystemen, werden bislang nicht systematisch 
erfasst, könnten aber den für den Menschen persön­
lich erfahrbaren Nutzen gut verdeutlichen. Ebenso 
sollten auch die Erfolge bereits umgesetzter Maßnah­
men stärker betont werden. Dafür wäre es sinnvoll, die 
Berichterstattung zur Umsetzung der Wasserrahmen­
richtlinie zu verändern. Den Mitgliedstaaten sollte von 
der Europäischen Kommission die Möglichkeit einge­
räumt werden, auch Teilerfolge auf dem Weg zu einem 
guten Zustand zu berichten. Eine Option wäre, dass die 
Mitgliedstaaten neben den Ergebnissen, die dem 
„One-out-all-out-Prinzip“ folgen, zusätzlich doku­
mentieren, bei welchen Wasserkörpern einzelne Qua­
litäts- oder ergänzende Komponenten eine Verbes­
serung aufweisen. Dies würde helfen, die Erfolge, die 
bereits erzielt wurden, besser zu würdigen. Das Kon­
zept der Ökosystemleistungen bietet Möglichkeiten, 
den Mehrwert und persönlichen Nutzen herauszu­
stellen (Abb. 4-5). Aber auch auf Landes- und lokaler 
Ebene sollten die mit der Umsetzung der Wasser­
rahmenrichtlinie betrauten Akteure den Mehrwert und 
die Erfolge von Gewässer- und Auenentwicklungs­
maßnahmen noch besser kommunizieren. Positive 
Beispiele für eine offene Beteiligungskultur auf unter­
schiedlichen Ebenen finden sich unter anderem in 
Nordrhein-Westfahlen (MULNV NRW o. J.–b) und in 
Rheinland-Pfalz mit der „Aktion Blau Plus“ (MUEEF 
Rheinland-Pfalz 2016). Die „Aktion Blau Plus“ wie auch 
der Umbau der Emscher (Emschergenossenschaft und 
Lippeverband o. J.) sind darüber hinaus exemplarisch, 
wie Synergien zwischen der Wasserrahmenrichtlinie 
und weiteren Belangen des Allgemeinwohls bereits 
zu  Beginn der Maßnahmen mitgedacht und genutzt 
werden können.
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Maßnahmen transparent umsetzen und 
aufeinander abstimmen
349.	 Trotz verschiedener Dokumentationen (z.   B. 
WasserBLIcK, Berichte der Länder und des UBA sowie 
der LAWA) fehlt es bislang an einer detaillierten, 
deutschlandweiten Übersicht über die bereits umge­
setzten Maßnahmen sowie den Umsetzungsstand 
geplanter Maßnahmen (VÖLKER und REHSE 2019). 
Daher empfiehlt der SRU der LAWA eine Internet­
plattform einzurichten, auf der wesentliche Informa­
tionen über die Maßnahmen wie räumlicher Umfang, 
Maßnahmenträger und Kosten gebündelt und öffent­
lich zugänglich gemacht werden. Eine transparente 
Dokumentation der Gewässer- und Auenentwicklungs­

maßnahmen und der dafür eingesetzten öffentlichen 
Mittel trägt in der Regel zu mehr Akzeptanz bei 
und macht darüber hinaus die Daten für die Bericht­
erstattung und auch für wissenschaftliche Fragestel­
lungen leichter zugänglich. Voraussetzung für eine 
bundesweite Vergleichbarkeit ist eine einheitliche 
Dokumentation durch die Länder.

350.	 Der Deutsche Verband für Landschaftspflege 
(DVL) hat sechs Schlüsselfaktoren abgeleitet, die sich 
im Umsetzungsprozess als zielführend erwiesen haben 
und die Akzeptanz fördern können (Abb. 4-18). Diese 
basieren auf Erfahrungen von Landschaftspflege­
verbänden und lokaler Kooperationen bei der Ver­

ɦɦ Abbildung 4-18	

Schlüsselfaktoren für einen kooperativen Gewässerschutz

• Vorhandene Strukturen nutzen
• Regionale Akteure einbinden
• Ehrenamtliches Engagement aktivieren und anerkennen
• Die Öffentlichkeit informieren und begeistern 

Regionale 
Verankerung

• Finanzielle Mittel für den Beteiligungsprozess einplanen
• Bewusste Wahl der Beteiligungsstrukturen
• Einflussmöglichkeiten der Akteure klar benennen 
• Kompetente Moderation und Konfliktberatung sicherstellen
• Sorgfältige Organisation bei Runden Tischen

Professionelle 
Projektsteuerung

• Intensive Abstimmung zwischen den Fachabteilungen
• Naturschutzbelange in Gewässerplanungen berücksichtigen 
• Beitrag der Landschaftsplanung zur Gewässerentwicklung
• Chancen der Eingriffsregelung nutzen

Abstimmung zwischen 
Wasserwirtschaft und 

Naturschutz

• Gewässerumgestaltungen in die Gemeindeentwicklung integrieren
• Fachliche Unterstützung bei der Gewässerunterhaltung und -entwicklung
• Vernetzung und gegenseitigen Austausch fördern

Kommunen beraten 
und vernetzen

• Frühzeitige Einbindung der Flächennutzer und Landeigentümer
• Freiwillige Maßnahmen angemessen honorieren
• Gewässerschutzberatungen weiter ausbauen
• Begleitendes Flächenmanagement bei großräumigen Maßnahmen

Frühzeitige Kooperation 
mit Landbewirtschaftern 

und Landeigentümern

• Passende Rahmenbedingungen der EU
• Förderangebot der Bundesländer
• LIFE+ für Projekte mit hohem Investitionsvolumen nutzen
• Wissen schafft Vorsprung 

Finanzierung und 
Förderinstrumente

SRU 2020; Datenquelle: DVL 2010
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besserung des ökologischen Zustands kleinerer Fließ­
gewässer. Maßnahmen waren dann erfolgreich, wenn 
alle Schlüsselfaktoren eingesetzt und nicht isoliert 
betrachtet wurden. Diese Faktoren sieht auch der SRU 
als notwendig für einen erfolgreichen und breit akzep­
tierten Gewässerschutz an.

4.8	 Fazit

351.	 Ein guter Zustand von Gewässern, sowohl in öko­
logischer als auch in chemischer Hinsicht, ist die Basis 
für die Funktionsfähigkeit natürlicher Ökosysteme mit­
samt ihrer Artenvielfalt und für deren Nutzung durch 
den Menschen. Er ist zudem von Bedeutung für die 
Anpassung an den Klimawandel. Binnengewässer 
stellen eine Vielzahl von Ökosystemleistungen bereit, 
die nicht neu hergestellt oder unbegrenzt genutzt 
werden können. Diese Güter sind mittlerweile nahezu 
überall von Übernutzung betroffen und durch Stoff­
einträge und jahrhundertelangen Veränderungen der 
Struktur von Flüssen und Flusslandschaften beein­
trächtigt. Um diese Entwicklung umzukehren, haben 
sich die europäischen Mitgliedstaaten im Jahr 2000 mit 
der Wasserrahmenrichtlinie verpflichtet, bis zum Jahr 
2015 alle europäischen Gewässer in einen definierten 
„guten Zustand“ zu versetzen. Dieses Ziel wurde in 
Deutschland flächendeckend verfehlt: Mit Abschluss 
des ersten Bewirtschaftungszyklus (2009–2015) waren 
mit etwa 92  % der Großteil der bewerteten Ober­
flächenwasserkörper in keinem guten ökologischen 
Zustand. Gleichzeitig erreicht aktuell kein einziger 
Oberflächenwasserkörper einen guten chemischen 
Zustand, insbesondere wegen einer zu hohen Belastung 
mit ubiquitären Schadstoffen. Die Beeinträchtigung des 
ökologischen Zustands resultiert hauptsächlich aus 
zwei Belastungsschwerpunkten: neben dem stofflichen 
Eintrag aus diffusen Quellen (also örtlich nicht ein­
deutig zuzuweisende Emissionen beispielsweise aus 
Gewerbe, Verkehr oder Siedlungen) sind dies hydro­
morphologische Veränderungen an den Gewässern. Ge­
rade letztere bedürfen aus Sicht des SRU einer deut­
lich höheren Aufmerksamkeit.

352.	 Der Zeitraum zur Umsetzung der Wasserrahmen­
richtlinie ist eng bemessen (s. a. ALBERS et al. 2014; 
HMUKLV 2015; BMUB und UBA 2016; SRU 2018). Für 
Deutschland wie auch für die anderen Mitgliedstaaten 
ist es daher eine große Herausforderung, die Ziele der 
Wasserrahmenrichtlinie zu erreichen. Es sind zwar be­
reits viele Maßnahmen auf den Weg gebracht und zum 
Teil erfolgreich umgesetzt worden, oftmals wird aber 

eine längere Zeit benötigt, bis sich der Gewässerzustand 
verbessert und Erfolge sichtbar werden. Zudem wurden 
und werden weiterhin Maßnahmen zur Verbesserung der 
Gewässerökologie noch nicht in dem Umfang geplant 
und umgesetzt, dass sich eine tiefgreifende Trend­
wende  in Richtung Zielerreichung bis zum Jahr 2027, 
dem verlängerten Zeithorizont bei Ausnahmen, abzeich­
nen würde. Derzeit überwiegt das Freiwilligkeitsprinzip 
gegenüber dem Verursacherprinzip. Es fehlt ein starker 
politischer Wille, dem Thema entsprechendes Gewicht 
zu verleihen. Vor dem Hintergrund des erheblichen 
Handlungsbedarfs, den Zustand der Gewässer zu ver­
bessern, und angesichts der nicht ausreichend ergrif­
fenen Maßnahmen offenbart sich ein deutliches Um­
setzungsdefizit. 

353.	 Um die ökologischen Zustandsziele der Wasser­
rahmenrichtlinie zu erreichen, ist es vor allem erforder­
lich, deutlich mehr Maßnahmen zur Herstellung und 
Verbesserung der Durchgängigkeit der Gewässer für 
Wasserorganismen und Sedimente, des Wasserhaushalts 
bzw. Tidenregimes und der Morphologie (Qualität der 
Habitate) umzusetzen. Dies wird insbesondere durch 
mangelnde finanzielle und personelle Ressourcen, un­
zureichende Akzeptanz bei den Akteuren und nicht 
zuletzt durch die komplexe Aufgabe erschwert, die 
erforderlichen Flächen bereitzustellen. 

354.	 Der SRU hält es für dringend erforderlich, dass 
mehr Flächen für Gewässerentwicklungsmaßnahmen 
zur Verfügung gestellt werden. So sollte der Bund unter 
anderem Schwerpunktflächen der naturnahen Gewäs­
serentwicklung im Wasserhaushaltsgesetz etablieren. 
Die Bundesländer sollten eine proaktive Bodenbevor­
ratung betreiben sowie verstärkt Flurbereinigungsver­
fahren durchführen. Gleichzeitig muss die Planung 
verbindlicher und effektiver werden. Zudem müssen 
bestehende europäische und nationale Finanzierungs­
quellen besser genutzt sowie weitere erschlossen wer­
den. Eine wesentliche Grundvoraussetzung ist auch der 
Einsatz von ausreichendem und entsprechend qualifi­
ziertem Personal. Da der Gewässerschutz eine langfris­
tige und wichtige Aufgabe darstellt, wäre es zielfüh­
rend, eine darauf ausgelegte Gemeinschaftsaufgabe 
einzurichten. Die Wasserrahmenrichtlinie bietet Mög­
lichkeiten, den Schutz der Gewässer mit weiteren 
Anliegen des Naturschutzes und den Interessen des 
Allgemeinwohls zu verbinden. Diese Synergien sollten 
als Chance verstanden und noch stärker kommuniziert 
und genutzt werden. Hierfür ist eine gute Planung sowie 
frühzeitige Einbindung der betroffenen Akteure not­
wendig, nicht zuletzt, um Zielkonflikte zu vermeiden 
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und eine höhere Akzeptanz zu erzielen. Eine breit 
angelegte Kommunikationsinitiative von Bund und 
Ländern wäre hilfreich, um dem Thema die notwen­
dige Aufmerksamkeit zukommen zu lassen und die 
Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie zu unterstüt­
zen. In ähnlicher Weise sollten sie sich bei der Aus- und 
Weiterbildung von Fachkräften engagieren.

355.	 Es steht außer Frage, dass intakte Gewässer von 
grundlegender Bedeutung für Mensch, Natur und eine 
nachhaltige Entwicklung sind und es daher unumgäng­
lich ist, diese ausreichend zu schützen. Gewässer un­
terliegen diversen Wechselwirkungen und dürfen nicht 
isoliert, sondern müssen im Kontext der gesamten 
Flussgebietseinheit mit allen natürlichen wie auch an­
thropogenen Einflüssen betrachtet werden. Insbeson­
dere betrifft dies die Flächennutzung im Umfeld von 
Gewässern mitsamt ihren Stoff- und Sedimenteinträ­
gen. Auch vor dem Hintergrund des Klimawandels ist 
es zunehmend notwendig, den Blickwinkel zu erwei­
tern. Klimatische Veränderungen wirken sich einerseits 
direkt auf die Gewässer und deren Wasserstand aus, 
was sich beispielsweise bereits im Trockenfallen klei­
ner Gewässer zeigt. Andererseits können Auswirkun­
gen des Klimawandels durch naturnahe Gewässer lokal 
abgemildert werden. Häufiger auftretende Extremwet­
terereignisse wie langanhaltende, extreme Trockenheit 
oder plötzliche Starkregenereignisse verdeutlichen, wie 
wichtig ein ausgeglichener Wasserhaushalt nicht nur 
für das Fließgewässer selbst, sondern für das gesamte 
Flusseinzugsgebiet ist. Gewässer in einen guten ökolo­
gischen Zustand zu versetzen, sodass diese größere Nie­
derschlagsmengen bei Starkregen aufnehmen können 
oder bei langanhaltender Trockenheit Wasser in der Flä­
che zu halten vermögen, ist damit auch eine wichtige 
Anpassung an den Klimawandel und wird zukünftig 
von immer größerer Bedeutung sein. 

Der Schutz der Gewässer ist eine langfristige europäische 
Aufgabe. Da sich viele Gewässer in ihrem Verlauf bzw. 
ihrem Einzugsgebiet nicht auf einen einzelnen Staat be­
schränken, legt die Wasserrahmenrichtlinie folgerichtig 
die grenzüberschreitende Zusammenarbeit der Mitglied­
staaten zum Schutz der Gewässer fest. Die Wasserrahmen­
richtlinie hat einen entscheidenden Beitrag dazu geleistet, 
den Gewässerschutz in Europa und die grenzüberschrei­
tende Zusammenarbeit zu stärken und Aktivitäten zu bün­
deln. Im Rahmen des Fitness Checks kommt die Europä­
ische Kommission zu dem Ergebnis, dass die Richtlinie 
zweckmäßig ist, die Umsetzung aber dringend verbessert 
werden müsste (Europäische Kommission 2019a).

Auch wenn es aller Wahrscheinlichkeit nach nicht gelin­
gen wird, alle europäischen Gewässer bis zum Jahr 2027 
in einen guten Zustand zu versetzen, müssen jetzt alle 
Anstrengungen unternommen werden, der Zielerreichung 
möglichst nahe zu kommen. Es gilt, die Umsetzung 
der  Richtlinie auch nach 2027 mit einem weiterhin 
hohen  Ambitionsniveau fortzuführen. Nachlassender 
Handlungsdruck würde den Gewässerschutz erheblich 
schwächen und hätte Auswirkungen auch auf andere Um­
weltpolitiken, beispielsweise die Umsetzung der Meeres­
strategie-Rahmenrichtlinie 2008/56/EG. So wirken sich 
hydromorphologische Veränderungen ebenfalls auf den 
Stoff- und Sedimenttransport der Flüsse aus, die wiede­
rum in den Meeren enden und dort die Gesundheit der 
marinen Ökosysteme beeinflussen (SRU 2015; 2018) 
Gleichermaßen können Symbolarten einer erfolgreichen 
Renaturierung, wie Aal oder Lachs, überhaupt nur zwi­
schen Fluss und Meer wandern, wenn die Fließgewässer 
durchgängig sind. Andere EU-Politiken sollten konsistent 
auf die Ziele der Wasserrahmenrichtlinie ausgerichtet 
sein bzw. in ihren Auswirkungen diesen nicht zuwider­
laufen. Beispielsweise sollte die GAP als das zentrale eu­
ropäische Instrument zur Förderung der Entwicklung 
ländlicher Räume deutlich stärker Aspekte des Gewässer­
schutzes einschließlich einer ökologischen Gewässer­
entwicklung adressieren, als dies bisher der Fall ist. Die 
mit der Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie verbun­
denen Herausforderungen sollten als Chance wahrge­
nommen werden, die Fließgewässer als Lebensadern 
der Landschaft und Hotspots der Biodiversität zu reak­
tivieren. 
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Weniger Verkehrslärm für mehr 
Gesundheit und Lebensqualität

In Deutschland sind viele Menschen aufgrund hoher 
Lärmbelastungen durch den Straßen-, Schienen und 
Luftverkehr in ihrer Gesundheit gefährdet oder beein-
trächtigt. Die Umgebungslärmrichtlinie hat das Ziel, die 
Lärmproblematik durch den Verkehr vor Ort zu erfassen 
und Maßnahmen gegen Lärmbelastungen auf den Weg zu 
bringen. Die Umsetzung und Anwendung der Richtlinie in 
Deutschland weist aber Schwächen auf, die Lärmbelas-
tung konnte bisher noch nicht ausreichend reduziert 
werden. Aus Sicht des Sachverständigenrates (SRU) sind 
daher weitere Maßnahmen zum Lärmschutz dringend 
erforderlich.

5
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5.1	 Einleitung

356.	 Lärm macht krank – doch die Tragweite dieser Er-
kenntnis wird mit Blick auf den Verkehrslärm noch immer 
nicht ausreichend beachtet. Der Verkehr ist die Haupt-
lärmquelle in Deutschland, dabei ist der Straßenver-
kehrslärm dominierend. Rund 8,5 Mio. Menschen in 
Deutschland leben tagsüber, abends und nachts mit einer 
Lärmbelastung durch den Straßenverkehr, die über den 
von der Weltgesundheitsorganisation (World Health 
Organization – WHO) ermittelten Belastungspegeln zum 
Schutz vor gesundheitlichen Auswirkungen durch Stra-
ßenverkehrslärm liegen (WHO 2018). In repräsentativen 
Befragungen geben knapp 50 % der Bevölkerung Deutsch-
lands an, sich durch Straßenverkehrslärm mittelmäßig 
bis äußerst stark belästigt zu fühlen; durch Luftver-
kehrslärm sind es 22  %, durch Schienenverkehrslärm 
19 % der Bevölkerung (BMUB und UBA 2017, S. 51).

Diese Lärmbelastungen haben erhebliche Auswirkungen. 
So kann eine chronische, erhöhte Lärmexposition so-
wohl das subjektive Wohlbefinden als auch die physische 
und mentale Gesundheit der betroffenen Personen be-
einträchtigen (WHO 2018). Lärm wirkt als Stressfaktor 
und kann die Entstehung von Herz-Kreislauf-Erkrankun-
gen begünstigen (van KEMPEN et al. 2018). Auch Ver-
änderungen der kognitiven Leistungsfähigkeit, Schlaf-
störungen oder Depressionen können die Folge von 
dauerhaftem Lärm sein (CLARK und PAUNOVIC 2018b; 
BASNER und McGUIRE 2018). Neben den physischen 
und psychischen gesundheitlichen Wirkungen kann Lärm 
zudem Kommunikationsprozesse oder die Konzentra
tion der Betroffenen, zum Beispiel von Schulkindern, 
stören (GUSKI et al. 2017; GIERING 2010). 

Der Schutz vor Verkehrslärm in Deutschland muss daher 
deutlich verbessert werden. Mit der 2002 in Kraft getre-
tenen europäischen Umgebungslärmrichtlinie 2002/49/EG 
ist hierfür ein wichtiges Managementinstrument einge-
führt worden. Ziel der Umgebungslärmrichtlinie ist es, 
den Umgebungslärm in besonders belasteten Gebieten 
zu reduzieren sowie ruhige Gebiete in Ballungsräumen 
vor vermehrten Lärmeinwirkungen zu schützen. Die 
Richtlinie verpflichtet die Mitgliedstaaten, die Belastung 
durch Umgebungslärm zu kartieren (d. h. Verkehrs-, Ge-
werbe- und Nachbarschaftslärm), um auf dieser Basis 
Lärmaktionspläne aufzustellen.

Dieses Kapitel befasst sich mit der Frage, ob die Umset-
zung und die Anwendung der Umgebungslärmrichtlinie in 
Deutschland ausreichen, um den Schutz vor Verkehrslärm 

im erforderlichen Maße zu verbessern. Dazu werden zu-
nächst die Erkenntnisse über die Lärmbelastungen durch 
den Verkehr in Deutschland und die aktuellen Ergebnisse 
der Lärmwirkungsforschung dargestellt. Sodann werden 
Umsetzung und Anwendung der Umgebungslärmricht
linie in Deutschland beschrieben, wobei auf die Erfolge, 
aber auch auf die Defizite in Bezug auf den Verkehrslärm-
schutz eingegangen wird. Zudem wird ein kurzer Über-
blick über mögliche Maßnahmen zur Lärmminderung beim 
Verkehr gegeben. Es folgen ein Kapitel zur Verknüpfung 
von Lärmbelastungen mit der sozialen Lage unter dem 
Stichwort Umweltgerechtigkeit und schließlich die Emp-
fehlungen des SRU für eine wirksame Lärmaktionsplanung 
und einen besseren Verkehrslärmschutz in Deutschland.

5.2	 Belastung durch 
Verkehrslärm

357.	 Lärm kann einerseits als subjektive Belästigung be-
trachtet werden, das heißt inwiefern sich die Betroffenen 
durch Lärm gestört oder belästigt fühlen (Kap. 5.3), und 
andererseits durch objektive Belastungswerte erfasst wer-
den. Die objektive Belastung durch Verkehrslärm wird in 
Deutschland im Rahmen der Lärmkartierung abgeschätzt, 
die seit 2007 regelmäßig entsprechend der Umgebungs-
lärmrichtlinie durchgeführt wird (s. Abschn. 5.4.1). Die 
Lärmkartierung erfolgt an Hauptverkehrsstraßen, Haupt-
eisenbahnstrecken, Großflughäfen und in Ballungsräu-
men. Dabei wird die Stärke der Schallemission anhand 
von Verkehrs- und Infrastrukturdaten berechnet. Bei-
spielsweise werden beim Straßenverkehr unter anderem 
Daten zur Verkehrsstärke, zum Lkw-Anteil, der zulässi-
gen Höchstgeschwindigkeit, der Art der Straßenober
fläche und der Längsneigung der Straße herangezogen 
(BASt 2006). Daraus werden der Tag-Abend-Nacht-
Lärmindex (Day-Evening-Night-Index – LDEN) und der 
Nacht-Lärmindex (LNight) bestimmt (s. Tab. 5-1).

358.	 Tabelle 5-1 fasst die Ergebnisse der Lärmkartierung 
aus dem Jahr 2017 zusammen (UBA 2019a). Die höchs-
ten Betroffenenzahlen durch den LDEN von über 55 Dezi
bel (dB) gibt es beim Straßenverkehrslärm (zum Dauer
schallpegel s. Kasten 5-1). Beim Schienenverkehr sind 
etwa 25 % weniger Menschen belastet. Die Anzahl der 
durch Fluglärm Betroffenen ist vergleichsweise gering, 
da insgesamt weniger Personen in der Nähe von Flughä-
fen als an Straßen- und Schienenverkehrswegen leben. 
Die niedrigen nächtlichen Fluglärmbelastungswerte kön-
nen zudem durch Einschränkungen des Nachtflugbe-
triebs erklärt werden (SRU 2014, Tz. 32). 
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5.2	 Belastung durch Verkehrslärm

Während in Bezug auf den LDEN die Anzahl der Belasteten 
beim Straßenverkehr am höchsten ist, erfahren ähnlich 
viele Menschen in der Nacht einen Dauerschallpegel über 
50 dB durch Schienenverkehrslärm wie durch Straßenver-
kehrslärm. Dies ist unter anderem darauf zurückzuführen, 
dass der nächtliche Schienengüterverkehr, insbesondere 
auf zentralen Korridoren wie der Mittelrheintalstrecke, 
deutlich zugenommen hat. Diese sogenannten Hochleis-
tungskorridore führen häufig durch dicht bevölkerte Ge-
biete (MITUSCH et al. 2017, S. 65 und 245). Zudem wird 
der Güterverkehr wegen der zusätzlichen Belastung des 
Korridors mit dem Schienenpersonenverkehr auf den 
nächtlichen Zeitraum verwiesen, wo er in enger Taktung 
und mit hoher Auslastung fährt (ebd.). Hier erweist es 
sich als kritisch, dass zur Beurteilung des Schienenver-
kehrslärms in der Nacht nur der Dauerschallpegel heran-
gezogen wird (JÄCKER-CÜPPERS et al. 2018, S. 81). Mit 
der Einführung eines Maximalpegelkriteriums könnten zu-
sätzlich Lärmspitzen und somit noch stärker als bisher das 
Risiko von Aufwachreaktionen in der Nacht berücksich-
tigt werden (SEIDLER et al. 2018; zum Dauerschallpegel 
und Maximalpegel s. a. Kasten 5-1). In diesem Sinne hat 
sich auch die Umweltministerkonferenz (UMK) geäußert 
und die Bundesregierung gebeten, die rechtliche Veranke-
rung des Maximalpegelkriteriums zur Beurteilung von 
Schienenverkehrslärm in der Nacht voran zu bringen, um 
den Schutz der Anwohnenden vor hohen Lärmbelastungen 
an Bahnstrecken zu verbessern (UMK 2018a, TOP 29).

359.	 Insgesamt ist davon auszugehen, dass mehr Men-
schen in Deutschland von Verkehrslärm betroffen sind, 
als durch die aktuellen Lärmkartierungen abgebildet 
wird. So werden etwa Militärflughäfen und kleinere Flug-
häfen außerhalb der Ballungsräume bei der Lärmkartie-
rung nicht berücksichtigt. Zudem weist das Umweltbun-
desamt (UBA) darauf hin, dass bei der Lärmkartierung 
nur die Flughäfen mit über 50.000 Flugbewegungen pro 
Jahr betrachtet werden (MITUSCH et al. 2017, S. 64). 
Auch beim Straßen- und Schienenverkehr gibt es 
vergleichbare Mengenkriterien hinsichtlich des Ver
kehrsaufkommens, das heißt, nur Hauptverkehrsstraßen 
(>  3  Mio. Kraftfahrzeuge pro Jahr) und Haupteisen
bahnstrecken (> 30.000 Züge pro Jahr) werden berück-
sichtigt. Aber auch außerhalb dieser Gebiete sind 
Menschen Verkehrslärmbelastungen ausgesetzt.

ɦɦ Tabelle 5-1	

Anzahl der durch Verkehrslärm belasteten Bevölkerung in Deutschland

Dauerschallpegel Lärmquelle

Lärmindizes Bereich Straßenverkehr Schienenverkehr Luftverkehr

Tag-Abend-Nacht 
Lärmindex (LDEN): 

> 55 – ≤ 65 dB
> 65 – ≤ 70 dB
> 70 dB
> 55 dB

6.225.200
1.625.100
   670.500
8.520.800

5.429.800
   683.500
   323.800
6.437.100

812.200
  30.700
    3.700
846.600

Nacht-Lärmindex 
(LNight)

> 50 – ≤ 55 dB
> 55 – ≤ 60 dB
> 60 dB
> 50 dB

2.857.400
1.790.200
   844.300
5.491.900

3.148.500
1.314.100
   702.800
5.165.400

206.800
  34.700
    1.500
243.000

Tag-Abend-Nacht-Lärmindex (LDEN): 24-Stunden-Dauerschallpegel zur Beschreibung der allgemeinen Lärmbelästigung; dabei werden 
die unterschiedlichen Zeiträume aufgrund der unterschiedlichen Ruhebedürfnisse jeweils anders gewichtet: Tag (6 – 18 Uhr) ohne 
Zuschlag, Abend (18 – 22 Uhr) + 5 dB und Nacht (22 – 6 Uhr) + 10 dB; Nacht-Lärmindex (LNight): Dauerschallpegel zur Beschreibung 
für mögliche Schlafstörungen; umfasst den Nachtzeitraum (22 – 6 Uhr).

Quelle: UBA 2019a

Kasten 5-1: �Messung und Bewertung 
von Schall

Schall ist ein (neutrales) messbares akustisches 
Ereignis. Die physikalische Energie eines Schall
ereignisses (Schallenergie) wird als Schallpegel (L) 
bzw. Schalldruckpegel (Lp) in Dezibel (dB) angege-
ben, das ist der zehnte Teil (dezi) der Hilfsmaßein-
heit Bel (B). Da die Schmerzgrenze von Schalldruck 
rund zwei bis drei Millionen Mal so hoch ist wie der 
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ɦɦ Abbildung 5-1	

Vergleich akuter Schalldruckpegel von Geräuschen in der Umwelt

10 dB(A)

0 dB(A) Hörschwelle

Presslufthammer 5 m Abstand100 dB(A)

tropfender Wasserhahn 1 m Abstand20 dB(A)

1 m Abstandtickender Wecker30 dB(A)

Kühlschrank 1 m Abstand40 dB(A)

typische Einstellung für    
ungestörte Kommunikation

Radio50 dB(A)

Airbus A319 (2.300 m Höhe) ca. 25 km hinter Start60 dB(A)

25 m AbstandPkw (60 km/h)70 dB(A)

Bus (60 km/h) 25 m Abstand80 dB(A)

25 m AbstandGüterzug (100 km/h)90 dB(A)

Schalldruckpegel Beispiel Spezifikation

SRU 2020; Datenquelle: www.fluglärm-portal.de o. J.–b

Schalldruckpegel an der Hörschwelle, wird der Schall-
druckpegel zur vereinfachten Darstellung als dekadi-
scher Logarithmus angegeben. Außerdem nimmt das 
menschliche Gehör Geräusche in hohen und niedrigen 
Frequenzbereichen anders wahr als Schallereignisse in 
mittleren Frequenzen. Mithilfe der sogenannten A-Fre-
quenzbewertungskurve wird Schall daher entsprechend 
der enthaltenen Frequenzen unterschiedlich stark ge-
wichtet. Schalldruckpegel werden dann meist als dB(A) 
angegeben. LDEN und LNight sind schon A-bewertet, 
daher wird im Text bei der dB-Angabe von LDEN und 
LNight auf den Zusatz (A) verzichtet. Abbildung 5-1 
zeigt beispielhaft, welche Schalldruckpegel von be-
stimmten Geräuschquellen in der Umwelt ausgehen. 
Da solche akuten Schalldruckpegel zeitlichen Schwan-
kungen unterliegen, wird die mit dem Schall transpor-
tierte Energie über festgelegte Zeitabschnitte (z. B. die 
Nacht) gemittelt. Man spricht dann vom sogenannten 
energieäquivalenten Dauerschallpegel (LAeq) oder auch 
Dauerschallpegel. Zudem kann es bei unregelmäßig 
auftretenden Geräuschen (z. B. verursacht durch Flug
zeuge) notwendig sein, den Maximalpegel eines Ge
räuschereignisses zu erfassen. Beim gemittelten Maxi
malpegel (LAmax) wird ein Durchschnittswert der 

maximal gemessenen Schallpegel über einen längeren 
Zeitraum berechnet. Der Beurteilungszeitraum für die 
genannten Kennwerte LAeq und LAmax beträgt ein Jahr.

Bereits ein Pegelunterschied von 1 dB ist für den 
Menschen wahrnehmbar (ORTSCHEID und WENDE 
2004). Zudem entspricht eine Verdopplung bzw. 
Halbierung der wahrgenommenen Lautstärke einer 
Erhöhung bzw. Reduktion des Schalldrucks um circa 
6 bis 10 dB (WARREN 1970; 1973).

Lärm ist definiert als „unerwünschter Schall“, das heißt 
als ein Schall, der von Menschen negativ bewertet wird. 
Er wird unter anderem deshalb negativ bewertet, weil 
er Störungen, Beeinträchtigungen, Belästigungen, Ge-
sundheits- und ökonomische Schäden verursachen 
kann. Wegen dieser Subjektivität der Bewertung kann 
Lärm nicht direkt mit technischen Geräten gemessen 
werden. Jedoch kann Lärm näherungsweise durch akus-
tische Eigenschaften, die das Geräusch charakterisie-
ren, und durch messbare physikalische Größen, wie 
den Schalldruckpegel, das Frequenzspektrum, die Am-
plitude (Maximalwert) sowie das Zeitverhalten 
des Schalls beschrieben werden.
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360.	 Um die zukünftige Entwicklung des Verkehrsauf-
kommens und somit auch der Verkehrslärmbelastung 
abzuschätzen, wird die Verkehrsverflechtungsprognose 
2030 erstellt (BVU Beratergruppe Verkehr + Umwelt 
et al. 2014; s. a. SRU 2017). Insgesamt wird erwartet, 
dass der Personen- und Güterverkehr auf der Straße, der 
Schiene sowie in der Luft zwischen 2010 und 2030 kon-
stant zunehmen werden (s. im Einzelnen SRU 2017). 
Dieser Trend wirkt sich nicht nur negativ auf den Ener-
gieverbrauch und die CO2-Emissionen, sondern auch auf 
die Geräuschemissionen aus.

5.2.1	 Belastung und soziale Lage 
361.	 Die Belastung durch Verkehrslärm variiert in der 
Regel von Individuum zu Individuum. Inwiefern der 
individuelle sozioökonomische Status (auch Sozial
status) hier eine Rolle spielt, ist generell eine wichtige 
Frage, wenn es um die ungleichmäßige Verteilung 
gesundheitsrelevanter Umweltdeterminanten, wie zum 
Beispiel Verkehrslärm, geht (MURRAY et al. 1999, 
S. 537). Um den Sozialstatus abzubilden, werden meist 
mehrere individuelle Merkmale wie Einkommen, Beruf 
und Bildungsniveau zu einem Index aggregiert (DITTON 
und MAAZ 2011, S. 193; LAMPERT und RICHTER 2006, 
S. 311–314). Die differenzierte Betrachtung der sozia-
len Lage, das heißt „typische[r] Kontexte ungleicher 
Handlungsbedingungen“ (HRADIL 1987, S. 153), mit 
der Berücksichtigung der vorgenannten Faktoren, ist 
für die Identifizierung von betroffenen Bevölkerungs-
gruppen unverzichtbar. Nationale und internationale 
Studien dokumentieren einen negativen Zusammen-
hang zwischen individuellen und aggregierten Indika-
toren sozialer Lage und Lärmbelastung (LAMPERT 
et al. 2013; LAUßMANN et al. 2013, S. 827; BECKER 
2016; SZOMBATHELY et al. 2018; CASEY et al. 2017; 
LAM und CHAN 2008; NEGA et al. 2013). Das heißt, 
dass sozial benachteiligte Personengruppen im Durch-
schnitt häufiger durch Verkehrslärm belastet sind als 
sozial besser gestellte Gruppen. Allerdings muss berück-
sichtigt werden, dass auch einkommensstarke Men-
schen hohe Lärmbelastungswerte erfahren können, wie 
etwa eine Studie in Hamburg beschreibt (SZOMBAT-
HELY et al. 2018). Dies lässt sich dadurch erklären, dass 
die subjektiven Vorteile, die ein Leben in attraktiven In-
nenstadtvierteln mit sich bringt, überwiegen und Ver-
kehrslärm daher bewusst als individuelle Entscheidung 
in Kauf genommen wird (ebd.). Vergleichbare Abwei-
chungen hinsichtlich Lärm und individueller sozialer 
Lage konnten Studien in den europäischen Städten 
Marseille und Paris beobachten (BOCQUIER et al. 2012; 
HAVARD et al. 2011). 

362.	 Die Mehrzahl der empirischen Erkenntnisse legt 
allerdings eine objektiv ungleiche Konzentration von 
Lärm in sozial benachteiligten Wohngebieten nahe 
(für eine Übersicht s. DREGER et al. 2019). Die soziale 
und räumliche Ungleichverteilung von Umweltbelas
tungen verweist auf den Umweltgerechtigkeitsansatz 
(MAIER und MIELCK 2010). Als normatives Leitbild 
fokussiert Umweltgerechtigkeit auf „die Vermeidung 
und den Abbau der sozialräumlichen Konzentration 
gesundheitsrelevanter Umweltbelastungen sowie die 
Gewährleistung eines sozialräumlich gerechten Zugangs 
zu Umweltressourcen“ (BÖHME et al. 2015, S. 46). 
Umweltgerechtigkeit ist ein mehrdimensionales Kon-
zept (BOLTE 2016) mit den Elementen Verteilungs
gerechtigkeit (materielle Komponente) und Verfahrens-
gerechtigkeit (formelle Komponente). Der Ansatz der 
Verteilungsgerechtigkeit geht davon aus, dass nicht ver-
meidbare Umweltbelastungen gleichmäßig verteilt sein 
sollten (z. B. vergleichbare Lärmpegel in allen Wohnge-
bieten innerhalb einer Stadt) und wertvolle Umwelt
ressourcen (z. B. Grünräume) für alle Bürgerinnen und 
Bürger in gleichem Maße verfügbar sein sollten. Verfah-
rensgerechtigkeit nimmt hingegen Bezug auf faire Ver-
fahren und Prozessabläufe, in denen alle unmittelbar 
betroffenen Personen die Möglichkeit erhalten, an Infor
mations-, Planungs-, Anhörungs- und Entscheidungs-
verfahren teilzunehmen und ihre Belange vor- bzw. 
einzubringen. Verfahrensungerechtigkeit bis hin zur Ver
teilungsungleichheit ist in der Regel immer dann zu 
erwarten, wenn einzelne Personengruppen in wichtigen 
kommunalen Entscheidungsprozessen über- oder unter
repräsentiert sind. 

Dabei ist jedoch zu beachten, dass Ungleichheit nicht 
pauschal mit Ungerechtigkeit gleichzusetzen ist. PREI-
SENDÖRFER (2014) hat daher sieben Bedingungen 
identifiziert, unter welchen die Wahrscheinlichkeit zu-
nimmt, dass gesundheitliche Ungleichheiten als unge-
recht zu bewerten sind. Bezogen auf Verkehrslärm steigt 
demzufolge das Risiko für Umweltungerechtigkeit ins-
besondere dann, wenn 

ɦɦ die sozial-räumliche ungleiche Verteilung von Ver-
kehrslärm zunimmt,

ɦɦ die Belastung durch Verkehrslärm oberhalb der „Gren-
zen des Zumutbaren“ liegt (insbesondere bei nach-
weisbaren Gesundheitsschäden),

ɦɦ die Verkehrslärmbelastung mit weiteren benachteili-
genden Lebensumweltfaktoren (z. B. erhöhte Luft-
schadstoffwerte) assoziiert ist, 
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ɦɦ das subjektive Wohlbefinden und die Lebensqualität 
der betroffenen Individuen durch Verkehrslärm 
beeinträchtigt sind, 

ɦɦ die Betroffenen selber nur in geringerem Maße zu den 
Verkehrslärmemissionen beitragen, 

ɦɦ die Betroffenen „unfreiwillig“ in einer stark verlärm-
ten Wohngegend leben und kaum Optionen haben, 
den Wohnort zu wechseln und 

ɦɦ den Betroffenen weniger Mitwirkungs- und Mitgestal-
tungsmöglichkeiten bei etwaigen Verkehrsplanungs- 
oder Lärmschutzmaßnahmen zur Verfügung stehen.

Unstrittig ist, dass es bei der Auslegung solcher Bedingun-
gen immer auch einen Ermessenspielraum gibt. So kann 
zum Beispiel nicht immer eindeutig ermittelt werden, ob 
eine Lärmbelastungssituation zumutbar ist oder inwiefern 
jemand freiwillig in einer bestimmten Wohngegend lebt. 
Daher gilt es, den jeweiligen Kontext im Einzelfall zu prü-
fen, um festlegen zu können, ob eine ungleiche Verteilung 
von Verkehrslärm tatsächlich als ungerecht zu bewerten ist. 

5.2.2	 Mehrfachbelastung
363.	 Obwohl die Umgebungslärmrichtlinie vorschreibt, 
dass Lärm in Ballungsräumen nach den jeweiligen Quel-
len getrennt erfasst wird, überlagern sich gerade in urba-
nen Gebieten oft unterschiedliche Lärmquellen (SRU 
2008, Tz. 838; 1999, Abschn. 3.5.6). Allein im Jahr 2016 
fühlten sich rund 60 Millionen Menschen in Deutschland 
durch mehrere Lärmquellen gestört oder belästigt (UBA 
2019e). Aufgrund der zunehmenden urbanen Verdichtung 
ist auch in Zukunft anzunehmen, dass solche Mehrfachbe-
lastungen weiter an Bedeutung gewinnen werden (SRU 
2018, Abschn. 2.1.2). Der SRU hat daher bereits in der Ver-
gangenheit auf die Notwendigkeit einer summativen Be-
trachtung von unterschiedlichen Lärmquellen hingewie-
sen (SRU 2004, Abschn. 7.1.4; 1999, Tz. 505). Die UMK 
stellte 2017 fest, dass der Schutz vor Gesamtlärm gesetz-
lich nicht zufriedenstellend geregelt sei (UMK 2017, 
TOP 31). Auch im aktuellen sowie im vergangenen Koali-
tionsvertrag der Bundesregierung wurde die Absicht, eine 
Gesamtlärmbetrachtung einzuführen, bereits festgehalten 
(CDU, CSU und SPD 2018, S. 120; 2013, S. 30). Bislang 
wurde jedoch noch keine flächendeckende Gesamtlärm-
bewertung implementiert. 

Ein vielversprechender Ansatz zur Ermittlung einer wir-
kungsgerechten Gesamtlärmbewertung ist die Bildung 
eines Summenpegels nach dem Substitutionsverfahren 

der VDI-Richtlinie 3722 Blatt 2 (LIEPERT et al. 2019, 
S. 191 f.). Ziel dieser Richtlinie ist es, einen effektbe
zogenen Substitutionspegel zu ermitteln, der mehrere 
Lärmquellen mit einem einzigen standardisierten Maß 
hinsichtlich Lärmbelästigungen und Schlafstörungen 
bewertet. Im Rahmen eines UBA-Forschungsvorhabens 
wurden unter anderem bestehende Regelungslücken der 
VDI-Richtlinie identifiziert (z. B. Einbezug von Indus
trie- und Gewerbelärm oder Interaktion von Tag- und 
Nachtlärmwirkungen) und entsprechende Regelungser-
weiterungen entwickelt (WOTHGE 2016, S. 128). 
Zukünftig könnte die VDI-Richtlinie als Basis für das 
Bewertungsverfahren bei Einwirken mehrerer Quellen 
dienen (LIEPERT et al. 2019).

364.	 Gerade in der Stadt ist Verkehrslärm nur eine von 
mehreren Umweltbelastungen. Lärm- und Luftbelastung 
korrelieren beispielweise stark miteinander (DAVIES 
et al. 2009; ISING et al. 2004; TOBÍAS et al. 2001), da 
beide Faktoren insbesondere durch den motorisierten 
Verkehr mit Verbrennungsmotor verursacht werden 
(MONTES-GONZÁLEZ et al. 2018). Daraus folgt, dass 
Menschen, die an hochfrequentierten Straßen wohnen, 
nicht nur eine erhöhte Verkehrslärmexposition erfahren, 
sondern zudem auch stärker von Luftschadstoffen wie 
Feinstaub oder Stickstoffoxiden betroffen sind. Eine 
weitere Umweltdeterminante, die häufig gemeinsam mit 
einer Verkehrslärmbelastung auftritt, sind Erschütterun-
gen, das heißt mechanische Schwingungen in festen 
Körpern. Beispielsweise erzeugen Züge diese Erschütte-
rungen und verursachen zeitgleich Lärmemissionen 
(YOKOSHIMA et al. 2017; LUTZENBERGER et al. 2016; 
STEINHAUSER 2007). Erschütterungen können, genau 
wie Lärm, bereits bei kurzfristiger Exposition zu physio-
logischen Veränderungen und eingeschränktem Wohlbe
finden führen (UBA 2013c). Die Doppelbelastung durch 
diese beiden Umweltstressoren kann über einen länge-
ren Zeitraum besonders gesundheitsschädigend sein. 

5.3	 Gesundheitswirkungen 
von Verkehrslärm

365.	 Lärm kann sowohl aurale als auch extra-aurale 
Gesundheitswirkungen verursachen. Aurale Gesundheits-
wirkungen sind direkte physiologische Gesundheitsschä-
den des Gehörsystems (z. B. Tinnitus) aufgrund extremer, 
einmaliger Schallereignisse, wie ein Gewehrschuss am 
Ohr, oder eines anhaltenden Schalldruckpegels ab 75 dB 
(z. B. Arbeit im industriellen Sektor) (BASNER et al. 2014). 
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Aurale Gesundheitswirkungen gelten seit langem als sehr 
gut belegt (LE et al. 2017; SRU 1999, Abschn.  3.5.2.1). 
Doch auch Lärm im Bereich niedriger, nicht-gehörschä
digender Dauerschallpegel (LNight ≥ 40 dB) kann bei chro-
nischer Exposition gesundheitsschädigende Folgen haben 
(extra-aurale Gesundheitswirkungen) (WHO 2009, S. 108). 
Gesundheitliche Auswirkungen lassen sich wie folgt eintei-
len (in Anlehnung an GIERING 2010): 

ɦɦ Schädigungen des Hörorgans (aural),

ɦɦ physiologische Reaktionen (z. B. erhöhte Ausschüt-
tung von Stresshormonen),

ɦɦ psychologische Reaktionen (z. B. Angstreaktionen, 
Depressionen),

ɦɦ subjektive Reaktionen (persönliche Wahrnehmung; 
„Aufgrund des Straßenlärms kann ich mich nicht 
konzentrieren“) und

ɦɦ inter-subjektive Reaktionen (zwischenmenschlich 
geteilte Wahrnehmung; „Der Straßenlärm stört uns 
bei unserem Gespräch“).

5.3.1	 Wirkungsmechanismen
366.	 Einwirkungen von Schall, also Schallimmissionen, 
können gleichzeitig physiologische und kognitive Pro-
zesse anstoßen. Dabei hängt die Stärke der Schallreak
tionen zunächst von der individuellen Bewertung des 
Schallereignisses ab (s. Abb. 5-2). Die Wahrnehmung 
und Bewertung von Schall als Lärm ist kein rein physi-
kalisches Phänomen. Sie unterliegt vielmehr komplexen 
psychophysiologischen Prozessen. Eine Rolle spielen die 
akustischen Eigenschaften der Lärmquelle (z. B. Pegel-
schwankungen). Dies erklärt, warum beispielsweise eine 
Lärmexposition durch Flugzeuge mit schnell ansteigen-
den und wieder abfallenden Geräuschen zu einer höhe-
ren Beeinträchtigung führen kann, als dies bei gleichen 
kontinuierlichen Dauerschallpegeln der Fall wäre (z. B. 
gleichmäßiger Straßenverkehr) (QUEHL und BASNER 
2008; MIEDEMA und VOS 1998). Es ist zudem nicht aus-
reichend, die individuelle Belästigungseinschätzung nur 
durch den Schallpegel zu bestimmen. So sind auch der 
jeweilige Kontext (z. B. Arbeitsumfeld oder Wohninnen-
raum) und individuelle Faktoren (z. B. Alter, Geschlecht, 
Lärmempfindlichkeit oder Einstellung gegenüber der 
Lärmquelle) als wichtige Aspekte zu berücksichtigen, die 

ɦɦ Abbildung 5-2	
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die Schallreaktionen moderieren (SRU 2002, Tz. 594; 
1999, Tz. 402; GUSKI 1999; LERCHER 1996; PAS-
SCHIER-VERMEER und PASSCHIER 2000). Gemeinsam 
mit den akustischen Eigenschaften müssen diese indivi-
duellen und situationsabhängigen Faktoren bei der Be-
wertung von Lärm ebenfalls berücksichtigt werden 
(KOHLHUBER 2011). ISING und KRUPPA (2004) 
machen daher seit Langem auf die Notwendigkeit eines 
umfassenden Paradigmenwechsels in der Lärmwirkungs-
forschung aufmerksam.

367.	 Zu physiologischen und biologischen Stressreak
tionen kommt es, wenn Schallimmissionen kurzfristig 
das vegetative, also autonome Nervensystem, das 
wir  nicht willkürlich beeinflussen können, erregen 
(SRU  2002, Tz. 587; 1999, Tz. 392). Dabei werden 
vermehrt Stresshormone wie Adrenalin, Noradrenalin 
oder Cortisol ausgeschüttet (BABISCH 2003; ISING und 
BRAUN 2000). Besonders anfällig für diesen Mecha
nismus ist der Mensch während des Schlafs (SRU 2002, 
Tz. 591; DI NISI et al. 1990). Diese zunächst physio
logischen, unspezifischen Reaktionen begünstigen bei 
dauerhafter Lärmexposition das Auftreten möglicher 
Risikofaktoren für Herz-Kreislauf- und Stoffwechsel
erkrankungen (SPRENG 2000; SRU 2004, Abschn. 7.1.3.2). 
Hierzu zählen etwa Veränderungen des Blutdrucks, der 
Blutfette, des Blutzuckers oder der Blutgerinnungs
faktoren (BABISCH 2006; 2000; LUNDBERG 1999). Mit 
der Verschlechterung dieser Parameter steigt die Wahr-
scheinlichkeit, dass sich im Laufe des Lebens Stoffwech-
selerkrankungen (z. B. Typ-2-Diabetes mellitus), oder 
Herz-Kreislauf-Erkrankungen, wie beispielsweise Blut-
hochdruck, Arterienverkalkungen oder koronare Herz-
erkrankungen manifestieren (DZHAMBOV 2015; MÜN-
ZEL et al. 2014; DAVIES und van KAMP 2012; BABISCH 
2011; ROSMOND und BJÖRNTORP 2001; SRU 1999, 
Abschn. 3.5.4). Zudem können sich körperliche Stress-
reaktionen negativ auf den Schlaf und die Leistungs
fähigkeit auswirken (MUZET 2007). Durch die hohe Be-
deutung des Schlafs für die physische und psychische 
Regeneration (MASCHKE und HECHT 2007) birgt 
nächtlicher Lärm ein besonders hohes Gesundheitsrisiko 
(SRU 1999, Tz. 435 f.; SEIDLER et al. 2016a; 2018). 

368.	 Bei den psychologischen Wirkmechanismen ist die 
Bewertung von Schall ebenfalls äußerst relevant, da diese 
darüber entscheidet, ob ein Geräusch als belästigend 
oder störend wahrgenommen wird. Der Begriff Lärmbe-
lästigung beschreibt das negative subjektive Gefühl einer 
Störung durch Lärm, mit der Folge einer Unterbrechung 
bzw. Behinderung bestimmter Tätigkeiten (z. B. Kom-
munikation, Erholung, Konzentration, Schlafen etc., s. 

SRU 1999, Tz. 451). Menschen, die sich durch Verkehrs
lärm belästigt fühlen, empfinden in der Regel zahlreiche 
negative Emotionen, die von Wut über Angst bis hin zur 
Erschöpfung reichen können (MIEDEMA et al. 2011, 
S. 91). Belästigungsempfinden tritt insbesondere dann 
auf, wenn die Betroffenen davon überzeugt sind, der Be-
lastungssituation ausgeliefert zu sein und selbst keinen 
aktiven Einfluss nehmen zu können (STALLEN 1999; 
KROESEN et al. 2008). Wiederholt sich das subjektive 
Gefühl, die Kontrolle über das Auftreten einer Stress
situation (z. B. chronische Lärmexposition) und die 
Fähigkeit zur Veränderung der eigenen Lebenssituation 
verloren zu haben, können Symptome „erlernter Hilf
losigkeit“ auftreten (SELIGMAN 1972, S. 408; HIROTO 
und SELIGMAN 1975). Der Begriff bezeichnet ein psy-
chologisches Konzept zur Erklärung von Depressionen. 
Dabei können Betroffene entweder annehmen, dass sie 
selbst nicht über die Fähigkeiten zur Veränderung der 
Lärmsituation verfügen (persönliche Hilflosigkeit), oder 
alternativ denken, dass weder sie noch irgendjemand 
anderes etwas daran ändern kann (universelle Hilflosig-
keit) (ABRAMSON et al. 1978). Erlernte Hilflosigkeit 
kann vor allem die psychischen Gesundheitseffekte von 
Verkehrslärm zusätzlich verstärken (JOB 1996). Dies 
gilt gerade für die persönliche Hilflosigkeit, da man bei 
dieser Form der erlernten Hilflosigkeit die Schuld bei 
sich selbst sucht und das Selbstwertgefühl somit sinkt 
(MOHANTY et al. 2015). 

Belästigungsempfinden ist die häufigste gesundheits
relevante Lärmreaktion (BASNER et al. 2014; SRU 2004, 
Abschn. 7.1.2; 1999, Tz. 404). Laut einer repräsentati-
ven Befragung aus dem Jahr 2016 fühlten sich 80 % der 
Deutschen durch Umgebungslärm (d. h. Verkehrs-, 
Gewerbe- und Nachbarschaftslärm) belästigt. 2014 lag 
der Prozentsatz noch bei 77 % (BMUB und UBA 2017; 
2015, S. 780). Unter den Befragten gaben 15 % an, sich 
stark oder äußerst stark belästigt zu fühlen. Diese Gruppe 
kann, der Einordnung von FIELDS et al. (2001) folgend, 
als erheblich oder hochgradig Belästigte (engl. „highly 
annoyed“) bezeichnet werden (SRU 2004, Tz. 633; 1999, 
Tz. 405). Ihr Anteil schwankt je nach Lärmquelle 
zwischen 6  % beim Schienenverkehrslärm und 23  % 
beim Straßenverkehrslärm (BMUB und UBA 2017). 

Bei konstant bleibenden Dauerschallpegeln ist das Emp-
finden von Lärmbelästigung im Vergleich zu früheren 
Jahren angestiegen (GJESTLAND et al. 2015; JANSSEN 
und VOS 2009; GUSKI 2004, S. 62). Ein möglicher 
Erklärungsansatz besteht darin, dass die Menschen heute 
aufgrund höherer Alltagsbelastungen insgesamt anfäl
liger für Umweltstressoren sind. Ebenfalls denkbar ist, 
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dass sich die Lärmkulisse insbesondere im urbanen 
Raum verändert hat und als stärker belästigend wahr-
genommen wird. Nicht auszuschließen sind kon
textuelle oder methodische Unterschiede zwischen 
den jeweiligen Studien (GUSKI et al. 2018; JANSSEN 
et al. 2011).

369.	 Das Konzept der subjektiven Belästigung kann 
zunächst als eigenständige gesundheitsrelevante Aus
wirkung im Sinne einer „lärminduzierte[n] psychisch-
mentale[n] Gesundheitsstörung“ verstanden werden 
(CLAßEN 2013, S. 224). Darüber hinaus ist Belästigung 
ein möglicher Mediator zwischen einer chronischen 
Lärmexposition und etwaigen Folgeerkrankungen. Dem-
nach können auf (verkehrsbedingte) Lärmbelästigungen 
und -störungen psychologische Stressreaktionen folgen 
(STAPLES 1996), die ihrerseits Risikofaktoren für Herz-
Kreislauf- und Stoffwechselerkrankungen nach sich zie-
hen (vgl. Abb. 5-2; LAGRAAUW et al. 2015; BROTMAN 
et al. 2007; BRINDLEY et al. 1993). Zudem können 
weitere gesundheitsrelevante Auswirkungen wie Schlaf-
störungen, Einschränkung der kognitiven Leistungs
fähigkeit oder Depressionen begünstigt werden (KAHN 
et al. 2013; SANDI 2013; HAMMEN 2005). Da physische 

und mentale Gesundheit in einer ständigen Wechsel
beziehung zueinander stehen (OHRNBERGER et al. 
2017), können sich diese manifesten Krankheitsbilder 
gegenseitig verstärken. Schlafstörungen etwa können 
Herz-Kreislauf-Erkrankungen nach sich ziehen (MAL-
HOTRA und LOSCALZO 2009), während eine Typ-2-
Diabetes zu einer Depression führen kann (NOUWEN 
et al. 2010). Darüber hinaus können physiologische und 
psychologische Stressreaktionen bei geringer Resilienz, 
das heißt mangelnder Widerstandsfähigkeit gegenüber 
belastenden Lebensbedingungen oder -ereignissen (HEN
NINGER 2016), potenziell gesundheitsschädliche Ver-
haltensweisen und Bewältigungsstrategien wie etwa 
Nikotinkonsum nach sich ziehen (PARK und IACOCCA 
2014). Rauchen wiederum erhöht das Risiko von Herz-
Kreislauf- und Stoffwechselerkrankungen zusätzlich 
(HACKSHAW et al. 2018; PAN et al. 2015).

All diese potenziellen verkehrslärmbedingten Wirkun-
gen können sich negativ auf die Gesundheit und Lebens-
qualität des Einzelnen auswirken. Auf gesellschaftlicher 
Ebene können solche Effekte mithilfe der Methode der 
umweltbedingten Krankheitslasten messbar gemacht 
werden (s. Kasten 5-2).

Kasten 5-2: �Quantifizierung der verkehrs-
lärmbedingten Krankheitslasten

Zur Abschätzung der Krankheitslast durch Erkran-
kungen und Verletzungen werden üblicherweise drei 
standardisierte Maßeinheiten angewandt (s. Abb. 5-3). 
Lebensjahre mit Einschränkung (disability-adjusted 
life years – DALYs) bezeichnen verlorene gesunde 
Lebensjahre. DALYs setzen sich aus der Mortalitäts- 
bzw. Sterblichkeitskomponente „Years of Life Lost“ 
(YLLs; verlorene Lebensjahre durch vorzeitiges Ver-
sterben) sowie der Morbiditäts- bzw. Erkrankungs-
komponente „Years Lived with Disability“ (YLDs; 
Jahre, die in eingeschränkter Gesundheit verlebt wur-
den) zusammen. Die verlorenen Lebensjahre durch 
vorzeitiges Versterben ergeben sich dabei aus dem 
Produkt der Anzahl der Todesfälle und der Restle-
benserwartung zum Zeitpunkt des Todes. Demgegen-
über können die Jahre, die in eingeschränkter Ge-
sundheit verlebt wurden, berechnet werden, indem 
die Anzahl der Prävalenzfälle (Erkrankte in einer Be-
völkerung) mit einem Gewichtungsfaktor multipli-
ziert werden. Alternativ können die inzidenten Fälle 
(Neuerkrankungen in einem bestimmten Zeitraum) 
mit der Erkrankungsdauer und einem Gewichtungs-
faktor multipliziert werden. Gewichtungsfaktoren 

werden etwa durch repräsentative Befragungen der 
Bevölkerung entwickelt und spiegeln den Schwere-
grad einer Erkrankung auf einer numerischen Skala 
zwischen 0 (vollkommene Gesundheit) und 1 (Zustand 
vergleichbar mit dem Tod) wider (SALOMON et al. 
2015; MATHERS et al. 2001). Im nächsten Schritt 
wird der sogenannte attributable Anteil berechnet, 
also der Anteil, der auf einen bestimmten umweltbe-
dingten Risikofaktor (z. B. Verkehrslärm) zurückzu-
führen ist. Um den attributablen Anteil zu ermitteln, 
müssen sowohl Expositionsdaten (s. Kap. 5.2) als 
auch Expositions-Wirkungsfunktionen zusammen-
geführt werden (s. Abschn. 5.3.1). Der attributable 
Anteil wird dann mit den zuvor ermittelten krankheits
spezifischen DALYs multipliziert, woraus sich die 
verlorenen gesunden Lebensjahre, die auf einen be-
stimmten umweltbedingten Risikofaktor zurückzu
führen sind, ergeben (attributable Krankheitslast) 
(TOBOLLIK et al. 2018b).

Bislang haben sehr wenige Studien die umweltbeding-
te Krankheitslast durch Verkehrslärm in Deutschland 
systematisch untersucht. In einer aktuellen Studie 
wurde die umweltbezogene Krankheitslast, welche 
Straßen-, Schienen- und Luftverkehrslärm zuzurech-
nen ist, auf Basis der Lärmkartierung (s. Kap. 5.2) in 
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370.	 Ob und inwieweit eine Verkehrslärmexposition 
tatsächlich die kausale Ursache für eine Erkrankung ist, 
lässt sich mittels umweltepidemiologischer Studien nicht 
festlegen (STANG 2014). Dennoch lassen sich Gesund­
heitsrisiken auf Bevölkerungsebene mithilfe solcher 

Studien zumindest näherungsweise quantifizieren 
(BABISCH und ISING 1992). Von grundlegender Be­
deutung ist in diesem Zusammenhang beispielsweise die 
NORAH-Studie (Noise-Related Annoyance, Cognition, 
and Health) (GUSKI und SCHRECKENBERG 2015; 
s. Kasten 5-3). Doch erst die gemeinsame Betrachtung 
mehrerer einzelner Studien ermöglicht eine verlässliche 
Beurteilung, ob und in welchem Maße ein Umweltfaktor 
wie Verkehrslärm die Gesundheit schädigt.

Weniger Verkehrslärm für mehr Gesundheit und Lebensqualität

ɦɦ Abbildung 5-3	
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Kombination mit den Expositions-Wirkungsbezie­
hungen der WHO Noise Guidelines (WHO 2018) 
berechnet (TOBOLLIK et al. 2018a). Dabei wurde 
die  attributable Krankheitslast in Deutschland im 
Jahr 2016 für ischämische Herzkrankheiten, erheb­
liche Belästigung und Schlafstörungen ermittelt. Im 
Rahmen des VegAS-Projekts (Verteilungsbasierte 
Analyse gesundheitlicher Auswirkungen von Umwelt-
Stressoren) wurde ebenfalls eine Abschätzung der 
verkehrslärminduzierten Krankheitslast in Deutsch­
land vorgenommen (HORNBERG et al. 2013). Berech­
net wurden unter anderem die Auswirkungen von 
Verkehrslärm auf Lärmbelästigungen, Schlafstörun­
gen, Bluthochdruck, Herzinfarkte und Schlaganfälle. 

Insgesamt zeigt sich, dass ein beträchtlicher Anteil 
der umweltbedingten Krankheitslast durch Verkehrs­
lärm verursacht wird. So sind etwa in Bezug auf 
Schlafstörungen zwischen 103 und 454 DALYs pro 

100.000 Personen auf den Straßenverkehrslärm 
zurückzuführen (TOBOLLIK et al. 2019; HORN­
BERG et al. 2013). Beim Vergleich der Ergebnisse 
beider Studien wird jedoch deutlich, dass die Spann­
weite der DALYs je nach Gesundheitswirkung und 
Lärmquelle stark variiert. Laut TOBOLLIK et al. 
(2019) sind die Differenzen zwischen diesen beiden 
Studien vor allem auf unterschiedliche Expositions­
daten, Expositions-Wirkungsfunktionen und Gesund­
heitsstatistiken zurückzuführen. Daher begrüßt der 
SRU aktuelle Überarbeitungen des Anhangs III der 
Umgebungslärmrichtlinie. Hierbei werden standar­
disierte Verfahren definiert, mit deren Hilfe Dosis-
Wirkungsbeziehungen und die daraus resultierende 
Krankheitslast durch Umgebungslärm innerhalb der 
EU-Mitgliedstaaten einheitlich ermittelt werden 
können. Somit können zukünftig vergleichbare Daten 
generiert werden, auf deren Basis Prioritäten gesetzt 
und Entscheidungen getroffen werden. 
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371.	 Um eine wissenschaftlich fundierte Einschätzung von 
Zusammenhängen zwischen Lärmexposition und Gesund-
heit vorzunehmen, hat die WHO daher die zur Verfügung 
stehende Evidenz mithilfe eines standardisierten Verfah-
rens zusammengefasst und kritisch bewertet (WHO 2018; 
2014). Hierfür wurden zunächst potenzielle Gesundheits-
wirkungen von Umgebungslärm in der Literatur identifi-
ziert. Je nach Schweregrad, Häufigkeit und Studienverfüg-
barkeit der jeweiligen Gesundheitswirkungen wurden diese 
in die Kategorien „kritisch“ oder „wichtig“ eingeteilt. 
Zu  den kritischen Gesundheitswirkungen (tendenziell 
größere Evidenz, häufigere und schwerere Gesund
heitswirkungen) zählen Herz-Kreislauf-Erkrankungen, 
Lärmbelästigungen, Schlafstörungen, kognitive Beein-
trächtigungen und Gehörschäden. Wichtige Gesundheits-
wirkungen sind negative Wirkungen auf Schwangerschaft 
und Geburt (Frühgeburt, niedriges Geburtsgewicht, an
geborene Fehlbildungen), Stoffwechselerkrankungen, Le-
bensqualität, Wohlbefinden und psychische Gesundheit. 

Um die Stärke des Zusammenhangs zwischen Umge-
bungslärm und kritischen bzw. wichtigen Gesundheits-
wirkungen (Expositions-Wirkungsbeziehung) zu er
mitteln, wurden anschließend sieben systematische 
Literaturrecherchen unabhängig voneinander durch
geführt (NIEUWENHUIJSEN et al. 2017; GUSKI et al. 
2017; van KEMPEN et al. 2018; CLARK und PAUNOVIC 
2018a; 2018b; BASNER und MCGUIRE 2018; ŚLIWIŃ
SKA-KOWALSKA und ZABOROWSKI 2017). Basierend 
auf vorab definierten Ein- und Ausschlusskriterien wur-
den Literaturdatenbanken nach geeigneten publizierten 
und nicht-publizierten Studien durchsucht. Wenn aus-
reichend viele vergleichbare Studien für die jeweiligen 
Gesundheitswirkungen zur Verfügung standen, wurden 
die Ergebnisse dieser Studien mithilfe von Meta-Analy-
sen zu einzelnen statistischen Werten zusammengefasst. 
Demnach konnte beispielsweise bestimmt werden, dass 
mit jeder Zunahme von 10 dB(A) des Dauerschallpegels 
von Straßenverkehrslärm das relative Risiko einer koro-

Kasten 5-3: �NORAH-Studie: Auswirkungen 
von Verkehrslärm auf Gesund-
heit, Lebensqualität und die 
kognitive Entwicklung

Die NORAH-Studie ist ein umfassendes Forschungs-
projekt mit mehreren forschungsleitenden Fragestel-
lungen. Ein Ziel der Studie bestand darin, das Herz
infarktrisiko durch Verkehrslärm zu quantifizieren 
(SEIDLER et al. 2016b). Hierfür griffen die Autorin-
nen und Autoren auf anonymisierte Abrechnungsdaten 
von drei großen gesetzlichen Krankenversicherungen 
zurück und verknüpften diese mit adressgenauen Lärm-
belastungsdaten durch Straßen-, Schienen- und Luft-
verkehr. Ein Vergleich zwischen 19.632 Versicherten 
mit einem diagnostizierten Herzinfarkt gegenüber 
834.734 Versicherten ohne eine solche Diagnose, zeigt 
eine Risikoerhöhung von 2,8 % pro 10 dB Pegelanstieg 
beim Straßenverkehrslärm und 2,3 % pro 10 dB beim 
Schienenverkehrslärm. Um sicherzustellen, dass Ge-
schlecht, Alter und Sozialstatus nicht ursächlich für das 
Auftreten des Herzinfarktes waren, wurde der Einfluss 
dieser individuellen Faktoren mithilfe statistischer Ana-
lyseverfahren kontrolliert. Beim Luftverkehrslärm 
konnten dagegen keine statistisch signifikanten bzw. 
sinnvoll interpretierbaren Zusammenhänge hinsicht-
lich des Herzinfarktrisikos nachgewiesen werden. Dies 
ist möglicherweise auf die geringe Anzahl von Kontroll-
personen (1,9 %), die eine Fluglärmexposition von über 
55 dB erfahren haben, zurückzuführen. 

Darüber hinaus gibt die NORAH-Studie Hinweise auf die 
Zunahme von Depressionen und verkehrslärmbedingten 
Belästigungswirkungen (SEIDLER et al. 2016b). Eben-
falls auffällig waren die negativen Auswirkungen von 
Fluglärm auf die kognitive Leistungsfähigkeit und Le-
bensqualität von Grundschulkindern (KLATTE et al. 
2016). Die Ergebnisse zeigen, dass sich bei einem Dau-
erschallpegelanstieg von 10 dB die Leseentwicklung der 
Kinder um etwa einen Monat verschiebt (KLATTE et al. 
2014, S. 222). Dieses Ergebnis deckt sich mit den Be-
funden vorausgegangener Studien (STANSFELD et al. 
2005; HYGGE et al. 2002; HAINES et al. 2001). Leider 
konnten die Ergebnisse der NORAH-Studie aufgrund 
späterer Publikationszeitpunkte nur teilweise in die 
WHO-Leitlinien einfließen (PENZEL et al. 2019, S. 188). 
Daher sei an dieser Stelle auf eine weitere systematische 
Übersichtsarbeit zu den gesundheitlichen Wirkungen 
von Luftverkehrslärm verwiesen (PENZEL 2018).

Neben der NORAH-Studie existieren weitere relevan-
te internationale Forschungsprojekte, welche die ne-
gativen gesundheitlichen Auswirkungen von Verkehrs
lärm belegen. Nennenswert hierbei sind beispielsweise 
die SiRENE-Studie (Short and Long Term Effects of 
Transportation Noise Exposure) (HÉRITIER et al. 
2018), die HYENA-Studie (Hypertension and Exposure 
to Noise near Airports) (JARUP et al. 2005) sowie die 
RANCH-Studie (Road Traffic and Aircraft Noise Ex-
posure and Children’s Cognition and Health) (STANS-
FELD et al. 2005).
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naren Herzkrankheit um 8 % steigt. Zur Bemessung der 
Leitlinienwerte war es zudem notwendig, diejenigen 
Risikoanstiege festzulegen, die nach dem aktuellen Stand 
der Wissenschaft als gesundheitlich relevant gelten. So 
wurde etwa vorab definiert, dass bei koronaren Herz-
krankheiten ein 5%iger Anstieg des relativen Risikos als 
relevant einzuschätzen ist. Basierend auf diesen rele
vanten Risikoanstiegen und den zuvor berechneten 
Expositions-Wirkungsbeziehungen wurde für jede 
Gesundheitswirkung der niedrigste Wert bestimmt, der 
eine Überschreitung des relevanten Risikoanstiegs dar-
stellt (exakter maximaler Expositionswert). Die finalen 
Leitlinienwerte entsprechen den exakten maximalen 
Expositionswerten, bei denen die niedrigsten Lärm
belastungen zu einer Überschreitung der relevanten 
Risiken führen.

Darüber hinaus wurde die Gewissheit der Erkenntnisse 
durch eine modifizierte Variante des GRADE-Ansatzes 
(Grading of Recommendations, Assessment, Develop-
ment and Evaluation) kritisch bewertet (GUYATT et al. 
2008). Hierbei wurden etwaige Stärken (z. B. ansteigen-
de Expositions-Wirkungsbeziehungen) und Schwächen 
(z. B. Inkonsistenzen zwischen verschiedenen Studien-
ergebnissen) der einbezogenen Studien berücksichtigt. 
Auf diese Weise wurde die Qualität der Evidenz für jede 
Gesundheitswirkung bestimmt: 

ɦɦ hohe Evidenz, das heißt weitere Untersuchungen dürf-
ten die Sicherheit der Wirkungsabschätzung kaum 
verändern,

ɦɦ moderate Evidenz, das heißt weitere Untersuchungen 
dürften einen erheblichen Einfluss auf die Sicherheit 
der Effektschätzung haben und können die Schätzung 
ändern, 

ɦɦ niedrige Evidenz, das heißt weitere Untersuchungen 
dürften einen erheblichen Einfluss auf die Sicherheit 
der Effektschätzung haben und die Schätzung wahr-
scheinlich ändern oder 

ɦɦ sehr niedrige Evidenz, das heißt jegliche Effektschät-
zung ist unsicher. 

HÉROUX und VERBEEK (2018a; 2018b) haben die 
Methode genauer beschrieben.

372.	 Ausgehend von diesen Schritten konnten quellen-
spezifische Leitlinienwerte bestimmt werden, oberhalb 
derer die WHO sicher davon ausgeht, dass es zu gesund-
heitlichen Auswirkungen kommen kann (Tab 5-2). 
Allerdings ist anzumerken, dass durch die Festsetzung 
relevanter Risikoanstiege auch unterhalb dieser Leitlini-
enwerte mit erhöhten Gesundheitsrisiken gerechnet wer-
den kann. 

Die Stärke des Empfehlungscharakters dieser quellen-
spezifischen Leitlinienwerte wurde ebenfalls bewertet. 
Neben der vorab ermittelten Gewissheit der Erkenntnis-
se wurden unter anderem Implikationen für den Res-
sourcenverbrauch, Umweltgerechtigkeit, Akzeptanz 
sowie Machbarkeit in die Bewertung einbezogen. Aus 

ɦɦ Tabelle 5-2	

Quellenspezifische WHO-Leitlinienwerte für gesundheitsrelevante Risikoanstiege (in dB) für Straßen-, 
Schienen- und Luftverkehr

Tag-Abend-Nacht Lärmindex (LDEN) 53 54 45

Nacht-Lärmindex (LNight) 45 44 40

Tag-Abend-Nacht-Lärmindex (LDEN): 24-Stunden-Dauerschallpegel zur Beschreibung der allgemeinen Lärmbelästigung; dabei werden 
die unterschiedlichen Zeiträume aufgrund der unterschiedlichen Ruhebedürfnisse jeweils anders gewichtet: Tag (6 – 18 Uhr) ohne 
Zuschlag, Abend (18 – 22 Uhr) + 5 dB und Nacht (22 – 6 Uhr) + 10 dB; Nacht-Lärmindex (LNight): Dauerschallpegel zur Beschreibung 
für mögliche Schlafstörungen; umfasst den Nachtzeitraum (22 – 6 Uhr).

SRU 2020; Datenquelle: WHO 2018, Kap. 3
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diesem Evaluationsprozess folgte, dass die Empfehlun-
gen entweder als „stark empfohlen“ oder „bedingt 
empfohlen“ bewertet werden konnten (HÉROUX und 
VERBEEK 2018a). Alle in Tabelle 5-2 vorgestellten WHO-
Empfehlungen haben einen starken Empfehlungscharak-
ter, das heißt, „dass die erwünschten Auswirkungen der 
Einhaltung der Empfehlung die unerwünschten Folgen 
überwiegen“ (WHO 2018, S. 23). Die WHO geht davon 
aus, dass starke Empfehlungen somit in den meisten Si-
tuationen als politische Richtlinie übernommen werden 
können. Zwar wurden die Leitlinienwerte für die Euro-
päische Region der WHO entwickelt, aufgrund der inter-
nationalen Studien, die diesen Empfehlungen zugrunde 
liegen, lassen sich die Empfehlungen aber durchaus auch 
auf andere Regionen übertragen.

5.3.3	 Vulnerable Bevölkerungs-
gruppen

373.	 Wie bereits dargestellt, sind nicht alle Bevöl
kerungsgruppen gleichermaßen von Verkehrslärm be-
troffen (s. Abschn. 5.2.1). Neben dieser „Expositions-
variation“, kann es auch zu einer „Effektmodifikation“ 
kommen (BOLTE et al. 2018, S. 675). Das bedeutet, 
dass die Konsequenzen für Gesundheit und Lebensqua-
lität je nach Vulnerabilität der jeweiligen Bevölkerungs-
gruppe unterschiedlich ausfallen können (SRU 1999, 
Tz. 452). Im Forschungsfeld Umwelt und Gesundheit 
beschreibt Vulnerabilität die individuelle Empfindlich-
keit und Verwundbarkeit gegenüber bestimmten Um-
weltfaktoren (HORNBERG und MASCHKE 2017, 
S. 44). Personengruppen, die eine erhöhte Empfindlich-
keit gegenüber Verkehrslärm aufweisen, sind demnach 
besonders vulnerabel und schutzbedürftig. Aus der em-
pirischen Forschung ergeben sich Hinweise darauf, dass 
dabei Alter, Vorerkrankungen und Sozialstatus eine 
Rolle spielen (EEA 2018; van KAMP und DAVIES 2013; 
MUZET 2007).

374.	 Ältere Menschen sind zunächst nicht grundsätzlich 
empfindlicher gegenüber Verkehrslärm (BODIN et al. 
2016). Allerdings gibt es Hinweise darauf, dass Menschen 
über 65 Jahren bei gleicher Zunahme des Schalldruck
pegels ein erhöhtes koronares Sterblichkeitsrisiko haben 
(GAN et al. 2012). Auch SØRENSEN et al. (2011) konn-
ten erhöhte Risiken für Schlaganfälle durch Straßenver-
kehrslärm bei älteren Menschen beobachten. 

Der größte Teil der Forschung hat sich bislang jedoch 
auf das Kindes- und Jugendalter konzentriert. Kinder 
scheinen sich im Vergleich zu Erwachsenen weniger 

stark durch Umgebungslärm belästigt zu fühlen (BA-
BISCH et al. 2010, S. 80) und seltener aufgrund nächt-
lichen Lärms aufzuwachen (ÖHRSTRÖM et al. 2006, 
S. 125). Eine Verkehrslärmexposition kann sich den-
noch negativ auf kognitive Kompetenzen von Kindern 
auswirken (s. Kasten 5-3). Befunde belegen auch, dass 
Verkehrslärm bei Kindern und Jugendlichen erhöhte 
physiologische Stressreaktionen wie erhöhten Blut-
druck auslösen kann (BABISCH et al. 2009). Zudem 
begünstigt nächtliche Verkehrslärmbelastung erhöhte 
Ausschüttungen von Stresshormonen bei Kindern, was 
sich gerade bei kombinierten Mehrfachbelastungen mit 
Luftschadstoffen negativ auf die physische Gesundheit 
(z. B. Atemwegserkrankungen wie Bronchitis) auswir-
ken kann (ISING et al. 2005). Kinder sind daher in be-
sonderem Maße schutzbedürftig, weil die Gesundheit 
und Entwicklung in dieser sensiblen Lebensphase durch 
Umweltfaktoren stark beeinflusst wird (TAMBURLINI 
et al. 2002). Zudem verfügen Kinder im Vergleich zu 
Erwachsenen über weniger Kapazitäten, um mit lärm
induzierten Stresssituationen umzugehen (BISTRUP 
2003, S. 59).

375.	 Ein schlechter Gesundheitszustand kann Menschen 
ebenfalls besonders empfindlich gegenüber Verkehrslärm 
machen. Personen mit einer bereits diagnostizierten 
Herz-Kreislauf- oder Stoffwechselerkrankung haben bei 
gleicher Verkehrslärmexposition ein höheres Risiko für 
erhöhte Blutdruckwerte (DRATVA et al. 2012). Ähnlich 
verhält es sich bei psychischen Erkrankungen, das heißt 
eine chronische Lärmexposition kann unter Umständen 
das Auftreten von Depressionen und ähnlichen menta-
len Krankheitsbildern begünstigen (Tz. 369). Umgekehrt 
kann sich die Lärmwirkung bei einer bereits bestehen-
den psychischen Erkrankung verstärken und die Lebens-
qualität zusätzlich verschlechtern. 

376.	 Auch Nacht- und Schichtarbeitende stellen eine 
potenziell vulnerable Gruppe dar. Hierfür verantwort-
lich sind zeitlich unregelmäßige, anspruchsvolle Arbeits-
bedingungen (COSTA 2010) und überdurchschnittlich 
hohe Lärmexpositionen, da viele von ihnen in indus
triellen Betrieben tätig sind (LEWKOWSKI et al. 2018). 
Diese enormen Stressbelastungen können sich langfris-
tig negativ auf die körperliche und psychische Gesund-
heit sowie die Lebensqualität auswirken. Chronischer 
Stress, riskantes Gesundheitsverhalten (z. B. Rauchen) 
und antizyklisches Schlafverhalten zu Zeiten, in denen 
die Verkehrslärmbelastung generell höher ist (WHO 
2009), erhöhen das Gesundheitsrisiko gegenüber Ver-
kehrslärm bei Nacht- und Schichtarbeitenden deutlich 
(CARTER et al. 2002).
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377.	 Auch sozial benachteiligte Personen sind tenden
ziell anfälliger für gesundheitliche Wirkungen von Ver-
kehrslärm. Demnach berichten Erwachsene und Kinder 
mit niedrigem Sozialstatus bei vergleichbarer, objektiver 
Belastung häufiger über Belästigungen durch Verkehrs
lärm als Menschen mit höherem Sozialstatus (UBA 2009a; 
LAUßMANN et al. 2013; BMUB und UBA 2017; SCHADE 
2014; HOFFMANN et al. 2003; NIEMANN et al. 2014). 
Dies wird in erster Linie mit dem Konzept der erlernten 
Hilflosigkeit begründet (Tz. 368; van KAMP und DAVIES 
2013). Die Personengruppe verfügt oftmals nicht über 
die notwendigen Ressourcen, um etwa den Wohnort zu 
wechseln oder sich juristisch zur Wehr zu setzen (HEL-
BIG und JÄHNEN 2018, S. 61). Darüber hinaus erfahren 
sozial Benachteiligte oft eine erhöhte und/oder eine 
mehrfache Verkehrslärmexposition (s. Abschn. 5.2.1). 

5.4	 Umsetzung und Anwen-
dung der Umgebungslärm-
richtlinie in Deutschland

378.	 Die Umgebungslärmrichtlinie ist das zentrale In
strument, um die beschriebenen Lärmbelastungen durch 
den Verkehr zu adressieren bzw. Lärmminderungsmaß-
nahmen auf den Weg zu bringen. Ziel der Richtlinie ist es, 
den Umgebungslärm in besonders belasteten Gebieten zu 
reduzieren sowie ruhige Gebiete in Ballungsräumen vor 
vermehrten Lärmeinwirkungen zu schützen. Umgebungs-
lärm wird nach § 47b Nr. 1 Bundes-Immissionsschutzge-
setz (BImSchG) als belästigende oder gesundheitsschäd-
liche Geräusche im Freien definiert, die durch menschliche 
Aktivitäten verursacht werden, einschließlich des Lärms, 
der von Verkehrsmitteln, Straßen-, Eisenbahn- und Flug-
verkehr sowie Industriegeländen ausgeht. 

Die Mitgliedstaaten sind verpflichtet, nach einem vorge-
schriebenen Zeitplan die Belastungen durch Umgebungs-
lärm zu erfassen und die Öffentlichkeit über diese zu 
informieren. Sie müssen zudem Lärmbelastungen, ins-
besondere wenn negative Wirkungen auf die Gesundheit 
zu erwarten sind, auf Basis von Aktionsplänen verhin-
dern, vorbeugen oder mindern (Art. 8 Umgebungslärm-
richtlinie). Konkrete Vorgaben, ab welchen Lärmbelas-
tungen Maßnahmen ergriffen werden müssen bzw. wie 
das Ziel der Aktionsplanung erreicht werden soll, macht 
die Richtlinie dagegen nicht. 

379.	 In deutsches Recht umgesetzt wurde die Umge-
bungslärmrichtlinie durch eine Änderung des Bundes-

Immissionsschutzgesetzes (§§ 47a bis 47f BImSchG) und 
die Verordnung über die Lärmkartierung (34. BImSchV) 
(SRU 2008, Tz. 828 ff.). In einzelnen Aspekten geht die 
Umsetzung über die europäischen Vorgaben hinaus. So 
wurde zum Beispiel zusätzlich geregelt, dass ruhige 
Gebiete auf dem Land auszuweisen sind und gegen die 
Zunahme von Lärm geschützt werden müssen (§ 47d 
Abs. 2 BImSchG). Trotzdem besteht die berechtigte Kri-
tik, dass die Umsetzung eher kursorisch war und viele 
Fragen offen lässt (Kasten 8-11; BERKEMANN 2018, 
S. 143).

Die Durchführung der Richtlinie erfolgt über ein zwei-
geteiltes, zeitlich gestaffeltes Verfahren. Die Lärmmin-
derungsplanung setzt sich aus der Lärmkartierung und 
der Aktionsplanung zusammen. Für die erste Stufe muss-
ten strategische Lärmkartierungen und Aktionspläne für 
große Ballungsräume (mehr als 250.000 Einwohnerin-
nen und Einwohner), Hauptverkehrsstraßen und Haupt-
eisenbahnstrecken mit sehr hohem Verkehrsaufkommen 
(> 6 Mio. Kfz bzw. > 60.000 Züge pro Jahr) sowie Groß-
flughäfen (> 50.000 Bewegungen pro Jahr) erstellt wer-
den (bis Mitte 2007 bzw. 2008) (SRU 2008, Tz. 828 ff.). 
In der zweiten Stufe (bis Mitte 2012 bzw. 2013) wurden 
zusätzlich Ballungsräume ab 100.000 Einwohnerinnen 
und Einwohner sowie Hauptverkehrsstraßen und Haupt-
eisenbahnstrecken ab 3 Mio. Kfz bzw. ab 30.000 Züge pro 
Jahr erfasst. Ziel der Aktionspläne ist es, Maßnahmen 
zur Lärmminderung und -vorbeugung auf den Weg zu 
bringen (Anhang V Umgebungslärmrichtlinie). Die 
Lärmkartierung wie auch die Lärmaktionspläne müssen 
alle fünf Jahre überprüft und gegebenenfalls überarbeitet 
werden. 

Die Europäische Kommission hat im Rahmen des soge-
nannten Fitness-Checks (Refit) der Umgebungslärm-
richtlinie unter anderem vorgeschlagen, diese Frist in 
der vierten Stufe der Aktionspläne um ein Jahr bzw. von 
2023 auf 2024 zu verlängern, da der Zeitabstand zwi-
schen Lärmkartierung und Aktionsplanung zu kurz sei 
(Europäische Kommission 2018c). Der Zeitraum zwi-
schen Lärmkartierung und Lärmaktionsplanung wurde 
somit inzwischen auf zwei Jahre erweitert (Art. 2 Nr. 2 
Verordnung (EU) Nr. 2019/1010). Dies ist zu begrüßen, 
da somit den Kommunen mehr Zeit für eine zielfüh
rende Aktionsplanung verbleibt. 

380.	 Für die Bestimmung der Lärmbelastung werden in 
der Umgebungslärmrichtlinie einheitliche Kenngrößen 
vorgegeben. Dies sind der Tag-Abend-Nacht-Lärmindex 
(LDEN) und der Nacht-Lärmindex (LNight) (Tab. 5-1). 
Gleiches gilt für die unterschiedlich lärmbelasteten 
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Bereiche, die in der Kartierung dargestellt werden sollen 
(für die Isophonenbänder LDEN dB 55 – 59, 60 – 64, 65 – 69, 
70 – 74 und > 75 sowie LNight dB 50 – 54, 55 – 59, 60 – 64, 
65 – 69 und > 70). Dagegen fehlen konkrete Vorgaben, 
wie der entsprechende Umgebungslärm zu bewerten ist. 
Allerdings hat sich die Europäische Kommission vorge-
nommen, hierzu eine Konkretisierung zu erarbeiten und 
den Anhang III der Richtlinie an den aktuellen Stand des 
technischen und wissenschaftlichen Fortschritts anzu-
passen (Art. 12 Umgebungslärmrichtlinie) (Kasten 5-2). 
Hierzu liegt bereits ein Vorschlag der Europäischen 
Kommission vor, der derzeit diskutiert wird. Dieser Ent-
wurf orientiert sich stark an den aktuellen Leitlinien der 
WHO (2018; s. Tab. 5-2).

381.	 Die Lärmminderungsplanung, das heißt die 
Lärmkartierung und die Aktionsplanung, wurde in 
Deutschland vornehmlich in die Hände der Gemeinden 
gelegt (§ 47e BImSchG). Die Bundesländer gehen dabei 
unterschiedliche Wege, inwieweit sie diese hierbei 
unterstützen oder in einzelnen Fällen auch Vorgaben 
machen. So unterstützt zum Beispiel in Nordrhein- West-
falen das Landesamt für Natur, Umwelt und Ver
braucherschutz die Städte und Gemeinden bei der 
Kartierung (MKULNV NRW o. J.–a). Bei der Lärm
aktionsplanung verfolgt Hessen mit abweichender Zu-
ständigkeitszuweisung an die Regierungspräsidien einen 
eher zentralisierten Ansatz. In den anderen Flächenlän-
dern liegt die Verantwortung für die Lärmaktionsplanung 
primär bei den Gemeinden (HEINRICHS et al. 2016a; 
HMUKLV und HMWEVL 2017).

Die Zuständigkeit für Flughäfen liegt bei den Kommu-
nen oder Ländern bzw. den Regierungspräsidien. Für die 
Haupteisenbahnstrecken des Bundes mit Maßnahmen in 
Bundeshoheit ist seit dem 1. Januar 2015 das Eisenbahn-
Bundesamt (EBA) zuständig (§ 47e Abs. 4 BImSchG) 
(BMVI 2019a). Ein entsprechender Lärmaktionsplan 
wurde im Jahr 2018 vom EBA veröffentlicht (s. EBA 
2019). Können die Lärmprobleme bzw. Lärmauswirkun-
gen allerdings nicht alleine durch bundeshoheitliche 
Maßnahmen gelöst werden, stehen die Gemeinden oder 
Länder in der Verantwortung, ergänzend aktiv zu wer-
den (LAI 2017).

5.4.1	 Lärmkartierung
382.	 Die Lärmkartierungen in Deutschland wurden ent-
sprechend der europäischen Vorgaben durchgeführt 
(HINTZSCHE 2014a; HEINRICHS et al. 2016a). Lärm-
karten zeigen anhand von Lärmindizes bestehende Lärm-
belastungen in bestimmten Gebieten (s. ausführlich u. a. 

LAI 2011). Relevante Emissionsquellen müssen bei der 
Lärmkartierung berücksichtigt werden. In den Karten 
sind die Bereiche auszuweisen, in denen Pegel über LDEN 
= 55 dB(A) und LNight = 50 dB(A) (Kartierungsschwel-
len) auftreten. In die Immissionsberechnungen fließen 
unter anderem Daten über die Verkehrsverhältnisse (z. B. 
Verkehrsaufkommen), die Bebauungsstruktur (z. B. Höhe 
und Grundriss der Gebäude), die Einwohnerzahl und 
durchgeführte Lärmschutzmaßnahmen mit ein (Tz. 357). 
Bei der Kartierung von Ballungsräumen werden sämtliche 
darin gelegene Hauptverkehrsstraßen und solche Straßen, 
von denen erheblicher Umgebungslärm ausgeht, berück-
sichtigt. Ob letztere einbezogen werden, kann anhand 
der Verkehrsbelastung und der Nähe der Straße zur Wohn-
bebauung entschieden werden. Auch sonstige Schienen-
wege und Flughäfen sind zu kartieren (ebd.). Die Bedeu-
tung der Lärmkarten geht über eine reine Darstellung der 
Problemlage hinaus. Bereits die transparente Darstellung 
der Lärmbelastung – einschließlich der Information der 
Bevölkerung – war ein wichtiger Beitrag für den Lärm-
schutz, weil er dazu beitrug, die Diskussion über die Lärm-
problematik anzuregen.

383.	 In Deutschland liegen inzwischen Lärmkartierun-
gen für siebzig Ballungsräume vor, in denen 24,4 Mio. 
Einwohnerinnen und Einwohner leben. Außerdem wur-
den Lärmkarten für circa 49.000 km Hauptverkehrsstra-
ßen und circa 14.000 km Haupteisenbahnstrecken sowie 
alle elf Großflughäfen erstellt (UBA 2019a). Somit haben 
etwas mehr als die Hälfte aller Gemeinden in Deutsch-
land (6.094 zum Stichtag 1. Januar 2015), in denen etwa 
73 Millionen Menschen leben, mindestens eine Lärm-
quelle kartiert, in der Regel den Straßenverkehr (HEIN-
RICHS et al. 2016a; zu den Ergebnissen der Lärmkartie-
rungen in Deutschland s. Kap. 5.2). 

Die Kartierungsschwellen liegen in Deutschland gemäß 
§ 4 34. BImSchV für den LDEN bei 55 dB(A), für den 
LNight  bei 50 dB(A) (optional bei 45 dB(A)). Damit 
entsprechen sie den Minimalanforderungen der Umge-
bungslärmrichtlinie (Tz. 380). Die Mitgliedstaaten kön-
nen aber auch Lärmbelastungen kartieren, die darunter 
liegen. Das Land Hessen hat zum Beispiel bereits seine 
Kartierung auf weitere Straßen ausgeweitet (HLNUG 
2017). HEINRICHS et al. (2016a) kritisieren, dass die 
Lärmkartierungen aufgrund der zu hohen Kartierungs-
schwellen nur einen geringen Anteil der Menschen 
erfassen, die sich durch die unterschiedlichen Lärm
quellen nach Umfragewerten belästigt fühlen. Hohe 
Belästigungen können aber bereits bei Lärmpegeln ab 
einem LDEN von 45 dB(A) (Flugverkehr) auftreten 
(UBA 2019d).
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5.4.2	 Lärmaktionsplanung
384.	 Die Lärmaktionsplanung ist das zentrale Instru-
ment, um Maßnahmen zur Lärmminderung auf den Weg 
zu bringen. Die Inhalte der Lärmaktionspläne und damit 
deren Qualität sind somit maßgeblich. Es gibt bereits 
eine Reihe von Leitfäden für die Erstellung von Lärm
aktionsplänen (HEINRICHS et al. 2016a; Ministerium 
für Verkehr Baden-Württemberg 2018; Ministerium für 
Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume Schles-
wig-Holstein o. J.; LAI 2017; HMUKLV und HMWEVL 
2017).

385.	 Der Aktionsplan stellt eine vorbereitende Planung 
zur Umsetzung von Lärmminderungsmaßnahmen dar. 
In Deutschland wurden bisher nur in etwa einem Drittel 
der lärmkartierten Gemeinden auch Lärmaktionspläne 
aufgestellt. Aus diesem Grund hat die Europäische Kom-
mission ein Vertragsverletzungsverfahren gegen Deutsch-
land eingeleitet (Tz. 398). Dennoch wurde für immer-
hin 44,9 Millionen der 73,2 Millionen Einwohnerinnen 
und Einwohner aus lärmkartierten Gemeinden (also 
61 %) eine Lärmaktionsplanung veröffentlicht. Die ge-
ringe Anzahl von Aktionsplänen im Vergleich zu den 
lärmkartierten Orten geht darauf zurück, dass insbeson-
dere bei kleinen Gemeinden an Bundesfern- und Lan-
desstraßen Aktionspläne fehlen (s. Abb. 5-4). Bei diesen 
wurden auffällig oft Straßen kartiert, für die nach Auf-
fassung der zuständigen Behörden kein Aktionsplan er-
forderlich sei (HEINRICHS et al. 2016a). Die Gemein-
den begründen dies unter anderem damit, dass es keine 
oder nur sehr wenige Betroffene gibt. Zudem zeigen sich 
im Verhältnis von Lärmkartierung zu Aktionsplanung 
deutliche Unterschiede zwischen den Bundesländern. In 
Schleswig-Holstein (Ministerium für Landwirtschaft, 
Umwelt und ländliche Räume Schleswig-Holstein o. J.) 
wird für jede Lärmkartierung auch ein Aktionsplan er-

stellt, was dem Verständnis der Europäischen Kommis-
sion zum Umgang mit dem Instrument entspricht. In 
Niedersachsen haben dagegen bis 2015 nur 3  % der 
lärmkartierten Gemeinden einen Lärmaktionsplan ge-
meldet (HEINRICHS et al. 2016a). 

386.	 Die meisten Bundesländer haben außerdem Lärm-
schwellen festgelegt, deren Überschreitung eine Ak
tionsplanung auslösen soll. Allerdings liefert die Umge-
bungslärmrichtlinie dafür keine Vorgaben (BEYE 2017). 
Das UBA hat deshalb frühzeitig Vorschläge für solche 
Auslöseschwellen für Lärmaktionspläne (im Folgenden 
Auslösewerte) erarbeitet (Tab. 5-3).

In der ersten Stufe der Durchführung der Umgebungs-
lärmrichtlinie haben die Bundesländer zum großen Teil 
höhere als vom UBA vorgeschlagene Auslösewerte zu-
grunde gelegt (SRU 2008, Tz. 848). Dies trifft in etwas 
abgeschwächter Form auch auf die derzeitige Umset-
zungsphase zu. So liegen zum Beispiel die Werte für das 
Land Bayern für den Straßenverkehr aktuell bei LDEN 
67 dB(A) und LNight 57 dB(A) (LfU Bayern 2018). Einige 
Länder, wie zum Beispiel Hessen und Baden-Württem-
berg, greifen dagegen die Empfehlungen des UBA auf 
(HMUKLV und HMWEVL 2017; Stadt Freiburg 2015). 
In Bayern wurde zusätzlich eine Schwelle von mindes-
tens fünfzig Betroffenen eingeführt, wodurch einige Ge-
meinden aus der Verpflichtung, einen Lärmaktionsplan 
aufzustellen, herausfallen. In Hessen wiederum liegt diese 
Schwelle bei zehn Betroffenen (HMUKLV und HMWEVL 
2017). Die Schwellen von Betroffenenzahlen wurden aus 
den Rundungsregeln der Umgebungslärmrichtlinie abge-
leitet. Generell sollten Auslösewerte nur auf der Basis von 
lärmmedizinischen Erkenntnissen festgelegt werden 
(SRU 2008, Tz. 848). Dabei sollten die neuen Erkennt-
nisse zur Lärmwirkung, einschließlich der aktuellen Leit-
linien der WHO (Tab. 5-2), berücksichtigt werden.

ɦɦ Tabelle 5-3	

Empfehlungen zu Auslösekriterien für die Lärmaktionsplanung

Umwelthandlungsziel Zeitraum LDEN LNight

Vermeidung gesundheitlicher Beeinträchtigungen kurzfristig 65 dB(A) 55 dB(A)

Vermeidung erheblicher Belästigungen mittelfristig 55 dB(A) 45 dB(A)

Vermeidung von Belästigungen langfristig 50 dB(A) 40 dB(A)

Quelle: UBA 2018
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ɦɦ Abbildung 5-4	

Lärmaktionsplanung an Hauptverkehrsstraßen (dritte Stufe)

VE = Verwaltungseinheit (Kommune etc.)  
blau = lärmkartierte VE mit LAP-Meldung der 3. Stufe 		  grau = lärmkartierte VE ohne LAP-Meldung

Quelle: �persönliche E-Mail des UBA vom 18.02.2020: Zusammenstellung der Mitteilungen der Bundesländer entsprechend §§ 47c, 
47d BImSchG, Stand: 18.01.2020
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387.	 Die Umgebungslärmrichtlinie sieht bei der Er
stellung von Lärmaktionsplänen eine Öffentlichkeits-
beteiligung vor. Nach Art. 8 Abs. 7 Umgebungslärm-
richtlinie unterteilt sich diese in vier Phasen: Als erstes 
soll die Öffentlichkeit bei der Festlegung von Lärm
aktionsplänen angehört werden. Anschließend muss sie 
die Möglichkeit haben, bei der Ausarbeitung und Über-
prüfung der Aktionspläne mitzuwirken. Die Beteiligung 
bezieht sich auch auf inhaltliche Fragen und beinhaltet 
damit eine aktive Teilnahmemöglichkeit an der konkre-
ten Planung (BEYE 2017). Im nächsten Schritt sind die 
Einwendungen der Bevölkerung zu berücksichtigen, 
allerdings können sie auch gegen andere Belange weg-
gewogen werden. Abschließend ist die Öffentlichkeit 
über die Entscheidung der Behörde zu informieren. 
BEYE (ebd.) kritisiert in diesem Zusammenhang den 
Spielraum der planenden Gemeinde, insbesondere, dass 
sie durch Dritte nicht dazu gezwungen werden kann, 
spezifische Maßnahmen zu ergreifen. Die Tatsache, dass 
eine Aktionsplanung durchgeführt wurde, bedeutet 
noch nicht, dass auch konkrete oder zusätzliche Maß-
nahmen ergriffen wurden. 

388.	 Eine weitere Schwäche der Umgebungslärmricht
linie liegt darin, dass diese keine Fristen zur Verwirk
lichung der in den Lärmaktionsplänen vorgesehenen 
Maßnahmen enthält. Lärmaktionspläne sind aber nur 
dann zielführend, wenn sie auch vollzogen werden. Ohne 
einen solchen Zeitplan besteht die Gefahr, dass die Maß-
nahmen überhaupt nicht oder nicht mit der gebotenen 
Dringlichkeit umgesetzt werden (SRU 2008, Tz. 859). 
Ebenso steht zu befürchten, dass zwar wirksame Maß-
nahmen in der Lärmaktionsplanung aufgeführt werden, 
diese sich aber gegenüber anderen Belangen nicht durch-
setzen können und damit am Ende nicht umgesetzt wer-
den. Diese Befürchtung scheint sich mit Blick auf den 
aktuellen Stand der Durchführung zu bestätigen (Fach-
gespräch des SRU am 21.02.2019 in Berlin). Der Verwal-
tungsgerichtshof (VGH) Baden-Württemberg kommt in 
seinem Urteil vom 17.07.2018 zu dem Ergebnis, dass in 
Lärmaktionsplänen festgesetzte Maßnahmen für Stra-
ßen des überörtlichen Verkehrs von der entsprechenden 
Fachbehörde durchzuführen sind. Dies gilt unter der 
Voraussetzung, dass die Interessen aller abgewogen, das 
Ermessen fehlerfrei ausgeübt und die Maßnahmen als 
verhältnismäßig beurteilt wurden (UMK 2018a, TOP 27). 
Auch die Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Immissions-
schutz (LAI) beschäftigt sich derzeit mit der Frage, wel-
che Bindungswirkung die Lärmaktionsplanung hat. Diese 
Frage ist mit dem VGH-Urteil eigentlich geklärt, müss-
te aber eventuell in den relevanten Regelungen klarer 
formuliert werden (Tz. 424). 

389.	 Es wird zudem diskutiert, bundesweit verbindliche 
Zielwerte festzulegen. Damit wären die Kommunen 
gefordert, nicht nur ab bestimmten Lärmbelastungen 
Aktionspläne aufzustellen, sondern auch wirkungsvolle 
Maßnahmen zu ergreifen, damit die Zielwerte in abseh-
barer Zeit erreicht werden (FELDMANN 2005; BEYE 
2017). Dagegen spricht allerdings, dass Zielwerte auf 
sehr unterschiedliche Ausgangsbedingungen treffen – 
sowohl hinsichtlich der bestehenden Lärmbelastung als 
auch hinsichtlich der Mittel der Kommunen. Letzterem 
könnte durch die Einführung eines Finanzierungsinstru-
ments begegnet werden (Tz. 430). 

390.	 In die dritte Stufe der Lärmaktionsplanung (2018) 
wurden zahlreiche weitere Maßnahmen aufgenommen 
(HEINRICHS und KUMSTELLER 2019). Dabei domi-
nierten verkehrliche Maßnahmen. Besonders häufig wur-
den Veränderungen an Fahrbahnbelägen und Gleisen 
sowie Schallschutzwände und -wälle genannt. Letztere 
betreffen aber sehr oft Maßnahmen, die über andere In-
itiativen auf den Weg gebracht wurden und nicht neu im 
LAP aufgegriffen wurden. Auch Geschwindigkeitssen-
kungen im motorisierten Individualverkehr und die För-
derung des Umweltverbundes spielten eine wichtige 
Rolle. Ebenfalls häufig erwähnt wurden städtebauliche 
Maßnahmen (Abb. 5-5).

5.4.3	 Ruhige Gebiete

391.	 Ein ruhiges Gebiet zeichnet sich durch eine, im Ver-
gleich zu anderen Gebieten, geringere oder keine Lärm-
belastung aus und dient dem Schutz von Menschen oder 
Tieren vor Lärm. Die Umgebungslärmrichtlinie verpflich-
tet die Mitgliedstaaten zum Schutz bzw. zur Ausweisung 
von ruhigen Gebieten (Art. 8 Abs. 1 lit. b Umgebungs-
lärmrichtlinie). Dabei wird zwischen ruhigen Gebieten 
in Ballungsräumen und ruhigen Gebieten auf dem Land 
unterschieden. Demnach sind ruhige Gebiete im Bal-
lungsraum Gebiete, die von den zuständigen Behörden 
als solche festgelegt wurden, und in denen sämtliche 
Schallquellen einen bestimmten, von dem Mitgliedstaat 
festgelegten Wert nicht übersteigen (Art. 3 lit. l Umge-
bungslärmrichtlinie). Ein ruhiges Gebiet auf dem Land 
ist ein von der zuständigen Behörde festgelegtes Gebiet, 
das keinem Verkehrs-, Industrie- und Gewerbe- oder 
Freizeitlärm ausgesetzt ist (Art. 3 lit. m Umgebungslärm-
richtlinie). Weitere Festlegungen werden nicht getrof-
fen. Somit haben die Mitgliedstaaten viel Spielraum im 
Hinblick auf die Ausweisung von ruhigen Gebieten. 
Im  Bundes-Immissionsschutzgesetz wurde zusätzlich 
geregelt, dass ruhige Gebiete im Ballungsraum auch 
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ɦɦ Abbildung 5-5	

Geplante Maßnahmen laut Meldung zur Lärmaktionsplanung 2018

LAP = Lärmaktionsplan 
MIV = motorisierter Individualverkehr 
ÖV = öffentlicher Verkehr 
Geplante LAP-Maßnahme = Maßnahme, die neu in den LAP zur Lärmminderung aufgenommen wurde. 
Bereits geplante Maßnahme = Maßnahme, die über eine andere Initiative bereits geplant wurde und nur zur Information in den LAP 
aufgenommen wurde.

Quelle: HEINRICHS und KUMSTELLER 2019
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lärmsensible Gebäude, wie zum Beispiel Krankenhäuser, 
umfassen (§ 47a und § 47d Abs. 2 BImSchG). Ruhige 
Gebiete auf dem Land dienen zusätzlich dem Schutz der 
Biodiversität. Mit dem Schutz von ruhigen Gebieten zielt 
die Lärmaktionsplanung einerseits auf eine Belastungs-
minderung und darüber hinaus auf vorsorgende Maß-
nahmen ab. Sie folgt damit einem salutogenetischen 
(gesundheitserhaltenden oder zur Gesundheitsent
stehung beitragenden) Ansatz. 

392.	 Ruhige Gebiete haben für die Bewohnerinnen und 
Bewohner in den Ballungsräumen hinsichtlich des Wohl-
befindens und des Gesundheitsschutzes einen besonde-
ren Wert (Tz. 362; EEA 2014; Europäische Kommission 
2018b; SRU 2018). Die Wertschätzung gegenüber ruhi-
gen Gebieten zeigen zum Beispiel internationale Umfra-
gen (BOOI und van den BERG 2012; Parliamentary Of-
fice of Science and Technology 2009). Insgesamt besteht 
noch Forschungsbedarf, um den Zusammenhang zwi-
schen ruhigen Gebieten und positiven Wirkungen für die 
Gesundheit und das Wohlbefinden zu untersuchen 
(HINTZSCHE 2014b). Dagegen haben sich eine Reihe 
von Forschungsprojekten mit der Frage beschäftigt, wie 
ruhige Gebiete identifiziert und gemanagt werden 
könnten (BARTALUCCI et al. 2015; ALGERS et al. 2011). 

393.	 Es gibt unterschiedliche Möglichkeiten, ruhige 
Gebiete zu identifizieren. So können Auswertungen der 
Ergebnisse von Lärmkartierungen, Lärmmessungen, 
Befragungen von Bewohnerinnen und Bewohnern der 
Gebiete sowie Einschätzungen von Expertinnen und Ex-
perten genutzt werden (HINTZSCHE 2014b). Allerdings 
unterliegen ruhige Gebiete aufgrund der vorgegebenen 
hohen Kartierungsschwellen (Tz. 383) nicht der Kartie-
rungspflicht (s. a. JÄSCHKE 2012). Sinnvoll ist zweifels-
ohne eine Kombination von mindestens zwei Verfahren, 
da jedes Verfahren für sich genommen sowohl Vor- als 
auch Nachteile hat. Zum Beispiel erfassen Lärmkartie-
rungen keine als angenehm wahrgenommenen Geräu-
sche, Lärmmessungen hingegen fokussieren nur auf 
Schallpegel, ohne diese weiter zu qualifizieren.

394.	Die erste Phase (2007–2012) des Vollzugs der 
Umgebungslärmrichtlinie in Deutschland zeigte, dass 
die Ausweisung ruhiger Gebiete nur zögerlich erfolgte 
(HEINRICHS et al. 2018). Ein Grund hierfür war die 
bestehende Rechtsunsicherheit. Insbesondere waren 
die Folgen einer solchen Ausweisung für manche Ge-
meinden unklar (ebd.). Mittlerweile wurde unter an-
derem durch ein Rechtsgutachten klargestellt, dass die 
Festlegung eines ruhigen Gebiets in einem Lärmaktions
plan auch in weiteren Planungsprozessen durch die Pla-

nungsträger berücksichtigt werden muss (WURSTER 
et al. o. J.). Eine Beeinträchtigung des Gebiets soll zwar 
verhindert werden, gegenläufige Planungen sind aber 
nicht per se ausgeschlossen. Im Extremfall muss das 
Gebiet im Lärmaktionsplan wieder aufgehoben werden 
(ebd.). Auch wenn Letzteres dem Lärmschutz zuwi-
derläuft, können diese Erkenntnisse dazu beitragen, 
dass die Kommunen eher bereit sind, ruhige Gebiete 
auszuweisen. 

HEINRICHS et al. (2018) kommen darüber hinaus zu 
dem Ergebnis, dass für die verantwortlichen Behörden 
folgende drei Fragen von Bedeutung sind: 

ɦɦ Nach welchen Auswahlkriterien werden ruhige Ge-
biete identifiziert?

ɦɦ Mit welchen Strategien und Maßnahmen werden die 
ausgewiesenen ruhigen Gebiete vor einer Lärmzu
nahme geschützt?

ɦɦ Welche Abstimmungsprozesse begleiten die Planung? 

In der Praxis kommen verschiedene Auswahlkriterien 
zum Tragen. Eines hiervon ist der Dauerschallpegel, der 
zwischen 40 und 55 dB(A) variiert. Oft müssen Schwel-
lenwerte nur in einem Teil der Gebiete oder zu bestimm-
ten Zeiten eingehalten werden. In der Regel müssen die 
ruhigen Gebiete im Vergleich zu angrenzenden Gebieten 
signifikant weniger Lärm ausgesetzt sein (z. B. Unter-
schiede von 6–10 dB(A)). Die Art der Nutzung des Ge-
biets, zum Beispiel als Park oder Wald, ist außerdem ein 
weiteres wichtiges Kriterium. Erholung steht als Aus-
wahlkriterium im Vordergrund (z. B. Regierungspräsidi-
um Gießen 2016, S. 252). Wohngebiete, aufgrund der be-
sonderen Bedeutung des Schutzes der Nachtruhe auch 
von Relevanz, wurden nur selten als ruhige Gebiete fest-
gelegt. Weitere wichtige Aspekte betreffen zusätzlich die 
Lage und Zugänglichkeit. Die Gebiete sollten beispiels-
weise in der Nähe von Wohnungen liegen und öffentlich 
zugänglich sein. In einigen Fällen wurde erfasst, wie viele 
Menschen ruhige Gebiete fußläufig erreichen können 
und welche Stadtteile mit solchen ausgestattet sind. Zum 
Teil wurde auch eine Mindestgröße für ruhige Gebiete 
festgelegt (HEINRICHS et al. 2018; 2015). Die Mindest-
größe gewährleistet zum Beispiel, dass sich Menschen in 
dem ruhigen Gebiet über einen gewissen Zeitraum be-
wegen können. Eine öffentliche Beteiligung und Abstim-
mung zwischen allen betroffenen Behörden wird bei der 
Auswahl und Festlegung von ruhigen Gebieten als erfor-
derlich angesehen (HEINRICHS et al. 2018).



285

5.4	 Umsetzung und Anwendung der Umgebungslärmrichtlinie in Deutschland

Die LAI empfiehlt in ihren Hinweisen zur Lärmaktions-
planung folgende Kriterien: die Lärmbelastungen soll-
ten auf dem Großteil der Fläche den LDEN von 50 dB(A) 
unterschreiten, in den Randbereichen LDEN = 55 dB(A). 
Es sollten darüber hinaus keine erheblichen Lärmquel-
len in dem Gebiet vorhanden und eine gute öffentliche 
Zugänglichkeit gegeben sein (LAI 2017). Die Stadt Frei-
burg hat daran anknüpfend sechs Kategorien von ruhi-
gen Gebieten festgelegt, die sich je nach Funktion und 
Lage in der Größe und Lärmbelastung unterscheiden. Zu 
diesen gehören zum Beispiel auch Achsen mit Erholungs- 
und/oder Verbindungsfunktion und Ruheoasen (Stadt 
Freiburg 2015). Berlin differenziert dagegen zwischen 
ruhigen Gebieten nach Umgebungslärmrichtlinie und 
städtischen Ruhe- und Erholungsräumen, wobei letztere 
geringere Standards hinsichtlich der Lärmbelastung 
aufweisen (Senatsverwaltung für Umwelt, Verkehr und 
Klimaschutz Berlin 2019a). Eine Differenzierung nach 
Funktion ist generell wünschenswert, weil sie es ermög-
licht, je nach Erfordernis Gebiete unterschiedlich zu 
entwickeln bzw. ein differenziertes Schutzniveau zu 
etablieren. Allerdings darf dies nicht dazu genutzt werden, 
sich von der Verpflichtung, auch innerstädtisch ruhige 
Gebiete auszuweisen bzw. solche zu schaffen, freizu
sprechen. 

395.	 Zu der Frage, mit welchen Maßnahmen ruhige 
Gebiete geschützt werden können, gibt die Umgebungs-
lärmrichtlinie keine Antworten. Auch die bisherigen 
Lärmaktionspläne sagen dazu wenig (HEINRICHS et al. 
2018). HEINRICHS et al. (ebd.) schlagen unter ande-
rem vor, die Gebiete bei der Stadt-, Verkehrs-, Freiraum- 
und Bauleitplanung zu berücksichtigen. Zusätzlich seien 
Siedlungserweiterungen zu vermeiden und Pufferzonen 
zu schaffen.

Bauliche Maßnahmen wie Lärmschutzwälle können 
helfen, die Lärmsituation zu verbessern. Infrage kom-
men zusätzlich verkehrslenkende Maßnahmen. Sie be-
inhalten aber das Risiko, dass der Verkehr und damit die 
Lärmbelastung in angrenzende Bereiche verlagert wer-
den. Beim Fluglärm hat der Schutz von Siedlungsflächen 
in der Regel Vorrang vor dem Schutz von Erholungs
flächen (HEINRICHS et al. 2018; 2015). 

396.	 Der Schutz von ruhigen Gebieten ist eine verpflich-
tende Aufgabe, die mit anderen Raum- und Fachplänen 
der Kommunen abgestimmt werden muss, was unab
dingbar, aber oft schwierig zu realisieren ist. Konflikte 
mit anderen Interessen der Gebietsnutzung, wie zum 
Beispiel Verkehrs- und Siedlungsentwicklung, sind all
gegenwärtig. Ist ein ruhiges Gebiet als solches ausgewie-

sen, so müssen nachfolgende Planungen dies berücksich-
tigen und andere Belange mit den Zielen des Gebietes 
abgewogen werden. Eine Verzahnung der Lärmaktions-
planung mit der Bauleit-, Mobilitäts- und Luftqualitäts-
planung sollte unbedingt erfolgen. Gebietsschutzinstru-
mente aus dem Naturschutz könnten bei der Regelung 
von Aktivitäten in ruhigen Gebieten helfen (HEINRICHS 
et al. 2018). 

HEINRICHS et al. (2015) empfehlen aufgrund der vor-
genannten Schwierigkeiten eine Reihe von Anpassungen 
der rechtlichen Rahmenbedingungen, insbesondere:

ɦɦ Anstreben einer Absenkung des Lärmpegels, ab dem 
ein Gebiet lärmkartiert werden muss,

ɦɦ Erarbeitung und verbindliche Festlegung von bundes-
weit einheitlichen Auswahlkriterien für ruhige Ge
biete und

ɦɦ Klärung des Verhältnisses von Bauleitplanung zur 
Ausweisung von ruhigen Gebieten.

Klärungsbedürftig sei darüber hinaus der Umgang mit 
unterschiedlichen Lärmquellen und Zuständigkeiten 
beim Schutz von ruhigen Gebieten. Dringend erforder-
lich wäre zudem eine höhere Verbindlichkeit der Auswei-
sung von ruhigen Gebieten. Dabei muss allerdings ge-
währleistet sein, dass ausgewiesene Gebiete wirklich dem 
Lärmschutz dienen. 

397.	 Städtische Grünflächen erfüllen eine Vielzahl von 
Funktionen für den Schutz von Umwelt und Gesundheit 
sowie zur Steigerung der Lebensqualität (BMUB 2017b; 
SRU 2018). In diesem Zusammenhang ist der Master-
plan Stadtnatur, der im Juni 2019 veröffentlicht wurde, 
positiv hervorzuheben (BMU 2019). Allerdings wurde 
mit diesem die Chance verpasst, die Funktion von Stadt-
natur für das, auch subjektive, Erleben von Ruhe als wich-
tigem Beitrag für den Gesundheitsschutz und die Ver-
besserung der Lebensqualität aufzugreifen (siehe u. a. 
CLAßEN et al. 2016). Hier wäre eine engere Anbindung 
an die ruhigen Gebiete wünschenswert.

Lärmaktionspläne sehen zwar in der Regel Schutzmaß-
nahmen vor, um eine Zunahme der Lärmbelastung zu 
verhindern (Stadt Freiburg 2015; Stadt Essen 2017), aber 
es gibt keine Vorschläge zur Entwicklung ausgewiesener 
und neuer Gebiete. Dies wäre insbesondere dort wich-
tig, wo öffentlich gut erreichbare ruhige Gebiete in Form 
von Naherholungsflächen fehlen. Ein Beispiel hierfür ist 
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der Essener Norden, wo es großflächig an solchen Räu-
men mangelt (Stadt Essen 2017). Zudem fehlt gerade 
kleinen Kommunen oft ausreichend Personal, um ruhige 
Gebiete auszuweisen. Für diese Kommunen wäre es 
wünschenswert, Unterstützung von höherer Ebene, zum 
Beispiel den Regierungspräsidien, zu erhalten oder die 
Aufgabe gleich auf diese Ebene zu verlagern.

In anderen Ländern, wie zum Beispiel in den Niederlan-
den, ist man diesbezüglich schon weiter fortgeschritten. 
Wichtige Elemente sind dort: Ruhige Gebiete schützen, 
Lärmpegel weiter absenken, neue ruhige Gebiete ent
wickeln und Ruhe erlebbar machen. Auch in Belgien wird 
ein ähnlich progressiver Ansatz verfolgt (EEA 2014; 
HEINRICHS et al. 2018).

5.4.4	 Defizite bei der Durchführung 
der Umgebungslärmrichtlinie 
und Vertragsverletzungs
verfahren 

398.	 Die Europäische Kommission kritisiert in ihrem 
Bericht zur Durchführung der Umgebungslärmricht
linie aus dem Jahr 2017 insbesondere, dass die Mit-
gliedstaaten noch keine ausreichenden Schritte zur 
Bekämpfung der Lärmbelastung ergriffen haben (Euro
päische Kommission 2017a). Als wesentlicher Grund 
hierfür wird die mangelnde Priorisierung des Themas 
in den Mitgliedstaaten angesehen, was sich in einer un-
zureichenden finanziellen und personellen Ausstattung 
zeigt. Allerdings musste die Kommission einräumen, 
dass die Frist für die Aktionsplanung nach den Lärm
kartierungen zu kurz war (Tz. 379). Die Europäische 
Kommission kritisierte darüber hinaus, dass noch zu 
wenige Mitgliedstaaten ruhige Gebiete ausgewiesen 
hatten (Abschn. 5.4.3).

Diese Kritik trifft auch auf Deutschland zu. So hat die 
Europäische Kommission im Oktober 2017 Deutsch-
land zum wiederholten Male aufgefordert, weitere 
Lärmaktionspläne zu erstellen (Europäische Kom
mission 2017b). Sie vertritt die Ansicht, dass die durch-
geführten Lärmkartierungen noch zu wenig in entspre-
chende Lärmaktionsplanungen mündeten (Tz. 385), 
mithin die zweite Stufe der Umgebungslärmrichtlinie 
nicht vollständig durchgeführt wurde. Dieser Vorwurf 
trifft innerstaatlich zwar die Länder und Kommunen, 
die für die Durchführung verantwortlich sind. Aller-
dings ist es dem Bund nicht gelungen, sich mit den 
Ländern auf einheitliche, ausreichend ambitionierte 

Auslösewerte für eine Lärmaktionsplanung zu einigen 
(Tz. 386).

Inzwischen wird die dritte Stufe der Umgebungslärm-
richtlinie umgesetzt (Tz. 390). Die Europäische Kom-
mission hat Deutschland unterdessen aufgefordert, bei 
der Aktionsplanung nachzubessern. Deutschland hat zu 
den Fragen der Kommission zuletzt im September 2018 
Stellung bezogen (Mitteilung der Regierung der Bundes-
republik Deutschland an die Europäische Kommission 
vom 24. September 2018).

Ein kritischer Punkt beim Vollzug der Umgebungs
lärmrichtlinie ist, dass sehr viel Verantwortung in den 
Händen der Gemeinden liegt. Diese können einiges für 
die Lärmminderung unternehmen, für einige Maß
nahmen fehlen den kommunalen Behörden aber die 
Kompetenzen (SRU 2008, Tz. 859; LAI 2017; JÄCKER-
CÜPPERS 2018, S. 73 f.). Daher ist es dringend erfor-
derlich, die Rahmenbedingungen für die Durchführung 
der Umgebungslärmrichtlinie zu verbessern (Kap. 5.7), 
wofür der Bund und die Länder die Verantwortung 
tragen.

5.5	 Überblick über wichtige 
Maßnahmen zur Minderung 
von Verkehrslärm

399.	 Verkehrslärm kann durch verschiedene Maßnah-
men gemindert werden (Tab. 5-4; für eine Übersicht s. a. 
BROWN und van KAMP 2017, S. 3). Lärmminderungs-
maßnahmen setzen entweder an der Quelle an (beim 
Verkehr insbesondere am Fahrzeug und der Fahrbahn
oberfläche bzw. Schiene = aktiver Lärmschutz) oder 
reduzieren den Lärm am Immissionsort (am Gebäude = 
passiver Lärmschutz) (ALD 2010; UBA 2019c). Beim 
Verkehr werden Schallabschirmungen wie Schallschutz-
wände ebenfalls zum aktiven Lärmschutz gezählt (ALD 
o. J.). Aktiver Lärmschutz ist dem passiven Lärmschutz 
in der Regel vorzuziehen, weil dieser räumlich eine brei-
tere Wirkung entfaltet und das gesamte Wohnumfeld der 
Menschen einbezieht. Grundsätzlich ist die Vermeidung 
und Verlagerung des Verkehrs zur Reduktion von Um-
welt- und Gesundheitsbelastungen anzustreben, wie der 
SRU bereits in seinem Gutachten „Umsteuern erforder-
lich: Klimaschutz im Verkehrssektor“ dargestellt hat 
(SRU 2017, Tz. 103). Im Folgenden wird auf eine Reihe 
wichtiger Maßnahmen zur Minderung von Verkehrslärm 
eingegangen.
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5.5.1	 Straßenverkehr
400.	 Bei den Lärmemissionen, die von Kraftfahrzeugen 
ausgehen, wird in erster Linie zwischen Antriebs- und 
Reifen-Fahrbahn-Geräuschen unterschieden. Beide kön-
nen sowohl über Maßnahmen an der Quelle als auch über 
Regelungen des Verkehrs gemindert werden. 

Lärmminderung an den Fahrzeugen
401.	 Motorengeräusche beim Pkw sind nur bei geringen 
Geschwindigkeiten relevant, bei höheren Geschwindig-
keiten dominieren die Reifenabrollgeräusche (UBA 
2013b). Anders verhält es sich bei Lkw und Bussen. Wäh-
rend am Pkw die Abrollgeräusche der Reifen bereits ab 
circa 30 km/h bei konstanter Geschwindigkeit dominie-

ren, ist dies bei schweren Nutzfahrzeugen erst ab circa 
60 km/h der Fall (UBA 2017b). Bei Motorrädern ist der 
Motor in der Regel die Hauptlärmquelle. Dies gilt auch 
bei höheren Geschwindigkeiten, unter anderem weil die 
Motoren lauter sein dürfen als die beim Pkw (Cercle 
Bruit o. J.–b; s. a. Tz. 434). Auch wenn deutlich weniger 
Motorräder als Pkw oder Lkw auf den Straßen fahren, 
kann Motorradlärm, insbesondere in der warmen Jah-
reszeit und an bestimmten Orten (z. B. touristisch 
attraktive Strecken mit starkem Gefälle), die Anwoh
nerinnen und Anwohner erheblich belästigen (z. B. 
LECHNER und SCHNAITER 2019; s. a. Tz. 434). 

Bei allen Fahrzeugen mit Verbrennungsmotoren wird das 
Antriebsgeräusch durch den Motor selbst und durch 

ɦɦ Tabelle 5-4	

Übersicht über Lärmminderungsmaßnahmen beim Verkehr

Kategorie Beispiele

Vermeidung von Verkehr/ 
Verlagerung auf leisere Verkehre

Mitfahrportale
Stärkung Fahrrad- und Fußverkehr

Maßnahmen an der Quelle Maßnahmen an den Fahrzeugen: Leisere Fahrzeuge (Emissionsgrenzwerte für 
Kfz, Schienen- und Luftfahrzeuge verschärfen) 
Veränderung an der Flugzeughülle
Maßnahmen am Verkehrsweg: Anpassung von Straßen- und Schienenweg
oberflächen (z. B. Fahrbahnausbesserung, lärmarme Straßenbeläge, Schienen 
schleifen) 

Regulierung des Verkehrs Zeitliche Betriebseinschränkung: Nachtflugverbote, Nachtfahrverbote für 
schwere Nutzfahrzeuge
Geschwindigkeitsbeschränkungen

Maßnahmen auf dem Schall
ausbreitungsweg

Lärmschutzwände, -wälle 
Erhöhung Abstand Lärmquelle zum Immissionsort (z. B. Fahrbahn in Mitte 
der Straße verlegen)

Schließung oder Änderung von 
Infrastrukturen

Verlagerung der Flugrouten, Schließung von Eisenbahnlinien, Bau von 
Ortsumgehungen oder Straßensperrungen

Maßnahmen am Immissionsort Schallschutzfenster, vorgehängte Glasfassaden (Wintergärten, Atriumhöfe)

Lärmangepasste Bebauung Verfügbarkeit einer ruhigen Seite (Veränderung der Raumnutzung durch 
Verlegung sensibler Räume wie z. B. Schlaf- oder Kinderzimmer zur lärm
abgewandten Seite)

Schaffung und Entwicklung 
ruhiger Gebiete

Ruhige Gebiete ausweisen und diese vor Lärm schützen, Ruhe erlebbar 
machen durch attraktive Gestaltung von Ruheorten

SRU 2020; Datenquelle: BROWN und van KAMP 2017
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Gaswechselvorgänge im Ansaug- und Auspuffsystem 
erzeugt. Drehzahl und Motorlast haben einen großen 
Einfluss und Beschleunigungsvorgänge sind entspre-
chend geräuschintensiv. Insgesamt sind die Motoren in 
den letzten Jahren leiser geworden (MKULNV NRW 
2014). Elektrofahrzeuge haben reduzierte Antriebsge-
räusche aufgrund des leisen Motors, allerdings sind ab 
einer Geschwindigkeit von 30 km/h die Geräusche, die 
durch den Reifen-Fahrbahn-Kontakt erzeugt werden, 
wie bei Fahrzeugen mit Verbrennungsmotoren die re-
levanteren (UBA 2013a; SRU 2017, Tz. 161). Außerdem 
müssen in Hybridelektro- und Elektrofahrzeugen akus-
tische Fahrzeugwarnsysteme (Acoustic Vehicle Alerting 
System – AVAS) für Geschwindigkeiten bis 20 km/h 
eingebaut werden (Art. 8 der Verordnung (EU) 
Nr.  540/2014, geändert durch Delegierte Verordnung 
(EU) 2019/839). 

Für Lärmemissionen, die von Reifen ausgehen, ist deren 
Beschaffenheit eine zentrale Größe. Dabei spielen die 
Gummimischung, die Geometrie des Reifenprofils und 
die Breite des Reifens eine besondere Rolle. Bestimmte 
Kautschuksorten, die Zugabe von Silizium und beson-
ders feine Reifenprofile sorgen für geringere Lärmemis-
sionen. Letzteres kann aber unter Umständen die Haf-
tung bei Nässe beeinträchtigen. Darüber hinaus sind 
schmale Reifen leiser als breite Exemplare (Cercle Bruit 
o. J.–a). Je nachdem, wie die Reifen konstruiert sind, 
beträgt der Unterschied in den Emissionen daher 3 bis 
4 dB(A) (UBA 2017b; MKULNV NRW 2014).

Lärmarme Fahrbahnbeläge
402.	 Lärmoptimierte Fahrbahnoberflächen tragen zur 
Emissionsminderung bei. Bereits eine Sanierung von 
schadhaften Fahrbahnbelägen zeigt eine Wirkung von 
circa 1 bis 2 dB(A) (UBA 2009b). Besonders große Ef-
fekte können durch den Ersatz von Kopfsteinpflaster 
durch Asphalt erzielt werden (LAI 2017). Allerdings 
kann dies wiederum mehr Verkehr und höhere Fahrge-
schwindigkeiten induzieren. Mit der Verwendung von 
lärmarmen Fahrbahnbelägen, also solchen mit geringem 
Größtkorndurchmesser (z. B. LAO 5 D), sind weiterge-
hende Wirkungen möglich. Solche Beläge weisen im Ver-
gleich zu herkömmlichen Belägen ein Minderungspoten-
zial von 2 bis 4 dB(A) auf (DONNER und DUDENHÖFER 
2009). Mit offenporigen Asphalten (OPA) können noch 
höhere Minderungswerte von 4 bis 5 dB(A) erzielt wer-
den. Allerdings sind OPA aufwendig in der Bauweise und 
damit teurer (UBA 2014). Zudem eignen sich diese vor 
allem für Schnellstraßen und Autobahnen, weil erst bei 
hohen Geschwindigkeiten der darauf fahrenden Fahrzeu-
ge der Belag gereinigt wird. Bei geringeren Geschwindig-

keiten kommt es sonst schnell zu einem Verschließen 
des Porengeflechts, was die positive Lärmwirkung auf-
hebt (DAV 2018). 

Insgesamt stehen auch für den innerstädtischen Bereich 
ausreichend alternative Straßenbeläge (z. B. Splittmas-
tixasphalte – SMA) zur Verfügung, die für die Lärmmin-
derung genutzt werden können bzw. bereits zum Einsatz 
kommen (UBA 2013b; DONNER und DUDENHÖFER 
2009; BASt 2011). Allerdings ist hierbei zu beachten, dass 
viele dieser lärmarmen Beläge ihre positiven akustischen 
Eigenschaften mit der Zeit verlieren. Ebenfalls sind Be-
sonderheiten zum Beispiel bei der Straßenreinigung zu 
beachten. Das UBA hat im Jahr 2014 Empfehlungen für 
die Verwendung von lärmmindernden Straßenbelägen 
veröffentlicht (UBA 2014). Die Verwendung lärmarmer 
Straßenbeläge dient in erster Linie dem Lärmschutz, 
unter bestimmten Bedingungen sind zusätzlich positive 
Effekte hinsichtlich der Feinstaubbelastung möglich 
(UBA 2009b). 

Verkehrsvermeidung und -verlagerung
403.	 Vor allem die Vermeidung und Verlagerung von 
motorisiertem Straßenverkehr trägt wesentlich zur Lärm-
minderung bei. Zu den schnell umsetzbaren Maßnahmen 
gehören zum Beispiel Durchfahrverbote für den Schwer-
lastverkehr. Diese können auch die Luftschadstoffbelas-
tungen vor Ort reduzieren. Sie wirken aber nur punktuell 
und bergen das Risiko, die Belastungen in andere Stra-
ßen und Ortsbereiche zu verlagern. Dieser Effekt kann 
gemindert werden, wenn der Verkehr insbesondere in 
Gebiete mit lärmunsensiblen Nutzungen umgelenkt wird 
(LAI 2017). Generell sind daher solche Verbote nur sinn-
voll, um besonders belastete Gebiete oder sensible Be-
reiche zu entlasten.

Einen wichtigen Beitrag zum Lärmschutz kann eine 
Reduzierung des motorisierten Individualverkehrs leis-
ten, indem der Umweltverbund (öffentlicher Personen-
nahverkehr (ÖPNV), Fuß- und Radverkehr) gestärkt 
wird. Fuß- und Radverkehr sind deutlich leiser als der 
motorisierte Straßenverkehr. Ähnliches gilt mit Ein-
schränkungen auch für den ÖPNV (UBA 2009b). Wenn 
für den ÖPNV neue Fahrzeuge angeschafft werden, 
sollten lärmarme Fahrzeuge zum Einsatz kommen. 
Daneben sind weitere technische Möglichkeiten der 
Lärmminderung im ÖPNV zu nutzen. Maßnahmen, die 
helfen, den Modal Split, das heißt den Verkehrsträger
anteil hin zum Umweltverbund zu verändern, tragen 
deshalb auch zum Lärmschutz bei (LAI 2017). 
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Daneben ist die Parkraumbewirtschaftung ein sehr wich-
tiges Instrument, um den Verkehr in den Innenstädten 
zu vermindern (Abschn. 6.5.4.1). 

Geschwindigkeitsbegrenzungen und 
Verstetigung des Verkehrs
404.	 Geschwindigkeitsbeschränkungen in den Städten 
gehören zu den besonders wirkungsvollen Lärmminde-
rungsmaßnahmen. Die Absenkung der Regelhöchstge-
schwindigkeit in geschlossenen Ortschaften auf 30 km/h, 
wie sie der SRU schon in der Vergangenheit empfohlen 
hat (SRU 2012), trägt maßgeblich zum Lärmschutz bei 
und ist darüber hinaus mit weiteren positiven Effekten 
für die Umwelt und Verkehrssicherheit verbunden (s. a. 
Tz. 554). Reduziert man die höchstzulässige Geschwin-
digkeit von Tempo 50 auf Tempo 30 innerorts, kann das 
den Lärmpegel um 2 bis 3 dB(A), in einzelnen Fällen 
sogar bis 4 dB(A), senken (UBA 2009b; LAI 2017; HEIN-
RICHS et al. 2016b). Zusätzlich können damit auch der 
Maximalpegel abgesenkt und Pegelschwankungen ver-
ringert werden (HEINRICHS et al. 2016b). Noch höher 
sind die Pegelminderungen, wenn zusätzlich der Verkehr 
verstetigt wird (UBA 2013b). 

Allerdings sind Geschwindigkeitsbeschränkungen nur 
wirksam, wenn ihre Einhaltung auch stringent kontrol-
liert wird (LAI 2017). Eine Verkehrsberuhigung auf so-
genannten Nebenstrecken kann zu einer Bündelung des 
Verkehrs auf den Hauptstrecken beitragen. Eine Ver-
kehrsbündelung kann zu einer Verbesserung der Lärm-
gesamtbilanz beitragen, wenn sich dadurch die Zahl der 
Betroffenen reduziert (UBA 2009b). Dabei ist zu berück-
sichtigen, dass Lärmemissionen nicht linear mit dem 
Verkehrsvolumen ansteigen, sondern erst etwa ein zehn-
faches Verkehrsvolumen zu einer doppelt so hohen Lärm-
wahrnehmung führt. Allerdings muss dann verhindert 
werden, dass Lärm- und andere Belastungen (z. B. mit 
Luftschadstoffen) an den Hauptstrecken in unzulässi-
gem Maße zunehmen. Hier sind in der Regel begleitende 
Minderungsmaßnahmen notwendig.

405.	 Eine Verstetigung des Verkehrs kann als Einzelmaß-
nahme ebenfalls zu einer Lärmminderung beitragen, 
insbesondere durch eine Reduzierung von Beschleuni-
gungs- und Verzögerungsvorgängen. Dadurch können 
Lärmpegelspitzen gemindert werden (LAI 2017). Der 
Verkehr lässt sich unter anderem durch die Abstimmung 
signalgesteuerter Kreuzungsknotenpunkte verstetigen 
(UBA 2009b). Allerdings kann eine Verstetigung zu einer 
größeren Verkehrsmenge führen, weil die Raumdurch-
dringung steigt.

Abstandserhöhung zur Lärmquelle
406.	 Eine weitere Möglichkeit, Lärm zu mindern, ist die 
Erhöhung des Abstands zwischen Lärmquelle und 
Schutzgut (LAI 2017). Es kann bereits hilfreich sein, den 
Straßenverkehr in der Mitte der Straße zu bündeln, da 
die Schallimmission mit dem Quadrat der Distanz zur 
Quelle sinkt. Dies ist zum Beispiel möglich, indem äu
ßere Fahrstreifen durch Fahrrad- oder Fußgängerwege, 
Parkstreifen oder Aufenthaltsräume ersetzt werden (SRU 
2008, Tz. 854). Begrünungen am Straßenrand können 
zusätzlich das subjektive Lärmempfinden positiv beein-
flussen (UBA 2009b). Auch diese Maßnahme zeigt eine 
Reihe von Synergien mit anderen Umweltzielen, bei-
spielsweise der Verbesserung der Infrastruktur für den 
Langsamverkehr, Klimaanpassung und Luftreinhaltung 
(s. a. SRU 2018, Tz. 151 f.). 

5.5.2	 Schienenverkehr
407.	 Auch beim Schienenverkehr bestehen noch erheb-
liche Lärmminderungspotenziale. Hier werden die Lärm
emissionen bei niedrigen Geschwindigkeiten durch die 
Aggregate und den Antrieb, bei mittleren Geschwindig-
keiten durch den Rad-Schienen-Kontakt und bei sehr 
hohen Geschwindigkeiten durch die Windgeräusche ent-
lang des Zuges bestimmt (LUTZENBERGER und GUT-
MANN 2013). Die Rollgeräusche haben vor allem beim 
Schienengüterverkehr bis zum Abschluss der komplet-
ten Umrüstung auf lärmarme Verbundstoffbremssohlen 
(s. u.) die größte Bedeutung für die Lärmbelastung der 
Bevölkerung. Insbesondere glatte Schienen und glatte 
Räder sowie Abschirmungen und eine lärmoptimierte 
Radgeometrie in Kombination mit Scheibenbremsen sind 
wirksame Lärmminderungsmaßnahmen. Weitere Op
tionen sind Schienenschmiereinrichtungen in engen 
Gleisbögen, um das Kurvenquietschen zu reduzieren 
sowie technische Maßnahmen an Weichen und Brücken 
(LAI 2017). 

Bei Bestandswagen hat sich das Austauschen von Grau-
gussbremsklötzen durch Verbundstoffbremssohlen 
des  Typs LL-Sohle als besonders wirksam erwiesen 
(MITUSCH et al. 2017, S. 1 f.). Die Kunststoffbrems-
klötze rauen die Räder weniger stark auf und bewirken 
so ein  leiseres Abrollen. Mit dieser Umrüstung kann 
der Schienenverkehrslärm um bis zu 10 dB(A) gesenkt 
werden. Dies entspricht einer Verringerung des vom 
menschlichen Gehör wahrgenommenen Lärmpegels 
um 50 % (BMVI 2019a, S. 40). Die LL-Sohlen sind nur 
für die Umrüstung von Bestandsfahrzeugen gedacht. 
Neue Schienengüterzüge werden, um die Grenzwerte 
der Verordnung (EU) Nr. 1304/2014 (TSI Lärm) 
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einzuhalten (Tz. 435), mit Verbundstoffbremssohlen 
des Typs K-Sohle oder mit Scheibenbremsen ausge
stattet.

Die Bestandsfahrzeuge des Schienengüterverkehrs sind 
aktuell noch nicht komplett auf die LL-Sohlen umgerüs-
tet. Die Bundesregierung hat, um eine schnelle Umrüs-
tung zu generieren, mit dem Schienenlärmschutzgesetz 
(SchlärmschG) eine verbindliche Umrüstung bis zum 
Fahrplanwechsel 2020/2021 gefordert. Ab diesem Zeit-
punkt dürfen Fahrzeuge mit GG-Bremssohlen grundsätz-
lich nicht mehr auf dem deutschen Schienennetz fahren. 
Ausnahmen gibt es zum Beispiel für Züge im Gelegen-
heitsverkehr, die aber dafür ihre Geschwindigkeit redu-
zieren müssen (§ 5 SchlärmschG). Zudem setzt das mit 
dem Fahrplanwechsel 2012/2013 eingeführte und bis 
2020 laufende lärmabhängige Trassenpreissystem 
Anreize zur Umrüstung der Bestandsfahrzeuge im 
Schienengüterverkehr. Auf die regulären Trassenentgel-
te wird ein Aufschlag erhoben, wenn in einem Güterzug 
nicht überwiegend lärmgeminderte Güterwagen ein
gestellt sind. Der Aufschlag beträgt derzeit 5,5 % (BMVI 
2019a, S. 44).

5.5.3	 Luftverkehr

408.	 Lärm entsteht bei Luftfahrzeugen während des 
Fluges insbesondere durch die Triebwerke oder Rotor-
blätter. Hinzu kommen Wirbel, die bei der Umströmung 
des Luftfahrzeugs auftreten. Am Boden treten Lärmbe-
lastungen zum Beispiel durch das Rollen der Flugzeuge 
zur Startbahn oder von der Landebahn zum Abstellplatz 
oder bei Triebwerksprobeläufen auf (www.fluglärm-por-
tal.de o. J.–a). Für die Lärmbelastung ist vor allem die 
Start- und Landesituation maßgeblich, da diese nahe dem 
Boden durchgeführt werden. Bei den üblichen Reiseflug-
höhen von Verkehrsflugzeugen sind während des Reise-
flugvorgangs keine Lärmbelastungen am Boden zu 
erwarten (UBA 2019c). 

Im Bereich der technischen Maßnahmen an der Quelle 
hat es in der Vergangenheit einige Fortschritte gegeben 
(EEA et al. 2019). So konnten die Lärmemissionen der 
Flugzeuge durch Optimierungen an den Triebwerken und 
der Flugzeugzelle in den letzten sechzig Jahren um circa 
25 dB (seitlicher Lärmpegel, Tz. 437) reduziert werden 
(BdL 2015). Diesen technischen Fortschritten in der 
Luftfahrt- und Flugbetriebstechnik steht eine deutliche 
Zunahme des Verkehrsaufkommens gegenüber, weshalb 
sich die Belastungssituation insgesamt nicht wesentlich 
verbessert hat (SCHÜTTE et al. 2018).

Fluglärm kann im Gegensatz zum Straßen- und Schienen-
verkehrslärm in nur sehr geringem Maße mittels einer 
Abschirmung der Lärmquelle begegnet werden, weil der 
Schall in der Regel von oben auf den Immissionsort trifft. 
Eine Ausnahme bildet der Bodenlärm am Flughafen (UBA 
2019c). Wichtige Lärmminderungsmaßnahmen, die nicht 
technische Veränderungen an den Flugzeugen betreffen, 
sind die Erhöhung der Entfernung der Lärmquelle zu den 
Betroffenen (bei startenden oder landenden Flugzeugen) 
und die Reduzierung der Schallereignisse durch Verkehrs-
vermeidung (z. B. durch ein Nachtflugverbot) (s. a. Ab-
schn. 5.7.7). Passiver Lärmschutz bei Fluglärm beschränkt 
sich in der Regel auf bauliche Schallschutzmaßnahmen an 
Gebäuden, wie zum Beispiel den Einbau von Schallschutz-
fenstern. Eine wichtige Lärmminderungsmaßnahme ist 
die lärmangepasste Festlegung der Flugrouten, da hierü-
ber die Zahl der Betroffenen und die Belastungsintensität 
verringert werden können (UBA 2019c; SRU 2014). Zu-
sätzlich kann durch raumplanerische Maßnahmen die Zahl 
der Betroffenen reduziert werden, indem der Zuzug in 
Belastungsgebiete eingeschränkt oder der Aus- sowie Neu-
bau von Flugplätzen gesteuert wird.

5.5.4	 Bauliche 
Lärmschutzmaßnahmen

409.	 Bauliche Lärmschutzmaßnahmen sind Einrich
tungen, die die Schallausbreitung zwischen der Lärm-
quelle und lärmempfindlichen Nutzungen unterbrechen 
(BUWAL 2000). Zu diesen zählt auch der passive Lärm-
schutz. Dieser hat den Nachteil, dass er nur unmittelbar 
dort den Lärm mindert, wo er eingesetzt wird. Hierzu 
zählt insbesondere der Einbau von Schallschutzfenstern. 
Dessen ungeachtet ist der passive Lärmschutz wichtig, 
wenn andere Maßnahmen nicht verfügbar oder umsetz-
bar sind, sowie um Lärmpegel an sensiblen Orten zu re-
duzieren (UBA 2009b). Neben Lärmminderungsmaß-
nahmen am Immissionsort kommen auch Maßnahmen 
auf dem Schallweg von der Quelle zum Immissionsort 
infrage. Dazu zählen zum Beispiel Fassaden mit hoher 
Schallabsorption, Lärmschutzwälle oder -bauten sowie 
die Überdeckelung von Straßen.

Schallschutzfenster dienen dazu, die Lärmbelastungen in 
Häusern zu mindern. Damit können Pegelminderungen 
von bis zu 42 dB(A) erreicht werden (UBA 2009b). Aller
dings wird diese Wirkung weitestgehend aufgehoben, so-
bald die Fenster geöffnet werden. Im Extremfall ist Lüf-
ten nicht mehr möglich bzw. nur mit speziellen Lüftungs-
einrichtungen. Auch bieten Schallschutzfenster keinen 
Schutz für den Außenwohnraum wie Balkone und Gärten. 
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Die Abschirmung von Lärmquellen durch Schallschutz-
wände und -wälle ist das am häufigsten eingesetzte Mit-
tel des aktiven Lärmschutzes (DB Netz AG o. J.; HEIN-
RICHS et al. 2016a). Mit diesen können Lärmpegel um 
4 bis 10 dB(A), maximal bis 20 dB(A) reduziert werden 
(UBA 2009b). Die Höhe der Abschirmungseinrichtung 
beeinflusst wesentlich deren Reduktionswirkung (LAI 
2017). Außerdem müssen die Wälle und Wände entwe-
der möglichst dicht an der Quelle bzw. am zu schützen-
den Objekt errichtet werden. So sind zum Beispiel 
niedrige Lärmschutzwände nahe an den Gleisen eine kos-
tengünstige Möglichkeit der Lärmminderung im Schie-
nenverkehr (ebd.). Nachteil von Schallschutzwänden ist 
unter anderem, dass sie wie Barrieren wirken und die Be-
lichtung beeinträchtigen können (Ministerium für Wirt-
schaft, Arbeit und Wohnungsbau Baden-Württemberg 
2018). 

Mit der Abdeckung von Straßen, beispielsweise Autobah-
nen, können große Lärmminderungen erzielt werden. 
Der Überdeckelung der A81 in Freiberg am Neckar 
wird zum Beispiel ein Minderungspotenzial von 15 bis 
18,4  dB(A) zugeschrieben (Stadt Freiberg am Neckar 
o.  J.). Allerdings ist diese Maßnahme mit hohem Auf-
wand und damit hohen Kosten verbunden.

5.6	 Umweltgerechtigkeit in 
der kommunalen Planung

410.	 Bei Maßnahmen zur Minderung der Lärmbelastung 
sollte beachtet werden, dass in vielen Gegenden Deutsch-
lands die soziale Lage und die Höhe der Lärmbelastung 
negativ miteinander verknüpft sind (Abschn. 5.2.1). Ein 
ähnliches Bild ergibt sich für Luftschadstoffe aus dem 
Verkehr und für thermische Belastungen aufgrund hoher 
Bodenversiegelung in städtischen Gebieten. Auch die un-
zureichende Versorgung mit attraktiven Grün- und Frei-
flächen korreliert mit einem niedrigen Sozialstatus (SRU 
2018, Tz. 137). Weltweit, sowohl in den armen als auch 
in den reicheren Ländern, treffen umweltbezogene 
Krankheiten unverhältnismäßig häufig vulnerable und 
arme Menschen (LANDRIGAN et al. 2017; zur Vulnera-
bilität s. a. Abschn. 5.3.3). Die Umweltministerkonfe-
renz (UMK) sieht mit Sorge, dass der soziale Status viel-
fach mit darüber entscheidet, in welchem Umfang Kinder, 
Jugendliche und Erwachsene Umweltbelastungen aus-
gesetzt sind (UMK 2016, TOP 7). Hier setzt das Leitbild 
Umweltgerechtigkeit an. Dieses zielt darauf ab, die sozial
räumliche Konzentration gesundheitsrelevanter Umwelt-

belastungen zu vermeiden und abzubauen sowie einen 
sozialräumlich gerechten Zugang zu Umweltressourcen 
zu gewährleisten (Tz. 362).

Eine Verantwortung des Staates, für flächendeckend ge-
sundheitsverträgliche Lebensbedingungen zu sorgen, 
folgt zunächst aus dem Grundrecht auf körperliche Un-
versehrtheit (Art. 2 Abs. 2 S. 1 Grundgesetz (GG)). Die 
grundrechtliche Schutzpflicht wie auch die Umwelt-
staatszielbestimmung (Art.  20a  GG) begründen die 
staatliche Aufgabe, die Bürgerinnen und Bürger vor ge-
sundheitsbeeinträchtigenden Umweltbelastungen zu be-
wahren (SRU 2014, Tz. 93 ff.). Das Leitbild Umweltge-
rechtigkeit lässt sich zudem auf das Sozialstaatsprinzip 
zurückführen (Art. 20 Abs. 1 GG). Dieses bezieht sich 
auf die realen sozialen und ökonomischen Gesellschafts-
verhältnisse und verpflichtet den Staat, sich „um einen 
erträglichen Ausgleich der widerstreitenden Interessen 
und um die Herstellung erträglicher Lebensbedingungen 
für alle“ zu bemühen (BVerfGE 1, S. 97 (105)). Wenn-
gleich diese Verpflichtung viel Beurteilungs- und Ermes-
sensspielraum lässt, kann das Sozialstaatsprinzip als nor-
mativer Anknüpfungspunkt für staatliches Bemühen um 
Umweltgerechtigkeit herangezogen werden (REHBIN-
DER 2008, S. 127 f.; KLOEPFER 2008, S. 6; EHEMANN 
2020). Da das Sozialstaatsprinzip aber in erster Linie 
einen Gestaltungsauftrag für den Gesetzgeber formu-
liert, lässt sich daraus keine Gesetzgebungspflicht zur 
Herstellung von Umweltgerechtigkeit ableiten (REH-
BINDER 2008, S. 128).

5.6.1	 Sozialräumliche Analyse der 
Belastung

411.	 Mit dem Ziel, das Querschnittsthema Umweltge-
rechtigkeit im kommunalen Handeln zu verankern, wur-
den im Rahmen eines vom UBA geförderten Forschungs-
vorhabens Grundlagen und Empfehlungen erarbeitet 
(BÖHME et al. 2015). Eine räumlich differenzierte Be-
standsaufnahme der umweltbezogenen Belastungen und 
Ressourcen ist demnach zentral für eine sozialräumlich 
ausgerichtete Verbesserung der Umweltqualität, die für 
Bürgerinnen und Bürger mehr Lebensqualität und Ge-
sundheit gewährleistet. Möglichst kleinräumig sollten 
ausgewählte Größen und Merkmale der Sozialstruktur 
(z. B. Anteil der Langzeitarbeitslosen und der Kinder
armut), der Umweltqualität (z. B. Belastung durch 
Straßenverkehrslärm und durch Feinstaub) und der ge-
sundheitlichen Lage (z. B. Häufigkeit des Auftretens von 
Adipositas und Übergewicht) durch die Kommunen er-
fasst werden (ebd., S. 71). Auf diese Weise wird es den 
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Kommunen ermöglicht, sozialräumliche Ungleichheiten 
im Zeitverlauf zu beobachten und Gebiete mit Mehrfach-
belastungen zu identifizieren (ebd., S. 68; zur Mehrfach-
belastung s. a. Abschn. 5.2.2). In der Studie wurde zudem 
untersucht, welche Daten und Indikatoren für ein Moni-
toring zur Umweltgerechtigkeit geeignet sind. Dabei 
haben sich solche Daten und Indikatoren als sinnvoll er-
wiesen, die in vielen Kommunen ohnehin vorliegen bzw. 
regelmäßig erhoben werden (ebd., S. 68 und 89; z. B. über 
die Luftreinhalteplanung, Lärmminderungsplanung 
etc.). Anschließend wurde das in der Studie vorgeschla-
gene Indikatorenset im Rahmen eines Planspiels mit vier 
Kommunen erprobt, auf seine Praxistauglichkeit hin 
untersucht und als prinzipiell praktikabel und anschluss-
fähig eingeschätzt. Die Ergebnisse der Fallstudien, die 
einen weiteren Projektbaustein der Studie darstellen, be-
stätigten die vergleichsweise gute Datenlage in Bezug auf 
die Umweltsituation und die soziale Lage. Als weniger 
gut wurden die Daten zur gesundheitlichen Lage bewer-
tet. Auch der ämterübergreifende Einsatz geografischer 
Informationssysteme kann aufgrund uneinheitlicher 
Systeme Probleme bereiten (ebd., S. 90).

BOLTE et al. (2018) stellen fest, dass das Monitoring 
sozialer Ungleichheiten bei Umwelt und Gesundheit mit 
zahlreichen methodischen Fragen befasst ist. So gilt es 
beispielsweise zu klären, „[…] ob relevante Daten in 
ausreichender Qualität zur Verfügung stehen, welche 
Aussagekraft absolute und relative Ungleichheitsmaße 
haben oder mit welchen Verfahren multiple soziale und 
umweltbezogene Belastungen erfasst werden können, 
ohne einzelne Belastungen lediglich aufzuaddieren“ 
(ebd., S. 676).

Im Folgenden wird anhand von Beispielen aus der 
Praxis gezeigt, dass es verschiedene Ansätze gibt, wie 
ein integriertes Monitoring, das Umwelt- und soziale 
Faktoren berücksichtigt, in der kommunalen Planung 
umgesetzt werden kann.

412.	 In Berlin wurde bereits im Jahr 2008 das ressort- 
und fachübergreifende Modellvorhaben „Umweltgerech-
tigkeit im Land Berlin“ auf den Weg gebracht (Senats-
verwaltung für Umwelt, Verkehr und Klimaschutz Berlin 
2019c, S. 26 f.). Kern des Vorhabens ist ein Umweltge-
rechtigkeits-Monitoring, das die Indikatoren „Lärm“, 
„Luftgüte“, „Bioklima“ sowie „Versorgung mit Grün- und 
Freiflächen“ und sozioökonomische Daten einbezieht. 
Für die 447 Planungsräume („Lebensweltlich orientierte 
Räume“) in Berlin, jeweils mit circa 7.500 Einwohne
rinnen und Einwohnern, wurden Lärm- und Luftbelas-
tung, thermische Belastung und Grün- und Freiflächen-

versorgung sowie die soziale Problemdichte in den 
Quartieren erhoben. Dabei stellte die unterschiedliche 
Erhebungsmethodik sowie die räumliche Tiefe und 
Periodizität der Daten eine Herausforderung dar (Senats
verwaltung für Umwelt, Verkehr und Klimaschutz Berlin 
2019b, S. 12). Die „Integrierte Mehrfachbelastungs
karte – Umwelt und soziale Problematik“ zeigt im Ergeb-
nis, welche Quartiere in Berlin mehrfach belastet sind, 
und dass sich dort, wo die soziale Problemdichte hoch 
ist, auch die Umwelt- und Gesundheitsprobleme kon-
zentrieren (ebd., S. 21 f.; Abb. 5-6).

Aufbauend auf diesen Arbeiten hat das Land Berlin als 
erster Metropolenraum in Deutschland eine Umweltge-
rechtigkeitskonzeption erstellt (Senatsverwaltung für 
Umwelt, Verkehr und Klimaschutz Berlin 2019b). Mit 
der aggregierten Betrachtung auf Quartiersebene ist nach 
Aussage der verantwortlichen Akteure eine wichtige 
Grundlage vorhanden, um quartiersbezogene integrierte 
und ressortübergreifende Strategien, Maßnahmen und 
Projekte für mehr Umweltgerechtigkeit voranbringen zu 
können. Das Monitoring soll periodisch wiederholt wer-
den, damit die Wirksamkeit von Maßnahmen überprüft 
werden kann (ebd., S. 5, 7 und 71).

413.	 Die Stadt München hat 2009 ein integriertes Moni-
toring durchgeführt, mit dem Ziel, die Lebensbedingun-
gen in allen Münchner Stadtteilen anhand verschiedener 
Indikatoren miteinander zu vergleichen. Dieses integ-
rierte Stadtteilmonitoring wurde im Jahr 2015 weiter-
entwickelt (Landeshauptstadt München 2016). Auf 
Grundlage dieser Analysen sollten all jene städtischen 
Teilbereiche identifiziert werden, in denen sich soziale, 
ökonomische, ökologische und strukturelle Probleme 
überlagern und die Maßnahmen in der Stadtentwicklung 
erfordern bzw. den Einsatz von Förderprogrammen be-
gründen (ebd., S. 38). In die Analyse gingen 25 Indika-
toren ein, unter anderem zu den Themenfeldern sozio-
demografische Herausforderungen und Belastungen 
durch den Straßenverkehr (ebd., S. 8). Die Ergebnisse 
der Studie konnten für die Auswahl von zehn sogenann-
ten Handlungsräumen in München verwendet werden 
(Landeshauptstadt München o. J.). Im Rahmen eines 
Modellprojektes wurde 2018 für den Handlungsraum 3 
„Rund um den Ostbahnhof – Ramersdorf – Giesing“ ein 
integriertes Handlungsraumkonzept erstellt. Hier wer-
den im Handlungsfeld „Lebenswerte und gerechte Quar-
tiere“ zentrale Fragen einer „gesunden Stadt“ angespro-
chen und das Problemfeld „Umweltgerechtigkeit“ 
aufgegriffen, so zum Beispiel bei der Betrachtung von 
Lärm- und Luftbelastungen an den Hauptverkehrs
achsen (Urban Catalyst und yellow z 2018).
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414.	 Die Integration von Daten zur sozialen und gesund-
heitlichen Lage war Gegenstand eines Planspiels „Lärm
aktionsplanung“. Dieses wurde seitens des Umweltminis
teriums Nordrhein-Westfalen von Juli 2014 bis März 2015 
im Rahmen des Masterplans Umwelt und Gesundheit 
Nordrhein-Westfalen mit den Städten Aachen, Bielefeld, 
Bochum, Bottrop und Köln durchgeführt. Im Ergebnis 

zeigte sich, dass diese Daten zur sozialen und gesund-
heitlichen Lage grundsätzlich in die Lärmaktionsplanung 
eingebunden werden können. Einen Mehrwert für die 
Lärmaktionsplanung versprechen diese Daten vor allem 
dann, wenn eine stärkere Integration der Lärmbelange 
in andere Planungen (z. B. Stadtentwicklung/Verkehr) 
verfolgt wird. Die Möglichkeiten der Finanzierung bzw. 

ɦɦ Abbildung 5-6	

Integrierte Mehrfachbelastungskarte für Berlin

Quelle: Senatsverwaltung für Umwelt, Verkehr und Klimaschutz Berlin 2019b
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Förderung von ausgewählten städtischen Teilräumen mit 
Mehrfachbelastungen erhöhen die Umsetzungschancen 
hierfür (Difu und LK Argus 2015).

In Gelsenkirchen wurde ein Indikatorenkatalog entwi-
ckelt, der einer sozialräumlichen und integrierten Be-
richterstattung zu den Themen Umwelt, Gesundheit und 
soziale Lage dienen soll. Die sozialräumliche Erfassung 
bezieht sich auf vierzig Teilräume für die Stadt Gelsen-
kirchen, „integriert“ beschreibt den gesamtstädtischen 
Fokus und das ressortübergreifende Agieren. Mit den 
Ergebnissen der Datenerhebung lassen sich „konkrete 
Aussagen über ein bestimmtes Stadtgebiet ableiten bzw. 
auch grafisch für die gesamte Stadt in einer Karte dar-
stellen“ (AXT-KITTNER 2016, S. 6 f.). In Köln wurde 
eine Planungshinweiskarte erarbeitet, die kleinräumig 
die thermische Belastung sowie die Belastung durch Luft-
schadstoffe und durch Verkehrslärm darstellt. So konn-
ten besonders belastete Stadtteile mit erhöhtem städ
tischem Handlungsbedarf identifiziert werden (JONAS 
2016, S. 6).

415.	 Bei der Aggregation der Daten auf Quartiersebene 
muss beachtet werden, dass die räumliche Auflösung ent-
scheidend für eine sinnvolle Anwendung der Indikato-
ren ist (GAFFRON 2016, S. 9). Beispielsweise kann die 
Lärmbelastung auf der Vorder- und Rückseite eines Ge-
bäudes sehr unterschiedlich sein. Ein Problem ist auch, 
dass bei der Beurteilung von Erfolgen der Lärmminde-
rungsmaßnahmen die üblichen Dezibel-Schritte bei der 
Kartierung (5 dB(A), s. Tz. 380) zu grob sind (GAF-
FRON 2016, S. 10).

Integrierte Monitoringansätze, die Sozial- und Umwelt-
daten verknüpfen, werden in der Regel ohne eine nor-
mative Bewertung in Bezug auf Gerechtigkeitsaspekte 
durchgeführt. Sie können aber als Grundlage für eine sol-
che Bewertung und für die Ableitung von Interventionen 
und politischen Entscheidungen unter Gerechtigkeits-
aspekten dienen (BOLTE et al. 2018, S. 676 f.).

5.6.2	 Erfolgsfaktoren für die Imple
mentierung des Ansatzes 
Umweltgerechtigkeit

416.	 In einem weiteren vom UBA geförderten For-
schungsvorhaben wurden zentrale Elemente eines stra-
tegischen Ansatzes zur Schaffung von Umweltgerechtig-
keit in den Städten Kassel, Marburg und München erprobt 
(BÖHME et al. 2019). Die Implementierung verlief in 
den drei Pilotkommunen unterschiedlich, es konnten 

aber gemeinsame Erfolgsfaktoren identifiziert werden. 
Daraus wurden prioritäre Handlungsempfehlungen 
zur  Umsetzung des Umweltgerechtigkeitsansatzes auf 
kommunaler Ebene abgeleitet (ebd., S. 17 f.), unter 
anderem wurden die folgenden Maßnahmen genannt:

ɦɦ Für Umweltgerechtigkeit bedeutsame Verwaltungsbe
reiche und -akteure sollten identifiziert und ihre Zusam-
menarbeit untereinander sichergestellt werden (z. B. 
durch die Einrichtung einer ressortübergreifenden Ar-
beitsgruppe und Bereitstellung zeitlicher Ressourcen).

ɦɦ Für die Verankerung von Umweltgerechtigkeit als 
Leitbild und Handlungsansatz in der Verwaltung soll-
te eine dezidierte Federführung festgelegt werden. 

ɦɦ Die Kommunalpolitik sollte ihre Verwaltung damit 
beauftragen, den Ansatz Umweltgerechtigkeit umzu-
setzen und sie mit entsprechenden (Personal-)Res-
sourcen ausstatten. 

ɦɦ Gemeinsam mit der Bewohnerschaft sollten in mehr-
fach belasteten städtischen Teilräumen der Hand-
lungsbedarf ermittelt sowie detaillierte Ziele und Maß-
nahmen ermittelt und umgesetzt werden.

ɦɦ Für die Schaffung von mehr Umweltgerechtigkeit soll-
te die Bündelung unterschiedlicher Finanzierungs-
quellen geprüft werden (z. B. Fördermittel von EU, 
Bund oder dem jeweiligen Land, kommunale Haus-
haltsmittel sowie Finanzressourcen von Dritten wie 
Stiftungen, Unternehmen, Wohnungswirtschaft oder 
Mittel der Krankenkassen auf Basis des Präventions-
gesetzes).

417.	 Im Rahmen des Projekts wurde zudem eine Web-
seite Umweltgerechtigkeit (Difu 2019) entwickelt, in der 
wichtige Informationen und Umsetzungshilfen für die 
Kommunen zusammengestellt sind. Außerdem wurden 
Handlungsempfehlungen für Bund und Länder erar
beitet, um die Kommunen dabei zu unterstützen, mehr 
Umweltgerechtigkeit zu schaffen. Genannt wird zum 
Beispiel der Ausbau ressortübergreifender Koopera
tionen in Bund und Ländern, die Prüfung einer gesetz
lichen und instrumentellen Verankerung von Umweltge-
rechtigkeit sowie die Förderung des interkommunalen 
Erfahrungsaustausches und Wissenstransfers (BÖHME 
et al. 2019, S. 18 f.).

Diese Handlungsempfehlungen für Bund, Länder und 
Kommunen legte das Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und nukleare Sicherheit (BMU) im Mai 
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Empfehlungen

2019 der UMK als „Vorschläge für Leitlinien zur kon
kreten Umsetzung von mehr Umweltgerechtigkeit“ vor. 
Die UMK beschloss, diese Vorschläge in der im Jahr 2017 
einberufenen, länderoffenen Ad-hoc-Arbeitsgruppe 
sowie mit weiteren relevanten Akteuren zu erörtern und 
zu prüfen, wie Umweltgerechtigkeit stärker in die Nach-
haltigkeitsstrategien des Bundes und der Länder inte
griert werden kann (UMK 2019b, TOP 9). 

418.	 Umweltgerechtigkeitsaspekte in der Planung zu 
berücksichtigen, ist letztlich unverzichtbar, um Gerech-
tigkeitseffekte bei der Evaluation von Maßnahmen ein-
zubeziehen, aber auch, um nicht intendierte Interven
tionsfolgen zu vermeiden (BOLTE et al. 2018, S. 680 f.; 
SRU 2018, Tz. 139). Insbesondere in Kommunen mit 
angespanntem Wohnungsmarkt können nachhaltige und 
spürbare Verbesserungen des Wohnumfeldes und der 
Umweltqualität zur Erhöhung von Bodenpreisen und 
Mieten führen, mit der Folge der Verdrängung der ur-
sprünglichen, ökonomisch weniger leistungsfähigen Be-
wohnerschaft (Gentrifizierung). In diesen Fällen 
braucht es gegebenenfalls flankierende Instrumente des 
Mieterschutzes, zum Beispiel Milieuschutzsatzungen 
sowie verstärkte Investitionen in geförderte bzw. be-
zahlbare Mietwohnungen, um weniger zahlungskräftige 
Haushalte in einem Quartier halten zu können (BÖHME 
et al. 2019).

5.7	 Empfehlungen für eine 
wirksame Lärmminde-
rungsplanung und einen 
besseren Verkehrslärm-
schutz in Deutschland

419.	 Die vorangegangenen Ausführungen haben gezeigt, 
dass in Deutschland weiterhin eine hohe Zahl an Men-
schen durch Verkehrslärm belastet ist. Dies gefährdet 
ihre Gesundheit und beeinträchtigt ihre Lebensqualität. 
Die Umsetzung und Anwendung der Umgebungslärm-
richtlinie haben diese Situation nicht wesentlich verbes-
sert. Aus Sicht des SRU sind daher dringend weitere Maß-
nahmen zum Schutz vor Verkehrslärm erforderlich.

Grundsätzlich gilt für die Bekämpfung des Verkehrslärms, 
dass Maßnahmen zur Verkehrsvermeidung und -verlage-
rung prioritär verfolgt werden sollten. Dies wirkt nicht 
nur gegen Lärm, sondern verringert gleichzeitig auch 
weitere Umweltfolgen des Verkehrs, wie den Ausstoß von 

Treibhausgasen oder Luftschadstoffen (s. Abschn. 6.4.3). 
Zur Verkehrsvermeidung hat sich der SRU zuletzt aus-
führlich in seinem Gutachten „Umsteuern erforderlich: 
Klimaschutz im Verkehrssektor“ geäußert (SRU 2017; 
s. a. Kap. 6 ). Da in diesem Kapitel der Fokus auf der Um-
setzung und Anwendung der Umgebungslärmrichtlinie 
liegt, werden nachfolgend zunächst Empfehlungen ge-
geben, wie die Lärmminderungsplanung in Deutschland 
verbessert werden kann. Zusätzlich sind zur Unterstüt-
zung der Lärmminderungsplanung Verschärfungen bei 
den Lärmgrenzwerten sowie verschiedene sektorbe
zogene Lärmminderungsmaßnahmen beim Straßen-, 
Schienengüter- und Luftverkehr notwendig. Weitere 
Empfehlungen betreffen die Finanzierung von Lärmmin-
derungsmaßnahmen an Straßen in kommunaler Baulast, 
eine integrierte Verkehrsentwicklungsplanung und die 
Aufnahme von Umweltgerechtigkeit als ein Querschnitts-
ziel in die Leitbilder der kommunalen Planungen. Nicht 
zuletzt sollte die Bedeutung des Verkehrslärms für den 
Gesundheitsschutz hervorgehoben werden. Abbildung 
5-7 gibt eine Übersicht über die wichtigsten Empfehlun-
gen des Kapitels.

5.7.1 	 Bundeseinheitliche Vorgaben 
für die Lärmminderungs
planung einführen

420.	 Die beiden Schritte der Lärmminderungsplanung 
sind die Lärmkartierung und die Lärmaktionsplanung. 
Die bereits durchgeführten Lärmkartierungen stellen 
einen großen Schritt zur Erfassung der Lärmbelastun-
gen dar. Für die Zukunft ist es aus Sicht des SRU sinn-
voll, über eine Ausweitung der Kartierungen nachzu
denken, um auch erhebliche Belästigungen zu erfassen. 
Grundlage hierfür sollten die neuen Leitlinien der 
WHO sein.

421.	 Mit der Lärmaktionsplanung gehen die Länder und 
Kommunen sehr unterschiedlich um (Tz. 384 ff.). Der 
SRU sieht dringenden Bedarf, die Planung von Maßnah-
men zur Lärmminderung stärker zu vereinheitlichen. 
§ 47f BImSchG ermächtigt die Bundesregierung, weite-
re Regeln zur Umsetzung der Umgebungslärmrichtlinie 
zu erlassen. Für die Präzisierung der Lärmkartierung 
wurde die Lärmkartierungsverordnung (34. BImSchV) 
erlassen. Das Bundes-Immissionsschutzgesetz enthält 
ebenfalls eine Verordnungsermächtigung für Kriterien 
für die Festlegung von Maßnahmen in Lärmaktions
plänen (§ 47f Abs. 1 Nr. 4 BImSchG). Diese wurde bis-
her nicht genutzt. Somit gibt es keine rechtlichen Vor-
gaben für Kriterien für die Festlegung von Maßnahmen 
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ɦɦ Abbildung 5-7	

Empfehlungen für eine wirksame Lärmaktionsplanung und einen besseren Schutz vor Verkehrslärm

L Ä R M A K T I O N S P L A N U N G L Ä R M G R E N Z W E R T E

Lärmminderungsmaßnahmen an Straßen in 
kommunaler Verantwortung dauerhaft 
finanzieren (Abschn. 5.7.3)

Schienengüterverkehr: lärmabhängiges 
Trassenpreissystem fortentwickeln 
(Abschn. 5.7.6)

Lärmbezogene Immissionsgrenzwerte für 
bestehende Straßen und Schienenwege 
festsetzen (Abschn. 5.7.2)

Anspruchsvolle Emissionsgrenzwerte für 
Fahrzeuggeräusche festlegen (Abschn. 5.7.4)

Straßenverkehr in Ballungsräumen: 
Tempolimits 30 km/h innerstädtisch einführen; 
Umweltverbund stärken; Parkraummanagement 
fördern, streckenabhängige Pkw-Maut 
einführen (Abschn. 5.7.5)

S E K T O R B E Z O G E N E  
M A ß N A H M E N

Luftverkehr: u. a. Raumplanung durch den 
Bund, weitere Vorgaben zur Festlegung 
von Flugrouten, Immissionsgrenzwerte für 
Fluglärm normieren, aktiven Lärmschutz 
durch Nutzungsbeschränkungen stärken, 
passiven Lärmschutz verbessern 
(Abschn. 5.7.7)

Umweltgerechtigkeit als ein Querschnittsziel 
in kommunale Leitbilder aufnehmen 
(Abschn. 5.7.9)

K O M M U N I K A T I O N  &  
I N T E G R A T I O N

Kommunen ab 50.000 Einwohner über 
Länderregelung zu einer integrierten 
Verkehrsentwicklungsplanung verpflichten 
(Abschn. 5.7.8)

Bedeutung des Verkehrslärms für den 
Gesundheitsschutz hervorheben: 
interministerielle Arbeitsgruppe einrichten 
(Abschn. 5.7.10)

Lärmaktionsplanungs-Verordnung einführen 
mit bundeseinheitlichen Auslösewerten und 
Vorgaben zu ruhigen Gebieten; Außenwirkung 
der Maßnahmen in der Lärmaktionsplanung 
gegenüber Fachplanung klarstellen 
(Abschn. 5.7.1)

SRU 2020

in Lärmaktionsplänen sowie das Format und den Inhalt 
dieser Pläne. Das Land Baden-Württemberg hat bereits 
im April 2006 einen Vorschlag für eine Änderung der 
Verordnung über die Lärmkartierung in den Bundesrat 
eingebracht, in dem unter anderem gemeinsame Aus
lösewerte für Lärmaktionspläne vorgeschlagen wurden. 
Dieser wurde aber nicht aufgegriffen (Bundesrat 2006). 
Allerdings sind die dort vorgeschlagenen Auslösewerte 
mit LDEN von 70 dB(A) oder LNight von 60 dB(A) sehr 
hoch.

422.	 Aus Sicht des SRU sollte die Bundesregierung zu 
einer stärkeren Vereinheitlichung der Lärmaktions
planung beitragen. Dies könnte sehr gut über eine neu 
zu schaffende Lärmaktionsplanungs-Verordnung erfol-
gen. In dieser sollten bundeseinheitliche Auslösewerte 
für Lärmaktionspläne festgelegt werden (Tz. 386). Wich-
tig ist es, dass die Auslösewerte ein ausreichendes Am-
bitionsniveau aufweisen. Der SRU empfiehlt hierfür einen 
LDEN von 65 dB(A) und einen LNight von 55 dB(A) (SRU 
2008, Tz. 848). In Zukunft sollten diese Werte außerdem 
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schrittweise abgesenkt werden. Langfristig sollten die in 
Abschnitt 5.3.2 vorgestellten Leitlinien der WHO den 
Maßstab darstellen (WHO 2018). Zu überlegen wäre 
darüber hinaus, ob die Auslösewerte in Zukunft differen-
ziert werden sollten (z. B. nach Quellenarten) und ob es 
einen gesonderten Wert für die Gesamtlärmbelastung 
geben sollte.

423.	 Außerdem sollte bereits bei LDEN-Werten von 
55 dB(A) und LNight-Werten von 50 dB(A) eine Prüfung 
erfolgen, ob eine Lärmaktionsplanung notwendig ist. Das 
Ministerium für Verkehr des Landes Baden-Württem-
berg differenziert in diesem Zusammenhang zwischen 
einer qualifizierten (oberhalb von 65/55 dB(A) LDEN/
LNight) und einer vereinfachten (unterhalb von 65/55 
dB(A) LDEN/LNight) Lärmaktionsplanung (Ministerium 
für Verkehr Baden-Württemberg 2018). Das stellt aus 
Sicht des SRU eine sinnvolle Option dar. Bei der Prüfung, 
ob eine Lärmaktionsplanung durchgeführt werden muss, 
sollte außerdem die Zahl der Betroffenen berücksichtigt 
werden.

424.	 Des Weiteren ist es wichtig, dass die in den Ak
tionsplanungen festgelegten Maßnahmen auch innerhalb 
eines bestimmten Zeitraums umgesetzt werden. Dies 
könnte erreicht werden, indem man die Kommunen dazu 
verpflichtet, die zeitliche Perspektive in ihren Plänen klar 
zu benennen. Wenn eine solche Verpflichtung allerdings 
zur Folge hätte, dass die Kommunen weniger Maßnah-
men in ihren Aktionsplänen aufnehmen, weil sie eine 
Durchführung bis zu einem bestimmten Zeitpunkt nicht 
gewährleisten können, wäre dies eher kontraproduktiv. 
Eine andere Möglichkeit, die Verbindlichkeit der Lärmak-
tionspläne zu erhöhen, wäre ihre Bindungswirkung im 
Bundes-Immissionsschutzrecht deutlicher festzuschrei-
ben (Deutscher Städtetag 2017). In diesem Sinne hat 
auch der VGH Baden-Württemberg am 17. Juli 2018 
(10 S 2449/27) entschieden. Das Urteil besagt, dass eine 
Kommune einen Anspruch auf die straßenverkehrsrecht-
liche Umsetzung der in ihrem Lärmaktionsplan fest
gesetzten Verkehrsbeschränkungen gegenüber der Ver-
kehrsbehörde hat (im vorliegenden Fall dem Land 
Baden-Württemberg bzw. dem Landratsamt). Um diese 
Rechtsprechung bundesweit deutlich zu machen, emp-
fiehlt der SRU, den § 47d Abs. 6 BImSchG um die Klar-
stellung zu erweitern, dass § 47 Abs. 6 BImSchG insbe-
sondere für Maßnahmen im Verkehr entsprechend gilt. 
Dadurch wird die Bindungswirkung der Lärmaktions
planung auch im Bundes-Immissionsschutzgesetz klar 
festgelegt. Damit muss auch eine Bindungswirkung der 
Planungen gegenüber anderen Fachplanungen verbun-
den werden, das heißt die Lärmaktionspläne müssen 

außerdem Außenwirkung gegenüber Fachplanungen 
erhalten. Dies ist besonders wichtig gegenüber den Ver-
kehrs- und Baulastträgern, weil sich sonst verkehrs
beruhigende Maßnahmen nicht gegen Fachplanungen 
durchsetzen können.

425.	 Für den Lärmaktionsplan des Eisenbahn-Bundes-
amtes (EBA; Tz. 381) fehlt es im Immissionsschutzrecht 
und im Eisenbahnrecht an Anordnungsbefugnissen, auf 
deren Grundlage sich Maßnahmen zur Verminderung des 
Schienenlärms durchsetzen ließen (FELDMANN 2018). 
Auch das EBA sieht es als größtes Defizit seiner Lärm
aktionsplanung, dass sich aus dem aufgestellten Lärm
aktionsplan keine direkten Maßnahmen oder rechtlichen 
Ansprüche ableiten lassen (LANGENBACH et al. 2018). 
Die beschränkte Bindungswirkung der Lärmaktions
planung für die Haupteisenbahnstrecken des Bundes ist 
insbesondere angesichts der streckenweise hohen Lärm-
belastungen durch den Schienenverkehr problematisch 
(FELDMANN 2018). Um lärmbedingte Betriebsbe-
schränkungen (wie z. B. Geschwindigkeitsbeschränkun-
gen oder Durchfahrtverbote während der Nachtzeit) im 
Lärmaktionsplan des EBA vorzusehen und durchzuset-
zen, bedarf es einer Änderung der Rechtslage (ebd.; s. a. 
JÄCKER-CÜPPERS et al. 2018, S. 83). Der SRU empfiehlt 
die Einführung einer rechtlichen Regelung, mit der das 
EBA dazu ermächtigt wird, für die Haupteisenbahnstre-
cken des Bundes lärmbedingte Betriebsbeschränkungen 
aus Umweltschutzgründen festzulegen.

426.	 Bisher werden ruhige Gebiete in Ballungsräumen 
nur unzureichend ausgewiesen (Tz. 398). Aus diesem 
Grund sollten die Kommunen im Rahmen der vorgeschla-
genen Bundes-Immissionsschutzverordnung verpflich-
tet werden, ruhige Gebiete in ausreichender Zahl und 
verteilt über das gesamte Stadtgebiet auszuweisen. Über 
eine Differenzierung der Gebiete nach unterschiedlichen 
Ambitionsniveaus hinsichtlich der Lärmbelastung kann 
nachgedacht werden. Daran anknüpfend sind ein Schutz 
vor Lärmzunahme und eine Entwicklung der Gebiete er-
forderlich. So sollte Ruhe erlebbar gemacht werden, was 
zum Beispiel durch eine entsprechende Gestaltung der 
Grünräume ermöglicht wird. Außerdem ist es wichtig, 
dass möglichst viele Bewohnerinnen und Bewohner 
fußläufig Zugang zu einem ruhigen Gebiet haben. Die 
Kommunen sollten angehalten werden, für ihre ruhigen 
Gebiete Ziele und Maßnahmen festzulegen. Dies können 
der Bund und die Länder zum Beispiel über Empfeh
lungen und eine entsprechende Ausgestaltung der Städ-
tebauförderung erreichen (SRU 2018, Tz. 192 ff.). Ru-
hige Gebiete sollten in die kommunale Planung von 
Naherholungsräumen in den Ballungsräumen einfließen. 
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Der SRU hat im Jahr 2018 empfohlen, die Landschafts-
pläne stärker als bisher zu nutzen, um Frei- und ins
besondere Grünräume (und damit ihre Funktionen für 
die Lebensqualität und Gesundheit) zu sichern. Diese 
und weitere Empfehlungen des SRU zum Schutz und zur 
Weiterentwicklung von Freiflächen sollten aufgegriffen 
werden (ebd.).

5.7.2	 Lärmbezogene Immissions-
grenzwerte für bestehende 
Straßen und Schienenwege 
festsetzen

427.	 Beim Bau oder bei wesentlichen Änderungen von 
öffentlichen Straßen sowie von Schienenwegen der 
Eisenbahnen und Straßenbahnen müssen in Deutschland 
die Immissionsgrenzwerte der Verkehrslärmschutzver-
ordnung (16. BImSchV) eingehalten werden. Die Lärm-
vorsorgewerte der 16. BImSchV werden nach Tag- und 
Nachtwerten differenziert und sind je nach Gebietsnut-
zung unterschiedlich hoch (§ 2 Abs. 1 16. BImSchV). So 
betragen die Vorsorgewerte für allgemeine Wohngebie-
te 59 dB(A) am Tag und 49 dB(A) in der Nacht, für Kern-, 
Dorf- und Mischgebiete sind es tags 64 dB(A) und nachts 
54 dB(A). Nach § 1 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 16. BImSchV liegt 
eine wesentliche Änderung einer Straße oder eines Schie-
nenweges dann vor, wenn sich der Lärmpegel durch einen 
erheblichen baulichen Eingriff des Verkehrsweges um 
mindestens 3 dB(A) bzw. auf mindestens 70 dB(A) am 
Tag oder mindestens 60 dB(A) in der Nacht erhöht wird. 
Eine Änderung ist auch wesentlich, wenn am Verkehrs-
weg bereits Verkehrslärm auf diesem Niveau vorliegt und 
dieser Lärmpegel durch einen erheblichen baulichen Ein-
griff erhöht wird; dies gilt allerdings nicht in Gewerbe-
gebieten (§ 1 Abs. 2 S. 2 16. BlmSchV).

428.	 Die Vorsorgewerte der Verkehrslärmschutzverord-
nung gelten nicht für bestehende Straßen und Schienen-
wege. Allerdings hat der Bund für diese in der Baulast 
des Bundes Auslösewerte festgelegt, bei deren Über-
schreitung er eine Lärmsanierung durchführt. Die 
Auslösewerte liegen für allgemeine Wohngebiete bei 
67 dB(A) am Tag und 57 dB(A) in der Nacht. Für Kern-, 
Dorf- und Mischgebiete sind es 69 dB(A) tagsüber und 
59 dB(A) nachts (BMVI 2019b; 2019c). Diese Lärm
sanierung des Bundes erfolgt als freiwillige Leistung auf 
der Grundlage haushaltsrechtlicher Regelungen (ebd.).

429.	 Die Rechtsprechung geht – mit Verweis auf § 1 
Abs. 2 S. 1 Nr. 2 16. BImSchV – im Bereich des Straßen- 

und Schienenverkehrslärms bisher davon aus, dass ab 
einer Schwelle von 70 dB(A) tagsüber bzw. 60 dB(A) 
nachts eine potenzielle Gesundheitsgefährdung vorliegt 
(BRINK et al. 2019). Diese Schwellenwerte werden auch 
für die Beurteilung herangezogen, ob straßenverkehrs-
rechtliche Maßnahmen für bestehende Straßen in Be-
tracht kommen (Lärmschutz-Richtlinien-StV, s. a.  BRINK 
et al. 2019; FÜRST und KÜHNE 2010, S. 24). Damit wer-
den zum Schutz der Bevölkerung vor Verkehrslärm Lärm-
schwellen verwendet, die weit oberhalb der aktuellen 
WHO-Leitlinienwerte liegen (Tab. 5-2). Diese Differen-
zen sind vor allem auf die unterschiedlichen Perspek
tiven auf den vorbeugenden Gesundheitsschutz zurück-
zuführen (HARTUNG 1987). Während sich der klassische 
Gesundheitsbegriff in der deutschen Rechtsprechung 
lediglich „auf den Schutz der körperlichen Unversehrt-
heit in biologisch-physiologischer Hinsicht beschränkt“ 
(BVerwG v. 02.02.2005, 4 B 87.04, S. 3), schließt die 
Gesundheitsdefinition der WHO Aspekte des indivi
duellen Wohlbefindens, und damit Lärmbelästigungen 
und -störungen, explizit mit ein.

Dieser Sachverhalt wurde von Fachleuten für Lärm im 
Februar 2019 in einem Memorandum of Understanding 
(MoU) aufgegriffen (BRINK et al. 2019). Die Fachleute 
empfehlen darin, zum Schutz der menschlichen Gesund-
heit die Gesundheitsschwellen für Lärm herabzusetzen. 
In einem ersten Schritt sollten 65 dB(A) am Tag und 
55  dB(A) in der Nacht als allgemein geltende obere 
Grenze zulässiger Lärmbelastung herangezogen werden 
(ebd.). Langfristig sollten die von der WHO empfohle-
nen Belastungspegel für Straßen- und Schienenver-
kehrslärm eingehalten werden können. Die im MoU 
empfohlenen Schwellenwerte sollen für rechtliche 
Regelungen für die Beurteilung einer schalltechnisch 
wesentlichen Änderung von Straßen und Schienenwe-
gen, für die Lärmsanierung, für Entscheidungen über 
straßenverkehrsrechtliche Maßnahmen, für die Lärm-
minderungsplanung usw. angewendet werden (ebd., S. 2; 
s. a. den ähnlich lautenden Beschluss der UMK vom 
15. November 2019 (UMK 2019a, TOP 32)).

Der SRU schließt sich dieser Empfehlung an und emp-
fiehlt konkret, dass für die Lärmsanierung Lärmgrenz-
werte gesetzlich festgeschrieben werden, um rechtlich 
verbindlich zu regeln, dass für bestehende Straßen und 
Schienenwege in Wohngebieten kurzfristig Lärmpegel 
von 65 dB(A) tagsüber bzw. 55 dB(A) nachts einge
halten werden müssen. Wie im MoU empfohlen, sollten 
diese Immissionsgrenzwerte auch für rechtliche Rege-
lungen zur Beurteilung einer schalltechnisch wesent
lichen Änderung von Straßen und Schienenwegen, für 
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Entscheidungen über straßenverkehrsrechtliche Maß-
nahmen und für die Lärmminderungsplanung (Abschn. 
5.7.1) angewendet werden (vgl. BRINK et al. 2019). Das 
bedeutet insbesondere, dass die Richtwerte für straßen-
verkehrsrechtliche Lärmschutzmaßnahmen in der Lärm-
schutz-Richtlinien-StV entsprechend angepasst werden 
müssen, zumal Verkehrsbehörden teilweise die Auffas-
sung vertreten, dass es sich um Werte handelt, unterhalb 
derer sie keine Maßnahmen ergreifen dürfen. Die durch 
Lärmminderungsmaßnahmen entstehenden Kosten müs-
sen den Folgekosten nicht vermiedener Lärmbelastun-
gen gegenübergestellt werden (Tz. 430). Langfristig soll-
ten die Lärmpegel die Werte von 55 dB(A) tagsüber bzw. 
45 dB(A) nachts nicht übersteigen (so schon SRU 1999; 
2008, Tz. 807; s. a. LAI 2013; UBA 2017b; 2016a; für den 
Schienenverkehr: JÄCKER-CÜPPERS et al. 2018, S. 82).

5.7.3	 Lärmminderungsmaßnahmen 
an Straßen in kommunaler 
Verantwortung dauerhaft 
finanzieren

430.	 Durch das flächendeckende Problem zu hoher 
Lärmbelastungen ergibt sich ein signifikanter Finanzie-
rungsbedarf für Lärmminderungsmaßnahmen. Dabei darf 
nicht vergessen werden, dass Lärmbelastungen auch zu 
erheblichen Folgekosten führen. So hat das UBA zum 
Beispiel berechnet, dass der Straßenverkehrslärm in 
Deutschland im Jahr 2016 insgesamt 1,68 Mrd. Euro 
Gesundheitskosten verursacht hat (UBA 2019b, S. 26). 
Eine zuverlässige Finanzierung von Lärmsanierungs
maßnahmen ist daher wichtig, um den externen Kosten 
von Verkehrslärm adäquat zu begegnen.

EBERLE et al. (2009) haben berechnet, welche Kosten 
den Kommunen insgesamt entstehen, wenn sie an allen 
Straßen, bei denen es zu Pegelüberschreitungen kommt 
(Pegelbänder oberhalb von 65 dB(A) LDEN und 55 dB(A) 
LNight), Maßnahmen des passiven Lärmschutzes umset-
zen. Ermittelt wurden die Straßen mit Pegelüberschrei-
tungen anhand der Ergebnisse aus der ersten Stufe der 
Lärmkartierung. Dabei kamen sie auf etwa 2,1 Mrd. Euro. 
Dies entspricht 78 % der Kosten an allen Straßen, auch 
denen in Bundes- und Landesverantwortung. Somit 
haben die Kommunen die Hauptlast für Lärmmin
derungsmaßnahmen im Straßenverkehr zu tragen (ebd.).

Die Durchführung von Maßnahmen, die in den Lärm
aktionsplänen genannt werden, stehen in der Regel unter 
Finanzierungsvorbehalt (Senatsverwaltung für Stadtent-

wicklung und Umwelt Berlin 2014; Stadt Freiburg 2015; 
Stadt Essen 2017; OHM et al. 2013). Angesichts knap-
per Kassen in vielen Kommunen stellt dies eine Hürde 
für Lärmminderungsmaßnahmen dar. Aus dem Grund 
empfiehlt es sich, ein Finanzierungskonzept zu erarbei-
ten, in dem der Finanzbedarf geklärt und Finanzierungs-
möglichkeiten identifiziert werden.

Da ausreichende Mittel zur Minderung des Straßenver-
kehrslärms an kommunalen Straßen fehlen, hat die UMK 
im Jahr 2008 eine Initiative gestartet, damit sich Länder 
und der Bund mit Finanzhilfen an der Sanierung beteili-
gen (UMK 2008, TOP 3b). Auch nach dem Auslaufen des 
Konjunkturpakets II, mit dem Länder und Kommunen 
Mittel insbesondere für die Sicherung von Arbeitsplät-
zen, die Stärkung der Wachstumskräfte und die Moder-
nisierung erhalten haben, die unter anderem für Lärm-
minderungsmaßnahmen eingesetzt werden konnten, 
bleibt die Finanzierung schwierig. Aus dem Grund hat 
Nordrhein-Westfalen 2013 für die Lärmsanierung an 
kommunalen Straßen ein Bundesfinanzierungprogramm 
vorgeschlagen (Bundesrat 2013a). Der Bundesrat hat 
diesen Vorschlag aufgegriffen und die Bundesregierung 
gebeten, in ähnlicher Weise wie der Deutsche Städtetag 
(Deutscher Städtetag 2017), ein nationales Förderpro-
gramm zur Lärmsanierung an Straßen in kommunaler 
Baulast aufzusetzen (Bundesrat 2013b). Der Bundesrat 
sieht den Bund hier in der Verantwortung, da dieser durch 
die gesetzten Rahmenbedingungen für die gesellschaft-
liche und wirtschaftliche Entwicklung auch maßgeb
lichen Einfluss auf die Verkehrsentwicklung hat. Somit 
trägt er eine Mitverantwortung für die Lärmbelastungen 
an Straßen in kommunaler Verantwortung. 

Die Bundesregierung hat das Anliegen des Bundesrates 
unter anderem mit Verweis auf das Konjunkturpaket II 
und die Eigenverantwortlichkeit der Länder insbeson
dere mit Blick auf die Regelung zur Ausgabenverteilung 
in Art. 104a GG jedoch abgelehnt. 2016 hat der Bundes-
rat auf Initiative Nordrhein-Westfalens nichtsdestotrotz 
einen neuen Vorstoß unternommen und ein Investi
tionsprogramm des Bundes mit einem Umfang von 
2,4 Mrd. Euro vorgeschlagen (Deutscher Bundestag 2016; 
s. a. UMK 2019a, TOP 31). Die Länder und Kommunen 
sollen nach diesem Vorschlag zur Kofinanzierung von 
25 % verpflichtet werden.

Aus Sicht des SRU stehen die Länder und der Bund in 
der Verantwortung, die Kommunen bei der Finanzierung 
von Maßnahmen zur Minderung des Lärms an Straßen 
in kommunaler Baulast zu unterstützen. Hierfür sollten 
sie sich auf ein gemeinsames und kontinuierliches 
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Investitionsprogramm einigen, damit gesichert wird, dass 
Maßnahmen zur Lärmminderung bzw. -sanierung in mög-
lichst naher Zukunft umgesetzt werden.

431.	 Andere Finanzierungsmöglichkeiten ergeben sich 
daraus, bereits bestehende Förderprogramme ver-
stärkt auf den Lärmschutz auszurichten (MKULNV NRW 
o. J.–b). Dies kann unter anderem erreicht werden, indem 
in den Förderrichtlinien von Städtebauförderprogram-
men noch stärker Lärmschutzaspekte integriert werden. 
Der SRU hat zum Beispiel empfohlen, eine mangelnde 
Grünausstattung und Erreichbarkeit von Grünräumen 
als ein Kriterium zur Begründung eines städtebaulichen 
Missstandes gemäß § 136 Baugesetzbuch (BauGB) in die 
Regelungen zu städtebaulichen Sanierungsmaßnahmen 
aufzunehmen (SRU 2018, Tz. 201; s. a. BMU 2019). Dort, 
wo es keine Frei- bzw. Grünräume gibt, besteht auch die 
große Wahrscheinlichkeit, dass keine ruhigen Gebiete 
ausgewiesen werden. Daher sollte erfasst werden, wo 
dies der Fall ist und ob dort die Möglichkeit besteht, neue 
Räume zu schaffen, die sowohl sonstige Erholungsfunk-
tionen übernehmen können, als auch als ruhige Gebiete 
unter die Umsetzung der Umgebungslärmrichtlinie 
fallen (Abschn. 5.4.3). 

Möglich wäre auch, die Förderung von Grünräumen 
über das Programm „Zukunft Stadtgrün“ an die Bedin-
gung zu knüpfen, dass Maßnahmen zur Lärmentwick-
lung (z. B. zur Lärmminderung) oder zum Erleben von 
Ruhe vorgesehen sind. Erforderlich wäre es allerdings 
dafür, das Programm fortzuführen (SRU 2018, Tz. 202). 
Ebenfalls ergibt sich eine Verbindung zu dem Programm 
„Soziale Stadt“ (BMUB 2017a). Das Wohnumfeld in 
den Programmgebieten ist häufig überdurchschnittlich 
durch Verkehrslärm belastet (Tz. 361 f.). Hier könn-
ten Lärmminderungsmaßnahmen helfen, diese Belas-
tungen abzubauen. Auch hier sollte die Lärmminde-
rung ein Förderanliegen sein, da durch diese unter 
anderem soziale Interaktionen im Sinne von Straßen 
als wichtige Orte für Begegnungen verbessert werden 
können.

5.7.4	 Anspruchsvolle Emissions-
grenzwerte für Fahrzeug
geräusche festlegen

432.	 Lärmschutzmaßnahmen, die direkt am Fahrzeug 
ansetzen, haben den großen Vorteil, dass die Lärmmin-
derung flächendeckend erfolgt und somit alle Menschen 
davon profitieren. Der SRU hält es deshalb für dringend 
erforderlich, dass sich die Bundesregierung auf EU- und 

internationaler Ebene nachdrücklich für ambitionierte 
Geräuschgrenzwerte für Straßen-, Schienen und Luft-
fahrzeuge einsetzt.

Straßenfahrzeuge
433.	 Für die Regulierung der Geräuschemissionen von 
Straßenfahrzeugen ist die Europäische Union zuständig. 
Die Geräuschgrenzwerte für Pkw, Lkw und Motorräder 
wurden zuletzt 2014 fortgeschrieben, gleichzeitig wur-
den die Messverfahren neu justiert (u. a. Verordnung (EU) 
Nr. 540/2014 sowie Verordnung (EU) Nr. 168/2013). Die 
Grenzwerte der Verordnung (EU) Nr. 540/2014 gelten für 
Neufahrzeuge ab dem 1. Juli 2016 und sollen in mehreren 
Schritten bis 2026 reduziert werden. Sie sind nach dem 
Leistungs-Masse-Verhältnis (Leistung pro Masse) diffe-
renziert, je größer dieses ist, desto lauter darf das Fahr-
zeug sein (ADAC 2019). Da die durchschnittliche Motor-
leistung von neu zugelassenen Pkw bzw. Krafträdern in 
Deutschland von 2009 bis 2018 um rund 26 % bzw. rund 
16 % zugenommen hat, werden somit immer lautere Pkw 
und Krafträder erlaubt (KBA o. J.; 2019). In Bezug auf das 
Prüfverfahren für die Geräuschemissionen verweist die 
Verordnung in Erwägungsgrund 6 auf eine Regelung der 
Wirtschaftskommission der Vereinten Nationen für Euro-
pa (United Nations Economic Commission for Europe – 
UNECE). Diese Regelung wurde von einer Arbeitsgruppe 
erarbeitet, die für die Festlegung internationaler Standards 
in Bezug auf Geräuschgrenzwerte und Prüfverfahren bei 
Fahrzeugen zuständig ist. In dieser Arbeitsgruppe (GRB, 
Working Party on Noise (UNECE o. J.)) haben die Ver-
treter der Autoindustrie einen großen Einfluss (s. a. Trans-
port & Environment o. J.), während die Interessen des 
Lärmschutzes nicht angemessen vertreten sind. Die Ge-
räuschgrenzwerte der Verordnung schöpfen nach Ansicht 
von Experten das technische Potenzial zur Lärmminde-
rung bei Fahrzeugen nicht aus (LAI 2013; HEINECKE-
SCHMITT et al. 2018, S. 10). Das UBA hat 2013 berechnet, 
dass die aus diesen Grenzwerten bis 2035 resultierende 
Geräuschminderung unter Einbeziehung des zu erwarten-
den Verkehrswachstums nur bei etwa 1 dB(A) läge (UBA 
2013b, S. 52). Für eine größere und schnellere Entlastung 
müssten insbesondere die Grenzwerte für Reifen weiter 
verschärft werden (ebd.). Seit 2001 gibt es Grenzwerte 
für das Rollgeräusch von Reifen in der EU, zuletzt wurden 
sie 2009 verschärft. Die Bandbreite des Reifeneinflusses 
liegt bei marktüblichen Reifen bei etwa 3 bis 4 dB(A) (UBA 
2017b; s. a. Tz. 401). Ein Vorschlag der Europäischen Kom-
mission zur Überarbeitung der Kennzeichnung von lärm
armen Reifen (Europäische Kommission 2018a) wurde im 
März 2019 vom Europäischen Rat so abgeschwächt, dass 
es damit praktisch zu keiner Verschärfung kommen würde 
(ENDS Europe 04.03.2019).
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434.	 Ein weiteres großes Problem sind hohe und vor 
allem unnötige Lärmemissionen durch laute Pkw und 
Motorräder. Ursache sind die Ausnutzung rechtlicher 
Grauzonen durch Hersteller, manipulative Eingriffe in 
die Schalldämpferanlagen von Kraftfahrzeugen und rück-
sichtsloses Verhalten von Kraftfahrzeugführern im Fahr-
betrieb (UMK 2018a, TOP 28; VMK 2019, Punkt 6.6). 
In einer Online-Umfrage des UBA von 2011 gaben 39,9 % 
der Umfrageteilnehmenden an, sich durch Motorradlärm 
äußerst oder stark belästigt zu fühlen, bezogen auf 
Straßenverkehrslärm waren es 41,2 % (UBA 2011). Dabei 
liegt der Anteil der motorisierten Zweiräder an den Fahr-
leistungen aller Kraftfahrzeuge in Deutschland unter 2 % 
(Zahlen für 2011 bis 2018 s. BMVI 2018, S. 153).

Die seit 2016 geltenden novellierten Vorschriften zu den 
Prüfverfahren für die Geräuschemissionen von Motor-
rädern (UN-Regelung Nr. 41.04 zu einheitlichen Bestim-
mungen für die Genehmigung von Motorrädern in Bezug 
auf Lärm) sind ein erster Schritt hin zu realitätsnahen 
Untersuchungen. Sie sind aber nicht ausreichend und 
müssen weiter verbessert werden, um die realen Nut-
zungsbedingungen besser abbilden zu können. Außer-
dem sollten die Typprüfvorschriften einen maximal 
zulässigen Geräuschemissionspegel für alle Betriebszu-
stände festlegen (JÄCKER-CÜPPERS 2019). Wichtig ist 
es darüber hinaus, Rahmenbedingungen für wirksame 
Verkehrskontrollen zu schaffen, um Manipulationen an 
Motorrädern und Autos entgegenzuwirken (UMK 2018, 
TOP 28).

Insgesamt zeigt sich, dass die Interessen des Lärmschut-
zes bei den Verhandlungen in den europäischen und 
internationalen Gremien stärker vertreten werden müs-
sen. Angesichts der starken Belastung, der die Bevölkerung 
durch den Straßenlärm ausgesetzt ist, hält es der SRU 
für dringlich, dass sich das Bundesministerium für Ver-
kehr und Infrastruktur (BMVI) als federführendes Res-
sort deutlich stärker als bisher für einen ambitionierten 
Lärmschutz bei Straßenfahrzeugen einsetzt. Dies gilt 
gleichermaßen für Schienenfahrzeuge und Flugzeuge. 
Damit hierbei die Immissionssituationen und die gesund-
heitlichen Wirkungen von Verkehrslärm eine stärkere 
Berücksichtigung erfahren, empfiehlt der SRU, dass das 
Bundesministerium für Gesundheit (BMG) mit seiner 
besonderen Kompetenz für den vorbeugenden Gesund-
heitsschutz im eigenen Haus eine Zuständigkeit für das 
Thema „Verkehrslärm und Gesundheitsschutz“ aufbaut. 
Die Emissionsgrenzwerte für Straßenfahrzeuge sowie 
Schienenfahrzeuge (Tz. 435 f.) und Flugzeuge (Tz. 437) 
sollten zudem in einem interministeriellen Ausschuss 
„Verkehrslärm und Gesundheit“, in dem zumindest die 

Ressorts Verkehr, Wirtschaft, Gesundheit, Umwelt und 
Bauen vertreten sind, behandelt werden (s. dazu auch 
Abschn. 5.7.10).

Schienenfahrzeuge
435.	 Für Schienenfahrzeuge bestehen europaweit ein-
heitliche Emissionsgrenzwerte, die in der TSI Lärm ge-
regelt sind. Die Emissionsgrenzwerte gelten nur für Neu-
fahrzeuge. Mit der Aktualisierung der TSI Lärm im Mai 
2019 gilt aber ab dem Fahrplanwechsel 2024 auf bestimm-
ten Strecken, den „quieter routes“, ein europaweites 
Fahrverbot für laute Güterwagen (Durchführungsver-
ordnung (EU) 2019/774). Als laute Güterwagen sind 
Fahrzeuge definiert, die nicht den Anforderungen der 
TSI Lärm entsprechen, das heißt Güterwagen, die noch 
mit dem Bremsklotzsystem aus Grauguss fahren. Das in 
Deutschland 2017 verabschiedete Schienenlärmschutz-
gesetz ist weitgehender und verbietet mit Beginn des 
Netzfahrplans 2020/2021 grundsätzlich das Fahren lau-
ter Güterwagen auf den Strecken des deutschen Schie-
nennetzes (Abschn. 5.5.2). Bei der Einführung der TSI 
Lärm 2024 in Deutschland muss daher darauf geachtet 
werden, dass ihre Umsetzung so erfolgt, dass sich die 
Lärmsituation in Deutschland nicht verschlechtert.

436.	 Davon abgesehen entsprechen die Emissionsgrenz-
werte der TSI Lärm nicht dem Stand der Technik und 
sollten anspruchsvoll fortgeschrieben werden (s. a. Tz. 434). 
Hierzu muss gleichzeitig die Forschung zur Lärmminde-
rung bei Schienenfahrzeugen unterstützt werden, denn 
es besteht noch ein beträchtlicher Forschungsbedarf hin-
sichtlich der Lärmminderungseffekte einzelner techni-
scher und insbesondere von Kombinationen verschiede-
ner Lärmminderungsmaßnahmen (MITUSCH et al. 2017, 
S. 4). Außerdem wäre es sinnvoll, in die TSI Lärm Vor-
schriften für einen lärmarmen Fahrwegzustand einzu-
führen, denn zum Beispiel kann die Verriffelung der 
Schienenlauffläche zu Pegelerhöhungen von bis zu 
20 dB(A) führen (JÄCKER-CÜPPERS et al. 2018, S. 84).

Flugzeuge
437.	 Die Vorschriften für die Geräuschemissionen von 
Flugzeugen sind zuletzt 2016 verschärft worden (HEI-
NECKE-SCHMITT et al. 2018, S. 14). Zuständig für diese 
Vorschriften ist die Internationale Zivilluftfahrtorga
nisation (International Civil Aviation Organization – 
ICAO). Die für drei Messpunkte (Anflug, Start in Roll-
bahnnähe (seitlicher Messpunkt) und Startüberflug) 
kumulierten Grenzwerte wurden um 7 dB gesenkt und 
gelten für neue Flugzeuge mit einer Abflugmasse ≥ 55 t 
seit 2018, für Flugzeuge < 55 t ab 2021 (ebd.). Neue 
Verkehrsflugzeuge unterschreiten aber bereits diese ver-



302

Weniger Verkehrslärm für mehr Gesundheit und Lebensqualität

schärften Lärmgrenzwerte (UBA 2017a, S. 56). Insofern 
sollte sich die Bundesregierung (wie auch von ihr im Ko-
alitionsvertrag befürwortet, s. CDU, CSU und SPD 2018, 
S. 120) auf internationaler Ebene dafür einsetzen, die 
Lärmgrenzwerte für Flugzeuge weiter abzusenken, um 
den Luftfahrtzeug- und Triebwerksherstellern früh
zeitig ambitionierte Zielwerte vorzugeben (UBA 2017a, 
S. 56). Nationale Anreize zur schnelleren Einführung lei-
serer Flugzeuge können durch lärmabhängige Start- und 
Landeentgelte, lärmbedingte Betriebsbeschränkungen 
oder die Einführung einer Lärmkontingentierung gesetzt 
werden (Abschn. 5.7.7).

5.7.5	 Umweltverbund in den 
Städten stärken

438.	 Im Folgenden werden einige wichtige Maßnahmen 
genannt, die aus Sicht des SRU zur Minderung des Stra-
ßenverkehrslärms in den Städten beitragen können. Dazu 
gehören zum Beispiel eine Stärkung der aktiven Mobi
lität bzw. des Umweltverbundes, eine Umverteilung des 
öffentlichen Raumes an andere Nutzende und eine kon-
sequente Parkraumbewirtschaftung. Zudem können mit 
einer streckenabhängigen Pkw-Maut die Umweltbelas-
tungen durch den Straßenverkehr internalisiert werden, 
was zu einer Verlagerung des Verkehrs beitragen kann. 
Auch rechtlich besteht eine Reihe von Optionen, den 
Langsamverkehr und ÖPNV gegenüber dem Kfz-Verkehr 
zu stärken. Zum Beispiel sollte das Anlegen von Busspu-
ren und Fahrradstraßen vereinfacht werden. Eine wich-
tige Option ist auch die Anpassung der Geschwindig
keiten der unterschiedlichen Verkehrsträger zueinander. 
So empfiehlt der SRU seit langem, dass die Regelhöchst-
geschwindigkeit in geschlossenen Ortschaften auf 
30 km/h begrenzt wird (SRU 2005, Tz. 549; 2016, Tz. 
325). Weiterführende Informationen zu den hier genann-
ten Maßnahmen finden sich in Kapitel 6.

5.7.6	 Lärmabhängiges Trassen-
preissystem beim Schienen-
güterverkehr fortentwickeln

439.	 An den großen Magistralen des Schienenverkehrs 
ist die Lärmbelastung erheblich, insbesondere durch den 
Schienengüterverkehr, der häufig in der Nacht durchge-
führt wird. So liegt die nächtliche Lärmbelastung durch 
den Schienengüterverkehr zurzeit noch bis zu 25 dB(A) 
über den Vorsorgewerten (MITUSCH et al. 2017, S. 69). 
Aus Umwelt- und vor allem Klimaschutzgründen ist eine 
Verlagerung des Güterverkehrs auf die Schiene notwen-

dig (s. a. SRU 2017). Dies muss einhergehen mit einer 
Verringerung des Lärms durch den Schienengüterver-
kehr, denn die Sorge vor einer Zunahme der Lärmbelas-
tung ist in vielen Fällen ein wichtiger Grund für den 
Widerstand der Bevölkerung gegen den Ausbau und die 
intensivere Nutzung der Schienenverkehrsinfrastruktur 
(JÄCKER-CÜPPERS et al. 2018, S. 27).

Der Schutz vor Schienenverkehrslärm ist in den letzten 
Jahren deutlich verbessert worden (HEINECKE-
SCHMITT et al. 2018, S. 10). Ein wichtiger Schritt war 
2017 die Verabschiedung des Schienenlärmschutzgeset-
zes (s. Tz. 407 und 435). Mit der vollständigen Um
rüstung der Güterwagen kann je nach Qualität des 
Schienenfahrflächenzustands eine flächendeckende Pe-
gelreduktion von bis zu 10 dB(A) erreicht werden (BMVI 
2019a, S. 39). Trotz dieser Lärmreduktion werden vor 
allem an stark mit Schienengüterverkehr belasteten 
Schienenwegen immer noch Pegel erreicht, die um 10 bis 
15 dB(A) über den Schwellenwerten für Gesundheits
risiken liegen (HEINECKE-SCHMITT et al. 2018, S. 11). 
Weitere Maßnahmen zur Lärmminderung beim Schie-
nengüterverkehr sind daher notwendig. 

440.	 Um die Lärmminderung an der Quelle zu fördern, 
ist es sinnvoll, das lärmabhängige Trassenpreissystem 
weiter zu entwickeln (so auch die Vereinbarung im Ko-
alitionsvertrag von 2018, s. CDU, CSU und SPD 2018, 
S. 120). Die lärmabhängigen Trassenpreise sind bisher 
auf den Anreiz zur Umrüstung der Güterwagen begrenzt 
(Tz. 407), Anreize zur weiteren Lärmminderung, zum 
Beispiel bei Lokomotiven, sind bislang unterblieben. 
Lärmabhängige Trassenpreise stimulieren sowohl die 
Lärmminderung an Fahrzeugen des Bestands als auch an 
Neufahrzeugen. Lärmabhängige Trassenpreise sollten 
verbindlich in Europa eingeführt werden, um Lärmmin-
derungsanreize auch für den transnationalen Schienen-
verkehr zu schaffen (JÄCKER-CÜPPERS et al. 2018, 
S. 84 f.).

Der SRU empfiehlt, das Trassenpreissystem so fort
zuentwickeln, dass es Bahnunternehmen einen Anreiz 
bietet, besonders lärmarme Schienengüterfahrzeuge zu 
nutzen. Ergänzend könnten Förderprogramme für leise-
re Triebwagen und Lokomotiven aufgesetzt werden (s. a. 
JÄCKER-CÜPPERS 2018). Außerdem sollten Infra
strukturbetreiber dazu verpflichtet werden, einen flä-
chendeckenden guten akustischen Schienenzustand zu 
gewährleisten. Schließlich sollten bei großen Infrastruk-
turprojekten des Schienenverkehrs zur Lärmminderung 
vorrangig quellbezogene Maßnahmen am Fahrzeug und 
am Gleis vorgesehen werden. Maßnahmen am Ausbrei-
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tungsweg (z. B. Schallschutzwände und -fenster) sollten 
erst nachrangig genutzt werden, um die Lärmimmis
sionen weiter zu verringern (UBA 2016b; s. a. JÄCKER-
CÜPPERS et al. 2018, S. 80).

5.7.7	 Maßnahmen für einen 
leiseren Luftverkehr ergreifen

441.	 Der SRU hat sich in der Vergangenheit wiederholt 
zur Fluglärmproblematik geäußert und eine Reihe von 
Empfehlungen gegeben. Diese haben nach wie vor Be-
stand, werden im Folgenden dargestellt und durch 
weitere Vorschläge ergänzt (s. SRU 2008; 2014).

442.	 Grundsätzlich gilt für den Luftverkehr wie auch 
bei anderen Verkehrsträgern, dass für die Lärmbekämp-
fung Maßnahmen zur Verkehrsvermeidung prioritär 
sind. Diese dienen neben dem Lärmschutz gleichzeitig 
auch der Verringerung weiterer Umweltfolgen des Ver-
kehrs (u. a. CO2-Ausstoß). Eine wichtige Option der 
Verkehrsvermeidung im Luftverkehr ist die Abschaffung 
der Steuerbefreiung von Kerosin, die über den Preis 
einen wichtigen Anreiz zur Verringerung von Flügen 
setzt. Dies ist national möglich, besser wäre jedoch eine 
internationale Kooperation (s. ausführlich SRU 2017, 
Tz. 327).

443.	 Wichtiges Regelungsinstrument in Bezug auf den 
Fluglärm ist das Fluglärmschutzgesetz (FluLärmG), wel-
ches insbesondere der Festsetzung von Lärmschutz
bereichen an Verkehrsflughäfen, größeren Verkehrslan-
deplätzen und militärischen Flugplätzen dient. Mit der 
letzten Novelle des Fluglärmschutzgesetzes 2007 sind 
eine Reihe wichtiger Verbesserungen auf den Weg ge-
bracht worden (Bundesregierung 2019; s. a. UBA 2017a; 
SCHÜTTE et al. 2018). Beispielsweise wurden die Werte 
zur Abgrenzung der Lärmschutzbereiche um bis zu 
15 dB(A) gesenkt und eine Schutzzone für die Nacht ein-
geführt. Bei der Festlegung der Nacht-Schutzzone kommt 
neben dem Mittelungspegelkriterium nun auch ein neu 
eingeführtes Maximalpegelhäufigkeitskriterium zum Tra-
gen. Trotzdem sieht die Bundesregierung Bedarf für eine 
Fortentwicklung (Bundesregierung 2019). Vorschläge 
sind unter anderem: 

ɦɦ die Vermeidung einer verkleinernden Neufestsetzung 
von Lärmschutzbereichen,

ɦɦ die Verbesserung des baulichen Schallschutzes von 
Grundschulen, Kindertageseinrichtungen und Kran-
kenhäusern,

ɦɦ der Wegfall der zeitlichen Staffelung des Entstehens 
von Erstattungsansprüchen,

ɦɦ die Erstattung neuartiger technischer Schallschutz-
maßnahmen für Schlafräume (bspw. zeitgesteuerte 
Fensterschließeinrichtungen) in bestimmten Fällen 
und

ɦɦ die Überprüfung der Werte zur Abgrenzung der Lärm-
schutzbereiche.

Die Vorschläge sind aus Sicht des SRU generell zu begrü-
ßen, er sieht darüber hinaus aber weitergehenden Hand-
lungsbedarf. 

444.	 Wie bereits erwähnt, wird mit dem Fluglärmschutz-
gesetz insbesondere die Festlegung von Lärmschutzbe-
reichen in der Umgebung von Flughäfen geregelt. Dabei 
wird zwischen zwei Tag- und einer Nacht-Schutzzone 
unterschieden (Tab. 5-5). Die Schutzzonen werden an-
hand von Berechnungen zu den Lärmbelastungen (äqui-
valente Dauerschallpegel und Maximalpegel) im Umfeld 
des Flughafens bestimmt. Überschreitet in einem Gebiet 
der durch den Fluglärm hervorgerufene energieäquiva-
lente Dauerschallpegel (LAeq) am Tag bzw. der fluglärm-
bedingte Maximalpegel (LAmax) in der Nacht die im Flug-
lärmschutzgesetz festgelegten Schwellenwerte, so wird 
das Gebiet diesen Zonen zugeordnet (§ 2 FluLärmG). 
Mit dieser Zuordnung wird festgelegt, welche Erstat-
tungs- und Entschädigungsansprüche für passiven Lärm-
schutz (u. a. Lärmschutzfenster und Lüftungseinrich-
tungen in Schlafräumen) und für Beeinträchtigungen des 
Außenwohnbereichs (bei Flughafenneubau oder maß-
geblichen Erweiterungsbauten) für die Bewohnerinnen 
und Bewohner bestehen. Zudem sind für die Schutzbe-
reiche Bauverbote bzw. Beschränkungen der baulichen 
Nutzung vorgesehen (§ 5 und § 6 FluLärmG). Es dürfen 
zum Beispiel in der Nacht-Schutzzone und der Tag-
Schutzzone 1 keine neuen Wohnungen, in allen Schutz-
zonen keine Krankenhäuser, Altenheime, Erholungs
heime und andere in gleichem Maße schutzbedürftige 
Einrichtungen errichtet werden. 

Bei den Schutzzonengrenzwerten wird zwischen neuen 
oder wesentlich veränderten und Bestandsflughäfen 
sowie zwischen zivilen und militärischen Flughäfen dif-
ferenziert (Tab. 5-5). So sind beispielsweise die Dauer-
schallpegel-Schwellenwerte für die Tag-Schutzzonen bei 
letzteren durchgehend um 3 dB(A) höher (s. a. SRU 
2008, Tz. 820 ff.). Diese Differenzierungen sind aus 
Gesundheitsaspekten nicht zu rechtfertigen und sollten 
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deshalb aufgehoben werden. Generell ist eine Überprü-
fung der Grenzwerte anhand neuer Erkenntnisse zur 
Lärmwirkung einschließlich der Empfehlungen der WHO 
erforderlich, da es offensichtlich ist, dass diese immer 
noch zu hoch sind, um einen ausreichenden Gesund-
heitsschutz zu gewährleisten (Tab. 5-2; s. a. UBA 2017a; 
WHO 2018). Somit sollten die Schutzzonengrenzwerte 
schrittweise an die Empfehlungen der WHO angepasst 
werden bzw. sich diesen annähern.

445.	 Mit dem derzeitigen Fluglärmschutzgesetz wird 
keine generelle Beschränkung der Fluglärmbelastung 
durch einen Flughafen ermöglicht (UBA 2017a). Kommt 
es zu einer Zunahme der Belastung, so vergrößert sich 
lediglich das Gebiet, das unter die jeweiligen Schutzbe-
reiche fällt. Folglich wird die gegebenenfalls notwen
dige  Kostenübernahme von passiven Lärmschutzmaß-
nahmen auf ein größeres Gebiet ausgeweitet. Somit setzt 
das Fluglärmschutzgesetz praktisch keinen Anreiz, die 
Belastungen an einem Flughafen aktiv zu mindern. Auch 
über das Fluglärmschutzgesetz hinaus fehlen Instru
mente, die dazu beitragen, dass die technischen Lärm-
minderungspotenziale in ausreichendem Maße erschlos-
sen werden (SCHÜTTE et al. 2018). So wird zum Beispiel 
in § 29b Luftverkehrsgesetz (LuftVG) ausgeführt, dass 
auf die Nachtruhe der Bevölkerung besonders Rücksicht 

zu nehmen ist und dass die Luftfahrtbehörden und die 
Flugsicherungsorganisationen auf den Schutz der Bevöl-
kerung vor unzumutbarem Fluglärm hinzuwirken haben. 
Es fehlt aber an einer Konkretisierung dieser Schutz
ziele (UBA 2019c). Technische Lärmminderungsmög-
lichkeiten umfassen insbesondere den Einsatz geräusch-
armer Fluggeräte und die Anwendung alternativer 
Flugverfahren. Das Umweltbundesamt empfiehlt die Ein-
führung einer Lärmkontingentierung. Mit dieser würde 
den Flughafenanrainern zudem eine Lärmschutzpers-
pektive gegeben (UBA 2017a). 

Für den Schutz der Gesundheit ist der Lärmschutz in 
der Nacht bzw. während der Schlafzeiten sehr wichtig 
(Tz.  367). In dem Zusammenhang sind Flüge in der 
Nacht besonders problematisch. An einigen Großflug
häfen in Deutschland wie zum Beispiel Frankfurt und 
München besteht bereits ein Nachtflugverbot. Das UBA 
hat sich generell für ein Nachtflugverbot an stadtnah ge-
legenen Flughäfen ausgesprochen (UBA 2013b). Dieses 
sollte mindestens den Zeitraum von 22 bis 6 Uhr umfas-
sen, um einen ungestörten Schlaf in dieser Zeit zu er-
möglichen. Der unabdingbare Nachtflugverkehr sollte an 
Flughäfen abgewickelt werden, die in sehr dünn besie-
delten Gebieten liegen (UBA 2017a). Der SRU schließt 
sich diesen Empfehlungen an. 

ɦɦ Tabelle 5-5	

Schutzzonengrenzwerte in dB(A) (gelten für den Immissionsort)

Schutzzonen Neue oder bau-
lich wesentlich 

erweiterte zivile 
Flugplätze* 

Bestehende zivile 
Flugplätze

Neue oder bau-
lich wesentlich 
erweiterte mili
tärische Flug-

plätze*

Bestehende 
militärische 
Flugplätze

Tag-Schutzzone 1 
LAeq Tag 60 65 63 68

Tag-Schutzzone 2
LAeq Tag 55 60 58 63

Nacht-Schutzzone
LAeq Nacht 
und 
LAmax

50

6 x 53

55

6 x 57

50

6 x 53

55

6 x 57

  * = Werte gelten seit dem 1. Januar 2011

SRU 2020; Datenquelle: § 2 FluLärmG
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446.	 Im Flugverkehr ist der Verlauf der Flugrouten von 
hoher Relevanz, da diese bestimmen, wie viele Menschen 
mit welcher Intensität durch den Fluglärm belastet wer-
den. Hierzu hat sich der SRU in seinem Gutachten „Flug-
lärm reduzieren: Reformbedarf bei der Planung von Flug-
häfen und Flugrouten“ ausführlich geäußert (SRU 2014). 
Dabei sprach er sich unter anderem dafür aus, dass das 
Planfeststellungsverfahren besser mit der Flugrouten-
festlegung verzahnt wird. Außerdem sollten im Plan
feststellungsbeschluss die Kapazitäten des Flughafens 
ausdrücklich festgesetzt werden. Die Festlegung und 
wesentliche Änderung von Flugrouten sollten einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) mit Öffentlich-
keitsbeteiligung unterworfen und die Abwägungskrite
rien unter Berücksichtigung des Lärmschutzes klarer 
definiert werden. Außerdem ist der Gesetzgeber gefor-
dert, Immissionsgrenzwerte für Fluglärm zu normieren, 
um den Fluglärm zu begrenzen und die Anwohnenden 
wirksam zu schützen. Abweichungen von den festge
legten Flugrouten sind nur aus sachlichen Gründen 
zulässig. Darüber hinaus ist es erforderlich, den ak
tiven  und den passiven Lärmschutz zu stärken, ers
terer sollte generell gegenüber letzterem Vorrang haben 
(SRU 2014).

Die Festlegung von Flugrouten für neue Flughäfen er-
folgt durch das Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung 
(BAF) per Rechtsverordnungen. Dies hat im Beneh-
men mit dem Umweltbundesamt (UBA) zu erfolgen. 
Das UBA hat am Beispiel des Flughafens Berlin Bran-
denburg (BER) kritisiert, dass zahlreiche seiner Vor-
schläge vom BAF nicht berücksichtigt wurden. Zum 
Beispiel schlug die Behörde vor, tagsüber den Wannsee 
großräumig zu umfliegen sowie die Lärmbelastung der 
Flugrouten im ersten Jahr nach der Flughafeneröffnung 
zu monitoren und zu evaluieren. Beides wurde nicht 
aufgegriffen (UBA 2013b). Zur Stärkung der Lärm-
schutzbelange hat der SRU in seinem Sondergutachten 
empfohlen, dass die Festlegung von Flugrouten immer 
im Einvernehmen mit dem Umweltbundesamt erfol-
gen sollte (SRU 2014).

447.	 Bereits in der Vergangenheit hat der SRU bemän-
gelt, dass ein Planungskonzept des Bundes fehlt, wel-
ches den Neu- und Ausbau von Flughäfen lärmschutz-
verträglich steuert (SRU 2008, Tz. 827). Im letzten 
Koalitionsvertrag hat sich die Bundesregierung ver-
pflichtet, in Kooperation mit Ländern und der Öffent-
lichkeit ein Luftverkehrskonzept zu erarbeiten (CDU, 
CSU und SPD 2013). Am 3. Mai 2017 wurde dieses vom 
Bundesministerium für Verkehr und Infrastruktur ver-
öffentlicht (BMVI 2017). Kritisiert wird daran, dass 

wichtige Fragen für den Lärmschutz unbeantwortet 
bleiben (HEINECKE-SCHMITT et al. 2018). So wer-
den bspw. eine Aufgabenverteilung unter akustischen 
Gesichtspunkten zwischen den deutschen Flughäfen 
und eine Förderung der Verlagerung von Transportauf-
kommen auf die Bahn nur unzureichend bis gar nicht 
angesprochen. 

Um den problematischen Standortwettbewerb zwischen 
den Bundesländern insbesondere beim Ausbau kleiner 
Regionalflughäfen zu steuern, empfiehlt es sich, die 
Standortplanung für Flughäfen der Bundesraumord-
nungskompetenz zu überantworten. Dabei sollte sich die 
Planung auf eine bundesweite und vom Bund erstellte 
Bedarfsplanung für den Luftverkehr stützen (ausführ-
lich SRU 2014, Tz. 125 ff.).

5.7.8	 Integrierte Verkehrsentwick-
lungsplanung verpflichtend 
ausgestalten

448.	 Die WHO stellt in ihren Empfehlungen zum Um-
gebungslärm fest, dass die Konzepte zur Bekämpfung 
von Lärm und anderen Umweltrisiken koordiniert wer-
den sollten. Ein solcher koordinierter Ansatz sei vor-
teilhaft, weil dadurch Engagement und finanzielle Res-
sourcen synergetisch genutzt werden könnten (WHO 
2018, S. 106). Auch die Europäische Umweltagentur 
(EUA, engl. EEA) erachtet eine Abstimmung zwischen 
verschiedenen relevanten Politiken, insbesondere zwi-
schen Gesundheitspolitik, Armutsbekämpfung, Klima-
schutz und Luftreinhaltepolitik für notwendig, wenn 
es darum geht, die ungleichmäßige Verteilung der 
Umweltbelastungen wie Lärm, Luftschadstoffe oder 
Hitzeexposition zu verringern (EEA 2018; s.  a. Tz. 361  f.). 
Nach Ansicht der Umweltagentur werden diese Un-
gleichheiten von den Politiken nicht ausreichend 
adressiert.

449.	 Für Deutschland beschreibt die LAI in ihren Hin-
weisen zur Lärmaktionsplanung die Möglichkeiten, die 
Lärmaktionsplanung mit zahlreichen anderen raum
bezogenen Planungen zu verzahnen, zum Beispiel mit 
Bauleitplänen, Regionalplänen, Verkehrsplänen oder 
Luftreinhalteplänen (LAI 2017, S. 11). Maßnahmen zur 
Senkung von Luftschadstoffimmissionen können zum 
Beispiel auch zu einer reduzierten Geräuschbelastung 
führen. Indem die räumliche Entwicklungsplanung dazu 
beiträgt, den Gesamtverkehr einzudämmen bzw. zu be-
grenzen, kann die städtebauliche Planung entscheiden-
den Einfluss auf die Lärmbelastung nehmen (Stadt der 
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kurzen Wege: ebd., S. 13 f.; sowie weitere Beispiele aus 
der Praxis in LAI 2017, Anh. 2).

450.	 Für das Thema Verkehrslärmschutz ist eine inte
grierte Verkehrsentwicklungsplanung von beson
derer  Bedeutung. Auf der europäischen Ebene wird 
dieses Konzept als „Sustainable Urban Mobility Plans 
(SUMP)“ bezeichnet. Eine solche Planung kann Ge-
sundheitsschutz fördern, indem zum Beispiel die Luft- 
und Lärmbelastung vermindert oder Klimafolgen wie 
Hitze abgefedert werden (zu den Mehrfachbelas
tungen s. a. Tz. 363 f.). Zudem kann die Verringerung 
der Belastungen durch den Straßenverkehr auch eine 
sozial ungerechte Verteilung der Umweltbelastungen 
vermindern (Tz. 362 f.). Gleichzeitig kann die inte
grierte Betrachtung den Lärmschutz selbst stärken. 
Dies ist dann gegeben, wenn durch die Summe der ver-
schiedenen Umweltentlastungen Voraussetzungen für 
die Umsetzung einer lärmmindernden Maßnahme 
geschaffen werden. Beispiele auf nationaler Ebene sind 
die integrierte Verkehrsentwicklungsplanung in Bremen 
(SUMP 2025 Bremen) oder in Dresden (Verkehrs
entwicklungsplan 2025plus).

Der SRU spricht sich daher dafür aus, dass die Länder 
Landesregelungen schaffen, die zur Aufstellung von in-
tegrierten Verkehrsentwicklungsplänen in Städten ab 
50.000 Einwohnerinnen und Einwohnern verpflichten. 
Dazu könnten Bund und Länder auf der Ebene der Ver-
kehrsministerkonferenz ein Muster-Gemeindeverkehrs-
planungsgesetz erarbeiten und bei Bedarf fortschreiben 
(analog z. B. der Musterbauordnung auf der Ebene der 
Bauministerkonferenz, s. Abschn. 6.5.3). Selbstverständ-
lich sollte ein integrierter Verkehrsentwicklungsplan 
immer im Kontext anderer, insbesondere raumbe
zogener Planungen (z. B. städtebaulicher Planung) er-
stellt werden.

451.	 Für die integrierte Verkehrsentwicklungsplanung 
wäre es allerdings wünschenswert, wenn die zeitlichen 
und die inhaltlichen Vorgaben für die Erhebung von 
Daten, die für die einzelnen Fachplanungen benötigt 
werden, aufeinander abgestimmt wären. Beispielswei-
se sieht die Lärmaktionsplanung eine Lärmkartierung 
alle fünf Jahre vor, während die Luftreinhaltepläne bei 
Bedarf aufzustellen und fortzuschreiben sind. Auch die 
bei diesen beiden Planungen verwendeten Verkehrs-
modelle sind unterschiedlich (schriftl. Mitteilung C. 
Weiner, 18.07.2019). Die Vereinheitlichung der Vor
gaben muss auf europäischer Ebene erfolgen. Dabei 
sollte langfristig angestrebt werden, die Zeitschienen 
und die Anforderungen an die Daten soweit zu har

monisieren, dass die nationalen Verwaltungen ent
lastet werden.

5.7.9	 Umweltgerechtigkeit als ein 
Querschnittsziel in kommu-
nale Leitbilder aufnehmen

452.	 Gesunde Lebensverhältnisse für alle zu schaffen, 
unabhängig von Alter, Beruf, Bildung, Einkommen, 
Ethnie oder Geschlecht, sollte das Anliegen aller umwelt- 
und gesundheitsrelevanter Politikprozesse sein (s. a. SRU 
2018, Tz. 142). Ein wichtiger Schritt auf diesem Weg ist 
die Aufnahme von Umweltgerechtigkeit als ein Quer-
schnittsziel in die Leitbilder der kommunalen Planung. 
Dabei können die Kommunen für eine effiziente Umset-
zung auf die Erfahrungen zurückgreifen, die in verschie-
denen Pilotprojekten gesammelt wurden (Abschn. 5.6.1). 
Demnach ist es zentral, den Ansatz Umweltgerechtigkeit 
mit Hilfe verschiedener Verfahrens- und Arbeitsschritte 
in der Verwaltung zu verankern. Dazu könnte beispiels-
weise in der Kommunalverwaltung eine Stelle zur Koor-
dination des Themas Umweltgerechtigkeit geschaffen 
werden, mit der Aufgabe, die Aktivitäten und Erkennt-
nisse in den zuständigen Verwaltungseinheiten zusam-
menzubringen und den Austausch zwischen allen Be
teiligten sicherzustellen. Alternativ könnte eine für 
Umweltgerechtigkeit beauftragte Person benannt wer-
den, die vergleichbar zu anderen Beauftragten dafür 
sorgt, dass das Thema Umweltgerechtigkeit bei der Um-
setzung verschiedener Planungen und Projekte berück-
sichtigt wird. Um den Ansatz der Umweltgerechtigkeit 
prozedural besser zu verankern, wäre eine Art Check
liste für ein Mainstreaming des Themas denkbar, durch 
die geprüft wird, ob die relevanten Aspekte bei Planun-
gen und Projekten einbezogen worden sind (s. a. Abschn. 
5.6.2). Ein wichtiger Aspekt ist dabei, auf Verfahrens
gerechtigkeit bei Öffentlichkeitsbeteiligungen zu achten. 
Das bedeutet, dass die Interessen und Belange derje
nigen, deren Anliegen bei den Öffentlichkeitsbeteili
gungen unterrepräsentiert sind, besonders berücksich-
tigt werden (vgl. Tz. 362).

453.	 Bund und Länder können und sollten diese Pro
zesse unterstützen, indem sie mithilfe von Förder
programmen Finanzierungshilfen bereitstellen und auf 
diesem Wege Maßnahmen zur Erhöhung von Umwelt
gerechtigkeit gezielt fördern (BOLTE et al. 2018, S. 680). 
Erfreulicherweise gibt es bereits einige wichtige Förder-
programme des Bundes und der Länder, die das Thema 
Umweltgerechtigkeit in der Stadt adressieren. Dazu ge-
hört zum Beispiel das Bund-Länder-Programm zur 
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Städtebauförderung „Soziale Stadt“, in dem Umweltge-
rechtigkeit seit 2016 verankert ist (Art. 4 der Verwal-
tungsvereinbarung zur Städtebauförderung) (SRU 2018, 
Tz. 198). Auch im Masterplan Stadtnatur hat die Bundes
regierung festgelegt, dass die Kommunen darin un
terstützt werden sollen, die Versorgung mit qualitativ 
hochwertigen Grünflächen in sozial benachteiligten 
Wohngebieten zu erhöhen. Damit soll ein Beitrag für 
mehr Umweltgerechtigkeit in der Stadt geleistet werden 
(BMU 2019).

Dennoch ist nach Auffassung des SRU weiter zu prüfen, 
inwiefern der Umweltgerechtigkeitsansatz auch in ande-
ren Handlungs- oder Ausführungsvorschriften oder 
rechtlichen Regelwerken stärker Berücksichtigung fin-
den könnte (SRU 2018, Tz. 200). Hier bieten sich insbe-
sondere die im Bundes-Immissionsschutzgesetz veran-
kerten Instrumente des planerischen Umweltschutzes 
an. Weder in der Luftreinhalte- noch in der Lärm
minderungsplanung spielt soziale Ungleichheit von 
exponierten Bevölkerungs(teil)gruppen eine Rolle. 
KÖCKLER (2017) fordert, die Vulnerabilität der Bevöl-
kerung gegenüber Umweltexpositionen als ein grund
legendes Prinzip und eine zentrale Orientierungsgröße 
in die Umweltpolitik zu integrieren (s. a. KÖCKLER und 
HORNBERG 2012). In diesem Sinne empfiehlt der SRU, 
den Ansatz Umweltgerechtigkeit in der Lärmaktions
planung als Orientierungsgröße aufzunehmen. Hierzu 
könnten beispielsweise die Hinweise der LAI zur Lärm
aktionsplanung (LAI 2017, S. 11) entsprechend ergänzt 
werden.

Der SRU begrüßt es, dass sich die UMK mit Vorschlägen 
für Umweltgerechtigkeitsleitlinien auseinandersetzt 
(Tz. 417) und empfiehlt, diese gegebenenfalls weiter
zuentwickeln. Diese Aktivitäten mit hoher Priorität zu 
verfolgen, ist dringend erforderlich, denn die Unterstüt-
zung der Kommunen durch Bund und Länder zum Thema 
Umweltgerechtigkeit ist unverzichtbar.

Darüber hinaus kann der Bund die Kommunen bei der 
Förderung von Umweltgerechtigkeit unterstützen, indem 
er sich – auf Bundesebene bzw. EU-weit – für anspruchs-
volle lärmbezogene Grenzwerte einsetzt, zum Beispiel 
für lärmbezogene Immissionsgrenzwerte für bestehen-
de Straßen und Schienenwege (Abschn. 5.7.2) und 
für  anspruchsvolle Geräuschgrenzwerte für Fahrzeuge 
(Abschn. 5.7.4).

454.	 Nicht zuletzt ist es aus Sicht des SRU sinnvoll, die 
ressortübergreifenden Kooperationen auf Bundes- und 
Landesebene auszubauen, um das erforderliche „Den-

ken in Sozialräumen“ bzw. die Orientierung an diesen 
Sozialräumen bei allen Fachbehörden (Bund, Land und 
Kommune) noch stärker zu verankern (z.  B. über ge-
meinsame Förder- und Aktionsprogramme wie das Ak
tionsprogramm Umwelt und Gesundheit) (SRU 2018, 
Tz. 199; s. a. Abschn. 5.7.10). Für Bund und Länder könn-
te eine sozialräumlich integrierte Berichterstattung zu 
Umwelt und Gesundheit, wie sie auf kommunaler Ebene 
bereits teilweise realisiert wird, in Anlehnung bei
spielsweise an das Environmental Justice Screening 
and  Mapping Tool (EJSCREEN) der US-amerikani-
schen Umweltbehörde EPA (Environmental Protection 
Agency) eine integrierte ressortübergreifende Infor
mationsbasis darstellen.

5.7.10	 Bedeutung des Verkehrs
lärms für den Gesundheits-
schutz hervorheben

455.	 Beim Thema Verkehrslärm ist häufig nur von Be-
lästigungen die Rede. Dass Lärm aber auch ernsthafte 
gesundheitliche Beeinträchtigungen auslösen bzw. dass 
Lärmbelästigung die Gesundheit gefährden kann (vgl. 
Kap. 5.3), wird immer noch zu wenig wahrgenommen 
und kommuniziert. Zudem formuliert das nationale 
Verkehrslärmschutzpaket II von 2009 zwar als Ziel, Lärm 
zu vermeiden und vor Lärm zu schützen. Als Zielvor
gaben werden aber nur relative Ziele genannt („Min
derung der Belästigung durch Lärm um 20 % im Flug
verkehr, um 30  % im Straßenverkehr und in der 
Binnenschifffahrt sowie um 50 % im Schienenverkehr“) 
(BMVBS 2009). Die Unterschreitung konkreter gesund-
heitsbezogener Lärmgrenzwerte wird nicht eingefordert. 
Dabei liegen inzwischen aktuelle, von der WHO ermit-
telte Belastungspegel zum Schutz vor gesundheitlichen 
Auswirkungen durch Verkehrslärm vor (Abschn. 5.3.2). 
Nach der UMK im Juni 2018 stellte auch die Verkehrs-
ministerkonferenz im April 2019 in einem Beschluss fest, 
dass das Verkehrslärmschutzpaket II unter anderem auf-
grund der aktuellen Erkenntnisse der Lärmwirkungs
forschung fortentwickelt werden sollte (UMK 2018b, 
TOP 37; VMK 2019, Punkt 4.5).

456.	 Um den gesundheitsbezogenen Verkehrslärmschutz 
zu verbessern, sollte die Zusammenarbeit zwischen 
Umwelt-, Gesundheits- und Verkehrsressorts sowie dem 
Bauressort deutlich intensiviert werden (SRU 2019; 
2015). Dazu empfiehlt der SRU – wie bereits in Text
ziffer 434 vorgeschlagen – dass ein interministerieller 
Ausschuss „Verkehrslärm und Gesundheit“ eingerichtet 
wird, der darauf hinwirken soll, ein ressortübergrei
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fendes  Verständnis zur Bedeutung von Verkehrslärm 
für den Gesundheitsschutz zu entwickeln.

Die Kommunikation der gesundheitlichen Auswirkun-
gen von Lärm ist wichtig, um die Akzeptanz in der 
Bevölkerung für Lärmminderungsmaßnahmen und die 
Bereitschaft in der Politik zur Finanzierung entsprechen-
der Maßnahmen zu erhöhen. Beispielsweise wird die 
Akzeptanz von nächtlichen Geschwindigkeitsbeschrän-
kungen erhöht, wenn als Grund „Schutz der Nachtruhe“ 
auf den Verkehrsschildern ergänzt wird.

Außerdem wäre es hilfreich, wenn die Bundesländer 
Lärmschutzbeauftragte ernennen würden – nicht nur für 
den Fluglärm (so z. B. in Hessen) – sondern für alle Ver-
kehrs- bzw. Lärmarten. Baden-Württemberg ist zurzeit 
das einzige Bundesland, das einen Lärmschutzbeauftrag-
ten ernannt hat (Ministerium für Verkehr Baden-Würt-
temberg o. J.).

5.8	 Fazit

457.	 Belastungen durch Verkehrslärm können erheb
liche gesundheitliche Auswirkungen auf den Menschen 
haben. Sie können sowohl das subjektive Wohlbefinden 
als auch die physische und mentale Gesundheit der be-
troffenen Personen beeinträchtigen. Dennoch ist in 
Deutschland weiterhin eine große Zahl an Menschen ge-
sundheitsgefährdenden Lärmbelastungen durch den 
Straßen-, Schienen- und Flugverkehr ausgesetzt. Die 
Umgebungslärmrichtlinie ist deshalb ein wichtiges 
Managementinstrument, das dazu beitragen kann, die 
Lärmproblematik vor Ort besser zu erfassen und Maß-
nahmen dagegen zu entwickeln.

Der Blick auf die Umsetzung und Anwendung der Umge-
bungslärmrichtlinie in Deutschland zeigt aber eine Reihe 
von Hindernissen, die eine wesentliche Verbesserung der 
Lärmsituation erschweren. Diese Defizite könnten aus 
Sicht des SRU durch bundeseinheitliche Vorgaben für die 
Lärmaktionsplanung verbessert werden. Der SRU emp-
fiehlt daher die Einführung einer Lärmaktionsplanungs-
Verordnung, in der bundeseinheitliche Auslösewerte für 
die Lärmaktionspläne festgelegt werden. Die Verordnung 
sollte auch Vorgaben für ruhige Gebiete enthalten. Wün-
schenswert ist außerdem, dass die Rechtsprechung des 
VGH Baden-Württemberg (der geurteilt hat, dass Kom-
munen einen Anspruch auf die straßenverkehrsrechtliche 
Umsetzung der in ihrem Lärmaktionsplan festgesetzten 
Verkehrsbeschränkungen gegenüber der Verkehrsbehör-

de haben) im Bundes-Imissionsschutzgesetz verankert 
wird. Dadurch wird die Bindungswirkung der Lärmaktions
planung gegenüber anderen Fachplanungen klar festge-
legt, sodass die Lärmaktionspläne eine Außenwirkung 
gegenüber anderen Fachplanungen erhalten.

Darüber hinaus sollten zur Unterstützung einer wir-
kungsvollen Lärmaktionsplanung anspruchsvolle Lärm-
schwellen für bestehende Straßen und Schienenwege 
rechtlich verbindlich festgelegt werden. In der Folge müs-
sen die Kommunen bei Lärmminderungsmaßnahmen an 
Straßen in kommunaler Baulast finanziell unterstützt 
werden. Hierzu empfiehlt der SRU, dass sich Bund und 
Länder auf eine dauerhafte finanzielle Unterstützung 
dieser Maßnahmen einigen. 

458.	 Neben der Stärkung der Lärmaktionsplanung sind 
auch Maßnahmen notwendig, die an der Quelle anset-
zen und einen flächendeckenden Lärmschutz fördern. 
In diesem Sinne müssen die Grenzwerte für Geräusch
emissionen von Fahrzeugen des Straßen- und Schienen-
verkehrs und von Flugzeugen weiter gesenkt werden. 
Von großer Bedeutung ist zudem die Vermeidung und 
Verlagerung des motorisierten Individualverkehrs durch 
die Stärkung des Umweltverbundes in den Städten. 
Zentral ist es, den Kommunen zu ermöglichen, verkehr-
liche Maßnahmen wie Tempo 30-Zonen einzuführen. 
Daneben sollte der städtische Verkehr besser gesteuert 
werden, indem das Parkraummanagement gestärkt 
und eine streckenabhängige Pkw-Maut eingeführt wird 
(Kap. 6). 

Beim Schienengüterverkehr empfiehlt der SRU die Fort-
entwicklung des lärmabhängigen Trassenpreissystems, 
um eine weitere Lärmminderung bei den Fahrzeugen zu 
stimulieren. Auch beim Luftverkehr werden eine Reihe 
von Maßnahmen empfohlen, beispielsweise die Verein-
heitlichung der Schutzzonengrenzwerte, weitere Vorga-
ben zur Festlegung von Flugrouten und ein bundes
weites  Luftverkehrskonzept, das der Lärmminderung 
in angemessener Weise gerecht wird.

Hilfreich für die Koordinierung der verschiedenen Pla
nungen ist es, wenn die Kommunen eine integrierte Ver-
kehrsentwicklungsplanung im Sinne der europäischen 
nachhaltigen urbanen Mobilitätspläne (SUMP) erstellen. 
Außerdem empfiehlt der SRU, Verfahrens- und Arbeits-
schritte festzulegen, um die Umweltgerechtigkeit als ein 
Querschnittsziel in kommunalen Leitbildern aufzunehmen.

459.	 In den Ballungsräumen findet momentan eine zu-
nehmende bauliche Verdichtung der Innenstadtlagen 
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statt. Dabei rücken die Funktionen Wohnen, Arbeiten 
und Freizeit näher aneinander heran. Auch wird dichter 
an Verkehrswege herangebaut, sodass die Zahl der Lärm-
betroffenen zunimmt. Gleichzeitig steigt der Nutzungs-
druck auf ruhige Gebiete und solche, die für die Erho-
lung von Lärm genutzt werden können. Damit drohen 
Erfolge der Lärmminderungsmaßnahmen insbesondere 
hinsichtlich des Straßenverkehrs – der dominierenden 
Lärmquelle in den Städten und Ballungsräumen – wie-
der verloren zu gehen. Die Lärmaktionsplanung bietet 
hier über eine Verknüpfung mit der Stadt- und Ver-
kehrsentwicklungsplanung oder der Bauleitplanung die 
Chance, Lärmvorsorge zu betreiben und Lärmkonflikte 
im Vorfeld zu vermeiden.

Eine nachhaltige Verkehrspolitik ist nicht nur bedeut-
sam für den Lärmschutz, sie vermindert auch die Luft-
belastung, dient dem Klimaschutz und fördert durch 
Grünräume und die Entwicklung von ruhigen Gebieten 
die Aufenthaltsqualität in den Städten. Gesundheits-
schutz ist ein wesentlicher Grund für die dringend be-
nötigte Verkehrswende. Gleichzeitig bietet sich mit den 
Themen Gesundheit und Lebensqualität die Chance, dass 
die Akzeptanz für die Verkehrswende erhöht wird.
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Für eine aktive und umweltfreundliche 
Stadtmobilität: Wandel ermöglichen

Über die Mobilität der Zukunft wird auch in den Städten 
entschieden. Eine Mobilitätswende, das heißt die Verla-
gerung auf den öffentlichen Personennahverkehr sowie 
Fuß- und Radverkehr, kann zum Klimaschutz beitragen, 
senkt den Energie- und Flächenbedarf, verbessert die 
Luftqualität und reduziert die Lärmbelastung. Damit 
fördert sie auch die Gesundheit und Lebensqualität der 
Stadtbewohnerinnen und -bewohner. Um eine Verlage-
rung zu erreichen, ist es erforderlich, die Attraktivität des 
Umweltverbundes durch den Ausbau der Infrastruktur 
und die Verbesserung der Qualität zu stärken. Gleichzei-
tig sollte der motorisierte Individualverkehr verringert 
werden. Dafür schlägt der Sachverständigenrat für 
Umweltfragen (SRU) vor, eine streckenabhängige Pkw-
Maut einzuführen und Parkraum konsequent zu beprei-
sen. Um es den Kommunen zu ermöglichen, den Verkehr 
nachhaltiger zu gestalten, bedarf es auch einer grundle-
genden Reform des Straßenverkehrsrechts. Die Länder 
sollten die Kommunen außerdem gesetzlich verpflichten, 
eine integrierte Verkehrsentwicklungsplanung durchzu-
führen, die regionale Verkehrsverflechtungen einbezieht.

6
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Für eine aktive und umweltfreundliche Stadtmobilität: Wandel ermöglichen

6.1	 Einleitung: Zukunft der 
Stadtmobilität

460.	 Städte können aus mehrfachen Gründen einen er-
heblichen Beitrag zur Zukunft der Mobilität leisten. Das 
21. Jahrhundert wird das Jahrhundert der Städte sein 
(WBGU 2016). Städte stellen einen wichtigen Hebel dar, 
um umweltrelevante Ressourcen- und Energieverbräu-
che zu verringern, weil in ihnen die größten Wirtschafts-
leistungen erbracht werden und die meisten Menschen 
leben. Insbesondere vom motorisierten Individual
verkehr gehen durch Luft- und Lärmemissionen, eine 
verminderte Verkehrssicherheit sowie einen hohen Flä-
chen- und Energiebedarf negative Gesundheits- und 
Umweltwirkungen aus. Gleichzeitig tragen gerade die 
Städte der Industrienationen in besonderem Maße Ver-
antwortung dafür, Lösungen für globale Probleme auf 
einer kleineren Skala zu entwickeln (ebd.). Die Verän-
derungen, die von Städten ausgehen, können deshalb in-
ternational zum Treiber von Entwicklung für den Um-
welt-, Klima- und Gesundheitsschutz werden. In Europa 
haben die Vorgaben zur Luftreinhaltung beispielsweise 
eine lebhafte Debatte darüber ausgelöst, welche Rolle die 
Automobilität in der Stadt spielen soll. Aber auch unver-
bindliche europäische Vorgaben wie das Konzept der 
nachhaltigen urbanen Mobilitätspläne haben beträchtli-
che Wirkungen entfaltet. 

In modernen Städten sind heute die Auswirkungen einer 
Mobilitätskultur erlebbar, die lange Zeit auf das Autofah-
ren gesetzt und dazu geführt hat, dass Städte größten-
teils vom Pkw dominiert werden. Der Blick muss nun 
darauf gelenkt werden, kompakte, nutzungsgemischte 
Stadtstrukturen mit einer hohen Lebensqualität zu ver-
einen. Man kann der bestehenden Situation eine klare 
Vision gegenüberstellen: Die Stadt für Morgen sollte auf-
regend, vielfältig und voller Leben und dabei auch mög-
lichst leise, grün, kompakt und durchmischt sein (UBA 
2017). Kurze Wege, schöne Grünanlagen, Fahrradwege, 
kurz getaktete Bahnen und Elektrobusse sowie Carsha-
ring-Systeme, die emissionsarme Elektrofahrzeuge be-
reitstellen, ermöglichen eine umweltschonende Mobi
lität (ebd.). Mit den zur Verfügung stehenden Flächen 
wird sparsam umgegangen. Eine solche Mobilitätswen-
de, verstanden als qualitative Veränderung des Mobili-
tätsverhaltens, führt zu einer Vermeidung und Verlage-
rung von Autoverkehr in der Stadt und leistet damit einen 
Beitrag zur Verkehrswende insgesamt. Sie wird ergänzt 
um die Energiewende im Verkehr, die sicherstellt, dass 
der verbleibende Endenergiebedarf mit neutraler An-
triebsenergie erfolgt (Agora Energiewende 2013). 

Die nachfolgenden Ausführungen verstehen sich als Er-
gänzung des Sondergutachtens „Umsteuern erforderlich: 
Klimaschutz im Verkehrssektor“ des SRU aus dem Jahr 
2017 (SRU 2017c), das die Frage adressierte, wie der 
Verkehrssektor schnellstmöglich einen wirksamen Bei-
trag zum Klimaschutz leisten kann, und seinen Fokus auf 
die Fernverkehre und die Förderung der Elektromobili-
tät legte. Dieses Kapitel lenkt dagegen den Blick auf die 
Alltagsmobilität des überwiegenden Anteils der Bevöl-
kerung, denn knapp 80 % der Bevölkerung in Deutsch-
land leben in Groß- und Mittelstädten sowie Regiopolen 
(Tz. 451). Die Wirtschaftsverkehre werden aufgrund der 
erforderlichen inhaltlichen Eingrenzung nicht betrach-
tet. Der Verkehrslärm wird in diesem Umweltgutachten 
ausführlich in Kapitel 5 behandelt.

Im Fokus steht hier die Neuausrichtung des Stadtver-
kehrs auf den Umweltverbund – nachfolgend verstanden 
als öffentlicher Personennahverkehr (ÖPNV) sowie Fuß- 
und Radverkehr als Formen der aktiven Mobilität. Unter 
ÖPNV werden nachfolgend Angebote im Nahverkehr in 
einem Gemeindegebiet über Strecken bis zu 50 km ver-
standen, die nach einem regelmäßigen Fahrplan verkeh-
ren und die jeder nutzen kann. Eine Mobilitätswende in 
der Stadt erfordert ein Zusammenwirken von Maßnah-
men, die die Rahmenbedingungen für die Verkehrsmit-
tel des Umweltverbundes verbessern (sogenannte Pull-
Instrumente), mit solchen, die den motorisierten 
Individualverkehr in den Städten reduzieren (sogenann-
te Push-Instrumente). Diese Maßnahmen werden nach-
folgend abgeleitet.

6.2	 Räumlicher Fokus

461.	 Es bestehen regional sehr unterschiedliche Rah-
menbedingungen für die städtische Mobilität. Neben 
der Größe der Stadt spielt unter anderem die Lage im 
Raum eine Rolle, also beispielsweise, ob eine Stadt in 
einer ländlichen Region oder in einer Stadtregion liegt 
oder wie stark die interkommunale Zusammenarbeit 
ausgeprägt ist. Auch politische Schwerpunktsetzungen 
spielen eine Rolle, wie beispielsweise die Ausrichtung 
der Regionalplanung. Etablierte Stadt-Umland-Bezie-
hungen, die über gemeindeübergreifende Mobilitäts-
konzepte verfügen, sind ein gutes Beispiel hierfür. Da 
die administrativen Grenzen diese unterschiedlichen 
Rahmenbedingungen unzureichend abbilden, wurde 
vom Bundesministerium für Verkehr und digitale 
Infrastruktur (BMVI) für die Mobilitäts- und Verkehrs-
forschung die regionalstatistische Raumtypologie 
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RegioStaR entwickelt, die auch die Grundlage für die 
Unterscheidung verschiedener Stadttypen in der Stu-
die „Mobilität in Deutschland (MiD) 2017“ darstellt 
(Abb. 6-1). 

Die RegioStaR-Typologie bildet die unterschiedlichen 
Rahmenbedingungen der Städte für die Mobilität sehr 
gut ab. Sie wird daher nachfolgend verwendet, um den 
räumlichen Fokus des Kapitels zu bestimmen, sowie für 
die Aussagen, bei denen eine Differenzierung nach ver-
schiedenen Stadttypen erfolgt. Die Typologie RegioStaR 
7 unterscheidet zwischen sieben unterschiedlichen 
Stadttypen in städtischen oder ländlichen Regionen 
(BMVI 2018b): 

ɦɦ Metropolen: Dies sind Städte in Stadtregionen mit 
einer Einwohnerzahl über 500.000 (17,6 % der Bevöl-
kerung).

ɦɦ Großstädte: Sie liegen ebenfalls in Stadtregionen und 
haben eine Einwohnerzahl zwischen 100.000 und 
500.000. Regiopolen sind Großstädte in ländlichen 
Regionen, welche eine besondere regionale Rolle spie-
len (14,4 % der Bevölkerung).

ɦɦ Mittelstädte, städtischer Raum: Neben den großen 
Städten gibt es sowohl in städtischen als auch in länd-
lichen Regionen den Typ „Mittelstädte, städtischer 
Raum“. Dieser umfasst Städte mit einer Einwohner-
zahl von 15.000 (bzw. zwischen 15.000 und 30.000 je 
nach Lage und Zentralität) bis 100.000, die nicht als 
zentrale Städte identifiziert wurden (39,8 % der Be-
völkerung). 

ɦɦ Zentrale Städte: Dies sind mittlere Städte in ländli-
chen Regionen mit einer Einwohnerzahl über 40.000 
und gehobener zentralörtlicher Bedeutung (6,1 % der 
Bevölkerung).

In städtischen und ländlichen Regionen findet sich da-
rüber hinaus der Raumtyp „kleinstädtischer, dörflicher 
Raum“ (ebd.). Dieser Raumtyp, in dem in Deutschland 
22,2 % der Bevölkerung leben, wird in diesem Kapitel 
nicht diskutiert. Mit dem ÖPNV im ländlichen Raum, 
der dem kleinstädtischen dörflichen Raum ähnlich ist, 
hatte sich der SRU zuletzt in seinem Sondergutachten 
2017 befasst (SRU 2017c, Tz. 291).

462.	 Verkehrliche Verflechtungen richten sich nicht 
nach administrativen Grenzen. Daher ist der Begriff 
der Stadtregion für die Verkehrsentwicklung von ent-

scheidender Bedeutung. Die Stadtregion wird in der 
regionalstatistischen Raumtypologie durch ein Über-
einanderlegen der Pkw-Erreichbarkeit und der Pend-
lerbeziehungen abgebildet (BMVI 2018b). Von be
sonderer Bedeutung für das Verkehrssystem einer 
Stadtregion ist die Verkehrsmittelwahl derjenigen, die 
in die Stadt zum Arbeiten oder Einkaufen fahren oder 
um dort ihre Freizeit zu verbringen (Berufs-, Einkaufs- 
und Freizeitpendelnde). Berufspendelnde sind nach 
der Definition der Bundesagentur für Arbeit alle sozial
versicherungspflichtig Beschäftigten, die in einer an-
deren Gemeinde arbeiten als sie wohnen (Bundesagen-
tur für Arbeit 2019, S. 42). Von den knapp 32 Millionen 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten in Deutsch-
land pendelten im Jahr 2017 knapp 40 % zur Arbeit in 
einen anderen Stadt-/Landkreis (Bundesagentur für 
Arbeit 2017). Die durchschnittliche Pendeldistanz stieg 
von 14,6 km im Jahr 2000 auf 16,8 km im Jahr 2015 
(BBSR 2017a). Die Wegezwecke in Deutschland sind 
in allen Raumtypen ähnlich verteilt. Auf ausbildungs- 
und berufsbedingte Wege entfallen 34 %, auf Wege für 
den Einkauf und private Erledigungen 30  % und auf 
Freizeitwege 28 % (infas et al. 2018a, S. 3). Auch wenn 
die Pendelbeziehungen für Einkauf und Freizeit vom 
Umland in die Stadt nicht gesondert erfasst wurden, 
ist davon auszugehen, dass diese auch einen erhebli-
chen Anteil der Stadt-Umland-Verkehre ausmachen. In 
den Ausführungen zur Stadtmobilität in diesem Kapi-
tel wird daher die Stadtregion mitbetrachtet.

6.3	 Gesellschaftliche 
Entwicklungen

463.	 Der Stadtverkehr und die Zukunft der Mobilität 
stehen aktuell im Zentrum lebhafter gesellschaftlicher 
Debatten. Vor diesem Hintergrund sollen nachfolgend 
die gesellschaftlichen und demografischen, aber auch 
technischen Veränderungen durch Digitalisierung, ge-
teilte Mobilität (meist Shared Mobility genannt) und 
Intermodalität (Kombination verschiedener Verkehrs-
träger in einer Wegekette, s. VIERGUTZ und SCHEI-
ER 2018) skizziert werden. Diese Trends prägen die 
Entwicklung der städtischen Mobilität und sollten des-
wegen politisch und planerisch berücksichtigt werden. 
Dabei ist es wichtig herauszustellen, dass sich viele Ver-
änderungen zwar zunächst in großen Metropolen voll-
ziehen, diese Entwicklungen aber zunehmend auch 
Groß- und Mittelstädte betreffen werden.
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ɦɦ Abbildung 6-1	
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6.3.1	 Verändertes Mobilitätsver-
halten in den Städten

464.	 Mobilität dient in der Regel der Befriedigung von 
Bedürfnissen durch Ortsveränderung (angelehnt an 
BECKER et al. 1999, S. 71). Aus der Veränderung des 
Mobilitätsverhaltens lassen sich Trends, aber auch mög-
liche Risiken für die nachhaltige Mobilität, insbeson
dere in den Städten, ableiten. 

Gemessen an der Verteilung des Wegeaufkommens auf 
die verschiedenen Verkehrsmittel (fortfolgend Modal 
Split genannt), ist das Auto weiterhin das dominierende 
Verkehrsmittel im deutschen Verkehrsalltag. Auf dieses 
entfallen 57 % der Wege und 75 % der Personenkilome-
ter (Pkm) (infas et al. 2018a, S. 3). In Metropolen spielt 
der Umweltverbund die größte Rolle (62 % aller Wege). 
In Regiopolen und Großstädten beträgt der Anteil des 
Umweltverbundes 50 %, in zentralen Städten in ländli-
chen Regionen sind es 44 %, in Mittelstädten in Stadtre-
gionen 39 % bzw. in ländlichen Regionen 35 % (Abb. 6-2).

Statistisch entfallen auf jeden Haushalt 1,1 Autos (infas 
et al. 2018a, S. 33). In den größeren Städten nimmt der 
Anteil von Haushalten ohne eigenes Auto allerdings im 
Gegensatz zum bundesweiten Trend zu: Besaßen im Jahr 
2002 36 % der Haushalte in Metropolen und 26 % in Re-
giopolen und Großstädten keinen Pkw (infas et al. 2003, 
S. 94), stieg dieser Anteil im Jahr 2017 auf 42 % bzw. 
31 % (infas 2018, S. 19). 

Auch beim Radverkehr lassen sich divergierende Trends 
zwischen Stadt und Land erkennen (Abb. 6-3). War der 
Fahrradanteil am Verkehrsaufkommen 2002 über alle 
Raumtypen hinweg ähnlich hoch (9 – 10 %), fiel dieser 
bis 2017 im dörflichen Raum auf 7 bzw. 8 %. Dagegen 
stieg der Fahrradanteil in Metropolen auf 15 % und in 
Großstädten auf 14 %. Daraus ergeben sich veränderte 
Mobilitätsmuster und auch generell eine höhere Mul
timodalität in den Städten im Gegensatz zu ländlichen 
Regionen (infas et al. 2018a, S. 59).

465.	 Während das Fahrrad in der 1. Hälfte des 20. Jahr-
hunderts das dominante Individualverkehrsmittel dar-

ɦɦ Abbildung 6-2	
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stellte (HORN 2018, S. 7), begann nach dem 2. Welt-
krieg sein rascher Niedergang: Unter dem Leitbild der 
gegliederten und aufgelockerten Stadt wurden die Städ-
te autogerecht umgestaltet und das Fahrrad planerisch 
zunehmend als Störfaktor wahrgenommen (ebd., S. 10). 
Gleichzeitig wurde das Fahrrad als Fortbewegungsmit-
tel der Armen stigmatisiert (ebd.; BERTHO-LAVENIR 
2016), während das Auto zum Statussymbol avancierte 
(GLASER 2016, S. 70). Seinen historischen Tiefstand 
erreichte der Anteil des Radverkehrs europaweit im Laufe 
der 1960er- und 1970er-Jahre (OLDENZIEL et al. 2016). 
Einige Städte wie Kopenhagen oder Amsterdam stellten 
das Fahrrad aber bereits damals aufgrund eines breiten 
gesellschaftlichen Engagements wieder in den Mittel-
punkt der verkehrspolitischen Planungen. Der Rückgang 
des Radverkehrsanteils konnte daraufhin bei einem An-
teil von rund 20 % gestoppt werden. Seit den 1980er-Jahren 
steigt er wieder an (ebd., S. 13). In deutschen Großstäd-
ten fiel der Radanteil hingegen häufig in den einstelligen 
Prozentbereich und betrug beispielsweise 2002 in Ber-
lin 8 % und in Hamburg 9 % (infas et al. 2019a, S. 18). 

In den letzten Jahrzehnten erlebte jedoch der Radver-
kehr in den deutschen Städten einen langsamen Wieder-
aufstieg (Abb. 6-4 für die Entwicklung des Radverkehrs 
am Beispiel Berlin; BRACHER 2016, S. 268), wobei sich 
der Radverkehrsanteil absolut gesehen weiterhin auf mo-
deratem Niveau bewegt: So stieg der Modal Split, also 
der Anteil des Radverkehrs an allen Wegen, in Berlin wie 
in Hamburg bis 2017 auf 15 % (infas et al. 2019a, S. 18). 

Im Gegensatz zur Nachkriegszeit wird das Fahrrad in-
zwischen zunehmend von Menschen mit hohem sozia-
len Status bevorzugt benutzt (SINUS Markt- und Sozial
forschung 2017, S. 28 ff.).

466.	 Eine Mehrheit der Autofahrenden in Deutschland 
erklärt in Umfragen regelmäßig die grundlegende Be
reitschaft, je nach Stadtgröße häufiger zu Fuß zu gehen 
(73 – 77 %) und Rad zu fahren (60 – 66 %) (BMUB und 
UBA 2017, S. 63). Dies kann als Ausdruck einer grund-
sätzlich für Wandel offenen Mobilitätskultur gedeutet 
werden (s. aber auch SRU 2019, Abschn. 3.3.4 für die 
Lücke zwischen Werten und Handeln). Als Hemmnisse 
für den Umstieg auf das Fahrrad wird häufig eine man-
gelhafte Radinfrastruktur, zu lange Fahrtwege und das 
Fehlen (sicherer) Abstellmöglichkeiten angegeben (BMUB 
und UBA 2017, S. 63). Gerade in den Großstädten und 
Metropolen, in denen der Radverkehrsanteil in den letz-
ten 15 Jahren bereits deutlich gestiegen ist, ist die Un-
zufriedenheit mit der Situation des Radverkehrs insbe-
sondere unter den viel Rad Fahrenden am größten (infas 
et al. 2019a, S. 47). Rad Fahrende benutzen das Fahrrad 
hier also trotz der Unzufriedenheit mit der Verkehrs
situation für den Radverkehr (ebd.).

Aus dem Unmut über die Infrastruktur und die Planung 
des Stadtverkehrs sind in den letzten Jahren Volksbegeh-
ren entstanden. Diese setzen sich auf kommunaler und 
Landesebene für eine Mobilitätswende und eine Verbes-
serung der Fahrradinfrastruktur ein und haben innerhalb 

ɦɦ Abbildung 6-3	
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kurzer Zeit den Mobilitätsdiskurs mitgeprägt (LÜDE-
MANN und STRÖßENREUTHER 2018). Als Beispiel 
hierfür wird die Berliner Initiative „Volksentscheid Fahr-
rad“ (Volksentscheid Fahrrad 2017) genannt, die einen 
Entwurf eines Gesetzes zur Förderung des Radverkehrs 
vorgelegt hat. Dessen Zielsetzungen wurden durch den 
Berliner Senat im Berliner Mobilitätsgesetz (MobG BE) 
aufgegriffen, das im Sommer 2018 verabschiedet wurde. 
Bürgerinitiativen für eine bessere Fahrradinfrastruktur 
entstanden in der Folge beispielsweise auch in Nord-
rhein-Westfalen sowie in Frankfurt am Main, Stuttgart, 
Kassel und Darmstadt.

467.	 Die veränderten Mobilitätsmuster sind bei jungen 
Stadtbewohnerinnen und -bewohnern besonders ausge-
prägt. Diese verfügen heute tendenziell seltener über 
einen Führerschein (infas et al. 2019c, S. 67) und insbe-
sondere seltener über einen eigenen Pkw als entspre-
chende Vergleichsgruppen vor zwanzig Jahren (KUHNIM
HOF et al. 2019, S. 73), wobei dieser Effekt in den 
Metropolen und Großstädten besonders stark ausgeprägt 
ist (ebd., S. 36 f.). 

In der Folge benutzen junge Erwachsene überpropor
tional häufig das Fahrrad sowie den ÖPNV und verzich-
ten häufiger als andere Gruppen auf ein eigenes Auto 

(infas et al. 2018a, S. 25 und 55 ff.; BMU und UBA 2019, 
S. 65; CAM 2018, S. 58). Wird doch ein Pkw benötigt, 
greifen sie verstärkt auf Angebote der geteilten Mobili-
tät wie Carsharing zurück (infas et al. 2018a, S. 36 und 
83). Darin spiegelt sich ein pragmatischeres Verhältnis 
und eine geringere emotionale Bindung junger Menschen 
an das Auto wider (KUHNIMHOF et al. 2019, S. 110). 
Ebenfalls besonders ausgeprägt ist die Nutzung von di-
gitalen Mobilitätsdiensten bei jungen Stadtbewohnerin-
nen und -bewohnern. Damit zusammenhängend ist auch 
multimodales Mobilitätsverhalten, also die Nutzung ver-
schiedener Verkehrsmittel innerhalb eines festen Zeit-
raums (infas et al. 2018a, S. 123 ff.), sowie intermoda-
les Mobilitätsverhalten, also die Nutzung mehrerer 
Verkehrsmittel auf einem einzelnen Weg, überproporti-
onal verbreitet („Junge Menschen sind Vorreiter beim 
Kombinieren von Verkehrsmitteln“, Pressemitteilung des 
Deutschen Verkehrsforums vom 7. November 2017). 

Gleichzeitig bedürfen diese aus Umweltsicht positiv zu 
bewertenden Mobilitätstrends einer aktiven Unterstüt-
zung. Stehen keine attraktiven Alternativangebote zum 
privaten Pkw zur Verfügung, wird vermutlich in späte-
ren Lebensphasen wie bei der Familiengründung, dem 
Jobwechsel oder einem Umzug die Anschaffung eines 
Pkw nachgeholt (LANZENDORF 2010; OAKIL et al. 

ɦɦ Abbildung 6-4	
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2011; KUHNIMHOF et al. 2019, S. 17). Nur wenn der 
Umweltverbund in den Städten entsprechend gestärkt 
wird, wird sich die beginnende Abkehr junger Erwachse-
ner vom eigenen Auto in einer langfristig niedrigeren 
Pkw-Besitzrate niederschlagen.

6.3.2	 Demografischer Wandel
468.	 Ein für die Zukunft des städtischen Verkehrs wich-
tiger Faktor ist die demografische Entwicklung. Zwei As-
pekte sind besonders relevant: die Verschiebung von 
Wohnorten innerhalb Deutschlands (Binnenwanderung) 
und die steigende Zahl älterer Menschen. In Deutschland 
gibt es derzeit ein Nebeneinander von wachsenden und 
schrumpfenden Räumen. Zuzug findet dabei insbesonde-
re in die Ballungsräume statt. Zudem machen ältere Men-
schen zukünftig aufgrund der steigenden Lebenserwar-
tung einen größeren Anteil der Bewohnenden der Städte 
aus. Damit gehen veränderte Anforderungen an die Infra-
strukturen und die Stadtentwicklung insgesamt einher. 

469.	 Für die Wahl des Verkehrsmittels und die Art der 
Wege spielen Lebensphasen eine zentrale Rolle (HOLZ-
APFEL und VORREITER 2017, S. 15): Seniorinnen und 
Senioren gehören neben Kindern und Jugendlichen zu 
dem Teil der Bevölkerung, der relativ häufig zu Fuß un-
terwegs ist (Tab. 6-1). Bei Kindern und Jugendlichen ist 
zudem die Nutzung des Fahrrades besonders ausgeprägt 
(infas et al. 2018b, S. 23). Bei älteren Menschen über-
wiegen lebensphasenbedingt Einkaufs-, Erledigungs- und 
Freizeitwege, gleichzeitig geht die durchschnittliche We-
gelänge deutlich zurück (eigene Auswertung der Daten 
von infas et al. 2019b).

Mit Eintritt in das Rentenalter ist bei heutigen Kohorten 
öfter ein Auto verfügbar (Abb. 6-5). Als Erklärung kann 
die höhere Verbreitung des Führerscheins gelten, wobei 

insbesondere Seniorinnen heute häufiger über diesen ver-
fügen als Seniorinnen früherer Generationen (HOLZ
APFEL und VORREITER 2017, S. 15; infas et al. 2018b, 
S. 22). In der Folge wird das Auto öfter genutzt als bei frü-
heren Kohorten. Ein Umstieg auf den Umweltverbund ist 
bei älteren Menschen mit steigendem Lebensalter nicht 
automatisch zu erwarten (HOLZAPFEL und VORREITER 
2017, S. 15). Dieser würde erleichtert werden, wenn ent-
sprechende Alternativangebote vorhanden wären. Beson-
ders für den Fußverkehr sind sichere und kurze Alltags
wege wichtig, da Ältere im Straßenverkehr besonders 
gefährdet sind (zur Verkehrssicherheit s. Abschn. 6.4.2.2).

31 % der über 80-jährigen Männer und 45 % der über 
80-jährigen Frauen ist von gesundheitsbedingten Mo
bilitätseinschränkungen betroffen (infas et al. 2018a, 
S. 99). Zudem gibt mehr als die Hälfte der über 80-Jäh-
rigen an, aus gesundheitlichen Gründen kein eigenes 
Auto zu besitzen (ebd., S. 101). Ein barrierearmes Le-
bensumfeld, das den direkten Zugang zu Dienstleistun-
gen, wie Ärztinnen und Ärzten, aber auch Freizeitan
geboten und Grünflächen ermöglicht, ist somit ein 
zentraler Baustein für Lebensqualität und soziale Teil-
habe Älterer (KIZIAK et al. 2014).

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass mit den demo-
grafischen Veränderungen auf die Städte neue Heraus-
forderungen zukommen. Die Autonutzung älterer Men-
schen wird ohne attraktive Alternativangebote zukünftig 
weiter zunehmen. Eine menschengerechte Stadtentwick-
lung mit Fokus auf den Fuß- und Radverkehr, die eine 
barrierefreie, nutzungsgemischte und kompakte Bebau-
ungsstruktur mit kurzen Wegen vorsieht und die Sicher-
heit aller Verkehrsteilnehmenden ermöglicht (Abschn. 
6.4.2.3), hilft daher dabei, dem demografischen Wandel 
in den Städten gerecht zu werden und Alternativen zum 
Auto anzubieten.

ɦɦ Tabelle 6-1	

Modal Split des Fußverkehrs in ausgewählten Raumtypen

Gesamtbevölkerung 0- bis 17-Jährige 70 Jahre und älter

Deutschland 21 % 29 % 29 %

Metropolen 28 % 35 % 36 %

Mittelstädte, ländliche Regionen 20 % 25 % 30 %

Quelle: infas et al. 2019b, gerundet
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6.3.3	 Geteilte Mobilität und 
Intermodalität 

470.	 Drei technische Großtrends werden die Mobilität 
in den Städten der Zukunft entscheidend mitprägen. 
Erstens gehört dazu die Elektrifizierung des Straßen-
verkehrs, welche den Kern einer Energiewende im 
Verkehr darstellt. Hierzu hat der SRU sich bereits aus-
führlich geäußert (SRU 2017c). Zweitens sind die Voll-
automatisierung und schließlich die geteilte Mobilität, 
also die gemeinsame Nutzung von Fahrzeugen über die 
Angebote des ÖPNV hinaus (fortfolgend Shared 
Mobility genannt), zentrale Trends (FULTON und 
MEROUX 2017). Wird davon ausgegangen, dass Autos 
zukünftig zwar automatisiert und elektrisch, aber wei-
terhin primär privat und damit mit niedrigen Beset-
zungsgraden gefahren werden, kann dies insgesamt 
sogar zu mehr Verkehr führen (ebd., S. 21; FRIEDRICH 
und HARTL 2016, S. 27 ff.). Technische Effizienzvor-
teile werden dadurch im Zweifel aufgehoben. Für eine 

erhebliche ökologische Entlastungswirkung ist daher 
entscheidend, dass die Fahrzeuge zukünftig geteilt ge-
nutzt werden.

Das autonome Fahren findet derzeit große Aufmerksam-
keit. Städtische Umgebungen mit verschiedensten Ver-
kehrsteilnehmenden, unterschiedlichen Geschwindig-
keitsniveaus und einer hohen Interaktionsdichte stellen 
jedoch sehr hohe technische Anforderungen an die Voll-
automatisierung der Fahrzeuge. Branchenbeobachter er-
warten die Marktreife vollautonomer Fahrzeuge mit Zu-
lassung in den Städten aus diesen Gründen frühestens 
2030 (VDA 2015, S. 15) oder später (KRAIL et al. 2019, 
S. 34). Die Verbreitung von autonomen Fahrzeugen könn-
te dazu führen, dass die Personenkilometer im Verkehr 
weiter ansteigen, da die Fahrzeit für andere Tätigkeiten 
genutzt werden kann und die Kosten pro gefahrenem 
Kilometer sinken (SRU 2017c, S. 113 ff.). Aus Sicht der 
städtischen Verkehrsentwicklung wird es entscheidend 
sein, das autonome Fahren politisch zu steuern und so 
zu gestalten, dass die erwünschten ökologischen und 

ɦɦ Abbildung 6-5	

Entwicklung der Pkw-Verfügbarkeit in verschiedenen Kohorten
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sozialen Ziele erreicht werden. Dazu kann beispielsweise 
die Einbindung autonomer Fahrzeuge in den öffentlichen 
Nahverkehr und eine streckenabhängige Maut beitragen 
(ebd.; s. a. Abschn. 6.5.5).

471.	 Um die insbesondere aus ökologischen Gründen 
notwendige Verkehrswende zu erreichen, bedarf es ge-
rade in den Städten einer grundlegenden Transforma
tion der Mobilität, die über rein technische Anpassun-
gen hinausgeht und die Lebensqualität der Menschen in 
den Mittelpunkt stellt (Abschn. 6.4.2). Hierfür stellt die 
Shared Mobility einen möglichen Baustein dar. Solche 
neuartigen Mobilitätsdienstleistungen, die vor allem in 
den Metropolen entstehen, weichen die Grenzen zwi-
schen klassischem Individualverkehr und öffentlichem 
Verkehr auf (LENZ und FRAEDRICH 2015, S. 177). Bei-
spiele für die Shared Mobility sind flexibles Carsharing, 
Mitfahrdienste und Ridesharing sowie Bikesharing und 
das Sharing von E-Scootern (Abb. 6-6).

Damit spiegeln sie gleichzeitig den gesellschaftlichen 
Trend wider, Alltagsgüter gemeinsam zu nutzen, statt 
persönlich zu besitzen, was unter dem Begriff der Sha-
ring-Ökonomie diskutiert und deren Potenzial durch di-
gitale Plattformen noch gefördert wird (WBGU 2019a, 
S. 167). Vielfach besteht die Hoffnung, dass beispiels-
weise das Carsharing das Verkehrsaufkommen verringert 
(LENZ und FRAEDRICH 2015, S. 180). Gründe hierfür 

sind, dass Nutzende von Carsharing eher bereit sein 
könnten, das eigene Auto abzuschaffen und ihre Mobili-
tätsbedürfnisse multimodal zu erfüllen, wenn sie je nach 
Anlass den Umweltverbund und Sharing-Angebote kom-
binieren können. Insbesondere jüngere Stadtbewohne-
rinnen und -bewohner begreifen Mobilität immer stär-
ker als Dienstleistung und machen sie weniger am Besitz 
fest. Sie kombinieren verschiedene Verkehrsmittel fle
xibel und individuell angepasst, was in der Literatur unter 
dem Begriff Mobility as a Service (MaaS) diskutiert wird 
(BORMANN et al. 2018, S. 14; Bitkom 2018, S. 5). Tech-
nische Voraussetzung dafür ist die Vernetzung von Fahr-
zeugen und der Einsatz mobiler Endgeräte wie Smart-
phones. Nutzende können über entsprechende Apps 
flexibel Verbindungen und Mobilitätsalternativen suchen 
sowie die Verkehrssituation jeweils aktuell bewerten 
(HEINRICHS und OOSTENDORP 2015). 

Neben einer Plattform für die Verbindungssuche inte
grieren entsprechende MaaS-Angebote Ticket- und Be-
zahlsysteme und bieten zum Teil Pauschaltarife für die 
Nutzung von Mobilität, also eine Mobilitätsflatrate, an 
(WBGU 2019b, S. 206). Die Alltagsmobilität könnte 
dadurch in den Städten zukünftig stärker multi- und in-
termodal erfolgen. Damit verbindet sich vor allem die 
Hoffnung, dass die digitale Integration und die Intermo-
dalität zu einer verstärkten Nutzung des Umweltverbun-
des führen (NEHRKE 2018), mithin auch die aktive 

ɦɦ Abbildung 6-6	
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Mobilität gestärkt wird. So kann die intermodale Kom-
bination verschiedener Verkehrsmittel des Umweltver-
bundes auf einer Wegekette dabei helfen, die Erreich
barkeit von Quartieren und Gebieten und damit die 
Attraktivität des Umweltverbundes insgesamt zu erhö-
hen (OOSTENDORP et al. 2019).

Ob eine solche positive Wirkung erzielt werden kann, 
hängt aber sowohl vom konkreten Angebot als auch von 
den verkehrlichen und politischen Rahmenbedingungen 
ab. Dabei sollte auch berücksichtigt werden, dass das 
Smartphone als Nutzungsvoraussetzung neuer Mobili-
tätsangebote derzeit noch eine technische Hürde darstellt 
und damit nicht allen Menschen eine Teilhabe ermöglicht.

Umweltwirkungen der Shared Mobility
472.	 Entscheidendes Kriterium für die Gesamtentlas-
tungswirkung neuer Mobilitätsdienstleistungen ist, ob 
durch diese mehrheitlich bisherige Nutzende des moto-
risierten Individualverkehrs gewonnen werden. Wenn 
die Angebote überwiegend Fahrten des Umweltverbun-
des substituieren und sogar neue Fahrten induzieren, ist 
kein positiver Umwelteffekt zu erwarten. Die Bilanz ist 
je nach Art der betrachteten Mobilitätsdienstleistung 

unterschiedlich. Die existierenden Untersuchungen zur 
Nachhaltigkeit der Shared Mobility setzen verschiedene 
Schwerpunkte und decken häufig nur Teilaspekte der 
Umweltwirkung ab (Abb. 6-7). Gerade die Beurteilung 
der Kombinationswirkung verschiedener Angebote und 
die langfristige Veränderung von Mobilitätsverhalten er-
fordern aber komplexe Verlaufsstudien, die bisher kaum 
existieren.

473.	 Insbesondere das stationslose, flexible Carsharing 
(auch free-floating Carsharing genannt) verdankt sei-
nen Erfolg der flächendeckenden Verbreitung von mo-
bilen Endgeräten. Es erlaubt die spontane Leihe eines 
Fahrzeugs, das im Anschluss an einem beliebigen Ort in-
nerhalb des Geschäftsgebietes des Anbieters abgestellt 
werden kann. Damit ermöglicht das stationslose Carsha-
ring, nur einen Weg zu fahren, und wird deshalb häufig 
für Fahrten innerhalb eines Stadtgebietes und damit für 
Alltagswege genutzt. Zu unterscheiden ist es vom bereits 
seit einigen Jahrzehnten existierenden stationsbasierten 
Carsharing. Hier wird das Fahrzeug in der Regel vorab 
reserviert, an einer Station ausgeliehen und nach der 
Fahrt auch wieder an dieser abgestellt. Damit wird es 
eher für im Voraus geplante, besondere Anlässe genutzt. 

ɦɦ Abbildung 6-7	
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Relevant für die ökologische Entlastungswirkung des Car-
sharings ist vor allem, ob dies zu einer geringeren Nut-
zung von Autos im Alltag und einem Rückgang des 
privaten Autobesitzes führt. Im Vergleich zum stations-
losen Carsharing geben Nutzende des stationsbasierten 
Carsharing dieses deutlich häufiger als Grund für die 
Abschaffung ihres Privatautos an (BMW AG et al. 2016, 
S. 250; NEHRKE und LOOSE 2018, S. 38).

Nutzende des stationsbasierten Carsharings legen mehr 
Wege mit dem Umweltverbund zurück (Bundesverband 
CarSharing 2018, S. 4), während das stationslose Car-
sharing beispielsweise auf die Nutzung des ÖPNV bisher 
keinen signifikanten Effekt zu haben scheint (HÜLS-
MANN et al. 2018, S. 102). Unter den derzeitigen 
verkehrlichen Bedingungen führt das stationslose Car-
sharing hinsichtlich der Gesamtanzahl von Pkw im 
öffentlichen Straßenraum nicht (ebd., S. 117) oder nur 
zu einer geringen Reduktion (BMW AG et al. 2016, 
S. 252). Die niedrigen absoluten Verlagerungseffekte sind 
jedoch auch auf die geringe Verbreitung des Carsharings 
insgesamt zurückzuführen (AHRENS et al. 2017, S. 50).

474.	 Ausgehend von den USA finden Vermittlungsdiens-
te zur Personenbeförderung durch Privatpersonen per 
App (auch Ridehailing oder Ridesourcing genannt) wie 
Uber oder Lyft zunehmend Verbreitung. Ihr Geschäfts-
modell ist gegenwärtig im Rahmen des Personenbeför-
derungsgesetzes (PBefG) in Deutschland nicht geneh-
migungsfähig. Treten die Anbietenden hierzulande auf, 
lassen sie ihre Angebote häufig als Taxen zu und werden 
daher abweichend vom amerikanischen Geschäftsmo-
dell von gewerblichen Fahrerinnen und Fahrern betrie-
ben. Über eine Reform des PBefG wird aber diskutiert 
(s. SRU 2017b, S. 158 ff.). 

Beim Ridehailing wird, anders als beim Ridesharing bzw. 
bei privaten Fahrgemeinschaften, nicht der Besetzungs-
grad einer sowieso stattfindenden Fahrt erhöht. Statt-
dessen wird ein einzelner Fahrgast an das gewünschte 
Ziel transportiert, was mit Leerfahrten und Anfahrtsstre-
cken verbunden ist und zusätzlichen Verkehr induziert. 
Ein Rückgang der Verkehrsleistung durch Ridehailing 
würde voraussetzen, dass Fahrten mit ähnlichen Routen 
gebündelt und Fahrgäste gemeinsam befördert werden. 
Dies wird als Ridepooling bezeichnet. In der Praxis ist es 
allerdings schwierig, die verkehrlichen Effekte dieses 
Ridepoolings getrennt auszuweisen. Außerdem fallen 
auch hier Leerfahrten und Anfahrtsstrecken an. Bisher 
gibt es keine Hinweise darauf, dass sehr hohe Besetzungs-
grade erreicht und die Effekte der Leerfahrten dadurch 
kompensiert werden (SCHALLER 2018, S. 17 ff.).

Empirische und modellbasierte Forschungsergebnisse 
aus den USA deuten darauf hin, dass die ökologischen 
Folgewirkungen des Ridehailings kritisch zu bewerten 
sind (SCHALLER 2018). So führte Ridehailing zu mehr 
motorisiertem Verkehr und mehr Staus (ebd.; ERHARDT 
et al. 2019). Ein Rückgang des motorisierten Individu-
alverkehrs war hingegen nicht zu beobachten. Befragun-
gen haben ergeben, dass 46 bis 61 % der Ridehailing-Nut-
zenden sonst nicht auf das eigene Auto zurückgegriffen, 
sondern den Umweltverbund genutzt oder die Fahrt 
überhaupt nicht angetreten hätten (Abb. 6-8). 

Entsprechende Untersuchungen für Deutschland exis-
tieren aufgrund der fehlenden Zulassung der Dienste bis-
her nicht. Als potenziell relevant können Ergebnisse aus 
Städten wie Boston oder New York gelten, die einen für 
die USA hohen Anteil des Umweltverbundes aufweisen 
und deutschen Städten siedlungsstrukturell ähnlicher als 
andere amerikanische Städte sind. Hier hätten beson-
ders viele Verkehrsteilnehmende sonst den ÖPNV und 
nur wenige das eigene Auto genutzt (s. Abb. 6-8). Es ist 
daher durchaus plausibel anzunehmen, dass Ridehailing 
in Deutschland ebenfalls tendenziell negative Konse-
quenzen für den Umweltverbund und damit insgesamt 
negative Auswirkung auf das Verkehrsaufkommen sowie 
die Umwelt- und Lebensqualität in den Städten hätte. 

475.	 Sollte das vollautonome Fahren zukünftig verfüg-
bar sein, ist auch denkbar, dass Ridehailing- und Ride-
pooling-Fahrten durch autonome fahrerlose Fahrzeuge 
ausgeführt werden und die Betriebskosten weiter sinken. 
Damit würde das Ridepooling preislich zunehmend mit 
klassischen ÖPNV-Angeboten konkurrieren (HAZAN et al. 
2016). Eine relevante Verringerung der Verkehrsleistung 
und damit verbundene positive ökologische Effekte sind 
laut Berechnungen nur dann zu erwarten, wenn Ride-
pooling ein gut ausgebautes ÖPNV-Netz in Erschlie-
ßungslücken und auf der letzten Meile ergänzt, statt die-
ses zu substituieren (FRIEDRICH und HARTL 2016; ITF 
2015). Dafür bedarf es jedoch auch entsprechender 
politisch zu setzender Rahmenbedingungen und kom-
munaler Strategien (Abschn. 6.5.1.4). 

Wenig beachtet bleibt in der aktuellen technikzentrier-
ten Debatte zum Teil, dass private Fahrgemeinschaften, 
die analog zum Ridepooling auch als Ridesharing bezeich-
net werden, bereits seit vielen Jahrzehnten existieren. 
Durch mobile Endgeräte und das Internet wird es mög-
lich, auch kurzfristig und spontan gemeinsame Fahrten 
zu verabreden (HEINRICHS und PARZONKA 2017, 
S. 12). Diese haben im Vergleich zur individuellen Auto-
nutzung unmittelbar eine ökologische Entlastungs
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wirkung, da sie eine Mitfahrt auf ohnehin stattfindenden 
Fahrten anbieten. Allerdings könnte dieses Angebot auch 
Verkehr vom ÖPNV auf den motorisierten Individual
verkehr verlagern (ebd., S. 33).

476.	 Große Aufmerksamkeit erfährt derzeit der Verleih 
von E-Scootern, die aufgrund ihres geringen Gewichts 
niedrige Emissionen pro Kilometer haben. Die durch-
schnittlich zurückgelegte Wegstrecke liegt bei unter 
2 km pro Verleihvorgang, weshalb die E-Scooter primär 
in Konkurrenz zur aktiven Mobilität stehen (civity Ma-
nagement Consultants 2019). Dass sie vor allem den 
Fußverkehr substituieren, bestätigen auch Befragungen 
(Agora Verkehrswende 2019a, S. 11). Eine geografische 
Auswertung der zurückgelegten Wege legt nahe, dass die 
E-Scooter derzeit überproportional von Touristinnen 
und Touristen genutzt werden (civity Management Con-
sultants 2019). Da die durchschnittliche Lebensdauer 
der E-Scooter derzeit nur rund drei Monate beträgt, ist 
die Produktion für die Ökobilanz maßgeblich (HOL-
LINGSWORTH et al. 2019, S. 6). Weil auch das Nach-
laden aufgrund nicht entnehmbarer Akkus derzeit mit 
hohem Aufwand und Mehrfahrten verbunden ist (ebd.), 
sind die Umweltwirkungen derzeit eher negativ zu be-
werten. Derzeit arbeiten die meisten E-Scooteran
bietenden nicht kostendeckend, weshalb eine Markt
konsolidierung (SCHELLONG et al. 2019) und die 
zunehmende Verbreitung langlebigerer Modelle erwar-
tet wird (Agora Verkehrswende 2019a, S. 15). 

477.	 Positiver stellt sich die verkehrliche und ökologi-
sche Bilanz für die geteilte Nutzung von nicht motori-
sierten Fahrzeugen wie Fahrrädern dar. Relevante Um-
welt- und Klimaeffekte ergeben sich beim Bikesharing 
aus der notwendigen Umverteilung von Fahrzeugen, was 
bei rein stationsbasierten Bikesharing-Systemen aller-
dings seltener notwendig ist (LUO et al. 2019, S. 184). 
Eine Verringerung der Verkehrsleistung des Umweltver-
bundes und der aktiven Mobilität durch Bikesharing ist 
nicht möglich, allenfalls eine Verschiebung innerhalb des 
Umweltverbundes. In der Praxis wird Bikesharing häu-
fig in Verbindung mit dem ÖPNV eingesetzt, beispiels-
weise bei 25 % der Nutzenden in Paris und 40 % der Nut-
zenden in Hamburg. Bikesharing-Fahrten substituieren 
zu einem kleinen Teil auch bisherige Fahrten mit dem 
motorisierten Individualverkehr, so 20 % der Fahrten in 
Paris und 12 % der Fahrten in Hamburg (VCÖ – Mobilität 
mit Zukunft 2018). 

Bedeutung von Mobilitätsdaten für 
Intermodalität
478.	 Vor allem auf längeren Wegen besteht die Notwen-
digkeit, verschiedene Verkehrsmittel des Umweltverbun-
des und gegebenenfalls der Shared Mobility miteinander 
zu kombinieren. Zentrale Kriterien für den Erfolg inter-
modaler Mobilität sind die Qualität des Mobilitätsange-
bots, die Informationsverfügbarkeit sowie Präferenzen 
der Nutzenden in Bezug auf Preis, Komfort, Reisezeit 
etc. (HEINRICHS und OOSTENDORP 2015). Die Ver-

ɦɦ Abbildung 6-8	
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fügbarkeit von mobilen Endgeräten bei Reisenden und 
die Vernetzung der Verkehrsinfrastrukturen ermöglicht 
es heute, die Mobilitätsdienstleistungen entsprechend 
individualisiert und passgenau auszuwählen. In der Kon­
sequenz wird zur Erleichterung intermodaler Reiseket­
ten häufig die Einführung einer einheitlichen Mobili­
tätsplattform (z. B. in Form einer Smartphone-App) 
empfohlen, welche Reiseplanung, Preisvergleich, Bu­
chung und Abrechnung von verschiedenen Mobilitäts­
modi vereint (NEHRKE 2018; DACKO und SPALTE­
HOLZ 2014). Entscheidend für die Funktionalität einer 
integrierten Mobilitätsplattform ist die Einbeziehung 
möglichst vieler Marktteilnehmenden und ihrer Mobili­
tätsangebote. Gleichzeitig muss die Qualität der Ange­
botsdaten der Mobilitätsdienstleister entsprechend hoch 
sein, sodass Nutzende sich auf die Angaben verlassen 
können.

479.	 Mit der wachsenden ökonomischen Bedeutung von 
Mobilitätsdaten (BMVI 2017) ist davon auszugehen, dass 
sich der Wettbewerb um Angebots- und Nachfragedaten 
und die Kontrolle über zentrale Vermittlungsplattformen 
der MaaS intensiviert. Bereits heute basiert beispielswei­
se das Geschäftsmodell der Ridehailing-Anbietenden 
nicht darauf, eine Mobilitätsdienstleistung im eigentli­
chen Sinn anzubieten. Vielmehr wird eine digitale Platt­
form zur Verfügung gestellt, die private Fahrtanbietende 
und -interessenten vermittelt. Es ist zu vermuten, dass 
sowohl einige Anbietende des Ridehailings als auch Auto­
mobilfirmen über ihre Apps zukünftig als zentrale Ver­
mittler sämtlicher Mobilitätsformen auftreten wollen. 
Dabei können die Unternehmen jedoch selbst festlegen, 
welche Alternativen zu ihren eigenen Angeboten ange­
zeigt und wie diese gewichtet werden, ob also beispiels­
weise ökologisch sinnvollere Alternativen wie ÖPNV-Re­
lationen überhaupt in die Verbindungen einbezogen 
werden. Im Zweifel droht der ÖPNV durch die Verbrei­
tung von privaten Mobilitätsplattformen zurückgedrängt 
zu werden. Umgekehrt könnten Kommunen und städti­
sche ÖPNV-Anbieter auch neue Mobilitätsangebote in ihr 
Portfolio integrieren und somit die Schnittstelle zukünf­
tiger Mobilität unter planerischen und ökologischen Ge­
sichtspunkten mitgestalten (HASSE et al. 2017).

Öffentliche Verkehrsunternehmen stellen heute zumeist 
ihre Fahrpläne und Echtzeitdaten, also ihre Angebotsda­
ten, öffentlich zur Verfügung. Dies ist grundsätzlich zu 
begrüßen, weil ein möglichst offener Umgang mit Daten 
neuen Mobilitätsanbietern den Marktzugang erleichtert 
und es einen Wettbewerb um benutzerfreundliche Mo­
bilitätslösungen anregt. Umgekehrt gab es in der Vergan­
genheit jedoch wenig Anreize für private Marktakteure, 

ihre Daten mit anderen Anbietenden zu teilen. Durch 
ihre detaillierten Mobilitätsdaten der Nutzenden verfü­
gen private MaaS-Akteure jedoch häufig über detaillier­
te Informationen der Nachfrage für verschiedene Ver­
kehrsverbindungen und somit beispielsweise mögliche 
Erschließungslücken des ÖPNV.

480.	 In der Gesamtschau lässt sich festhalten, dass Ange­
bote der Shared Mobility nicht automatisch eine Mobili­
tätswende in den Städten fördert. Im Gegenteil können 
diese insgesamt zu mehr Verkehr und in der Regel auch 
zu mehr Emissionen führen, wenn die neuen Angebote 
mehrheitlich Wege der aktiven Mobilität oder des Um­
weltverbundes substituieren. Die urbanen Verkehrspro­
bleme können nicht durch technische Innovationen allein 
gelöst werden (WBGU 2019b). Sie benötigen vielmehr 
eine Einbettung in eine nachhaltigkeitsorientierte Ge­
samtstrategie einer städtischen Mobilitätswende. Dabei 
wird oft vergessen, dass auch der ÖPNV eine seit langem 
erprobte Form der geteilten Mobilität darstellt und auf­
grund seiner Bündelungseffekte besonders effizient ist. 
Entscheidend ist daher, dass die Vermeidung und Verla­
gerung des Verkehrs auf den Umweltverbund vor der Nut­
zung ergänzender Sharing-Angebote Priorität genießen 
sollte. Dazu ist eine realistische und differenzierte Ein­
schätzung der Folgewirkungen der Shared Mobility not­
wendig, damit diese an ökologischen, stadtplanerischen 
und verkehrlichen Zielen ausgerichtet werden kann.

Um aus Umwelt- und Verkehrssicht positive Effekte zu 
erzielen, ist insbesondere eine stärkere räumliche Steu­
erung der Sharing-Angebote notwendig (Tz. 523, 562 ff.). 
Daneben haben viele Maßnahmen, die aus Sicht der För­
derung umweltfreundlicher städtischer Mobilität sowie­
so zu empfehlen sind, auch positive Nebeneffekte für die 
geteilte Mobilität: Ein konkurrenzfähiger und verläss­
licher ÖPNV wird eher intermodal genutzt (Tz. 517), 
eine streckenabhängige Pkw-Maut erhöht den Anreiz 
zum Ridepooling und -sharing (Abschn. 6.5.5).

6.4	 Mobilität und Lebens­
qualität im Umweltverbund

481.	 Der in den 1980er-Jahren geprägte Begriff des Um­
weltverbundes war Ausdruck einer neuen, sozial und öko­
logisch geprägten verkehrsplanerischen Philosophie. 
Diese zielte darauf ab, allen Stadtbewohnerinnen und 
-bewohnern ein zugängliches, jederzeit verfügbares, flä­
chendeckendes, umweltschonendes Grundverkehrssys­
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tem aus ÖPNV sowie Fuß- und Radverkehr zur Verfü-
gung zu stellen (ZIMMERMANN 1986, S. 56). Als 
Gegenentwurf zur Verkehrsentwicklung der 1960er- und 
1970er-Jahre, die primär auf den motorisierten Indivi-
dualverkehr ausgerichtet war, wurde damit die gemein-
same strategische Entwicklung des ÖPNV sowie des Fuß- 
und Radverkehrs als umweltfreundliche und aktive 
Mobilitätsalternative zum motorisierten Individualver-
kehr gefordert. 

Aktive Mobilität wird die Mobilität genannt, die mithilfe 
der Muskelkraft erfolgt. Hierzu zählen in erster Linie der 
Fuß- und Radverkehr. Aber auch die Nutzung von Inline
skates, Skateboards oder Tretrollern sind Formen aktiver 
Mobilität. Das Konzept des Umweltverbundes geht davon 
aus, dass die Bausteine, das heißt ÖPNV sowie Fuß- und 
Radverkehr, strategisch entwickelt werden. Sie ermögli-
chen städtische Mobilität sowohl eigenständig als auch in 
Kombination miteinander und können somit die verschie-
denen Mobilitätsbedürfnisse der Stadtbewohnerinnen und 
-bewohner auch ohne privaten Pkw erfüllen, weshalb zum 
Teil auch Sharingdienste und Mitfahrgelegenheiten dem 
Umweltverbund zugerechnet werden (UBA 2013). 

482.	 Die Umweltvorteile der Verkehrsträger im Umwelt-
verbund sind unterschiedlich ausgeprägt. Fuß- und Rad-
verkehr hinterlassen am wenigsten Spuren in der Um-
welt. Wenn der Fuß- und Radverkehr den motorisierten 
Individualverkehr ersetzt, entstehen Umweltvorteile in 
Bezug auf den Klimaschutz, den Flächen- und Energie-
bedarf sowie die Luftqualität und die Lärmbelastung 
(SRU 2017c, S. 15). Hierbei ist die Abgrenzung von Um-
welt- zu Gesundheitsvorteilen fließend. Der ÖPNV ver-
fügt über große Umweltvorteile, die vor allem aus seiner 
Bündelungsfunktion resultieren, die zu einem geringen 
Flächen- und Energiebedarf gegenüber dem Pkw-Verkehr 
führt (BLANCK und ZIMMER 2016, S. 39; Agora Ver-
kehrswende 2018, S. 29). Die Mehrwerte des ÖPNV und 
der aktiven Mobilität, die über die Umweltvorteile ge-
genüber dem motorisierten Individualverkehr hinausge-
hen, verdienen besondere Beachtung, wenn der Umwelt-
verbund strategisch entwickelt werden soll.

6.4.1	 Der ÖPNV als notwendiges 
Rückgrat der Stadtmobilität

483.	 Die Bevölkerung ausreichend mit Verkehrsleistun-
gen im öffentlichen Personennahverkehr zu versorgen, 
ist eine Aufgabe der Daseinsvorsorge (§ 1 Abs. 1 Regio-
nalisierungsgesetz (RegG)). Der ÖPNV soll es den Men-
schen ermöglichen, bezahlbar und mit überschaubarem 

Aufwand die Wege des täglichen Lebens zurückzulegen, 
unabhängig davon, ob es sich um Ältere, Kinder, Men-
schen mit Einschränkungen (Rollstuhl, Rollator) oder 
besonderen Transportbedürfnissen (Fahrräder, Haustie-
re, Koffer) oder große Gruppen handelt. Er steht auch 
unabhängig von Witterungsbedingungen zur Verfügung. 
Nur der ÖPNV (allerdings nicht der Schienenpersonen-
nahverkehr) ist zudem verpflichtet, sich die Belange 
mobilitätseingeschränkter Menschen zum Maßstab zu 
machen und bis 2022 eine vollständige Barrierefreiheit 
anzustreben (§ 8 Abs. 3 S. 3 PBefG, der auf Richtlinie 
2001/85/EG bzw. völkerrechtliche Vorgaben zurückgeht), 
was erhebliche Investitionen erfordert. Für den Ausbau 
des ÖPNV muss in langen Zeiträumen gerechnet wer-
den, weil sowohl die erforderlichen Planungs- und Ge-
nehmigungsverfahren als auch der Infrastrukturausbau 
lange Zeiträume benötigt. 

Gegenüber dem Fuß- und Radverkehr eignet sich der 
ÖPNV besser für längere Strecken, auf denen er mit dem 
motorisierten Individualverkehr konkurriert. Dies gilt 
umso mehr, wenn er multimodal mit anderen Transport-
mitteln kombiniert wird. Im Vergleich zum motorisierten 
Individualverkehr hat der ÖPNV Vorteile für die Gesund-
heit, weil er den Nutzenden mehr physische Aktivität 
abverlangt. Die Bedeutung der Fußwege für Zu- und Ab-
gang sowie die Zwischenwege werden statistisch syste
matisch unterschätzt, obwohl sie wesentlicher Bestand-
teil der ÖPNV-Nutzung sind (HILLNHÜTER 2016, S. 3). 
Auch im Hinblick auf die Verkehrssicherheit ist der ÖPNV 
dem motorisierten Individualverkehr deutlich überle-
gen, was auch zu niedrigeren Unfallkosten führt (SAIG-
HANI 2017).

484.	 Vielerorts – nicht nur in den Metropolen – ist der 
ÖPNV aber an den Grenzen seiner Kapazität angelangt, 
denn er wird seit Jahren immer stärker genutzt, ohne 
dass das Beförderungsangebot entsprechend gestiegen 
ist. Während in Deutschland im Jahr 2000 insgesamt gut 
9,6 Milliarden Personen befördert wurden, stieg diese 
Zahl bis 2017 auf knapp 12,3 Milliarden. Im Jahr 2017 
wurden pro Tag durchschnittlich 31,5 Millionen Fahr-
gäste im Linienverkehr transportiert („Personenverkehr 
mit Bussen und Bahnen im Jahr 2017 weiter auf Wachs-
tumskurs“, Pressemitteilung Nr. 122 des Statistischen 
Bundesamts vom 4. April 2018). Trotzdem ist der Markt-
anteil des ÖPNV insgesamt nicht gestiegen. Die hohe 
Auslastung gilt in besonderem Maß für die Metropolen. 
So stieg die Zahl der Fahrgäste zum Beispiel in Berlin 
zwischen 2007 und 2016 um ein Viertel an (infas et al. 
2019a, Tab. 1), was auf den höheren Versorgungsgrad 
durch den ÖPNV zurückzuführen ist. 
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In den Metropolen Deutschlands bewerten trotzdem 
71 % der Befragten die Verkehrssituation des ÖPNV als 
gut oder sehr gut (infas et al. 2018b, S. 25). Bundesweit 
wird der ÖPNV jedoch relativ kritisch gesehen: Hier be-
wertet ihn mehr als die Hälfte der Befragten lediglich als 
befriedigend oder schlecht (ebd., S. 24). 

485.	 Der Anteil des motorisierten Individualverkehrs an 
den zurückgelegten Personenkilometern liegt bundes-
weit bei 59 % der Gesamtpersonenkilometer (22 Pkm 
pro Tag). In den Mittelstädten im städtischen Raum sind 
es sogar 78 % (31 Pkm pro Tag). Der ÖPNV hat in Groß-
städten an Werktagen im Binnenverkehr hinsichtlich der 
Verkehrsleistung eine hohe Bedeutung. Allerdings macht 
der Binnenverkehr nur einen vergleichsweise geringen 
Anteil am gesamten motorisierten Individualverkehr in 
der Stadt aus, weil viele Verkehre durch Einpendelnde 
erzeugt werden. Zudem entfallen auf den ÖPNV im Bin-
nenverkehr an einem mittleren Werktag in Berlin 43,9 % 
(versus motorisierter Individualverkehr 42,1 %) und in 
Frankfurt am Main 34,5 % (versus motorisierter Indivi-
dualverkehr 47,5 %) der Personenkilometer (AHRENS 
2015, Tab 14a).

In Großstädten ist es einfacher, einen attraktiven ÖPNV 
bereitzustellen. Dies bestätigt sich auch, wenn man den 
Modal Split mit Unter- und Kleinzentren vergleicht. Diese 
haben durchschnittlich einen Anteil von 3,2  % ÖPNV 
im Binnenverkehr. Mittelzentren liegen mit 5 % etwas 
darüber. Bei Oberzentren liegt der ÖPNV-Anteil dage-
gen bei circa 14,3 % in Städten unter 500.000 Einwohne-
rinnen und Einwohnern und schon bei 19,6 % in solchen 
mit mehr als 500.000 Einwohnerinnen und Einwohnern 
(AHRENS 2015). Dennoch gibt es auch bei kleineren 
Städten Vorbilder für die häufige Nutzung des ÖPNV 
(WERNER 2018). Bei einer Einwohnerzahl von knapp 
über 10.000 weist zum Beispiel die Stadt Dippoldiswal-
de im Binnenverkehr einen ÖPNV-Anteil von 8,7 % auf. 
Mit einer etwas höheren Bevölkerungsanzahl gilt dies 
auch für die Mittelzentren Werder an der Havel (9,1 %), 
Neuss (7,7 %) und Velbert (8,9 %). In Hinblick auf Ober-
zentren unter 500.000 Einwohnerinnen und Einwohnern 
gibt es ähnliche Ausnahmen. So konnten auch die Städ-
te Halle an der Saale (21,1 %), Potsdam (17,3 %) und 
Jena (17,9 %) einen überdurchschnittlichen ÖPNV-An-
teil realisieren (AHRENS 2015).

486.	 Um die Anteile des Umweltverbundes an den Wegen 
zu steigern, müssen auch die Wechselwirkungen zwi-
schen Maßnahmen zur Steigerung des ÖPNV auf der 
einen und des Fuß- und Radverkehrs auf der anderen 
Seite betrachtet werden. Zum Beispiel führt ein besserer 

Ausbau von Radwegen in der Regel dazu, dass Menschen, 
die vorher den ÖPNV benutzt haben, auf das Fahrrad 
umsteigen. Dies gilt gerade deshalb, weil der ÖPNV auf 
kurzen Strecken keine Reisezeitvorteile zum Fahrrad auf-
weist. Bessere Radwege verringern daher nicht in erster 
Linie den Anteil des motorisierten Individualverkehrs 
am Modal Split, sondern ungewollt zum Teil auch den 
des ÖPNV. Daher muss gleichzeitig der ÖPNV attrak
tiver werden, wenn nicht lediglich die Anteile innerhalb 
des Umweltverbundes umverteilt werden sollen (Tz. 509).

Um den ÖPNV als leistungsfähiges Rückgrat des Stadt-
verkehrs strategisch zu stärken, müssen die Städte eine 
Vision entwickeln, die langfristigen Entwicklungen ge-
recht wird und gleichzeitig fortlaufende Optimierungen 
ermöglicht. Vor allem in Kombination mit aktiver Mobi-
lität und durch flexible Bedienformen kann der ÖPNV 
auch in Klein- und Mittelstädten zu einer vernünftigen 
Mobilitätsalternative werden (zum ländlichen Raum und 
dem öffentlichen Personennahverkehr vgl. SRU 2017c, 
Kap. 5.9).

6.4.1.1	 Anforderungen an einen attraktiven 
ÖPNV

487.	 Aus Umwelt- und Gesundheitssicht wäre es wün-
schenswert, wenn mehr Menschen in Städten den ÖPNV 
nutzen würden. Dies gilt auch, weil in vielen Städten 
wegen des starken Autoverkehrs die geltenden Grenz-
werte für Luftschadstoffe nicht eingehalten werden. Kon-
trovers diskutiert wird jedoch, wie der ÖPNV am besten 
attraktiver gestaltet werden kann. Erforderlich dafür ist 
ein erheblicher Ausbau der Kapazitäten.

Menschen beurteilen den ÖPNV nach verschiedenen Fak-
toren (DZIEKAN und ZISTEL 2016, S. 360). Die wich-
tigsten sind die Reisezeit (Gesamtdauer zwischen Aus-
gangspunkt und Ziel), die Verfügbarkeit, Planbarkeit und 
Verlässlichkeit, Service und subjektive Sicherheit, der 
Komfort sowie die Kompatibilität mit den eigenen Be-
dürfnissen. Auch die Tarifgestaltung (Tz. 490) und ein-
fache Zahlungsmöglichkeiten spielen eine Rolle. Um Mo-
bilität zu gewährleisten, muss der ÖPNV zudem für alle 
verfügbar sein, also auch für Menschen, die in ihrer Mo-
bilität eingeschränkt sind. Verfügbarkeit bedeutet zum 
einen die räumliche Verfügbarkeit, die die Entfernung 
zur Haltestelle bezeichnet, zum anderen die zeitliche 
Verfügbarkeit, die aussagt, wie häufig das Verkehrsmit-
tel verkehrt (Takt) und zu welchen Zeiten, insbesonde-
re auch abends, nachts und am Wochenende. Das Ange-
bot des ÖPNV sollte deshalb in einem häufigen und leicht 
merkbaren Takt erbracht werden. Bei einem integralen 
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Taktfahrplan werden Pläne der einzelnen Linien mitein
ander koordiniert und zu einem Netz verknüpft (ebd.). 
Da nur eine begrenzte Anzahl der Fahrten im ÖPNV di-
rekt mit einer Linie erfolgen kann, muss oftmals umge-
stiegen werden. Deshalb sind Anschlusssicherheit und 
Wartezeiten mit Einfluss auf die Gesamtreisezeit ein 
wichtiger Aspekt. Planbarkeit und Verlässlichkeit berüh-
ren vor allem die Pünktlichkeit des Verkehrsmittels sowie 
Ausfall- und Anschlusssicherheit. Letztere muss auch ge-
geben sein, wenn ein Verkehrsmittel ausfällt oder zu spät 
kommt. Am besten sind dabei Systeme, die ohne Planung 
zu nutzen sind, und bei denen sicher ist, dass man sein 
Reiseziel erreicht. Teilweise übernehmen Verkehrs
unternehmen (z. B. in Nordrhein-Westfalen) die Kosten 
für eine Taxifahrt, wenn sich ein Anschluss länger als 
eine bestimmte Zeit verzögert („Mobilitätsgarantie“), 
sodass die Fahrgäste sicher sein können, in einem be-
stimmten Zeitraum ihr Ziel zu erreichen. Ein wichtiger 
Aspekt für die Nutzungsfreundlichkeit ist zudem die kon-
sistente und zuverlässige Information während der ge-
samten ÖPNV-Reisekette (DZIEKAN und ZISTEL 2016, 
S. 376). Neben der objektiven Sicherheit (z. B. Schutz 
vor technischen Gefahren und absichtlicher Schädigung) 
spielt die subjektive Sicherheit eine wichtige Rolle. 
Zudem erwarten die Nutzenden, dass der ÖPNV entspre-
chend ihres Status, ihrer Werte, ihrem Bedarf und nach 
ihren Ansprüchen ausgestaltet ist (WERNER 2018). Ins-
gesamt bleibt festzuhalten, dass die Qualität des Ange-
bots direkte Auswirkungen darauf hat, wie stark der 
ÖPNV nachgefragt wird. 

6.4.1.2	 Ansätze zur Steigerung der Attraktivität

488.	 Ansatzpunkte, mit denen der ÖPNV attraktiver ge-
macht werden kann, sind vor allem Reisezeit, Qualität 
und Preis des Angebots. Generell kann die Schweiz als 
Vorbild dafür dienen, wie starke Zuwächse im ÖPNV er-
reicht werden können. Der Anteil des öffentlichen Ver-
kehrs an den Verkehrsleistungen im Personenverkehr ist 
dort zwischen 2000 und 2007 von 17 % auf 21 % ange-
stiegen und hat sich seither auf diesem Niveau stabili-
siert. Zurückzuführen ist der Bedeutungsgewinn in ers-
ter Linie auf Fahrplanverdichtungen und kürzere 
Fahrzeiten infolge von Infrastrukturausbauten (Bundes-
amt für Statistik 2018). Dabei bietet der öffentliche Ver-
kehr eine flächendeckende Versorgung mit geschlosse-
nen Wegeketten auch in abgelegene Orte. Ein vernetzter 
Taktfahrplan sorgt für durchgehende Transportketten 
über alle Verkehrsmittel hinweg wie Bahn, Busse, Schif-
fe und Seilbahnen. Die Schweiz hat die höchsten Pro-
Kopf-Ausgaben für den öffentlichen Verkehr in Europa 
– der Zuschuss je Personenkilometer ist dagegen auf-

grund der hohen Nutzerzahlen auf niedrigem Niveau. 
Gesetzliche Vorgaben im Schweizer Personenbeförde-
rungsrecht legen fest, wie die Mindestversorgung vor Ort 
aussehen muss. Allerdings ist darauf hinzuweisen, dass 
die Schweiz in absoluten Zahlen einen hohen und wach-
senden Anteil an Pkw-Fahrten verzeichnet, was auch auf 
die Bedeutung von Push-Instrumenten, also solchen, die 
die Nutzung des Pkw zurückdrängen, neben Pull-Instru-
menten, also solche die Anreize bieten, hinweist. 

Besonders ausgeprägt ist die ÖPNV-Nutzung in Zürich, 
wo der Modal-Split-Anteil des ÖPNV im Jahr 2015 41 % 
betrug. In Kombination mit einem Fußverkehrsanteil von 
26  % und einem Fahrradanteil von 8  % waren bereits 
2015 drei Viertel der Züricher mit dem Umweltverbund 
unterwegs. Dies ist darauf zurückzuführen, dass der 
ÖPNV in Zürich seit Jahrzenten kontinuierlich ausge-
baut wurde. 1979 wurde die grundsätzliche Bevorzugung 
des öffentlichen Verkehrs festgeschrieben, zehn Jahre 
später das S-Bahn-Netz ins Züricher Umland in Betrieb 
genommen. Während der ÖPNV qualitativ auf hohem 
Niveau ausgebaut wurde, wurde gleichzeitig der Auto-
verkehr deutlich eingeschränkt. Pförtnerampeln begren-
zen die Zahl der in die Stadt einfahrenden Fahrzeuge. 
Die Zahl der Parkplätze wurde auf dem Niveau von 1990 
eingefroren, sodass für jeden neuen Parkplatz an ande-
rer Stelle einer wegfällt. Tiefgaragen sorgen dafür, dass 
der Parkraum im öffentlichen Raum erheblich zurückge-
drängt werden konnte. 

Finanzierung
489.	 Die ÖPNV-Aufgabenträger, die für die Sicherstel-
lung einer Versorgung verantwortlich sind, vergeben die 
Verkehrsleistungen als Dienstleistungsaufträge im Wett-
bewerb oder als Direktvergabe durch ein Unternehmen 
im eigenen Besitz. In beiden Fällen unterliegen sie for-
malen Anforderungen, die sich aus dem vergaberecht
lichen Regime ergeben. Zusätzlich bestehen rechtliche 
Anforderungen an Barrierefreiheit und Klimaschutz. Die 
novellierte Richtlinie über die Förderung sauberer und 
energieeffizienter Straßenfahrzeuge 2009/33/EG ver-
langt, dass in Kommunen knapp ein Viertel der neu in 
Betrieb genommenen Busse im ÖPNV bis 2025 null Emis-
sionen aufweisen und zum Beispiel rein elektrisch ange-
trieben werden. Bis 2030 muss es schon ein Drittel sein, 
was erhebliche Investitionen erfordert.

In den letzten Jahren sind die Preise des ÖPNV stark an-
gestiegen. Um den ÖPNV attraktiver zu machen, werden 
auch deshalb verstärkt günstige oder kostenlose Ange-
bote diskutiert. Modellprojekte zum kostenlosen ÖPNV 
werden auch in einigen deutschen Kommunen erprobt, 
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um die Luftqualität zu verbessern. Ein Angebot dieser 
Art gibt es zum Beispiel zeitlich befristet und vom Bund 
gefördert für Neukundinnen und Neukunden in Bonn. 
Gegen einen kostenlosen – oder auch stark verbilligten – 
ÖPNV spricht zurzeit allerdings, dass die zu erwarten-
de  Zunahme der Fahrgastzahlen von den derzeitigen 
ÖPNV-Systemen gar nicht aufgenommen werden kön-
nen, weil diese bereits jetzt an ihre Kapazitätsgrenzen 
stoßen.

Zudem wären erhebliche Finanzierungsmittel erforder-
lich, denn der öffentliche Personenverkehr wird in 
Deutschland im Wesentlichen durch die Aufwendungen 
der öffentlichen Haushalte sowie durch Fahrgeldeinnah-
men finanziert. Ohne die Fahrgeldeinnahmen wäre daher 
die Qualität und Frequenz des Angebots gefährdet. Nach 
einer Schätzung wird angenommen, dass ein kostenlo-
ser ÖPNV jährlich deutschlandweit 12 Mrd. Euro kosten 
würde (Rhein-Neckar-Zeitung 17.08.2018). Städte, in 
denen der ÖPNV (wenigstens vorübergehend) entgelt-
frei gestaltet wurde, wie Templin oder Lübben, finan-
zierten vor der Umstellung lediglich einen geringen 
Anteil ihres ÖPNV durch Fahrgastentgelte (VCD 2012).

Daneben wird seit Langem über neue Finanzierungsins-
trumente diskutiert. Dabei können potenzielle Nutzen-
de in die Finanzierung einbezogen werden, wie zum Bei-
spiel beim Semesterticket, bei dem sich auch solche 
Studierende beteiligen müssen, die hinterher den ÖPNV 
gar nicht nutzen. Möglich ist es auch, wie in Frankreich 
alle Arbeitgeber durch eine Abgabe heranzuziehen, ge-
gebenenfalls unter der Voraussetzung eines geänderten 
Rechtsrahmens. Ein im politischen Bereich häufig ge-
nanntes Instrument ist das sogenannte Bürgerticket. 
Dabei handelt es sich um eine Abgabe, die zum Beispiel 
von allen Bürgerinnen und Bürgern einer Stadt entrich-
tet wird. Diese berechtigt dann zur kostenfreien oder 
teilweise kostenfreien Nutzung des ÖPNV. Solche Vor-
schläge werden zurzeit auch vom Land Berlin geprüft, 
das wegen des geplanten Ausbaus des ÖPNV vor einer 
großen Finanzierungslücke steht.

490.	 Auf Interesse stoßen auch Modelle wie in Wien, 
wo eine Jahreskarte für 365 Euro angeboten wird. In-
teressanterweise war allerdings nach Untersuchungen 
von Verkehrswissenschaftlerinnen und -wissenschaft-
lern das 365-Euro-Jahresticket dort nicht der entschei-
dende Faktor für die gestiegene ÖPNV-Nutzung (SOM-
MER und BIELAND 2018). Entscheidend war vielmehr, 
dass Wien sein Angebot seit Jahrzehnten kontinuier-
lich verbessert hat, indem das U- und S-Bahn-Netz aus-
gebaut sowie Straßenbahnen und Busse als Zubringer 

gestärkt wurden. In den Jahren 2006 bis 2017 wurde 
stärker ausgebaut, als die Nachfrage wuchs. Netz- und 
Erschließungsmängel wurden systematisch analysiert 
und reduziert und die Beförderungsgeschwindigkeit 
sowie die Zuverlässigkeit erhöht (ebd.). Die Preise des 
ÖPNV entwickelten sich zudem sehr unterschiedlich. 
Während die Preise für Einzelfahrten und Wochenkar-
ten stetig stiegen, wurde der Preis für die Jahreskarte 
gesenkt, um eine Stammkundschaft zu gewinnen. 
Damit lohnte sich eine Jahreskarte bereits bei 14 Fahr-
ten im Monat mit dem öffentlichen Verkehr. 2016 be-
saßen etwa 30 % der Einwohnerinnen und Einwohner 
eine Jahreskarte. Von großer Bedeutung war die flä-
chendeckende Parkraumbewirtschaftung, die nach und 
nach auf immer mehr Bezirke ausgedehnt wurde und 
nunmehr einen Großteil der inneren Bezirke umfasst. 
Die Parkdauer für Nicht-Anwohnerinnen und Nicht-
Anwohner ist dabei tagsüber auf 2 bzw. 3 Stunden be-
schränkt und die Parkgebühren betragen 2,10 Euro pro 
Stunde (WINKLER 2019). Der Anteil des Umweltver-
bundes am Modal Split hat sich dadurch in Wien von 
einem ohnehin hohen Niveau (60 % im Jahr 1993) wei-
ter gesteigert (72 % im Jahr 2018) (ebd.). Bis 2025 soll 
ein Anteil von 80 % erreicht werden (Stadt Wien 2014, 
S. 22). Neue Wohngebiete werden von Anfang an ab-
gestimmt auf den ÖPNV geplant, sodass bereits Anbin-
dungen bestehen, bevor die ersten Bewohnerinnen und 
Bewohner einziehen. 

Im Ergebnis ist für den Erfolg des ÖPNV in Wien eine 
wirksame Kombination von Push- und Pull-Maßnahmen 
verantwortlich. Auch die gestiegenen Studierendenzah-
len und die Zunahme der Touristenzahlen hatten Ein-
fluss auf die Verkehrsnachfrage. Die Wirksamkeit von 
preispolitischen Maßnahmen hängt entscheidend davon 
ab, dass das Angebot parallel so attraktiv gestaltet wird, 
dass Mobilität ohne eigenen Pkw problemlos möglich ist. 
Zudem müssen Erlösausfälle durch andere Finanzie-
rungsinstrumente ersetzt werden (SOMMER und BIE-
LAND 2018). 

6.4.2	 Aktive Mobilität für mehr 
Lebensqualität

491.	 Die aktive Mobilität ist – als ein Kernelement im 
Stadtmobilitätssystem – ein wichtiger Baustein des Um-
weltverbundes. Aus kommunaler Sicht ist die Mobilitäts-
wende notwendig, damit die Nachteile des motorisier-
ten Individualverkehrs (vgl. Abschn. 6.4.3) verringert 
werden. Aus Sicht der Bürgerinnen und Bürger bringt 
eine Wende hin zu einer aktiven Mobilität zudem wei
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tere Vorteile für Gesundheit und Lebensqualität. Beides 
steht auch miteinander in enger Wechselwirkung. Zum 
Beispiel gehen Menschen lieber an Straßen entlang, die 
nicht stark befahren sind. Wenn dies mehr Menschen 
tun, trägt das wiederum dazu bei, dass der Autoverkehr 
abnimmt. Das Interesse der Bürgerinnen und Bürger für 
ihre Gesundheit und Lebensqualität sollte über die ak
tive Mobilität als Hebel für die Mobilitätswende genutzt 
werden.

6.4.2.1	 Positive Wirkungen von aktiver 
Mobilität

Gesundheitliche Vorteile von Bewegung
492.	 Bewegung hat zahlreiche positive Wirkungen auf 
den Körper. Dabei trägt grundsätzlich jeder Zugewinn an 
Bewegung, sei er auch noch so klein, zur körperlichen 
Fitness bei. Insbesondere gering aktive Personen profi-
tieren bereits von regelmäßig durchgeführten Alltagsak-
tivitäten. Höhere Intensitäten sind zumeist mit zusätz-
lichen positiven gesundheitlichen Effekten verbunden 
(DISHMAN et al. 2013). Durch physische Aktivität wird 
das Gehirn besser mit Sauerstoff und Nährstoffen ver-
sorgt, was sich positiv auf die Konzentrationsfähigkeit 
auswirkt. Bewegung begünstigt darüber hinaus die Neu-
bildung von Nervenzellen, welche für das Lernen eine 
wichtige Rolle spielen. Kognitive Fähigkeiten von Kin-
dern und Jugendlichen wie Planen, Entscheiden, spon-
tanes Reagieren und das Reflektieren des eigenen Ver-
haltens stehen ebenfalls in positivem Zusammenhang 
mit körperlicher Aktivität (VOLL und BUUCK 2012; 
BHERER et al. 2013).

Auch für die Prävention von Erkrankungen und als The-
rapie ist Bewegung von hoher Bedeutung (siehe u. a. 
WINZER et al. 2018; ADAMI et al. 2010; GRAF und WES-
SELY 2010; MARTINSEN 2008). Bewegungsmangel geht 
mit einem erhöhten Risiko für Herz-Kreislauf-Erkran-
kungen sowie Stoffwechselerkrankungen, wie zum Bei-
spiel (zentrale) Adipositas und Diabetes mellitus Typ 2 
einher (PANDEY et al. 2015; LACHMAN et al. 2018; 
AUNE et al. 2015). Es besteht auch ein nachweislicher 
Zusammenhang mit dem erhöhten Auftreten einiger 
Krebsarten (LI et al. 2016) sowie von Osteoporose 
(WINKELMANN et al. 2015). Physische Aktivität kann 
darüber hinaus das Risiko verringern, dass psychische 
Erkrankungen wie Depressionen und Angststörungen 
auftreten (REBAR et al. 2015; RÜTTEN und PFEIFFER 
2016; DISHMAN et al. 2013). Insgesamt hat dies zur 
Folge, dass Bewegungsmangel zu den zehn Hauptrisiko-
faktoren der Krankheitslast in Deutschland zählt (PLASS 
et al. 2014).

493.	 Nach einer aktuellen Studie der Weltgesundheits-
organisation (World Health Organization – WHO) be-
wegen sich 42 % der Erwachsenen in Deutschland nicht 
ausreichend. Damit gehört Deutschland gemeinsam mit 
Portugal, Italien und Zypern zu den Ländern in Europa, 
in denen der Bewegungsmangel am höchsten ist (jeweils 
mehr als 40 % der Erwachsenen; GUTHOLD et al. 2018a, 
S. 30). Der Bewegungsmangel hat in Deutschland im Un-
tersuchungszeitraum zwischen 2001 und 2016 zudem 
am stärksten (> 15 %) zugenommen (GUTHOLD et al. 
2018b). Auch die physische Aktivität von Kindern und 
Jugendlichen im Alltag hat sich im letzten Jahrzehnt stark 
verringert (infas et al. 2018b, S. 6), obwohl das Sport-
verhalten von Jungen sich kaum verändert, von Mädchen 
sogar leicht zugenommen hat (SIGMUNDOVÁ et al. 
2019). 

494.	 Aktive Mobilität kann ein Lösungsansatz für ein 
stärkeres Wohlbefinden und ein verringertes Krankheits-
risiko sein. Um die negativen Effekte unzureichender 
Bewegung zu vermeiden, empfiehlt die WHO Erwachse-
nen, sich mindestens 150 Minuten pro Woche mit 
moderater Intensität bzw. 75 Minuten mit erhöhter In-
tensität zu bewegen. Diese Maßgaben entsprechen auch 
den Empfehlungen für Deutschland (RÜTTEN und 
PFEIFFER 2016). Konstant und über verschiedene Kul-
turkreise hinweg wenden Menschen durchschnittlich 
60 bis 90 Minuten pro Tag für ihre Mobilität auf (soge-
nannte Marchetti-Konstante oder konstantes Reisezeit-
budget) (RANDELHOFF 2016; infas et al. 2018b). Diese 
Zeit kann für eine aktive Mobilität im Alltag genutzt wer-
den, um so die aus gesundheitlichen Gründen erforder-
liche Bewegung ganz oder teilweise zu realisieren (LA-
ROUCHE et al. 2014; AUDREY et al. 2014). 

Für Menschen mit Bewegungsmangel ist die Hemm-
schwelle zum Fahrradfahren verglichen mit der Aufnah-
me sportlicher oder anderer anstrengender Aktivitäten 
niedriger (GÖTSCHI et al. 2016, S. 63). Diese Menschen 
können bereits durch eine geringe Steigerung des Akti-
vitätsniveaus Gesundheitseffekte erzielen (WARBUR-
TON und BREDIN 2017). Dadurch erreicht aktive 
Mobilität auch Bevölkerungsgruppen, die sich Sport zeit-
lich oder finanziell nicht leisten können. 

495.	 Menschen, die aktiv mobil sind, profitieren auch 
von einer Steigerung ihrer Abwehrkräfte (DISHMAN 
et al. 2013). HENDRIKSEN et al. (2010) konnten zeigen, 
dass Pendelnde, die mit dem Fahrrad zur Arbeit fuhren, 
im Durchschnitt einen Tag weniger pro Jahr krank waren. 
Auch insgesamt überwiegen die gesundheitlichen Vor-
teile gegenüber den Risiken des Fahrradfahrens im 
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Straßenverkehr (ROJAS-RUEDA et al. 2011; de HARTOG 
et al. 2010). Bei einem höheren Anteil an Rad Fahrenden 
wird das Augenmerk der Planung beim Ausbau der Fahr-
radinfrastruktur zudem verstärkt auf deren Sicherheit 
gerichtet (ADFC 2018b). Damit wird ein Beitrag zur 
„Vision Zero“ bis 2050 (keine Verkehrstoten mehr) der 
EU geleistet (Europäische Kommission 2018, S. 4).

496.	 Eine Veränderung des Modal Splits (ein Modal 
Shift) zugunsten der aktiven Mobilität trägt in doppel-
ter Hinsicht zur Gesundheitsförderung bei. Neben den 
positiven Gesundheitswirkungen im Zuge einer erhöh-
ten körperlichen Aktivität können durch eine Verlage-
rung vom inaktiven motorisierten Individualverkehr auf 
den Fuß- und Radverkehr zusätzlich die mit dem moto-
risierten Individualverkehr verbundenen Belastungen 
und Risiken verringert werden. Hierzu gehören Krank-
heitslasten durch Luftschadstoffe und Lärm (vgl. Kap. 5.3; 
für eine Übersicht s. TOBOLLIK et al. 2018; SRU 2012; 
2017c). 

Vorteile für die Lebensqualität in den 
Stadtquartieren
497.	 Aktive Mobilität führt dazu, dass der öffentliche 
Raum verstärkt genutzt und somit belebt wird. Hieraus 
entstehen Potenziale, die über die individuellen Gesund-
heitsvorteile hinausgehen und sich auf die Stadtgesell-
schaft erstrecken. Die Belebung des öffentlichen Raums 
kann beispielsweise zur Förderung der lokalen Wirt-
schaft, zur Begegnung und Kommunikation, zum Sicher-
heitsempfinden, zur Identifikation und so insgesamt zur 
Erhöhung der Lebensqualität in den Quartieren beitra-
gen (BUCKSCH und SCHNEIDER 2014; SCHWEDES 
et al. 2016, S. 267; Council of Pontevedra 2017). 

Der öffentliche Raum hat sich durch verschiedene Ent-
wicklungen in den letzten Jahrzehnten massiv verändert, 
nicht zuletzt durch die starke Zunahme der Automobili-
tät seit den 1960er-Jahren (SCHMIDT et al. 2013, S. 15), 
was die Aufenthalts- und Bewegungsqualität in den Stadt-
quartieren erheblich beeinträchtigt. Teilweise können 
die Potenziale der aktiven Mobilität für die Lebensqua-
lität in den Stadtquartieren daher erst ausgeschöpft wer-
den, wenn zugleich der motorisierte Individualverkehr 
reduziert wird und durch geringere Lärm- und Luftschad-
stoffemissionen sowie eine veränderte Nutzung von Flä-
chen das Interesse wächst, sich aktiv im öffentlichen 
Raum aufzuhalten (Abschn. 6.4.3). 

Die Nutzung des öffentlichen Raums wird nicht nur durch 
die Automobilität beeinträchtigt, sondern auch durch 
weitere Entwicklungen, wie die Strukturschwäche des 

Einzelhandels, insbesondere durch die Zunahme des On-
linehandels (BBSR 2017b). Dies ist deshalb problema-
tisch, da der öffentliche Raum eine zunehmende Bedeu-
tung als Aufenthalts- und Begegnungsraum erhält, weil 
immer mehr Menschen allein leben („Zahl der Ein
personenhaushalte in Deutschland seit 1991 um 46 % ge-
stiegen“, Pressemitteilung Nr. 272 des Statistischen Bun-
desamts vom 16. Juli 2019). Anlässe, aus dem Haus zu 
gehen, sind daher nicht nur die Notwendigkeit, sich zu 
versorgen, sondern auch erlebnisorientierte und soziale 
Gründe. Dabei steigt das Bedürfnis nach attraktiven und 
lebendigen öffentlichen Räumen trotz oder gerade auf-
grund der Digitalisierung (BBSR 2017b, S. 75). Die Funk-
tionsvielfalt öffentlicher Räume ist für den sozialen Zu-
sammenhalt von entscheidender Bedeutung (STEFFEN 
et al. 2004). Hierzu gehört auch, wie gern und wie viel 
sich die Bewohnerinnen und Bewohner im Stadtraum 
aufhalten und bewegen. Aktive Mobilität und positive 
Bedingungen hierfür tragen somit unmittelbar dazu bei, 
den öffentlichen Raum zu stärken. Damit können sie 
einen Beitrag leisten, seine Funktionsvielfalt zu erhalten 
und den sozialen Zusammenhalt zu stärken (BUCKSCH 
und SCHNEIDER 2014).

Wenn Wegeverbindungen für aktive Mobilität und Frei-
raumverbundsysteme geschaffen werden, lassen sich hohe 
Synergieeffekte erzielen, die gleichermaßen Mensch und 
Natur zugutekommen. Fuß- und Radverkehr beanspruchen 
lediglich ein Zehntel bis ein Fünftel der Fläche des fließen-
den Pkw-Verkehrs. Der Stellplatzbedarf für ein Fahrrad be-
trägt ungefähr ein Fünftel des Stellplatzbedarfes für einen 
Pkw (BRACHER et al. 2002; SRU 2012, Tz. 291).

498.	 Gehen höhere Anteile aktiver Fortbewegungsarten 
mit verringerten Anteilen des Pkw-Verkehrs einher, wirkt 
sich dies positiv auf die aktive Mobilität von durch den 
Pkw-Verkehr in ihrer Verkehrssicherheit besonders ge-
fährdete Gruppen (wie Kinder, Jugendliche und Senio-
ren) aus. Entscheidende Faktoren für eine langfristige 
Änderung des Modal Splits sind daher zum einen eine 
Verkehrssituation, die die Sicherheit aller Verkehrsteil-
nehmenden gewährleistet (Abschn. 6.4.2.2), und zum 
zweiten eine entsprechende bewegungsfreundliche 
Stadtstruktur (Abschn. 6.4.2.3).

6.4.2.2	 Gefährdung von zu Fuß Gehenden 
und Rad Fahrenden im Straßenverkehr

499.	 Obwohl die Zahl der Verkehrsunfälle in Deutschland 
seit vielen Jahren weitgehend konstant ist (Statistisches 
Bundesamt 2019e, S. 4 ff.), ging die Anzahl der im Stra-
ßenverkehr getöteten Menschen jahrzehntelang zurück. 
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Erst seit 2018 steigt sie erstmals wieder an: von 3.180 um 
3 % auf 3.275 Menschen. Gleichbleibend hoch sind die bei 
Unfällen Schwerverletzten mit knapp 68.000 (ebd., S. 6). 

Gemessen an dem Anteil an den in Deutschland zurück-
gelegten Personenkilometern, verunglücken allerdings 
zu Fuß Gehende und Rad Fahrende überproportional oft 
im Verkehr (Statistisches Bundesamt 2019e, S. 136; infas 
et al. 2019a, S. 19).

Im Straßenverkehr sind zu Fuß Gehende durch Kraft-
fahrzeuge besonders gefährdet. 89 % aller bei einem Ver-
kehrsunfall getöteten zu Fuß Gehenden und 71 % aller 
schwerverletzten zu Fuß Gehenden wurden im Jahr 2018 
durch einen Zusammenstoß mit einem Kraftfahrzeug ver-
ursacht (Statistisches Bundesamt 2019c). Alarmierend 
ist auch die Tatsache, dass die Zahl der Fahrradunfälle 
zuletzt deutlich gestiegen ist (Abb. 6-9; DVR 2019). Bei 
Unfällen mit Pkw waren Rad Fahrende nur zu 24,5 % und 
bei Unfällen mit Güterkraftfahrzeugen nur zu 19,5  % 
Hauptverursachende (Statistisches Bundesamt 2019d, 
S. 8). Die Zahl der schweren Unfälle mit Elektrofahrrä-
dern hat in den letzten Jahren deutlich zugenommen 
(Statistisches Bundesamt 2019b, S. 12; 2019c, S. 118). 
Eine Ursache könnte sein, dass die Anzahl der zugelas-
senen Elektrofahrräder steigt und dass diese überwie-
gend von Älteren gefahren werden.

500.	 Insbesondere für ältere Stadtbewohnerinnen und -be-
wohner ist die Verkehrssicherheit des Fuß- und Radverkehrs 
von besonderer Bedeutung. Ältere werden bei Unfällen im 
Straßenverkehr überproportional häufig schwer verletzt 
oder getötet. Im Jahr 2017 wurde nur ein knappes Viertel 
(24 %) aller zu Fuß zurückgelegten Personenkilometer von 
der Gruppe der über 65-Jährigen gegangen (eigene Berech-
nungen, basierend auf infas et al. 2018c), jedoch gehörten 
im selben Jahr fast 32 % der schwerverletzten Fußgängerin-
nen und Fußgänger zu dieser Gruppe (Statistisches Bun-
desamt 2019e, S. 177). Sogar mehr als die Hälfte der 2017 
getöteten Fußgängerinnen und Fußgänger (knapp 51  %) 
waren über 65 Jahre alt (ebd., S. 174).

Ähnliches gilt für das Fahrrad. Während Seniorinnen und 
Senioren nur 17 % zu den mit dem Fahrrad zurückgeleg-
ten Personenkilometer beitrugen (eigene Berechnungen, 
basierend auf infas et al. 2018c), waren knapp 27 % der 
schwerverletzten Rad Fahrenden im Jahr 2017 über 65 
Jahre alt, bei den Getöteten waren es sogar fast 60  % 
(Statistisches Bundesamt 2019e, S. 178 und 175). 

501.	 Kinder haben im Vergleich zu ihrem Bevölkerungs-
anteil ein geringeres Unfallrisiko als andere Altersgrup-
pen. Wenn sie verletzt werden, geschieht dies in den 
meisten Fällen im Fahrzeug ihrer Eltern (Statistisches 
Bundesamt 2019a, S. 8). Trotzdem verunglückten im 

ɦɦ Abbildung 6-9	
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Jahr 2017 29.259 Kinder auf deutschen Straßen, von 
denen 61 starben. Dies bedeutet eine Steigerung von 
2,5 % gegenüber 2016 (ebd., S. 5). Die meisten Unfälle 
von 6- bis 14-Jährigen zu Fuß oder auf dem Fahrrad er-
eignen sich zu Zeiten, in denen Kinder auf dem Weg von 
oder zur Schule sind (ebd., S. 10). Dies weist auf die Be-
deutung des Schulwegs für die Sicherheit von Kindern 
im Straßenverkehr hin (Tz. 504).

6.4.2.3	 Bewegungsfreundliche Stadtstrukturen

502.	 Seit einigen Jahren hat sich die Erkenntnis durch-
gesetzt, dass nicht allein das Wissen der Einzelnen über 
die gesundheitlichen Vorteile der Bewegung darüber ent-
scheidet, wie viel oder wenig sich jemand bewegt (Ver-
haltensansatz), sondern auch die Umwelt, in der sich 
eine Person bewegt (Verhältnisansatz) (BUCKSCH und 
SCHNEIDER 2014, S. 97). Wenn die Bereiche Verkehr, 
Gesundheit und Umwelt im Zusammenhang betrachtet 

werden, können die Vorteile der aktiven Mobilität für 
Gesellschaft und Umwelt nutzbar gemacht werden.

Verbesserung der Walkability
503.	 Bewegungsfreundliche Umweltbedingungen (Walk
ability) haben sich als ein Zusammenspiel aus verschie-
denen Faktoren herausgestellt, die sich über zusammen-
gefasste Merkmale wie Nutzungsmischung, Konnektivität 
und Einwohnerdichte kartografisch aufbereiten lassen 
(GRASSER et al. 2016). Zudem kann zur Erhebung 
der  lokal unterschiedlichen Strukturen die sogenannte 
Neighbourhood Environmental Walkability Scale (NEWS) 
(BÖDECKER et al. 2012) oder das ALPHA-Environmen-
tal Modul genutzt werden (BUCKSCH und SPITTAELS 
2011). Auch wenn die abgefragten Kriterien die Indikato-
ren des NEWS in der deutschen Version (NEWS-Germa-
ny) noch nicht immer präzise und umfassend abbilden 
(Tab. 6-2), verdeutlicht bereits der Kanon der Indikato-
ren die große Bedeutung, die von der Stadtstruktur und 

ɦɦ Tabelle 6-2	

Indikatoren von NEWS-Germany und deren Bewertungskriterien

Indikator Abgefragt durch folgende Kriterien

A	 Einwohnerdichte Maß der Bebauung

B	 Flächennutzung (Heterogenität) Fußläufige Wegedauer zu verschiedenen Nah-Mobilitätszielen

C	 Flächennutzung (Zugang) Zugang zu Dienstleistungen/Freizeitzielen/ÖPNV-Haltepunkten innerhalb 
von 10 – 15 Gehminuten

D	 Konnektivität Sackgassen, Wegeverbindungen, Entfernung zwischen Kreuzungen, 
mehrspurige Kreuzungen, Möglichkeit alternativer Routen

E	� Möglichkeiten zum Gehen und 
Fahrradfahren

Gehwege, Zustand der Gehwege, Erreichbarkeit der Fuß- und Radwege, 
getrennte Verkehrsführung 

F	 Ästhetik/Umwelt Bäume, Schatten, interessante Dinge, Sauberkeit, Attraktivität von Natur-
räumen und der Bebauung 

G	 Verkehrssicherheit Verkehrsstärke und -belastung, Verkehrsgeschwindigkeit, Zebrastreifen 
und Fußgängerampeln, Abgase

H	 Schutz vor Kriminalität Beleuchtung, Einsehbarkeit, Kommunikation, wahrgenommene Krimina
lität und Unsicherheit (tagsüber/nachts)

I	 Zufriedenheit Erreichbarkeit (und Qualität) verschiedener Angebote (Schnellstraßen, 
ÖPNV, Dienstleistungen, Freizeit, Schulen), Möglichkeiten für den Fuß- 
und Radverkehr, Dauer Arbeits-/Schulweg, soziale Kontakte, Sicherheit, 
Verkehrsgeschwindigkeit und -belastung/Lärm, Lebensqualität und Kind-
gerechtigkeit der Wohnumgebung

SRU 2020; Datenquelle: BÖDECKER et al. 2012; IPEN 2010
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ɦɦ Abbildung 6-10	

Straße als Sozialisationsraum

Marktplatz in Karlsbad, um 1850 (links), Leipziger Platz in Berlin, um 1930 (rechts)

Quelle: public domain

-gestaltung für eine bewegungsfreundliche Umgebung 
ausgehen. Eine am Fuß- und Radverkehr orientierte Stadt-
entwicklung erfordert eine kleinteilige, dem menschlichen 
Maßstab entsprechende, nutzungsgemischte und kom-
pakte Bebauungsstruktur mit kurzen, barrierefreien 
Wegen. Die Infrastruktur muss ebenso funktional wie 
ästhetisch ansprechend sein. Wird eine bewegungsfreund-
liche Umgebung gefördert, so ergeben sich Synergie
effekte  mit einer effizienten Flächennutzung und einer 
qualitativen Aufwertung des öffentlichen Raums.

Wenngleich es durchaus Aspekte der Stadt- und Infra-
strukturgestaltung gibt, die für verschiedene Altersgrup-
pen eine unterschiedliche Relevanz haben (BAUMAN 
et al. 2012), kommen eine hohe Walkability und Barriere
freiheit im Gegensatz zum motorisierten Individual
verkehr grundsätzlich allen Menschen unabhängig vom 
Alter und sozialen Status zugute. Damit beinhalten diese 
Ansätze auch einen Gerechtigkeitsaspekt.

Bei der Förderung von Aspekten der Walkability sind ihre 
möglichen Wechselwirkungen untereinander zu beach-
ten. So können beispielsweise in dicht bebauten Stadt-
quartieren die Vorteile einer kompakten Stadtstruktur 
durch negative soziale Einflüsse, wie mangelnde soziale 
Netzwerke, oder stadtstrukturelle Defizite, wie wenige 
Parks, aufgehoben werden (BUCKSCH und SCHNEI-
DER 2014, S. 110; KACZYNSKI und GLOVER 2012).

Kinderfreundliche Stadt- und Verkehrsplanung
504.	 Bewegungsfreundliche Stadtstrukturen waren in 
den Städten Realität, bevor mit der Verbreitung des Au-
tomobils ein tiefgreifender Wandel einsetzte (Abb. 6-10; 
BITTKAU und STÖLTING 2018, S. 98).

Erst die Dominanz des Autoverkehrs in den Städten hat 
die Bewegungsfreiheit der zu Fuß Gehenden und Rad 
Fahrenden maßgeblich beschnitten. Besonders drama-
tisch stellt sich dies für Kinder dar, die sich ihre Umge-
bung immer seltener und später im Leben selbstständig 
und spielerisch erschließen können. Es fördert viele wich-
tige körperliche, geistige und soziale Entwicklungen, den 
Schulweg schon in den ersten Schuljahren selbstständig 
(im ersten Schuljahr gegebenenfalls noch in Begleitung) 
aktiv zu bewältigen: „Schulwege sind mehr als das 
Zurücklegen von Strecken im Raum. Sie sind Erlebnis-, 
Erfahrungs- und Lernwege“ (LIMBOURG 2009, S. 7). 
Neben dem körperlichen Training sind hierbei insbeson-
dere die kognitiven und sozialen Fähigkeiten von Bedeu-
tung. Durch den selbstständig zurückgelegten Schulweg 
trainieren Kinder ihr räumliches Vorstellungsvermögen 
und bauen Schritt für Schritt eine kognitive Landkarte 
ihrer Umwelt auf. Dabei lernen sie, Entfernungen, Geh-
zeiten und Geschwindigkeiten sowie mögliche Gefahren 
einzuschätzen. Durch die immer neuen Situationen und 
Beobachtungen auf dem Schulweg und die Interaktion 
mit Gleichaltrigen werden beispielsweise Reaktionsfä-
higkeit, Kommunikationsfähigkeit, Einfühlungsvermö-
gen und Hilfsbereitschaft geschult. Bewegung und der 
Austausch von Neuigkeiten vor Unterrichtsbeginn hel-
fen Kindern, konzentriert in den Tag zu starten (ebd.).

Häufig bringen Eltern ihre Kinder aus Gründen der Ver-
kehrssicherheit mit dem Auto zu Schule. Dies hat wiede-
rum höhere Risiken für die Kinder zur Folge, die den 
Schulweg selbstständig zurücklegen (ADAC 2018b). Kin-
der, die mit dem Auto zur Schule gefahren werden, haben 
zudem weniger Gelegenheit, die oben genannten Fähig-
keiten auszubilden. Gemeinsame Lösungen hierfür kön-
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nen im Rahmen eines schulischen Mobilitätmanagements 
erarbeitet werden. Auch über den Schulweg hinaus gilt 
es, Räume und ein soziales Umfeld zu schaffen, die Be-
wegung als naheliegende Option anbieten. Dies trifft 
auch auf Jugendliche zu (BUCKSCH et al. 2019). Noch 
einen Schritt weiter als das schulische Mobilitätsmanage-
ment gehen einige Kommunen mit einer kindgerechten 
Verkehrsplanung. Dabei kommen verschiedene Instru-
mente wie das Leitbild der bespielbaren Stadt (Gries-
heim) oder die Spielleitplanung zum Einsatz (u. a. in Bre-
men) (BITTKAU und STÖLTING 2018, S. 99). Wie dem 
Walkability-Ansatz ist auch diesen Instrumenten gemein, 
dass sie die Verkehrssicherheit und Lebensqualität in den 
Stadtquartieren erhöhen und aktive Mobilität fördern.

Wechselwirkungen zwischen der Geschwindig­
keit des Verkehrs und den Stadtstrukturen
505.	 Die Erkenntnis, dass Mobilität Stadt formt, bietet 
die Möglichkeit, indirekt auf die Stadtstruktur Einfluss 
zu nehmen, beispielsweise durch die Reduzierung der 
Geschwindigkeiten. Hierdurch können bestehende Struk-
turen an die menschlichen Bedürfnisse angepasst wer-
den, um die Umgebung somit wiederum attraktiver für 
den Fuß- und Radverkehr zu gestalten (SCHMIDT et al. 
2013, S. 14). Mit der steigenden Verkehrsleistung hat 
nicht die Mobilität, wohl aber der Mobilitätsaufwand zu-
genommen (das heißt der Aufwand, das Bedürfnis nach 
Mobilität zu befriedigen). Bei einem gleichbleibenden 
Reisezeitbudget von circa 60 bis 90 Minuten pro Tag sind 
die zurückgelegten Kilometer stetig gestiegen, weil sich 
die Strukturen an die schnellere Geschwindigkeit ange-
passt haben bzw. diese erst ermöglichen (SRU 2017c, 
Tz. 81). Das bedeutet, dass die meist gleichen Mobili-
tätsbedürfnisse auf immer längeren Strecken befriedigt 
werden. Bei stagnierender Mobilität wachsen sowohl die 
Verkehrsströme als auch der Mobilitätsaufwand und be-
wirken eine steigende Inanspruchnahme von Energie, 
Flächen und der natürlichen Umwelt (HÄNGGI 2017). 
Es gilt also, den Mobilitätsaufwand bei gleichbleibender 
Mobilität wieder zu reduzieren. Auf die Vorteile einer 
Geschwindigkeitsreduktion auf Tempo 30 innerorts für 
die Verkehrssicherheit, den Umweltschutz und die 
Lebensqualität hat der SRU bereits wiederholt hinge
wiesen (Tz. 401, 438; SRU 2012; 2018).

506.	 Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass bewe-
gungsfreundliche Stadtstrukturen das Resultat unter-
schiedlicher Ansätze aus der Stadt- und Verkehrsplanung 
wie eine Erhöhung der Walkability, eine kinderfreund
liche Stadt- und Verkehrsplanung oder die Steigerung der 
Verkehrssicherheit sein können. Diese Ansätze werden 
ihrerseits durch eine Veränderung der Mobilitätsmuster 

zugunsten aktiver Fortbewegung unterstützt. Neben 
einer erhöhten Lebensqualität in den Stadtquartieren be-
fördern bewegungsfreundliche Stadtstrukturen und eine 
Veränderung des Modal Split zugunsten aktiver Mobi
lität zusätzlich den Umwelt- und Klimaschutz.

6.4.3	 Stärkung des Umwelt
verbundes durch 
eine Verringerung des 
motorisierten 
Individualverkehrs

 
507.	 Der motorisierte Individualverkehr hat erhebliche 
negative Gesundheits- und Umweltwirkungen, die sich 
in den Städten konzentrieren. Dies betrifft vor allem Luft- 
und Lärmemissionen, eine reduzierte Verkehrssicherheit 
sowie einen hohen Flächen- und Energiebedarf. Zwar 
können durch Verlagerungen im Stadtverkehr in Bezug 
auf die CO2-Emissionen nur vergleichsweise geringe Ein-
sparungen erzielt werden, da der höchste Anteil der 
Treibhausgasemissionen im Verkehr auf der Mittel- und 
Langstrecke entsteht (SRU 2017c). Dennoch ist auch 
dieser Beitrag nicht zu vernachlässigen. 

Der Straßenverkehr trägt in den Städten maßgeblich zur 
Belastung der Luft mit NOx und Feinstaub bei. Im Jahr 
2018 wurde der Jahresmittelgrenzwert für NO2 von 
40  µg/m³ in mehr als fünfzig deutschen Städten über-
schritten („Stickstoffdioxidbelastung geht 2018 insge-
samt leicht zurück“, Pressemitteilung des UBA vom 31. 
Januar 2019). Auch die Feinstaubbelastung ist in vielen 
Städten immer noch so hoch, dass negative Effekte für 
die Gesundheit durch den Straßenverkehr entstehen kön-
nen (SRU 2017c, S. 63 f.). Zudem ist der Straßenverkehr 
in Deutschland die Hauptlärmquelle (Tz. 356; s. a. SRU 
2917c, S. 63 f.). Auf die Gefährdung insbesondere von 
zu Fuß Gehenden und Rad Fahrenden durch den Stra-
ßenverkehr wurde bereits eingegangen (Tz. 499–501). 

Während der Energiebedarf des motorisierten Individu-
alverkehrs neben der Anzahl der Fahrzeuge auch von 
deren Energieeffizienz sowie der Nutzung abhängt, ist 
der Flächenbedarf unmittelbar von der Anzahl der Pkw 
abhängig. Dies betrifft insbesondere auch die Flächen für 
den ruhenden Verkehr, weil Pkw 97 % der Zeit nicht ge-
nutzt werden (KUHNIMHOF 2018, S. 27). Derzeit wird 
der öffentliche Raum durch die hohe Verkehrsdichte in 
den Städten und die hohe Anzahl parkender Fahrzeuge 
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überproportional beansprucht (Tz. 536), obwohl er allen 
Bevölkerungsgruppen zur Verfügung stehen sollte (Agora 
Verkehrswende 2019b, S. 12).

Der alleinige Umstieg auf Elektrofahrzeuge würde den 
Ausstoß von Luftschadstoffen lokal zwar vermindern und 
auch den Energiebedarf aufgrund der – im Vergleich zu 
Fahrzeugen mit Verbrennungsmotor – erhöhten Fahr-
zeugeffizienz reduzieren. Jedoch würde er den Flächen-
bedarf nicht reduzieren und auch im Hinblick auf die 
Verkehrssicherheit keine Verbesserung darstellen. Die 
Lärmemissionen würden durch die Elektromobilität bei 
Pkw durch die verringerten Motorengeräusche nur bei 
geringen Geschwindigkeiten (unter 30 km/h) gesenkt 
(Tz.401; SRU 2017c, S. 101). 

508.	 Eine geringere Pkw-Dichte in den Städten ist nicht 
nur Ziel einer Stärkung des Umweltverbundes, sondern 
im Hinblick auf den Flächenbedarf und die Raumauftei-
lung für Mobilität sowie die Verkehrssicherheit gewis-
sermaßen auch deren Voraussetzung. In der gebauten 
Stadt verringern private Fahrzeuge direkt den öffentli-
chen Raum. In der eingangs erwähnten Vision für eine 

stadtverträgliche Mobilität aus der Publikation „Stadt 
für Morgen“ (Tz. 460) geht das Umweltbundesamt 
(UBA) von einem Zielwert von 150 Pkw pro 1.000 Ein-
wohnerinnen und Einwohner aus. Bei diesem Zielwert, 
der etwa der Hälfte (Metropolen Ostdeutschland) bis 
einem Viertel (Mittelstädte, städtischer Raum West-
deutschland) der heutigen Pkw-Dichte entspricht (infas 
et al. 2018a, Abb. 38), würde sich das Stadtbild deutlich 
verändern. Ein entsprechender Umbau würde mit einer 
Umverteilung des Straßenraums zugunsten des Umwelt-
verbundes sowie mit einem Abbau von Stellplätzen 
einhergehen. Zunächst könnte der durchschnittliche 
Flächenbedarf für den ruhenden motorisierten Indivi
dualverkehr in Großstädten pro Einwohnerin und Ein-
wohner hierdurch um 1,5 m² auf dann 3 m2 gesenkt wer-
den (Abb. 6-11). Um die Vision zu verwirklichen, sollte 
nach Einschätzung des UBA dieser Wert nach vollstän-
digem Rückbau der autogerechten Stadtstrukturen spä-
ter noch einmal um die Hälfte auf 1,5 m² pro Einwohne-
rin und Einwohner reduziert werden. Dieser Platz 
könnte für Wohnen, Erholung und umweltfreundliche 
Mobilität besser sowie wirtschaftlicher genutzt werden 
(UBA 2017, S. 5).

ɦɦ Abbildung 6-11	

Abnehmender Flächenbedarf für ruhenden motorisierten Individualverkehr in Großstädten

Quelle: BAUER et al. 2018, S. 38, basierend auf UBA 2017
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509.	 Wird die durch einen geringeren Pkw-Bestand frei 
werdende Fläche für alle wahrnehmbar für die Lebens-
qualität in den Stadtquartieren genutzt, so stellt dies für 
die Mobilitätswende in den Städten potenziell den stärks-
ten Hebel dar. Ein geringerer Flächenbedarf kann direkt 
durch eine Verknappung des Stellplatzangebotes und 
kompakte, nutzungsgemischte Bau- und Infrastrukturen 
erzielt werden. Indirekt ermöglichen dies weitere In
strumente, jedoch erst, wenn sie – einzeln oder in der 
Summe – dazu führen, dass der Autobesitz in der Stadt 
weiter abnimmt. Neben einem systematischen Ausbau 
der entsprechenden Infrastruktur für den Umweltver-
bund (Pull-Instrumente) sind hierzu daher gleichzeitig 
Maßnahmen notwendig, die den motorisierten Individu-
alverkehr reduzieren (Push-Instrumente). Nach Jahr-
zehnten autozentrierter Stadt- und Verkehrsplanung be-
deutet der Einsatz von Push-Instrumenten zulasten des 
motorisierten Individualverkehrs, den Menschen stärker 
in den Mittelpunkt zu stellen. Nur durch eine Kombina-
tion aus Push- und Pull-Instrumenten wird es möglich, 
dass die Förderung eines Verkehrsmittels (z.  B. des 
ÖPNV) im Umweltverbund nicht in erster Linie zum 
Umstieg auf ein anderes Verkehrsmittel des Umweltver-
bundes (z. B. vom Fahrrad auf den Bus) führt, sondern 
langfristig dazu, dass Mobilität in der Stadt auch ohne 
einen privaten Pkw für alle Bürgerinnen und Bürger auf 
allen Wegen ermöglicht wird.

510.	 Stadt-Umland-Verkehre (Tz. 462) sind heute we-
sentlicher Bestandteil des Verkehrs in den Städten. Sie 
beeinflussen den Modal Split in Städten mit hohen 
Anteilen an Pendelnden sowie Durchgangsverkehren er-
heblich. Auf der Suche nach der richtigen Strategie aus 
Push- und Pull-Instrumenten müssen die Stadt-Umland-
Verkehre zwingend mitbetrachtet werden und Teil der 
Lösung werden. Ansonsten bleiben die innerstädtischen 
Quartiere auch bei hohen Anteilen des Umweltverbun-
des im Binnenverkehr weiterhin stark durch die vom mo-
torisierten Individualverkehr dominierten Stadt-Umland-
Verkehre belastet (FRERICHS et al. 2018). 

511.	 Mittlerweile gibt es weltweit Vorreiterstädte unter-
schiedlicher Größe für die autoarme Mobilität, wie zum 
Beispiel Wien (Tz. 490). Bei der Analyse dieser Fall
beispiele lohnt sich ein Blick auf die unterschiedlichen 
Motivationen hierfür und die Strategien zur erfolgrei-
chen Umsetzung.

Pontevedra, Spanien
512.	 Ende der 1990er-Jahre war das öffentliche Leben 
der spanischen Stadt Pontevedra durch Leerstände von 
Geschäften, Drogenmissbrauch und Vandalismus ge-

prägt. Straßen und Plätze waren unattraktiv und zuge-
parkt. Die Stadtverwaltung entschied sich, die negativen 
Entwicklungen aufzuhalten, den öffentlichen Raum für 
die Menschen attraktiver zu gestalten und die Qualität 
des Stadtraums zu verbessern. Kern ihrer Strategie war 
eine Priorisierung der aktiven Mobilität zulasten ande-
rer Verkehrsträger (Council of Pontevedra 2017, S. 19).

Zunächst wurde die denkmalgeschützte Altstadt umge-
staltet, indem der Raum zugunsten des Fußverkehrs um-
verteilt und der Stadtraum gestalterisch aufgewertet 
wurde. Das Straßenpflaster, die Stadtentwässerung und 
die Beleuchtung wurden erneuert und neues Stadtmo
biliar eingesetzt. Diese Veränderungen wurden nach und 
nach auf das Stadtgebiet ausgeweitet. In den äußeren 
Stadtringen wurden zahlreiche kostenfreie „Park+Walk“-
Plätze geschaffen. Service-Fahrzeuge dürfen seitdem in 
der Innenstadt nur noch 15 Minuten kostenfrei parken; 
die innerstädtischen Tiefgaragen sind kostenpflichtig. 
Seit 2010 wird zudem sukzessive Tempo 30 als stadtwei-
te Geschwindigkeitsbegrenzung eingeführt. Der Fußgän-
gerstadtplan Metrominuto, der ähnlich eines Metroplans 
die Entfernungen zwischen dreißig Sehenswürdigkeiten 
in der Stadt aufzeigt, wurde inzwischen von zahlreichen 
anderen Städten übernommen.

Trotz der Finanz- und Wirtschaftskrise nahm die Zahl 
der Arbeitsplätze in Pontevedra daraufhin bis 2015 um 
7 % zu. Die autofreien Stadträume wurden verstärkt von 
Kindern zum Spielen genutzt und es gab vermehrt Zu-
züge von Familien. Nicht nur im Bereich der kompakten 
Innenstadt wurde der Verkehr reduziert, sondern das 
Verkehrsaufkommen halbierte sich in der gesamten Stadt. 
Während 1999 täglich noch 52.000 Autos in Pontevedra 
genutzt wurden, waren es 2014 nur noch 17.000. Da-
durch verringerten sich die CO2-Emissionen um eine 
halbe Tonne pro Einwohnerin und Einwohner pro Jahr 
(Council of Pontevedra 2017).

Oslo, Norwegen
513.	 Oslos Innenstadt wurde im Rahmen eines umfang-
reichen Klimaschutzpakets zu einer autofreien Zone 
umgestaltet. Im Jahr 2013 hatte der motorisierte Indivi-
dualverkehr noch einen Anteil von 39  % an den CO2-
Emissionen der norwegischen Hauptstadt, der Verkehrs-
sektor insgesamt sogar 61 % (City of Oslo 2016, S. 11). 
Die Stadt legte daher den Schwerpunkt beim Klimaschutz 
auf den Verkehrssektor (ebd.; s. a. Europäische Kommis-
sion o. J.). Die Verkehrswende soll zudem zu einer um-
fassenden Verbesserung der Luftschadstoff- und Lärm-
emissionen und einer effizienteren Flächennutzung 
führen (City of Oslo 2019).
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Durch zahlreiche Maßnahmen wurden ÖPNV sowie Fuß- 
und Radverkehr priorisiert. Hierzu gehörten die Festle-
gung von Fahrspuren ausschließlich für den ÖPNV und 
umweltfreundliche Transportmittel sowie die Instand-
haltung des extensiven Radwegenetzes auch im Winter. 
Weil Oslo hügelig ist, wurde ein Förderprogramm für 
Elektrofahrräder aufgelegt. Das ÖPNV-Netz wurde so 
verdichtet, dass 90 % der Bewohnerinnen und Bewohner 
Oslos innerhalb von 300 m Entfernung zu einer ÖPNV-
Anbindung leben, womit auch für Mobilitätseinge-
schränkte eine Nutzbarkeit gegeben ist (Europäische 
Kommission 2019, S. 14). Die Verkehrswende wurde ge-
nutzt, um die Menschen stärker in den Mittelpunkt der 
Stadtentwicklung zu stellen und die Lebensqualität in 
der Stadt zu steigern. 

Nach anfänglichem Protest von Gewerbetreibenden wur-
den die ursprünglichen Pläne, die Innenstadt vollstän-
dig für den Autoverkehr zu sperren, abgeschwächt. In 
dem 1,3 km² großen Gebiet arbeiten über 100.000 Men-
schen, während nur rund 1.000 Menschen in dem Gebiet 
wohnen. In drei Phasen wurden bis 2018 über 750 stra-
ßenbegleitende Parkplätze in der Innenstadt beispiels-
weise in Fahrradspuren oder Spielplätze umgewandelt. 
Einige Straßenzüge wurden komplett für den Autover-
kehr gesperrt. Zur Aufwertung des öffentlichen Raums 
gehört dessen Ausstattung mit Sitzgelegenheiten, Spiel- 
und Sportmöglichkeiten, Trinkwasser und öffentlichen 
Toiletten ebenso wie eine Anpassung der Straßenbeleuch-
tung (City of Oslo 2019). Oslo erhielt von der Europä
ischen Kommission 2019 den Titel „Grüne Hauptstadt 
Europas“ (Europäische Kommission 2019).

514.	 Insbesondere Maßnahmen, die auf die Stärkung ak-
tiver Mobilität und des Umweltverbundes abzielen, kom-
men nicht umhin, den motorisierten Individualverkehr 

gezielt zu reduzieren. Solche verkehrspolitischen Maß-
nahmen zugunsten umweltfreundlicher Mobilität haben 
Auswirkungen auf den Lebensalltag und die Routinen 
jedes einzelnen Menschen und treffen daher häufig auf 
Widerstände. Die Frage der gesellschaftlichen Zustim-
mung und Teilhabe ist damit für den Erfolg einer städti-
schen Mobilitätswende sehr relevant (Kasten 6-1).

6.5	 Handlungsempfehlungen

515.	 Die Verlagerung des motorisierten Individualver-
kehrs auf den Umweltverbund ermöglicht eine höhere 
Lebensqualität und Sicherheit in der Stadt und verrin-
gert die Umweltbelastungen. Nachfolgend werden zen-
trale Instrumente skizziert, mit denen diese Verlagerung 
erreicht werden kann. Generell können sie in Push- und 
Pull-Faktoren unterschieden werden. Akteure der Verla-
gerung im städtischen Raum sind die Kommunen – zahl-
reiche Instrumente zielen deshalb darauf ab, sie zu be-
fähigen, den nötigen Wandel zu realisieren. Dafür bedarf 
es Investitionen in die Infrastruktur und rechtliche Än-
derungen. Außerdem sollten die Möglichkeiten der Be-
preisung und Planung verbessert werden. Nicht zuletzt 
sollten die institutionellen und organisatorischen Mög-
lichkeiten erweitert werden (Abb. 6-12). 

6.5.1	 Infrastruktur des Umwelt-
verbundes erhalten und 
ausbauen

516.	 Attraktive Städte sind vor allem solche, in denen 
die Menschen gerne zu Fuß gehen und Radfahren, die 
kurze Wege haben und die über eine gute Versorgung 

Kasten 6-1: �Akzeptanz durch verkehrs­
politische Experimente erhöhen

Neben grundlegenden Empfehlungen, welche die 
Transparenz, Verständlichkeit und Folgen von ver-
kehrspolitischen Maßnahmen betreffen (PRIDMORE 
und MIOLA 2011), gibt es Hinweise darauf, dass die 
Akzeptanz für verkehrspolitische Maßnahmen zur Stär-
kung der aktiven Mobilität und Nachhaltigkeit nach 
deren Einführung steigt. Lokale verkehrspolitische Ex-
perimente können daher helfen, die verkehrlichen Maß-
nahmen auf die Bedürfnisse vor Ort abzustimmen. 
Gleichzeitig kann die Zustimmung zu einer nachhal

tigen Verkehrspolitik steigen, weil von den Anwohne-
rinnen und Anwohnern die negativen Auswirkungen 
häufig über- und positive Effekte unterschätzt werden.

Als klassisches Beispiel dafür gilt die City-Maut, die 
in einer Reihe europäischer Städte eingeführt wurde 
und deren öffentliche Zustimmung nach Einführung 
in der Regel deutlich anstieg (PRIDMORE und 
MIOLA 2011). In Stockholm entschlossen sich die 
Landesregierung und die Stadtverwaltung versuchs-
weise eine City-Maut einzuführen und anschließend 
über die dauerhafte Einführung abstimmen zu las-
sen. Im Jahr 2006 wurde sechs Monate lang bei der 
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Ein weiteres Beispiel ist die Unterteilung von jeweils 
neun Straßenblocks in sogenannte „Superblocks“ in 
Barcelona. Innerhalb dieser Superblocks werden die 
Straßen zu Begegnungszonen und Spielplätze und 
Grünanlagen werden geschaffen. Eine der ersten Be-
gegnungszonen im Stadtteil Poblenou wurde relativ 
kurzfristig und mit wenig Konsultation eingeführt. In 
der Folge gab es anfangs zahlreiche Bedenken und Wi-
derstände der Anwohnenden (Die Zeit 26.09.2019), 
unter anderem auch, weil für sie die Umgestaltung zu 
diesem Zeitpunkt eine Umstellung bedeutete und zu-
nächst nur wenig Vorteile brachte (ROBERTS 2019). 
Nach einigen Monaten folgten in Abstimmung mit den 
Anwohnenden bauliche Veränderungen wie Spielplät-
ze und Picknickbänke. Als in der Folge der Zugewinn 
an Lebensqualität unmittelbar erlebbar wurde, stieg 
die Akzeptanz in der Bevölkerung deutlich an (ebd.).

Selbst sehr kleinteilige und lokal begrenzte Verände-
rungen können einen Meinungsumschwung anstoßen. 

Diese Möglichkeit wird auch von zivilgesellschaft
lichen Akteuren unter dem Begriff des taktischen Ur-
banismus diskutiert (LYDON und GARCIA 2015). Ein 
Beispiel in Deutschland ist der jährliche „Park(ing) 
Day“, an dem Autoparkplätze für Picknicks, zum Spie-
len oder als Erholungsfläche genutzt werden (LETZ 
et al. 2017). Auch im Rahmen der Europäischen Mo-
bilitätswoche erproben viele Kommunen und zivilge-
sellschaftliche Akteure jährlich die mögliche Umge-
staltung des Straßenraums. Durch diese Interventionen 
werden die Vorteile der Umverteilung von Straßen-
raum sichtbar und unmittelbar erlebbar. Neben der 
möglichen Erhöhung der Zustimmung und der Vor-
bildwirkung ergibt sich für die Planenden in den Kom-
munen der Vorteil, dass die Wirksamkeit und Akzep-
tanz möglicher Maßnahmen unmittelbar überprüft, 
Planungskorrekturen vorgenommen und Fehlentschei-
dungen vermieden werden können (ebd., S. 2). Ent-
sprechende rechtliche Möglichkeiten für kommunale 
Versuche sollten daher ausgebaut werden (Tz. 553)

ɦɦ Tabelle 6-3	

Vergleich der Zustimmung einer City-Maut vor und nach ihrer Einführung

Zustimmung vor Einführung Zustimmung nach Einführung

Stockholm 38 % 51 %

London 40 % 48 – 57 %

Bergen 19 % 58 %

Oslo 30 % 41 %

Trondheim 9 % 47 %

Quelle: PRIDMORE und MIOLA 2011, S. 10, angepasst

Einfahrt in die Innenstadt eine tageszeitabhängige 
Gebühr erhoben und parallel das ÖPNV-Angebot aus-
gebaut. Im Versuchszeitraum ging dadurch der 
Zufahrtsverkehr in die Stadt um 19 % zurück (Mil-
jöavgiftskansliet 2006, S. 28). Als der Versuch abge-
schlossen war, stimmten 53 % der Bewohnerinnen 
und Bewohner der Stadt für die Beibehaltung der 
City-Maut. Vor der Einführung hatte die Zustimmung 
noch unter 40 % gelegen. Befragungen zeigten, dass 
viele Anwohnende die positiven Effekte für die Stau-

vermeidung, das Parkangebot und die Lebensquali-
tät unterschätzt hatten (SCHUITEMA et al. 2010, 
S. 107). Dass die Bürgerinnen und Bürger die City-
Maut auch wieder hätten abschaffen können, verlieh 
der versuchsweisen Einführung durch die Stadt zu-
sätzliche Legitimität (ISAKSSON und RICHARD-
SON 2009). In anderen Städten ist ebenfalls zu be-
obachten, dass Menschen Maßnahmen tendenziell 
eher akzeptieren, wenn sie diese in der praktischen 
Erprobung erlebt haben (Tab. 6-3).
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mit öffentlichem Nahverkehr verfügen. Eine Stadt der 
kurzen Wege erfordert es, die Siedlungs- und die 
Verkehrsentwicklung zusammenzudenken und kom
pakte, nutzungsgemischte Stadtquartiere zu fördern 
(s. Kap. 7; SRU 2018). Eine weitere Zersiedlung, wie 
sie zum Beispiel durch § 13b Baugesetzbuch (BauGB) 
gefördert wird (SCHMAUCK und TAUTENHAHN 
2019, m. w. N.), der die Einbeziehung von Außen
bereichsflächen in das beschleunigte Verfahren er
möglicht, ist in dieser Hinsicht nicht zielführend 
(SRU 2017a).

6.5.1.1	 ÖPNV: Erhaltung der Infrastruktur 
in Gemeindeverkehrsfinanzierungs- 
gesetze einbeziehen

517.	 Die Kapazität des ÖPNV muss stark erhöht wer-
den. Das Ziel sollten flächendeckende, differenzierte 
Erschließungsstandards wie in der Schweiz sein. Dafür 
sollte auch der beschlossene Deutschland-Takt der 
Bahn zügig umgesetzt werden. Dieser integriert als ab-
gestimmter, vertakteter Zugfahrplan für ganz Deutsch-
land den Nah- und Fernverkehr – von der regionalen 

ɦɦ Abbildung 6-12	

Übersicht Handlungsempfehlungen

Mobilitätsmanagement nutzen
Akteure
zusammenführen

Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz ändern, Erhalt und Betrieb 
einbeziehen

Fuß- und Radverkehrsinfrastruktur ausbauen

Sharing-Angebote räumlich 
steuern, Daten für 
Verkehrsplanung nutzen

Faire Wettbewerbsbedingungen 
für Mobilitätsdaten herstellen

Infrastruktur 
erhalten und 
ausbauen

Fuß- und Radverkehr institutionell verankern

Ökonomische 
Instrumente 
nutzen

Streckenabhängige Pkw-Maut 
einführen

Straßennutzung konsequent bepreisen

Bund Länder Kommunen

Verkehrsentwicklungsplanung 
verbindlich machen

Planung 
verbessern 

Städte über 50.000 Einwohner 
planen Verkehr integriert

Straßen-
verkehrsrecht 
reformieren

StVG: Gesetzeszweck und VO-
Ermächtigungen zeitgemäß 
ausrichten

Anforderungen an die 
Parkraumbewirtschaftung neu 
regeln

Deckelung Bewohnerparken 
aufheben

Regelhöchstgeschwindigkeit 
innerorts 30 km/h

ÖPNV, Fuß- und Radverkehr 
privilegieren

StVO nutzen, um Verkehre neu 
zu organisieren

Parkraum konsequent 
bewirtschaften

Fahrradstraßen einrichten, 
fließenden Verkehr 
beschränken

Bewohnerparken höher 
bepreisen

SRU 2020
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Strecke bis hin zu den Hauptverkehrsachsen. Er ist be-
sonders in der Verknüpfung zum ÖPNV von Bedeu-
tung, weil er durchgehende Wegeketten ermöglicht. 
Um auch in suburbanen Räumen mehr Verkehr auf den 
ÖPNV zu verlagern, muss dieser entsprechend ausge-
baut werden. Dabei müssen sich Wegeketten so ver-
knüpfen lassen, dass die Abhängigkeit vom Pkw 
vermieden wird, zum Beispiel, indem sichere und aus-
reichende Fahrradstellplätze an S- und Regionalbahn-
höfen geschaffen werden und eine attraktive Radinfra-
struktur als Zubringer ausgebaut wird. Bei der 
Entwicklung neuer Wohn- und Gewerbegebiete müs-
sen ÖPNV-Anschlüsse und Radwege vorweggenommen 
werden (Tz. 483; SRU 2018, Tz. 130). Das Ziel sollte 
ein bundesweites, integriertes Netz des öffentlichen 
Verkehrs sein. Dafür muss das Hauptnetz des Nahver-
kehrs in den Großstädten massiv ausgebaut und der 
Anschluss zu den Nebennetzen sichergestellt werden. 
Für einen leistungsstarken ÖPNV ist eine planungssi-
chere und ausreichende Finanzierung des Betriebes 
und der Instandhaltung sowie für den Neubau von Stre-
cken, Haltestellen und Bahnhöfen erforderlich. Die lan-
gen Planungszeiten und teilweise erforderlichen Ge-
nehmigungsverfahren sind zu berücksichtigen. Die 
Verteilung öffentlicher Mittel muss zwischen den Ver-
kehrsträgern so verändert werden, dass das Ziel einer 
nachhaltigen Mobilität gefördert wird. Für die Finan-
zierung der Infrastruktur des ÖPNV sind seit der Fö-
deralismusreform 2006 in erster Linie die Bundeslän-
der zuständig. Trotzdem besitzen Bundesmittel auch 
hier eine große Bedeutung, weil es sich um erhebliche 
Investitionsvolumina handelt. Dementsprechend sah 
der Koalitionsvertrag 2018 vor, dass der Bund die Fi-
nanzierung für das Gemeindeverkehrsfinanzierungs-
gesetz (GVFG) bis 2021 auf eine Milliarde Euro pro 
Jahr erhöht und diese jährlich dynamisiert für Aus- und 
Neubaumaßnahmen zur Verfügung stellt. 

Sowohl für den Bereich von Investitionsvorhaben über 
fünfzig Millionen Euro, die weiterhin über das Bundes-
GVFG erfolgen sollen, als auch für Investitionen durch 
die Länder unterhalb dieser Größenordnung ist es er-
forderlich, dass die Mittel zukünftig zunächst für die 
Erhaltung der bestehenden Infrastruktur verwendet 
werden können, weil der Bedarf hier erheblich ist (In-
traplan Consult und VWI 2009). Die Finanzierung soll-
te auch für den laufenden Betrieb zur Verfügung ste-
hen. Die – überwiegend neu zu schaffenden – GVFG 
der Länder sollten ebenfalls so ausgestaltet werden, 
wie dies zum Beispiel bereits in Nordrhein-Westfalen 
der Fall ist (ÖPNVG NRW). Gegenwärtig steht bei der 
Bewertung von Infrastrukturprojekten die Reisezeiter-

sparnis (Tz. 505) sehr stark im Fokus der Bewertung. 
Erforderlich wäre es stattdessen, Netz- und Umwelt-
effekte stärker einzubeziehen (s. dazu vertieft SRU 
2017c).

6.5.1.2	 Fuß- und Radverkehrsinfrastruktur 
ausbauen

518.	 Die Infrastruktur des Fuß- und Radverkehrs muss 
vor allem in und von den Städten ausgebaut werden. Da 
hierfür erhebliche Mittel erforderlich sind, sollten Länder 
und Kommunen eine deutliche Ausweitung der Pro-Kopf-
Ausgaben für Fuß- und Radwege vorsehen. Die Ausgaben 
pro Kopf und Jahr für den Radverkehr liegen in deut-
schen Städten immer noch im unteren einstelligen Be-
reich (von 2,30 Euro in München bis zu 5 Euro in Stutt-
gart), während in den europäischen Vorreiterstädten wie 
Amsterdam 11 Euro pro Kopf investiert werden, in 
Kopenhagen sogar 35 Euro (TIEMANN et al. 2018, 
S. 10). Demgegenüber werden in Deutschland erhebli-
che Summen für den motorisierten Individualverkehr 
aufgebracht. 

Für den Bau von Radwegen entlang von Bundesstraßen 
ist hingegen der Bund zuständig. Von diesen sind bislang 
nur 40 % mit Radwegen ausgestattet. Der gegenwärtige 
(zweite) Nationale Radverkehrsplan läuft 2020 aus. Der 
Bund sollte ihn ab 2021 ambitioniert fortschreiben, Mit-
tel für investive Ausgaben vorsehen und den Ausbau von 
Radwegen an Bundesstraßen vorantreiben. Mit den im 
Bundeswettbewerb „Klimaschutz durch Radverkehr“ ge-
förderten Projekten hat das Bundesumweltministerium 
bundesweit seit 2016 Verbundvorhaben zum Radverkehr 
mit einem Fördervolumen in Höhe von rund 92 Millio-
nen Euro unterstützt (Kommunalrichtlinie 2016/2017). 
Wünschenswert wäre es, diese (investive) Förderung 
auch auf die Fußverkehrsinfrastruktur auszuweiten 
(BAUER et al. 2018, S. 45). Die Städte sollten investive 
Mittel für den Fußverkehr auch für Maßnahmen zur Ver-
besserung der Aufenthaltsqualität, der Anpassung der 
Beleuchtung und für Stadtmobiliar verwenden. Das Ziel 
sollte sein, dass sich Wege des Fußverkehrs nicht nur auf 
notwendige Zu- und Abwege zu anderen Verkehrsmit-
teln wie Bus und Auto erstrecken, sondern Menschen 
zum Beispiel auch verstärkt in der Freizeit zu Fuß gehen. 
Die Bundesregierung sollte auch eine Nationale Fuß
verkehrsstrategie verabschieden; einen Entwurf dafür 
hat das UBA in einer Studie vorgelegt (BAUER et al. 
2018). Unterstützt werden könnte der Ausbau zudem, 
indem auch die Programme der Städtebauförderung die 
Belange  des Fuß- und Radverkehrs berücksichtigen 
(SRU 2018).



361

6.5	 Handlungsempfehlungen

6.5.1.3	 Institutionelle Verankerung des Fuß- 
und Radverkehrs sicherstellen

519.	 Der Fuß- und Radverkehr ist bislang nicht ausrei-
chend institutionell, zum Beispiel in den Verwaltungen, 
verankert (BAUER et al. 2018, S. 31). Es fehlen dort oft 
(Fach-)Personal, Wissen und Akzeptanz. Eine Verkehrs-
planung für aktive Mobilität erfolgt deshalb nur unzurei-
chend und Fördermittel können nicht abgerufen werden. 
In Bund, Ländern und Kommunen sind Fuß- und Rad-
verkehr oftmals nicht adäquat in den Organisationsstruk-
turen abgebildet. Wichtig wäre deshalb, dass auf allen 
Ebenen der Verwaltung in diese Bereiche investiert wird. 
Vor allem die Kommunen müssen gezielt Personal ein-
stellen (NOBIS et al. 2016, S. 83). 

Auch wenn das BMVI im Jahr 2019 Stiftungsprofessuren 
für Radverkehrsforschung ausgeschrieben hat (BMVI 
2019b), bleibt die Forschung und Lehre im Bereich Fuß- 
und Radverkehr unzureichend. Diese Bemühungen soll-
ten fortgesetzt und auf den Fußverkehr ausgedehnt 
werden. Dieser sollte ebenfalls stärker in Forschungs-
programme, Wettbewerbe und Ressortforschungspro-
gramme aufgenommen und durch die Förderung von Mo-
dellprojekten unterstützt werden (BAUER et al. 2018). 
Erforderlich ist es daneben, die übergreifende Kompe-
tenz von Verkehrsplanerinnen und -planern in der 
Ausbildung zu stärken. Kenntnisse der integrierten 
Verkehrsentwicklung, die die Aspekte Fußverkehr, Rad-
verkehr, öffentlicher Verkehr und Umweltplanungen ins-
gesamt umfasst, sollten stärker in die entsprechenden 
Studiengänge integriert werden. 

6.5.1.4	 Digitale Infrastrukturen für umwelt­
freundlichen Verkehr bereitstellen

520.	 Angebote der Shared Mobility haben nur dann einen 
ökologischen Mehrwert, wenn sie den ÖPNV und die ak-
tive Mobilität ergänzen und in eine Verkehrspolitik ein-
gebettet sind, die effizientere Alternativen zum Gebrauch 
privater Kraftfahrzeuge fordert und fördert. Um inter-
modale Wegeketten und deren Planung zu erleichtern, 
bedarf es insbesondere einer entsprechenden Datenver-
fügbarkeit.

Fairness für Angebotsdaten herstellen
521.	 Durch die Delegierte Verordnung (EU) 2017/1926 
zur Bereitstellung EU-weiter multimodaler Reiseinfor-
mationsdienste existieren inzwischen klare Pflichten zur 
zentralen Verfügbarmachung und zu standardisierten 
Formaten von Verkehrs- und Reisedaten (hier Angebots-
daten genannt). Dies betrifft beispielsweise Betreiber, 

Fahrpläne und Betriebszeiten. Erste Datensätze sollen 
gemäß Delegierter Verordnung (EU) 2017/1926 zum 
01.12.2019 bereitstehen. Die Pflicht bezieht sich neben 
klassischen Anbietern des öffentlichen Personennah
verkehrs auch auf private Anbieter von nachfrageorien-
tierten Verkehrsangeboten, wie zum Beispiel Carsharing- 
und Bikesharing. Auf diese Weise werden einheitliche 
Wettbewerbsbedingungen für öffentliche und private 
Akteure angestrebt und einheitliche technische Stan-
dards etabliert. 

Die Delegierte Verordnung erfordert staatlicherseits die 
Einrichtung eines nationalen Zugangspunktes (NAP). 
Dafür wird der „Mobilitäts Daten Marktplatz“ (MDM) 
genutzt, der bereits Nationaler Zugangspunkt für weite-
re Delegierte Verordnungen im Rahmen der Richtlinie 
für Intelligente Verkehrssysteme 2010/40/EU ist. Ver-
pflichtend zugänglich zu machen sind statische Daten; 
die Entscheidung, ob auch dynamische Daten zugänglich 
gemacht werden sollen, obliegt dem Mitgliedstaat. Der 
SRU befürwortet, dynamische Daten weiträumig einzu-
beziehen, da nur aktuelle Abfahrts-, Ankunfts- und Ver-
spätungszeiten und die gerade vorliegende Verfügbarkeit 
von Fahrzeugen an Sharing-Stationen einen Mehrwert 
zur intermodalen Nutzung von Verkehrsträgern bietet. 
Die Delegierte Verordnung sieht die Möglichkeit vor, dass 
Datengeber die Verwendung ihrer Angebotsdaten in einer 
Lizenzvereinbarung regeln und finanziell vergüten las-
sen können. Die technische Bereitstellung von Daten ist 
daher getrennt zu betrachten von ihrer Lizensierung und 
offenen Zugänglichkeit. Aus verkehrlicher Sicht ist ein 
offener Wettbewerb um die effizientesten und umwelt-
freundlichsten Mobilitätslösungen, nicht jedoch um Da-
tenmonopole und Plattformökonomien, wünschenswert. 
Der SRU befürwortet daher grundsätzlich einen Open-
Data-Ansatz, bei dem Angebotsdaten in freien Formaten 
offen zugänglich und verwendbar sind.

Nachfragedaten der Mobilitätsdienstleister 
gestaltend nutzen
522.	 Um die ökologischen Potenziale der Sharing-Ange-
bote zu heben, bedarf es einer entsprechenden Ausrich-
tung an stadtplanerischen und verkehrlichen Zielen. An-
gebote wie Carsharing oder Ridepooling sollten den 
ÖPNV in Erschließungslücken und auf der letzten Meile 
einer Reisekette möglichst ergänzen, aber nicht verdrän-
gen (Tz. 480). Wenn den Kommunen Nachfragedaten 
von Sharingdiensten zur Verfügung stehen, kann dies den 
Kommunen und Unternehmen des ÖPNV dabei helfen, 
die existierenden Verkehrsströme besser einzuschätzen 
und daraus Rückschlüsse über den notwendigen Infra-
strukturausbau für Fuß-, Radverkehr und ÖPNV zu zie-
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hen. Dabei ist die Verarbeitung von personenbezogenen 
Daten nicht notwendig. Es geht vielmehr um die Stand-
ortdaten von verfügbaren Sharingfahrzeugen sowie räum-
lich aggregierte Mobilitätsdaten von Mobility-as-a-Ser-
vice-Unternehmen und ihre Nutzungsstatistiken.

Dynamische Reise- und Verkehrsdaten können den Kom-
munen erste Anhaltspunkte über die Nachfrage bestimm-
ter Verkehrsverbindungen bieten. Aus Sicht des SRU soll-
ten Kommunen darüber hinaus mit Mobilitätsanbietern 
auch weitergehende Datenaustauschvereinbarungen 
(Data Sharing Agreements) zu Mobilitätsdaten in ma-
schinenlesbarer und damit weiterverarbeitbarer Form 
abschließen. Dies erleichtert in der Folge auch die räum-
liche Steuerung der Angebote. Als technischer Standard 
hat sich hierfür die Mobility Data Specification (MDS) 
etabliert, die bereits von zahlreichen Städten weltweit 
eingesetzt wird.

Da stationslose Sharing-Angebote wie E-Scooter und 
Bikesharing nicht genehmigungspflichtig sind, werden 
für diese Angebote derzeit nur freiwillige Vereinbarun-
gen zu Datenaustausch und räumlicher Steuerung abge-
schlossen. In diesem Sinne wurde im August 2019 eine 
Absichtserklärung zwischen Deutschem Städtetag, Deut-
schem Städte- und Gemeindebund und Anbietenden von 
E-Scooter-Verleihsystemen geschlossen. Wenn ein Ge-
nehmigungs- bzw. Konzessionsregime geschaffen würde 
(Abschn. 6.5.4.5), könnten die Kommunen die Mobili-
tätsanbietenden zur Vereinbarung entsprechender Da-
tenaustauschvereinbarungen verpflichten. In Abwesen-
heit entsprechender landes- und bundesrechtlicher 
Rechtsvorschriften können Kommunen auch die Ver-
handlungen über die pauschalisierten Parkgebühren bei-
spielsweise für Carsharing-Fahrzeuge nutzen, um eine 
entsprechende Datenzusammenarbeit im Austausch für 
einen finanziellen Rabatt zu etablieren. Werden Sharing-
Angebote als städtische Verkehrsleistungen ausgeschrie-
ben, wie stationsbasiertes Bikesharing, sollte der Daten-
austausch von vornherein Teil der Vereinbarungen mit 
den Anbietenden werden.

Räumliche Steuerung von Sharing-Angeboten 
digital organisieren
523.	 Auf der Basis entsprechender rechtlicher Regelun-
gen und technischer Standards wie MDS wird es mög-
lich, die Sharing-Angebote besser räumlich zu steuern 
und beispielsweise Verbotszonen für Sharing-Fahrzeu-
ge (durch sogenanntes Geofencing) zu definieren. Diese 
können auch temporärer Natur sein (z. B. bei angekün-
digten Demonstrationen oder einer Sondernutzungen 
der Fläche). Umgekehrt können auch prioritäre Abga-

be- und Entleihorte definiert werden, um beispielsweise 
an ÖPNV-Stationen eine nahtlose Mobilität zur Erschlie-
ßung einzelner Quartiere zu ermöglichen. Technisch 
möglich wäre auch eine automatische Drosselung der 
Geschwindigkeit von E-Scootern in vorab definierten 
Bereichen und Gefahrenzonen (Agora Verkehrswende 
2019a). Erst nach der generellen Zulassung der Elek
trokleinstfahrzeuge im Juli 2019 begann das Kraftfahrt-
bundesamt mit der Prüfung der Software der bereits zu-
gelassenen E-Scooter. Vor allem Kommunen fordern, 
dass zukünftig Verbotszonen und Auf- und Abstellstand-
orte definiert werden können (Deutscher Städtetag et al. 
2019).

Schon heute sind viele Anbietende neuer Mobilitäts-
dienstleistungen dazu bereit, freiwillig mit den Städten 
zu kooperieren. Sie stoßen auf kommunaler Seite jedoch 
teilweise auf unklare Zuständigkeiten und wenig Be-
wusstsein für die potenzielle eigene Rolle. Hilfreich könn-
te in Städten die Benennung von Zuständigen für Shared 
Mobility sein, die auch die Frage der Mobilitätsdaten und 
gewünschten räumlichen Steuerung intern mit den ent-
sprechenden Fachämtern koordinieren.

6.5.2	 Akteure zusammenführen 
524.	 Seit vielen Jahren engagieren sich auch deutsche 
Städte im Bereich der nachhaltigen Stadtentwicklung. 
Sie sind in europäischen und internationalen Netzwer-
ken, wie beispielsweise „civitas“, „covenant of mayors“, 
„resilient cities“ oder „C40“ aktiv, welche die Stadt- und 
Verkehrsentwicklung vor dem Hintergrund der Heraus-
forderungen des Klima- und des Umweltschutzes inte
griert betrachten. Diese Netzwerke verfolgen unter-
schiedliche Schwerpunkte. Ihnen ist gemein, dass sie 
einen erheblichen Wissenstransfer zwischen den Städ-
ten ermöglichen (CIVITAS o. J.; Covenant of Mayors for 
Climate & Energy o. J.; SCHWEDES et al. 2017). Bei der 
Stadtmobilität sind Stadtpolitik und -verwaltung die ent-
scheidenden Akteure, da diese für die Umsetzung ver-
antwortlich sind. In der Bundes- und Landespolitik fin-
den entsprechende Städtenetzwerke noch zu wenig 
Beachtung. Proaktive Städte sollten als wichtige Akteu-
re und Multiplikatoren der Mobilitätswende noch stär-
ker als bisher anerkannt und gefördert werden. Es ist 
deshalb wünschenswert, dass Bund und Länder die Ak-
tivitäten der Städte für eine ambitionierte Umsetzung 
der Mobilitätswende finanziell unterstützen und die eu-
ropäische sowie die internationale Vernetzung fördern. 
In ihren Förderprogrammen sollten sie die für eine nach-
haltige Stadtentwicklung unabdingbare, integrierte Sicht-
weise verankern.
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525.	 Trotz erheblicher Synergiepotenziale zwischen 
Umwelt-, Klima- und Gesundheitsschutz im Bereich der 
städtischen Mobilität werden die unterschiedlichen Be-
reiche kommunal noch immer weitgehend getrennt von-
einander bearbeitet. Dies führt dazu, dass mögliche 
Synergieeffekte nicht realisiert werden. Um dies zu 
verändern, bedarf es einer systematischen Integration 
von Gesundheitsbelangen in die Verkehrsentwicklung, 
wie es beispielsweise London mit seiner Healthy-
Streets-Kampagne praktiziert, welche eine Grundlage 
bei der Erstellung der lokalen Verkehrsstrategie bildete 
(ALDRED und CROFT 2019; Mayor of London und 
Transport for London 2017). Weitere Bereiche, die von 
der Stärkung des Umweltverbundes in den Städten pro-
fitieren, sind unter anderen der Tourismus und die Frei-
raumentwicklung. Auch Akteure aus diesen Bereichen 
sollten für die Mobilitätswende gewonnen und in die 
Umsetzung einbezogen werden. Der SRU empfiehlt 
daher die Einbindung von Gesundheitsexpertinnen und 
-experten sowie der Akteure des kommunalen Touris-
musmanagements und der Freiraumentwicklung (zur 
Definition vgl. SRU 2018, S. 56) in den Prozess der 
Erstellung integrierter Verkehrsentwicklungskonzepte 
(vgl. Tz. 448 ff.).

6.5.2.1	 Mobilitätsmanagement als Instrument 
nutzen

526.	 Mobilitätsmanagement ist ein Ansatz, die Verkehrs-
nachfrage zielorientiert zu beeinflussen, um den Perso-
nenverkehr effizienter, umwelt- sowie sozialverträglicher 
und deshalb nachhaltiger zu gestalten. Akteure des Mo-
bilitätsmanagements sind zum Beispiel Arbeitgeber oder 
Schulen, aber auch Kommunen. Das Management bietet 
vor allem Maßnahmen an, durch die Individuen oder be-
stimmte Zielgruppen die Nutzung ihrer Verkehrsmög-
lichkeiten und -mittel ändern. Das Mobilitätsmanage-
ment hat das Ziel, Verkehr zu vermeiden oder zu verlagern 
und liefert so einen wesentlichen Beitrag zu einer mo-
dernen Verkehrsgestaltung (REUTTER 2014). Auf kom-
munaler Ebene werden in Deutschland bereits vielfach 
Mobilitätsmanagementkonzepte verfolgt, zum Beispiel 
in München oder Frankfurt am Main (REUTTER und 
STIEWE 2019, S. 18 f.).

Mobilitätsmanagement ist wichtig, weil das individu-
elle Mobilitätsverhalten in hohem Maße durch erlern-
te Routinen geprägt wird, die dazu dienen, die Komple-
xität (der Fortbewegung) im Alltag zu reduzieren. Die 
Mobilitätswende erfordert eine Mobilitätskultur, wel-
che die Gesundheit der Einzelnen und die Lebensqua-
lität in den Städten in den Vordergrund stellt. Aus 

verkehrspsychologischer Perspektive sind für eine Ver-
änderung der Mobilitätsroutinen der Schul- und der 
Arbeitsweg von besonderer Bedeutung. Auf Bundes-
ebene wurden immer wieder verschiedene Ansätze un-
terstützt (z. B. die Projekte „effizient mobil“ oder 
„Mobil.Pro.Fit“ und der Wettbewerb „mobil gewinnt“ 
(BMVI und BMU 2018) im Rahmen der Förderricht
linie „Betriebliches Mobilitätsmanagement“ des BMVI). 
Eine weitere Verstetigung dieser Ansätze muss aber 
nicht nur vom Bund, sondern auch durch die Bundes-
länder erfolgen. Dies findet beispielsweise bereits in 
Nordrhein-Westfalen statt (JANSEN und UNGER-
AZADI 2019, S. 28).

Arbeitswege gehören zu denjenigen regelmäßigen Wegen, 
für die sich veränderte Routinen besonders gut etablie-
ren lassen. Dem betrieblichen Mobilitätsmanagement 
kommt somit sowohl eine Schlüsselrolle zur Stärkung 
des Umweltverbundes als auch ein hohes Potenzial in 
der Umsetzung zu. Im betrieblichen Mobilitätsmanage-
ment kommt eine weit gefächerte Anzahl von Maßnah-
men zum Einsatz. Dazu zählen unter anderem Mobi
litätsberatungen für neue Mitarbeitende, verbilligte 
Jobtickets, Anreize zum Fahrradfahren, wie Fahrrad
leasing, Umkleideräume und Duschen, sichere und aus
reichende Abstellplätze sowie die Unterstützung von 
Fahrgemeinschaften (MIE o. J.). Innerbetriebliche Maß-
nahmen können zum Beispiel die Organisation von 
Dienstreisen (Bahnfahrten statt Flugreisen) oder die 
Umstellung des Fuhrparks betreffen (Diensträder, E-Mo-
bilität und Ladeinfrastruktur) (ebd.). Das betriebliche 
Mobilitätsmanagement bietet erhebliche Vorteile für 
Arbeitgeber, Beschäftigte und Umwelt (UBA 2019, S. 10). 
So kommt die aktive Mobilität der Beschäftigten wegen 
der positiven Gesundheitseffekte (Tz. 492 ff.) auch dem 
Arbeitgeber zugute.

Schulisches Mobilitätsmanagement sowie eines, das Kin-
dergartenkinder und deren Eltern adressiert, sollte ein 
zentraler Baustein des kommunalen Mobilitätsmanage-
ments sein. Die Spirale steigender Bring- und Abholdiens-
te durch Eltern kann durchbrochen werden, wenn die 
relevanten Akteure wie Schulen, Eltern, Polizei, Verkehrs-
unternehmen und die Kommunen zusammenwirken, um 
nicht zuletzt den Sorgen von Eltern als wesentliche Trei-
ber der Fahrdienste zu begegnen (Tz. 450; IKEDA et al. 
2019). Entsprechende Maßnahmen wie Zu-Fuß-Halte-
stellen oder Elternhaltestellen (Haltestellen im fußläu-
figen Einzugsbereich, an denen Eltern ihre Kinder abset-
zen können) oder ein Sicherheitstraining für Schulkinder 
bestehen bereits in vielen Kommunen (BLEES et al. 
2018). 
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Wenn Kinder lernen, aktiv mobil zu sein, behalten sie als 
Erwachsene oft ihr erlerntes Mobilitätsverhalten bei und 
geben es später an die eigenen Kinder weiter (LIM-
BOURG et al. 2000). Es handelt sich daher um eine be-
sonders nachhaltige Verkehrsmaßnahme (LIMBOURG 
2009). Erfolgreiche Pilotprojekte zum Beispiel in Aachen 
und Berlin belegen die Wirksamkeit des Ansatzes (HEI-
DEMANN 2018). Das schulische Mobilitätsmanagement 
wird schon in einigen Bundesländern gefördert. Kom-
munale Netzwerke, um schulische Aktivitäten zu unter-
stützen, bestehen in Hessen (Fachzentrum Schulisches 
Mobilitätsmanagement) (ivm GmbH 2019) oder in 
Nordrhein-Westfalen (Zukunftsnetz Mobilität NRW 
2019). Andere Bundesländer sollten solche Netzwerke 
ebenfalls einrichten und mit ausreichend Personal und 
Finanzmitteln ausstatten. Aufgrund der herausragenden 
Bedeutung für die Mobilitätswende sollte Bildung für 
umweltfreundliche und gesunde Mobilität in allen Bun-
desländern ein fester Bestandteil des Lehrplans und der 
Schulprogramme werden (BMU 2018). Es ist geplant, 
das schulische Mobilitätsmanagement im Berliner 
Mobilitätsgesetz zu verankern (Senatsverwaltung für 
Umwelt, Verkehr und Klimaschutz Berlin 2019c). Diese 
Regelung könnte, wenn sie sich bewährt, von anderen 
Bundesländern übernommen werden.

6.5.3	 Integrierte Verkehrsentwick-
lungsplanung verbindlich 
machen und auf regionaler 
Ebene stärken

527.	 Mit der kommunalen Verkehrsplanung steuert die 
Gemeinde das Verkehrsgeschehen auf ihrem Gebiet. Sie 
bildet zum Beispiel die Grundlage für den kommunalen 
Infrastrukturausbau, die Verteilung von Geldern im Ver-
kehrsbereich und die Planung des öffentlichen Nahver-
kehrs. Die integrierte Verkehrsentwicklungsplanung ist 
im Kontext einer integrierten Stadtentwicklungsplanung 
zu erstellen. Sie betrachtet die Verkehrsentwicklung 
gesamthaft, das heißt strategisch und in ihrer Wechsel-
wirkung zu anderen relevanten Entwicklungen (umfas-
send FGSV 2013). Bislang ist sie rechtlich nicht zwin-
gend vorgeschrieben (dazu bereits SRU 2005).

528.	 Seit einigen Jahren fördert die EU das Konzept der 
integrierten Verkehrsentwicklungspläne (Sustainable 
Urban Mobility Plans – SUMP), die dem Ansatz der deut-
schen integrierten Verkehrsplanung entsprechen. Auf-
grund von Subsidiaritätsbedenken ist die integrierte 
Verkehrsplanung nicht, wie ursprünglich von der Euro-

päischen Kommission im Aktionsplan urbane Mobilität 
(Europäische Kommission 2009) anvisiert, auf EU-Ebe-
ne verpflichtend für die Mitgliedstaaten eingeführt, son-
dern nur durch Leitlinien ausgearbeitet worden (WEFE-
RING et al. 2013), die Ende 2019 aktualisiert worden 
sind. Das Konzept wird durch den Austausch von Best-
Practice-Beispielen und Konferenzen unterstützt und 
stellt einen wertvollen Ansatz dar, die integrierte Ver-
kehrsplanung zu stärken und die verschiedenen Verkehrs-
formen gemeinsam zu betrachten (SRU 2012, Tz. 337 ff.).

529.	 Die integrierte Verkehrsentwicklungsplanung soll-
te neben verkehrlichen auch Umweltschutzziele sowie 
Klimaschutz- und Anpassungsziele für den Verkehrssek-
tor festlegen. Dabei sollten auch verbindliche Maßnah-
men geplant werden, die dazu beitragen, den Verkehr in 
den Kommunen zu dekarbonisieren. Auch Ziele zur Er-
höhung der Lebensqualität und der Gesundheit und Mul-
tifunktionalität sollten von den Kommunen angestrebt 
werden. Um dies sicherzustellen, sollte die Aufstellung 
solcher Ziele in den zu schaffenden gesetzlichen Grund-
lagen erwähnt werden. 

Wünschenswert wäre darüber hinaus, dass eine inte
grierte Planung verkehrlich relevante Aspekte aus Fach-
plänen, wie der Luftreinhalteplanung oder der Lärmmin-
derungsplanung, und übergeordnete Rahmenbedingungen 
einbezieht (Tz. 448 ff.; SRU 2012, Tz. 337 ff.). Dies ist 
allerdings schwierig, weil gegenwärtig weder die zeitli-
chen Vorgaben noch die Erhebung der Daten und die Ver-
wendung von Verkehrsmodellen einheitlich erfolgen 
(Tz. 451). Die Planung muss darüber hinaus wichtige 
Fragen hinsichtlich der Zukunft des Stadtverkehrs 
adressieren, um mit langfristigem Zeithorizont und aus-
reichender Flexibilität bevorstehende Entwicklungen be-
rücksichtigen und unter Umständen nachsteuern zu 
können. Zu diesen Aspekten zählen auch der Wirtschafts-
verkehr sowie Konzepte für Sharing- und Ladesysteme 
(wie Auto, Fahrrad, E-Scooter). Die Planung bewirkt 
dann insgesamt eine Auseinandersetzung der Kommu-
nen mit der aktuellen verkehrlichen Situation, den zu er-
wartenden Verkehrsentwicklungen und den daraus ab-
zuleitenden Maßnahmen. Die zuständige Behörde sollte 
eine integrierte Verkehrsentwicklungsplanung in einem 
strukturierten Verfahren mit Behörden- und Öffentlich-
keitsbeteiligung erstellen. Die Planung sollte Entwick-
lungsziele enthalten, mit der alle relevanten Maßnahmen 
insbesondere zu Infrastruktur, ÖPNV und Verkehrsre-
gulierung koordiniert werden müssen. Sie muss zudem 
mit der Raumplanung abgestimmt sowie in regelmäßi-
gen Abständen überprüft und fortgeschrieben werden 
(REESE 2018). 
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530.	 Bei der Planung muss die Region betrachtet wer-
den, um die Verflechtungsräume in ihren übergreifen-
den Funktionen zu unterstützen. SCHWEDES (2012) 
ist der Auffassung, dass ohne eine regional integrierte 
Verkehrspolitik erfolgreiche verkehrspolitische Strate
gien auf lokaler Ebene nichts ausrichten können. Insbe-
sondere Pendelbewegungen zu Arbeitsorten, Freizeitak-
tivitäten oder Einkauf sind Beispiele für die funktionalen 
Beziehungen zwischen der Stadt, ihrem Umland und den 
ländlichen Räumen. Gemeindeübergreifende Planungen, 
zum Beispiel durch die gemeinsame Erarbeitung und Um-
setzung interkommunaler Mobilitätskonzepte, können 
eine Möglichkeit darstellen, um über administrative 
Grenzen hinweg zu handeln. Zentral für die suburbanen 
Räume ist insbesondere die Verknüpfung mit dem inner-
städtischen Verkehrsnetz, auch wenn dieses vielerorts 
bereits an seiner Kapazitätsgrenze angelangt ist. Regio-
nale Mobilitätskonzepte sollten sich auf die tatsächli-
chen Verflechtungsbereiche (Abb. 6-1) beziehen. Ein 
gutes Beispiel ist die Region Hannover, die gleichzeitig 
Aufgabenträger des öffentlichen Personennahverkehrs 
und Träger der Regionalplanung ist (PRIEBS 2002). 

Eine weitere Möglichkeit zur umweltfreundlichen Ver-
kehrsverlagerung ist die Errichtung von Radschnellwe-
gen. Elektrofahrräder können vor allem für Pendel
distanzen von bis zu 15 km eine Alternative zum Pkw 
darstellen (Agora Verkehrswende 2017). In vielen euro-
päischen Ländern existieren bereits zahlreiche Rad-
schnellwege, die besonders von Pendlerinnen und Pend-
lern genutzt werden. In Kopenhagen wurden bis zum 
Jahr 2018 neun Routen mit einer Gesamtlänge von 
200 km gebaut, wodurch 25 % der Pendelnden vom Auto 
auf das Rad umstiegen. Auch in Deutschland werden in-
zwischen die ersten Radschnellwege geplant oder gebaut, 
so der Radschnellweg zwischen Darmstadt und Frank-
furt/Main oder der Radschnellweg Ruhr RS1, der mit 
einer Gesamtlänge von gut 100 km von Duisburg über 
Mülheim/Ruhr, Bochum und Dortmund bis nach Hamm 
führen soll. 

531.	 Gegenwärtig erfolgt die Verkehrsentwicklungspla-
nung auf kommunaler Ebene auf freiwilliger Basis, an-
ders als (in den meisten Bundesländern) die Nahver-
kehrs-, Luftreinhalte- und Lärmminderungsplanung. 
Zahlreiche Städte verfügen nicht über eine Verkehrsent-
wicklungsplanung oder ihre Planung ist nicht auf einem 
aktuellen oder fachlich hochwertigen Stand, wie eine 
kürzlich durchgeführte Erhebung im Rahmen des EU-
Projektes CIVITAS PROSPERITY ergab (ARNDT und 
DREWS 2019). Selbst innovative Verkehrsentwicklungs-
pläne bleiben zudem wirkungslos, wenn sie nicht mit 

konkreten Beschlüssen zur Finanzierung, zur Umsetzung 
und zur personellen Untersetzung flankiert werden. Der 
SRU hatte 2005 in seinem Gutachten „Umwelt und Stra-
ßenverkehr“ dem Bund ursprünglich empfohlen, ein 
Gemeindeverkehrsplanungsgesetz zu schaffen, das ver-
bindliche Vorgaben für die Aufstellung und die Ausge-
staltung eines solchen Plans enthalten sollte (SRU 2005, 
Tz. 484 ff.). Ob eine solche Regelung notwendig ist, wird 
durchaus kontrovers diskutiert (WOLFRAM et al. 2010). 
Gegenüber einer Verpflichtung der Kommunen auf Bun-
desebene entfaltet allerdings Art. 84 Abs. 1 S. 7 Grund-
gesetz (GG) seit 2006 eine Sperrwirkung. Die Kommu-
nen können nicht mehr unmittelbar durch Bundesgesetz 
verpflichtet werden. Der SRU empfiehlt deshalb aufgrund 
der geänderten verfassungsrechtlichen Situation Lan-
desregelungen zu erlassen, die zur Aufstellung von inte-
grierten Verkehrsentwicklungsplänen in Städten ab 
50.000 Einwohnerinnen und Einwohnern verpflichten. 
Dazu könnten Bund und Länder auf der Ebene der Ver-
kehrsministerkonferenz ein Muster-Gemeindeverkehrs-
planungsgesetz erarbeiten und bei Bedarf fortschreiben 
(analog z. B. der Musterbauordnung (MBO) auf der 
Ebene der Bauministerkonferenz). 

Ein Beispiel für die landesrechtliche Regelung ist § 16 
MobG BE, der bestimmt, dass die Verkehrsentwicklungs-
planung (Berlin: Stadtentwicklungsplan Mobilität und 
Verkehr) die Grundlage aller verkehrsspezifischen Pla-
nungen darstellt. Sie dient dazu, die im Gesetz genann-
ten Ziele der Mobilitätsgewährleistung in integrierter, 
verkehrsmittelübergreifender Betrachtung zu gewähr-
leisten sowie zu konkretisieren (Modal Split, Verkehrs-
sicherheit und Gesundheits-, Umwelt-, Klima- und 
Ressourcenschutz). Zu diesem Zweck stellt er Qualitäts-
ziele insbesondere für die Erhaltung, Modernisierung 
und Erweiterung der Verkehrsinfrastruktur auf und be-
stimmt das Vorrangnetz des Straßenverkehrs. Das Plan-
werk wird durch regelmäßige Fortschrittsberichte und 
Evaluationen begleitet und ist mit der Nahverkehrspla-
nung sowie der Fuß- und Radverkehrsplanung verzahnt.

6.5.4	 Straßenverkehrsrecht 
für die Verkehrswende 
reformieren

532.	 Das Straßenverkehrsrecht stellt das Kraftfahrzeug 
in den Mittelpunkt. Dies gilt sowohl für das Straßenver-
kehrsgesetz (StVG) als auch für die Straßenverkehrs-
Ordnung (StVO) sowie für nachgeordnete Regelwerke. 
Das Straßenverkehrsgesetz betrifft fast zur Gänze die Zu-
lassung von Kraftfahrzeugen, die Erteilung von Fahr
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erlaubnissen, die Haftung von Kraftfahrzeugführenden, 
das Fahreignungs- und das Kraftfahrzeugregister. Eine 
gesamthafte Regelung im Sinne der Steuerung des Stra-
ßenverkehrs ist dort nicht angelegt. Auch die StVO ist 
auf Kraftfahrzeuge ausgerichtet, andere Verkehrsarten 
werden nur am Rande geregelt. Dies zeigt bereits die Rei-
henfolge der Bestimmungen: bis einschließlich § 24 StVO 
(Besondere Fortbewegungsmittel) behandelt das Gesetz 
keine anderen Verkehrsarten als den Verkehr mit Kraft-
fahrzeugen. § 25 StVO erwähnt erstmals Fußgänger, 
allerdings ist ihnen auch nur dieser eine und der nach-
folgende Paragraf gewidmet.

533.	 § 45 StVO stellt die zentrale Ermächtigungsgrund-
lage der Straßenverkehrsbehörden für den Erlass von 
verkehrsregelnden Anordnungen in der StVO dar. Der 
erste Absatz erlaubt es den Behörden, die Nutzung be-
stimmter Straßen oder Straßenstrecken aus Gründen der 
Sicherheit oder der Ordnung des Verkehrs zu beschrän-
ken oder zu verbieten sowie den Verkehr umzuleiten. 
Neben der Verkehrssicherheit stellt damit auch die Ord-
nung des Verkehrs einen Anordnungsgrund dar. Der 
Begriff der Ordnung wird dabei gleichbedeutend mit 
Leichtigkeit oder auch Flüssigkeit verwendet und meint 
in der Rechtspraxis in erster Linie den flüssigen Auto-
verkehr (KÖNIG in: KÖNIG/DAUER 2017, Rn. 28; 
REBLER in: BACHMEIER/MÜLLER/REBLER 2017). Eine 
Einschränkung des Autoverkehrs aus Gründen der 
Sicherheit setzt eine konkrete Gefahr für ein durch § 45 
StVO geschütztes Rechtsgut voraus (STEINER in: 
KÖNIG 2016, Rn. 17). Die Flüssigkeit des Verkehrs ist 
mit den zur Verfügung stehenden Mitteln zu erhalten 
(SAUTHOFF 2010, Rn. 581).

Die durch § 45 Abs. 1a bis 1g StVO ermöglichten verkehrs-
regelnden Maßnahmen sind relativ eng gefasst (u. a. Be-
wohnerparken, Fußgängerbereiche) und können nicht 
unter Rückgriff auf § 45 Abs. 1 StVO angeordnet werden 
(STEINER in: KÖNIG 2016, Rn. 17). § 45 Abs. 9 StVO 
stellt zudem strenge Anforderungen an Verkehrsbe-
schränkungen. Nach Satz 1 dürfen Verkehrszeichen und 
Verkehrseinrichtungen nur dort angeordnet werden, wo 
sie zwingend erforderlich sind. Nach Satz 2 dürfen 
„Gefahrzeichen nur dort angeordnet werden, wo es für 
die Sicherheit des Verkehrs erforderlich ist, weil auch ein 
aufmerksamer Verkehrsteilnehmer die Gefahr nicht oder 
nicht rechtzeitig erkennen kann und auch nicht mit ihr 
rechnen muss.“ § 45 Abs. 9 S. 3 StVO bestimmt, dass Be-
schränkungen und Verbote des fließenden Verkehrs nur 
festgesetzt werden dürfen, „wenn auf Grund der beson-
deren örtlichen Verhältnisse eine Gefahrenlage besteht, 
die das allgemeine Risiko einer Beeinträchtigung der in 

den vorstehenden Absätzen genannten Rechtsgüter er-
heblich übersteigt.“ Damit wird dem fließenden Verkehr 
– zu dem auch der Radverkehr, aber nicht der Fußverkehr 
zählt – eine hohe Bedeutung zugeordnet. Er darf nur auf-
grund von erheblichen Gefahren eingeschränkt werden. 
Die Einschränkung beispielsweise des Fußverkehrs ist da-
gegen nicht begründungsbedürftig. Es wird durchaus in-
frage gestellt, ob diese Bestimmung mit den Wertungen 
des Grundgesetzes zu vereinbaren ist, „denn sie gibt dem 
Interesse an der Fortbewegung ein höheres Gewicht als 
dem Interesse an der Sicherheit und der Gesundheit von 
Menschen“ (HERMANN et al. 2019, S. 80 ff.).

Umweltschutzgründe können nur in Ausnahmefällen Ver-
kehrsregelungen begründen. Abgesehen von den im Bun-
des-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) geregelten Son-
derfällen zur Umsetzung von Luftreinhalteplänen und 
Lärmaktionsplänen kennt die StVO nur die Berücksich-
tigung des Schutzes der (unmittelbar betroffenen) Wohn-
bevölkerung vor Lärm und Abgasen (§ 45 Abs. 1 S.  2 
Nr. 3 und Abs. 1b S. 1 Nr. 5 StVO). Auch insoweit gelten 
jedoch die Maßgaben von § 45 Abs. 9 StVO. Im Übrigen 
spielt der Umweltschutz für Anordnungen nach § 45 StVO 
keine Rolle. Es wird somit deutlich, dass die StVO bislang 
nicht darauf ausgerichtet ist, den Verkehr ausgleichend 
zu verteilen und zu steuern, um Umwelt- und Gesund-
heitsbelastungen zu verringern. Dies ist Ausdruck des 
Umstands, dass das Straßenverkehrsrecht in einem engen 
Sinne grundsätzlich als Ordnungsrecht mit dem alleini-
gen Ziel der Gefahrenabwehr verstanden wird (NOTZ 
2018). Das so ausgestaltete Straßenverkehrsrecht wirkt 
fort und setzt den Kommunen enge Grenzen bei der För-
derung des Umweltverbundes (WERNER 2017).

534.	 Viele Kommunen konstatieren daher dringenden 
Änderungsbedarf im Bereich des Straßenverkehrs- und 
Straßenrechts (Kasten 6-2). Sie sind der Auffassung, dass 
der geltende Rechtsrahmen erhebliche Hemmnisse für 
eine nachhaltige Stadt- und Verkehrsentwicklung – 
einschließlich eines sicheren und komfortablen Radver-
kehrs – enthält (BRACHER et al. 2018). Erforderlich ist 
deshalb neben der Gefahrenabwehr ein vorsorgendes 
Verkehrsrecht, das die Gefahrenvorsorge für Mensch und 
Umwelt in den Blick nimmt.

Anfang 2020 ist die StVO novelliert worden. Damit soll-
te sie besser auf die Bedürfnisse des Radverkehrs ausge-
richtet werden (BMVI 2019a). Die Veränderungen sind 
positiv zu bewerten, insbesondere die höheren Bußgel-
der zum Beispiel für unzulässiges Halten in zweiter Reihe 
und auf Geh- und Radwegen. Der bislang nur richterrecht-
lich festgelegte Mindestabstand von 1,5 m beim Überho-
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len von Fahrrädern ist jetzt ausdrücklich festgeschrieben 
worden und Lkw müssen beim Rechtsabbiegen in der 
Regel Schrittgeschwindigkeit fahren. Allerdings stellt die 
Novelle die Gesamtausrichtung des Straßenverkehrs-
rechts nicht infrage. Zuvor waren deutlich weitergehen-
de Vorschläge, unter anderem vom UBA, der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen, von Verbänden und anderen In-
stitutionen, vorgelegt worden (Deutscher Bundestag 
2019a; ADFC 2018a; RINGWALD et al. 2018; RINGWALD 
und CAGAN 2019). Nachfolgend soll deshalb dargestellt 
werden, warum und an welchen Punkten das Straßenver-
kehrsrecht dringend reformbedürftig bleibt.

Für eine Umgestaltung des Verkehrs müssten die Kom-
munen aber die Möglichkeit erhalten, sowohl den ruhen-
den als auch den fließenden Kfz-Verkehr so zu lenken 
und gegebenenfalls einzuschränken, dass mehr Platz und 
Rechte für den Umweltverbund geschaffen werden. Dies 
ist bislang nur sehr eingeschränkt möglich.

Straßenverkehrsgesetz zeitgemäß ausrichten: 
Gesetzeszweck und Verordnungsermächti­
gungen anpassen
535.	 Um das Straßenverkehrsgesetz modern auszurich-
ten, ist es erforderlich, die Zweckbestimmung des Stra-
ßenverkehrsrechts weiter zu fassen. Dabei kann sich der 
Bundesgesetzgeber auf weitere ihm zustehende bundes-
gesetzliche Kompetenzen stützen, wie das Recht der Luft-
reinhaltung aus Art. 74 Abs. 1 Nr. 24 GG oder das Recht 
der Wirtschaft aus Art. 74 Abs. 1 Nr. 11 GG (HERMANN 
et al. 2019, S. 88 ff.). Orientierung kann hierbei das Bau-
gesetzbuch (BauGB) bieten. § 1 Abs. 6 Nr. 9 BauGB nennt 
als Belange, die bei der Bauleitplanung besonders zu 
berücksichtigen sind: „die Belange des Personen- und 
Güterverkehrs und der Mobilität der Bevölkerung, ein-
schließlich des öffentlichen Personennahverkehrs und 
des nicht motorisierten Verkehrs, unter besonderer Be-
rücksichtigung einer auf Vermeidung und Verringerung 
von Verkehr ausgerichteten städtebaulichen Entwick-

Kasten 6-2: �Straßenrecht versus Straßen­
verkehrsrecht

Bei einer Änderung des Verkehrsrechts muss der Sys-
tematik und den Gesetzgebungskompetenzen Rech-
nung getragen werden. Man unterscheidet zwischen 
dem Straßenrecht, welches das Recht an der Straße 
regelt (öffentliches Sachenrecht), und dem Straßen-
verkehrsrecht, welches das Recht auf der Straße 
ordnet (Ordnungsrecht) (HERMANN et al. 2019 
m. w. N., auch zum Planungsrecht für Straßen). 

Das Straßenrecht, insbesondere das Bundesfernstra-
ßengesetz (FStrG) sowie die Straßengesetze der Län-
der für die übrigen Straßen, legt fest, welche Ver-
kehrsarten ohne besondere Erlaubnis auf der Straße 
zulässig sind (RINGWALD et al. 2018, S. 12). Für 
das Straßenrecht ist der Bund nur zuständig, wenn 
Fernverkehrsstraßen betroffen sind. Für das übrige 
Straßenrecht haben die Länder nach Art. 70 GG die 
Gesetzgebungskompetenz. 

Die Gesetzgebungskompetenz für den Straßenver-
kehr ist gemäß Art. 74 Abs. 1 Nr. 22 GG dem Bund 
zugewiesen und es ist als abschließendes Bundes-
recht konzipiert. Das Straßenverkehrsrecht regelt, 
wie der öffentliche (als solcher gewidmete) Stra-
ßenraum zu nutzen ist. Es soll Gefahren abwenden 
und die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs ge-

währleisten, wobei es praktisch zumeist um den 
Autoverkehr geht und dessen Leichtigkeit nur in 
besonders gelagerten Einzelfällen infrage gestellt 
werden darf. Es geht dem Straßenrecht vor (Bun-
desrecht bricht Landesrecht). Nur wenn die StVO-
Maßnahme ins „Dingliche“ reicht, sie also zum 
Beispiel regelt, dass eine Straße nur noch als Fahr-
radstraße genutzt werden kann, ist sie durch diesen 
Vorrang nicht mehr gedeckt. Die wichtigsten recht-
lichen Grundlagen des Straßenverkehrsrechts sind 
das Straßenverkehrsgesetz, die Straßenverkehrszu-
lassungsordnung (StVZO) und die StVO mit der 
dazu erlassenen Allgemeinen Verwaltungsvorschrift 
(VwV-StVO). 

Wie der Straßenraum verteilt und ausgestaltet wird, 
folgt oftmals auch aus zahlreichen Richtlinien, denen 
unterschiedliche Rechtsverbindlichkeit zukommt, 
die aber gerade in der Praxis große Wirksamkeit ent-
falten. Besonders wichtig sind die Richtlinien für die 
Anlage von Stadtstraßen mit ihren Teilen Erschlie-
ßung, Knotenpunkte, Linienführung und Quer-
schnittsgestaltung sowie technische Richtlinien für 
Fußgängerüberwege (BRANDT 2016, S. 37). Erheb-
liche Bedeutung in der Praxis entfalten darüber 
hinaus Empfehlungen der Forschungsgesellschaft für 
Straßen- und Verkehrswesen wie die Empfehlungen 
für Radverkehrsanlagen, die teilweise verbindlich 
einzuhalten sind.
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lung“. Das Straßenverkehrsgesetz sollte um eine gleich 
oder ähnlich lautende Bestimmung erweitert werden, die 
ausdrücklich darauf Bezug nimmt, den Verkehrsaufwand 
zu verringern, ohne die Mobilität der Menschen einzu-
schränken, und die zudem auch den ÖPNV und den nicht 
motorisierten Verkehr adressiert (ebd., S. 110 ff.). Als 
Zweck des Gesetzes sollte auch die Verkehrssicherheit 
aufgenommen werden, mit dem Ziel, Verkehrstote voll-
ständig zu vermeiden (Vision Zero) und die Zahl von 
Verkehrsverletzten zu verringern. Die Belange des nicht 
motorisierten Verkehrs und des ÖPNV sollten dabei aus-
drücklich vorrangig berücksichtigt werden dürfen, wobei 
in der Umsetzung ausreichend Flexibilität für verhält-
nismäßige Lösungen vorhanden sein muss.

Regelungen in der StVO, die eine vom BMVI erlassene 
Verordnung ist, können nur auf der Grundlage von ge-
setzlich geregelten Ermächtigungsgrundlagen erfolgen. 
Daher müssen auch diejenigen in § 6 StVG enthaltenen 
Verordnungsermächtigungen weiter gefasst werden, die 
die Rechtsgrundlage für den Erlass der StVO bilden, 
damit zusätzliche Maßnahmen in der StVO geregelt wer-
den können. Dazu zählen unter anderem Verordnungs-
ermächtigungen, um Verkehrsbeschränkungen zuguns-
ten des Umweltverbundes zu ermöglichen (Tz. 549 ff.). 
Nachfolgend werden die Änderungsbedarfe im Hinblick 
auf die thematischen Aspekte ruhender Verkehr, fließen-
der Verkehr sowie Fuß- und Radverkehr dargestellt.

6.5.4.1	 Ruhenden Kfz-Verkehr steuern

536.	 Ein Kraftfahrzeug beansprucht erheblichen öffent-
lichen (Park-)Raum, weil es durchschnittlich nur 3 % 
des Tages gefahren wird, aber 97  % der Zeit stillsteht 
(KUHNIMHOF 2018, S. 27). Der öffentliche Raum wird 
damit in hohem Maße beansprucht. Stehende Fahrzeu-
ge beeinträchtigen auch die Sicherheit anderer Verkehrs-
teilnehmenden zum Beispiel durch Sichtbehinderung. 
Der Bau und die Erhaltung von Parkplätzen führen au-
ßerdem zu hohen Kosten für die Kommunen (SAIGHA-
NI 2017). Ein intelligentes Parkraummanagement ist 
daher eine der zentralen Stellschrauben, um die Umwelt- 
und Gesundheitsbelastungen durch den Kfz-Verkehr in 
den Städten zu reduzieren. 

Parken als unbeschränkten Gemeingebrauch 
überdenken
537.	 Parken auf öffentlichen Straßen ist in Deutschland 
unabhängig von der Dauer grundsätzlich erlaubt, weil es 
sich nach geltendem Recht um Gemeingebrauch handelt. 
Unter Gemeingebrauch versteht man die Nutzung der 
Straße durch die zulässige Verkehrsart. Durch die Wid-

mung (Kasten 6-2) wird allen der Gebrauch der Straße 
zu Verkehrszwecken erlaubt und die Straße in eine Stra-
ßengruppe eingestuft, zum Beispiel als Bundesautobahn 
oder als Bundes-, Landes-, Kreis- oder Gemeindestraße. 
In der Widmung kann auch geregelt werden, dass Ver-
kehrsflächen nur eingeschränkt öffentlich genutzt wer-
den dürfen (z. B. Fuß- oder Radverkehr). Das Bundes-
verfassungsgericht (Urteil v. 09.10.1984 – 2 BvL 10/82, 
BVerfGE 67, 299) entschied in den 1980er-Jahren in 
einem Fall, der Hamburg betraf, dass die Regelung des 
Parkens von Fahrzeugen zum Bereich des Straßenver-
kehrs gehört, für die der Bundesgesetzgeber zuständig 
ist und die er erschöpfend geregelt hat. Hamburg durfte 
deshalb in seinem Wegegesetz nicht festlegen, dass das 
Parken an bestimmten Orten vom Gemeingebrauch aus-
genommen ist. Daraus wird abgeleitet, dass Parken ge-
nerell Gemeingebrauch darstellt.

Die Nutzung des öffentlichen Raums durch Parken ließe 
sich daher neu ausrichten, wenn auf Bundesebene eine Re-
gelung geschaffen würde, wie sie in der Schweiz existiert. 
Dort kann das Parken auf einer öffentlichen Straße zeit-
lich beschränkt oder sogar vollständig untersagt werden 
(RINGWALD et al. 2018, S. 35). Das Parken über längere 
Zeit kann zum „gesteigerten Gemeingebrauch“ erklärt wer-
den und erfordert dann eine kostenpflichtige Genehmi-
gung. Gesteigerter Gemeingebrauch liegt vor, wenn ande-
re von der Nutzung der Fläche dauerhaft ausgeschlossen 
werden. Der SRU empfiehlt, wie auch der Deutsche Städ-
tetag, eine grundsätzliche Neuabgrenzung von „Gemein-
gebrauch“ und „Sondernutzung“ zu prüfen (Deutscher 
Städtetag 2016, S. 18). Dies könnte dazu führen, dass Par-
ken nur auf gesondert ausgewiesenen Flächen erlaubt ist, 
anstatt dass Parkverbotszonen festgelegt werden müssen.

Rechtliche Anforderungen für Parkraum­
bewirtschaftung neu regeln
538.	 Weniger weitreichend und schneller umsetzbar wäre 
es, zunächst die Anforderungen, unter denen eine Park-
raumbewirtschaftung zulässig ist, neu zu regeln. Bislang 
wird die Festsetzung von Parkraumbewirtschaftungszonen 
auf § 45 Abs. 1 S. 1 StVO gestützt, lediglich das Bewoh-
nerparken fällt unter § 45 Abs. 1b Nr. 2a StVO. Wenn daher 
eine großräumige Parkraumbewirtschaftung eingeführt 
werden soll, muss für jede einzelne Straße nachgewiesen 
werden, dass straßenverkehrsbezogene Gründe vorliegen. 
Andere Gründe als ein hoher Parkdruck, wie zum Beispiel 
der Schutz der Wohnbevölkerung vor Lärm und Abgasen 
oder die Unterstützung einer geordneten städtebaulichen 
Entwicklung (§ 45 Abs. 1b Nr. 5 StVO), sind in der Ver-
gangenheit von der Rechtsprechung überwiegend abge-
lehnt worden (HERMANN et al. 2019).
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Das Verwaltungsgericht Wiesbaden hat aber in seinem 
Urteil vom 5. September 2018 (Az.: 4 K 1613/15.WI) zu 
den Fahrverboten für Dieselfahrzeuge in Frankfurt am 
Main ausgeführt, dass es die Aufnahme eines Parkraum-
bewirtschaftungskonzepts in den Luftreinhalteplan als 
kurzfristig umsetzbare und mit deutlichem Minderungs-
potenzial versehene Maßnahme für erforderlich hält. 
Dabei solle der Parkraum auf den Flächen, die dem öf-
fentlichen Verkehr gewidmet sind, gegebenenfalls neu 
geregelt und bewirtschaftet werden. Die Reduzierung 
bzw. Abschaffung kostenlosen Parkraums dürfe zu einer 
erheblichen Abnahme des innerstädtischen motorisier-
ten Individualverkehrs, insbesondere des Parksuchver-
kehrs, und somit zu einer signifikanten Minderung der 
NO2-Belastung führen. Kostenloser Parkraum solle 
grundsätzlich Anwohnenden und Schwerbehinderten 
vorbehalten und vorgehalten bleiben. Dieses Urteil stellt 
aber bislang einen Einzelfall dar.

Um klarzustellen, wann solche Festsetzungen getroffen 
werden können, sollte die Möglichkeit geschaffen wer-
den, eine Parkraumbewirtschaftung aus Gründen der 
Verkehrssicherheit und zur Minderung von weiteren Ver-
kehrsbelastungen anzuordnen (HERMANN et al. 2019, 
S. 203 ff.). Dafür ist es aus systematischen Gründen sinn-
voll, die Ermächtigungsgrundlage in § 6 StVG zu ergän-
zen, um neben den Vorgaben für Parkplätze bei Groß-
veranstaltungen und dem Bewohnerparken auch eine 
konsistente Regelung für großräumige Parkraumbewirt-
schaftungen zu schaffen. Von dieser sollte dann in der 
StVO Gebrauch gemacht werden, indem eine Regelung 
für großräumige Parkraumbewirtschaftungen in § 45 
Abs. 1 S. 2 StVO eingefügt wird.

6.5.4.1.1	 Parkmöglichkeiten reduzieren

539.	 Ein ökologisch wirksames Parkraummanagement 
setzt voraus, dass Parkplätze zum einen knapp sind und 
zum anderen gezielt bewirtschaftet werden. Das Park-
platzangebot kann verknappt werden, indem der Zu-
wachs an Stellplätzen begrenzt wird. Zudem sollte das 
bestehende Parkraumangebot in Parkhäusern und Tief-
garagen effizienter genutzt werden, was durch die Be-
grenzung öffentlicher Parkmöglichkeiten und die Verla-
gerung in die bestehenden Parkhäuser und Tiefgaragen 
erreicht werden kann.

Stellplatzverordnungen flexibilisieren
540.	 Ebenso wie Parkmöglichkeiten im öffentlichen 
Raum schaffen auch private Parkmöglichkeiten einen An-
reiz, einen privaten Pkw zu besitzen. Eine Reduzierung 
des privaten Stellplatzbaus kann in Verbindung mit einer 

Bewirtschaftung der Parkplätze auf der Straße deshalb 
auch den Quell- und Zielverkehr mit dem Auto verrin-
gern. Stellplatzverordnungen bzw. Stellplatzsatzungen 
regeln die Anzahl der bei einem Neubau neu zu schaffen-
den Parkplätze. Diese Regelwerke beruhen auf der jewei-
ligen Landesbauordnung. Die erforderlichen Stellplätze 
werden in der Regel in Abhängigkeit von der Anzahl der 
Wohneinheiten festgelegt. Allerdings ist in einigen Bun-
desländern die Stellplatzpflicht aufgehoben oder flexibi-
lisiert worden oder es wird den Kommunen überlassen, 
Festsetzungen zu treffen. So kann zum Beispiel in Ba-
den-Württemberg ein Autostellplatz durch den Bauen-
den durch vier Fahrradstellplätze ersetzt werden. Diese 
Flexibilisierung ist begrüßenswert, weil sie Anreize für 
einen geringeren Autobesitz bietet, aber auch weil sie die 
Baukosten senkt (HEINRICHS et al. 2015). 

Stellplatzsatzungen sollten zukünftig in Mobilitätssat-
zungen umbenannt werden, um deutlich zu machen, dass 
nicht nur Autoparkplätze geregelt, sondern auch andere 
Mobilitätsarten adressiert werden. Für neu zu entwi-
ckelnde Quartiere sollten Mobilitätskonzepte mit inte
griertem niedrigen Stellplatzschlüssel und einer Anbin-
dung an den öffentlichen Verkehr vorgesehen werden. 
Dies kann im Rahmen der Bauleitplanung bzw. von städ-
tebaulichen Verträgen festgesetzt werden (BLECH-
SCHMIDT 2016). Beispiele dafür sind die Lincoln-Sied-
lung in Darmstadt, der Domagkpark in München oder 
die Seestadt Aspern in Wien. 

Der SRU empfiehlt den Ländern zudem, die Stellplatz-
pflicht zu überarbeiten. So sollte insbesondere ein 
Maximalwert von unter einem Kraftfahrzeug-Stellplatz 
pro Wohnung festgelegt werden. Im Hinblick auf den er-
forderlichen Ausbau der Elektromobilität (SRU 2017c) 
sollte in Zukunft jeder neue Stellplatz Zugang zu einer 
Ladestation haben. Maßnahmen zur Bereitstellung alter-
nativer Mobilitätsangebote (z. B. Sharing) sollten gene-
rell – und nicht nur in Ausnahmefällen – Stellplätzen für 
Pkw gleichgestellt werden (SRU 2018). Bauende sollten 
zudem verpflichtet werden, Fahrradstellplätze zu schaf-
fen – wie es beispielsweise in Brandenburg nach § 49 
Brandenburgische Bauordnung (BbgBO) bereits vorge-
sehen ist (SRU 2018).

Parkplätze im öffentlichen Raum reduzieren
541.	 Wenn Parkplätze vom öffentlichen in den privaten 
Raum verlagert werden, wird der öffentliche Raum ent-
lastet. Etwa die Hälfte der Parkplätze in Kernstädten ist 
in privatem Besitz in Form von Parkhäusern und Stell-
plätzen. Der Rest ist Teil der öffentlichen Fläche (AGFS 
2015, S. 22 und 65). Das Stellplatzvolumen der Parkhäu-
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ser wird in Innenstädten selten vollständig ausgeschöpft 
(Quantum Research 2013, S. 18). Wenn das Parkraum
angebot auf der Straße reduziert werden würde, würde 
sich der ruhende Verkehr stärker in Parkhäuser und 
Tiefgaragen verlagern. Die Kommunen könnten dann 
öffentliche Parkflächen zu Rad- oder Fußwegen oder Grün
flächen umwidmen. Durch den Bau neuer Rad(schnell)
wege könnte dann wiederum eine Verlagerung vom mo-
torisierten Individualverkehr auf das Fahrrad angereizt 
werden. Wenn die Kommunen die Umwidmung der Flä-
che für Nutzende und Anwohnende deutlich sichtbar ma-
chen, kann der Mehrwert der zurückgewonnenen Fläche 
den Anwohnenden bewusster werden.

6.5.4.1.2	 Parkraumbewirtschaftung ausgestalten

542.	 Ein stringentes kommunales Parkraummanagement 
umfasst neben der absoluten und/oder zeitlichen Ver-
knappung des Parkplatzangebotes sowie der Verlagerung 
der Nachfrage in Parkhäuser und Tiefgaragen auch die 
Parkraumbewirtschaftung und die öffentliche Kommu-
nikation. Die Parkgebühr ist ein besonders sichtbarer 
Kostenfaktor und beeinflusst das Mobilitätsverhalten 
entscheidend (OEHLMANN et al. 2019, S. 18). Durch 
Verknappung und Verteuerung des Parkraums im Stadt-
kern können der einfahrende Verkehr deutlich vermin-
dert und Anreize zur Verlagerung hin zu alternativen Ver-
kehrsmitteln wie Fahrrad, ÖPNV oder Sharing-Angeboten 
gesetzt werden. Außerdem lassen sich bestehende Park-
plätze effizienter nutzen (ebd.; Difu 2016, S. 6). Aus 
rechtlicher Sicht wird unterschieden zwischen dem Kurz-
zeitparken und dem Bewohnerparken im öffentlichen 
Raum.

Kurzzeitparken im öffentlichen Raum an 
öffentlichen Interessen ausrichten
543.	 Die Kommunen können bereits jetzt das Parken 
unter engen Voraussetzungen beschränken. In § 6a 
Abs. 6 StVG ist zudem festgelegt, dass Gemeinden Park-
gebühren erheben können und die Länder ermächtigt 
sind, Gebührenordnungen zu erlassen. Nach dem Wort-
laut steht diese Erhebung von Parkgebühren – die nicht 
Bewohnerinnen und Bewohner betrifft – im Ermessen 
der Kommune und erfordert keine Rechtfertigung. Aller-
dings wird sie in der Rechtsprechung regelmäßig an 
Voraussetzungen geknüpft.

Die Festlegung des Gebührenrahmens wird oft von den 
Ländern auf die Kommunen übertragen, die dann eige-
ne Gebührenordnungen erlassen können. Die Höhe der 
Gebühren wird in aller Regel unter dem Wert des Park-
raums für die Nutzenden festgelegt, obwohl das Gebüh-

renrecht es nach § 6a Abs. 2 S. 2 StVG ermöglichen würde, 
die Gebühren am Nutzen auszurichten. Die Rechtspre-
chung hat bereits vor 25 Jahren entschieden, dass die 
Höhe der Parkgebühr nach den jeweiligen örtlichen Ver-
hältnissen festgelegt werden muss, damit die Gebühr 
dem Wert des Parkraums für den Benutzer angemessen 
angepasst ist (VGH München, Urteil vom 29.06.1994 – 
4 N 93.832, NVwZ-RR 1995, S. 415). Parkgebühren 
orientieren sich in Deutschland nicht an den tatsächlich 
anfallenden Kosten. Darunter fallen sowohl Bereitstel-
lungs- und Unterhaltungskosten für den Parkplatz als 
auch externe Kosten, das heißt Umwelt- und Gesund-
heitskosten, Opportunitätskosten, die eine alternative 
Nutzung der Fläche berücksichtigen, sowie Staukosten, 
die durch den Park- und Suchvorgang für andere Teil-
nehmende entstehen (KNIEPS et al. 2018, S. 15 f.). Die 
Gebühren werden zu wenig an öffentlichen Interessen, 
wie beispielsweise der lokalen Luftreinhaltung oder einer 
stadtverträglichen Mobilität, ausgerichtet. Grundsätz-
lich wäre zudem eine dynamische Bepreisung möglich, 
die nach Wochentagen und Tageszeiten sowie der aktu-
ellen Verkehrsdichte differenziert und damit eine Len-
kungswirkung erzielt. § 6a Abs. 6 StVG sollte entspre-
chend ergänzt werden.

Begrenzung der maximal zulässigen Gebühr 
für Bewohnerparken aufheben
544.	 Im Rahmen der Parkraumbewirtschaftung werden 
regelmäßig Sonderparkberechtigungen für Bewohnerin-
nen und Bewohner des entsprechenden Stadtgebiets fest-
gelegt. Entweder werden besondere Flächen für das Be-
wohnerparken reserviert oder es erfolgt eine Freistellung 
von der Parkraumbewirtschaftung nach § 45 Abs. 1b 
Nr. 2a StVO. Die Bepreisung des Bewohnerparkens ist 
durch den Bund in der Gebührenordnung für Maßnah-
men im Straßenverkehr (GebOSt) geregelt. Nach Ge-
bührennummer 265 sollen für einen Bewohnerparkaus-
weis zwischen 10,20 und 30,70 Euro pro Jahr erhoben 
werden. Die Bepreisung orientiert sich damit – besten-
falls – an den für die Verwaltung entstehenden Kosten, 
nicht jedoch an den ersparten Kosten, die für einen Pri-
vatparkplatz bezahlt werden müssten. Dabei müssen 
nach der straßenverkehrsrechtlichen Rechtsgrundlage in 
§ 6a Abs. 2 S. 2 StVG bei begünstigenden Amtshandlungen 
der wirtschaftliche Wert oder sonstige Nutzen für den 
Gebührenschuldner angemessen berücksichtigt werden. 
Selbst bei Veranschlagung der Obergrenze sind private 
Stellplätze damit häufig um das 20fache teurer, sodass 
durch die aktuellen Gebühren für Bewohnerparkauswei-
se das Bewohnerparken subventioniert wird (KNIEPS et 
al. 2018, S. 16). Auch im internationalen Vergleich sind 
deutsche Bewohnerparkgebühren sehr niedrig. In ande-
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ren Ländern kann das Parken dagegen sehr teuer sein: In 
London kosten Bewohnerparkausweise zwischen 80 und 
219 Pfund im Jahr und in Zürich etwa 275 Euro pro Jahr. 
Ein extremes Beispiel stellt Tokio dar, wo private Park-
plätze circa 400 Euro im Monat kosten; das Parken im 
öffentlichen Raum ist nachts gänzlich und tagsüber fast 
vollständig verboten (GIZ 2016; TSUBOI et al. 2015). 

Die Lösung dieses Problems auf rechtlicher Ebene ist 
denkbar einfach: Die Gebührenordnung sollte dahin ge-
ändert werden, dass die maximale Höhe der zulässigen 
Gebühr nicht länger begrenzt wird (HERMANN et al. 
2019, S. 207), damit die Kommunen selbst entscheiden 
können, wie sie das Parken bepreisen.

Dynamisierung von Parkgebühren und digitale 
Lösungen
545.	 Durch höhere Parkgebühren wird der Auto- und 
Suchverkehr verringert, jedoch erfolgt dies häufig nicht 
ausreichend zielgerichtet. Eine Unterteilung in Tarifzo-
nen hilft, durch höhere Parkgebühren im Stadtzentrum 
das Parken in Innenstädten unattraktiver zu machen 
(Quantum Research 2016, S. 14). Einen Schritt weiter 
gehen neue Parkraumkonzepte, die eine dynamische Ge-
bührenfestlegung nach anglo-amerikanischem oder skan-
dinavischem Vorbild vorsehen, in Deutschland aber noch 
keine Anwendung finden. Dabei können die Tarife in Ab-
hängigkeit von der Belegung, der Nachfrage sowie von 
Wochentagen und Tageszeiten oder auch von Emissions-
werten festgelegt werden (ebd., S. 6). Verkehrsflüsse las-
sen sich dann besser steuern, wenn aktuelle oder Echt-
zeit-Informationen über die Verkehrs- und Parksituation 
in die Parktarifbildung und in automatisierte Parkleit-
systeme einbezogen werden. Dabei kann die Einfüh-
rung einer dynamischen, streckenabhängigen Pkw-Maut 
(Tz. 567 ff.) in Kombination mit dynamischen Parkge-
bühren stark zur Verkehrsverringerung und -steuerung 
beitragen. Dafür ist der Einsatz digitaler Instrumente 
zwingend notwendig.

Der Test eines entsprechenden Parksystems in San Fran-
cisco zwischen 2011 und 2014 zeigte, dass 30 % kürze-
re Parkplatzsuchzeiten, 24 % kürzere Wege und 24 % 
höhere CO2-Einsparungen im Vergleich zu einer Kon
trollgruppe ohne ein solches System erreicht wurden 
(AGFS 2015, S. 53; SFMTA 2014, S. 12). Modellrech-
nungen belegen ebenfalls, dass dynamische Bepreisungs-
konzepte unter Verwendung von Echtzeitdaten Stau und 
Emissionen mindern können (MACKOWSKI et al. 
2015). Auto Fahrende profitieren von geringeren Such-
zeiten beim Parken und gewerbliche Parkraumnutzen-
de werden beim Lieferprozess weniger behindert (ANKE 

und SCHOLLE 2016, S. 180). Voraussetzung für dyna-
mische Preismodelle ist eine rechtliche Grundlage, die 
es erlaubt, dass Informationen über Verkehrsflüsse und 
verfügbaren Parkraum verwendet sowie Anwenderinnen 
und Anwendern zugänglich gemacht werden dürfen. 
Auch müssten, wenn nicht bereits vorhanden, entspre-
chende technische Lösungen, wie Sensoren und digita-
le Anwendungen eingeführt werden, zum Beispiel für 
die Anzeige verfügbarer Parkplätze durch Parkraum-In-
formationssysteme oder die Online-Entrichtung von mi-
nutengenauen Parkgebühren (HORN et al. 2018, S. 30). 
Die Kontrolldichte bzw. -häufigkeit könnte durch digi-
tal lesbare Bewohnerplaketten oder die digitale Über-
wachung beschränkter Zufahrtswege erhöht werden 
(ebd.). Damit würde die personalintensive Parkraum-
überwachung vereinfacht werden. Die rechtlichen Vor-
aussetzungen hierfür müssen aber zunächst geschaffen 
werden (Tz. 536 ff.).

Kosten und Einnahmen durch Parkraum­
bewirtschaftung
546.	 Die Ein- und Durchführung der Parkraumbewirt-
schaftung bringt einen hohen Verwaltungsaufwand, ver-
bunden mit Investitions-, Betriebs- und Überwachungs-
kosten mit sich (OEHLMANN et al. 2019, S. 95 f.). Sie 
ist daher nicht zwingend kostendeckend. Insbesondere 
die Parkraumüberwachung muss durch die Kommunen 
wirtschaftlich umsetzbar sein (AGFS 2015, S. 65). Die 
Kommunen benötigen daher den Spielraum und die Fle-
xibilität, Regulierungsmöglichkeiten effizient und lokal-
spezifisch gestalten zu können, zum Beispiel um Gebüh-
ren für Bewohnerparkausweise festzusetzen, Radwege 
und Busspuren deutlicher auszuweisen oder Ladezonen 
für den gewerblichen Verkehr anzuordnen (HORN et al. 
2018, S. 29). Wie erwähnt, können auch digitale Lösun-
gen die Überwachung erleichtern. Dies erfolgt zum Bei-
spiel durch die Vorerfassung von Verstößen mithilfe von 
Scannern, wie es in den Niederlanden bereits durch vor-
beifahrende Scan-Autos praktiziert wird (KLEIJN 2018). 
Auch hierfür bedarf es jedoch entsprechender rechtli-
cher Regelungen, unter anderem hinsichtlich des Daten-
schutzes.

547.	 Die Bepreisung von Parkraum dient grundsätzlich 
auch dazu, Einnahmen für die öffentliche Hand zu erzie-
len. Da die Parkgebühren in Deutschland im internatio-
nalen Vergleich aber niedrig sind (Agora Verkehrswen-
de 2019b, S. 12), erfolgt dies nicht im möglichen Umfang. 
Parkgebühren könnten zum Beispiel, wie in anderen Län-
dern, zur Finanzierung des ÖPNV (OEHLMANN et al. 
2019, S. 96) oder den Ausbau von Rad- oder Ladeinfra-
strukturen genutzt werden.
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Umsetzung von Parkraumbewirtschaftung
548.	 Parkraummanagement zeigt insbesondere dann 
Wirkung, wenn es ämterübergreifend und flächende-
ckend sowie in einer integrierten Mobilitäts- und Ver-
kehrsplanung organisiert und ordnungsrechtlich über-
wacht wird (Agora Verkehrswende 2019b, S. 13; AGFS 
2015, S. 65). Am wirksamsten sind Gesamtkonzepte, die 
auf das ÖPNV-Angebot abgestimmt werden. Dabei kann 
durch Parkraummanagement auch das Angebot an Park-
plätzen gezielt zum Beispiel für Fahrräder, für Park-and-
Ride als Anschluss an den ÖPNV sowie für Sharing-An-
gebote ausgeweitet werden. Die Kommunen sollten zur 
Überwachung angemessene Kontrolldichten und -häu-
figkeiten sicherstellen, auch um die anfallenden Kosten 
decken zu können.

Wichtig ist, die Kommunikation zwischen Kommunen 
und Bevölkerung so zu gestalten, dass deutlich wird, dass 
durch die Neuregelung des Autoparkens allen Verkehrs-
teilnehmenden gleiche Chancen eingeräumt werden. 
Dabei sollten der Nutzen und die positiven Aspekte von 
weniger Autoverkehr in den Städten in den Vordergrund 
gestellt werden. Teil einer Kommunikationsstrategie 
kann sein, motivierende Mobilitätsleitbilder zu entwi-
ckeln, die den Mehrwert betonen und Handlungsanreize 
bieten (AGFS 2015, S. 65; Agora Verkehrswende 2019b).

6.5.4.2	 Fließenden Kfz-Verkehr steuern

Möglichkeiten erweitern, den Kfz-Verkehr 
einzuschränken
549.	 Nach § 45 Abs. 1 StVO können die Straßenverkehrs-
behörden die Benutzung bestimmter Straßen oder Stra-
ßenstrecken aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung 
des Verkehrs beschränken oder verbieten und den Ver-
kehr umleiten. § 45 Abs. 1 S. 2 Nr. 3 erlaubt dies grund-
sätzlich auch zum Schutz der Wohnbevölkerung vor Lärm 
und Abgasen. § 45 Abs. 9 StVO wird aber dahingehend 
ausgelegt, dass Anordnungen regelmäßig nur bei beson-
derer örtlicher Gefahrenlage zulässig sind. Daher sind 
Beschränkungen, die dazu dienen sollen, den Umwelt- 
und Gesundheitsschutz sowie die Situation von nicht 
motorisierten Verkehrsteilnehmenden zu verbessern, 
nicht ohne weiteres möglich. Mehr Spielraum bietet le-
diglich § 45 Abs. 1b Nr. 5 StVO, wenn kommunale Ver-
kehrskonzepte umgesetzt werden. In diesen Fällen kann 
der Verkehr auch zur Erreichung von planerischen Zie-
len eingeschränkt werden (grundlegend: BVerwG, Urteil 
v. 20.04.1994 – 11 C 17/93). Eine Gemeinde hat daher 
nur sehr eingeschränkte Möglichkeiten, den fließenden 
Verkehr zu beschränken.

Schwierig ist es insbesondere, Beschränkungen zu tref-
fen, die den Umweltverbund fördern sollen. Aufgrund 
des (einfachgesetzlichen) Grundsatzes der generellen 
Privilegienfeindlichkeit des Straßenverkehrsrechts – nach 
dem kein Verkehrsmittel bevorzugt werden darf – ver-
tritt vor allem die Rechtsprechung die Auffassung, dass 
Beschränkungen und Verbote des motorisierten Verkehrs 
nicht mit der Förderung von Rechtsgütern wie Umwelt 
und Gesundheitsschutz begründet werden können. Dies 
erscheint paradox, bevorzugt das geltende Recht doch 
wie erläutert den Autoverkehr. Das Bundesverwaltungs-
gericht leitet die Privilegienfeindlichkeit aus dem beste-
henden Straßen- und Straßenverkehrsrecht ab; sie ist 
nicht verfassungsrechtlich begründet (STEINER 1993; 
mit ausführlicher Begründung HERMANN et al. 2019, 
S. 77 ff.).

550.	 Deshalb sollte § 6 Abs. 1 StVG entsprechend er-
gänzt werden, indem zunächst der Katalog der Verord-
nungsermächtigungen erweitert wird. Dabei sollte die 
Möglichkeit geregelt werden, dass Anordnungen getrof-
fen werden können zur

ɦɦ Förderung des Gesundheits- und Umweltschutzes,

ɦɦ Vermeidung, Verringerung und Verlagerung des mo-
torisierten Verkehrs,

ɦɦ Unterstützung kommunaler Maßnahmen für den 
Klimaschutz,

ɦɦ Förderung des Umweltverbundes,

ɦɦ Umsetzung der Lärmaktionssplanung.

Von diesen entsprechend geänderten Rechtsgrundlagen 
sollte Gebrauch gemacht werden, indem die Anordnungs-
gründe des § 45 StVO entsprechend ergänzt und klarer 
formuliert werden. 

Gegenwärtig haben Kommunen nur begrenzte Möglich-
keiten, den Straßenverkehr so umzugestalten, dass damit 
auch städtebauliche Ziele erreicht werden. Zwar sieht 
§ 45 Abs. 1b Nr. 5 StVO vor, verkehrsrechtliche Anord-
nungen „zur Unterstützung einer geordneten städtebau-
lichen Entwicklung“ zu erlassen. Diese müssen sich al-
lerdings auf Fußgängerbereiche und verkehrsberuhigte 
Bereiche beschränken. Deshalb sollte das BMVI eine ei-
gene Anordnungsgrundlage in der StVO für die allgemei-
ne und räumlich nicht beschränkte Unterstützung einer 
geordneten städtebaulichen Entwicklung schaffen. Damit 
könnte eine Verknüpfung zu kommunalen Verkehrskon-
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zepten im Sinne integrierter Verkehrsentwicklungspläne 
hergestellt werden. Die Kommunen könnten dann auch 
verkehrsrechtliche Anordnungen treffen, um Entwick-
lungen umzusetzen, die sie in ihren Verkehrsentwick-
lungsplänen vorgesehen haben. Diesen müssten die Stra-
ßenverkehrsbehörden nachkommen (SOMMER et al. 
2016, S. 9).

551.	 Zudem sollte die StVO deutlicher als bisher klar-
stellen, dass die Lärmaktionsplanung Grundlage für eine 
Anordnung nach StVO darstellt. Hier kann nach Vor-
schlag von SOMMER et al. (ebd.) § 45 Abs. 1f StVO um 
einen zweiten Satz ergänzt werden, in dem allgemein 
deutlich gemacht wird, dass die Straßenverkehrsbehör-
de den Kraftfahrzeugverkehr beschränken oder verbie-
ten kann, soweit Luftreinhalte- oder Lärmaktionspläne 
dies vorsehen. 

552.	 Die einzelnen Anordnungsgründe des § 45 StVO 
sollten zudem neu systematisiert werden. Wünschens-
wert wäre, sie jeweils gesondert aufzuführen, insbeson-
dere auch die bestehenden Gründe. Um die Verzer
rungen zugunsten des motorisierten Verkehrs zu 
korrigieren, die als Folge der sogenannten Schilder-
waldnovelle von 2009 eingetreten sind, sollte §  45 
Abs. 9 StVO gestrichen werden. Vor allem die Wertung 
des § 45 Abs. 9 S. 3 StVO, der nach häufiger Auffassung 
Beschränkungen des fließenden Verkehrs nur ermög-
licht, wenn „eine Gefahrenlage besteht, die das allge-
meine Risiko einer Beeinträchtigung der in den vorste-
henden Absätzen genannten Rechtsgüter erheblich 
übersteigt“, ist für den nicht motorisierten Verkehr und 
insbesondere für zu Fuß Gehende von Nachteil und 
sollte entfallen.

Experimentiermöglichkeit in die StVO 
aufnehmen
553.	 Es sollten außerdem Experimentiermöglichkeiten 
für Kommunen in die StVO aufgenommen werden, mit 
dem Ziel neue innovative Verkehrskonzepte in der 
Praxis erproben zu können, bevor ständige rechtliche 
Regelungen getroffen werden. Die bestehende Rege-
lung ist eng gefasst. Dies könnte helfen, die Funktion 
von Maßnahmen zu überprüfen und diese dann ge
gebenenfalls in das geltende Straßenverkehrsrecht 
und die nachgeordneten Regelwerke zu übernehmen. 
Dafür wird vorgeschlagen, die Erprobungsklausel in § 6 
Nr. 16 StVG bzw. § 45 Abs. 1 Nr. 6 StVO um Experi-
mente zugunsten des Umweltverbundes zu ergänzen 
(RINGWALD und CAGAN 2019). Es sollte außerdem 
die Möglichkeit der Verstetigung von Experimenten 
vorgesehen werden. 

Regelhöchstgeschwindigkeit innerorts 
herabsetzen
554.	 Eine langsamere Geschwindigkeit in der Stadt hilft, 
Unfälle zu vermeiden, die Schwere von Unfällen zu ver-
ringern und damit die Sicherheit aller Verkehrsteilneh-
menden, vor allem der Rad Fahrenden und zu Fuß Ge-
henden, zu erhöhen (LK Argus 2013), gerade wenn nicht 
überall genügend Platz für eine ausreichende separate 
Infrastruktur zur Verfügung steht. So können insbeson-
dere mobilitätseingeschränkte und ältere Verkehrsteil-
nehmende sowie Kinder geschützt werden. Den Verkehr 
sicherer zu gestalten, ist auch eine Voraussetzung, um 
mehr Menschen zu aktiver Mobilität zu motivieren. Dies 
ist vor dem Hintergrund der wieder steigenden Unfall-
zahlen von Rad Fahrenden und zu Fuß Gehenden 
(Tz. 499 ff.) von wesentlicher Bedeutung. Zudem ver-
ringert Tempo 30 die Umweltauswirkungen des Verkehrs 
wie Lärm, CO2-Ausstoß und NOx-Belastung (HEIN-
RICHS et al. 2016; LK Argus 2013, S. 3). Auch der Deut-
sche Verkehrssicherheitsrat empfiehlt Tempo 30 als in-
nerstädtische Höchstgeschwindigkeit festzusetzen und 
weitere Untersuchungen über die Auswirkungen der ver-
schiedenen in der Stadt gefahrenen Tempi durchzufüh-
ren (DVR 2017, S. 7). Die Regelhöchstgeschwindigkeit 
in geschlossenen Ortschaften ist in § 3 Abs. 3 Nr. 1 StVO 
festgelegt und beträgt 50 km/h. Bereits seit 2005 vertritt 
der SRU, dass die Regelhöchstgeschwindigkeit innerorts 
auf 30 km/h verringert werden sollte (SRU 2005, Tz. 549; 
2012, Tz. 325). Durch die Festlegung als Regelgeschwin-
digkeit würde sich das Regel-Ausnahmeverhältnis um-
kehren. Es könnte also auch weiterhin in Ausnahme
fällen  50 km/h gefahren werden, dies müsste aber 
ausdrücklich angeordnet werden, was zum Beispiel bei 
Bedarf auf Hauptverkehrsstraßen erfolgen könnte. Ein 
entsprechender Vorstoß des Umweltausschusses des 
Bundesrates im Rahmen der StVO-Novelle ist leider ge-
scheitert. 

555.	 Wenn eine Senkung der Regelhöchstgeschwindig-
keit auf 30 km/h politisch nicht durchsetzbar sein soll-
te, sollten die Voraussetzungen für die Festsetzung von 
streckenbezogenen Anordnungen von Tempo 30 verbes-
sert werden. Dies geschieht in der Praxis oftmals nicht, 
weil die straßenverkehrsrechtlichen Anforderungen nicht 
vorliegen, wie sich auch bei der Festsetzung und Umset-
zung von Tempo 30 im Rahmen des Lärmschutzes zeigt 
(Tz. 424).

§ 45 StVO ermöglicht die Festsetzung von Tempo-30-Ab-
schnitten auch auf Hauptstraßen insbesondere im un-
mittelbaren Bereich von Kindergärten und -tagesstätten, 
Schulen, Alten- und Pflegeheimen sowie Krankenhäu-
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sern. Vorgeschlagen wird, diese streckenbezogenen Ge-
schwindigkeitsbeschränkungen auch auf von Schulweg-
plänen erfasste Strecken auszudehnen (RINGWALD und 
CAGAN 2019). Dies stellt einen sinnvollen Ansatz dar, 
um die Sicherheit von Kindern auf dem Schulweg zu 
erhöhen. Daneben sollten die Anordnungsgründe für 
Tempo-30-Abschnitte systematisiert werden, um den 
Umwelt- und Gesundheitsschutz sowie die Verkehrssi-
cherheit zu fördern und unnötige Einschränkungen 
aufzuheben. Zu letzteren zählt das Verbot, Tempo-30-
Abschnitte auf Straßen anzuordnen, in denen benut-
zungspflichtige Radwege bestehen. Eine Verknüpfung 
zu  der Anordnung von Tempo-30-Abschnitten aus 
Lärmschutzgründen sollte vor allem im Rahmen der 
integrierten Verkehrsentwicklungsplanung erfolgen 
(Abschn. 6.5.3).

6.5.4.3	 Vorrang des ÖPNV gesetzlich 
verankern

556.	 Der ÖPNV genießt bereits im geltenden Straßen-
verkehrsrecht Bevorrechtigungen, wie aus § 6 Abs. 1 
Nr. 18 StVG hervorgeht, der die Errichtung von Sonderfahr
spuren für Busse betrifft. Dem ÖPNV wird damit wegen 
seiner Bedeutung für die Allgemeinheit ein gewisser 
rechtlicher und faktischer Vorrang eingeräumt (BVerwG, 
Urteil v. 27.01.1993, 11 C35/92). Diese Regelung stellt 
auch ein Argument gegen die sogenannte Privilegien-
feindlichkeit des Straßenverkehrsrechts dar (Tz. 549). 

557.	 Die Anordnung von Busspuren erfolgt auf der 
Grundlage des § 45 StVO; sie müssen deshalb der Sicher-
heit und Ordnung des Verkehrs dienen. Dies bedeutet im 
Umkehrschluss, dass eine Anordnung aus städtebauli-
chen Gründen oder zur Minderung von Luft- und Lärm-
belastungen durch den Straßenverkehr nicht möglich ist 
(HERMANN et al. 2019, S. 244 ff.). Die Kommunen und 
der Aufgabenträger des ÖPNV sind an der Festlegung der 
Busspuren nur beteiligt, wenn in den Kommunen die zu-
ständige Straßenverkehrsbehörde verankert ist (ebd.). 
Die VwV-StVO gibt zudem vor, dass die Anordnung von 
Sonderfahrstreifen in der Regel nur dann erfolgen soll, 
wenn mindestens zwanzig Omnibusse des Linienver-
kehrs pro Stunde der stärksten Verkehrsbelastung ver-
kehren (Nr. 12 zu Zeichen 245 Bussonderfahrstreifen 
VwV-StVO).

Um die Belange des ÖPNV besser berücksichtigen zu 
können, sollte der Vorrang des ÖPNV stattdessen aus-
drücklich als Grundsatz im Straßenverkehrsgesetz fest-
geschrieben werden. Für die bestehenden Restriktionen 
hinsichtlich der Anordnung von Busspuren ist dann kein 

Raum mehr. Auch wäre es dann beispielsweise möglich, 
einzelne Straßen oder überlastete Stadtkerne zeitweise 
ganz dem ÖPNV und dem nicht motorisierten Verkehr 
vorzubehalten. Dem steht die derzeit postulierte Privi-
legienfeindlichkeit der StVO nicht entgegen. Die Privi-
legienfeindlichkeit folgt lediglich aus der StVO, besteht 
also nur auf Verordnungsebene, weil § 6 StVG insoweit 
bisher eng formuliert ist (STEINER 1993). Es ist dem 
Gesetzgeber unbenommen, diese Auslegung zu ändern.

6.5.4.4	 Rahmenbedingungen für aktive 
Mobilität verbessern

558.	 Der motorisierte Individualverkehr wird gegenüber 
dem Radverkehr in den Regelwerken zur Planung von 
neuer Verkehrsinfrastruktur in einigen Punkten bevor-
zugt. Hier sollte der Radverkehr aufgewertet werden: Er 
sollte gegenüber dem motorisierten Individualverkehr 
gleichgestellt werden, auch um die Position von Verwal-
tungen zu stärken, vor allem gegenüber Investoren 
(NOBIS et al. 2016). Diese könnten dann zum Beispiel 
verpflichtet werden, Mobilitätskonzepte für neue Bau-
gebiete aufzustellen, statt Autostellplätze zu schaffen. 

Dabei sollte darauf geachtet werden, dass Regelungen 
zugunsten des Radverkehrs nicht zulasten des Fußver-
kehrs erfolgen und umgekehrt. Gleiches gilt für das Ver-
hältnis von ÖPNV und aktiver Mobilität. Es ist sinnvoll, 
dass der Umweltverbund insgesamt von Änderungen des 
Rechtsrahmens profitiert. 

Einrichtung von Fahrradstraßen erleichtern
559.	 Damit Fahrradstraßen zur Entlastung des städti-
schen Verkehrs beitragen können, bedarf es einer Ände-
rung der StVO. Bislang sieht diese vor, dass Fahrradstra-
ßen lediglich eingerichtet werden dürfen, wenn das 
Fahrrad die bereits vorherrschende Verkehrsart ist oder 
dies alsbald zu erwarten ist, wie in der Allgemeinen Ver-
waltungsvorschrift zur Straßenverkehrs-Ordnung gere-
gelt ist (VwV-StVO zu Zeichen 244.1, 244.2). Es ist somit 
nicht zulässig, eine Fahrradstraße einzurichten, damit 
dort anschließend mehr Fahrräder fahren. Die Verlage-
rung muss bereits vorher erfolgt sein. Dies sollte dahin-
gehend geändert werden, dass auch dann Fahrradstra-
ßen eingerichtet werden können, wenn das Fahrrad noch 
nicht die vorherrschende Verkehrsart darstellt (BRA-
CHER et al. 2018). Fahrradstraßen sollten auch als Ele-
mente eines Radwegenetzes zulässig sein. Begrüßens-
wert ist grundsätzlich die durch die StVO-Novelle ein-
geführte Möglichkeit Fahrradzonen einzurichten. Lei-
der wurden aber die bestehenden restriktiven 
Voraussetzungen für die Anordnung nicht geändert. So 
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soll es sich um Gebiete mit hoher Fahrradverkehrsdich-
te handeln und eine Festsetzung darf nicht in Tempo-
30-Zonen erfolgen.

Verkehrssicherheitszonen und weitere Emp­
fehlungen zur besseren Verkehrssicherheit
560.	 Eine wesentliche Innovation für den Stadtverkehr 
wäre die Einführung von sogenannten Verkehrssicher-
heitszonen in die StVO. Dafür sollte die Möglichkeit ge-
schaffen werden, aus Verkehrssicherheitsgründen Ein-
schränkungen festzusetzen, zum Beispiel im Hinblick auf 
Tempo- oder Gewichtsbegrenzungen für Fahrzeuge. Auch 
sinnvoll wäre es, die Möglichkeit zu regeln, dass Lkw nur 
dann in eine bestimmte Zone einfahren dürfen, wenn sie 
über einen Abbiegeassistenten verfügen. Dafür sollten 
die Straßenverkehrsbehörden unter Mitwirkung der 
Gemeinden ermächtigt werden, verschiedene geeignet 
erscheinende Einzelbeschränkungen miteinander zu 
kombinieren bzw. diese – soweit es die örtlichen Verhält-
nisse nahelegen – auf ganze Orte zu beziehen und am 
Ortseingang auszuweisen (HERMANN et al. 2019, S.  249). 

Zu begrüßen ist, dass es durch die StVO-Novelle vom 
Frühjahr 2020 nunmehr vorgeschrieben ist, dass Kraft-
fahrzeuge ab 3,5 Tonnen ihre Geschwindigkeit beim 
Rechtsabbiegen grundsätzlich auf Schrittgeschwindig-
keit reduzieren müssen. Dies ist ein sinnvoller Zwischen-
schritt, bis Rechtsabbiegeassistenten oder vergleich
bare Systeme oder Lösungen (wie bodentiefe Fenster) 
flächendeckend vorgeschrieben sind. 

Rahmenbedingungen für zu Fuß Gehende 
verbessern
561.	 Für die Attraktivität und Sicherheit des öffentlichen 
Straßenraums sind für zu Fuß Gehende zahlreiche bau-
liche Anforderungen von Bedeutung (GERLACH 2018), 
zum Beispiel bauliche Mindeststandards wie Gehweg-
breiten und Oberflächen, das Ermöglichen von linearer 
Querung und der Rückbau von Behinderungen und 
Gefährdungen (BAUER et al. 2018, S. 42). Sie können 
allerdings nur dann verwirklicht werden, wenn die ge-
baute Struktur oder Vorgaben wie der Denkmalschutz 
nicht entgegenstehen. Die bereits erwähnten Richtlini-
en für Stadtstraßen (Kasten 6-2) sollten im Einzelnen 
darauf überprüft werden, ob sie Vorgaben enthalten, die 
zu Fuß Gehende benachteiligen. Solche können zum Bei-
spiel aus den Richtlinien für Signalanlagen resultieren. 
Sie sollten mit der Maßgabe überarbeitet werden, kurze 
Wartezeiten, längere Mindestfreigaben und die Querung 
in einem Zug zu gewährleisten. Zu Fuß Gehende sind im 
Straßenverkehr durch Kraftfahrzeuge besonders gefähr-
det (Tz. 499). Sinnvoll sind deshalb Maßnahmen, die die 

Sicherheit dieser Gruppe erhöhen. Das Berliner Mobili-
tätsgesetz soll zukünftig zum Beispiel Regeln enthalten, 
die sicherstellen, dass für Personen mit Mobilitätsein-
schränkungen in ausreichend geringen Abständen barri-
erefreie Querungsmöglichkeiten über Straßen zur Ver-
fügung stehen (Senatsverwaltung für Umwelt Verkehr 
und Klimaschutz Berlin 2019c).

6.5.4.5	 Sharing-Angebote steuern

562.	 Sharing-Angebote für Kraftfahrzeuge und Fahrrä-
der können unter bestimmten Bedingungen einen wich-
tigen Beitrag zur Verkehrswende leisten (Tz. 470 ff.). Sie 
können insbesondere dazu beitragen, den individuellen 
Autobesitz zu verringern. Carsharing-Fahrzeuge tragen 
außerdem zum Klimaschutz und zur Luftreinhaltung 
sowie Lärmverringerung bei, wenn ausschließlich Elek-
trofahrzeuge eingesetzt werden. Dafür ist allerdings er-
forderlich, dass die Kommunen die Möglichkeit erhal-
ten, die Menge, die Art der Fahrzeuge (wie Kfz, Fahrräder 
oder E-Scooter) und ihre Verteilung im Stadtgebiet zu 
steuern – unabhängig davon, ob sie stationsgebunden 
sind oder nicht.

Erlaubnis von Carsharing-Angeboten an 
öffentliche Belange koppeln
563.	 Entsprechend der gegenwärtigen Rechtslage wer-
den Carsharing-Angebote in stationsgebunden oder sta-
tionslos unterschieden. Für die Einrichtung einer Car-
sharing-Station, also eines stationsgebundenen Angebots, 
ist eine Sondernutzungserlaubnis erforderlich (RING-
WALD et al. 2018, S. 45). Für Stationen, die an Bundes-
straßen eingerichtet werden, gilt das Carsharinggesetz 
(CsgG), das den Kommunen die Möglichkeit eröffnet, 
den Carsharing-Anbietern für einen Zeitraum von acht 
Jahren ein exklusives Nutzungsrecht zu erteilen und 
dabei Eignungskriterien in die Vergabe einzubeziehen. 
Das Gesetz erlaubt es vor allem, Carsharing-Anbieter im 
Hinblick auf exklusive Parkplätze oder den Verzicht auf 
Gebühren zu privilegieren (KLUTH 2018). Für Statio-
nen an anderen Straßen gelten die landesstraßenrecht-
lichen Vorgaben, die in einigen Bundesländern (Bremen, 
Hamburg, Schleswig-Holstein, Berlin) die Einbeziehung 
von Umweltanforderungen erlauben. In den übrigen Bun-
desländern ist die Genehmigung dagegen ausschließlich 
an straßenrechtlichen Aspekten auszurichten (RING-
WALD et al. 2018, S. 50). Wünschenswert wäre daher 
eine Regelung, die es den Kommunen gestattet, für das 
Gemeindegebiet selbst festzulegen, welche Carsharing-
Angebote es dort gibt, wo die Fahrzeuge abgestellt wer-
den dürfen und welche Entgelte dafür zu entrichten sind. 
Dies wäre insbesondere wichtig, damit die Kommunen 
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das Angebot steuern und auch stationsloses Carsharing 
in ein sinnvolles Gesamtkonzept einbinden können. 
Dann könnten zum Beispiel Halte- und Ladezonen vor-
gesehen werden. Grundsätzlich sollte das Carsharingge-
setz ebenso wie das Elektromobilitätsgesetz (EmoG) in 
das Straßenverkehrsgesetz integriert werden, um deut-
lich zu machen, dass es sich um die Steuerung des Ver-
kehrs handelt. 

Kommunen sollten die Möglichkeit erhalten, das Carsha-
ring-Angebot lokal zu steuern. Dafür sollte das Bundesrecht 
die Länder ermächtigen, dies den Kommunen zu gestatten. 
Diese könnten dann die Benutzung von Straßen für gewerb-
liche Mietfahrzeuge von einer Genehmigung abhängig ma-
chen, in der geregelt wird, wo und unter welchen Voraus-
setzungen die Fahrzeuge abgestellt werden dürfen.

Alternativ wird auch vorgeschlagen, entsprechende 
Landesgesetze zur Steuerung der Sharing-Mobilität (Car-
sharing, Fahrräder, E-Scooter etc.) als Ganzes im Kom-
petenzbereich „Recht der Wirtschaft“ (Art. 74 Abs. 1 
Nr. 11 GG) zu schaffen (HERMANN et al. 2019, S. 299 ff.). 
In diesem Bereich sind die Länder rechtsetzungsbefugt, 
weil der Bund von seiner Kompetenz noch keinen Ge-
brauch gemacht hat. Dabei würde es nicht um die Zutei-
lung von Straßenraum gehen, sondern das Ziel wäre, eine 
Steuerungsmöglichkeit für die Kommunen insgesamt zu 
schaffen, indem an die Anbieter Konzessionen vergeben 
werden, die mit Auflagen zum Beispiel hinsichtlich der 
Verknüpfung mit dem ÖPNV verbunden werden (ebd.).

Die StVO-Novelle ermöglicht es, dass zukünftig für Car-
sharingfahrzeuge bevorrechtigte Parkmöglichkeiten ge-
schaffen werden können. Dies ist zu begrüßen, wie auch 
die vom Bundesrat eingebrachte Erweiterung auf Stra-
ßen nach Landesrecht. 

Sondernutzungspflichten für stationsloses 
Bikesharing bundesrechtlich ermöglichen und 
landesrechtlich regeln
564.	 Stationsloses Bikesharing gilt nach der Rechtspre-
chung des Oberverwaltungsgerichts Hamburg von 2009 als 
Gemeingebrauch (OVG Hamburg Beschluss v. 19.6.2009, 
2 Bs 82/09) und erfordert damit keine Sondernutzungsge-
nehmigung. Dies hat zur Folge, dass die Kommunen den 
Einsatz von Leihrädern straßenrechtlich nicht steuern und 
sie damit nicht sinnvoll in integrierte Mobilitätskonzepte 
einbeziehen können. Dabei geht es den Kommunen nicht 
darum, Bikesharing-Konzepte zu verhindern oder übermä-
ßig zu bepreisen, sondern diese in das Gesamtverkehrs-
konzept einzubinden. So könnten die Kommunen das Ab-
stellen der Räder durch Vorgaben besser organisieren, zum 

Beispiel durch Radparkplätze an zentralen Stellen. Sie 
könnten auch sicherstellen, dass die Angebote über das 
Stadtgebiet verteilt werden müssen, und nicht nur in den 
Innenstädten zur Verfügung stehen (HORN und JUNG 
2018).

Um Rechtsunsicherheiten zu beseitigen, sollte daher das 
Bundesrecht angepasst werden. Dort könnte ausdrück-
lich vorgesehen werden (wie auch für das Carsharing 
vorgeschlagen), dass die Bundesländer die Benutzung 
von Straßen für gewerbliche Mietfahrzeuge von einer Ge-
nehmigung abhängig machen dürfen, in der geregelt wird, 
wo und unter welchen Voraussetzungen die Fahrzeuge 
abgestellt werden dürfen. Die Bundesländer könnten in 
den Landesstraßengesetzen dann rechtssicher eine Son-
dernutzungspflicht für stationslose Bikesharing-Syste-
me klarstellen bzw. festsetzen. Dies erscheint so wie beim 
Carsharing gerechtfertigt, weil es sich beim Bikesharing 
ebenfalls um eine gewerbliche Nutzung des öffentlichen 
Raumes handelt (RINGWALD et al. 2018). Schließlich 
können in der Folge auch die Sondernutzungssatzungen 
der Städte angepasst werden. Dabei geht es auch um den 
Aspekt, die Sondernutzung beim erwünschten Bike
sharing im öffentlichen Raum gegebenenfalls kostenfrei 
bzw. kostenreduziert auszugestalten.

Elektrokleinstfahrzeuge sicher in die 
Stadtmobilität integrieren
565.	 Seit Juni 2019 regelt die Elektrokleinstfahrzeuge-
Verordnung das Führen von Elektrotretrollern (soge-
nannte E-Scooter) im öffentlichen Straßenraum. Personen 
ab 14 Jahren dürfen seitdem ein Elektrokleinstfahrzeug 
mit Lenk- oder Haltestange, das eine bauartbedingte 
Höchstgeschwindigkeit zwischen 6 und maximal 20 km/h 
hat, auf dem Radweg bzw. der Straße fahren. Es beste-
hen verkehrssicherheitsrechtliche Mindestanforderun-
gen, zum Beispiel im Bereich der Brems- und Lichtsys-
teme, der Fahrdynamik und der elektrischen Sicherheit. 
Ein Führerschein ist nicht erforderlich, aber das Elek
trokleinstfahrzeug muss versichert sein. Der Beitrag zum 
Umwelt- und Klimaschutz durch die Einführung von 
E-Scootern ist eher als gering zu bewerten (Tz. 476).

Der SRU begrüßt es, dass Elektrokleinstfahrzeuge generell 
nicht auf dem Gehweg zugelassen wurden. Dieser sollte 
als Bereich bestehen bleiben, in dem sich auch ältere Men-
schen, Kinder oder Mobilitätseingeschränkte ohne Furcht 
vor Kollisionen bewegen können. Gerade, wenn der Anteil 
des Fußverkehrs ausgebaut werden soll, ist es wichtig, den 
Gehweg als sicheren und geschützten Raum für zu Fuß 
Gehende zu erhalten. Allerdings folgt daraus auch ein zu-
sätzlicher Ausbaubedarf der Radverkehrsinfrastruktur.
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Soweit Verleihsysteme für E-Scooter zugelassen werden, 
sollte die Einbindung in den öffentlichen Straßenraum 
so erfolgen wie bei Carsharing- und Fahrradverleihsys-
temen empfohlen (Agora Verkehrswende 2019a). Das 
bedeutet, dass es ein Genehmigungs- bzw. Konzessions-
regime geben sollte, das die Kommunen in die Lage ver-
setzt, die Nutzung zu steuern und an bestimmten Orten 
die Nutzung und das Abstellen von Rollern auszuschlie-
ßen oder auf bestimmte Zonen zu begrenzen. Dafür müs-
sen „free floating“-Verleihsysteme als Sondernutzung 
definiert oder ähnlich behandelt werden.

6.5.4.6	 Personenbeförderungsgesetz 
behutsam novellieren

566.	 Gegenwärtig sind appbasierte Fahrdienste nach deut-
schem Recht nur befristet bzw. eingeschränkt genehmi-
gungsfähig (ausführlich dazu SRU 2017c, Kap. 5.9). An-
fang 2019 wurde ein Eckpunktepapier des BMVI zur 
Novellierung des Personenbeförderungsrechts bekannt, 
das unter anderem die Abschaffung der Rückkehrpflicht 
für Mietwagen vorsah (Handesblatt 18.02.2019). Die Än-
derungen, die das Eckpunktepapier skizziert, lassen offen, 
wie Kommunen appbasierte Fahrdienste außerhalb des 
ÖPNV steuern sollen. Aufgrund der unklaren Konsequen-
zen der vorgeschlagenen Eckpunkte, vor allem für das 
Taxigewerbe, wurde die Novellierung zunächst zurück
gestellt, um eine politische Einigung herbeizuführen.

Es gibt verschiedene rechtliche Vorschläge, wie appba-
sierte Fahrdienste dauerhaft zugelassen werden könnten 
(KARL et al. 2017a; 2017b; HAUCAP et al. 2015). Noch 
offen ist dabei, wie die mit der Liberalisierung verbun-
denen Risiken vermieden werden können, zuvorderst zu-
sätzliche Verkehre (Tz. 474). Wesentlich ist aus Per
spektive des SRU, dass eine Novelle des PBefG öffentliche 
Interessen im Blick behält, insbesondere Mobilitätssi-
cherung als Daseinsvorsorge, die Effizienz des Verkehrs-
systems, Klima-, Umwelt- und Gesundheitsschutz sowie 
die Verkehrssicherheit.

6.5.5	 Streckenabhängige 
Pkw-Maut einführen

567.	 Für ein zügiges und umfassendes Umsteuern im Ver-
kehrssektor spielt das Prinzip der Kostenwahrheit eine zen-
trale Rolle, um die richtigen Anreize zu setzen. Die Einfüh-
rung einer streckenabhängigen Pkw-Maut kann deshalb 
durch gezielte Bepreisung ein geeignetes Instrument für die 
Steuerung (auch) des Stadtverkehrs darstellen (s. a. SRU 
2017c, Tz. 278).

Eine umweltgerechte Bepreisung reduziert die Attraktivität 
des motorisierten Individualverkehrs und steigert die des 
Umweltverbundes. Der Staat beeinflusst die Kosten des Be-
sitzes und der Nutzung von Pkw derzeit durch Steuern und 
Abgaben, vor allem durch die Kfz-Steuer sowie die Beprei-
sung der Kraftstoffe (Kasten 6-3). Mautgebühren spielen 
dagegen bisher keine oder nur eine geringe Rolle. Eine stre-
ckenabhängige Pkw-Maut kann jedoch zur Verkehrsvermei-
dung, -verlagerung und -lenkung sowie zur Verbesserung der 
Effizienz und Erneuerung der Flotten durch die Begünsti-
gung emissionsarmer Mobilität beitragen (KEMFERT et al. 
2018; LINK et al. 2009; 2000; UBA 2015; BEHESHTIAN et al. 
2019, S. 3; CRAMTON et al. 2018b; 2018a).

Kasten 6-3: Reform von Steuern und Abgaben

Damit Instrumente wie eine streckenabhängige Pkw-
Maut und die Parkraumbewirtschaftung ökologische 
Wirkungen entfalten können, müssen diese in ein Sys-
tem von Energiesteuern und energiebezogenen Abga-
ben eingebettet werden, das konsistent an klima-, um-
welt- und gesundheitspolitischen Zielen ausgerichtet 
wird. Gegenwärtig orientieren sich die Steuern und 
Abgaben, die auf Energieträger erhoben werden, je-
doch weder konsistent am CO2- noch am Energiege-
halt. Sie stellen jedoch ein zentrales Lenkungsinstru-
ment dar, mit dem externe Kosten internalisiert 
werden können und mit dem Vermeidung, Verlage-
rung, Effizienzverbesserungen sowie die Umstellung 
auf treibhausgasneutrale Energieträger angereizt wer-
den kann. Daher sollten die Steuersätze für verschie-
dene Kraftstoffe im Verkehrsbereich im Rahmen einer 
Ökologisierung des Steuersystems am jeweiligen 
Treibhausgaspotenzial oder Energiegehalt ausgerich-
tet werden (umfassend SRU 2017c, S. 121 f.; 2019, 
Tz. 209). Auch umweltschädliche Subventionen für 
den Autoverkehr, wie die Pendlerpauschale und das 
Dienstwagenprivileg sollten schrittweise abgeschafft 
werden (SRU 2012; 2017c). Das Klimapaket der Bun-
desregierung vom Oktober 2019 erhöht hingegen die 
Pendlerpauschale. Zudem führt das Brennstoffemis-
sionshandelsgesetz (BEHG) sowohl für den Wärme- 
als auch für den Verkehrssektor ab dem Jahr 2021 eine 
CO2-Bepreisung ein. Der Festpreis pro Emissionszer-
tifikat soll zu Beginn bei 25 Euro liegen und anschlie-
ßend auf 30 Euro für das Jahr 2022, auf 35 Euro für 
das Jahr 2023, auf 45 Euro für das Jahr 2024 und auf 
55 Euro für das Jahr 2025 ansteigen (für eine Einord-
nung dieser klimapolitischen Maßnahmen s. Kap. 2, 
Kasten 2-5).
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568.	 Generell kann ein Mautsystem entweder zeitabhän-
gig – beispielsweise in Form einer Vignette – oder stre-
ckenabhängig ausgestaltet werden. In Deutschland war 
2016 für Pkw eine Infrastrukturabgabe für die Nutzung 
von Bundesfernstraßen und Autobahnen in Form einer 
Vignette beschlossen worden (Deutscher Bundestag 
2019b, S. 2). Aufgrund der fahrleistungsunabhängigen 
Bepreisung ist die ökologische Lenkungswirkung von 
zeitabhängigen Mautsystemen wie die ursprünglich ge-
plante Infrastrukturabgabe sehr gering (Agora Energie-
wende und Agora Verkehrswende 2018; UBA 2010; RU-
DOLPH et al. 2017). Der Europäische Gerichtshof 
(EuGH) entschied im Juni 2019, dass die Ausgestaltung 
der deutschen Pkw-Maut nicht mit europäischem Recht 
vereinbar sei, weil Ausländerinnen und Ausländer diskri-
miniert würden (EuGH, Urt. v. 18.6.2019, Rs. C‑591/17). 
Eine streckenabhängige Pkw-Maut wäre dagegen – ab-
hängig von ihrer Ausgestaltung – weiterhin zulässig, wenn 
sie nicht diskriminierend wirkt. 

6.5.5.1	 Ausgestaltung der Pkw-Maut

569.	 Eine Pkw-Maut sollte auf der Basis der gefahrenen 
Strecke berechnet werden, wobei die Tarife in Abhängig-
keit von räumlichen und zeitlichen Komponenten ge-
spreizt werden können. Damit kann die Höhe der Maut 
zum Beispiel abhängig von Straßenkategorien und dem 
Verkehrsaufkommen variiert werden, um eine optimale 
Lenkungswirkung zu erreichen. Zudem können sachli-
che Komponenten, wie der CO2-Ausstoß und die Lärm- 
und Schadstoffemissionen des Fahrzeugtyps, berücksich-
tigt werden (UBA 2015, S. 6). Bei der Ausgestaltung der 
Maut sollte das Ziel priorisiert werden, Umwelt- und 
Verkehrslenkungen zu erreichen. Möglich ist auch eine 
differenzierte Ausgestaltung danach, ob der öffentliche 
Personenverkehr zur Verfügung steht oder nicht (RU-
DOLPH et al. 2017). Als bundesweit wirkendes Instru-
ment sollte die streckenabhängige Pkw-Maut für mög-
lichst viele Straßen gelten. 

570.	 Für die technische Umsetzung einer streckenab-
hängigen Pkw-Maut sind vor allem satellitengestützte 
Mauterhebungssysteme, die GPS verwenden, geeignet. 
Für dieses System muss in jedem Fahrzeug eine On-Board 
Unit (OBU) vorhanden sein. Dadurch kann die Tarifhö-
he nach Fahrzeugtyp, Tageszeitpunkt, Streckenabschnitt 
und -kategorie differenziert werden. Die angefallene 
Maut kann täglich, wöchentlich oder monatlich an eine 
öffentliche Institution (z. B. die Kfz-Steuerstelle) über-
mittelt werden. Eine Speicherung der Daten ist für die 
Abrechnung nicht erforderlich. Stichprobenartige Kon-
trollen sowie die Einführung von Bußgeldern bei Miss-

brauch können gegen Betrug wirken. Insgesamt ist dabei 
ein starker Daten- und Verbraucherschutz Voraussetzung 
und ein möglichst geringer Erhebungsaufwand wün-
schenswert (SRU 2017c; KEMFERT et al. 2018; CRAM-
TON et al. 2018a; 2018b; BEHESHTIAN et al. 2019).

Alternativ zu GPS-basierten Mautsystemen ist eine Kon-
trolle via automatischer Kennzeichenerkennung oder In-
frarot möglich. Beides erfordert bauliche Stationen am 
Straßenrand. Die Möglichkeiten der Verkehrslenkung 
sind hierbei geringer als bei Mautsystemen, die GPS nut-
zen. Unabhängig von der gewählten Erfassungstechnik 
muss ein ausreichender Datenschutz gewährleistet 
werden. Dabei ist entscheidend, wie die Daten zwischen 
den Instanzen – zum Beispiel einer OBU und Maut
zentrale – verteilt werden und ob die Datenübertragung 
verschlüsselt, aggregiert und zeitversetzt stattfindet (In-
ternational Working Group on Data Protection in Tele-
communications 2009, S. 6; Agora Energiewende und 
Agora Verkehrswende 2018; CRAMTON et al. 2018b). 
Aus Standort- und Fahrzeugdaten kann die Mauthöhe 
lokal berechnet und lediglich der Betrag via OBU zeit-
versetzt und verschlüsselt übermittelt werden. Unter 
dem Aspekt der ökologischen Lenkungswirkungen soll-
te eine streckenabhängige Pkw-Maut Ermäßigungen für 
Fahrzeuge mit alternativen Antrieben beinhalten (CRAM-
TON et al. 2018b). Zudem können Ausnahmen für Ein-
satzfahrzeuge, Autos von schwerbehinderten Menschen 
und Taxis gelten.

571.	 Die Europäische Kommission stellte im Mai 2017 
ein Gesetzespaket vor, das die europaweit einheitlichen 
Regeln für Lkw-Mautsysteme (Eurovignetten-Richtlinie 
2006/38/EG) reformieren und auf Pkw ausdehnen soll 
(Europäische Kommission 2017). Im Oktober 2018 
stimmte das Europäische Parlament für diesen Geset-
zesvorschlag der Europäischen Kommission. Mit diesem 
Vorschlag sollen zeitbezogene Vignettensysteme auf stre-
ckenbezogene Mautsysteme umgestellt und flexiblere 
Möglichkeiten zur Berücksichtigung externer Kosten ein-
geführt werden (RUNKEL 2019).

6.5.5.2	 Wirkung der Pkw-Maut

572.	 Mit der Zunahme alternativer Antriebe und der Ab-
nahme von Verbrennungsmotoren werden die Einnah-
men aus der Energiebesteuerung kontinuierlich zurück-
gehen. Eine streckenabhängige Pkw-Maut kann diese 
Lücke füllen und auch künftig bundesweit Mittel gene-
rieren (UBA 2015). Darüber hinaus können mit der stre-
ckenabhängigen Pkw-Maut externe Kosten, die durch 
Umwelt- und Gesundheitsbelastungen verursacht wer-
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den, internalisiert werden (KNIEPS et al. 2018; DUDEN-
HÖFFER 2013; zu City Maut und externen Kosten 
s. MAHLER und RUNKEL 2016).

573.	 Die ökologische Lenkungswirkung einer strecken-
abhängigen Pkw-Maut lässt sich insbesondere im Ver-
gleich mit der aktuell häufig diskutierten City-Maut 
darstellen (Tab. 6-4). Mit einer City-Maut, die beispiels-
weise als Vignette oder Pauschale erhoben wird und jähr-
lich, monatlich oder beim Einfahren in die Maut-Zone 
anfällt, werden nur begrenzt positive Umweltwirkungen 
erzielt: Zwar kann eine Reduktion der CO2-Emissionen 
induziert werden, indem die gefahrenen Kilometer ins-
gesamt innerhalb der Maut-Zone abnehmen. Weitere 
Komponenten, wie eine Differenzierung nach Schadstoff-
klassen von Pkw, werden jedoch bei der Ausgestaltung 
der City-Maut häufig nicht ausreichend einbezogen. Eine 
streckenabhängige Pkw-Maut in Form satellitengestütz-

ter Systeme hätte hingegen weitreichendere ökologische 
Lenkungswirkungen. Die Möglichkeit der technischen 
Implementierung einer solchen Maut zeigt die Lkw-Maut 
in Deutschland sowie die geplante Pkw-Maut in den Nie-
derlanden, die 2009 eingeführt werden sollte, jedoch auf-
grund anderweitiger politischer Rahmenbedingungen 
nicht umgesetzt wurde (ZELDIN 2014; Dutch Road Pri-
cing Act 2009; Nederlands Ministerie van Verkeer en Wa-
terstaat 2009). Zudem wird die City-Maut in der Regel 
für eine vergleichsweise kleine Fläche (Innenstädte) ein-
geführt, sodass mögliche Ausweichreaktionen, wie Um-
fahrungen der Maut-Zone, bei der Bewertung der Um-
weltwirkungen berücksichtigt werden müssen (KLOAS 
und VOIGT 2007, S. 139; UBA 2010; KEMFERT et al. 
2018; ZIMMER et al. 2014). Die City-Maut dient insbe-
sondere der Steuerung der Verkehrsmengen, die in eine 
Stadt einfließen und – je nach Ausgestaltung – zum Bei-
spiel auch der Luftreinhaltung. Diese Verkehrslenkungs- 

ɦɦ Tabelle 6-4	

Vor- und Nachteile von Mautsystemen

City-Maut Streckenabhängige satellitengestützte 
Pkw-Maut

Vorteile + �Minderung des Verkehrsaufkommens inner-
halb der Maut-Zone

+ �Relativ niedriger Erhebungsaufwand bei 
pauschaler Bepreisung

+ �Preistransparenz für Pkw Fahrende bei pau-
schaler Bepreisung

+ �Differenzierung nach verschiedenen Kriterien 
möglich (CO2, Lärm, Schadstoffe) 

+ �Beitrag zur Finanzierung der Straßeninfra-
struktur

+ �Einführung weitgehend flächendeckend 
möglich

+ �Positive Umweltwirkungen durch Differenzie-
rung der Mautsätze nach Verkehrsaufkommen 
(Stauvermeidung), Lärm-, Schadstoff- und 
CO2-Emissionen des Fahrzeugtyps sowie 
gewählter Route

+ �Berücksichtigung von Umwelt- und Gesund-
heitskosten 

+ �Verursachergerecht
+ �Beitrag zur Finanzierung der Straßeninfra-

struktur

Nachteile − �Begrenzte Umweltwirkung, da Maut auf 
vergleichsweise kleiner Fläche (Innenstadt) 
wirkt und bei pauschaler Bepreisung weitere 
Komponenten wie Schadstoffklasse des Pkw 
unberücksichtigt bleiben 

− �Mögliche Ausweichreaktionen, wie Umfahrun-
gen der Maut-Zone

− �Rechtliche Hindernisse bei Einführung auf 
kommunaler Ebene 

− �Begrenzte Verkehrslenkung
− �Nicht verursachergerecht, bei pauschaler 

Bepreisung

− �OBU Station muss in jedem Pkw installiert 
werden, wobei Datenschutz gewährleistet 
sein muss

− �Höhere Erhebungskosten und Kontrollauf-
wand sowie Aufwand für Ausnahmetatbe-
stände

SRU 2020
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und Umweltwirkungen können ebenso gut durch eine 
konsequente Parkraumbepreisung adressiert werden 
(Tz. 542 ff.).

574.	 Wenn eine Vignette oder die City-Maut als Pau
schale und nicht in Abhängigkeit von den gefahrenen 
Kilometern erhoben wird, wirkt diese zudem nicht aus-
reichend verursachergerecht. Negative Verteilungswir-
kungen sind die Folge, weil Pkw Fahrende, die wenig fah-
ren, mehr Gebühren pro gefahrene Strecke zahlen, als 
solche, die mehr fahren (UBA 2010). Durch eine diffe-
renzierte Ausgestaltung der streckenabhängigen Pkw-
Maut kann außerdem verhindert werden, dass die Mobi-
lität im ländlichen Raum zu stark verteuert wird. Dadurch 
könnte das Autofahren beispielsweise in Gebieten mit 
geringerer ÖPNV-Versorgung und -Anbindung finanziell 
weniger belastet werden. Auf diese Weise können sozia-
le Aspekte stärker berücksichtigt werden.

575.	 Empirische Erhebungen belegen, dass die gesell-
schaftliche Akzeptanz von Mautsystemen in einigen Städ-
ten nach Einführung des Instruments deutlich gestiegen 
ist (Kasten 6-1; CRAMTON et al. 2018b; ZIMMER et al. 
2014; HAUTZINGER et al. 2011).

Der SRU erachtet eine bundesweit erhobene strecken-
abhängige Pkw-Maut aufgrund der flächendeckenden 
Bepreisung, die räumlich und zeitlich differenziert er-
folgen kann, als vorteilhaft gegenüber einer (kommu-
nalen) City-Maut. Er empfiehlt der Bundesregierung 
deshalb, die rechtlichen Voraussetzungen auf Bundes-
ebene für eine solche streckenabhängige Pkw-Maut zu 
schaffen. Der SRU rät der Bundesregierung, sich auf 
europäischer Ebene dafür einzusetzen, dass die Euro-
vignetten-Richtlinie entsprechend geändert wird 
(Tz. 571).

6.6	 Fazit

576.	 Transformationen werden vor allem in Städten an-
gestoßen. Dort kann sich entscheiden, wie wir in Zukunft 
leben werden. Die Mobilität in der Stadt hat maßgeb
lichen Einfluss auf die Lebensqualität. Trotz der erheb-
lichen Auswirkungen auf Umwelt, Klima und Gesund-
heit nimmt der Autoverkehr in Deutschland weiter zu. 
Gerade in den Städten haben viele Menschen jedoch das 
Bedürfnis, im öffentlichen Raum ungestört vom Auto so-
ziales Leben und Ruhe zu genießen. Erreicht werden kann 
dies durch eine Förderung des ÖPNV und des Fuß- und 
Radverkehrs. Wenn sich mehr Menschen aktiv bewegen, 

so verursachen sie nicht nur geringere Umweltbelastun-
gen, sondern profitieren auch gesundheitlich davon.

Viele Impulse für eine nachhaltige Mobilitätswende 
gehen bereits von Städten aus – in Deutschland und in-
ternational. Diese transformative Kraft der Städte 
(WBGU 2016) muss jetzt nutzbar gemacht werden, um 
die Rahmenbedingungen des städtischen Verkehrs zu 
ändern.

Dafür müssen die Bedingungen für aktive Fortbewe-
gungsarten, zum Beispiel durch den Ausbau von Radwe-
gen, besser gestaltet werden. Maßnahmen, durch die 
Menschen zum Umweltverbund „gezogen“ werden 
sollen  (Pull-Faktoren), sind erforderlich, aber letzt-
lich nicht ausreichend, wie zahlreiche Beispiele belegen. 
Vielmehr sind immer auch Instrumente erforderlich, die 
die individuelle Kfz-Nutzung unattraktiver machen 
(Push-Faktoren). Dazu zählt für den motorisierten In-
dividualverkehr in erster Linie eine Bepreisung, die die 
externen Kosten mit einbezieht. Dies gilt für die Nut-
zung des öffentlichen Raums sowohl hinsichtlich des 
Parkens als auch hinsichtlich der Straßennutzung.

Der Bund sollte deshalb die Bepreisung des motorisier-
ten Individualverkehrs durch die Einführung einer stre-
ckenabhängigen Pkw-Maut neu gestalten. Diese muss am 
Prinzip der Kostenwahrheit orientiert sein und sich unter 
anderem an Schadstoff- und CO2-Emissionen ausrich-
ten. Das Parken im öffentlichen Raum sollte außerdem 
konsequent kostenpflichtig ausgestaltet werden. Dafür 
muss der Bund das Straßenverkehrsrecht grundlegend 
neu ausrichten, sodass der öffentliche Raum konsequent 
zugunsten des Umweltverbundes neu verteilt werden 
kann. Auch wenn die Stadtmobilität in vielfacher Hin-
sicht in der Verantwortung der Kommunen liegt, trägt 
der Bund die Verantwortung dafür, die regulatorischen 
Rahmenbedingungen so zu ändern, dass die Kommunen 
den Straßenverkehr steuern und umgestalten können. 
Die Kommunen sollten in die Lage versetzt werden, Sha-
ring-Systeme so zu koordinieren, dass sie einen positi-
ven Beitrag leisten können. Zugleich muss der Bund wei-
terhin und in gesteigertem Maße die Mittel zur Verfügung 
stellen, damit die erforderliche Infrastruktur ausgebaut 
wird. GVFG-Mittel sollten deshalb zukünftig für die Er-
haltung der Infrastruktur, den Betrieb sowie Neuanschaf-
fungen im ÖPNV zur Verfügung stehen.

Die Verknüpfung von Push- und Pull-Instrumenten kann 
durch eine integrierte Verkehrsentwicklungsplanung er-
folgen, die von der europäischen Ebene durch die SUMP 
besonders unterstützt wird. Länder sollten den Kommu-
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nen deshalb ab einer Größe von 50.000 Bewohnerinnen 
und Bewohnern obligatorisch aufgeben, eine integrierte 
Verkehrsentwicklungsplanung aufzustellen. Den Stadt-
Umland-Beziehungen fehlt in der Regel eine planerische 
und institutionelle Verwaltungsebene, die die Verknüp-
fungen adressiert. Dies muss Bestandteil der zukünfti-
gen Verkehrsentwicklungsplanung sein.

Mobilität betrifft in starkem Maße das Alltagsverhalten 
der Menschen. Maßnahmen des Mobilitätsmanagements, 
die Mobilitätsroutinen auf Schul- und Arbeitswegen ver-
ändern, sind deshalb sehr wichtig. Vor allem die Länder 
sollten diese stärker fördern.

Um die Ziele eines nachhaltigen Stadtverkehrs zu errei-
chen, bedarf es neuer Akteurskonstellationen. Auch Sy-
nergieeffekte zur Erreichung der Ziele des Umwelt- und 
Gesundheitsschutzes sollten genutzt werden. Europäi-
sche und internationale Netzwerke tragen zum Wissen-
stransfer bei und stärken die Stimme der Städte in poli-
tischen Prozessen. Bislang wächst der motorisierte 
Individualverkehr stetig weiter. Um die Vision einer le-
benswerten Stadt zu verwirklichen, die umweltschonend, 
mobil, lärmarm, grün, kompakt und durchmischt ist, wird 
es deshalb erheblicher transformativer Anstrengungen 
bedürfen. Die aktuelle Diskussion über die Zukunft der 
Mobilität bietet die Chance, einen grundlegenden Wan-
del anzustoßen.
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Umwelt- und Klimaschutz

In unseren Stadtquartieren verdichten sich die Bedürf-
nisse der sie nutzenden Menschen zu einer Vielzahl von 
Ansprüchen. Gleichzeitig erfordern insbesondere auch 
ökologische Anforderungen an den Gebäudesektor, wie 
die Klimaneutralität bis 2050, tiefgreifende Anpassungs-
maßnahmen. Den Blick vom Einzelgebäude auf die Quar-
tiersebene zu erweitern, kann helfen diesen Herausfor
derungen besser zu begegnen. Wenn verschiedene bau- 
und infrastrukturelle Themen gemeinsam betrachtet 
werden, können umweltfreundliche Lösungen entstehen, 
die den veränderten Anforderungen Rechnung tragen. Im 
Hinblick auf die Herausforderungen der Energiewende 
und des Ressourcenschutzes sind Planung, Verwaltung 
sowie Förderung derzeit nicht ausreichend darauf ausge-
richtet, die Potenziale der Quartiersebene zu nutzen. Um 
das Quartier als Raum für mehr Umwelt- und Klimaschutz 
zu etablieren, Synergien zu nutzen und Zielkonflikte zu 
minimieren, bedarf es neuer Governance-Ansätze, die die 
lokalen Akteure einbeziehen, sowie einer Weiterentwick-
lung der Förderung.

7
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7.1	 Einleitung

577.	 Die Bedeutung von Städten für den Umwelt- und Kli-
maschutz ist außerordentlich groß. Durch die häufig kom-
pakten Siedlungsstrukturen konzentriert sich hier ein 
Großteil der Bevölkerung und macht Städte zu Zentren 
des Energie- und Ressourcenverbrauchs, in denen die größ-
ten Wirtschaftsleistungen erbracht werden (UBA 2018). 
Gleichzeitig bieten sie aber ein enormes Potenzial, die 
Wege zu einer nachhaltigen Entwicklung zu gestalten.

Nach § 1 Bundes-Klimaschutzgesetz (KSG) hat sich 
Deutschland das langfristige Ziel gesetzt, Treibhausgas-
neutralität bis zum Jahr 2050 zu verfolgen. Alle Sekto-
ren müssen hierzu ihren Beitrag leisten. Nicht nur Ge-
bäude sollten energetisch modernisiert, sondern auch 
städtische Infrastrukturen in den Bereichen Energie, Ver-
kehr sowie Ver- und Entsorgung umfassend transformiert 
werden (RIECHEL und KORITKOWSKI 2016). Das bei 
Redaktionsschluss dieses Gutachtens im Entwurf vorlie-
gende Gebäudeenergiegesetz (GEG-E) soll nach § 1 
GEG-E dazu beitragen, die energie- und klimapolitischen 
Ziele der Bundesregierung zu erreichen. Im Gesetzent-
wurf wird das über lange Zeit von der Bundesregierung 
verfolgte Sektorziel eines nahezu klimaneutralen Gebäu-
debestandes bedauerlicherweise nicht mehr explizit er-
wähnt. Da der Gebäudebereich einen großen Anteil der 
CO2-Emissionen verursacht, sind Schritte zum Erreichen 
der Klimaschutzziele gerade hier von hoher Bedeutung. 
Die gebäuderelevanten CO2-Emissionen betragen circa 
28 % (BMWi 2019b, S. 60). Dazu zählen alle CO2-Emis-
sionen, die durch den Bau und den Betrieb von Wohn- 
und Nichtwohngebäuden verursacht werden. Zugleich 
bestehen zahlreiche Hemmnisse gegenüber notwendi-
gen energetischen Sanierungsmaßnahmen und einer 
klimafreundlichen und erneuerbaren Energieversorgung 
(SRU 2016, Kap. 3). Um das Ziel der Treibhausgasneu-
tralität bis 2050 zu erreichen, ist in den Sektoren Gebäu-
de und Verkehr (vgl. Kap. 6) der Handlungsbedarf 
besonders groß, da dort die Reduktionen der Treibhaus-
gasemissionen bislang am geringsten waren. Um diesen 
Herausforderungen gerecht zu werden, regt die Europä-
ische Kommission in ihrem European Green Deal an, 
eine „Renovierungswelle“ für öffentliche und private 
Gebäude zu unterstützen (Europäische Kommission 
2019, S. 11). 

578.	 Als räumliche Ebene zwischen Gebäude und Stadt-
teil bietet das Quartier eine Plattform, um im Verbund 
von Gebäuden und Infrastrukturen gegenüber Einzelge-
bäuden kostengünstigere und innovative Maßnahmen zu 

realisieren. Zudem kann es dazu dienen, über staatliche 
Initiativen und Rahmensetzung hinaus zivilgesellschaft-
liches Engagement zu nutzen, welches sich aus einer 
Identifikation mit dem Quartier ergibt, sowie privatwirt-
schaftliches Kapital zu mobilisieren. Im Sinne des Ver-
ursacherprinzips sind Städte mit ihren Quartieren 
gefordert, einen substanziellen Beitrag zur Emissions
reduktion zu erbringen, um eine nachhaltige Energiever-
sorgung unter Berücksichtigung verschiedenster Fak
toren zu gewährleisten. Zu diesen zählen eine geringe 
Flächeninanspruchnahme, der Landschafts- und der Bio-
diversitätsschutz (WALTER et al. 2018), aber auch die 
Kosteneffizienz, das heißt möglichst geringe volkswirt-
schaftliche Kosten unter Beachtung externer Effekte wie 
Umwelt- und Gesundheitskosten. Dabei sollten Bürge-
rinnen und Bürger an Entscheidungen über neue Ener-
gieversorgungskonzepte beteiligt werden, um eine hö-
here Akzeptanz und bessere gesellschaftliche Teilhabe 
zu ermöglichen. Dafür müssen, abhängig von den loka-
len Gegebenheiten, eigene Potenziale zur Steigerung der 
Energieeffizienz und zur Erzeugung erneuerbarer Ener-
gien aktiviert werden (ebd.). Daneben ergeben sich 
Synergien zwischen den bislang überwiegend sektoral 
betrachteten Handlungsfeldern, an den Schnittstellen 
und aus den Wechselwirkungen zwischen Infrastruktu-
ren. Diese gilt es zu nutzen. Hierdurch lassen sich zudem 
weitere positive Umweltwirkungen erzielen, etwa hin-
sichtlich der CO2-Minderung. Nicht zuletzt sind die 
Stadtstrukturen selbst maßgeblich dafür, ob mit der 
begrenzten Ressource Fläche schonend umgegangen und 
kurze Alltagswege ermöglicht werden.

579.	 Kommunen stehen vor der Herausforderung, die 
weitgehend gebaute Stadt und ihre Infrastrukturen um-
zugestalten (LIBBE 2014). Ergänzend zu Maßnahmen 
an Einzelgebäude lassen sich auf Quartiersebene zusätz-
liche ökologische und ökonomische Potenziale erschlie-
ßen (zusammenfassend RIECHEL 2016). Diese können 
zu Synergieeffekten in Form von gemeinschaftlichen 
technischen Lösungen, effizienter Flächennutzung sowie 
ökonomischen Vorteilen führen. Darüber hinaus können 
Akteure durch quartiersbezogene Kommunikation und 
Vernetzung besser mobilisiert werden. So lassen sich 
auch nachhaltige Strukturen schaffen, die dazu geeignet 
sind, die Auswirkungen des Klimawandels teilweise auf-
zufangen und diesen aktiv zu begegnen (AHLHELM et al. 
2016; Difu 2018). Hierzu bedarf es einer integrierten 
Sicht- und Handlungsweise. 

Entsprechend gewinnt das Quartier als Handlungsebene 
in den Bereichen Energie, Umwelt- und Klimaschutz 
sowie Außenraum- und Lebensqualität seit einigen Jah-
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ren an Bedeutung (RIECHEL 2016; DUNKELBERG et al. 
2019). Dies spiegelt sich in verschiedenen Förderpro-
grammen von Bund, Ländern und Stiftungen wider. Auch 
in politischen Strategien und kommunalen Handlungs-
programmen werden immer wieder Quartierslösungen 
gefordert. Das Quartier ist zum Hoffnungsträger der städ-
tischen Umwelt- und Energiepolitik geworden (DUN-
KELBERG et al. 2019). Es ist insbesondere dort eine 
sinnvolle Strategie- und Umsetzungsebene, „wo Men-
schen vor Ort als Träger und als Strukturschaffende einer 
wirklich nachhaltigen Entwicklung“ erreicht werden 
müssen (NEUßER 2017, S. 6). Entsprechend ist unter 
anderem die energetische Stadtsanierung, die einen ge-
bäude- und sektorenübergreifenden Ansatz zur Reduk-
tion der Energienachfrage und zur Minderung von Treib-
hausgasemissionen verfolgt, eine Gemeinschaftsaufgabe 
(BBSR 2017a, S. 92).

580.	 Trotz der gestiegenen Aufmerksamkeit in den letz-
ten Jahren werden die Potenziale der Quartiersebene 
noch unzureichend ausgeschöpft. Der Sachverständigenrat 
für Umweltfragen (SRU) setzt daher im vorliegenden 
Kapitel den Schwerpunkt auf Quartiere als Gebäude- und 
Infrastrukturverbund. Dabei werden ihre ökologischen 
Vorteile und ihr Mehrwert bei der Erneuerung bzw. Wei-
terentwicklung technischer Infrastrukturen sowie einer 
nachhaltigen Stadtentwicklung in den Vordergrund ge-
rückt. Näher betrachtet werden die Handlungsfelder 
Quartiersenergie, flächenschonende- und verkehrsver-
meidende Stadtstrukturen sowie Quartiersgovernance.

Das vorliegende Kapitel wurde durch eine vom SRU be-
auftragte und von Robert Riechel (Deutsches Institut für 
Urbanistik) durchgeführte Studie unterstützt (RIECHEL 
2020). Die Inhalte der Studie wurden in enger Koopera-
tion mit dem SRU entwickelt.

7.2	 Quartiere als Strategie- 
und Umsetzungsebene

581.	 Das Quartier ist als Thema in der Stadtentwicklung 
und der Sozialpolitik bereits seit längerem etabliert 
(SCHNUR 2014). Seine Integrationsfunktion für ver-
schiedene Bereiche des Umwelt-, Klima- und Gesund-
heitsschutzes rückt allerdings erst in jüngerer Zeit nach 
und nach ins Bewusstsein relevanter Akteure. Aspekte 
wie die Reduzierung des Energiebedarfs und die Dekar-
bonisierung der Energieversorgung wurden lange Zeit 
vor allem auf der Ebene von Einzelgebäuden betrachtet. 

Nunmehr gewinnen Skaleneffekte bei der energetischen 
Sanierung mehrerer Gebäude im Quartier sowie Infra-
strukturen zur Energiegewinnung und -versorgung auf 
Quartiersebene zunehmend an Bedeutung (BMUB et al. 
2017a). Dies gilt auch für eine Reduzierung des Energie-
bedarfs im Quartier durch eine Weiterentwicklung der 
Stadtstrukturen.

Bei anderen Infrastruktursystemen wie der umwelt-
freundlichen Mobilität (vgl. Kap. 6) sowie der Abwasser
entsorgung wird die Quartiersebene bisher noch nicht 
hinreichend in der Planung berücksichtigt. Die Synergie-
potenziale liegen beispielsweise in der Nutzung von Spei-
chern in Elektrofahrzeugen als Ausgleich für die schwan-
kende Erzeugung von erneuerbarem Strom sowie in der 
Nutzung von Abwasserwärme für die Deckung des Raum-
wärmebedarfs von Gebäuden (Nolde & Partner 2016; 
FRITZ und PEHNT 2018). Auch beim Umgang mit 
Regen- und Abwasser bestehen diese Potenziale in einer 
gemeinsamen Entwicklung von wasserführenden Infra-
strukturen. Hierzu gehören die gemeinsame Betrachtung 
von Anlagen zum Regenwassermanagement und der Frei-
raumentwicklung für einen naturnahen Wasserkreislauf 
und für die Klimaanpassung (KURAS 2016) sowie von 
Regen- und Grauwasserkonzepten zur Bereitstellung von 
Servicewasser in den Haushalten (Waschmaschinen, Toi
letten). Die Synergien zwischen Wasser, Energie und 
Freiräumen stehen allerdings nicht im Fokus dieses 
Kapitels. 

In Zukunft müssen die verschiedenen zentralen und de-
zentralen Versorgungssysteme stärker gemeinsam ent-
wickelt und vernetzt werden, um Schnittstellen und 
Wechselwirkungen zwischen Stadt- und Gebäudetech-
nik sowie zwischen Einzelgebäude und Quartier zu nut-
zen. Dabei werden Quartiere sowohl bei der Erarbeitung 
von sektor- und akteursübergreifenden Lösungsansät-
zen (Strategieebene) als auch bei deren konkreten Um-
setzung vor Ort (Umsetzungsebene) zu einer wichtigen 
räumlichen Einheit auf dem Weg zur nachhaltigeren 
Stadtentwicklung.

7.2.1	 Begriffsbestimmung Quartier
582.	 Im vorliegenden Kapitel wird unter Quartier eine 
räumliche Einheit zwischen Gebäude- und Stadt(teil)-
ebene verstanden, deren Größe sich nach der Eignung 
(etwa als Infrastrukturverbund) richtet. In der Litera-
tur wird das Quartier als „kleinstmöglicher in sich ge-
sellschaftlich zusammenhängender, autopoietischer und 
damit emergenter Leitraum“ verstanden (BUKOW 2016, 
S. 164). Autopoiesis bezeichnet den Prozess der Selbst-
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erschaffung und -erhaltung eines Systems, der die Mög-
lichkeit beinhaltet, neue Eigenschaften und Strukturen in-
folge des Zusammenspiels seiner Elemente herauszubilden. 
Dabei sind insbesondere zwei Aspekte von Bedeutung:

ɦɦ Sozialräumlich betrachtet ist ein Quartier ein Gebiet, 
mit welchem sich insbesondere die Bewohnerinnen 
und Bewohner aber auch andere ansässige Akteure 
identifizieren können („Kiez“ oder Stadtviertel), 
unter anderem deshalb, weil das eigene Handeln hier 
als wirksam wahrgenommen wird. Im Quartier wer-
den urbane Qualitäten, Alltagskultur und Daseinsvor-
sorge konkret erfahren (BBSR 2017c, S. 167). Sozial-
räumlich ist ein Quartier in der Regel durch die 
städtebauliche Struktur abgegrenzt. Hierzu kann eine 
andere Bebauungsstruktur ebenso zählen, wie Barri-
eren durch Schienenwege oder stark befahrene Stra-
ßen. Die soziale Dimension eines Quartiers in den hier 
bearbeiteten Handlungsfeldern Quartiersenergie, flä-

chenschonende und verkehrsvermeidende Stadtstruk-
turen sowie quartiersbezogene Governance ist für die 
Umsetzung von hoher Bedeutung.

ɦɦ Aus Sicht einer strategischen Weiterentwicklung von 
Bau- und Infrastrukturen für mehr Umweltschutz wird 
unter einem Quartier ein Verbund von Gebäuden und 
Infrastrukturen verstanden. Dieser kann abhängig von 
den lokalen Gegebenheiten thematisch unterschied-
lich abgegrenzt sein. Seine Größe richtet sich nach 
den in der Stadtentwicklung sinnvoll zu integrieren-
den Strukturen (Abb. 7-1 und 7-2). So kann die Fest-
legung einer Quartiersgrenze für ein Sanierungsvor-
haben anders aussehen als für eine gemeinsame 
Wärmeversorgung und wiederum anders für die Pla-
nung kurzer Wege zur Verkehrsanbindung (Abb. 7-1). 
Im Vergleich zur sozialräumlichen Abgrenzung haben 
bau- und infrastrukturell abgegrenzte Quartiere in der 
Regel eine kleinere Ausdehnung. 

ɦɦ Abbildung 7-1	

Räumliche Darstellung des Quartiers
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Als „Mittelweg zwischen Gesamtstadt und Gebäude“ 
(BMVBS und BBR 2012, S. 32) vereint die Quartiers
ebene daher die strategische Suche nach zukunftsfähi-
gen Lösungen, beispielsweise für die städtische Energie-
versorgung, mit der Umsetzung von konkreten und 
handhabbaren Maßnahmen. Viele Aufgaben der Stadt-
entwicklung treffen auf Quartiersebene aufeinander und 
lassen sich zum gegenseitigen Nutzen integriert betrach-
ten (Abb. 7-2).

583.	 Der Fokus des Kapitels liegt auf bestehenden Quar-
tieren und deren Weiterentwicklung. Dies umfasst neben 
Umbau bzw. Sanierung auch den Weiterbau und teilweise 
die Ergänzung mit neuen Bau- und Infrastrukturen. Neu-
bauquartiere „auf der grünen Wiese“ stehen nicht im 
Fokus dieses Kapitels, da die Anpassung der Bestands-
strukturen vorrangig einzustufen ist.

7.2.2	 Synergien im Quartier
584.	 Die Vielfalt und Vielzahl der Strukturen und Akteu-
re im Quartier sind der wesentliche Grund dafür, dass 
sich aus ihnen Synergien mit einem Mehrwert für den 
Umwelt- und Klimaschutz erzielen lassen.

Entwicklung der Stadtstrukturen
585.	 Die meisten Städte in Deutschland wurden im Mit-
telalter gegründet und gehören dem Typus der Europä-
ischen Stadt an, der sich – im Unterschied beispielsweise 
zur Orientalischen oder Nordamerikanischen Stadt –
durch kompakte städtische Strukturen, eine Bausubstanz 
aus unterschiedlichen Epochen und eine Nutzungsmi-
schung aus Leben, Wohnen und Arbeiten auszeichnet 
(MICHAELIS-WINTER et al. 2018, S. 15). Stadtstruk-
turen sind in erheblichem Maß durch den jeweiligen Zeit-

ɦɦ Abbildung 7-2	

Mögliche räumliche Ausdehnung ausgewählter Themen einer integrierten Stadtentwicklung

Schwerpunkt Potenzielle Ausdehnung

Stromversorgung

Einzelgebäude Gebäudegruppe Stadtteil Stadtgebiet

Grünraumversorgung

Nahwärme

Regenwassermanagement

Abwasserentsorgung

Nahversorgung

Nachbarschaft

Identifikation

Fernwärme

Quartiersdimension

Soziale Aspekte
Energie

Wasser und Abwasser

Waren und Dienstleistungen des täglichen Bedarfs

Grünräume

„Viertel“

SRU 2020



408

Das Quartier: Raum für mehr Umwelt- und Klimaschutz

geist ihrer Entstehung mit ihren politischen, wirtschaft-
lichen und gesellschaftlichen Einflüssen ebenso wie 
durch die zu diesem Zeitpunkt geltenden baulichen und 
infrastrukturellen Möglichkeiten und Anforderungen ge-
prägt.

Abhängig von den verfügbaren Mitteln der Fortbewegung 
war die mittelalterlich geprägte Europäische Stadt in viele 
Quartiere mit kleinteiligen Baustrukturen und einer fuß-
läufigen Ausdehnung unterteilt, in denen sich ein Groß-
teil des Alltags abspielte. Bis zur Industrialisierung ent-
wickelten sich die Städte nur langsam. Dann setzte ein 
rasantes Wachstum ein (LENGER 2013, S. 50 ff.), die 
sogenannte Gründerzeit. Das starke Wachstum führte zu 
Stadterweiterungen, die weitgehend ohne übergeordne-
tes Planungskonzept erfolgten und den Mechanismen 
des freien Marktes überlassen wurden (PIRINGER 2008, 
S. 94). Dies stellte die Städte vor große infrastrukturel-
le Probleme. In den Arbeitervierteln herrschten eine hohe 
Belegungsdichte und hygienische Missstände vor. Die 
wachsende Kritik an den Lebensbedingungen, insbeson-
dere in den Innenstädten der Industrie- und Handels-
zentren, führte Ende des 19. Jahrhunderts zur Entste-
hung der anfänglich auf ingenieurwissenschaftliche und 
ästhetische Inhalte ausgerichteten Disziplin der Stadt-
planung (ALBERS und WÉKEL 2017, S. 20 und 23 f.). 
Später wurde diese sukzessive um sozial-, wirtschafts- 
und umweltwissenschaftliche Inhalte erweitert.

Nach dem Zweiten Weltkrieg waren die mit dem 
Wiederaufbau und der Modernisierung verbundenen 
Herausforderungen groß. Einerseits mussten schnell 
funktionierende Infrastrukturen aufgebaut werden, bei-
spielsweise für Energie, Wasser, Abwasser, Elektrizität 
und Abfallentsorgung. Andererseits warfen die ungesun-
den Wohnbedingungen in den Gründerzeitvierteln sowie 
die teilweise großen Zerstörungen grundsätzliche Fra-
gen nach der Richtung zukünftiger Stadtentwicklung auf. 
Seit dieser Zeit spricht man in der Stadtplanung von Leit-
bildern (PIRINGER 2008, S. 84), wenngleich schon zuvor 
verschiedene Veröffentlichungen die Praxis der Stadt-
planung und des Städtebaus maßgeblich beeinflussten 
(JONAS 2016).

In der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts entstanden 
verstärkt Siedlungsstrukturen, die aus Sicht der Ressour-
censchonung kritisch zu sehen sind, deren Defizite je-
doch heute vielfach den Ansatzpunkt dafür bieten, 
Synergien zwischen unterschiedlichen Strukturen und 
Nutzungen zu erzeugen. Dies betrifft ausgedehnte und 
monofunktionale Siedlungsstrukturen, deren Entstehung 
verschiedene Ursachen hatte. So reagierten einige durch-

setzungsstarke städtebauliche Leitbilder der Nachkriegs-
zeit auf die hygienischen Missstände in den Gründerzeit-
vierteln mit der Forderung nach Entmischung und der 
Entwicklung von „Stadtlandschaften“. Zu diesen gehört 
das Leitbild der „funktionellen Stadt“, welches die räum-
liche Trennung gesellschaftlicher Bedürfnisse (in der 
Stadtentwicklung auch Funktionen genannt) postulier-
te, ebenso wie das der „gegliederten und aufgelockerten 
Stadt“, welches mit antiurbanen Strukturen auf die dunk-
len, engen Straßen der Gründerzeitviertel reagierte 
(JONAS 2016; PIRINGER 2008; FÜRST et al. 1999).

Auch die Entwicklung der Automobilität beförderte die 
Flächeninanspruchnahme. Reichows Veröffentlichung 
„Die autogerechte Stadt“ (REICHOW 1959) wurde, 
wenngleich sie durchaus die Lebensqualität der Men-
schen bedachte, zum Aufhänger einer Stadtentwicklung, 
welche die städtischen Strukturen den Anforderungen 
der Automobilität unterordnete (JONAS 2016). Zudem 
setzten sich im Bereich der technischen Infrastrukturen, 
wie beispielsweise in der Energie- und Wasserversor-
gung, größere und zunehmend vernetzte Strukturen 
gegenüber dezentralen Versorgungsstrukturen durch 
(LIBBE et al. 2018, S. 31 ff.). Nicht zuletzt bewirkte die 
höhere Verfügbarkeit von Pkw (VOGEL 2010, S. 2) ab 
Ende der 1960er-Jahre in Westdeutschland und ab 1990 
in Ostdeutschland eine Abwanderung aus den Städten 
in das Umland (Sub-Urbanisierung). Verstärkt wurde 
dieser Trend durch die zum Stadtrand abfallenden 
Immobilienpreise (BMVBS und BBSR 2007, S. 4 ff.) 
sowie  eine Angebotsplanung der Umlandkommunen 
(SIEDENTOP et al. 2009). Hier wurden vielfach Ein- 
und Zweifamilienhäuser als ausgedehnte, zumeist mono
funktionale Stadtstrukturen errichtet, die primär der 
Wohnversorgung dienen. In den 1990er-Jahren verstärk-
te sich die Autozentrierung dieser Siedlungsstrukturen 
durch Einkaufszentren im Außenbereich auf bis dahin 
unbebauten Flächen (SCHEINER 2011).

Insgesamt entstanden durch diese Entwicklungen weite 
Alltags- und Leitungswege, die mit einem erhöhten 
Energie- und Flächenbedarf einhergehen und die dem 
Anspruch an eine umweltfreundliche sowie klimascho-
nende Stadtentwicklung nicht gerecht werden.

Die Bedeutung der integrierten Stadtentwick-
lung für die Nutzung von Synergien im Quartier
586.	 Die Lebensqualität in den Stadtquartieren ist nicht 
zuletzt Ausdruck dessen, wie umfassend dort wesent
liche gesellschaftliche Bedürfnisse nach Wohnen, Arbei-
ten, Mobilität, Bildung, Integration, Gesundheit, Freizeit 
und Erholung, Ernährung und Konsum sowie Ver- und 
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Entsorgung erfüllt werden. Der Gedanke einer integrier-
ten Stadtentwicklung ist nicht neu. Diese betrachtet die 
verschiedenen Anforderungen an die Stadt und ihre 
Wechselwirkungen untereinander. Allerdings hat sich 
das Verständnis hiervon grundlegend gewandelt. Die 
erste Hochphase der integrierten Stadtentwicklung gab 
es bereits Ende der 1960er- bis Mitte der 1970er-Jahre. 
Mit der Stadtentwicklungsplanung sollte die bis dahin 
rein räumlich ausgerichtete Planung auch eine Koordi-
nierung der sektoralen Ressorts wie Verkehrs- oder Frei-
raumentwicklung beinhalten und die Entscheidungsfin-
dung stärker auf eine wissenschaftliche Basis gestellt 
werden. Der hohe Anspruch der top-down orientierten 
Stadtentwicklungsplanung und die weit dahinter zurück-
bleibende Umsetzung führte schließlich in den 1980er-
Jahren zu ihrem Niedergang, begleitet von Bürgerpro-
testen und dem Slogan „Projekte statt Pläne“ (FRANKE 
et al. 2009, S. 17 f.).

587.	 Seit den 1990er-Jahren hat sich ein verändertes Ver-
ständnis einer integrierten Stadtentwicklung durchge-
setzt. Es ist eine Grundvoraussetzung dafür, dass sich 
Synergien auf Quartiersebene erzielen lassen. Mit der 
Rio-Konferenz im Jahre 1992 und den darauffolgenden 
Agenda-21-Prozessen in den Städten nahm das Ziel einer 
nachhaltigen Entwicklung einen zunehmend wichtigen 
Stellenwert in der Stadtentwicklung ein (NOLTING und 
GÖLL 2013). Dies zeigt sich auch in einer empirischen 
Auswertung der Ziele der Modellvorhaben, die im For-
schungsprogramm Experimenteller Wohnungs- und 
Städtebau (ExWoSt) durchgeführt wurden (BBSR 2013). 
Im Rahmen dieses Programms wurden seit 1988 in über 
vierzig Forschungsfeldern mehr als sechshundert Modell
vorhaben mit innovativen Planungen und Maßnahmen 
zu städtebaulichen und wohnungspolitischen Themen 
durchgeführt. Zu ihren inhaltlichen Zielen zählt die öko-
logische Verträglichkeit, also vor allem die Ressourcen
effizienz und Emissionsminderung. Ein weiteres Ziel ist 
die soziale Gebrauchsfähigkeit, das heißt die soziale Viel-
falt und der Zusammenhalt sowie die lokale Versorgung 
mit dem Notwendigen. Umfasst ist auch die ökonomi-
sche Tragfähigkeit, die zur lokalen Wertschöpfung und 
Beschäftigung beiträgt. 

Um diese vielen und unterschiedlichen Anforderungen 
räumlich zu berücksichtigen, wurden zudem folgende 
Ziele verfolgt, die sich auf die Stadtstruktur beziehen: 
Vielfalt und Kompaktheit, welche in engem Zusammen-
hang mit den Zielen Erreichbarkeit und Zugänglichkeit 
stehen. Diese werden ergänzt und unterstützt durch 
Kleinteiligkeit und Überschaubarkeit. Darüber hinaus 
sollten Quartierslösungen einerseits auf einem gewissen 

Maß an Eigenständigkeit basieren, andererseits auch 
soziokulturell eingebunden und mit benachbarten Stadt-
quartieren und der Gesamtstadt funktional verflochten 
sein (BBSR 2013, S. 14).

Ein wesentlicher Aspekt des veränderten Verständnisses 
einer integrierten Stadtentwicklung bezieht sich zudem 
auf ihren Umgang mit Prozessen. Die Stadtentwicklung 
wurde immer mehr als ein „Ergebnis interaktiver und 
konsensorientierter Austausch- und Abstimmungspro-
zesse“ (HEINZ 1998, S. 242) zwischen unterschiedlichen 
lokalen Akteuren verstanden. Auch Prozessziele finden 
sich daher in der Auswertung der ExWoSt-Projekte wie-
der. Sie nehmen Verfahren und Partizipation im Sinne 
von Mitwirkung und Kooperation in den Blick. Damit 
zielen sie auf die Verfügbarkeit von und die Teilhabe an 
quartiersrelevanten Entscheidungsprozessen für alle 
Menschen im Quartier (vgl. Abschn. 7.3.3). Eine nach-
haltige Quartiersentwicklung zeichnet sich zudem da-
durch aus, dass sie anpassungsfähige, für Veränderungen 
offene Quartiersstrukturen schafft und damit Flexibilität 
und Reversibilität ermöglicht (BBSR 2013, S. 14). 

Die Leipzig-Charta zur nachhaltigen 
europäischen Stadt
588.	 Auf europäischer Ebene ist das veränderte Verständ-
nis einer integrierten Stadtentwicklung in die sogenannte 
Leipzig-Charta eingeflossen, welche 2007 von den 27 für 
Bau- und Raumordnung zuständigen Ministerinnen und 
Ministern unterzeichnet wurde. Sie stellt eine Selbstver-
pflichtung dar, die Stadtentwicklungspolitik gemäß der 
in der Charta enthaltenen gemeinsamen Grundsätze und 
Strategien voranzutreiben. Ziel der Leipzig-Charta ist 
eine kompakte, nutzungsgemischte Stadt der kurzen 
Wege. Dabei ist Vielfalt ein handlungsleitendes Prinzip. 
Das dichte Nebeneinander unterschiedlicher Nutzungen 
der Europäischen Stadt wird als Potenzial für eine nach-
haltige Stadtentwicklung gesehen (BMVBS 2007; BBSR 
2017c). 

Die Leipzig-Charta wird seither in regelmäßigen Abstän-
den evaluiert und weiterentwickelt. Derzeit befindet sie 
sich unter dem Arbeitstitel Leipzig-Charta 2.0 in einem 
Prozess der Überarbeitung. In diesem Zuge sollen wich-
tige aktuelle Herausforderungen für die Stadtentwick-
lung in Europa, zum Beispiel der Umgang mit dem Klima
wandel, der Digitalisierung sowie der Migration und 
Integration, in die Charta einfließen (GEIPEL und 
SCHADE-BÜNSOW 2019). Ziel ist es, die novellierte 
Charta während der deutschen EU-Ratspräsidentschaft 
im Jahr 2020 auf einem informellen Treffen der für Raum
entwicklung zuständigen Ministerinnen und Minister in 
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Leipzig zu verabschieden. Der Prozess der Weiterent-
wicklung beinhaltet auch einen fachpolitischen Dialog 
in Berlin und Brüssel. Zu den bisher diskutierten The-
men gehörten dabei auch die Bedeutung des Quartiers
ansatzes – über benachteiligte Quartiere hinaus – und 
die Verknüpfung zwischen Quartier, Gesamtstadt und 
der stadtregionalen Ebene (BMI o. J.). Auf die deutsche 
Ratspräsidentschaft 2020 folgt 2021 die neue sieben
jährige Förderperiode der EU, über die weitere Impulse 
erfolgen könnten (BOHLE 2019, S. 66).

Synergien durch Verknüpfung und Skaleneffekte
589.	 Die Synergien, die sich aus einer integrierten Be-
trachtungsweise erzielen lassen, können in unterschied-
liche Kategorien eingeteilt werden (Tab. 7-1). 

Bei der Umsetzung von Quartierslösungen wirken oft-
mals Effekte aus verschiedenen Kategorien zusammen. 
Dafür sollte das Quartier so zugeschnitten werden, dass 
die Komplexität auf ein Mindestmaß reduziert wird. Den-
noch soll die Größe ausreichen, um einerseits Synergien 
zwischen traditionell sektoral betrachteten politischen 
Handlungsfeldern auszuschöpfen und andererseits er-
möglichen, Wechselwirkungen abzuschätzen. Damit las-
sen sich unbeabsichtigte externe Effekte vermeiden. Der 
Zuschnitt sollte so gewählt werden, dass die städtische 
Realität erfasst und Nachhaltigkeitsaspekte einbezogen 
werden. Die Erfahrungen des KfW-Programms Ener
getische Stadtsanierung legen nahe, dass der Quartiers
ansatz nicht nur in städtischen, sondern auch in 
weiteren Siedlungsstrukturen funktioniert (BMUB 
et al. 2017c, S. 5). 

Ausgewählte Projektbeispiele
590.	 Die unterschiedlichen Synergieeffekte lassen sich 
an einigen Beispielen veranschaulichen. Je nach Schwer-
punkt und Ausgangslage ergeben sich unterschiedliche 
Potenziale, Synergien und positive Effekte zum Beispiel 
für den Klimaschutz:

ɦɦ Gemeinsame Sanierungsmaßnahmen bedürfen einer 
gewissen Größe bzw. Anzahl an Gebäuden (Straßen-
zug, mehrere Blöcke, Gebäudecluster), um preiswirk-
same Wiederholungseffekte zu nutzen. Dazu zählen 
die Beschaffung von Baustoffen und Abwicklung von 
Prozessen. Die Dimension hilft, eine soziokulturelle 
Dynamik für mehr Umweltschutz zu generieren (Mit-
macheffekt, Identifikation, Nachbarschaftshilfe). Das 
Sanierungsmanagement in Hamburg-Bergedorf ini
tiiert Einkaufsgemeinschaften mit dem Ziel, durch 
Rabatte Sanierungskosten zu reduzieren (Stadtteil-
büro Bergedorf-Süd 2013). Die GWG Städtische Woh-
nungsgesellschaft München sanierte gemeinsam mit 
dem Fraunhofer-Institut eine Wohnanlage aus den 
1950er-Jahren mit einer Wohnfläche von 9.338  m2 
(nach Aufstockung) und konnte eine Energieein
sparung von 80 % erzielen (ERHORN-KLUTTIG und 
ERHORN 2017, S. 48).

ɦɦ Für die energetische Vernetzung von Gebäuden ist 
neben der Größe auch eine Nutzungsmischung wich-
tig. Büro- und Gewerbegebäude benötigen tagsüber 
Energie an Werktagen, während Wohnungen eher 
abends und am Wochenende beheizt werden (Tages-
verbrauchsausgleich). Auch wenn Speicherlösungen 

ɦɦ Tabelle 7-1	

Synergien im Quartier durch Verknüpfung und Skaleneffekte

Kategorie Infrastrukturen und 
Sektoren

Baustrukturen und 
Nutzungen

Akteure

Synergien durch 
Verknüpfung

… zwischen Infrastrukturen/ 
Sektoren (z. B. Energie und 
Verkehr)

… zwischen Bautypologien 
und/oder Nutzungen

… zwischen Akteuren

Synergien durch 
Skaleneffekte

… innerhalb einer Infrastruk-
tur/eines Sektors aufgrund 
der räumlichen Ausdehnung 
(z. B. Anlagengröße)

… aufgrund gleicher Bautypo
logien (Gebäude mit ähn
lichen Voraussetzungen etwa 
bezüglich Energiebedarf 
oder -gewinnung)

… aufgrund vieler abneh-
mender nutzender Personen 
und vieler ähnlicher Prozesse 

SRU 2020
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dazu beitragen können, tages- sowie jahreszeitliche 
Bedarfsschwankungen aufzufangen, benötigt man 
durch räumliche Vernetzung unterschiedlicher Nut-
zungen weniger Investitionen und Rohstoffe. Dies 
betrifft auch die Verwendung von Industrieabwärme 
für das Beheizen von anders genutzten Räumen. Die 
Dortmunder Energie- und Wasserversorgung GmbH 
stellt die bisher gasbasierte Wärmeversorgung der 
Dortmunder Innenstadt auf die Nutzung industriel-
ler Abwärme um. Dadurch können jährlich 45.000 t 
CO2 eingespart werden (DEW21 o. J.; energate 2019). 
Dies entspricht etwa den durchschnittlichen Jahres-
emissionsmengen von 4.000 Personen (EEA 2019).

ɦɦ Für die dezentrale Erzeugung von Wärme auf Basis 
erneuerbarer Energien sind einige Technologien erst 
ab einer bestimmten Bedarfsgröße rentabel (u. a. 
Blockheizkraftwerke (BHKW), Fernwärme, Wärme-
netze). Nahwärmenetze können zu erheblichen Ener-
gieeinsparungen beitragen. Beispielsweise haben die 
Stadt Damme und der Landkreis Vechta durch den 
Zusammenschluss von neun Liegenschaften zu einem 
Wärmeverbund eine Energieersparnis (Wärme und 
Strom) von 30 % erzielt (Klimaschutz- und Energie-
agentur Niedersachsen 2019, S. 16). Auch Energie-
contracting kann durch den Zusammenschluss 
mehrerer Gebäude für beide Vertragsparteien wirt-
schaftlich attraktiver gestaltet werden. Die Universität 
Hohenheim konnte durch Abschluss eines Energie-
contractingvertrages für die Energieversorgung der 
130 Gebäude des Campus ihren Energieverbrauch 
senken und so CO2-Emissionen in Höhe von 6.140 t 
pro Jahr einsparen. Dies entspricht einer jährlichen 
Einsparung von 25  % der Energiekosten (MUKE 
Baden-Württemberg 2015, S. 27).

ɦɦ Die Bündelung von Bedarfen im Quartier (z. B. Strom 
für Elektromobilität, Gemeinschaftsräume und -gär-
ten sowie Grünflächen) und die Mehrfachnutzung 
von Flächen (z. B. Dächer für Regenwasserrückhal-
tung und Solarthermie, Grünräume für Klimaanpas-
sung und Erholung) reduzieren den Bedarf an Sied-
lungs- und Verkehrsfläche. Sie schafft auch räumliche 
Potenziale für eine maßvolle Nachverdichtung. Durch 
Quartiersansätze kann auch der Bedarf an motorisier-
tem Individualverkehr durch stadtstrukturelle An
sätze wie Nutzungsmischung und Nachverdichtung 
sowie Bedarfsbündelung (z. B. durch alternative 
Mobilitätskonzepte) reduziert werden (vgl. Kap. 6). 
Im Rahmen des EU-Projektes Smarter Together hat 
die Stadt München Mobilitätsstationen errichtet, an 
denen Fahrräder und Elektrofahrzeuge ausgeliehen 

werden können. Zudem wurden an diesen Punkten 
Quartiersboxen aufgestellt. An die Boxen können teil-
nehmende Onlineshops und lokale Unternehmen 
Waren ausliefern. Sie können auch von Anwohnen-
den zum Tausch und Teilen beispielsweise von Werk-
zeug genutzt werden (Smarter Together 2019).

7.2.3	 Hemmnisse einer integrierten 
Quartiersentwicklung

591.	 Die Vielfalt der Infra- und Baustrukturen, Nutzun-
gen und Akteure bringt jedoch nicht nur große Synergie-
potenziale, sondern auch Zielkonflikte mit sich. Diese 
gilt es zu erkennen und soweit möglich zu minimieren. 
Obwohl das Quartier einen reduzierten Betrachtungs-
raum darstellt, besitzt dieser noch große Komplexität. 
Darin liegen die Grenzen des Quartiersansatzes. Werden 
Quartierskonzepte mit zu vielen Themen oder Akteuren 
„überfrachtet“, besteht die Gefahr, dass die Umsetzung 
scheitert.

Die hohen theoretischen Potenziale für einen ambitio-
nierten Umwelt- und Klimaschutz durch Synergien zwi-
schen verschiedenen Bautypologien und Infrastruktur-
systemen auf Quartiersebene treffen auf bestehende 
Strukturen. Diese Strukturen stellen dabei die Ausgangs-
lage dar. Um soziale oder kulturelle Überforderungen zu 
vermeiden, sollten Anpassungen „behutsam im Bewusst-
sein für und im Respekt vor der Geschichte des Ortes“ 
erfolgen (BBSR 2013, S. 14). Aus Sicht einer ökologi-
schen Quartiersentwicklung müssen Anpassungen den 
aktuellen Anforderungen des Klima- und Ressourcen-
schutzes genügen. Gleichzeitig müssen sie auch beispiels-
weise den Belangen des Denkmalschutzes und der Bau-
kultur gerecht werden, die für die Identifikation mit dem 
Quartier wichtig sind.

7.2.3.1	 Thematische Vielfalt und Komplexität

592.	 Die vielen unterschiedlichen Themen, die im Zuge 
einer nachhaltigen Entwicklung im Quartier Berücksich-
tigung erfahren sollten (vgl. Abb. 7-3), stellen die stra-
tegische Entwicklung und Umsetzung von Quartierskon-
zepten vor besondere Herausforderungen. Sie sind 
Potenzial und Hemmnis zugleich.

Jeder einzelne dieser Themenbereiche erfordert spezifi-
sches Fachwissen, welches in der Regel von unterschied-
lichen Fachdisziplinen abgedeckt wird. Zwischen den 
Themen bestehen zudem Schnittstellen und Wechsel-
wirkungen, die die Komplexität noch erhöhen. Die 
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Nutzung von Synergien kann auch Abhängigkeiten er-
zeugen, die bei der Gestaltung von Infrastrukturen jedoch 
durch Backup-Lösungen abgefedert werden können. 
Dadurch kann auf Ausfälle und unvorhersehbare Ent-
wicklungen reagiert werden. Resiliente Infrastrukturen 
erfordern daher auch immer eine gewisse Redundanz 
(LIBBE et al. 2018, S. 81). Die unterschiedlichen Themen 
beinhalten auch eine Vielzahl und Vielfalt an Akteuren, 
die sich als Fachleute und/oder beteiligte Bürgerinnen 
und Bürger in den Prozess einbringen können. 

7.2.3.2	 Akteursvielfalt 

593.	 Im Vergleich zu Maßnahmen auf der Gebäudeebene 
mit nur wenigen Beteiligten, treffen auf der Quartiersebene 
viele unterschiedliche Akteure aus Politik und Verwaltung, 
ansässigen Unternehmen sowie Bürgerinnen und Bürgern 
zusammen. Im Hinblick auf relevante Hemmnisse einer 
integrierten Quartiersentwicklung wird im Folgenden nur 
auf ausgewählte Akteursgruppen eingegangen.

Verwaltung
594.	 Integriertes Handeln hat schon lange Einzug in die 
Stadtverwaltungen gehalten (FRANKE et al. 2009). Aller-
dings geschieht dies insbesondere dann, wenn informelle 
Konzepte erstellt werden. Integriert zu handeln stellt in 
vielen Verwaltungen einen zusätzlichen Auftrag neben der 
Pflichtaufgabe der Bauleitplanung dar. Stadtverwaltungen 
sind häufig personell stark unterbesetzt, sodass freiwil
lige Aufgaben im Verwaltungshandeln nicht prioritär sind 
(HOLLER et al. 2017). Die Engpässe in der Personalaus-
stattung stellen daher ein Hemmnis für eine integrierte 
Entwicklungsplanung auf Ebene der Gesamtstadt und der 
Quartiere sowie eine entsprechende Übertragung in die 
Bauleitplanung dar (KÜHTE und HELMKE 2018). Eine 
Ausweisung eher monofunktional ausgerichteter Gebiets-
kategorien ist daher noch immer die Regel (FRERICHS 
et al. 2018, S. 67). Nach FRANKE et al. (2009, S. 44 f.) 
kann zudem zwischen unterschiedlichen Graden integrier-
ten Handelns unterschieden werden. Zur besseren Über-
sicht sind die genannten Aspekte in Tabelle 7-2 dargestellt.

Das Quartier: Raum für mehr Umwelt- und Klimaschutz

ɦɦ Abbildung 7-3	

Themen integrierter Quartiersentwicklung

Themen integrierter 
Quartiersentwicklung

Siedlungsstrukturelle 
Entwicklung

Stadtgestalt

Grün- und 
Freiraumentwicklung

Öffentlicher Raum

Wohnraumentwicklung

Wirtschaft / Arbeit und 
Beschäftigung

Umwelt / Klima

Verkehrsentwicklung / 
Mobilität

Technische Infrastruktur

Soziale Infrastruktur

Zusammenleben / 
Integration

Kultur / Freizeit / 
Erholung / Sport Gesundheit

Tourismus

Einzelhandel / 
Nahversorgung

Bildung

SRU 2020; Datenquelle: FRANKE et al. 2009
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ɦɦ Tabelle 7-2	

Ausprägung von integriertem Handeln in der Stadtentwicklungsplanung

Elemente integrierten 
Handelns

Grad der Ausprägung integrierten Handelns

eher schwache Ausprägung eher starke Ausprägung 

Räumliche Bezugsebene Nur die unmittelbaren räumlichen 
Umsetzungsebenen werden 
zugrunde gelegt. 

Auch die räumlichen Ebenen werden mit einbe-
zogen, die in Wechselbeziehung mit der Umset-
zungsebene stehen (z. B. die gesamtstädtische 
Ebene bei quartiersbezogenem integriertem 
Handeln; regionale und Quartiersebene bei 
gesamtstädtischem integriertem Handeln). 

Fachlich-thematische 
Zusammenhänge 

Ausschließlich diejenigen fach
lichen Bereiche werden einbezo-
gen, die für die unmittelbare 
Zielsetzung relevant sind. 

Auch fachliche Zusammenhänge anderer The-
men werden berücksichtigt, die mittelbar mit 
Zielsetzung und thematischer Ausrichtung des 
integrierten Handelns in Wechselwirkung stehen 
(z. B. Soziales in städtebaulichen Kontexten). 

Beteiligte Fachressorts Nur diejenigen Verwaltungs
akteure/Fachressorts werden 
beteiligt, die anlassbezogen 
unmittelbar relevant erscheinen. 

Auch solche Ressorts werden integriert, die im 
weiteren Umfeld des Anlasses für integriertes 
Handeln zu verorten sind.

Beteiligte Akteure inner-
halb und außerhalb von 
Politik und Verwaltung 

Nur diejenigen Akteure außerhalb 
von Politik und Verwaltung 
werden an Konzeption und/oder 
Durchführung von Maßnahmen 
und Projekten beteiligt, die 
themenbezogen unmittelbar 
relevant erscheinen; nur gesetz-
lich vorgeschriebene Beteiligung 
nach Baugesetzbuch.

Auch solche Akteure werden integriert, die im 
weiteren Kontext des Themenbezugs zu 
verorten sind. Es finden erweiterte Beteiligungs
formen wie Zukunftskonferenzen, Bürgerforen 
oder Arbeitsgruppen statt.

Bündelung von 
Finanzmitteln

Finanzierungsmittel werden aus 
einer singulären Quelle eingesetzt 
(z. B. Mittel eines einzelnen 
kommunalen Ressorttitels, 
Fördermittel ohne kommunale 
Ko-finanzierung, Mittel eines 
privaten Dritten). 

Mittel aus verschiedenen Quellen werden 
verwendet (z. B. Mittel verschiedener 
kommunaler Ressorttitel oder verschiedene 
Fördermittel und/oder Mittel privater Dritter).

Steuerung Auf informeller Basis wird inte
griert gehandelt (z. B. „auf Zuruf“). 

Integriertes Handeln wird institutionalisiert 
(vom Jour Fixe oder „Montagsrunde“ bis zur 
dezernatsübergreifenden Arbeitsgruppe). 

Ausgestaltung von 
Entwicklungskonzepten

Entwicklungskonzepte beschrän-
ken sich auf die Darstellung 
unmittelbar anlassbezogener 
Planungen und ihrer Komponen-
ten.

Integrierte Entwicklungskonzepte umfassen 
differenzierte Angaben zu Anlass und Zielen, zu 
unmittelbar und mittelbar relevanten Themen 
mit ihren Interdependenzen, Aussagen zu 
Kooperationen von Akteuren innerhalb und 
außerhalb von Politik und Verwaltung sowie 
weitere Elemente einer umfänglichen Planung 
(z. B. Zeit- und Finanzierungspläne). 

SRU 2020; Datenquelle: FRANKE et al. 2009, S. 44 f.
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595.	 Wenn es darum geht, die bestehenden Städte zu 
transformieren, kommt dem Quartier als Handlungsebene 
eine zentrale Bedeutung zu. Es gibt aber derzeit für diese 
Raumeinheit keine legitimierte, administrative Steue-
rungseinheit (ZIMMERMANN 2005, S. 166). Im Sinne 
einer Selbststeuerung besteht die Herausforderung darin, 
eine Balance zwischen lokaler Autonomie und dem Durch-
setzen hoheitlicher zentraler Politik zu schaffen (EVERS 
2005, S. 126). Wichtig hierfür ist, dass das Quartier stär-
ker mit der Stadtverwaltung verknüpft wird. Eine wich
tige Rolle hierbei können auch Quartiersmanagerinnen 
und -manager übernehmen (vgl. Abschn. 7.3.3).

Eigentümerstruktur
596.	 Eigentümerinnen und Eigentümern kommt bei der 
Entwicklung von Quartieren eine zentrale Rolle zu. Circa 
85 % der Wohngebäude in Deutschland sind im Besitz 
von Privatpersonen. Gemeinschaften von Wohnungs
eigentümerinnen und -eigentümern besitzen rund 9 % 
der Wohngebäude und Kommunen oder kommunale 
Wohnungsunternehmen sowie privatwirtschaftliche 
Wohnungsunternehmen jeweils rund 2 % (Statistisches 
Bundesamt 2014). Die Eigentümerstruktur kann sich je 
nach Siedlungstyp stark unterscheiden und eine nach-
haltige Quartiersentwicklung vor verschiedene Heraus-
forderungen stellen. 

Im Stadtkern herrscht zumeist eine sehr dichte Bebau-
ung mit einer Vielzahl historischer Gebäude vor, oft in 
einer Nutzungsmischung aus Wohnen, Handel und 
kleinteiligem Gewerbe. Die Eigentümerstruktur ist hier 
oftmals sehr heterogen. Auch in den Quartieren mit 
gründerzeitlicher Blockrandbebauung findet sich eine 
heterogene Eigentümerstruktur. Diese Quartiere ver
fügen über eine hohe städtebauliche Dichte und eine 
urbane Nutzungsmischung. Einfamilien- und Reihen
haussiedlungen unterschiedlichen Baualters hingegen 
befinden sich überwiegend im privaten Eigentum und 
werden in der Regel von den Besitzerinnen und Besit-
zern selbst bewohnt. Sie sind durch eine offene Bauwei-
se mit niedriger bis mittlerer Dichte charakterisiert. Die 
Häuser sind meist monofunktional auf das Wohnen aus-
gerichtet und teilweise zentral, häufig aber eher peripher 
im Stadtgebiet gelegen. Siedlungen der 1950er- und 
frühen 1960er-Jahre sind demgegenüber überwiegend 
in der Hand der Wohnungswirtschaft. Schließlich gibt 
es noch den Siedlungstyp der Großwohnsiedlungen der 
1960er- und 1970er-Jahre, in Ostdeutschland bis 1980er-
Jahre, welche sich zumeist in der Hand einzelner weni-
ger Wohnungsunternehmen befinden. Als Stadterweite-
rungen mit fünf- bis zehngeschossigen Gebäuden liegen 
sie häufig am Stadtrand (BMUB et al. 2017a).

597.	 Insgesamt sind Quartiere häufig durch viele ver-
schiedene (Privat-)Eigentümerinnen und Eigentümer 
gekennzeichnet, die oft mit sehr unterschiedlichen Inte-
ressen, Handlungslogiken und Kompetenzen agieren 
(KRÜGER et al. 2010, S. 11–15; WEIß et al. 2018). So 
ist die Beteiligung an Maßnahmen in Quartieren mit einer 
sehr kleinteiligen und heterogenen Eigentümerstruktur 
durchaus schwierig. Sie erfordert ein hohes Maß an Kom-
munikation sowie Identifikation mit dem Quartier und 
dem Ziel der angestrebten Entwicklung, da der Erfolg für 
ein gemeinwohlorientiertes Ziel individuelle, auch öko-
nomische Herausforderungen mit sich bringt. 

Im Bereich der energetischen Sanierung ist gut erforscht, 
welche Hemmnisse bei Investitionsentscheidungen im 
Gebäudebereich bestehen. Entscheidungen für Maßnah-
men sind oft komplex und je nach Eigentümertyp wie 
Selbstnutzer, privater Vermieter, Genossenschaft oder 
professioneller Vermieter unterschiedlich. Relevant sind 
auch Motivation, Entscheidungskontext sowie Ziel der 
Investition (WEIß et al. 2018; RENZ und HACKE 2016). 
Gebäude haben eine jahrzehntelange Nutzungsdauer und 
auch die Nutzungsdauer der integrierten Gebäudetech-
niken beträgt über zwanzig Jahre (BMUB 2016). Außer-
dem unterliegen Gebäude, Quartiere und Städte stetigen 
Transformationsprozessen von Modernisierungszyklen 
bis zu gesellschaftlichen Änderungsprozessen und ihrer 
Verstetigung in Baustrukturen. Entsprechen Gebäude 
aufgrund solcher Prozesse und dem Ausbleiben von 
Anpassungsmaßnahmen nicht mehr dem Stand der 
Technik, ist oft ein Sanierungsstau das Ergebnis. Die 
Aktivierung und Einbindung privater Immobilieneigen-
tümerinnen und -eigentümer in Maßnahmen der Quar-
tiersentwicklung sind oft langwierig und aufwendig. 
Eine Rolle hierbei spielt auch das sogenannte Mieter-Ver-
mieter-Dilemma. Dies besteht dann, wenn der Nutzen 
einer Sanierung zu einem großen Teil dem Mieter zu
gutekommt, während der Vermieter die Kosten trägt 
(s. Tz. 598). 

Häufig verfügen private (Einzel-)Eigentümerinnen und 
(Einzel-)Eigentümer zudem nicht über das ausreichen-
de Wissen, die zeitlichen Kapazitäten und die finanziel-
len Möglichkeiten, um sich zu engagieren (WIRTZ 2011, 
S. 30). Ein Hemmnis für die Entscheidung zu sanieren 
können auch demografische Aspekte sein. Für viele Äl-
tere stehen Aufwand sowie Höhe und Langfristigkeit der 
Investition nicht im Verhältnis zum Nutzen (WEIß et al. 
2018, S. 14). Gegenüber energetischen Sanierungsmaß-
nahmen bestehen darüber hinaus Vorbehalte hinsicht-
lich der Ästhetik, des Brandrisikos, der Entsorgung sowie 
bauphysikalischer Probleme wie Schimmelbildung (ebd., 
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S. 17). Vorbehalte hinsichtlich der Ästhetik bestehen 
häufig bei denkmalgeschützten oder erhaltenswerten 
Fassaden, während Brandrisiken nur bei bestimmten 
Dämmmaterialien oder bei möglichen Brandüberschlä-
gen an und aus der Fassade heraus bestehen. Energeti-
sche Sanierungen der Fassade führen zudem oft zu einer 
luftdichteren Fassade, was aus Gründen der Energieein-
sparung sinnvoll ist. Vorbehalten gegenüber einer mög-
lichen Schimmelbildung kann durch fachgerechte 
Beratung der Nutzenden für ein angepasstes Lüftungs-
verhalten begegnet werden.

Eigentümerinnen und Eigentümer, die ihre Immobilie 
selbst nutzen, sind enger mit ihr verbunden und agieren 
nicht nur ökonomisch rational, was auch Vorteile für eine 
nachhaltige Quartiersentwicklung haben kann (HOPF-
NER und ZAKRZEWSKI 2012, S. 60). Demgegenüber 
sind in Großwohnsiedlungen mit einer homogenen 
Eigentümerstruktur mehr Professionalität und eine 
größere Bereitschaft zu erwarten, sich für die Aufwertung 
von Quartieren zu engagieren (GORGOL 2014, S. 324). 
Wo bereits Privatisierungen stattgefunden haben, ist die 
Aktivierung von Wohnungseigentümergemeinschaften 
oder ausländischen Ansprechpartnerinnen und -partnern 
oft sehr schwierig (COSTA et al. 2018; Energieberatungs-
zentrum Stuttgart et al. 2016). 

Die Wertschöpfung aus selbstinitiierten Maßnahmen 
birgt einerseits das Problem des Trittbrettfahrens – 
Eigentümerinnen und Eigentümer, die sich nicht enga-
gieren, profitieren trotzdem von Maßnahmen anderer 
(WIEZOREK 2009, S. 28 f.). Andererseits birgt es das 
Potenzial, Entwicklungsprozesse im Quartier gemein-
schaftlich zu organisieren und Aufwand und Kosten auf 
viele Schultern zu verteilen.

Weitere Akteure
598.	 Auch Mieterinnen und Mieter spielen eine beson-
dere Rolle bei der Quartiersentwicklung. Maßnahmen – 
beispielsweise zur Verbesserung der Energieeffizienz – 
greifen direkt in ihr Lebensumfeld ein, sodass sie 
anstehenden Veränderungen oft mit großer Skepsis und 
Ängsten begegnen (ROSELT 2019, S. 10). Durch beste-
hende bzw. fehlende Anreize können Maßnahmen zur 
Quartiersentwicklung unterbleiben. Dazu zählt auch das 
Nutzer-Investor- bzw. Mieter-Vermieter-Dilemma (SRU 
2016, Tz. 223, 251 und 253 f.). Mieterinnen und Mieter 
haben häufig nicht die Möglichkeit für größere Investi-
tionen oder sie scheuen diese, weil ihnen beim Auszug 
aus der Mietimmobilie in der Regel die Erträge aus Ener-
gieeinsparung entfallen (GILLINGHAM et al. 2012; IEA 
2007). Investiert die Vermieterin oder der Vermieter, hat 

die Mieterin oder der Mieter den Nutzen in Form von 
Energie(kosten)einsparungen. Durch die Möglichkeit 
der Investitionsumlage nach § 559 Bürgerliches Gesetz-
buch (BGB) lassen sich jedoch die Investitionen der 
Vermieterinnen und Vermieter refinanzieren und die 
ökonomischen Vorteile können auf ihrer Seite liegen 
(NYMOEN et al. 2017). Zur Lösung dieses Dilemmas 
wird eine warmmietenneutrale Refinanzierung der 
Sanierungsmaßnahmen diskutiert, das heißt, dass die 
Warmmiete nach der Sanierung nicht stärker ansteigt als 
die Warmmiete in unsanierten Gebäuden durch die 
Steigerung der Energiepreise (ebd., S. 44).

Eine wichtige Funktion auf der Quartiersebene haben 
ebenso öffentliche und private Versorgungsunterneh-
men. Durch bestehende Pfadabhängigkeiten und Ge-
schäftsmodelle können Investitionen in zukunftsfähige 
Infrastrukturen jedoch unterbleiben (LIBBE et al. 2018). 
Zudem gibt es eine Vielzahl weiterer relevanter Akteure 
aus Handwerk und Planung. Die unzureichende Verfüg-
barkeit qualifizierten Personals in diesen Bereichen in 
Folge des Fachkräftemangels (KOFA 2019) kann einer 
nachhaltigen Quartiersentwicklung entgegenstehen.

599.	 Die Mitwirkung und Kooperation der verschiede-
nen Akteure im Quartier sind unterschiedlich ausgeprägt. 
So ist gerade die Ansprache teilweise marginalisierter 
Gruppen oftmals schwierig, da diese ihre Interessen 
schwer einbringen können (BARANEK et al. 2005, S. 6). 
Sie sind von Veränderungsprozessen oftmals besonders 
betroffen. Dies gilt zum Beispiel im Hinblick auf die Re-
duzierung der Belastung mit Lärm- und Schadstoffemis-
sionen oder Gerechtigkeit der ökonomischen Lasten
verteilung. Sie nehmen aber selten selbstinitiativ an 
Partizipationsverfahren teil. Da sie schwer zu erreichen 
sind, bedürfen sie einer gesonderten, oft niederschwel-
ligen Ansprache (KOOP et al. 2014, S. 237). Die Ver
fahrensgerechtigkeit besitzt somit eine besondere Be-
deutung für Partizipationsprozesse zur nachhaltigen 
Quartiersentwicklung.

Insgesamt gilt für Partizipationsprozesse im Allgemei-
nen, aufgrund der direkten Betroffenheit der im Quar-
tier lebenden Menschen jedoch im Besonderen, dass 
deren Ausgestaltung wesentlichen Einfluss auf die 
Akzeptanz des Prozesses und die Qualität der Ergeb-
nisse hat (SCHÄFFER-VEENSTRA 2013, S. 5). Zudem 
sind die Voraussetzungen, Fragestellungen, Anforde-
rungen und Akteurskonstellationen in jedem Quartier 
unterschiedlich, sodass jeder Partizipationsprozess eine 
individuelle Gestaltung erfordert (BMUB et al. 2017b, 
S. 10).
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7.2.3.3	 Finanzielle Ressourcen

600.	 Bei gemeinschaftlicher Sanierung können ähnliche 
Hemmnisse auftreten wie auf der Gebäudeebene, die sich 
auf Quartiersebene teilweise noch verstärken können. 
Quartiersbezogene Lösungen für mehr Umweltschutz 
sind oft langfristig ausgerichtet und erfordern einen 
hohen Kapitaleinsatz. Bei der Gebäudesanierung gilt dies 
insbesondere vor dem Hintergrund der stark angestie-
genen Baukosten im Bereich der technischen Gebäude-
ausrüstung (Anstieg von 45,9 % zwischen 1999 und 2013) 
(Bündnis für bezahlbares Wohnen und Bauen 2015; SRU 
2018, Tz. 44). 

Finanzielle Risiken durch technische 
Unwägbarkeiten 
601.	 Auch der finanzielle Aufwand einer Sanierung kann 
sich negativ auf die Entscheidung über die Durchführung 
einer Maßnahme auswirken (WEIß et al. 2018). Gerade 
private Kleinvermieterinnen und -vermieter finanzieren 
ihre Investitionen oft aus Rücklagen. Die bestehenden 
Förderprogramme entsprechen häufig nicht ihrem Be-
darf (ebd.). Im Fall von Wohnungseigentümergemein-
schaften können Entscheidungen über Maßnahmen und 
deren Finanzierung besonders schwierig sein. Reichen 
Instandhaltungsrücklagen und Sonderumlagen nicht aus, 
kann die Aufnahme eines Darlehens durch das Ausfall
risiko einzelner Eigentümerinnen und Eigentümer schwie-
rig sein (COSTA et al. 2018, S. 40). Den Kreditinstitu-
ten wird insbesondere bei umfangreichen Krediten die 
anteilige Haftung der Wohnungseigentümerinnen und 
-eigentümer nach § 10 Abs. 8 S. 1 Wohnungseigentums-
gesetz (WEG) nicht ausreichen. Häufig werden zusätz-
liche Sicherheiten verlangt (DERLEDER 2010, S. 12 ff.). 
Denn jeder Wohnungseigentümer haftet gemäß § 10 
Abs. 8 WEG nur in Höhe seines Miteigentumsanteils für 
das Darlehen. Eine Möglichkeit, die Finanzierung abzu
sichern, sind Ausfallbürgschaften für Wohnungseigen
tümergemeinschaften, die beispielsweise von Landes-
banken vergeben werden. Beim Vorliegen einer solchen 
Ausfallbürgschaft kann die Wohnungseigentümergemein-
schaft zudem häufig ein zinsgünstiges Darlehen erhalten 
(DERLEDER 2010, S. 15).

Aus der Perspektive der einzelnen Miteigentümerinnen 
und -eigentümer bleiben aber dennoch Unsicherheiten 
bestehen. Wird eine Miteigentümerin oder ein Miteigen-
tümer zahlungsunfähig, müssen die Darlehensraten 
trotzdem weiter beglichen werden. Dies führt dazu, dass 
im Innenverhältnis eine Nachschusspflicht der ande-
ren  Miteigentümerinnen und Miteigentümer besteht 
(COSTA et al. 2018, S. 41).

602.	 Zudem sind finanzielle Risiken durch technische 
Unwägbarkeiten ein relevantes Hemmnis. So führen 
gekoppelte Anforderungen an Bestandsgebäude dazu, 
dass ab einem bestimmten Änderungsumfang weitere 
Maßnahmen fällig werden (z. B. bei Fassadenänderun-
gen oder beim Aufstocken). Was aus Sicht der Energie-
einsparziele notwendig ist, bedeutet für die Eigentü-
merinnen und Eigentümer höhere Investitionen und 
ein höheres finanzielles Risiko, das dazu führen kann, 
dass energetische Sanierungsmaßnahmen nicht aufge-
griffen werden.

Darüber hinaus können Sanierungen technisch beding-
te zusätzliche Baumaßnahmen erfordern. Diese Erwei-
terungen der Maßnahmen können auf die Eigentümerin-
nen und Eigentümer abschreckend wirken, da sie einen 
höheren Bau- und Investitionsumfang und darüber hin
aus Belastungen beispielsweise in Form von Lärm, Staub 
sowie gegebenenfalls Umzug in eine Ersatzwohnung mit 
sich bringen.

Unübersichtliche Förderlandschaft
603.	 Soweit Umbaumaßnahmen im Quartierszusammen-
hang gemeinwohlorientiert sind, also langfristig einen 
Mehrwert für den Umweltschutz leisten, erscheint der 
Einsatz von Fördermitteln (EU, Bund, Länder, Regionen 
und Kommunen) gerechtfertigt. Dies gilt insbesondere, 
wenn die Akteure die erforderlichen Investitionen nicht 
allein aufbringen können.

Wer in der Quartiersentwicklung etwas anstoßen will, 
begegnet einer Vielzahl an Fördermöglichkeiten und 
-voraussetzungen (zu Zielen und Gründen der Förde-
rung auf Bundesebene s. Abschn. 7.2.4). Unter dem Stich-
wort „Quartier“ listet die Förderdatenbank des Bundes-
ministeriums für Wirtschaft und Energie (BMWi) 124 
Programme auf, wovon 18 durch den Bund angeboten 
werden, alle weiteren durch die Bundesländer. Der Bund 
fördert Maßnahmen mit Umweltbezug im Quartier über 
die Programme der KfW-Bank, die Nationale Klimaschutz
initiative (NKI) und die Städtebauförderung. Hinzu kom-
men im Bereich der Mobilität, des Umweltschutzes und 
der Forschungsförderung zahlreiche weitere Programme 
und Projektträger (BMWi 2019c).

604.	 Aufgrund der Vielzahl der vorhandenen Program-
me und ihrer teilweise spezifischen Ausrichtung haben 
Interessentinnen und Interessenten oft keinen Überblick 
über die Vor- und Nachteile der Angebote. Es bestehen 
zudem weitere Hemmnisse im Bereich der Förderpoli-
tik. So bieten zinsgünstige Kredite in Zeiten einer Nie
drigzinspolitik wenig bis keinen Anreiz. Auch bestehen 
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bürokratische Hürden, die den Aufwand der Beantragung 
im Verhältnis zum Nutzen unverhältnismäßig erschei-
nen lassen (WEIß et al. 2018; MÄRZ 2018).

Kommunale Finanzen und 
Fördervoraussetzungen
605.	 Obwohl sich die prekäre Finanzsituation der Kom-
munen in den letzten Jahren verbessert hat und die kom-
munale Verschuldung in allen Bundesländern rückläufig 
ist, sind noch immer viele Kommunen hoch verschuldet. 
Laut einer repräsentativen Befragung von 300 Stadtkäm-
merern mussten 39 % der Kommunen 2015 bis 2017 ein 
Haushaltssicherungskonzept oder Haushaltssanierungs-
pläne aufstellen (EY 2018). Diese Kommunen sind in 
ihrem Handlungsspielraum massiv eingeschränkt. Betrof-
fen hiervon ist auch die Finanzierung des von der Städ-
tebauförderung geforderten kommunalen Eigenanteils 
(BÖHME et al. 2018, S. 232 f.). Hieraus entsteht die 
widersprüchliche Situation, dass gerade strukturschwa-
che Kommunen mit erheblichen strukturellen Proble-
men faktisch von der Förderung ausgeschlossen werden.

Es bestehen zudem noch immer Fehlanreize, die der In-
nenentwicklung entgegenstehen. Insbesondere um die 
Ausgestaltung der Grundsteuer gab es in den letzten Jah-
ren eine kontroverse Diskussion (BACH 2018). Dennoch 
werden bebaute Grundstücke gegenüber unbebauten wei-
terhin benachteiligt, was eine Mobilisierung von Grund-
stücken im Innenbereich erschwert.

7.2.4	 Gründe und Ziele der 
Förderung mit Quartiersbezug

606.	 Eine integrierte Stadtentwicklung lässt sich nur in 
einem konkreten Gebiet – Programmgebiet, Stadtteil, 
Quartier – umsetzen (vgl. Abschn. 7.2.2). Wichtig ist es 
hierbei, die spezifischen Stärken und Schwächen zu be-
rücksichtigen und die lokalen Akteure im Sinne einer 
urbanen Governance zu beteiligen (vgl. Abschn. 7.3.3; 
FRANKE et al. 2009, S. 21). Auch die Förderung weist 
daher oftmals einen Gebietsbezug auf. Die Herausforde-
rungen nach dem Zweiten Weltkrieg haben zur Einrich-
tung der Städtebauförderung im Jahr 1971 geführt. Um 
Quartiere nach dem aktuellen Stand der Technik zu ent-
wickeln, wurde in den 1960er- und 1970er-Jahren viel-
fach auf das Instrument der sogenannten Flächen
sanierung für den im Krieg erhalten gebliebenen 
Gebäudebestand zurückgegriffen. Flächensanierung 
war ein Begriff für Abriss und Neubau, der in den 1980er-
Jahren als „Kahlschlagsanierung“ in die Kritik geriet, da 
hierdurch identitätsstiftende Strukturen zerstört wur-

den. Diese Kritik führte zu einer stärkeren Auseinander-
setzung mit der sozialräumlichen Dimension der Quar-
tiere und zur Strategie der „behutsamen Stadterneuerung“ 
(SCHMITT und SCHRÖTELER-von BRANDT 2016, 
S. 91 ff.). Ebenfalls in die Kritik gerieten Großwohnsied-
lungen, die sich häufig am Rande der Städte befanden 
und die nach anfänglich durchaus kaufkräftigen Erstbe-
wohnenden eine soziale Entmischung erfuhren. Aller-
dings unterschied sich die Wertschätzung für diese Quar-
tierstypen bis in die 1980er-Jahre zwischen Ost- und 
Westdeutschland (BREUER 2015). Die großen, mo
dernen (Neubau-)Siedlungen wurden in Ostdeutschland 
deutlich positiver bewertet, auch weil sich ein großer Teil 
des Altbaubestandes in einem schlechten Zustand be-
fand (ebd.). Auch bei Großwohnsiedlungen lag der 
Schwerpunkt der angestoßenen Quartiersentwicklungs-
prozesse auf einer Bewältigung der entsprechenden so-
zialräumlichen Herausforderungen, die stets auch bau-
liche und infrastrukturelle Verbesserungen beinhalteten.

607.	 Im 20. Jahrhundert lag der Anlass für Quartiersent-
wicklungen in der Regel in den Quartiersstrukturen selbst 
begründet, beispielsweise in ungesunden Wohn- und 
Arbeitsbedingungen oder dem baulichen Verfall, und 
betraf nur einige Quartiere. Dies änderte sich zu Beginn 
des 21. Jahrhunderts. Der Anlass von Quartiersentwick-
lungen verschob sich und umfasste zunehmend Anpas-
sungen an gesamtgesellschaftliche Herausforderungen. 
Zu nennen sind Wanderungsbewegungen, die beispiels-
weise durch die Wiedervereinigung regional verstärkt 
hervortraten und einen Stadtumbau in erheblichem 
Ausmaß notwendig machten. Auch der demografische 
Wandel macht zunehmend flächendeckende Anpassun-
gen erforderlich. Auch die Veränderungen im Einkaufs-
verhalten durch die Entwicklung des Onlinehandels, die 
dazu geführt haben, dass die Stadt- und Quartierszen
tren zunehmend weitere Funktionen übernehmen (BBSR 
2017b) sowie der Klimaschutz und die Folgen des Klima
wandels machen Anpassungen erforderlich. Zusammen-
fassend lässt sich feststellen, dass die gegenwärtigen 
Herausforderungen wie der Klimawandel und demo
grafische Veränderungen eine gesamtgesellschaftliche 
Dimension aufweisen. Dennoch werden die erforder
lichen Anpassungen aus Gründen der Handhabbarkeit 
weiterhin vor allem auf Quartiersebene umgesetzt. Dabei 
ist es wichtig, dass die identifikationsstiftenden positiven 
Quartierscharaktere und Strukturen bewahrt werden. 

608.	 Die skizzierten Entwicklungen spiegeln sich auch 
in den Förderprogrammen des Bundes wider (vgl. Tab. 
7-3). Diese verfolgen primär zwei übergeordnete Ziele: 
zum einen die Lebensqualität vor Ort zu verbessern und 
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ɦɦ Tabelle 7-3	

Ausgewählte Förderprogramme des Bundes mit Quartiersbezug

Anlass Thema Eingriffstiefe Förderprogramm Jahr der 
Einführung

Ungesunde Wohn- und 
Arbeitsbedingungen

Baustruktur, 
Infrastruktur

behutsam 
weiterent
wickelnd

Städtebauliche 
Sanierungs- und 
Entwicklungsmaß
nahmen

1971 (West), 
1990 (Ost) – 
2012

Baulicher Verfall Baustruktur erhaltend, 
stabilisierend

Städtebaulicher 
Denkmalschutz*

1991

Soziale Benachteiligung Soziales stabilisierend Soziale Stadt** 1999

Demografische Veränderungen 
(Alterung, Singularisierung, 
Wanderungsbewegungen)

Baustruktur, 
Infrastruktur

transformativ Stadtumbau*** 2002 (Ost), 
2004 (West)

Veränderung des 
Einkaufsverhaltens

Stadtzentrum stabilisierend Aktive Stadt- und 
Ortsteilzentren*

2008

Gestiegene Anforderungen an 
die Leistungen von Stadtnatur

Stadtnatur transformativ Zukunft Stadtgrün 2017–2019 
(seit 2020 
Fördervoraus-
setzung)

Klimawandel Baustruktur, 
Infrastruktur

transformativ KfW-Programm 
Energetische Stadt
sanierung

2011

Klimawandel übergreifend transformativ Förderprogramme 
der NKI

2008

Klimawandel übergreifend transformativ BMU Förderprogramm; 
Maßnahmen zur 
Anpassung an die 
Folgen des Klimawan-
dels; Förderschwer-
punkt kommunale 
Leuchtturmvorhaben

2011

Erprobung experimenteller 
Ansätze

übergreifend transformativ ExWoSt 1987

Ermittlung von Grundlagen übergreifend transformativ Stadtentwicklung laufend

    * seit 2020 im Programm Lebendige Zentren – Erhalt und Entwicklung der Orts- und Stadtkerne
  ** seit 2020 im Programm Sozialer Zusammenhalt – Zusammenleben im Quartier gemeinsam gestalten
*** seit 2020 im Programm Wachstum und nachhaltige Erneuerung – Lebenswerte Quartiere gestalten

T  Städtebauförderung (BMI)
T  Förderung durch das BMWi und das BMU
T  Angewandte Forschung (BMI)
T  Resortfoschung (BMI)

SRU 2020; Datenquelle: MICHAELIS-WINTER et al. 2018; BMUB et al. 2017a; BBSR o. J.–a
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zum anderen die natürlichen Lebensgrundlagen zu er-
halten. Die Programmlandschaft der Städtebauförderung 
mit Quartiersbezug ist historisch gewachsen, auf ver-
schiedene Programme verteilt und befindet sich in einem 
stetigen Wandel (Deutscher Bundestag 2019a). Heute 
spielen sowohl Umwelt- als auch Quartiersbezüge in 
vielen Bereichen der kommunalen Entwicklung eine 
wichtige Rolle. In ihrem Koalitionsvertrag hat die Bundes
regierung vereinbart, die Städtebauförderung zu flexi
bilisieren, zu entbürokratisieren und weiterzuentwickeln 
(CDU, CSU und SPD 2018, S. 113). Dazu wurde Ende 
2019 eine Verwaltungsvereinbarung getroffen und seit 
2020 konzentriert sich die Städtebauförderung auf drei, 
statt bislang sechs Programme (BBSR o. J.–c): 

ɦɦ Lebendige Zentren – Erhalt und Entwicklung der  
Orts- und Stadtkerne

ɦɦ Sozialer Zusammenhalt – Zusammenleben im Quartier 
gemeinsam gestalten

ɦɦ Wachstum und nachhaltige Erneuerung – Lebens
werte Quartiere gestalten

Querschnittsthemen wie die interkommunale Koopera-
tion sind in allen drei Programmen förderfähig und Maß-
nahmen zum Klimaschutz und zur Anpassung an den 
Klimawandel (grüne Infrastruktur) stellen nunmehr eine 
generelle Fördervoraussetzung dar.

609.	 Besonders relevant für quartiersbezogene Lösun-
gen im Energiebereich ist das KfW-Programm „Energe-
tische Stadtsanierung – Zuschuss“. Mit dem Programm-
teil 432 fördert der Bund Kommunen und kommunale 
Unternehmen bei der Erstellung von energetischen Quar-
tierskonzepten und Leistungen von Sanierungsmanagern 
(BBSR o. J.-b). Die Finanzmittel werden aus dem Ener-
gie- und Klimafonds (EKF) bereitgestellt. Zwischen 2011 
und 2017 wurden rund 1.000 Anträge mit einem Volu-
men von rund 56 Mio. Euro gefördert und damit etwa 
23 Mio. Euro Eigenanteil bei den Kommunen aktiviert 
(HEINRICH et al. 2019). Durch die Eigenanteilfinan
zierung von 35 % soll die Umsetzungswahrscheinlichkeit 
der geförderten Konzepte erhöht werden. Zur Unterstüt-
zung der Kommunen haben einige Bundesländer ergän-
zende Förderungen für diesen Anteil aufgelegt (BMUB 
et al. 2017c, S. 33). Mit dem KfW-Programm sollen In-
vestitionen in den Gebäudebestand und in technische 
Infrastruktur angestoßen werden. Für kommunale Inves
titionen sollen die KfW-Programme 201 und 202 Finan-
zierungsoptionen anbieten. Zudem gibt es zahlreiche 

weitere Fördermöglichkeiten (BBSR 2017a). Allerdings 
ist die Attraktivität der investiven Förderprogramme der 
KfW aufgrund des Niedrigzinsniveaus und konkurrieren-
der Programme, wie beispielsweise der durch das BMWi 
aufgelegten Förderung „Wärmenetze 4.0“, eingeschränkt. 
Diese bezieht sich jedoch auf Modellvorhaben, um hier-
aus die Markteinführung neuer Systeme zu befördern 
(Bundesanzeiger 30. Juni 2017). Zudem werden im Pro-
gramm Wärmenetze 4.0 nur neue und nicht bereits be-
stehende Netze gefördert (FRITZ und PEHNT, S. 19).

Der Zuschnitt des Programms „Energetische Stadtsanie-
rung – Zuschuss“ ist räumlich und thematisch sehr fle-
xibel. Es umfasst zwei Förderbausteine: die Erstellung 
eines energetischen Quartierkonzepts, welches das Po-
tenzial analysiert und ein abgestimmtes Maßnahmen- 
und Handlungskonzept umfasst, sowie das Sanierungs-
management zur Koordinierung und Umsetzung der 
Maßnahmen (BBSR 2017a). 

610.	 Mit der NKI fördert und initiiert das Bundesum-
weltministerium seit 2008 Klimaschutzprojekte in ganz 
Deutschland. Klimaschutzmaßnahmen mit Quartiersbe-
zug werden dabei in verschiedenen NKI-Programmen 
unterstützt. Im Förderaufruf „Kommunale Klimaschutz-
Modellprojekte“ werden zum Beispiel investive Modell-
projekte aus unterschiedlichen Handlungsfeldern 
(Abfallentsorgung, Abwasserbeseitigung, Energie- und 
Ressourceneffizienz, Stärkung des Umweltverbundes, 
Smart-City etc.) gefördert, die einen wesentlichen Bei-
trag zur Minderung der Treibhausgasemissionen leisten. 
Im Förderaufruf „Klimaschutz durch Radverkehr“ wer-
den modellhafte, investive Projekte zur Verbesserung der 
Radverkehrssituation in konkret definierten Gebieten, 
wie beispielsweise Wohnquartieren, Dorf- oder Stadtteil-
zentren, gefördert. Über Nachbarschaftsprojekte wer-
den Initiativen gestärkt, die klimafreundliches und res-
sourcenschonendes Alltagshandeln in der Kommune und 
im Quartier unterstützen. Im Rahmen der Kommunal-
richtlinie, dem größten Breitenförderprogramm der NKI, 
werden neben investiven Einzelmaßnahmen, wie der 
hocheffizienten Straßenbeleuchtung, auch strategische 
Vorhaben wie die Erstellung und Umsetzung von Klima-
schutzkonzepten durch ein Klimaschutzmanagement un-
terstützt. Vorhaben dieser Art sind unter anderem wich-
tig für die Entwicklung quartiersbezogener Lösungen.

Das Förderprogramm „Maßnahmen zur Anpassung an 
die Folgen des Klimawandels“ ist Teil der Deutschen 
Anpassungsstrategie an den Klimawandel (DAS). Ein 
zentrales Ziel der DAS ist es, dass die Auswirkungen des 
Klimawandels in den Planungs- und Entscheidungs
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prozessen öffentlicher und gesellschaftlicher Akteure 
systematisch berücksichtigt werden – insbesondere auf 
kommunaler und lokaler Ebene. Das Förderprogramm 
setzt auf Ergebnisse mit hoher Übertragbarkeit auf 
andere Regionen und Akteure. Es unterstützt Anpas
sungskonzepte für Unternehmen, Bildungsmodule zu 
Klimawandel und Klimaanpassung sowie kommunale 
Vorhaben und lokale und regionale Kooperationen, um 
die Robustheit und die Zukunftsfähigkeit existierender 
Systeme zu erhöhen (BMU 2019).

611.	 In der Vergangenheit sind zudem auch vielfältige 
Impulse für die Quartiersentwicklung von der For-
schungsförderung ausgegangen. Eine wichtige Rolle 
spielt in diesem Zusammenhang das Programm ExWoSt 
des heutigen Bundesministeriums des Innern, für Bau 
und Heimat (BMI) (BBSR 2013). 

Zu den Programmen des Bundes kommen noch Förde-
rungen auf Landes- und kommunaler Ebene hinzu. Sie 
können sowohl als Ergänzung dienen als auch zu Kon-
kurrenzen führen. Auf eine detaillierte Darstellung wird 
aufgrund der Komplexität im Weiteren verzichtet.

7.3	 Ausgewählte 
Handlungsfelder

612.	 Im Folgenden sollen die Potenziale und Hemmnisse 
einer integrierten Quartiersentwicklung für den Umwelt- 
und Klimaschutz anhand ausgewählter Handlungsfelder 
aufgezeigt werden. Im Fokus stehen dabei zunächst die 
energetische Quartiersentwicklung und ihre Querbezüge 
zu weiteren Infrastrukturbereichen. Weiterhin wird die 
Bedeutung einer kompakten und nutzungsdurchmisch-
ten Stadtstruktur hervorgehoben. Schließlich setzt die 
Umsetzung integrierter Lösungen das abgestimmte 
Handeln verschiedener Akteure voraus.

7.3.1	 Handlungsfeld Quartiers-
energie im Verbund

613.	 Die Verminderung der Treibhausgasemissionen von 
Gebäuden ist ein wichtiger Ansatzpunkt, um die gesteck-
ten Klimaziele zu erreichen. Der Gebäudebestand in 
Deutschland soll im Jahr 2050 nahezu klimaneutral sein. 
Dieses Ziel wurde in den letzten Jahren beispielsweise 
mit der Energieeffizienzstrategie Gebäude (BMWi 2015, 
S. 2) und dem Klimaschutzplan 2050 (BMUB 2016) be-

kräftigt und ist auch in der Begründung des bei Re
daktionsschluss im Entwurf vorliegenden Gebäude
energiegesetzes angeführt. Um das Ziel eines nahezu 
klimaneutralen Gebäudebestandes zu erreichen, müssen 
der Wärme- und Kälteenergiebedarf der Gebäude abneh-
men, die Effizienz der eingesetzten Technik bei der 
Gebäudeenergieversorgung steigen und die Deckung des 
verbleibenden Bedarfs durch erneuerbare Energien er-
folgen. Im Folgenden wird für das Begriffspaar Wärme 
und Kälte vereinfachend der Begriff Wärme genutzt, 
da  der weit überwiegende Teil der Gebäudeenergie in 
Deutschland für eine Steigerung der Raumtemperatur 
eingesetzt wird. Mit einer durch die Klimaveränderun-
gen steigenden Durchschnittstemperatur kann die Be-
deutung der Raumkühlung jedoch künftig zunehmen.

Die Quartiersebene ist in Ergänzung zur Betrachtung von 
Einzelgebäuden ein wichtiger Ansatzpunkt, da einerseits 
Skaleneffekte auftreten können und der Einsatz einiger 
Technologien, insbesondere zur Bereitstellung erneuer-
barer Wärme, erst in einem Verbund von Gebäuden er-
möglicht werden kann. Hinzu kommt, dass im bebauten 
Raum bereits genutzte Flächen mehrdimensional belegt 
und zur Erzeugung von Strom oder Wärme eingesetzt 
werden können, etwa durch die Installation von Photo-
voltaik-Aufdachanlagen. Diese mehrdimensionale Nut-
zung trägt einerseits zur Verminderung der Inanspruch-
nahme von Fläche zur Gewinnung von Energie außerhalb 
des Quartiers bei. Andererseits kann das Quartier so 
einen Teil seines Energiebedarfs selbst decken.

7.3.1.1	 Energieverbrauch im Gebäudesektor

614.	 Der Gebäudebestand ist für etwa ein Drittel der 
CO2-Emissionen Deutschlands verantwortlich (BMUB 
et al. 2017a, S. 5). Um das Ziel eines nahezu klimaneu
tralen Gebäudebestandes im Jahr 2050 zu erreichen, soll 
die Absenkung des Primärenergiebedarfs des Sektors bis 
2050 um 80 % gegenüber 2008 erreicht werden. Bis 2017 
hatte der Primärenergiebedarf jedoch lediglich um 18,8 % 
abgenommen (BMWi 2019a, S. 90 f.). Mit steigenden 
Anteilen erneuerbarer Energien werden sich der Primär- 
und Endenergieverbrauch zunehmend annähern, da 
keine fossilen Rohstoffe aufbereitet werden müssen und 
die Bedeutung der Vorketten dadurch insgesamt ab-
nimmt. Dieser Effekt wirkt insbesondere beim Einsatz 
von Strom, in geringerem Umfang auch bei Wärme auf 
Basis erneuerbarer Energien. Wie stark er im Bereich 
Wärme ist, hängt von der eingesetzten Technologie ab. 
Während der Unterschied von Primär- und Endenergie 
bei Wärmepumpen bei null ist, wird er beim Einsatz von 
Power-to-Gas aufgrund der Umwandlungsverluste höher 
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liegen. Der Entwurf des Gebäudeenergiegesetzes legt in 
Anlage 4 anrechenbare Primärenergiefaktoren für ver-
schiedene heute eingesetzte Energieträger und Techno-
logien zur Wärmeerzeugung fest. Einzelheiten, so auch 
für den Einsatz von Fernwärme, regelt § 22 GEG-E. Da 
Power-to-Gas noch keine Marktreife erlangt hat, bein-
haltet das Gebäudeenergiegesetz hierfür keinen Primär-
energiefaktor.

Der Anteil des gebäuderelevanten Endenergieverbrauchs 
am Gesamtenergieverbrauch in Deutschland liegt bei 
34,5 %, wobei 22 % auf die privaten Haushalte entfallen. 
Den größten Beitrag zum Endenergieverbrauch der pri-
vaten Haushalte liefert die Raumwärme. Hinzu kommen 
kleinere Anteile für Warmwasser sowie Raumkühlung 
(Abb. 7-4; BMWi 2019a, S. 90 f. ).

Die Raumwärme trägt zu etwa zwei Dritteln zu den Treib-
hausgasemissionen des Gebäudesektors bei (BMU 2018, 
S. 42). Dabei spielt der dominierende Einsatz fossiler 
Energieträger eine entscheidende Rolle: Die Wärmever-
sorgung von Wohngebäuden beruht in erster Linie auf 
den fossilen Energieträgern Heizöl und Gas (25,9 % bzw. 
49,9 % der Gebäude). Nur bei 2,2 % der Wohngebäude 

im Bestand wird die Wärmeversorgung durch Wärme-
pumpen abgedeckt (Abb. 7-5; AGEB 2019, S. 1.10). Wäh-
rend der Anteil erneuerbarer Energien zur Erzeugung 
von Strom beständig ansteigt, sodass er 2018 bereits 
37,8 % des Bruttostromverbrauchs ausmachte, stagniert 
der Anteil erneuerbarer Energien am Endenergiever-
brauch für Wärme und Kälte mit 14,4 % im Jahr 2018 wei
terhin auf niedrigem Niveau. Auch die Steigerungsrate 
von 0,7 Prozentpunkten gegenüber dem Vorjahr ist ge-
ring (UBA 2019).

Anders als im Bestand werden im Neubau zunehmend 
Wärmepumpen eingesetzt (Steigerung von 0,8 % im Jahr 
2000 auf 31 % im Jahr 2019). Gas nimmt als Energie
träger kontinuierlich ab (Verminderung von 76,7 % auf 
37,5  % im selben Zeitraum) und Öl kommt nur noch 
in  sehr wenigen Gebäuden zum Einsatz (AGEB 2019, 
S.  1.9). Jedoch besteht eine zahlenmäßige Dominanz 
von Bestandsgebäuden gegenüber Neubauten, sodass der 
Anteil fossiler Energieträger bei der Wärmeversorgung 
von Wohngebäuden weiterhin sehr hoch ist. Dies gilt 
auch für Nichtwohngebäude. Hinzu kommt die bisher 
geringe Rate energetischer Sanierungen im deutschen 
Wohngebäudebestand, mit denen meist auch der Aus-

ɦɦ Abbildung 7-4	

Anteil des gebäuderelevanten Endenergieverbrauchs am gesamten Endenergieverbrauch in Deutschland 
im Jahr 2016

GHD = Gewerbe, Handel, Dienstleistung

Quelle: BMWi 2019a, S. 91



422

Das Quartier: Raum für mehr Umwelt- und Klimaschutz

tausch der Wärmeversorgung einhergeht. Diese lag im 
Mittel zwischen 2010 und 2016 bei ungefähr 1 % jährlich 
(CISCHINSKY und DIEFENBACH 2018, S. 149).

Die Energiewende im Gebäudesektor, und damit insbe-
sondere die Wärmewende, ist im Vergleich zur Energie-
wende in der Stromversorgung wenig fortgeschritten. 
Ein wesentlicher Grund liegt darin, dass nahezu jedes 
Gebäude und jedes Quartier hinsichtlich energetischer 
Qualität, verfügbarer Effizienzpotenziale und technisch 
wie ökonomisch einsetzbarer Wärmeversorgungsträger 
und -technik eine individuelle Betrachtung erfordert. 
Hinzu kommen sozioökonomische Faktoren, wie etwa 
Eigentümer- und Mieterstruktur sowie deren finanziel-
le Situation (Tz. 596 f. und 601 f.).

Gebäudealtersklassen und energetische Qualität
615.	 Für die energetische Qualität eines Gebäudes und 
damit den Endenergieverbrauch für die Bereitstellung 
von Wärme ist das Baujahr bzw. Gebäudealter entschei-
dend. Aus der Bauweise und den daraus resultierenden 
bauphysikalischen Eigenschaften der wärmeabgebenden 
Gebäudehülle und -teile ergibt sich der wärmebezogene 

Endenergiebedarf. Dabei ist der Bedarf eine rechnerische 
Größe und lässt im Gegensatz zum Verbrauch das Ver-
halten der Nutzenden außer Acht (s. Kasten 7-1). Aus 
diesem Grund lassen sich die Gebäude in Altersklassen 
mit entsprechenden Endenergiebedarfen kategorisie-
ren. Solche Gebäudetypologien bilden eine Basis für 
weitere Clusterungen im Bereich der Quartiersbetrach-
tung. Zu nennen ist hier beispielsweise die Entwick-
lung von Quartiersprofilen (Projekt Urban ReNet, s. 
HEGGER et al. 2012).

Ein Großteil des Gebäudebestandes – gut 60 % – wurde 
vor 1979 und somit vor der ersten Wärmeschutzverord-
nung errichtet (Abb. 7-7, auf Wohngebäude einge-
grenzt). Die zu dieser Zeit realisierten Gebäude unter-
lagen keinerlei Anforderungen an Wärmeschutz und 
Energieeinsparung (BOTT et al. 2013, S. 167). Dadurch 
weisen die Gebäude der Baualtersklasse 1949 bis 
1978 im Durchschnitt einen Endenergieverbrauch von 
208 kWh/m2a (Kilowattstunde pro Quadratmeter Ge-
bäudefläche und Jahr) auf. Im Vergleich dazu erreicht 
ein Gebäude der Jahre 2010/2011 einen Energiekenn-
wert von 50 kWh/m2a.

ɦɦ Abbildung 7-5	

Entwicklung der Beheizungsstruktur des Wohnungsbestandes
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Kasten 7-1: �Begriffe rund um Energie im 
Gebäudesektor: Nutzenergie, 
Endenergie, Primärenergie

Als Nutzenergie wird die Energie bezeichnet, die erfor-
derlich ist, um Räume zu beheizen oder zu kühlen und 
Warmwasser bereitzustellen (Bilanzrahmen = Raum/
Zimmer). Die Endenergie umfasst den Energieaufwand, 
der erforderlich ist, um diese Nutzenergie bereitzustel-
len (Bilanzrahmen = Gebäudegrenze). Die Nutzener-
gie entspricht der Endenergie abzüglich der Transmis-
sionswärme- und Umwandlungsverluste im Gebäude. 
Die Primärenergie ist die Energie, die für die Erzeugung 
der Endenergiemenge benötigt wird. Sie beinhaltet also 
auch die Energieaufwände für Energieförderung, Aufbe
reitung oder Erzeugung sowie Transport etc. (Bilanz-
rahmen = Rohstoff-Lager bzw. Industrie) (Abb. 7-6).

Endenergie: Bedarf versus Verbrauch 
Bei der Gebäudeplanung wird der Gesamtprimärener-
giebedarf bilanziert und durch gesetzliche Vorgaben 
zur Energieeinsparung begrenzt (Energieeinsparver-
ordnung). Der Primärenergiebedarf ist dabei eine 
rechnerische Größe, die das Nutzerverhalten aber 
auch die Belegungsdichte, die Anwesenheitszeiten 
der Bewohnerinnen und Bewohner sowie die indivi-
duelle Lebenssituation außer Acht lässt, da es hier 

um die Vergleichbarkeit der energetischen Qualität 
von Gebäuden geht. Im Gebäudebetrieb führt das 
Nutzerverhalten in der Regel zu anderen als den rech-
nerischen Kennwerten, die sich im Verbrauch spie-
geln. Im Neubau und in sanierten Gebäuden tritt oft 
ein Rebound-Effekt ein (s. Kap. 3, Tz. 153), da Effi-
zienzgewinne durch intensivere Nutzung (z. B. eine 
höhere Raumtemperatur) vermindert werden, sodass 
die Verbräuche oberhalb der Bedarfe liegen. Im un-
sanierten Bestand hingegen kommt oft ein Prebound-
Effekt zum Tragen, das heißt der Verbrauch liegt 
aufgrund individueller Verhaltensmuster – etwa 
Anpassungsmaßnahmen zur Senkung der Wärme
kosten – niedriger als aufgrund der Bausubstanz zu 
erwarten wäre (BBSR 2016, S. 6; NYMOEN et  al. 
2017, S. 42). Bei Sanierungen der Gebäudehülle und 
-heizung ist der Endenergiebedarf die Referenzgröße. 
Diesen gilt es zu senken und erneuerbar zu decken.

Die Statistiken zu den Endenergiekennwerten aller 
Sektoren beruhen dagegen auf den tatsächlichen Grö-
ßen, also den erfassten Verbräuchen. Bei den Szena-
rien der erneuerbaren Energieversorgung (Energie-
wende) wird zwar oft vom „Bedarf“ gesprochen, im 
Sinne der notwendigerweise zu erzeugenden Erneu-
erbare-Energie-Mengen geht es aber darum, die tat-
sächlichen Verbräuche bereitzustellen.

ɦɦ Abbildung 7-6	

Energiefluss – von der Primärenergie zur Nutzenergie

Quelle: EnergieAgentur NRW 2015

Zusammenspiel Effizienzsteigerung und 
Einsatz erneuerbarer Energien
616.	 Die Klimaschutzziele im Gebäudesektor werden nur 
durch die Kombination von Effizienzmaßnahmen und 
dem Einsatz erneuerbarer Energien erreicht werden 
können (MAAß 2020, S. 23 f.; THAMLING et al. 2015, 

S. 18 ff.). Dabei betrifft die Steigerung von Effizienz die 
Gebäudehülle und die Anlagentechnik, sodass sich ins-
gesamt drei Pfade ergeben, die jedoch miteinander in 
Bezug stehen. Je größer das gehobene Effizienzpoten
zial ist, desto geringer ist der anschließende Bedarf an 
erneuerbaren Energien. Die Höhe des Energiebedarfs 
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wiederum beeinflusst neben anderen Faktoren, wie Art 
des Gebäudes, Nutzung, räumliche Lage, Einbindung in 
ein Cluster oder ähnliches, welche Technologien zum 
Einsatz kommen können, um die Wärmeversorgung auf 
Basis erneuerbarer Energien zu leisten.

Die Effizienzsteigerung der Gebäudehülle erfolgt durch 
energetische Gebäudemodernisierung mit dem Ziel, den 
Energiebedarf zu reduzieren und den Energieverbrauch 
zu senken. Zu den eingesetzten Maßnahmen zählen 
insbesondere Dämmung der obersten Geschoss- bzw. 
Kellerdecke, des Dachs und der Fassaden sowie der Fens-
teraustausch. Durch die Dämmung der vorgenannten 
Bauteile werden die Wärmeverluste, die im Winter beim 
Heizen entstehen (Transmissionswärmeverluste) redu-
ziert. Die Effizienzsteigerung technischer Anlagen wird 
durch ihre Optimierung erreicht, etwa durch Absenkung 
der Betriebstemperaturen von Anlagen und Wärme
netzen, Wechsel von etagenbezogenen Heizsystemen zu 
zentralen Heizungsanlagen im Gebäude, Nutzung von 
Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) und kontrollierte Lüf-
tung inklusive Wärmerückgewinnung.

Der Pfad erneuerbare Energien wird durch den Ersatz 
fossiler Energieträger beschritten. Als erneuerbare 
Wärmequellen kommen Solarthermie, Biomasse (aus 
Rest- und Abfallstoffen), je nach lokalen Gegebenheiten 
auch oberflächennahe Geothermie (i. d. R. bis 400 m) 
oder Tiefengeothermie (tiefer als 400 m) infrage. Hinzu 

kommt die Nutzung von Wärme aus KWK-Anlagen über 
Nah- oder Fernwärmenetze sowie Wärmerückgewinnung. 
Voraussetzung für eine positive Klimawirkung ist dabei, 
dass der Strom aus erneuerbaren Energiequellen stammt. 
Insbesondere die Nutzung von Umweltwärme (d. h. des 
Temperaturunterschieds von Raumluft im Vergleich zu 
Außenluft, Boden oder auch Wasser) kommt zum Tra-
gen. Dabei werden zentrale oder dezentrale strombe
triebene Wärmepumpen (Luft- oder Erdwärmepumpen) 
eingesetzt. Zwar kann auch Gas aus Power-to-Gas-Ver-
fahren eingesetzt werden, jedoch müssen hier perspek-
tivisch die Umwandlungsverluste vom Strom bis zur 
Bereitstellung von Nutzenergie im Sinne der Ressourcen
schonung und des effizienten Ressourceneinsatzes 
sinken. Würde Power-to-Gas im großen Maßstab im 
Gebäudesektor eingesetzt, wäre der Bedarf an erneuer-
baren Energien aufgrund der Umwandlungsverluste so 
groß, dass die Nachfrage nach Gas die in Deutschland 
mögliche Erzeugungsmenge überstiege (MAAß 2020, 
S. 24).

Das Verhältnis zwischen diesen Pfaden und ihre jewei
lige Ausprägung kann nur in Bezug auf einen definierten 
Raum (z. B. Gebäude, Quartier, Stadtteil, Stadt etc.) und 
dessen Eigenschaften optimiert werden. Dabei sind Sied-
lungsstruktur, Sanierungsstand, baukulturelle Prägung 
der Siedlung, Infrastrukturbestand, Baustruktur, -alter 
und -technologie bzw. Bauweise zu beachten. Relevant 
sind aber auch die Eigentumsverhältnisse sowie sozio-

ɦɦ Abbildung 7-7	
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ökonomische Verhältnisse der Mieterinnen und Mieter 
sowie der Gebäudeeigentümerinnen und -eigentümer. 
Bezogen auf Einzelgebäude sollten – auch in einer zeit-
lichen Abfolge bei schrittweisen Sanierungen – grund-
sätzlich zunächst die Effizienzpotenziale der Gebäude-
hülle gehoben werden.

Mit Blick auf die Energieversorgung können Skalen
effekte entstehen, soweit Technologien erst ab einer 
bestimmten Bezugsgröße nutzbar oder ökonomisch 
effizient sind (BMUB et al. 2017b, S. 4). Dabei gilt auch 
im Quartier, dass „die zukunftsfähige Transformation 
der Wärmeversorgung […] zusammen mit der energe-
tischen Weiterentwicklung des Wohnungsbestandes 
betrachtet“ werden muss (BMUB et al. 2017c, S. 4). 
Der verbleibende Energiebedarf des Quartiers ist durch 
den Einsatz erneuerbarer Energien zu decken, insbe-
sondere wenn über das bestehende Ziel des nahezu 
treibhausgasneutralen Gebäudebestands hinaus die 
Ziele des Pariser Klimaabkommens erreicht werden 
sollen (s. a. Kap. 2).

Allerdings lassen sich die Skaleneffekte nicht pauschali-
sieren. Bei der energetischen Quartierssanierung hän-
gen sie maßgeblich von der Ausgangssituation ab. Der 
ermittelte zukünftige Energiebedarf wird durch den Ein-
satz an den Bedarf angepasster technischer Anlagen mit 
einem hohen Effizienzgrad möglichst minimiert. Durch 
diese Abfolge lassen sich Investitionen in Anlagetechnik, 
die nach einer Effizienzsteigerung der Gebäudehülle 
hinsichtlich ihrer Leistung überdimensioniert wäre, ver-
hindern. Einen ähnlichen Ansatz verfolgt das Konzept 
des – bislang gebäudebezogenen – Sanierungsfahrplans 
(SRU 2016, Tz. 265; BMWi 2017). Bei der Ausarbeitung 
von Sanierungsfahrplänen und der dort ausgewiesenen 
künftigen Verbräuche ist zu berücksichtigen, dass der 
rechnerische Energiebedarf zur Wärmeversorgung nicht 
identisch mit dem tatsächlichen Energieverbrauch ist 
(Kasten 7-1). Dies betrifft sowohl die durch Sanierung 
eingesparte Energie wie auch gegebenenfalls die Treib-
hausgasemissionen. Nicht zuletzt müssen die Sanie-
rungsinvestitionen mit den erwarteten Kosteneinsparun-
gen der Wärmeversorgung ins Verhältnis gesetzt werden 
(NYMOEN et al. 2017, S. 42 f.). Dies betrifft im Fall von 
Modernisierungsumlagen nach § 559 BGB in Verbindung 
mit § 555b Nr. 1, 3, 4, 5, 6 BGB auch Mieterinnen und 
Mieter, deren Kaltmiete durch die Modernisierungs
umlage steigt, während die Heizkosten sinken. Oft sinken 
diese in geringerem Maß als die Kaltmieten steigen (SRU 
2016, Tz. 255), soweit nicht auf eine warmmietenneu
trale Sanierung abgezielt wird (zur warmmietenneutra-
len Sanierung s. NYMOEN et al. 2017). Wird im Zuge 

der Sanierung eine Photovoltaikanlage installiert, kann 
hierdurch erzeugter Strom als Mieterstrom angeboten 
werden. Aufgrund der rechtlichen Rahmenbedingungen 
(Tz. 635) liegt der Preis derzeit unterhalb des Markt-
preises und kann so die Kaltmietensteigerungen für die 
Mieterinnen und Mieter durch sinkende Energiekosten 
zumindest dämpfen.

617.	 Im Quartier kann, insbesondere wenn es durch ähn-
liche Gebäudetypen und damit einhergehende energeti-
sche Qualitäten geprägt ist, die Steigerung der Effizienz 
der Gebäudehülle mit der Möglichkeit serieller Sanie-
rung einhergehen (MAAß 2020, S. 26). Diese Nutzung 
vorgefertigter Elemente kann gegenüber der individuel-
len Sanierung von Gebäuden Kosten für Planung, 
Umsetzung und Material einsparen und so die Sanie-
rungskosten pro Gebäudeeinheit senken. Auch dürften 
hierdurch die Bauzeiten kürzer werden, was auch zur 
Reduktion der Lärm- und Staubbelastungszeit führt. 
Zudem können sich Mitmacheffekte ergeben (Tz. 590). 
Vor allem in den Niederlanden sind mit dem Konzept 
„Energiesprong“ bereits umfangreiche Erfahrungen mit 
der seriellen Sanierung, den damit verbundenen Kosten-
senkungseffekten und sozialverträglichen Möglichkeiten 
zur Finanzierung gesammelt worden (LOORBACH 
2017). In Deutschland soll das Konzept nun von 22 Woh-
nungsunternehmen für mehr als 10.000 Wohnungen im 
Rahmen des Projektes „Energiesprong Volume Deal“ 
unter Federführung der Deutschen Energie-Agentur 
(dena) angewandt werden („Durchbruch für serielle 
Sanierung von Wohngebäuden“, Pressemitteilung der 
dena vom 26. November 2019).

Unter bestimmten Gegebenheiten können Wärmenetze 
eine wichtige Rolle spielen und in Quartieren die dezen-
trale individuelle Wärmeversorgung ergänzen oder er-
setzen. Beispielsweise kann so Wärme aus KWK-Anlagen 
oder Blockheizkraftwerken genutzt werden. Während 
Wärme bei stromgeführten Blockheizkraftwerken nur 
ein Nebenprodukt ist, erzeugen wärmegeführte Block-
heizkraftwerke überwiegend Wärme. Soweit möglich, 
sollte die Wärme im Sinne des Ressourcenschutzes je-
doch vor Ort für Raumwärme genutzt werden. Darüber 
hinaus können industrielle oder gewerbliche Abwärme 
(z. B. städtische Serverstandorte/Rechenzentren) ge-
nutzt oder Wärmerückgewinnung aus Abwasser einge-
setzt werden. Auch die Nutzung von Tiefengeothermie 
ist nur in größerem Maßstab möglich und bedarf der Ver-
teilung durch ein Wärmenetz. Wärmenetze können ins-
besondere dort eine Rolle spielen, wo Potenziale erneu-
erbarer Energien ohnehin verfügbar sind und es eine 
ausreichend hohe Zahl von Abnehmern für Wärme gibt 
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(auch im Verhältnis zur Netzgröße, s. NAST et al. 2010, 
S. 105), sodass die gemeinschaftliche Wärmeerzeugung – 
etwa im Quartier – effizienter ist als eine Einzelversor-
gung von Gebäuden. Auch sind die energetische Quali-
tät der Gebäude und ein möglicher Sanierungszyklus zu 
berücksichtigen, um den Wärmebedarf zu ermitteln und 
eine zu groß dimensionierte und damit ineffiziente 
Infrastruktur zur Wärmeversorgung auszuschließen (zur 
Methodik s. a. NAST et al. 2010, Kap. 7.6). Zudem stellt 
die kommunale Wärmeplanung ein „neues Fachplanungs-
instrument zum Klimaschutz im Wärmesektor“ (MAAß 
2020, S. 22) dar. Sie kann diese Aspekte aufnehmen und 
Zonen mit unterschiedlicher Wärmeversorgung (indivi-
duelle/dezentrale/zentrale Versorgung) und einsetzba-
ren erneuerbaren Energien (z. B. Geothermie, Oberflä-
chengewässer-Wärmepumpe) ausweisen (ebd., S. 29). 
Die planerische Ebene in der Wärmewende wird in 
Deutschland bislang nicht betrachtet. Lediglich Baden-
Württemberg plant, die Kommunen zu einer Wärme
planung zu verpflichten (ebd., S. 30). Für die Wärme
versorgung von Quartieren kann eine kommunale 
Wärmeplanung eine wichtige Rolle spielen.

618.	 Neben der Beachtung der zuvor beschriebenen 
Pfade (Tz. 616) ist eine integrierte Betrachtungs- und 
Herangehensweise unter Berücksichtigung weiterer 
Aspekte (z. B. Stromnutzung, Mobilität, Partizipation) 
notwendig. So lassen sich Potenziale und Synergieeffek-
te erkennen, bilanzieren und heben. Auch die Evalua
tion  der Förderprojekte des KfW-Programms Energe
tische Stadtsanierung kommt zu dem Schluss, dass eine 
solche „integrierte Herangehensweise […] grundlegend 
für die energetische Stadtsanierung ist“ (BMUB et al. 
2017c, S. 4).

7.3.1.2	 Politische Rahmenbedingungen 
auf europäischer und nationaler 
Ebene

Klimaschutzziele im Gebäudebereich:  
Ziele und bisher ergriffene Maßnahmen
619.	 Für Sektoren, die nicht am europäischen Emissi-
onshandelssystem teilnehmen (sog. Nicht-ETS-Sekto-
ren) stellt die Klimaschutzverordnung (EU) 2018/842 
den übergreifenden Rahmen für den Klimaschutz in den 
Jahren von 2020 bis 2030 dar. Zu den betreffenden Sek-
toren gehört auch der Gebäudesektor. Dieser umfasst 
neben Wohngebäuden auch Industriegebäude sowie Ge-
bäude für Gewerbe, Handel und Dienstleistungen 
(GHD). Die Klimaschutzverordnung gibt den Mitglied-
staaten jedoch keine sektorbezogenen Ziele vor.

Für Deutschland legt die Klimaschutzverordnung ein 
Treibhausgasemissionsminderungsziel von 14 % bis 2020 
und von 38 % bis 2030 gegenüber dem Jahr 2005 fest. 
Werden die vorgegebenen Minderungen nicht erreicht, 
muss Deutschland überschüssige Emissionszertifikate 
anderer Mitgliedstaaten erwerben (SRU 2019, S. 169). 
Dies könnte den Staatshaushalt deutlich belasten (Kas-
ten 2-1; Tz. 97). 

620.	 Mit dem Klimaschutzplan 2050 hat die Bundesre-
gierung das Ziel eines annähernd klimaneutralen Gebäu-
debestandes bis 2050 bestätigt (BMUB 2016). Der Klima
schutzplan konkretisiert die im Jahr 2010 festgelegten 
Klimaschutzziele, zudem werden erstmals sektorspezi-
fische Zwischenziele festgelegt. Gemäß Klimaschutzplan 
soll der Gebäudebereich bis zum Jahr 2030 bis zu 67 % 
CO2eq gegenüber 1990 einsparen. Für den Gebäudesek-
tor gelten damit die ambitioniertesten Einsparvorgaben 
aller Sektoren (BMUB 2016, S. 8). Das Ende 2019 ver-
abschiedete Bundes-Klimaschutzgesetz (KSG) legt nun 
verbindliche jährliche Emissionshöchstmengen für alle 
Sektoren fest (§ 4 i. V. m. Anl. 2 KSG). Dem Gebäude-
sektor steht im Jahr 2020 ein Budget von 118 Mio. t CO2eq 
zu, im Jahr 2030 lediglich 70 Mio. t CO2eq (zum Bundes-
Klimaschutzgesetz s. a. Tz. 95; Tab. 2-2). 

621.	 Die bisherigen Anstrengungen im Gebäudebereich 
zur Verminderung des Energieverbrauchs und zum Ein-
satz erneuerbarer Energien reichen aller Voraussicht 
nach nicht aus, um die formulierten Klimaschutzziele zu 
erreichen (THAMLING et al. 2015, S. 70; geea 2019). So 
ermittelt die Allianz für Gebäude-Energie-Effizienz 
(geea), dass die Emissionen im Gebäudesektor mit den 
bislang ergriffenen Maßnahmen wie rechtlichen Vor
gaben, Anreizinstrumenten und bestehenden Förder
programmen bis zum Jahr 2030 entgegen der Zielvorga-
be im Bundes-Klimaschutzgesetz lediglich auf etwa 
100 Mio. t CO2eq reduziert werden können (geea 2019, 
S. 5).

Das europäische Clean Energy Package
622.	 Die Europäische Kommission präsentierte 2016 ihr 
umfangreiches Legislativpaket „Saubere Energie für alle 
Europäer“ (Clean Energy Package, auch EU-Winter
paket) mit Entwürfen für acht Rechtsakte (u. a. Neu
fassung der Erneuerbare-Energien-Richtlinie (EU) 
2018/2001, Richtlinie zur Änderung der Energieeffizienz-
Richtlinie (EU) 2018/2002 und die Richtlinie zur Ände-
rung der Gebäudeeffizienz-Richtlinie (EU) 2018/844). 
Die EU-Rechtsakte wurden bis Mitte 2019 verabschiedet 
und sind nun in deutsches Recht umzusetzen (u. a. KAH-
LES und PAUSE 2019; PAUSE und KAHLES 2019; PAUSE 
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2019). Das Gesetzespaket wird die energierechtlichen 
Rahmenbedingungen der EU-Mitgliedstaaten in den 
Jahren 2021 bis 2030 entscheidend prägen (PAUSE und 
KAHLES 2019, S. 17). Der überwiegende Teil des Clean 
Energy Package betrifft die Steigerung der Energieeffi
zienz, die Erhöhung des Anteils erneuerbarer Energien 
und den europäischen Strombinnenmarkt.

Relevant für die Strom- und Wärmeversorgung von Ge-
bäuden und Quartieren sind vor allem zwei Richtlinien. 
Erstens die Richtlinie zur Änderung der Gebäudeeffi
zienz-Richtlinie, die bis zum 10. März 2020 in deutsches 
Recht umzusetzen ist, und zweitens die Neufassung der 
Erneuerbare-Energien-Richtlinie, die bis zum 30. Juni 
2021 umgesetzt werden muss. Darüber hinaus können 
auch die Regelungen zu Bürgerenergiegemeinschaften in 
Art. 16 der Elektrizitätsbinnenmarktrichtlinie (EU) 
2019/944 Wirkungen auf die Stromversorgung von Quar-
tieren entfalten.

Gebäudeeffizienz-Richtlinie
623.	 Die Schwerpunkte der geänderten Gebäudeeffizi-
enz-Richtlinie liegen unter anderem auf der Nutzung 
von Informations- und Kommunikationstechnologien 
zur Gebäudesteuerung (z. B. durch Automatisierungs- 
und Steuerungssysteme) sowie dem Aufbau von Lade
infrastruktur und Ladepunkten für Elektromobilität in 
Gebäuden. Unverändert bestehen bleibt die bereits in 
Art. 9 der alten Gebäudeeffizienz-Richtlinie enthaltene 
Verpflichtung der Mitgliedstaaten, bis Ende 2020 zu ge-
währleisten, dass alle neuen Gebäude „Niedrigstener-
giegebäude“ sind (für öffentliche Gebäude gilt dies be-
reits ab 2019). Die geänderte Richtlinie verpflichtet die 
Mitgliedstaaten nunmehr in Art. 2a auch dazu, eine lang-
fristige Renovierungsstrategie zu entwickeln. In dieser 
soll jeder Mitgliedstaat „einen Fahrplan mit Maßnah-
men und innerstaatlich festgelegten messbaren Fort-
schrittsindikatoren“ im Hinblick darauf aufstellen, „das 
langfristige Ziel einer Verringerung der Treibhausgas-
emissionen in der Union bis 2050 um 80 bis 95 % im 
Vergleich zu 1990“ zu erreichen. Die Quartiersebene 
wird in der Gebäudeeffizienz-Richtlinie ebenfalls ange-
sprochen. Es soll bis zum Jahr 2026 überprüft werden, 
wie die Mitgliedstaaten in der Gebäude- und Energie
effizienzpolitik der Union integrierte Quartiers- oder 
Nachbarschaftsansätze anwenden könnten. Dabei soll 
sichergestellt werden, dass jedes Gebäude die Mindest-
anforderungen an die Energieeffizienz erfüllt, beispiels-
weise im Wege von Gesamtrenovierungskonzepten, die 
für eine Reihe von Gebäuden in einem räumlichen 
Zusammenhang statt für ein einziges Gebäude gelten 
(Art. 19 Gebäudeeffizienz-Richtlinie).

Gebäudeenergiegesetz
624.	 In Deutschland soll insbesondere das Gebäudeener-
giegesetz dazu dienen, die Gebäuderichtlinie umzusetzen 
und damit zugleich einen Beitrag zur Erfüllung der Reduk-
tionsverpflichtung aus der europäischen Klimaschutzver-
ordnung leisten. Der vom Bundeskabinett Ende 2019 be-
schlossene Entwurf des Gebäudeenergiegesetzes führt 
allerdings im Wesentlichen nur die bisher für den Gebäu-
desektor geltenden Normen der Energieeinsparverordnung 
(EnEV) und des Erneuerbare-Energien-Wärmegesetzes 
(EEWärmeG) zusammen. Die Bestimmungen der Ener-
gieeinsparverordnung konkretisieren das Energieeinspa-
rungsgesetz (EnEG). Diese Zusammenführung ist zu 
begrüßen, jedoch werden keine anspruchsvolleren ener-
getischen Standards als bisher gesetzt. Eine Verschärfung 
der Effizienzanforderungen findet frühestens im Jahr 2023 
statt. Auch das Leitbild eines klimaneutralen Gebäudebe-
stands wird nunmehr lediglich in der den Gesetzestext be-
gleitenden Begründung genannt, während dieses Langfrist-
ziel in § 1 Abs. 1 EnEV noch als Gesetzeszweck formuliert 
wurde. Ebenso wurde auch die Chance vertan, die Anfor-
derungen an den Gebäudesektor den Anforderungen des 
Klimaschutzes auf Basis des Klimaabkommens von Paris 
anzupassen. 

625.	 Insbesondere mit Blick auf die Anforderungen zum 
Niedrigstenergiestandard bleibt der vorgelegte Gesetzent-
wurf hinter den Erfordernissen des Klimaschutzes zurück. 
Art. 2 Nr. 2 S. 2 Gebäudeeffizienz-Richtlinie definiert den 
Standard für Niedrigstenergiegebäude wie folgt: „Der fast 
bei null liegende oder sehr geringe Energiebedarf sollte zu 
einem ganz wesentlichen Teil durch Energie aus erneuer-
baren Quellen – einschließlich Energie aus erneuerbaren 
Quellen, die am Standort oder in der Nähe erzeugt wird – 
gedeckt werden.“ Demgegenüber nimmt der Entwurf des 
Gebäudeenergiegesetzes weiterhin die Vorgaben der EnEV 
– den KfW55-Standard – als Niedrigstenergiestandard an. 
Die gebäudespezifische Ermittlung des Primärenergiebe-
darfs und damit auch die Bewertung, ob ein Gebäude dem 
Niedrigstenergiestandard nach dem Entwurf des Gebäu-
deenergiegesetzes genügt, ist aufgrund der eingesetzten 
Methodik eines Referenzgebäudes jedoch wenig transpa-
rent. So konstatiert der Wissenschaftliche Dienst des Deut-
schen Bundestages, dass „eine offizielle und eindeutige 
Zuordnung eines Effizienzhausstandards der KfW zum 
[von der EU vorgeschlagenen] Zielkorridor […] für die 
Gesamtenergieeffizienz von Niedrigstenergiegebäuden“ 
für ein Neubau-Einfamilienhaus nicht zu ermitteln war 
(Deutscher Bundestag – Wissenschaftliche Dienste 2018). 
Andere Mitgliedstaaten wenden die Referenzmethode 
nicht an. So hat Österreich die Vorgaben zur Einhaltung 
des Niedrigstenergiestandards durch feste Primärenergie-



428

Das Quartier: Raum für mehr Umwelt- und Klimaschutz

bedarfswerte geregelt. Für Wohnungsneubauten gilt ein 
Primärenergiebedarf von 41 kWh/m²a, für den sanierten 
Bestand von 44 kWh/m²a, für Bürogebäude gelten 84 bzw. 
87 kWh/m2a (OIB 2018).

626.	 Der Entwurf des Gebäudeenergiegesetzes enthält eine 
sogenannte Innovationsklausel. § 103 Abs. 1 GEG-E bietet 
Gebäudeeigentümern die Möglichkeit einer Befreiung von 
den im Gesetz formulierten Vorgaben zum Energiebedarf 
von Gebäuden, sofern in entsprechendem Umfang 
Treibhausgasemissionen reduziert werden. Durch diese Be-
freiung können Gebäude unterhalb des vorgegebenen Ef-
fizienzstandards verbleiben, während die Treibhausgasre-
duktion durch den Einsatz erneuerbarer Energien erzielt 
wird Damit kann die Innovationsklausel zu einer Unter-
schreitung bestehender Effizienzstandards führen.

Werden Effizienzpotenziale nicht gehoben, besteht die 
Gefahr, dass mehr Energie als nötig verbraucht wird. Dies 
steht im Widerspruch zur effizienten Nutzung erneuer-
barer Energien, zum Schutz natürlicher Ressourcen und 
zum Ziel, den Primärenergieverbrauch im Gebäudesektor 
bis 2050 um 80 % gegenüber 2008 abzusenken. Insbeson-
dere im sanierten Bestand, für den im Regelfall Vorgaben 
für den Primärenergiebedarf gelten, führt eine Befreiung 
dazu, dass Umwandlungsverluste bei einer vor allem auf 
Treibhausgasreduktion gerichteten Zielerfüllung nicht be-
rücksichtigt werden. Darüber hinaus könnte eine durch 
gebäudebezogene Ineffizienzen verursachte höhere Nach-
frage nach erneuerbaren Energien zu verstärkten Nut-
zungskonkurrenzen zwischen den Sektoren und dadurch 
steigenden Preisen und Engpässen führen. 

627.	 Der Entwurf des Gebäudeenergiegesetzes adres-
siert zwar in erster Linie Gebäudeeigentümer (MAAß 
2020, S. 24), aber er bietet einen ersten Ansatz in Rich-
tung gemeinsamer Wärmeversorgung. § 103 Abs. 3 
GEG-E eröffnet bis zum 31. Dezember 2023 Bauherren 
oder Eigentümern die Möglichkeit, bei Änderung ihrer 
Gebäude, die in räumlichem Zusammenhang stehen, eine 
Vereinbarung über die gemeinsame Erfüllung der Anfor-
derungen an die Gebäudeeffizienz (§ 50 Abs.1 i. V. m. 
§ 48 GEG-E) zu treffen. Dafür muss sichergestellt sein, 
dass die von der Vereinbarung erfassten geänderten 
Gebäude in ihrer Gesamtheit die Effizienzanforderun-
gen erfüllen. Dieser Vereinbarung muss eine einheitliche 
Planung zugrunde liegen. Ihre Umsetzung muss inner-
halb eines zeitlichen Zusammenhangs von drei Jahren 
erfolgen. Die Vereinbarung über die gemeinsame Erfül-
lung der Anforderungen ist der Behörde anzuzeigen 
(§ 103 Abs. 4 GEG-E). Somit erlaubt die Innovations-
klausel gemeinsame Sanierungen im Verbund. Darüber 

hinaus gestattet § 107 GEG-E die gemeinsame Versor-
gung von Gebäuden mit Wärme und Kälte. Das Gebäu-
deenergiegesetz erweitert damit die Möglichkeit der ge-
meinsamen Wärmeversorgung auf Basis erneuerbarer 
Energien im Quartierskontext.

Insgesamt eröffnet der Entwurf des Gebäudeenergiege-
setzes damit die Möglichkeit, die Perspektive über das 
Einzelgebäude auszuweiten. Dies gilt für den wärmebe-
zogenen Endenergieverbrauch und die Wärmeversorgung. 
Damit wird Raum für einen quartiersbezogenen Ansatz 
geschaffen, der die Grundlage zur Hebung von Skalen- 
und Synergieeffekten durch eine optimierte Planung und 
Strategieentwicklung bietet. Dieser Ansatz kann dazu 
beitragen, den im Quartier erforderlichen Energiebedarf 
zu reduzieren und den Anteil erneuerbarer Energien an 
der Wärme- und Kälteversorgung gegenüber einer auf 
einzelne Gebäude bezogenen Lösung zu erhöhen. 

628.	 Angesichts der Bedeutung des Gebäudesektors für 
die Treibhausgasemissionen und die Handlungserforder-
nisse leistet der Entwurf des Gebäudeenergiegesetzes 
nur einen unzureichenden Beitrag, um das Gesamtkli-
maschutzziel zu erreichen. Gleichwohl muss die Erfül-
lung der Vorgaben aus dem Gesetzentwurf beständig mit 
einem Instrumentenmix unter anderem aus Fördermaß-
nahmen, finanziellen Anreizen und Forschungsförderung 
flankiert sein. Trotz umfangreicher Förderprogramme 
(Tz. 603 f.) und (seit Beginn 2020) auch steuerlicher 
Anreize zur energetischen Gebäudesanierung ist bisher 
nicht erkennbar, dass Deutschland eine konsistente Stra-
tegie verfolgt, die zu einem nahezu klimaneutralen Ge-
bäudebestand 2050 führt. 

Erneuerbare-Energien-Richtlinie
629.	 Ziel der Erneuerbare-Energien-Richtlinie ist es, den 
Anteil erneuerbarer Energien in der EU am Bruttoend-
energieverbrauch im Jahr 2030 mindestens auf 32 % zu 
steigern (Art. 3 Abs. 1). Die Richtlinie enthält jedoch 
keine quantifizierten Vorgaben für einzelne Sektoren. 
Insbesondere Art. 21 und 22 Erneuerbare-Energien-
Richtlinie betreffen den Gebäudesektor. Zudem fokus-
siert Art. 24 auf den Einsatz erneuerbarer Energien zur 
Erzeugung von Wärme und Kälte. Jedoch ist er insgesamt 
wenig verbindlich formuliert (PAUSE 2019, S. 389). Er 
beinhaltet hinsichtlich der Steigerung des Einsatzes 
erneuerbarer Energien nur einen indikativen Richtwert 
von 1,3 Prozentpunkten im Vergleich zum Jahr 2020 
(Art. 24. Abs. 1). Wenngleich die Erneuerbare-Energien-
Richtlinie das Quartier als Bezugsgröße nicht direkt ad-
ressiert, so können die in der Richtlinie enthaltenen 
Regelungen doch zur räumlichen Verknüpfung von 
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Stromerzeugung und -verbrauch führen und so einen 
Beitrag für eine künftig verstärkte Stromversorgung auf 
Basis erneuerbarer Energien im Quartier leisten. Hinzu 
kommt der Gedanke einer stärkeren Teilhabe der Ver-
braucherinnen und Verbraucher an der Stromerzeugung 
(BOOS 2019, S. 280).

630.	 Ziel des Art. 21 Erneuerbare-Energien-Richtlinie ist 
es, die Eigenversorgung mit Strom aus erneuerbaren 
Energien in Europa zu fördern. Daher werden die Mit-
gliedstaaten verpflichtet, Eigenversorgung zu ermögli-
chen und einen entsprechenden Rechtsrahmen zu schaf-
fen. Zudem soll die finanzielle Belastung von Strom zur 
Eigenversorgung gering sein (PAUSE 2019, S. 389; 
PAUSE und KAHLES 2019, S. 15 f.). Aus diesem Grund 
soll er nicht mit staatlich induzierten Preisbestandteilen 
belastet werden (PAPKE und KAHLES 2018, S. 14 ff.; 
BOOS 2019, S. 280; PAUSE und KAHLES 2019, S. 16). 
Gemäß Art. 21 Abs. 4 Erneuerbare-Energien-Richtlinie 
können auch mehrere Parteien eines Mehrfamilienhau-
ses als gemeinsam handelnde Eigenversorger auftreten. 
Gemeinschaftlich handelnde Eigenversorger sind einzel-
nen Eigenversorgern grundsätzlich gleichgestellt. Unter-
scheidungen sind zwar möglich, müssen aber begründet 
werden.

Art. 22 Erneuerbare-Energien-Richtlinie legt die Rah-
menbedingungen für Erneuerbare-Energien-Gemein-
schaften in den Mitgliedstaaten fest. Ziel ist es, die 
Bildung solcher Gemeinschaften zu ermöglichen, zu 
unterstützen und voranzubringen.

Folgerungen für das 
Erneuerbare-Energien-Gesetz
631.	 Die Vorgaben der Erneuerbare-Energien-Richtlinie 
unterscheiden sich im Bereich der Eigenversorgung vom 
bestehenden deutschen Rechtsrahmen. So definiert die 
Richtlinie Eigenversorgung breiter als dies in Deutsch-
land bislang der Fall ist. Nach § 3 Nr. 19 Erneuerbare-
Energien-Gesetz (EEG 2017) gilt als Eigenversorgung 
nur der „Verbrauch von Strom, den eine natürliche oder 
juristische Person im unmittelbaren räumlichen Zusam-
menhang mit der Stromerzeugungsanlage selbst ver-
braucht, wenn der Strom nicht durch ein Netz durchge-
leitet wird und diese Person die Stromerzeugungsanlage 
selbst betreibt“. Demgegenüber besteht nach der Richt-
linie kein Erfordernis, dass die Stromerzeugungsanlage 
selbst betrieben wird (PAUSE und KAHLES 2019, S. 16). 
Nach Art. 21 Abs. 2 Erneuerbare-Energien-Richtlinie kön-
nen auch Dritte einbezogen werden. Zudem können die 
Anlagen zur Eigenversorgung „im Eigentum eines Drit-
ten stehen oder hinsichtlich der Einrichtung, des Betrie-

bes, einschließlich der Messung und Wartung von einem 
Dritten betreut werden, wenn der Dritte weiterhin den 
Weisungen des Eigenversorgers […] unterliegt“ (Art. 21 
Abs. 5 Erneuerbare-Energien-Richtlinie). Nicht zuletzt 
ist die gemeinschaftliche Eigenversorgung, wie sie in 
Art. 21 Abs. 4 der Richtlinie definiert ist, im deutschen 
Recht bislang nicht vorgesehen (PAUSE und KAHLES 
2019, S. 16; BOOS 2019, S. 286). Vielmehr führen die 
Regelungen im EEG 2017 dazu, dass gemeinsam han-
delnde Eigenversorger oftmals als Lieferanten mit den 
entsprechenden Pflichten anzusehen wären und ihre Stel-
lung als Endkunden verlören (PAPKE und KAHLES 2018, 
S. 29).

632.	 Den Erneuerbare-Energien-Gemeinschaften ähn
liche Gemeinschaften sind in Deutschland bereits in der 
Rechtsform Genossenschaft als Bürgerenergiegenossen-
schaften etabliert (BOOS 2019, S. 282). Die Bestimmun-
gen in Art. 22 Erneuerbare-Energien-Richtlinie gehen 
allerdings über die im deutschen Recht in § 3 Nr. 15 EEG 
2017 verankerten Bürgerenergiegesellschaften hinaus, so-
dass die Umsetzung der Richtlinie eine Anpassung des 
EEG 2017 erfordert (PAUSE und KAHLES 2019, S. 17). 
Die gemeinschaftliche Eigenversorgung hingegen ist im 
deutschen Recht bislang nicht verankert, sodass sich aus 
der Umsetzung der Richtlinie hier Veränderungen des 
Rechtsrahmens ergeben. Art. 21 Abs. 4 Erneuerbare-Ener-
gien-Richtlinie schließt die kollektive Eigenversorgung 
mehrerer Einfamilienhäuser nicht ein. Dies scheint im 
Sinne einer Gleichstellung mit in einem Gebäude leben-
den Eigenversorgern jedoch bei der Umsetzung der Richt-
linie in deutsches Recht möglich (BOOS 2019, S. 281) 
und im Sinne des Quartiersansatzes auch sinnvoll.

Hinsichtlich der Belastung von Strom aus erneuerbaren 
Energien zur Eigenversorgung erfordert die Umsetzung 
der Vorgaben in Deutschland einen Paradigmenwechsel. 
Während die Erneuerbare-Energien-Richtlinie die Belas-
tung im Ausnahmefall erlaubt, sieht das EEG 2017 grund-
sätzlich die Erhebung staatlich induzierter Preisbestand-
teile, insbesondere der EEG-Umlage, vor (PAPKE und 
KAHLES 2018, S. 16).

633.	 Sowohl die Betonung eines größeren Beitrags der 
Eigenversorgung mit Strom als auch die in Art. 22 Erneu-
erbare-Energien-Richtlinie angelegte Förderung gemein-
samer Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien durch 
Erneuerbare-Energien-Gemeinschaften kann die dezen-
trale Stromerzeugung stärken und damit die Grundlage 
quartiersbezogener Konzepte zur Energieversorgung 
bilden. Darüber hinaus kann so die urbane und städte-
bauliche Energiewende gefördert werden. Nicht zuletzt 
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können die Vorgaben der Richtlinie das Spektrum dezen-
traler Stromerzeugung verbreitern.

Gesetzlicher Rahmen zur Förderung von 
Mieterstrom
634.	 Mieterstrom wird dezentral erzeugt und direkt 
durch Letztverbrauchende abgenommen, wobei Erzeuger 
und Verbrauchende im Gegensatz zur Eigenversorgung 
(Tz. 631) nicht personenidentisch sind. Abweichend von 
der Bezeichnung Mieterstrom besteht nicht zwingend 
ein Vermieter-Mieter-Verhältnis. Die Abnehmer können 
auch Eigentümerinnen und Eigentümer oder Gewerbe-
treibende sein (VOLLPRECHT et al. 2018, S. 399). Da 
Mieterstrom-Anlagen durch die Gebäudeeigentümerin 
bzw. den Gebäudeeigentümer oder Dritte betrieben 
werden, unterscheidet sich der Mieterstrom nach dem 
geltenden deutschen Recht konzeptionell von der Eigen-
versorgung der europäischen Erneuerbare-Energien-
Richtlinie (Tz. 630). Betreiber von Mieterstrom-Anla-
gen schließen mit den Letztverbrauchenden Lieferverträge 
ab, die nicht nur den in der Anlage erzeugten Strom, son-
dern auch die Deckung einer darüber hinausgehenden 
Nachfrage einschließen (EHRING 2018, S. 213; VOLL-
PRECHT et al. 2018, S. 403; KASPERS und WEISE 2018, 
S. 179). Anbieter von Mieterstrom sind damit Stromlie-
feranten und müssen unter anderem Pflichten der §§ 40 
ff. Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) erfüllen (KASPERS 
und WEISE 2018, S. 179). Daher werden die Anlagen oft 
durch Dritte – etwa Stromversorger – betrieben.

635.	 Mit dem Gesetz zur Förderung von Mieterstrom 
wurde der Rechtsrahmen für einen durch das EEG 2017 
förderfähigen Mieterstrom etabliert. Zu den wichtigsten 
Bedingungen gehört, dass nur Strom aus Photovoltaik-
anlagen förderfähig ist, die zu Gebäuden gehören, deren 
Fläche mindestens zu 40 % dem Wohnen dient. Zudem 
darf die installierte Leistung der Anlage maximal 100 kW 
betragen, wobei die Leistung mehrerer Anlagen eines Ge-
bäudes summiert wird. Die Bestimmung der Obergren-
ze für nach EEG 2017 förderfähigem Mieterstrom erfolgt 
somit nicht anlagen- sondern gebäudespezifisch (KAS-
PERS und WEISE 2018, S. 178). Darüber hinaus muss 
der Anlagenbetreiber die Lieferung von Mieterstrom im 
Marktstammdatenregister anmelden und entscheiden, 
nach welchem Vermarktungsmodell überschüssig erzeug-
ter Strom in das Netz eingespeist werden soll (Bundes-
netzagentur 2017, S. 7). Der eingespeiste Anteil des 
erzeugten Stroms unterliegt den geltenden Regeln des 
EEG 2017. 

Da Mieterstrom vor Ort durch Letztverbrauchenden abge
nommen und nicht durch das öffentliche Netz geleitet 

wird, ist er von verschiedenen netzgebundenen Preis-
bestandteilen ausgenommen (siehe u. a. KASPERS und 
WEISE 2018, S. 178). Er wird somit auch indirekt ge-
fördert. Die EEG-Umlage ist jedoch auch für Mieter-
strom zu zahlen (Bundesnetzagentur 2017, S. 5). Der 
Mieterstromzuschlag richtet sich nach der Einspeise-
vergütung, die je nach installierter Leistung unter-
schiedlich ist und kleinere Anlagen besserstellt. Daher 
vermindert die gebäudebezogene Anlagenzusammen-
fassung die Förderhöhe. Zudem reduziert sich die Ein-
speisevergütung durch einen festen Abschlag, der einen 
Teil der indirekten Förderung ausgleicht. Der Abschlag 
rechtfertigt sich auch dadurch, dass der Anlagenbetreiber 
durch den Verkauf des Stroms an die Letztverbrauchen-
den Erlöse erzielt (KASPERS und WEISE 2018, S. 178). 
Mieterstrom bringt einen erhöhten administrativen 
Aufwand mit sich. Deshalb soll die Gestaltung des För-
derrahmens die Lieferung von Mieterstrom für den An-
lagenbetreiber ökonomisch attraktiver machen als die 
Einspeisung des Stroms in das Netz (Bundesnetzagen-
tur 2017, S. 5 und 9). Wenn ein Teil des Stroms den 
Vorgaben des Eigenverbrauchs unterliegt, steigt der ad-
ministrative Aufwand zusätzlich (VOLLPRECHT et al. 
2018, S. 400).

Neben dem EEG 2017 sind für den Mieterstrom § 42a 
Abs. 2 bis 4 EnWG von besonderer Bedeutung, die auf 
den Verbraucherschutz beim Mieterstrom ausgerich-
tet sind (siehe insb. RASBACH in: KMENT 2019; 
EHRING 2018). So ist eine Koppelung von Mieter-
stromlieferungen mit Mietverträgen nicht möglich. 
Mieterstromverträge dürfen bei Erstabschluss eine 
Laufzeit von einem Jahr nicht überschreiten und der 
Preis für Mieterstrom darf maximal 90 % des vor Ort 
geltenden Grundversorgertarifs betragen. Anbieter von 
Mieterstrom haben somit keine Garantie, dass der von 
ihnen erzeugte Strom zu erheblichen Teilen und dau-
erhaft durch die Bewohnerinnen und Bewohner des 
Gebäudes abgenommen wird.

636.	 Mieterstrom kann einen Beitrag zur stärkeren Teil-
habe der Bürgerinnen und Bürger an der Energiewende 
leisten sowie zur Transformation der Energieversorgung 
und zur Erreichung der Klimaziele beitragen (BEHR 
2019, S. 343). Auch kann Teilhabe an der Energiewen-
de ihre Akzeptanz fördern. Nicht zuletzt kann Mieter-
strom die dezentrale Stromerzeugung am Verbrauchsort, 
insbesondere in Städten, stärken. Damit kann Mieter-
strom grundsätzlich zu einer nachhaltigen Quartiersent-
wicklung, zur Akzeptanz der Energiewende und zur Re-
silienz der Energieversorgung beitragen. Allerdings ist 
die Zahl der Anlagen, für die der Mieterstromzuschlag 
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nach EEG 2017 bisher geltend gemacht wurde, noch ge-
ring. Im Juli 2019 waren lediglich 677 Anlagen mit einer 
Leistung von 13,9 MW gemeldet (KELM et al. 2019, 
S. 6). Die Bundesregierung kommt zu dem Schluss, dass 
sich die an den Mieterstrom gestellten Erwartungen bis-
lang bei weitem nicht erfüllt haben (Deutscher Bundes-
tag 2019b, S. 5).

7.3.1.3	 Bilanzierung von Energiebedarfen 
und Potenzialen zur Energie
gewinnung auf Quartiersebene

637.	 Die Bilanzierung von Quartieren stellt eine große 
Herausforderung dar. Zu berücksichtigen sind Effizienz-
potenziale, die verbleibenden Bedarfe an Energie für die 
unterschiedlichen Nutzungen, die CO2-Emissionen, die 
Potenziale zur Erzeugung von Energie und darüber 
hinaus der Beitrag des jeweiligen Quartiers zur Sekto-
renkopplung. Eine umfassende Bilanzierung und eine 
daraus abgeleitete Modellierung ist jedoch aufgrund der 
bestehenden Wechselwirkungen innerhalb des Betrach-
tungsrahmens sowie zwischen den Ebenen Gebäude, 
Quartier und Stadt erforderlich, um Aussagen zu Ener-
gieeinsparung und Treibhausgasemissionen treffen zu 
können. Zudem sind sie Grundlage und Begründungs-
zusammenhang für Maßnahmen zum Klimaschutz 
(BBSR 2016, S. 4). Bei der Bilanzierung sind vorab Ent-
scheidungen über den Bilanzrahmen zu treffen. Dies gilt 
beispielweise für die Frage, ob bei der Ermittlung der 
CO2-Emissionen nur die direkt im Quartier erzeugten 
Emissionen berücksichtigt werden sollen, da hier die 
größten Einflussmöglichkeiten durch die Bewohnerin-
nen und Bewohner des Quartiers liegen. Ebenso könn-
ten Vorketten berücksichtigt werden, da beispielsweise 
durch eine stärkere Nutzung erneuerbarer Energien 
CO2-Emissionen vermindert werden können. Weiter ge-
fasst könnten auch Emissionen, die durch die Herstel-
lung von Anlagen zur Energiegewinnung entstanden 
sind, und in den Anlagen gebundene Energie (sogenann-
te graue Energie) berücksichtigt werden (MESSARI-
BECKER 2014b, S. 298). Im Rahmen von Forschungs-
arbeiten im Auftrag des Bundesinstituts für Bau-, 
Stadt- und Raumforschung (BBSR) wurden unterschied-
liche Bilanzierungsmethoden, die verschiedene Bilanz-
rahmen setzen, dargestellt und miteinander verglichen 
(BBSR 2016).

638.	 Werden bei den energetischen Anforderungen und 
den sich daraus ergebenden Sanierungsnotwendigkeiten 
nicht Einzelgebäude, sondern Quartiere betrachtet, kön-
nen ökonomische und technologische Synergien entste-
hen. So können in Quartieren oder bei einzelnen Gebäu-

den denkmalschutzrechtliche Restriktionen bestehen, 
die beispielsweise eine Außendämmung nicht ermög
lichen oder den Einsatz bestimmter Technologien zur 
Wärmeversorgung ausschließen. Denkmalschutz gilt für 
etwa 2,8 % des deutschen Gebäudebestandes (VDL 2010). 
Etwa 10 % des bisherigen Endenergieverbrauchs für die 
Raumwärme werden für denkmalgeschützte Gebäuden 
aufgewandt (THAMLING et al. 2015, S. 18). In einigen 
Stadteilen und Quartieren, etwa im Fallbeispiel Marburg-
Nordstadt, liegt der Anteil jedoch deutlich höher (BBSR 
2012, S. 8). Eine quartiersbezogene Betrachtung ermög-
licht sowohl den Ausgleich der bestehenden Restriktio-
nen als auch die Nutzung von Synergieeffekten. Dies kann 
etwa durch umfangreichere, auch über die Vorgaben für 
das einzelne Gebäude hinausgehende Effizienzsteigerun-
gen geschehen, sodass das Quartier insgesamt mehr 
Effizienz erzielt als die Summe aller Einzelgebäude bei 
individueller Sanierung. Hinzu kommt, dass beispiels-
weise eine netzgebundene Wärmeversorgung für einzel-
ne denkmalgeschützte Gebäude ökonomisch nicht dar-
stellbar wäre. Demgegenüber kann ein Wärmenetz für 
das Quartier eine sinnvolle Lösung darstellen.

Flächenpotenzialprinzip als 
Bilanzierungsmethode
639.	 Das Flächenpotenzialprinzip stellt einen Ansatz zur 
Bilanzierung von Quartieren dar. Es basiert auf einer 
Typisierung von Stadträumen. Urbane Räume wurden 
meist nach bestimmten städtebaulichen Leitbildern er-
richtet (Abschn. 7.2.2). Sie lassen sich daher grundsätz-
lich in räumliche Prototypen aufteilen, die spezifische 
energetische und strukturelle Eigenschaften aufweisen. 
Diese Methodik wurde von EVERDING (2007, S. 188 ff.) 
entwickelt und angewandt. Sie geht davon aus, dass sich 
charakteristische Eigenschaften der Stadtraumtypen aus 
den ihrer Entstehung zugrundeliegenden städtebaulichen 
Leitbildern ergeben. Hierdurch werden Charakteristika, 
wie unter anderem Gebietsgrundriss, Bebauungsstruk-
tur, Dichte, Freiflächenbestand, Kompaktheit, Systematik 
der äußeren und inneren Erschließung, Grundflächen- 
und Geschossflächenzahlen, beeinflusst. 

Jeder Stadtraumtyp weist je nach Baualtersklasse und 
Nutzungen oder Funktionen einen bestimmten Energie-
bedarf auf (Tz. 615; Kasten 7-2). Mit den Bau- und Ent-
stehungszeiten korrespondieren die jeweils damals gül-
tigen Verordnungen und Ausführungsstandards. Hierzu 
zählen beispielsweise die Heizungsanlagen- und Wärme-
schutzverordnung, die in der seit dem 1. Februar 2002 
gültigen Energieeinsparverordnung zusammengeführt 
wurden. Die Anforderungen der jeweils geltenden Ver-
ordnungen lassen wiederum Aussagen über die energe-
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tische Qualität und Energieversorgung der Gebäude oder 
des Quartiers zu. Entsprechend können Bereiche mit 
erhöhten Sanierungspotenzialen abgeleitet werden. Je 
nach Architekturepoche weist ein Stadtraumtyp zudem 
bestimmte Bauformen auf, die wiederum mit definier-
ten Flächenpotenzialen zur Erzeugung von Strom und 
Wärme einhergehen können. So lassen sich sogenann-
te energetische Homogenbereiche identifizieren. Dies 
sind Flächen und Baustrukturen mit ähnlichen Eigen-
schaften hinsichtlich ihres Energiebedarfs oder ihres 
Potenzials zur Erzeugung erneuerbarer Energien im 
Quartier. Zu den Stadtraumtypen zählen beispielswei-
se „Einfamilienhäuser“, „Gründerzeitviertel“, „Hoch-
häuser“ oder „vorindustrielle Altstadt“. Darüber hin-
aus können auch städtische Freiräume typisiert werden, 
etwa Grün- und Wasserflächen, die jeweils spezifische 
ökologische, ökonomische und soziale Dienstleistun-
gen erbringen. Im Rahmen des Projekts Urban ReNet 
wurden Quartierstypologien unter Einbezug der Kli-
matologie erarbeitet, die auch die Potenziale der Frei-
räume beinhalten (HEGGER et al. 2012).

640.	 Ebenso wie die Stadtraumtypen mit ihren spezifischen 
energetischen Eigenschaften haben sogenannte Energie- 

nutzungskategorien Einfluss auf die Höhe des Energiebe-
darfs. Diese setzen sich aus zwei Aspekten zusammen:

ɦɦ Für verschiedene Nutzungen im Quartier werden 
spezifische Energieformen benötigt. Zu den im Quar-
tier bislang eingesetzten Energieformen zählen Wärme 
(Raumwärme, Warmwasser/Prozesswärme), Strom 
und Kraftstoffe (Treibstoffe). Diese Energieformen 
werden von den verschiedenen Sektoren verbraucht.

ɦɦ Die Sektoren Arbeiten, Wohnen und Mobilität haben 
unterschiedlich große Bedarfe. 

So wird für Wohnen überwiegend Raumwärme benötigt, 
hinzu kommt ein geringerer Bedarf an Warmwasser und 
Prozesswärme. Hingegen weisen Gewerbe, Handel und 
Dienstleistungen (GHD) einen starken Bedarf an Raum-
wärme, Warmwasser, Prozesswärme und Strom auf. In 
Abbildung 7-8 sind die verschiedenen Aspekte in einer 
Matrix dargestellt. Für die Entwicklung quartiersbezo-
gener Energieversorgung auf Basis erneuerbarer Ener
gien ist der Überblick über den nutzungsspezifischen Be-
darf wesentlich, um die Potenziale zur Energiegewinnung 
vor Ort möglichst effizient einsetzen zu können.

ɦɦ Abbildung 7-8	

Energiebedarfsmatrix: Energienutzungssektoren und -formen

Quelle: EVERDING et al. 2019, S. 13
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ɦɦ Abbildung 7-9	

Modellraum Riedstadt und Stadtraumtypen
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Zweckbau
Erholungsflächen
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Grünflächen

Weide
Wasserflächen u. Feuchtgebiete
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Einfamilienhausgebiet
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Erholungsflächen
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Grünflächen

Weide
Wasserflächen u. Feuchtgebiete

Riedstadt
Stadtraumtypen

Freiraumtypen

Quelle: MESSARI-BECKER 2013, S. 77, verändert

Kasten 7-2: �Das Klimaschutzkonzept für 
Riedstadt als Beispiel für die 
Anwendung des Flächenpoten
zialprinzips

Bei der Erarbeitung eines Klimaschutzkonzeptes für die 
Stadt Riedstadt wurde das Flächenpotenzialprinzip an-
gewendet. Zunächst erfolgte eine Erhebung der Stadt-
raumtypen (Abb. 7-9). Durch die Nutzung von GIS-ba-
sierten Daten lassen sich Potenziale zur Erzeugung von 
erneuerbaren Energien identifizieren sowie Maßnah-
men zur gezielten Umsetzung vor Ort definieren. 

Basierend auf Geodateninformationssystemen kön-
nen Flächen in „X, Y, Z“-Koordinaten hinsichtlich 

der Ausrichtung, der Neigung, der Verschattung, 
der geografischen und der wetterspezifischen Ei-
genschaften usw. beschrieben werden. Während die 
Ausrichtung, die Verschattung und Neigung einer 
Fläche für den Ertrag von Photovoltaik-Strom und 
Solarthermie maßgeblich sind, liefern geologische 
Daten Aufschluss über Vorkommen, Erschließbar-
keit und die Wirtschaftlichkeit beispielsweise von 
oberflächennaher und tiefer Geothermie. Analog 
dazu, auch wenn diese auf Quartiersebene nicht zur 
Anwendung kommen, stellen wetterspezifische 
Daten zur Windstärke und Windhäufigkeit die Basis 
für die Betrachtungen von Potenzialen der Strom-
erzeugung aus Windkraft dar. Ebenfalls lassen Daten 
zur Wohnungsdichte Rückschlüsse auf anthro
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ɦɦ Abbildung 7-10	

Mögliche Wärmeeinsparung des Stadtteils Leeheim/Riedstadt unter Einsatz von Gebäudetypologien 
in kWh/m2a

Quelle: MESSARI-BECKER 2013

pogene Energiequellen wie beispielsweise Abwasser
wärme zu, die zur energetischen Nutzung herange-
zogen werden können. Mit diesem Ansatz lassen 
sich Synergien im Hinblick auf eine CO2-Minderung 
und effiziente Flächennutzung auch auf Quartier-
sebene anwenden.

Die Stadtraumtypen weisen unterschiedliche Eigen-
schaften hinsichtlich der Energienutzungsform und 
des Energieverbrauchsverhaltens auf (Abb. 7-9). 
Beispielsweise benötigen Wohngebiete/Haushalte 
mehr Raumwärme als Kraftstoffe (Treibstoffe), 
Gewerbe- und Industriegebiete dagegen mehr 
Strom.

Abbildung 7-10 zeigt diese systematische Differen-
zierung für die Stadt Riedstadt. Aus diesen Homo-
genbereichen lassen sich somit in Verbindung mit 

weiteren Informationen zur energetischen Qualität 
der jeweiligen Gebäude/Gebiete unterschiedliche 
Energieeinsparungen ableiten.

In Verbindung mit GIS-basierten Daten lassen sich 
die dargelegten Homogenbereiche auch mit den 
Potenzialen verknüpfen, erneuerbare Energie zu ge-
winnen. Nach Bilanzierung der Flächenpotenziale für 
die Erzeugung erneuerbarer Energien vor Ort ließen 
sich zudem potenzielle Wärme- und Stromerträge ab-
leiten (MESSARI-BECKER 2014a).

Darüber hinaus lassen sich mithilfe von Gebäudety-
pologien und Gebäudealtersklassen auch Wärmeein-
sparungspotenziale identifizieren (MESSARI-BE-
CKER 2014a). Abbildung 7-10 zeigt exemplarisch, 
dass die älteren Stadtteilkerne höhere Einsparungs-
potenziale aufweisen.
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Flächenpotenziale zur Erzeugung 
erneuerbarer Energien
641.	 Der Einsatz lokaler und dadurch dezentraler Ener-
gieversorgung kann dazu beitragen, die Flächennut-
zung für Energiegewinnung und Transportinfrastruk-
turen außerhalb der räumlichen Einheit wie Quartier 
oder Stadt(teil), zu reduzieren. Hierdurch trägt das 
Quartier auch zu einer Verringerung des Flächenver-
brauchs bei. Durch die lokale Erzeugung von Wärme 
können zudem Leitungsverluste (die bei Wärmenet-
zen unvermeidbar sind) vermindert werden. Es ist 
jedoch davon auszugehen, dass die dezentrale Ener
gieversorgung den bestehenden Bedarf auch nach 
Ausschöpfung aller Effizienzpotenziale vor allem in Be-
standsquartieren in der Regel nicht decken kann. Dies 
gilt insbesondere für Strom. Ausnahmen können im 
Bereich der Tiefengeothermie basierten Wärme- und 
Stromversorgung bestehen.

642.	 Um die Potenziale zur Erzeugung von Strom und 
Wärme im Quartier zu erfassen, müssen zunächst die 
geeigneten verfügbaren Flächen ermittelt, kartiert, hin-
sichtlich ihrer Eignung bewertet und bilanziert sowie 
ins Verhältnis zu den Bedarfen an Wärme und Strom 
gesetzt werden. Die Bilanzierung fokussiert dabei auf 
den bereits bebauten Raum, das heißt auf vorhandene 
Gebäude-, Dach- und Fassadenflächen und deren 
potenzielle Mehrfachnutzung. Dabei werden Quartie-
re mit großen Energieverbrauchern, wie etwa Gewer-
be oder Industrie, oftmals durch große Flächen der 
Gebäudehülle (Dach, Fassade) ein hohes Potenzial zur 
Energiegewinnung haben. Demgegenüber verfügen 
Wohnquartiere zwar über weniger Flächen, haben aber 
auch geringere Energiebedarfe, die sich jedoch auf 
Strom- und Wärme- sowie Warmwasserversorgung 
aufteilen. Gleichzeitig zeichnen sich Wohngebiete 
durch eine höhere Energiedichte der Abwasserwärme 
aus, sodass speziell hier die Abwasserwärmerückge
winnung einen Beitrag zur Deckung der Heizwärme 
leisten kann.

Bei der dezentralen Energieversorgung kann die Ein-
fachnutzung von Flächen in der räumlichen Einheit 
durch eine Mehrfachnutzung (oder nicht-exklusive 
Nutzung, s. EVERDING et al. 2019, S. 5) abgelöst und 
verstärkt verfolgt werden. Bislang einfachgenutzte 
Flächen, wie zum Beispiel Dächer, Fassaden und Park-
plätze, können etwa für die Erzeugung von Solarstrom 
eingesetzt werden (QUÉNÉHERVÉ 2018; PFOSER 
2019; 2014; WELLER et al. 2014; PFOSER et al. 2014). 
Allerdings sind die Stromgestehungskosten je Kilowatt-
stunde bei kleineren Photovoltaikanlagen, wie sie 

typischerweise im Quartier eingesetzt werden können, 
höher als solche größerer Dachanlagen und liegen deut-
lich über denen von Freiflächenanlagen. Auch überstei-
gen sie die Stromgestehungskosten von Onshore-Wind-
kraftanlagen (KOST et al. 2018, S. 15 ff.). Über die 
Stromgestehungskosten hinaus können sich unter-
schiedliche Kosten für die Netzanbindung dezentraler 
und zentraler Stromerzeugung ergeben. Trotz der hö-
heren Gestehungskosten können Photovoltaikanlagen 
im städtischen Raum bzw. Quartier einen Beitrag zur 
naturverträglichen nachhaltigen Gestaltung der Ener-
giewende und zur Reduktion der Flächennutzung 
leisten. Darüber hinaus können Photovoltaikanlagen 
in Kombination mit darunter liegenden Grünflächen 
(sogenanntes Solar-Gründach, s. PFOSER 2019) im 
urbanen Raum einen Beitrag zur Klimaregulierung von 
Gebäuden und Stadt sowie je nach Art der Begrünung 
zur Biodiversität leisten (ebd.). Bei fachgerechter 
Installation solcher Solar-Gründächer kann auch der 
lokale Verkehrslärm reduziert werden (VAN REN-
TERGHEM 2018). Bei der Kombination einer Photo-
voltaik-Dachanlage mit Dachbegrünung wird die Dach-
fläche energetisch, ökologisch, mikro-klimatisch und 
akustisch – also mehrfach – in Wert gesetzt.

643.	 Für die Wärmeerzeugung liegt bislang keine aktu-
elle und umfassende Übersicht der Gestehungskosten 
vor. Mit Blick auf das Flächenpotenzial und die Mehr-
fachnutzung bereits bebauten Raumes stellt Solarther-
mie die naheliegende Lösung zur Wärmeerzeugung im 
Quartier dar. Die Anforderungen an die Fläche – insbe-
sondere die Ausrichtung – entsprechen grundsätzlich 
denen der Photovoltaik, sodass eine flächenbezogene 
Nutzungskonkurrenz zwischen Wärme- und Strom
erzeugung besteht. Aufgrund der höheren Verluste bei 
Wärmeleitungen gegenüber Stromleitungen sollte die 
Priorität bei begrenzter Flächenverfügbarkeit auf der 
dezentralen Wärmegewinnung liegen. Allerdings kann 
Solarthermie auch aufgrund des über das Jahr reichen-
den Lastprofils in der Regel nur einen Teil des Raum-
wärmebedarfs decken (MAAß 2020, S. 24). Darüber 
hinaus ist zu berücksichtigen, welche Energieform 
(Abb. 7-8) im Quartier benötigt wird und gegebenen-
falls auch an welchen Tagen und zu welchen Tageszeiten. 
So wird im Wohnbereich Energie für Raumwärme und 
Warmwasser benötigt, insbesondere in den Tagesrand-
zeiten und am Wochenende. Demgegenüber liegt der 
Warmwasserbedarf in Bürogebäuden viel niedriger, der 
Heizenergiebedarf jedoch höher. In heutigen Büro
gebäuden ist eine Warmwasserausstattung teilweise 
nicht mehr vorgesehen. 
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7.3.2	 Handlungsfeld flächenscho-
nende und verkehrsver
meidende Stadtstrukturen

644.	 Ein weiteres Handlungsfeld der Quartiersentwick-
lung mit starkem Umweltbezug ist die Stadtstruktur – 
und hierbei in besonderem Maße die physischen und die 
Nutzungsstrukturen. Die physische Struktur setzt sich 
aus Baubereichen bestimmter Prägung (insb. Lage und 
Form der Gebäude und des Straßennetzes) sowie Land-
schaftselementen zusammen (ALBERS und WÉKEL 
2017, S. 16). Die Nutzungsstruktur beinhaltet die räum-
liche Verteilung unterschiedlicher Nutzungen wie Woh-
nen oder Arbeiten. Ziel ist ein sparsamer Umgang mit 
Flächen und – durch kompakte Baustrukturen und kurze 
Wege – in der Folge auch mit Energie. Die kurzen Wege 
können weiterhin dazu beitragen, dass Belastungen 
durch den motorisierten Individualverkehr verringert 
und die Lebensqualität in den Quartieren gesteigert 
werden (vgl. Kap. 6; HOLZ-RAU und SICKS 2013, 
S. 16 f.). Für eine entsprechende Stadtstruktur können 
Gestaltungsprinzipien abgeleitet werden (SRU 2018, Tz. 
68 ff., hier mit Fokus auf den Wohnungsneubau). Hier-
zu zählen: 

ɦɦ die Multifunktionalität (verschiedene Funktionen 
einer Fläche), 

ɦɦ die gemeinschaftliche Nutzung (verschiedene Nut-
zende einer Fläche), 

ɦɦ eine flächensparende Gebäudetypologie (kompakte 
architektonische Lösungen) sowie 

ɦɦ die Nutzungsmischung (viele verschiedene Nutzun-
gen innerhalb der Gebäude und in der Nachbarschaft). 

In Bestandsquartieren besitzen diese Gestaltungsprin-
zipien ebenfalls Gültigkeit. Die Stadtplanung hat über 
viele Jahrzehnte das Leitbild einer funktionalen Tren-
nung beispielsweise zwischen Wohnen und Arbeiten ver-
folgt (Abschn. 7.2.2). Zudem bestehen Städte auch aus 
unterschiedlichen Siedlungen, deren einzelne Gebäude 
sich bautypologisch gleichen. Daher sind viele Stadtge-
biete eher homogen strukturiert. 

Ergänzen: Mischung erzeugen
645.	 Eine Anreicherung mit weiteren Funktionen und 
Nutzungen kann beispielsweise durch die Zulässigkeit 
von wohnverträglichem Gewerbe in Wohnquartieren 

oder eine gezielte nutzungsgemischte Nachverdichtung 
von Nahversorgungsstandorten erfolgen. Bestandteil 
dieser Strategie kann auch ein „Stapeln“ verschiedener 
Nutzungen sein, wie zum Beispiel ein Sportplatz oder 
ein Gemeinschaftsgarten auf einer Dachfläche (Stadt 
Leipzig 2019). Die Notwendigkeit, homogene Struktu-
ren aufzubrechen, bezieht sich auch auf die Dichte der 
Bebauung. Da auch Freiräume in der Stadt wichtige (Öko-
system-)Leistungen erbringen, erfordert eine integrier-
te Stadtentwicklung ein dichtes Nebeneinander von kom-
pakter Bebauung und qualitativ hochwertigen Freiräumen 
(KÜHNAU et al. o. J.). Unterschiedliche Nutzungen 
können sich räumlich auch auf ein Quartierszentrum 
konzentrieren. Viele Kommunen haben bereits ein 
Nahversorgungs- oder Einzelhandelskonzept, um diese 
Standorte zu sichern und zu entwickeln. Dabei erscheint 
es besonders wichtig, auch diese dezentralen Zentren 
nicht nur als Konzentration des (Einzel-)Handels zu ver-
stehen. Quartierszentren sollten eine hohe Freiraum- 
und Aufenthaltsqualität ebenso beinhalten wie beispiels-
weise Gastronomie und Bildungsangebote (ANDERS 
et al. 2017; BBSR 2015). Auch intermodale Mobilitäts
punkte lassen sich bevorzugt an Quartierszentren als 
„Knotenpunkte urbanen Lebens“ (ANDERS et al. 2017, 
S. 18) einrichten (Stadt Dresden 2019). Welche Nutzun-
gen sich dezentral etablieren lassen, hängt in hohem 
Maße von der Größe der Stadt, ihrer Nähe zu größeren 
Städten und der Bevölkerungsdichte ab.

Kombinieren: Synergien nutzen
646.	 Neben diesen grundsätzlichen Gestaltungsprin
zipien eröffnet die Quartiersebene als räumlicher Fokus 
weitere Potenziale. Durch die Vielfalt der Bau- und In-
frastrukturen ergeben sich individuelle Stärken oder 
„Begabungen“ (SCHOLZE 2019, S. 3). Von besonde-
rem Interesse ist dabei die Kombination benachbarter, 
vormals getrennt voneinander entwickelter Nutzungen 
oder Bautypologien. Insbesondere im Bereich der Wär-
meversorgung können durch die Kopplung unter
schiedlicher Wärmebedarfe Synergieeffekte entstehen 
(Abschn. 7.2.2).

Der Quartiersansatz beinhaltet auch, jeweils einen spe-
zifischen Charakter herauszubilden und eine ausgewo-
gene Rolle der einzelnen Quartiere innerhalb der Ge-
samtstadt zu entwickeln. Insbesondere in größeren 
Städten kann es dabei sinnvoll sein, nicht alle zentralen 
Bildungs- und Freizeitangebote auf das gemeinsame 
Stadtzentrum zu konzentrieren, sondern auf einzelne 
Quartiere zu verteilen (ANDERS et al. 2017). Dies er-
möglicht auch in dezentralen Lagen kurze Wege und eine 
hohe Urbanität.
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Öffnen: Multifunktionalität ermöglichen
647.	 Gebäude können unterschiedliche Funktionen er-
füllen, sie gelten dann als multifunktional. Öffentliche 
Gebäude werden bereits in vielen Kommunen für unter-
schiedliche Zwecke und zu verschiedenen Tageszeiten 
verwendet. So nutzen beispielsweise vielfach Vereine die 
Räumlichkeiten von Schulen (für viele kommunale 
Satzungen: Stadt Ravensburg 2013). Insbesondere bei 
Räumlichkeiten, die nur zu eingeschränkten Zeiten be-
legt werden, stellt sich die Frage nach der Möglichkeit, 
Nutzungen zu überlagern.

Freiräume, unter anderem Grünräume, erfüllen ver-
schiedene Funktionen gleichzeitig (z. B. Naherholung 
und Freizeit, Klimaanpassung, Räume für aktive Mobi-
lität; SRU 2018, Kap. 4.2). Sie können jedoch bewusst 
funktionsoffen gestaltet und mit einer hohen Aufent-
haltsqualität versehen werden, um die Nutzung von 
verschiedenen Gruppen zu verschiedenen Zeiten zu 
ermöglichen.

Bedarfe bündeln: gemeinschaftliche Nutzung 
fördern
648.	 Innerhalb einer Nutzung kann eine bessere Raum-
auslastung durch Sharing-Konzepte erfolgen. Diese rei-
chen von klassischen Wohngemeinschaften zu neueren 
Konzepten des Cohousing, bei denen kleinere Wohn
bereiche mit Gemeinschaftsflächen und -einrichtungen 
sowie teilweise Dienstleistungen kombiniert werden 
(LaFOND und TSVETKOVA 2017). Dezentrale Co
working-Angebote führen in der Regel zu einer hohen 
Identifikation mit ihrer Umgebung (MERKEL 2015, 
S. 134). Dadurch können sie auch in den Quartieren zu 
einer besseren Auslastung der lokalen Infrastrukturen 
sowie zu einer höheren Frequentierung und Stärkung ge-
meinschaftlich genutzter Flächen beitragen. Wichtig in 
diesem Zusammenhang sind zudem Quartierslösungen, 
die helfen, den motorisierten Individualverkehr und 
Liefeverkehr aus den Quartieren herauszuhalten. Hier-
zu gehören stationsgebundene Carsharing-Angebote, 
Quartiersgaragen und Paketstationen. Um flächenscho-
nend und verkehrsvermeidend/-verlagernd zu wirken, 
müssen diese Maßnahmen durch eine Umwidmung 
öffentlicher Parkplätze in eine gemeinwohlorientierte 
Flächennutzung (Freiräume, Fuß- und Radwege etc.) 
flankiert werden.

649.	 Eine höhere Nutzungsmischung und Multifunk
tionalität birgt neben hohen Potenzialen der Flächen-
schonung und Verkehrsvermeidung auch Risiken. So ist 
es beispielsweise wichtig, dass die Schutzfunktion sen-
sibler Nutzungen wie des Wohnens vor Emissionen aus 

angrenzenden Nutzungen gewahrt bleibt. Im Quartiers-
zusammenhang kann daher auch ein kleinräumiges 
Nebeneinander unterschiedlich schutzbedürftiger Nut-
zungen in unmittelbarem räumlichem Zusammenhang 
sinnvoll sein, das kurze Wege dennoch gewährleistet. 
Über Inhalt und Ausmaß einer stärkeren Mischung und 
Überlagerung von Nutzungen muss daher stets kon-
textabhängig und unter Einbindung der lokalen Akteure 
entschieden werden. Allerdings zeigen Untersuchungen 
in kompakten, nutzungsdurchmischten Beispielquartie-
ren, dass die größten Lärm- und Luftbelastungen hier 
vom motorisierten Individualverkehr ausgehen (FRE-
RICHS et al. 2018). Eine höhere Nutzungsmischung 
muss daher nicht mit einer höheren Lärmbelastung ein-
hergehen, wenn Wege vom motorisierten Individualver-
kehr auf den Umweltverbund verlagert werden. Der 
SRU hat sich gegen eine Erhöhung der zulässigen Lärm-
belastung im Zuge der Einführung der Nutzungskate
gorie „Urbanes Gebiet“ in die Baunutzungsverordnung 
(BauNVO) ausgesprochen, da er diese nicht als mit ge-
sunden Arbeits- und Wohnbedingungen vereinbar sieht 
(SRU 2017). Auch diesbezüglich ist der Quartiersgedan-
ke wichtig. Lärmbelastungen müssen vorrangig an der 
Quelle reduziert werden, damit die Aufenthaltsqualität 
im privaten sowie öffentlichen Raum nicht beeinträch-
tigt wird (vgl. Kap. 5).

Ein weiteres Risiko betrifft die Verdrängung rendite-
schwächerer durch renditestärkere Nutzungen und damit 
einen Nutzungswandel in Richtung einer Entmischung. 
In „bunten“ Stadtquartieren setzen sich Ferienwohnun-
gen und Gastronomiebetriebe ökonomisch gegenüber 
Wohnungen und Einzelhandel durch, die Wohnnutzung 
wiederum gegenüber produzierendem Gewerbe und 
Start-ups der Kreativwirtschaft (FRERICHS et al. 2018, 
S. 155). Gegengesteuert werden kann in gewissem Maß 
über Zweckentfremdungsverbote und einfache Bebau-
ungspläne, die bestimmte Nutzungen ausschließen (ebd., 
S. 128 und 312).

650.	 Eine strukturell angelegte Vielfalt und Überlage-
rung von Nutzungen und Funktionen ist zudem stets 
nur eine notwendige Bedingung von Urbanität. Wirk-
liche Urbanität entsteht hingegen erst durch eine ge-
lebte Mischung, bei der die angelegte Struktur indivi-
duell genutzt wird (FRERICHS et al. 2018, S. 66). Und 
auch erst diese gelebte Mischung führt dazu, dass die 
theoretischen Potenziale kompakter und durchmisch-
ter Baustrukturen tatsächlich in weniger Flächenver-
brauch, weniger Verkehr und eine erhöhte Lebensqua-
lität münden.
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7.3.3	 Handlungsfeld quartiers
bezogene Governance

651.	 Nachhaltige Entwicklung erfordert nicht nur eine 
breite gesellschaftliche Akzeptanz, sondern als Gemein-
schaftsaufgabe eine aktive Mitwirkung und Gestaltung 
durch viele Akteure (SRU 2016; WBGU 2011; SINNING 
2003, S. 78). Umwelt- und Klimaschutz im Gebäudesek-
tor muss vor Ort in vielen Einzelentscheidungen umge-
setzt werden. Während über Maßnahmen auf Gebäude-
ebene vorrangig von einzelnen Eigentümern entschieden 
wird, sind bei Projekten auf Quartiersebene eine Viel-
zahl von Akteuren in Planung, Entscheidungsfindung und 
Umsetzung einzubinden.

Auf Quartiersebene können „ordnungsrechtliche Maß-
nahmen und finanzielle Fördermöglichkeiten aufeinan-
der abgestimmt und synchronisiert werden“ (BMUB 
et al. 2017a, S. 8). Da Quartiere je nach Frage- oder Pro
blemstellung unterschiedlich räumlich zugeschnitten 
werden können, gibt es häufig keine einheitliche recht-
lich verantwortliche Steuerungseinheit (GRZESIOK 
2017, S. 115). Um Quartiersprojekte umzusetzen, bedarf 
es somit einer anderen, flexibleren Form der Steuerung 
außerhalb der Verwaltung (BOTT et al. 2013, S. 201). 

Kasten 7-3: Governance

Der Begriff Governance dient in mehreren wissen-
schaftlichen Disziplinen als Denkansatz und Konzept 
zum Analysieren von komplexen Strukturen kollek-
tiven Handelns, insbesondere in der Politikwissen-
schaft (BORCHARD 2011, S. 35). Im Kontrast zu 
„Government“ verweist der Begriff „Governance“ da-
rauf, dass politische Steuerung nicht mehr nur vom 
Staat, sondern in Kooperation mit wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Akteuren ausgeübt wird. Aus-
gangspunkt ist zum einen die deskriptive Feststel-
lung, dass zunehmend nicht-staatliche Akteure an Re-
gelungsprozessen beteiligt werden. Zum anderen 
basiert der Begriff häufig auf der normativen Annah-
me, dass durch die Beteiligung vielfältiger Akteure 
die politische Handlungsfähigkeit erhöht werden 
kann, da die staatliche Problemlösungskompetenz al-
lein oft nicht ausreicht, um komplexer gewordene 
Probleme und Aufgabenstellungen zu bewältigen. 
Vielmehr sind unterschiedliche (Akteurs-)Interes-
sen miteinander in Bezug zu setzen und abzuwägen, 
fragmentierte staatliche Institutionen zu beteiligen 
und parallel verlaufende Prozesse miteinander in Ver-

bindung zu bringen. Dies gilt sowohl bei der Vorbe-
reitung einer politischen Entscheidungsfindung als 
auch bei der Umsetzung. Governance als Steuerungs-
modell bindet also neben staatlichen Akteuren sol-
che aus Zivilgesellschaft, Wirtschaft und Wissen-
schaft ein und verknüpft Elemente hierarchischer 
Steuerung mit Verhandlung und Selbststeuerung auf 
verschiedenen geografischen und politischen Ebenen 
(Mehrebenen-Governance). 

Urbane Governance
652.	 Auch in der Stadtplanung und -entwicklung erhält 
der Begriff der Governance (Kasten 7-3) immer mehr 
Bedeutung (HOHN et al. 2006, S. 9 f.; BORCHARD 2011, 
S. 35). Er ergänzt das klassisch-hierarchische Steuerungs-
modell und betont die Bedeutung von Transparenz, Par-
tizipation und Mitbestimmung der Zivilgesellschaft 
(HOHN et al. 2006, S. 6). Diese sind als informelle In
strumente im Sinne einer integrierten Stadtentwicklung 
geeignet (Leipzig-Charta, Tz. 588).

653.	 Der besondere Charakter städtischer Räume wird 
durch Nutzungen der Bewohnerinnen und Bewohner in 
ihren täglichen Routinen permanent verändert und neu 
hergestellt. Dabei wird das Handeln einerseits durch lo-
kale (geografische) Besonderheiten, historische kultu-
relle Bezüge und die materiellen und strukturellen Ge-
gebenheiten bestimmt. Umgekehrt passen die Menschen 
die räumlichen Strukturen und Situationen an ihre Be-
dürfnisse und Ziele an (LEFEBVRE 1991). Die Verände-
rungen der unmittelbaren Lebensräume durch die Be-
wohnerinnen und Bewohner bergen große Potenziale für 
die Anpassungsmaßnahmen der räumlichen Strukturen 
im Sinne der nachhaltigen Entwicklung.

Urbane Governance wird als eine der zentralen Ansätze 
für die inklusive und nachhaltige Gestaltung der Städte 
und für die Umsetzung der städtischen Transformati-
onsprozesse verstanden (WBGU 2016, S. 101). Dabei 
umfasst urbane Governance als „kollektive und insti
tutionell verankerte Regelung von Stadtentwicklungs-
prozessen“ verschiedene Ebenen „von der Mikroebene 
eines Projektgebiets bis zur gesamtstädtischen und stadt-
regionalen Ebene“. Sie beteiligt eine Vielzahl von Akteu-
ren, „die in informelle und formelle, flexible und dauer-
hafte Netzwerke mit horizontalen wie hierarchischen 
Strukturen und spezifischen Machtbalancen eingebun-
den sind“ (HOHN et al. 2006, S. 9).

Die Schlüsselcharakteristika urbaner Governance sind 
Kooperation, Partizipation und Verhandlung (SCHÄF-
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FER-VEENSTRA 2013, S. xvii). Urbane Governance ist 
somit insbesondere für die konkrete Ausgestaltung der 
übergeordneten Planung sowie der Umsetzung in die 
Praxis von Bedeutung. Denn hieran sind neben den 
staatlichen Akteuren, denen die Planungshoheit ob-
liegt, beispielsweise wirtschaftliche und zivilgesell-
schaftliche Akteure zu beteiligen, ohne die keine Um-
setzung erfolgen kann. Dies gilt umso mehr, als dass 
für den Umwelt- und Klimaschutz im Gebäudesektor 
kurzfristig Lösungen gefunden werden müssen, mit 
denen in überschaubaren Bauzeiten eine qualitativ 
hochwertige, auf Nachhaltigkeit ausgerichtete Umge-
staltung der Bestandsgebäude und -quartiere umge-
setzt werden kann (Abb. 7-7).

654.	 Traditionelle, staatliche, hierarchische Steuerung 
wird durch Netzwerksteuerung ergänzt. Ein bedeutsa-
mes Merkmal von Netzwerken ist die gegenseitige Ab-
hängigkeit der beteiligten Akteure. Netzwerke beruhen 
entweder auf einer mehrere Akteure betreffenden Pro
blemlage oder auf gemeinsam gesetzten Zielen. Sie sind 
von den zeitlichen und finanziellen Ressourcen der be-
teiligten Akteure und der Abwägung zwischen individu-
ellem und gemeinschaftlichem Nutzen abhängig. Rele-
vant sind auch Zusatznutzen, beispielsweise weitere 
Leistungen oder gemeinsame Tätigkeiten (SCHÄFFER-
VEENSTRA 2013, S. 35 f.). Netzwerke dienen dem In-
formationsaustausch, der Zusammenlegung von Ressour-
cen und Kompetenzen unterschiedlicher Akteure sowie 
der Fähigkeit, zusätzliche Ressourcen zu mobilisieren 
(SCHUBERT 2011, S. 351 ff.). Darüber hinaus können 
Netzwerke eine größere Innovationsfähigkeit entfalten 
(DILLER 2002, S. 150) und zu einer höheren Flexibili-
tät der Prozessgestaltung auch auf der Quartiersebene 
führen. Netzwerke können daher zur urbanen Gover-
nance beitragen.

Quartiersbezogene Governance
655.	 Die Komplexität der nachhaltigen Entwicklung 
einer Stadt oder Kommune erfordert ergänzend eine 
kleinräumigere Betrachtung, bei der die Ausgangslage 
in einem Stadtteil individuell analysiert werden kann. 
Das Quartier bietet sich als Bezugsgröße an, da es häu-
fig eine – gerade für die energetische Sanierung bedeut-
same – große Homogenität hinsichtlich Baustruktur 
und energetischer Qualität aufweist (Tz. 617). Zudem 
können innerhalb des überschaubaren Rahmens eines 
Quartiers die Potenziale für Effizienzsteigerung, 
Energiegewinnung und kollektive Wärmeversorgung 
ermittelt und gemeinschaftlich realisiert werden. Das 
Quartier kann somit auch als Projektgebiet angesehen 
und je nach Fragestellung unterschiedlich zugeschnit-

ten werden (Tz. 652). In diesem Sinne dient das Quar-
tier als Bindeglied zwischen Kommune und Gebäude
eigentümer sowie einzelnen Energieverbrauchenden 
(Abb. 7-11).

Ähnlich wie auf der Ebene der Stadt benötigen die Pro-
zesse auf Quartiersebene eine angepasste Governance. 
Diese quartiersbezogene Governance ist umso wichtiger, 
als dass das Quartier im Gegensatz zur Stadt oder Kom-
mune nicht über eigenständige Verwaltungs- und Ent-
scheidungsstrukturen verfügt. Die Ebene des Quartiers 
erleichtert partizipative Ansätze und Instrumente und 
stärkt die Vertretung sowie die Einbindung der Zivil-
gesellschaft (SCHÄFFER-VEENSTRA 2013, S. 323). 
Allerdings können sich Quartierszuschnitte bei be-
stimmten Fragestellungen auch überlagern (Abb. 7-1). 
Aufgrund dieser Interdependenzen und häufig ähnli-
chen Problemlagen sollten die Beziehungen zu Nach-
barquartieren (horizontale Dimension der politischen 
Entscheidungsstruktur) und die Abstimmung im Stadt-
gefüge (vertikale Dimension der politischen Entschei-
dungsstruktur) in die quartiersbezogene Governance 
einbezogen werden.

656.	 Die quartiersbezogene Governance ist in einer 
übergeordneten urbanen Governance zu verorten. Ab-
bildung 7-11 veranschaulicht die Einbindung des 
Quartiers in das bestehende System der Mehrebenen-
Governance beispielhaft am Handlungsfeld nachhalti-
ger Quartiersentwicklung als Teil der urbanen Wärme- 
und Energiewende. 

657.	 Die quartiersbezogene Governance sollte dazu 
beitragen, dass sich Entscheidungen an den Bedürfnis-
sen der Quartiere und ihrer Nutzenden ausrichten 
(SCHÄFFER-VEENSTRA 2013, S. 324). Sie kann als 
Grundlage für eine stärkere kooperations-, dialog- und 
kommunikationsorientierte Planung fungieren. Somit 
kann sie zivilgesellschaftliche und wirtschaftliche Ak-
teure in den Prozess der urbanen Transformation ein-
binden (ebd., S. 323) und organisatorisch, planerisch 
sowie investiv aktivieren. Quartiersbezogene Gover-
nance kann auch als Prozess verstanden werden, der 
darauf abzielt, die nachhaltige Quartiersentwicklung 
operativ zu verstetigen und sie gleichzeitig demokra-
tisch abzusichern (BBSR 2017c). Insbesondere können 
sich im Bezugsraum Quartier „neue, kooperativ aus
gerichtete Koordinationsmodi zur Steuerung zielge-
richteter Interaktionen zwischen privaten und öffent-
lichen Akteuren im Kontext von Quartieren“ entwickeln 
(SCHÄFFER-VEENSTRA 2013, S. 323).
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Partizipation als wichtiger Aspekt von quartiers
bezogener Governance 
658.	 Eine breit angelegte und frühzeitig eingeleitete 
Partizipation ist eine funktionale Notwendigkeit für 
erfolgreiche Entwicklungsprozesse. Dabei ist Partizi-
pation von Bürgerinnen und Bürgern in Planung und 
Verwaltung auf kommunaler Ebene bereits seit langem 
etabliert und Teil von Governance im Sinne einer 
kooperativen Problembearbeitung und Lösungsent-
wicklung. Im Rahmen der urbanen wie auch der quar-
tiersbezogenen Governance fällt der lokalen Politik 
und Verwaltung die Rolle des Aktivators und Modera-
tors zu (GRZESIOK 2017, S. 89). Dabei ist die kon-
krete Prozessgestaltung von besonderer Bedeutung, 
um sowohl die Akzeptanz der Quartiersentwicklung 
an sich als auch die Bereitschaft zur Mitwirkung zu 
verbessern (ROSELT 2019, S. 10). Für eine breite ge-
sellschaftliche Legitimität eines politisch und damit 
top-down initiierten Veränderungsprozesses, wie in 
der Quartiersentwicklung häufig der Fall, sind realis-
tische und nachvollziehbare Zielsetzungen ebenso 
erforderlich wie eine transparente Darstellung des Ge-
staltungsrahmens. 

Grundsätzlich können Partizipationsprozesse die Qua-
lität getroffener Entscheidungen verbessern (NEWIG 
et al. 2012) oder Akteure zu eigenverantwortlichem 
Handeln motivieren. Darüber hinaus kann Partizipa
tion über Befragungen Meinungen, Wünsche und Ein-
stellungen zur bewohnerfreundlichen Gestaltung von 
Quartieren einholen und Bürgerwissen abrufen 
(SCHÄFFER-VEENSTRA 2013, S. 5). Die Beteiligung 
der unterschiedlichen von der Quartiersentwicklung 
betroffenen Akteure in der „Phase 0“, der Konzeptions-
phase, ist wesentlich für den späteren Erfolg und die 
Umsetzung (BMUB et al. 2017b, S. 10). Zu den Akteu-
ren zählen unter anderen Eigentümerinnen und Eigen-
tümer, Wohnungsbauunternehmen und Bewohnerin-
nen und Bewohner. Die „Phase 0“ steht vor dem 
eigentlichen Planungsbeginn eines Projektes oder Vor-
habens. Von zentraler Bedeutung sind darüber hinaus 
partizipative Elemente, die die Akteure zum Handeln 
motivieren und zu einer gemeinsamen Gestaltung der 
angestrebten Veränderungen auf Quartiersebene füh-
ren (Co-Produktion). Zusätzlich ist für eine erfolgrei-
che Quartiersentwicklung auch die Beteiligung und 
Teilhabe an der Umsetzung der vereinbarten Ziele er-

ɦɦ Abbildung 7-11	

Quartier als informelle Ebene zwischen übergeordneten Planungen und gebäudebezogenen 
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forderlich. Partizipation im Quartier endet daher nicht 
mit der Planerstellung.

659.	 Auf eine Vielzahl von Flächen und Gebäuden, die 
Potenziale für eine nachhaltige Quartiersentwicklung 
besitzen (Tz. 639), hat die öffentliche Hand keinen Zu-
griff, weil sie sich im Privateigentum befinden 
(Tz. 596 f.). Daher erfordert Quartiersentwicklung im 
Bestand privatwirtschaftliche Investitionen der Eigen-
tümerinnen und Eigentümer, insbesondere für die ener-
getische Sanierung und die Wärmeversorgung. Die 
Bereitschaft zu Investitionen kann ansteigen, wenn die 
Eigentümerinnen und Eigentümer – insbesondere in 
Quartieren mit einer durchmischten Eigentümerstruk-
tur – kooperativ und unter Berücksichtigung ihrer je-
weiligen finanziellen Spielräume frühzeitig in die Ge-
staltung miteinbezogen werden (WEIß et al. 2018, S. 
14; ROSELT 2019, S. 10). In Quartieren mit einem 
hohen Anteil von zur Miete lebender Menschen ist da-
rüber hinaus die soziale Ausgewogenheit der möglichen 
finanziellen Folgen durch Umlegen der Investitionen 
auf die Miethöhen einzubeziehen (Tz. 255; SRU 2016, 
Kap. 3). Auch gewerbliche Mieterinnen und Mieter 
müssen gleichermaßen an den Veränderungsprozessen 
und der Gestaltung des Quartiers beteiligt werden. Dies 
gilt im Besonderen, wenn im Rahmen des Entwicklungs-
prozesses nicht allein die Gebäude und deren Versor-
gung mit Energie bzw. dem Verbrauch von Energie, son-
dern auch die verfügbaren Flächen und deren 
ökologische Nutzung einbezogen werden sollen.

660.	 Zu den Akteuren, die in die quartiersbezogene 
Governance eingebunden werden sollten, zählen einer-
seits die demokratisch legitimierten politischen Ent-
scheidungsträger sowie die Verwaltung. Zum anderen 
sind Eigentümer, die auch selbstnutzend sein können, 
direkt betroffene Bewohnerinnen und Bewohner aber 
auch Gewerbetreibende im gemieteten Raum zu beteili-
gen. Insbesondere die Gruppe der wirtschaftlichen Ak-
teure kann je nach Quartier sehr heterogen sein. Zu ihr 
zählen Eigentümer, bei denen es sich um Einzelperso-
nen, Wohnungseigentümergemeinschaften, Genossen-
schaften, Wohnungsbaugesellschaften aber auch Kapi-
talgesellschaften handeln kann. Hiermit gehen auch ein 
unterschiedlich hohes Identifikationspotenzial mit dem 
Quartier und divergierende sozio-ökonomische Voraus-
setzungen aber auch ökonomische Interessen einher. Dar
über hinaus zählen Stadtwerke zu den wirtschaftlichen 
Akteuren. Die Einbindung der wirtschaftlichen Akteure 
spielt für die Quartiersentwicklung eine besondere Rolle, 
da Staat und Verwaltung kaum direkten Zugriff auf ihr 
Eigentum an Grundstücksflächen und Gebäuden haben. 

Zur Gruppe der zivilgesellschaftlichen Akteure gehören 
zum Beispiel Vereine, Verbände, Stiftungen und Kirchen 
(WBGU 2016, S. 105).

Formen und Strukturen der quartiers
bezogenen Governance
661.	 Die Koordination von Quartiersentwicklungspro-
zessen kann oft gar nicht oder nicht zielführend durch 
die kommunale Verwaltung ausgefüllt werden, da sie mit 
den Besonderheiten des Quartiers nicht ausreichend 
vertraut ist oder ihr die Zugänge zu Akteuren vor Ort 
fehlen. Darüber hinaus verfügen die Kommunen häufig 
nicht über die zeitlichen, finanziellen und personellen 
Ressourcen, um eine solche Organisationsarbeit neben 
ihren täglichen Planungsaufgaben aufzubauen (PLAT-
ZER 2015, S. 29). Insoweit kann der Einsatz einer inter-
mediären Instanz vorteilhaft sein. Diese Instanz sollte 
die Organisationsarbeit als allseits respektierter Ver-
mittler und Ansprechpartner für Politik, Verwaltung, 
(Immobilien-)Wirtschaft und lokale zivilgesellschaftli-
che Akteure sowie Bewohnerinnen und Bewohner über-
nehmen (Abb. 7-12; SINNING 2003, S. 79). Eine solche 
Instanz wird bislang meistens nur in großen und um-
fänglichen Quartiersentwicklungsprozessen eingesetzt. 
Ein Beispiel ist der Umbau und die nachhaltige Entwick-
lung des ehemaligen Hafen- und Industrieareals in der 
Hamburger Innenstadt zur HafenCity durch die dafür 
gegründete, städtisch finanzierte und legitimierte Ha-
fenCity Hamburg GmbH (HafenCity Hamburg o. J.–a; 
o. J.–b).

Im planerischen Alltag übernehmen diese Aufgabe häu-
fig übergeordnet agierende Kooperationsplattformen als 
intermediäre Instanzen, die eine enge Zusammenarbeit 
mit der Politik und Verwaltung verfolgen (Abb. 7-13). 
Diese Plattformen werden in Form eines informellen 
Akteursnetzwerks bisher über Städtebauförderungen, 
Stiftungen oder im Rahmen von Förderungen für Mo-
dellvorhaben finanziert. Die Einbettung der Koopera
tionsplattform in die kommunalen Prozesse und Struk-
turen hat Bedeutung für deren Legitimation (GRZESIOK 
2017, S. XXV und S. 301 f.). Die Kooperationsplattformen 
können einerseits im Zusammenhang mit Modellvorha-
ben (beauftragte Forschung, Reallabore) beziehungswei-
se durch Programme von Stiftungen unter frühzeitiger 
Absprache mit der Kommune in die kommunalen Struk-
turen eingebunden werden (ebd., S. 203). Andererseits 
können Plattformen durch Akteure von unten entwickelt 
werden, indem sie transparente und faire Kooperations-
prozesse vor Ort gestalten. Insbesondere bottom-up 
initiierte Kooperationsplattformen können zu einem 
hohen Maß an gesellschaftlicher Akzeptanz im Quartier 
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ɦɦ Abbildung 7-12	

Akteursgruppen im Governance-Modell auf Quartiersebene

SRU 2020

ɦɦ Abbildung 7-13	

Kooperationsplattformen im Rahmen urbaner Governance

SRU 2020; Datenquelle: GRZESIOK 2017, S. 67; GEELS 2005
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führen. Ihre – insbesondere finanzielle – Förderung und 
Legitimation durch die kommunale Ebene erfolgt erst 
später durch die Einbindung in Prozesse zur nachhalti-
gen Quartiersentwicklung (HAMPE 2015, S. 99 ff.).

In der Praxis fungieren beispielsweise das Quartiersma-
nagement oder ein Quartiersbüro als Steuerungseinheit 
für die Kooperationsplattformen (GRZESIOK 2017, u.  a. 
S. 104, 176, 228 und 274). Dies gilt auch für ähnliche 
Institutionen mit hohem Quartiersbezug, wie beispiels-
weise Stadtteilläden (SCHÄFFER-VEENSTRA 2013, 
S. 170 und 182). Vereinzelt verfügen Bestandsquartie-
re bereits über ein Quartiersmanagement bzw. über ein 
Stadtteil- oder Quartiersbüro und weisen so bestehen-
de Partizipations- und Teilhabe- sowie Steuerungs-
strukturen auf. Diese besitzen jedoch bislang einen so-
zialen Schwerpunkt und sind kaum auf die ökologisch 
nachhaltige Entwicklung des Quartiers ausgerichtet. 
Dennoch bieten sie einen guten Ansatzpunkt, um Ak-
teure wie Eigentümerinnen und Eigentümer, Anwoh-
nerinnen und Anwohner sowie Gewerbetreibende als 
direkt Mitgestaltende und Co-Produzierende in die 
Quartiersentwicklung einzubinden. Für eine nachhal-
tige Quartiersentwicklung müsste das Themen- und 
Aufgabenspektrum der bestehenden Strukturen erwei-
tert werden. Die Finanzierung des Quartiersmanage-
ments als Steuerungseinheit wird oft von der öffentli-
chen Hand übernommen, unter anderem im Rahmen 
der Städtebauförderung. Ihre steuernde Aufgabe wird 
dabei auch an privatwirtschaftliche und wissenschaft-
liche Akteure vergeben, wie beispielweise Planungsbü-
ros sowie Forschungs- und Beratungsinstitute (FRAN-
KE und GRIMM 2007, S. 310 ff.; SINNING und 
ZIERVOGEL 2010, S. 124). Ihre personelle Ausstat-
tung sollte verbessert werden.

662.	 Im Rahmen von Top-down- bis zu Bottom-up-
Entwicklungen kann die Ausgestaltung der quartiers
bezogenen Governance durch rein staatlich gelenkte 
„formelle“ bis zu „informell“ agierenden Kooperations-
plattformen variieren. Unabhängig davon, ob die inter-
mediäre Instanz einen starken oder geringen formellen 
Bezug besitzt, sollte ihre Steuerungseinheit das Pro-
zessmanagement der Quartiersentwicklung überneh-
men und möglichst aus einer Personengruppe mit einer 
breiten Fachexpertise bestehen. Insbesondere obliegt 
dieser die Aufgabe, „die verschiedenen Akteure im Netz-
werk zu koordinieren und zu aktivieren, gemeinsame 
Ziele zu entwickeln und umzusetzen, die einzelnen Ak-
tionen der Netzwerkakteure abzustimmen und ähnli-
ches“ (SINNING und ZIERVOGEL 2010, S. 124). Hier-
mit ist auch der Umgang mit unterschiedlichen 

Interessen verbunden. Die Steuerungseinheit kann, je 
nach lokalen Gegebenheiten, ein Verein, eine Initiative, 
(Bürger-)Stiftung oder eine Gesellschaft mit beschränk-
ter Haftung (GmbH) auf Basis von Public-Private-Part-
nership sein. Sie kann zudem staatlich, zivilgesellschaft-
lich oder privatwirtschaftlich organisiert sein (PLATZER 
2015, S. 29).
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663.	 Der Beitrag des Gebäudesektors ist bislang nicht 
ausreichend, um die gesetzten Klimaschutzziele zu er-
reichen. Dies gilt für das Ziel eines nahezu klimaneutra-
len Gebäudebestandes bis 2050 ebenso wie für die Re-
duktion des Primärenergieverbrauchs um 80 % bis 2050 
gegenüber 2008. Es gilt aber umso mehr vor dem Hin-
tergrund der in Paris getroffenen Vereinbarungen zum 
Klimaschutz, da die seit langem in Deutschland gelten-
den politischen Ziele den sich aus dem Pariser Klimaab-
kommen ergebenden Anforderungen bislang nicht ange-
passt wurden. Wie in vielen anderen Bereichen ergibt 
sich somit auch im Gebäudesektor eine doppelte Lücke: 
Die Maßnahmen reichen nicht aus, um die gesteckten 
Ziele zu erreichen, und auch das Ambitionsniveau dieser 
Ziele reicht nicht aus, um den notwendigen Beitrag zum 
nationalen und globalen Klimaschutz zu leisten. 

Wenngleich die Möglichkeiten, Klimaschutz im Gebäu-
desektor instrumentell stärker zu verankern, aufgrund 
des verfassungsrechtlichen Eigentumsschutzes begrenzt 
sind, so werden auch die bestehenden Spielräume nicht 
ausreichend genutzt. Der Entwurf des Gebäudeenergie-
gesetzes führt bestehende Standards fort, die der euro-
päischen Definition eines Niedrigstenergiestandards 
nicht genügen. Hinzu kommt die Fokussierung der poli-
tischen Maßnahmen auf das Einzelgebäude. Darüber hi-
naus kann Klimaschutz im Gebäudesektor nicht allein 
durch technische Machbarkeit und Fördermittel erreicht 
werden. Vielmehr sind Faktoren wie Eigentümerstruk-
turen, Identifikation der Bewohnerinnen und Bewohner 
mit ihrem Quartier sowie die sozioökonomischen Ver-
hältnisse sowohl von Eigentümerinnen und Eigentümern 
wie auch Mieterinnen und Mietern zu berücksichtigen. 
Insoweit bedarf es erheblicher weiterer Anstrengungen, 
bei denen zugleich dafür Sorge zu tragen ist, dass Wohn-
raum für Haushalte mit geringeren Einkommen bezahl-
bar bleibt.

664.	 Auf der Ebene des Quartiers lassen sich zusätzliche 
Umwelt- und Klimaschutzmaßnahmen realisieren, die 
die Bemühungen auf der Gebäudeebene ergänzen. Eine 
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integrierte Quartiersentwicklung und eine entsprechen-
de quartiersbezogene Governance können Zielkonflikte 
zwischen verschiedenen sektoralen Handlungsfeldern 
und unterschiedlichen Akteuren minimieren. Durch den 
Fokus auf die Stärken und Schwächen der bestehenden 
Strukturen können Synergieeffekte so genutzt werden, 
dass sie einen Mehrwert sowohl für den Umwelt- und 
Klimaschutz als auch für die damit einhergehende Le-
bensqualität bieten. Hierfür ist es wichtig, dass diese 
Quartierslösungen an kommunale und regionale Struk-
turen und Planungen anschlussfähig sind.

Trotz der bestehenden Potenziale ist das Quartier noch 
nicht hinreichend als politische Handlungsebene aner-
kannt. Immer noch sind sektorale Denk- und Handlungs-
muster stark verbreitet. Es wäre daher sinnvoll, eine 
Gesamtstrategie zu entwickeln, um bestehende Effizi-
enzpotenziale zu heben und die gemeinsame Wärmever-
sorgung mehrerer Gebäude oder ganzer Stadtgebiete auf 
Basis erneuerbarer Energien konsequent auszuweiten. 
An einer solchen Strategie fehlt es bislang. Der SRU legt 

im Folgenden Empfehlungen vor, die Bestandteile einer 
solchen Strategie sein können.

Sie sollen dazu beitragen, die bestehenden Hemmnisse 
für die Umsetzung abzubauen und die beschriebenen 
Synergien zu stärken (Abb. 7-14). Hierzu sollten die 
Förderstrukturen im Hinblick auf die Erfordernisse des 
Umwelt- und Klimaschutzes weiterentwickelt sowie hin-
derliche rechtliche Rahmenbedingungen überprüft 
werden. Zudem ist es erforderlich, die Koordination und 
Kooperation zwischen den betroffenen Akteuren im 
Quartier, beteiligten Infrastrukturunternehmen und 
Planungsbüros sowie Akteuren aus Stadtpolitik und 
-verwaltung zu stärken. Dafür muss die Bevölkerung als 
Träger der Quartiersentwicklung anerkannt und auf 
Quartiersebene stärker in die Aushandlungs- und Lern-
prozesse einbezogen werden (DRILLING und SCHNUR 
2012, S. 15). Die Schlussfolgerungen aus der Betrach-
tung der quartiersbezogenen Governance sind themen-
übergreifend und werden daher bei den übergeordneten 
Empfehlungen dargestellt.

ɦɦ Abbildung 7-14	
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7.4.1	 Übergeordnete Empfeh
lungen

Neue Förderoffensive für die Umsetzung inte-
grierter nachhaltiger Quartierskonzepte starten
665.	 Der Status quo der Förderung für Quartierslösun-
gen bleibt hinter den Notwendigkeiten zurück und passt 
insbesondere nicht zu den nationalen Zielen der CO2-
Reduzierung für den Klimaschutz. Dies betrifft sowohl 
den Umfang der Förderung als auch deren – teilweise 
spezifischen – Bedingungen, die dazu führen, dass sie in 
der Praxis nicht vollumfänglich zum Tragen kommen. 
Der SRU empfiehlt, die derzeitigen Förderprogramme 
mit ihren unterschiedlichen Vorgaben, Laufzeiten und 
Vergabekriterien weitergehend zu bündeln. Die Program-
me sollten miteinander kombinierbar sein und die öko-
logische Ausrichtung der Städtebauförderung sollte 
weiter gestärkt werden. In der seit Beginn 2020 neu aus-
gerichteten Städtebauförderung bestehen hierzu Ansatz-
punkte (Tz. 608).

Die Quartiersebene wird konzeptionell durch die KfW-
Förderung 432 mit dem Schwerpunkt energetische Stadt-
sanierung bedient. Mit ihr können konzeptionelle Maß-
nahmen wie die Entwicklung integrierter energetischer 
Quartierskonzepte und der Einsatz und die Tätigkeit 
einer Sanierungsmanagerin oder eines Sanierungsmana-
gers gefördert werden. Dabei ermöglicht das Programm 
eine hohe Flexibilität beim thematischen und räumli-
chen Zuschnitt der Quartiere. Diese wird als wesentlich 
erachtet, um die jeweiligen ökologischen und energeti-
schen Potenziale der Quartiere optimal zu nutzen und 
der Vielfalt der Infrastrukturen und Nutzungen in den 
Quartieren gerecht zu werden. Daher sollte die Flexibi-
lität unbedingt beibehalten werden. Leider beschränkt 
sich der integrierte Ansatz bislang auf die konzeptionel-
le Ebene und wird in investiven Förderprogrammen, aus-
genommen in der neu ausgerichteten Städtebauförde-
rung, nicht ausreichend abgebildet. Anstatt der derzeit 
weiterhin sektoral ausgerichteten investiven Förderung 
(u. a. KfW-Programme 201 und 202 sowie BMWi Wär-
menetze 4.0) empfiehlt der SRU eine systemische Um-
setzungsoffensive mit deutlich höheren Fördersätzen. 
Dabei sollte sich die Höhe der Förderung primär an dem 
Mehrwert der Maßnahmen für den Umwelt- und Klima-
schutz orientieren. Zudem müssen auch die Verknüpfun-
gen zwischen konzeptioneller und investiver Förderung 
gestärkt werden. 

666.	 Treffen Quartiere zweier Kommunen an Gemar-
kungsgrenzen aufeinander, gestalten sich gemeinsame 

Maßnahmen und Kooperationen im Antragswesen 
schwierig und oftmals bürokratisch. Beispiele hierfür 
sind der kommunale Klimaschutz und die Verkehrspla-
nung. Gerade die planerische Vernetzung durch die „in-
terkommunale Kooperation“, wie sie auch im Rahmen 
städtebaulicher Gesamtmaßnahmen in allen Program-
men der geänderten Städtebauförderung verfolgt wird, 
kann aber wichtige Synergieeffekte für den Umweltschutz 
und die Lebensqualität erschließen. Hinzu kommt, dass 
finanzschwache Kommunen beim Förderschlüssel – ge-
messen an ihren Möglichkeiten – benachteiligt werden. 
Daher sollte das Antragswesen der Förderprogramme im 
Hinblick auf interkommunale Maßnahmen und Koope-
rationen flexibilisiert werden.

Verwaltungsstrukturen anpassen
667.	 Innerhalb der kommunalen Selbstverwaltung be-
steht Reformbedarf im Hinblick auf die institutionelle 
Verankerung integrierten Handelns. Eine gemeinsame 
Fokussierung der unterschiedlichen Fachdisziplinen auf 
die Umsetzungsebene Quartier ist angesichts der Her
ausforderungen zur Erschließung vorhandener Synergie
potenziale dringend geboten. Projekte auf Quartiersebene 
erfordern auch eine ausreichende Personalausstattung 
auf kommunaler Ebene damit die Umsetzung sicherge-
stellt werden kann. Die Kommunen müssten ihre Perso-
nalausstattung für die anzustrebende querschnitts
orientierte Planung selbst evaluieren und eine notwendige 
Budgetierung aufzeigen. Auf der Länderebene ist die dar
aus folgende notwendige Unterstützung der Finanzierung 
zu klären. Daneben ist bei großen Quartiersprojekten, die 
eine Zustimmung der jeweiligen Regierungspräsidentin 
bzw. des Regierungspräsidenten benötigen, direkt eine 
Zuständigkeit der Länder gegeben. Diese sollte als Grund-
lage dienen, um eine adäquate Personalausstattung in 
den an der Stadtentwicklung beteiligten Fachressorts 
(insb. Verkehrs-, Umwelt- und Stadtplanung) herzustellen 
sowie um querschnittsorientierte Stabstellen für eine nach-
haltige Stadt- und Quartiersentwicklung einzurichten.

Kooperationsplattformen fördern
668.	 Durch eine integrierte Betrachtung von Stadtpla-
nung, Energieversorgung und -erzeugung im Quartier 
sowie die Verknüpfung mit weiteren Infrastrukturen kön-
nen zusätzliche Synergieeffekte entstehen, unter ande-
rem etwa mit Blick auf tageszeitlich unterschiedliche 
Energiebedarfe von Wohnen, Gewerbe und sozialer In
frastruktur.

Das Quartier stellt in seiner Größe einen geeigneten Ort 
dar, um die vielfältigen Herausforderungen, denen Städ-
te sich stellen müssen, umfassend und ortsspezifisch zu 
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analysieren und zu bearbeiten. Quartiere sind jedoch 
keine eigenständigen Verwaltungseinheiten und kön-
nen dies auch nicht sein, da sich der konkrete Zuschnitt 
eines Quartiers aus der jeweiligen Fragestellung ergibt 
(Abschn. 7.2.1). Daher kann die Bearbeitung eines Pro-
blems bzw. das zu erreichende (Entwicklungs-)Ziel und 
der damit verbundene Prozess ebenso von Akteuren aus 
dem Quartier oder von einer kommunalen Verwaltungs-
instanz initiiert werden. Die für quartiersbezogene Ent-
wicklungsprozesse erforderliche fehlende Verwaltungs-
einheit sollte nach Ansicht des SRU durch den Aufbau 
von Kooperationsplattformen sowie einer zugehörigen 
Steuerungseinheit als intermediäre Instanz im Rahmen 
der urbanen Governance ausgeglichen werden (Tz. 
652 ff.). Ihre Aufgaben liegen insbesondere in der Prozess
organisation und der Kommunikation (Kooperations
management). Der Aufbau und die Verstetigung dieser 
intermediären Instanzen sollte im Sinne einer quartiers-
bezogenen Governance für die Dauer der Umsetzung 
des Quartierkonzeptes unterstützt werden. Dies könn-
te im Rahmen der Förderoffensive (Tz. 665) und aus 
den Förderungen für Quartiersmanagement der Städte
bauförderung finanziert werden. Bei letzteren wird 
die  Förderung in der Breite durch die Zuweisung zu 
einzelnen Städtebauförderungsprogrammen und ihrer 
Förderbedingungen thematisch sowie finanziell ein
gegrenzt.

Nach dem Vorbild des Quartiersmanagements in den Städ-
tebauförderprogrammen stellt ein derartiges Kooperati-
onsmanagement im Quartier eine Möglichkeit dar, Zusam-
menarbeit zu organisieren. Dieses soll die gestiegene 
Komplexität und den erhöhten Kommunikationsaufwand 
angesichts der Vielzahl der beteiligten Akteure bei der in-
tegrierten Betrachtung von Stadt- und Infrastrukturplanung 
(u. a. Energieversorgung und -erzeugung) im Quartier sys-
tematisch vorbereiten und begleiten. Aufgaben eines so 
verstandenen Kooperationsmanagements gehen weit über 
die des derzeit geförderten Sanierungsmanagements aus 
dem KfW-Programm 432 hinaus. Im Mittelpunkt dieser 
Tätigkeit steht nicht nur die energetische Beratung sanie-
rungswilliger Eigentümerinnen und Eigentümer. Es müs-
sen auch zivilgesellschaftliche Akteure eingebunden sowie 
betroffene Mieterinnen und Mieter beteiligt und begleitet 
werden (Tz. 634 ff.) sowie langfristige Netzwerke aufge-
baut und gepflegt werden. Zunächst ist eine strategische 
Abstimmung zwischen lokalen Strom-, Wärme- und Gas-
netzbetreibern zu erwägen. Die unterschiedlichen Be
treiber brauchen eine Anlaufstelle und Kennenlernphase, 
bis eine hinreichend tragfähige Basis für gemeinsame Ent-
scheidungen geschaffen ist. Zur Erschließung weiterer Res-
sourcen sind sukzessive und je nach örtlichen Gegeben-

heiten im Quartier weitere Infrastrukturbetreiber wie 
Entwässerungsbetriebe, Abfallentsorger, Anbieter von Mo-
bilitätsleistungen einzubinden. Das Kooperationsmanage-
ment soll dabei unterstützen, die Potenziale zu erheben 
und in die Betrachtungen einzubringen.

Soweit vorhanden, könnten bestehende Strukturen des 
Quartiersmanagements um Kooperationsplattformen 
zur ökologisch ausgerichteten, infrastrukturellen Quar-
tiersentwicklung erweitert werden.

Quartiersebene in der Leipzig-Charta 2.0 
etablieren
669.	 Der SRU empfiehlt, das Quartier als strategische 
Handlungsebene für mehr Umwelt- und Klimaschutz in 
der Leipzig-Charta 2.0, wie in den laufenden Vorberei-
tungen (Tz. 588) angedacht, verstärkt mit einer ökolo-
gischen Ausrichtung zu etablieren. Darüber hinaus sollte 
die Bundesregierung die Quartiersebene in den entspre-
chenden EU-Initiativen stärken, die die Ziele des Euro-
pean Green Deals verfolgen. Die vielfältigen Herausfor-
derungen im Bereich der Stadtentwicklung können 
aufgrund ihrer Komplexität nicht mehr allein auf der 
kommunalen Ebene effizient, effektiv und gleichzeitig 
im Sinne des Umweltschutzes gelöst werden. Verknüp-
fungen mit anderen Sektoren auf anderen Ebenen wie 
beispielweise auf der regionalen und der Quartiersebene 
sollten so mehr und mehr an Bedeutung gewinnen 
(s. Kap. 8, Tz. 731). Das Quartier würde durch die Ein-
bindung in die kommunale Ebene als Handlungsebene, 
die direkt zwischen Bürgerinnen und Bürgern und Kom-
mune vermittelt und Impulse setzt, die integrierte, 
nachhaltige Stadtentwicklung fördern und stärken. 
Damit wäre das Quartier in das europapolitische Mehr
ebenensystem eingebettet. Darüber hinaus würde dies 
das Quartier in seiner Bedeutung für den europäischen 
Umwelt- und Klimaschutz insbesondere im Bereich 
Wärmewende herausstellen und somit europaweit Wir-
kung entfalten.

7.4.2	 Handlungsfeld Quartiers-
energie

7.4.2.1	 Rahmensetzung verbessern

Nationale Spielräume bei der Umsetzung des 
Clean Energy Package nutzen
670.	 Das Clean Energy Package der EU und insbeson
dere die novellierte Erneuerbare-Energien-Richtlinie 
stärken die Möglichkeit der Stromerzeugung durch Bür-
gerinnen und Bürger. Art. 21 Erneuerbare-Energien-
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Richtlinie verpflichtet die Mitgliedstaaten, einen Rechts-
rahmen zu schaffen, der die Eigenversorgung mit Strom 
ermöglicht und fördert. Eine Unterscheidung zwischen 
einzelnen Eigenversorgern, wie sie im EEG 2017 veran-
kert sind, und gemeinsam handelnden Eigenversorgern 
ist zwar möglich, muss aber begründet werden. Darüber 
hinaus soll Strom zur Eigenversorgung möglichst nicht 
mit staatlich induzierten Preisbestandteilen belastet wer-
den (s. Tz. 630). Anlagen mit einer Gesamtstromerzeu-
gungskapazität von über 30 kW dürfen aber mit ver
hältnismäßigen Gebühren belastet werden. Art. 22 
Erneuerbare-Energien-Richtlinie setzt die Rahmenbe-
dingungen für Erneuerbare-Energien-Gemeinschaften, 
die Strom zur gemeinsamen Nutzung erzeugen, diesen 
aber auch verkaufen können. Das deutsche Konzept des 
Mieterstroms ist in dieser Form in der Erneuerbare-Ener-
gien-Richtlinie nicht vorgesehen, weil hier die Anlage zur 
Stromerzeugung nicht im Besitz der Stromverbrauchen-
den ist. Sie sind auch entgegen der Festlegung in Art. 21 
Abs. 5 Erneuerbare-Energien-Richtlinie gegenüber dem 
Anlageneigentümer nicht weisungsgebunden.

Die Umsetzung der Erneuerbare-Energien-Richtlinie in 
deutsches Recht muss bis zum 30. Juni 2021 erfolgen 
und wird für das zukünftige Spektrum der Eigenversor-
gung mit Strom aus erneuerbaren Energien bedeutend 
sein. Insbesondere die in der Richtlinie vertretene brei-
tere Auffassung von Eigenerzeugung erweitert die Mög-
lichkeit einer gemeinschaftlichen Stromerzeugung 
sowie einer Eigenversorgung mit Strom. Zu deutlichen 
Veränderungen wird auch der notwendige Paradigmen-
wechsel bei der Belastung von Strom zur Eigenversor-
gung mit staatlich induzierten Preisbestandteilen füh-
ren (Tz. 632).

Der SRU empfiehlt, die Erneuerbare-Energien-Richtli-
nie zügig umzusetzen und dabei die bestehenden natio-
nalen Spielräume für eine Stärkung der Stromerzeugung 
am Verbrauchsort sowie eine Steigerung der Akteursviel-
falt zu nutzen. Nachbarschaftliche Energieversorgung, 
Bürgerenergiegemeinschaften, Mieterbeteiligungen und 
neue Liefermodelle sollten im Zuge der Umsetzung in 
deutsches Recht konsequent als Beitrag einer urbanen 
Energiewende gestärkt werden. So benennt Art. 21 
Abs.  4 Erneuerbare-Energien-Richtlinie zwar nur die 
kollektive Eigenversorgung durch mehrere Eigenversorger 
in einem Gebäude, doch sollte geprüft werden, ob die 
Vorgaben nicht auch in ähnlicher Weise für eine kollekti-
ve Eigenversorgung mehrerer benachbarter Einfamilien- 
oder Reihenhäuser angewandt werden können (BOOS 
2019, S. 281). Eine solche Auslegung der Richtlinie könn-
te positive Wirkungen auf der Quartiersebene haben. 

Auch sollten Überlegungen angestellt werden, Direkt
lieferungen aus erneuerbaren Energien wie beim Mieter-
strom dem Strom aus Eigenversorgung gleichzustellen, 
da in beiden Fällen für den vor Ort verbrauchten Strom 
kein Netz in Anspruch genommen wird. Eine solche 
Gleichstellung könnte dazu beitragen, auch einkommens-
schwächeren Haushalten Zugang zu Strom aus Eigenver-
sorgung zu ermöglichen. Dies ist als Ziel in Art. 21 Abs. 6 
lit. a Erneuerbare-Energien-Richtlinie formuliert. Nicht 
zuletzt sollten bei der Umsetzung Anlagen mit einer Leis-
tung von über 30 kW gegenüber kleineren Anlagen nicht 
schlechtergestellt werden.

Darüber hinaus sollte im Zuge der Umsetzung der Richt-
linie auch der rechtliche Rahmen des Mieterstroms so 
verändert werden, dass er an Attraktivität gewinnt. Bis-
lang stehen dem insbesondere eine zu geringe wirtschaft-
liche Rentabilität und ein zu hohes Risiko der Anlagen-
betreiber entgegen (Deutscher Bundestag 2019b, S. 5 
und 15). Die dem Erfahrungsbericht der Bundesregie-
rung zum Mieterstrom zugrunde liegende Studie enthält 
eine Vielzahl von Empfehlungen, um die Zahl der Mie-
terstromanlagen zu erhöhen und so den Marktanteil de-
zentral erzeugten Stroms aus Photovoltaik zu steigern 
(KELM et al. 2019, S. 42 ff.). Diese Empfehlungen soll-
ten bei einer Weiterentwicklung des Mieterstromkon-
zeptes unbedingt berücksichtigt werden.

671.	 Zukünftig sollte dem Bereich Wärme bei der Ent-
wicklung energiepolitischer Programme und Politiken 
auf EU-Ebene mehr Bedeutung beigemessen werden. 
Während für Energieversorgung und bereitstellung durch 
Strom seit langem Zielvorgaben und Richtlinien etabliert 
sind und beständig weiterentwickelt wurden, besteht in 
der Wärmeversorgung ein großes Handlungsdefizit. Dies 
betrifft sowohl die Effizienz als auch die Versorgung auf 
Basis erneuerbarer Energien.

Innovationsklausel im Gebäudeenergiegesetz 
weiterentwickeln
672.	 Insgesamt bleibt der Entwurf des Gebäudeenergie-
gesetzes hinter den Erfordernissen des Klimaschutzes 
und der gesetzten Ziele zurück (Tz. 625 ff.). Eine beson-
dere Rolle spielen dabei die in § 103 GEG-E eingeführ-
te, zeitlich befristete Innovationsklausel sowie die Mög-
lichkeit zur gemeinschaftlichen Wärmeversorgung im 
Quartier nach § 107 GEG-E. Sie bieten einen guten An-
satz für ein gemeinsames Vorgehen bei der energetischen 
Quartiersentwicklung (zur Darstellung s. Tz. 617). Sie 
sollten aber aus Sicht des SRU weiterentwickelt werden, 
um einen größeren Beitrag zur Erreichung der Klima
ziele für den Gebäudebestand zu leisten. 
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Die Innovationsklausel besteht im Wesentlichen aus der 
Möglichkeit zur Befreiung von Vorgaben zur Energie
effizienz (§ 103 Abs. 1 GEG-E) sowie zur gemeinsamen 
Erfüllung der Effizienzanforderungen an Gebäude (§ 103 
Abs. 3 GEG-E). Nach § 103 Abs. 2 GEG-E soll die Wir-
kung von § 103 Abs. 1 GEG-E überprüft werden. Der 
Antragsteller muss der Behörde einen „Bericht mit den 
wesentlichen Erfahrungen bei der Anwendung der Rege-
lung, insbesondere über Investitionskosten und Energie-
verbräuche“ vorlegen. Der SRU hält es für erforderlich, 
dass diese Berichte regelmäßig zu einem umfassenden 
Monitoring zusammengeführt werden, um innerhalb der 
bis zum 31. Dezember 2023 laufenden Erprobungspha-
se abzuschätzen, welche Wirkungen die Befreiung von 
den Effizienzvorgaben auf die Energieverbräuche entfal-
tet hat. Darüber hinaus sollte überlegt werden, wie die 
Wirkungen auf das Sanierungsverhalten bzw. die Sanie-
rungsrate, die Energiebedarfe und damit nicht erzielte 
Energieeinsparungen ermittelt werden können. Dies ist 
insbesondere mit Blick auf das Ziel, den Primärenergie-
bedarf des Gebäudesektors bis 2050 um 80 % gegenüber 
2008 zu senken, von Bedeutung.

Ein Monitoring sollte ebenfalls für die Akzeptanz und 
Wirkungen von § 103 Abs. 3 sowie § 107 GEG-E durch-
geführt werden. Die gemeinsame Erfüllung der Einspar- 
und Effizienzvorgaben (§ 103 Abs. 3 GEG-E) sollte so 
ausgestaltet sein, dass jeder der beteiligten Bauherren 
die möglichen Einspar- und Effizienzpotenziale der in 
seinem Eigentum befindlichen Gebäude einbringt. An-
forderungen an Einzelgebäude sollten nur reduziert 
werden, wenn beispielsweise denkmalschutzrechtliche 
Gründe weitere Einspar- und Effizienzmaßnahmen ver-
hindern. Ein Monitoring der gemeinsamen Erzeugung 
von Wärme sollte dazu beitragen, Erkenntnisse über 
die eingesetzten Technologien und Energieträger aus-
zuweiten. Zudem sollten diese Erkenntnisse Auskunft 
über die Wirkungen für das Reduktionsziel des Primär-
energiebedarfs geben.

Der SRU empfiehlt darüber hinaus, die Innovations-
klausel im Gebäudeenergiegesetz mit Blick auf das 
Leitbild eines klimaneutralen Gebäudebestandes zu 
konkretisieren. Künftig sollte der Quartiersebene im 
Gebäudeenergiegesetz mehr Raum gegeben werden. 
Beispielsweise kann überlegt werden, den Ansatz der 
Innovationsklausel auch auf einen größeren Gebäude-
cluster bzw. Quartierszuschnitt anzuwenden, um po-
sitive Skaleneffekte für den Klimaschutz zu erzielen. 
Hierzu zählt – wie auch vom Bundesrat in seiner Stel-
lungnahme zum Gesetzentwurf vorgeschlagen (Bundes-
rat 2019, S. 10) – die Öffnung von § 34 Abs. 3 GEG-E. 

Die gemeinsame Nutzung erneuerbarer Energien für 
den Wärme- und Kältebedarf von Neubauten sollte 
nicht auf Nichtwohngebäude im Eigentum der öffent-
lichen Hand beschränkt bleiben. Die gemeinsame 
Nutzung sollte ebenfalls vertraglich geregelt werden, 
wie es nach § 107 GEG-E der Fall ist. Die gemeinsame 
Versorgung entspricht dem Quartiersansatz, sodass der 
Entwurf zum Gebäudeenergiegesetz auch in Art. 34 
Abs. 3 GEG-E einen Ansatzpunkt für eine stärkere 
Berücksichtigung des Quartiers als Handlungsebene 
bietet.

Wärmenetze stärker in den Blick nehmen
673.	 So erfreulich der Innovationsansatz in § 107 GEG-E 
ist, wird dieser Bottom-up-Ansatz vermutlich nur eine 
sehr begrenzte Anzahl von Anwendungsfällen erreichen, 
da mehrere Eigentümerinnen und Eigentümer gleichzei-
tig in die Wärmeversorgung investieren müssen. Zudem 
besteht Unsicherheit darüber, welche Folgen sich erge-
ben, wenn einer der beteiligten Bauherren oder Eigen-
tümer seiner eingegangenen Verpflichtung nicht nach-
kommt. Dies könnte insbesondere Einzelpersonen davon 
abhalten, in eine gemeinschaftliche Wärmeversorgung 
zu investieren. Zusätzlich sollte daher über eine lokale 
oder regionale Wärmeversorgungsplanung nachgedacht 
werden, also eine politisch gesteuerte Top-down-Wär-
meversorgungsstrategie. (Tz. 617; s. detailliert MAAß 
2020; NAST et al. 2010, Kap. 7 und 8). Diese würde die 
individuelle Wärmeversorgung ergänzen und – wo sinn-
voll – sukzessive auch ersetzen. Innerhalb eines derar
tigen planerischen Konzepts könnte analysiert, definiert 
und vorgegeben werden, in welchen Gebieten eine zen-
trale Wärmeversorgung auf Basis erneuerbarer Energien 
vorteilhaft ist, weil sie dort aus Klimaschutzgründen 
besonders effektiv ist und/oder unter Kostenaspekten 
besonders effizient eingesetzt werden kann. Dies gilt 
etwa für Gebiete, in denen aufgrund von Denkmalschutz-
bestimmungen Restriktionen bei der Dämmung aber auch 
der Versorgung mit erneuerbaren Energien vorliegen. 
Auch in Quartieren mit bisher einzeln beheizten Be-
standsgebäuden könnte eine gemeinschaftliche Wärme-
versorgung energie- und kosteneffizient sein.

Konzepte für quartiersbezogene Zielmarken 
lokal entwickeln und etablieren
674.	 Vor dem Hintergrund des nationalen Ziels eines na-
hezu klimaneutralen Gebäudebestandes sowie des von 
der Europäischen Kommission formulierten Ziels der 
Klimaneutralität Europas im Jahr 2050 empfiehlt der 
SRU der Bundesregierung, Zielmarken für Quartiere zu 
entwickeln und zu etablieren. Diese Zielmarken sollten 
das Leitbild ausgestalten. Bislang sind konkrete Zielmar-
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ken im Gebäudeenergiegesetz nur für Einzelgebäude, 
etwa die Begrenzung des Primärenergiebedarfs im Neu-
bau sowie ausgewählte Anforderungen an den Bestand 
festgelegt. Quartiersbezogene Zielmarken können diese 
ergänzen. Bezugsgrößen von Zielmarken können somit 
beispielsweise der Primärenergiebedarf oder der CO2-
Ausstoss sein, zumal es für beide Größen sektorspezifi-
sche Ziele gibt (s. Tz. 614 und 620). Ebenso könnten 
Zielmarken für den Anteil erneuerbarer Energien oder 
für das Verhältnis von Energiebedarf und Energiegewin-
nung entwickelt werden.

Zielmarken für Quartiere können allerdings nicht pau-
schal festgelegt werden. Regionale Unterschiede in den 
Siedlungsstrukturen, der energetischen Qualität, den 
demografischen Veränderungen und den verfügbaren 
Finanzressourcen der Quartiere bestimmen die Sinnhaf-
tigkeit und Machbarkeit von Maßnahmen sowie die 
Erreichbarkeit von Zielen. Quartiere sind unter anderem 
hinsichtlich ihrer Nutzungen sehr heterogen. Dies be-
einflusst die Auswahl und das Ambitionsniveau mögli-
cher Zielmarken. Darüber hinaus haben die Eigentümer-
struktur sowie die damit verbundenen finanziellen 
Ressourcen und sozioökonomischen Kapazitäten Ein-
fluss auf die Erreichbarkeit der Zielmarken und die er-
forderliche Umsetzungsdauer. Hinzu kommt, dass Quar-
tiere je nach Frage- und Zielstellung unterschiedliche 
Zuschnitte aufweisen können (Tz. 582 und 655).

Der SRU schlägt vor, eine Bund-Länder-Initiative einzu-
richten, um geeignete Konzepte für quartiersbezogene 
Zielmarken zu entwickeln. Diese sollte durch wissen-
schaftliche Begleitung unterstützt werden.

Sanierungspfade etablieren 
675.	 Der SRU empfiehlt, quartiersbezogene Sanierungs-
pfade als Förderkriterium in die bisherigen Förderricht-
linien der KfW-Stadtsanierungsprogramme aufzuneh-
men und die Umsetzung der Sanierungspfade mittels 
Förderung eines entsprechenden Quartiersmanagements 
und Monitorings zu flankieren. Quartiersbezogene Sa-
nierungspfade ermöglichen es analog der Sanierungs-
fahrpläne für Einzelgebäude (Tz. 616), die Maßnahmen 
in ihrer Reihenfolge und damit in ihrer Wirkung aufein-
ander abzustimmen. Dies erfolgt, indem der Energiebe-
darf gesenkt, der Anlagenbetrieb optimiert und der ver-
bleibende Bedarf durch erneuerbare Energien gedeckt 
wird. In denkmalgeschützten Quartieren oder Gebäude-
clustern bestehen aufgrund der Bausubstanz und des 
Erscheinungsbildes Restriktionen hinsichtlich der Effi-
zienzsteigerung. Beispielsweise ist bei denkmalgeschütz-
ten Fassaden das Anbringen einer Fassadendämmung 

nicht möglich. In diesen Fällen sollten auch Sanierungs-
fahrpläne förderfähig sein, die den Schwerpunkt nur auf 
die betriebliche Optimierung der Wärmeversorgung und 
die Deckung des Wärmebedarfs durch erneuerbare Ener-
gien legen, etwa durch den Einsatz von Fern- oder 
Nahwärme.

Aufgrund unterschiedlicher Lebenszyklen von Gebäuden 
und der Langwierigkeit von Beteiligungsprozessen kann 
die Entwicklung und Umsetzung von Sanierungspfaden im 
Quartier lange Zeit beanspruchen. Um eine breite Anwen-
dung und Akzeptanz zu erreichen, soll der Zugang mög-
lichst vielen Akteuren eröffnet werden. Dazu zählen Ei-
gentümer- und Nutzergruppen, Mieterinnen und Mieter, 
Vereine, Genossenschaften, Produzenten und Gewerbe.

7.4.2.2	 Umsetzung stärken

Energiebedarfe und Erneuerbare-Energien-
Potenziale verknüpfen, Digitalisierung nutzen
676.	 Durch die Verknüpfung von Informationen über 
den energetischen Zustand und GIS-basierten Daten 
(Kasten 7-2) zu Erneuerbare-Energien-Potenzialen las-
sen sich in einer integrierten Planung und Umsetzung 
Energiebedarfe im Quartier senken und erneuerbare 
Energien gezielt vor Ort erzeugen und nutzen (Flächen-
potenzial-Prinzip, Tz. 639). Auf diesem Weg entstehen-
de Synergien können im Hinblick auf eine effiziente 
Flächennutzung und CO2-Minderung innerhalb der 
Quartiere genutzt werden. 

677.	 Der SRU empfiehlt daher, digital erfasste Daten 
(u. a. GIS und Smart Metering) als Hilfswerkzeuge der 
urbanen Energiewende zu nutzen. Viele Informationen 
in einem System für einen bestimmten Ort erfassen zu 
können, ermöglicht auch die Erfolgskontrolle in der Ein-
zelfallbetrachtung. Bei Ausschreibungen der Erneuerba-
re-Energien-Erzeugung sollten auch digitale GIS-basier-
te Modelle genutzt und als Kriterium etabliert werden.

678.	 Die digitalen Daten für eine nachhaltige Planung 
werden bundesweit unterschiedlich erhoben und zur 
Verfügung gestellt. Teilweise sind die Landesämter für 
Umwelt dafür zuständig, diese Daten zu erheben und zu 
pflegen. Der Zugang zu diesen Daten wird nicht selten 
selbst den Kommunen erschwert oder nur gegen Gebüh-
ren gewährt.

Der SRU empfiehlt, die Potenziale der Digitalisierung im 
Sinne einer Gemeinwohlorientierung auf breiter Ebene 
zu nutzen und den Zugang zu den entscheidenden Daten 
zu vereinfachen (WBGU 2019). Vor allem gilt es, die 
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Nutzung von GIS-Daten als Motor für Nachhaltigkeits-
prozesse zu erleichtern und zu fördern. Hierzu sollten 
die Daten grundsätzlich allen Akteuren – insbesonde-
re den Kommunen und Planenden – unter Beachtung 
der datenschutzrechtlichen Rahmenbedingungen zur 
Verfügung gestellt werden. In diesem Zusammenhang 
können weiterführende Schritte wie die Schaffung eines 
Gebäudebestand-Registers in Erwägung gezogen wer-
den.

679.	 Im Bereich der energetischen Sanierung kann 
Digitalisierung dazu beitragen, dass Skaleneffekte und 
daraus resultierende Kosteneinsparungen erschlossen 
werden können. Dies betrifft die Vernetzung von Sa-
nierungswilligen ebenso wie die verbesserte Nutzung 
digitaler Möglichkeiten bei der Vorfertigung von Sanie-
rungsbaukomponenten. Um diese Möglichkeiten wei-
terzuentwickeln und deren Potenziale für den Umwelt-
schutz zu erschließen, sollte das Thema „Digitalisierung 
als Werkzeug zur Reduktion des Energie- und Ressour-
cenbedarfs in der Quartiersentwicklung“ daher Ein-
gang in die Forschungsförderung finden.

Warmmietenneutrale Quartierssanierung 
fördern
680.	 Oftmals kommt es durch energetische Sanierun-
gen zu Mietpreissteigerungen für Mieterinnen und Mie-
ter, wenn die Kaltmiete durch die Sanierungsumlage 
stärker steigt als die Heizkosten sinken (Tz. 616). Da 
gemäß § 559a BGB Fördermittel nicht wie Investitionen 
bei der Sanierungsumlage angerechnet werden können, 
leisten sie grundsätzlich einen Beitrag, die Differenz 
zwischen der durch die Sanierungsumlage steigenden 
Kaltmiete und den eingesparten Heizkosten abzusen-
ken (SRU 2016, Tz. 365). Dennoch reichen sie nicht 
aus, um dem Leitbild einer warmmietenneutralen 
Sanierung zu folgen. Um Mieterinnen und Mietern 
ebenfalls den Zugang und die Teilhabe an den Vorteilen 
energetischer Sanierungsmaßnahmen zu ermöglichen, 
empfiehlt der SRU daher die Förderprogramme um 
warmmietenneutrale Quartierssanierung zu ergänzen. 
Der SRU hält eine solche Förderung für ein wichtiges 
Instrument, um einerseits die Klimaschutzpotenziale 
im Mietwohnbereich zu heben und andererseits die 
festgestellten diesbezüglichen Benachteiligungen von 
bestimmten Stadtteilen zu beseitigen (Tz. 588). Er-
gänzend bekräftigt der SRU seine im Umweltgutach-
ten 2016 dargestellten Empfehlungen hinsichtlich einer 
Reform der Sozialgesetzgebung. Diese sollte künftig bei 
Festlegung der Angemessenheitsgrenze nicht auf eine 
Trennung von Kaltmiete und Heizkosten ausgerichtet 
sein, sondern die energetische Qualität der Wohnung 

berücksichtigen und so auch Haushalten in der Grund-
sicherung das Wohnen im sanierten Bestand ermög
lichen (SRU 2016, Tz. 269).

Sanierungsgemeinschaften durch ein 
Umsetzungsmanagement unterstützen
681.	 Private Eigentümerinnen und Eigentümer müs-
sen viel Zeit investieren, um sich das notwendige 
Grundwissen für verschiedene Sanierungsvarianten an-
zueignen, um gegebenenfalls Fördermittel zu akquirie-
ren, geeignete Handwerker zu finden, Absprachen zu 
tätigen etc. Neben den Kosten scheuen daher viele auch 
den organisatorischen Aufwand einer Sanierung. Um 
die Sanierungsquote im Bestand zu erhöhen, müssen 
sanierungswillige Eigentümerinnen und Eigentümer 
daher betreut und durch ein niedrigschwellig zugäng-
liches Umsetzungsmanagement begleitet werden, das 
die organisatorische Last für die Eigentümerinnen und 
Eigentümer verringert. Ein Umsetzungsmanagement 
könnte zudem verschiedene Sanierungstätigkeiten auf 
der Quartiersebene koordinieren und so Skaleneffekte 
erschließen. Zunächst sollte ein Umsetzungsmanage-
ment vor Ort im Anschluss an die Erstellung eines 
KfW-geförderten Quartierskonzeptes (Top-down) ein-
gerichtet werden. Zudem könnten von den Eigentüme-
rinnen und Eigentümern ausgehende Sanierungsakti-
vitäten auch stadtweit von den Planungsämtern der 
Kommunen gesammelt (Bottom-up) und räumlich ge-
bündelt sowie in die übergeordneten Planungen inte-
griert werden.

Beratungsstellen auf Länderebene etablieren
682.	 Der SRU empfiehlt darüber hinaus die Einrich-
tung von Beratungsstellen auf Länderebene. Diese sol-
len insbesondere bei den technischen und rechtlichen 
Implikationen von Quartiersmaßnahmen, bei Contrac-
ting-Modellen oder – nach der nationalen Umsetzung – 
bei der gemeinschaftlichen Erzeugung von Energie zur 
Eigennutzung beratend und qualitätssichernd unter-
stützen. Um die gemeinschaftliche Gewinnung von 
Wärme oder Strom aus erneuerbaren Energien voran-
zubringen, sollten Netzwerke von Immobilieneigen
tümerinnen und -eigentümern gestärkt und beratend 
begleitet werden. Damit können sie in die Lage versetzt 
werden, gemeinsame Bedarfe und Angebote gegenüber 
den Infrastrukturbetreibern zu äußern. Dies gilt bei-
spielsweise für private Eigentümerinnen und Eigentü-
mer bei der Bildung von Bürgerenergiegesellschaften, 
wie sie in § 3 Abs. 15 EEG 2017 definiert sind, sowie 
für die Bürgerenergiegemeinschaften aus Art. 16 
Elektrizitätsbinnenmarktrichtlinie (Tz. 622). Auch die 
gemeinschaftliche Stromerzeugung, wie sie in der 
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Erneuerbare-Energien-Richtlinie vorgesehen ist (Tz. 630 
und 670), wird in der praktischen Umsetzung voraus-
sichtlich zu Beratungsbedarf bei den Akteuren führen. 
Diese Aufgabe kann von den zu gründenden Beratungs-
stellen übernommen werden. Weitergehend könnten 
solche Stellen die Quartiere auch hinsichtlich der 
Einrichtung von Experimentierräumen beraten. Es 
wäre  ebenfalls denkbar, die bestehenden Strukturen 
(regionale Energieagenturen, Kompetenzzentren bei 
Regierungspräsidien usw.) zu nutzen und die Einrich-
tungen in geeigneter Weise für diese Aufgaben zu 
qualifizieren.

7.4.3	 Handlungsfeld 
flächenschonende und 
verkehrsvermeidende 
Stadtstrukturen

Quartiersbezogene Nutzungskonzepte 
erstellen
683.	 Der sparsame Umgang mit Fläche als nicht vermehr-
bare Ressource – vor dem Hintergrund zahlreicher An-
forderungen an den Raum – erfordert integrierte und in-
telligente Nutzungskonzepte in den Quartieren. Hierfür 
müssen Ziele für die Umsetzung anhand der konkreten 
Gegebenheiten vor Ort zusammengedacht und auf den 
spezifischen räumlichen Kontext bezogen werden. Dies 
geschieht auf Ebene der Gesamtstadt bereits häufig in 
informellen Konzepten, zum Beispiel in Konzepten zur 
integrierten Stadtentwicklung, Energieplanung, Ver-
kehrsentwicklung, Nahversorgung, Freiraumentwicklung 
oder für Klimaschutz und -anpassung. Dadurch können 
Synergien erschlossen und die Fläche effektiv, gemein-
wohlbezogen sowie umwelt- und klimaschutzgerecht ge-
nutzt werden. Die Kommunen sollten daher im Rahmen 
der Städtebauförderung bei der Erstellung und Umset-
zung von quartiersbezogenen Nutzungskonzepten un-
terstützt werden.

Im öffentlichen Raum besteht die Herausforderung darin, 
die Nutzungsmischung und Multifunktionalität zu erhö-
hen sowie quartiersbezogene Bedarfe zu bündeln. Hier-
zu gehört beispielsweise die Errichtung von Mobilitäts-
punkten zur Stärkung des Umweltverbundes. Auch die 
Integration von erneuerbaren Energien sowie weiterer 
dezentraler Infrastrukturoptionen, wie beispielsweise 
naturnahem Regenwassermanagement oder der Einrich-
tung von städtischen Logistikzentren (sog. City-Hubs) 
zur Verringerung des Lieferverkehrs in Wohnquartieren, 
sollten Eingang in die Nutzungskonzepte finden. Diese 

Konzepte sollten auch dazu dienen, Zielkonflikte aus der 
Nutzungssituation vor Ort zu erkennen und tragfähige 
Lösungen zu entwickeln. Neben der Qualifizierung von 
Flächen geht es auch um ihre Verteilung (z. B. zwischen 
den Nutzungen als Freiraum, Grünflächen, Verkehrsflä-
chen, Reserven etc.) und um ihre Qualität als inklusive 
und attraktive öffentliche Räume. Innerhalb von Gebäu-
den kommt die Anpassungsfähigkeit der Baustrukturen 
sowie eine flächenschonende Grundrissgestaltung hinzu 
(SRU 2018). Beim Erstellen planerischer Konzepte 
sollten beispielsweise Erschließungsflächen als Aus-
tausch- und Übergangsfläche zwischen öffentlichem und 
privatem Raum mitgedacht und gestaltet werden. Die 
Gestaltung des Außenraums sollte daher stärker mit der 
Gebäudeplanung zusammengedacht werden. Dazu sollte 
die Gebäudeplanung die Landschafts- und Freiraum
planung stärker einbeziehen. Einen wichtigen Beitrag zur 
Qualifizierung von Flächen kann deren digitale Erfas-
sung und Bilanzierung leisten (z. B. Dachflächenkatas-
ter, s. Tz. 642).

684.	 Eine Umsetzung der quartiersbezogenen Nutzungs-
konzepte könnte über die Bebauungsplanung oder über 
städtebauliche Verträge erfolgen. Um Synergien im Hin-
blick auf eine effektivere Flächennutzung auf Quartiers
ebene zu heben, ist Fachwissen aus verschiedenen Dis-
ziplinen erforderlich. Dieses ist insbesondere in kleineren 
Kommunen aufgrund der oftmals unzureichenden Per-
sonalausstattung nicht als gegeben vorauszusetzen. Be-
standteil einer entsprechenden Förderung sollte daher 
eine Weiterbildung sein, in der die Möglichkeiten und 
Grenzen der Umsetzung derartiger Nutzungskonzepte 
wie Festsetzungsmöglichkeiten oder Inhalte von städte-
baulichen Verträgen vermittelt werden. Diese Inhalte, 
die bereits in spezialisierten Studiengängen wie dem Mas-
terstudiengang „Resource Efficiency in Architecture and 
Planning“ (REAP) an der HafenCity Universität in Ham-
burg vermittelt werden, sollten Eingang in die Curricu-
la von planerischen Studiengängen finden. Dazu zählen 
die Stadt- und Regionalplanung, die Verkehrsplanung 
und die Landschafts- und Freiraumplanung.

Entsiegelungspotenziale erheben und -projekte 
fördern
685.	 Die Verbesserung der Umwelt- und Aufenthalts-
qualität in den Quartieren im Sinne einer doppelten 
Innenentwicklung sollte als eine wichtige Vorausset-
zung für die Akzeptanz von Nachverdichtungsmaßnah-
men angesehen werden (ADRIAN et al. 2018, S. 16 f.). 
Unversiegelte Flächen in den Städten erfüllen zudem 
wichtige Funktionen der Versickerung, Wasserspeiche-
rung, Verdunstung und Kühlung, die im Zuge der kli-
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matischen Veränderungen, wie der Zunahme von Ex
tremwetterereignissen mit Starkregen und Hitze, an 
Bedeutung gewonnen haben. Kommunen können im 
Zuge konkreter Bauvorhaben, zum Beispiel in städte-
baulichen Verträgen, Entsiegelungsmaßnahmen als 
Ausgleich für neue Versiegelung fordern. Vorausset-
zung dafür ist jedoch die systematische Erhebung von 
Entsiegelungspotenzialen, wie sie beispielsweise in Ber-
lin bereits erfolgt (Senatsverwaltung für Stadtentwick-
lung und Wohnen Berlin 2019). Die Bundesländer soll-
ten die Kommunen daher bei der Erhebung von 
Entsiegelungspotenzialen unterstützen. Entsiegelun-
gen können Teil einer städtischen Entwicklung sein. 
Die Städtebauförderung sollte daher neben der Ent-
wicklung von Brachflächen auch Entsiegelungsprojek-
te, etwa als Teilmaßnahme der Klimaanpassung und 
Flächenentwicklung fördern.

Nutzungsmischung fördern und flankieren
686.	 In kompakten, gemischten, urbanen Gebieten 
können im Sinne der Stadt der kurzen Wege Bedarfe in 
erreichbarer Nähe abgebildet werden. Die reduzierten 
Wege können unter anderem das Verkehrsaufkommen 
sowie die daraus resultierenden Emissionen verringern 
und damit einen Vorteil für den Klimaschutz bieten. 
Darüber hinaus werden „Kurze Wege der Versorgung“ 
als ein maßgeblicher Indikator für die Lebensqualität 
angesehen. Die Aufnahme der Baugebietskategorie „Ur-
banes Gebiet“ in die Baunutzungsverordnung zeigt 
einen Ansatz des Umdenkens in der Stadtplanung auf. 
Allerdings darf eine höhere Nutzungsmischung nicht 
auf Kosten des Lärm- und Gesundheitsschutzes erfol-
gen (SRU 2017). Eine starke Nutzungsmischung erfor-
dert konsequente Maßnahmen, um den öffentlichen 
Personennahverkehr (ÖPNV) zu stärken und den mo-
torisierten Individualverkehr sowie die Lärm- und Luft-
schadstoffemissionen von Verkehr und Gewerbe an der 
Quelle zu reduzieren. Hierzu sollten die Möglichkeiten 
der städtebaulichen Verträge bis hin zum Ordnungs-
recht genutzt werden. Zusätzlich sollten auch Maßnah-
men des passiven Lärmschutzes umgesetzt werden. An-
statt auf eine weitere Mischung und Nachverdichtung 
in bereits verdichteten Innenstadtquartieren sollte das 
Augenmerk zudem vielmehr auf einer Diversifizierung 
der homogeneren Siedlungen liegen. In den Fokus 
sollten der Abbau monofunktionaler Stadtstrukturen 
außerhalb des Innenstadtbereichs sowie kleine und 
mittlere Städte rücken. Dabei ist es von besonderer Be-
deutung, darauf zu achten, dass Qualitäten im Bestand 
erhalten bleiben. Hierzu müssen die lokalen Gegeben-
heiten jeweils berücksichtigt werden.

7.5	 Fazit
687.	 Auf Ebene der Quartiere können zusätzliche Poten-
ziale für den Umwelt- und Klimaschutz erschlossen wer-
den. Die Notwendigkeit einer urbanen Energiewende und 
eines schonenden Umgangs mit den natürlichen Res-
sourcen (hier insb. der Fläche) erfordern weitreichen-
de Anpassungsmaßnahmen der Bau- und Infrastruktu-
ren in den Städten. Hinzu kommt, dass sich die Städte 
und Gemeinden in Deutschland auf Klimaveränderun-
gen einstellen und ihre Resilienz gegenüber deren Fol-
gen, wie beispielsweise Wetterextreme, erhöhen müs-
sen. Stadtquartiere bieten eine überschaubare Einheit, 
anhand derer verschiedene Anforderungen an den Raum 
besonders gut integriert betrachtet werden können. Sie 
sind allerdings noch nicht hinreichend als politische 
Handlungsebene anerkannt. Die direkte räumliche Über-
schneidung der Strategie- und Umsetzungsebene in den 
Quartieren stellt ein Herausstellungsmerkmal unter den 
Handlungsebenen dar. Diese integrierte Betrachtung ist 
ein Schlüssel zur Aktivierung von Synergien zwischen 
der Baustruktur und den verschiedenen Infrastruktur-
systemen, um den Herausforderungen adäquat zu be
gegnen.

688.	 In besonderem Maße ist dabei die urbane Energie-
wende auf zusätzliche Impulse aus Quartierslösungen 
angewiesen. Um die Ziele des Klimaabkommens von Paris 
und der klimaschutzrelevanten EU-Richtlinie zur Ge-
samtenergieeffizienz von Gebäuden einzuhalten, ist eine 
deutliche Reduktion des Energiebedarfs und des CO2-
Ausstoßes im Gebäudesektor, insbesondere für die Wär-
meversorgung, unabdingbar. Wichtige Säulen bleiben die 
Energieeffizienz und der Einsatz erneuerbarer Energien. 
Die planerische, technische und digitale Verknüpfung 
von Energiebedarfen und Erneuerbare-Energien-Poten-
zialen und deren Ausgleich im Rahmen des Quartiers ist 
für eine Umsetzung in der Breite ausschlaggebend. Der 
Infrastrukturverbund kann dabei den Impuls für eine 
weiterführende integrierte Quartiersentwicklung setzen. 
Im Zuge der Umsetzung der urbanen Energiewende kön-
nen zudem weitere Umweltziele verfolgt werden. Durch 
Mehrfachnutzung von Flächen, wie etwa die Nutzung 
von Dächern und Fassaden für Solarthermie oder Pho-
tovoltaikmodule, kann im Quartier dezentral Wärme oder 
Strom gewonnen werden. Dies kann zu einer geringeren 
Flächeninanspruchnahme für die Energiegewinnung 
außerhalb der städtischen Nutzungsräume beitragen.

689.	 Durch die hohe Alltagsrelevanz von Veränderungen 
im Quartier für die lokalen Akteure eignet sich die Quar-
tiersebene besonders für zivilgesellschaftliches Engage-
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ment. Sie bietet eine Plattform einerseits für die Koor-
dination und Vernetzung der erforderlichen Maßnahmen. 
Andererseits ermöglicht sie über Kooperation und 
Partizipation die Nutzung von Synergie- und weiteren 
Skaleneffekten. Letztere werden nicht zuletzt durch die 
soziale Identifikation mit dem Quartier und die ökono-
mische Vorteilhaftigkeit von Maßnahmen im Verbund 
unterstützt. Gerade vor dem Hintergrund des hohen 
Anteils an privaten Flächen in der gebauten Stadt ist die 
Mobilisierung privater Akteure für die Belange des Um-
welt- und Klimaschutzes sowie der Klimaanpassung bei 
der Weiterentwicklung der Quartiere von zentraler Be-
deutung. Die Ausbildung einer quartiersbezogenen 
Governance unter Einbindung informeller Akteursnetz-
werke kann partizipative und kooperative Ansätze und 
Instrumente sowie die Vertretung der Zivilgesellschaft 
stärken. Dies kann zu einer größeren Innovationsfähig-
keit und Flexibilität für eine bessere Anpassungsfähig-
keit und zu mehr Nachhaltigkeit führen.

690.	 Um die Transformation der gebauten Umwelt in 
den Städten effektiv voranzutreiben, sollten Quartiere 
daher stärker als bisher gleichzeitig Strategie- und 
Umsetzungseinheit sein. Hierfür ist es erforderlich, das 
Quartier als Handlungsraum in umweltbezogenen Poli-
tiken zu etablieren und die Stadt- und Infrastrukturpla-
nung gebietsbezogen enger miteinander zu verzahnen. 
Dazu muss die Förderpolitik mehr auf Quartiersbezüge 
ausgerichtet werden. Rechtliche Rahmenbedingungen 
für die Integration des Quartiersansatzes sollten über-
prüft sowie die Koordination und Kooperation der Ak-
teure im Quartier gestärkt werden.

691.	 Auf der europäischen Ebene werden 2020 und 2021 
auch in der Stadtentwicklungspolitik wichtige Weichen 
gestellt. Das Quartier könnte als eigene Handlungsebe-
ne im Rahmen der europäischen Politik etabliert und in 
die Mehrebenenkoordination eingeführt werden. Dies 
könnte über die deutsche EU-Ratspräsidentschaft in der 
zweiten Jahreshälfte 2020 und die beginnende neue sie-
benjährige EU-Förderperiode geschehen. Im Rahmen der 
deutschen EU-Ratspräsidentschaft ist auch die Weiter-
entwicklung der Leipzig-Charta vorgesehen. Dort könn-
te der Quartiersansatz verstärkt eingebunden werden 
und damit europaweit Wirkung für den Umwelt- und 
Klimaschutz sowie insgesamt für eine integrierte, nach-
haltige Stadtentwicklung entfalten.
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Die Zukunft der 
europäischen Umweltpolitik

Der von der neuen Europäischen Kommission vorgelegte 
European Green Deal stellt einen Aufbruch zu einer 
neuen Umwelt- und Klimaschutzpolitik dar. Umwelt-
schutz und Nachhaltigkeit sollen zukünftig das Leitmotiv 
der europäischen Politik sein. Mit ehrgeizigen Zielen wird 
ein tiefgreifender ökologischer Wandel eingeleitet. Dabei 
bestehen viele der in den letzten Jahren sichtbar 
gewordenen Herausforderungen weiter. Vor allem wird 
das bestehende europäische Umweltrecht auf Ebene der 
Mitgliedstaaten oftmals nur unzureichend umgesetzt und 
vollzogen. Auch werden Umwelt- und Klimaschutz wei-
terhin zu wenig in andere Politikbereiche, wie beispiels-
weise die Agrar- und Verkehrspolitik, integriert. Die öko-
logische Wende sollte daher Elemente der vorangegange-
nen Reformdiskussion aufnehmen und weiterentwickeln. 
Der Sachverständigenrat für Umweltfragen (SRU) be
grüßt es, dass Umwelt- und Klimaschutz zukünftig stark 
priorisiert werden sollen, und empfiehlt, den Green Deal 
als Chance zu nutzen. Das 8. Umweltaktionsprogramm 
(UAP) sollte als Maßstab für die notwendigen Umwelt-
verbesserungen formuliert werden. Die EU sollte Nach-
haltigkeit institutionell stärken, indem der Europäische 
Wirtschafts- und Sozialausschuss zu einem Nachhaltig-
keitsausschuss transformiert wird.

8
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Die Zukunft der europäischen Umweltpolitik

8.1	 Europäische Umwelt­
politik im Aufbruch

692.	 Im 2. Halbjahr 2020 übernimmt Deutschland die 
EU-Ratspräsidentschaft. Diese fällt in eine Zeit, in der 
die Weichen der europäischen Umweltpolitik vor dem 
Hintergrund der allgemeinen Debatte über die Zukunft 
der EU neu gestellt werden. Der Europäische Rat hat im 
Juni 2019 in seiner Strategischen Agenda 2019 bis 2024 
die Notwendigkeit eines ökologischen Wandels betont. 
Der Übergang zu einer grünen Wirtschaft wurde zu einer 
Hauptpriorität erklärt (Europäischer Rat 2019a). Die 
neue Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen hat 
bereits elf Tage nach ihrem Amtsantritt entsprechend 
ihrer Ankündigung in den Politischen Leitlinien (von der 
LEYEN 2019) einen European Green Deal vorgeschla-
gen (Europäische Kommission 2019g), mit dem unter 
anderem die Treibhausgasneutralität Europas bis 2050 
in die Wege geleitet werden soll. Der nachhaltigen Ent-
wicklung soll insgesamt ein höherer Stellenwert zukom-
men als bisher.

Hierin liegt eine große Chance für den Umweltschutz, 
denn die europäische Ebene ist ein wichtiger Motor für 
die Entwicklung des Umweltrechts in Deutschland und 
anderen Mitgliedstaaten. Der SRU begrüßt die geplante 
Priorisierung der Umwelt- und Klimaschutzpolitik. Dass 
dem Umweltschutz mehr Aufmerksamkeit gebührt, gilt 
umso mehr, als die EU seit 2008 eine Polykrise durchlief, 
die den Umweltschutz teilweise von der politischen 
Agenda verdrängt hat. Insbesondere die Finanzkrise, die 
Krise der Asylpolitik sowie der Austritt von Großbritan-
nien aus der EU („Brexit“) beherrschten das Tagesge-
schäft in Brüssel (CALLIESS 2019, S. 1). Auf der politi-
schen Ebene hat die Eurokrise in den Jahren nach 2008 
dazu geführt, dass dem Wirtschaftswachstum und der 
Schaffung von Arbeitsplätzen eine hohe Priorität einge-
räumt wurden.

Grundlegende Weichenstellungen in Richtung Nachhal-
tigkeit sind auf europäischer Ebene bislang noch nicht 
hinreichend erfolgt. Die Europäische Umweltagentur 
stellt fest, dass mehr als die Hälfte der europäischen 
Nachhaltigkeitsziele für 2020 voraussichtlich nicht er-
reicht werden. Für 2050 sind für alle prognostizierbaren 
Handlungsfelder die Aussichten für die Zielerreichung 
nicht gut (EEA 2019, S. 8). Die heutigen Umweltpro
bleme erfordern fundamentale Veränderungen in vielen 
gesellschaftlichen Bereichen – etwa Energie, Mobilität, 
Stadtentwicklung, Landwirtschaft, Ernährung sowie in 
Bezug auf die Stoffströme.

Im Zuge der europäischen Polykrise hat sich eine Debat-
te darüber entwickelt, welche Gestalt die EU zukünftig 
haben sollte. Dabei geht es um die Funktionsfähigkeit 
der EU und zugleich um ihre Glaubwürdigkeit bei der Er-
reichung ihrer Ziele. Es wird auch die Frage diskutiert, 
ob „mehr“ oder „weniger“ Europa zielführend ist. Die 
Debatte könnte potenziell erhebliche Auswirkungen auf 
die europäische Umweltpolitik haben. Die politischen 
Leitlinien der neuen Kommissionspräsidentin von der 
Leyen sehen eine Konferenz zur Zukunft Europas vor. 
Diese soll im Jahr 2020 beginnen und die Bürgerinnen 
und Bürger einbeziehen (von der LEYEN 2019, S. 24). 
Es ist vorgesehen, dass sie die Frage der zukünftigen Aus-
gestaltung der EU aufgreift. 

Der Wunsch nach Veränderung ist bei den Unionsbürge-
rinnen und -bürgern derzeit groß: Nach einer von der 
Europäischen Kommission in Auftrag gegebenen Euro-
barometer-Sonderumfrage vom April 2019 waren über 
90 % der Befragten der Auffassung, dass die Wirtschaft 
der EU bis 2050 klimaneutral werden sollte (Europä
ische Kommission 2019k). Die große Mehrzahl der Men-
schen (über 90 %) war europaweit der Auffassung, dass 
der Klimawandel ein ernstes Problem darstellt (Europä-
ische Kommission 2019k). EU-weit nannten Befragte 
2019 den Umweltschutz als wichtigste Priorität der EU 
für die Zukunft (de VRIES und HOFFMANN 2019). 
Durch die Klimaproteste junger Menschen (Fridays-for-
Future-Bewegung) in Europa und durch die Bedeutung, 
die dem Umwelt- und Klimaschutz bei der Wahl zum Eu-
ropäischen Parlament zukam, wurde das Thema verstärkt 
auf die politische Agenda gehoben. Digitalisierung und 
Globalisierung erfordern zudem einen grundlegenden 
Wandel, der für eine ökologische Wende genutzt werden 
sollte. In diesem Sinne stellt die Polykrise auch eine 
Chance dar, um die EU wirtschaftlich und technologisch 
zukunftsfähig im Sinne ökologischer Nachhaltigkeit aus-
zurichten (SRU 2019).

Gleichzeitig wachsen in fast allen Mitgliedstaaten europa
skeptische und europafeindliche Strömungen, die sich 
zunehmend sichtbarer auch im Europäischen Parlament 
abbilden. Diese politischen Kräfte wollen den Einfluss 
der EU auf die Politik der Mitgliedstaaten generell stark 
beschränken. In Bezug auf Umwelt- und Klimapolitik po-
sitionieren sie sich bislang nicht einheitlich, aber es be-
steht die latente Gefahr, dass Umwelt- und Klimapolitik 
als Profilierungs- und Transformationsinstrument der 
liberalen Eliten disqualifiziert werden.

Vor diesem Hintergrund beleuchtet der SRU die Rolle 
der EU für den Umweltschutz im europäischen Mehr
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ebenensystem und spiegelt diese an den aktuellen Ent-
wicklungen auf europäischer Ebene, insbesondere dem 
European Green Deal. Herausforderungen für die euro-
päische Regulierung des Umwelt- und Klimaschutzes 
werden identifiziert und daraus Empfehlungen abgelei-
tet. Angesichts der deutschen Ratspräsidentschaft im 
Jahr 2020 ist die Bundesregierung in besonderer Weise 
gefordert, sich für einen effektiven Umwelt- und Klima-
schutz auf europäischer Ebene einzusetzen, was in der 
Vergangenheit nicht immer der Fall war. Deutschland 
sollte das Momentum, dass der Europäische Rat und die 
Europäische Kommission die Umwelt- und Klimapolitik 
zu prioritären Zielen erklärt haben, für eine Weiterent-
wicklung des europäischen Umwelt- und Klimaschutzes 
nutzen und wieder zum Vorreiter und Standardsetzer in 
der europäischen Umweltpolitik werden.

8.1.1	 Entwicklung der 
europäischen Umweltpolitik

693.	 Die europäische Umweltpolitik wurde im Laufe der 
Jahrzehnte erheblich aufgewertet. Die umweltpolitischen 
Kompetenzen der EU wurden gestärkt und diese weitete 
ihre Aktivitäten aus. Die Mitgliedstaaten sind aufgrund 
der hohen Regelungsdichte und der großen Bandbreite 
des europäischen Umweltrechts verpflichtet, sowohl na-
tionale Regelungsinhalte als auch Politikinstrumente an 
europäische Vorgaben anzupassen bzw. von der EU-Ebe-
ne zu übernehmen. Etwa 70 bis 90 % aller deutschen Um-
weltrechtsakte haben ihre inhaltlichen Wurzeln im EU-
Recht (KLOEPFER 2016, § 9 Rn. 1). Die EU ist deshalb 
die wichtigste Quelle für umweltpolitische Regelungen 
in den Mitgliedstaaten geworden und sorgt damit in 
vielen Bereichen für gleiche Wettbewerbsbedingungen 
(„level-playing-field“) zwischen den Mitgliedstaaten.

Diese Entwicklung war so nicht zu erwarten, denn es ging 
auf der europäischen Ebene zunächst um die wirtschaft-
liche Integration. Vor allem sollten Wettbewerbsver
zerrungen und Handelshemmnisse vermieden werden 
(CALLIESS 2018; KNILL 2003, S. 19). Die Umwelt stell-
te dabei nur einen Nebenaspekt dar. Unterschiedliche 
Standards und Anforderungen hemmten den freien Wa-
renaustausch. Die ersten umweltbezogenen Regulierun-
gen betrafen deshalb zum Beispiel Bereiche der Chemi-
kalienkontrolle. Noch vor der Entwicklung eines 
eigentlichen Umweltrechts erließ die damalige Europä-
ische Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) im Jahr 1967 
erste Vorschriften im Hinblick auf Gefahrstoffe und legte 
damit den Grundstein für die Weiterentwicklung des eu-
ropäischen Stoffrechts (PACHE in: KOCH 2010, § 12 

Rn.  7 ff.). Europäische Umweltpolitik war daher in erster 
Linie eine flankierende Politik zur Schaffung des gemein-
samen Marktes.

694.	 Ein weiterer Faktor, der die Entstehung des euro-
päischen Umweltrechts förderte, war das wachsende Be-
wusstsein, dass Umweltprobleme oft eine regionale, 
grenzüberschreitende oder sogar globale Dimension auf-
weisen. Im Mittelpunkt stand zunächst die grenzüber-
schreitende Luftverschmutzung, weil der Auslöser von 
saurem Regen in einigen Mitgliedstaaten auf Emissionen 
aus weit entfernten Quellen zurückzuführen war (CAS-
PAR in: KOCH 2010, § 2 Rn. 3 ff.; CALLIESS 2018). Auch 
die Angleichung der Lebensbedingungen (wie Luft- und 
Wasserqualität) wird als wichtig für die Entwicklung der 
europäischen Umweltpolitik angesehen, weil ab den 
1970er-Jahren ein Auseinanderfallen der Lebensbedin-
gungen in den Mitgliedstaaten politisch nicht mehr ver-
tretbar erschien (KNILL 2003, S. 20 f.). Dennoch wurde 
der Umweltschutz erst in den 1980er-Jahren durch die 
Einheitliche Europäische Akte als offizielle Aufgabe der 
Europäischen Gemeinschaft in den Verträgen verankert. 
Dies stellte die Umweltpolitik auf eine neue Basis und 
eröffnete weitere Handlungsmöglichkeiten.

Die verschiedenen Umweltpolitikbereiche entwickelten 
sich in unterschiedlichen Geschwindigkeiten und teilwei-
se sprunghaft. Die Umweltregulierung nahm aber vor 
allem in den 1980er- und 1990er-Jahren erheblich an Fahrt 
auf. Dies betraf unter anderem das Abfallrecht (DIECK-
MANN und REESE in: KOCH 2010, § 6), den Gewässer-
schutz (KLOEPFER 2016, § 9 Rn. 118), das Immissions-
schutzrecht (KOCH und HOFMANN in: KOCH 2010, § 4) 
und den Naturschutz (KLOEPFER 2016, § 9). Erst deut-
lich später folgten das Umweltenergierecht sowie das Um-
weltverfahrensrecht. Inzwischen hat auch das Klima-
schutzrecht große Bedeutung. Unter dem Einfluss des Eu-
roparechts wird Umweltschutz in den nationalen Verwal-
tungsverfahren stärker berücksichtigt, vor allem durch die 
Einführung der Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 
und der Strategischen Umweltprüfung (SUP). Ebenso hat 
die Einführung von Informationsfreiheitsrechten erheb-
lich zur Verwaltungstransparenz in Deutschland beigetra-
gen. In erster Linie dem Europäischen Gerichtshof 
(EuGH) ist es zu verdanken, dass die im Völkerrecht und 
EU-Recht normierte Verbandsklage im Umweltrecht in 
Deutschland wirksam ausgestaltet wurde.

695.	 Die europäische Umweltpolitik der Vergangenheit 
wird deshalb auch als „Erfolgsgeschichte ohne gleichen“ 
bezeichnet (WEGENER 2009, S. 459). In den letzten Jah-
ren stand die Umweltpolitik allerdings auf der europäi-
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schen Ebene nicht mehr so stark im Fokus. Aufgrund der 
Kritik an einer angeblichen europäischen Überregulierung 
und Bürokratisierung wurden unter der Juncker-Kommis-
sion umweltrelevante Richtlinienvorschläge überprüft, 
manche im Zuge dessen zurückgezogen oder nicht wei-
terentwickelt. Ein großer Teil des Umweltrechts in den 
Mitgliedstaaten ist bereits europäisch geprägt (BÖRZEL 
und BUZOGANY 2018), die „low hanging fruits“ sind oft-
mals geerntet und inkrementelle Verbesserungen erreicht. 
Angesichts der tiefgreifenden Transformationen, die nun-
mehr in vielen Bereichen erforderlich sind, bestehen grö-
ßere Schwierigkeiten, umweltpolitische Ansätze in den 
Mitgliedstaaten einheitlich zu gestalten, weil damit grund-
legende wirtschafts- und gesellschaftspolitische Rich-
tungsentscheidungen verbunden sind. 

696.	 In der Gesamtschau ist die europäische Umweltpo-
litik fortlaufend in einem Wechselspiel von nationalen 
und europäischen Regulierungsansätzen gewachsen 
(BÖRZEL und RISSE 2017). Nationale Vorreiterpoliti-
ken wurden insbesondere dann schnell europäisiert, 
wenn rein nationale Maßnahmen den einheitlichen Bin-
nenmarkt gefährdet hätten, wie im Bereich der produkt-
bezogenen Umweltstandards (SRU 2016, Tz. 38). 
Insbesondere dort bestand ein zwingender Harmonisie-
rungsbedarf zur Vermeidung von nationalen Handelsbe-
schränkungen. Diese Europäisierung erfolgte überwie-
gend auf hohem Niveau (HOLZINGER und SOMMERER 
2011), denn Mitgliedstaaten, die darin erfolgreich waren, 
ihre Regelungsmodelle auf die europäische Ebene zu 
transferieren, konnten dadurch ihre nationalen Innova-
tionen stabilisieren. Durch den „Export“ des eigenen 
Regelungsmodells wurden neue Märkte geschaffen, wäh-
rend gleichzeitig die nationalen Anpassungskosten an 
EU-Vorgaben minimiert werden konnten (SRU 2016, 
Tz. 38 m. w. N.). Oftmals hat das europäische Umwelt-
recht dem nationalen Umwelt- und Naturschutz in den 
Mitgliedstaaten aber auch erst zum Durchbruch verhol-
fen – vor allem in den Mitgliedstaaten, die bis dahin keine 
eigenständige Umweltpolitik etabliert hatten. Dies galt 
vor allem für die Anfang der 2000er-Jahre der Gemein-
schaft beigetretenen osteuropäischen Mitgliedstaaten. 
Zugleich profitierten Mitgliedstaaten mit entwickeltem 
Umweltschutzregime im Hinblick auf die Wettbewerbs-
fähigkeit ihrer Unternehmen davon, dass europäische 
Umweltstandards im gesamten Binnenmarkt eingehal-
ten werden mussten. Empirisch ließ sich bei einer Euro-
päisierung der Regulierung eines Umweltbereichs eher 
kein „race to the bottom“ im Sinne einer Einigung auf 
dem kleinsten gemeinsamen Nenner feststellen (HOL-
ZINGER und SOMMERER 2011; BERNAUER und CA-
DUFF 2004; KNILL 2003).

697.	 Die Errungenschaften der europäischen Umwelt-
politik stehen jedoch im Schatten der letzten Jahre. Die 
Anstrengungen zur Begrenzung des Klimawandels und 
der Zerstörung der natürlichen Umwelt haben sich als 
unzureichend erwiesen. Es wächst die wissenschaftliche 
Erkenntnis um planetare Belastungsgrenzen, bei deren 
Überschreiten großskalige und unwiderrufliche Verän-
derungsprozesse ausgelöst werden, die zukünftig das 
Leben der Menschen in der bisher gewohnten Weise in-
frage stellen können (SRU 2019). Die Finanz- und Wirt-
schaftskrise wurde nicht genutzt, um eine grundlegende 
ökologische Transformation anzustoßen. 

Die Europäische Umweltagentur (EUA, engl. EEA) hat 
im Dezember 2019 ihren alle fünf Jahre erscheinenden 
Bericht zum Zustand der Umwelt veröffentlicht (State 
of the Environment report – SOER) (EEA 2019). Dem 
SOER zufolge gab es in den letzten 10 bis 15 Jahren in 
den untersuchten Handlungsfeldern zwar durchaus po-
sitive Entwicklungen: Die Treibhausgasemissionen sind 
in der EU zwischen 1990 und 2017 um 22  % zurück
gegangen. Zugleich ist der Anteil erneuerbarer Energie-
quellen am Endenergieverbrauch in der EU stetig ge
stiegen und die Energieeffizienz hat sich verbessert. 
Schadstoffemissionen in Luft und Gewässern wurden re-
duziert; die Wasserentnahme in der EU ist zwischen 1990 
und 2015 um 19 % zurückgegangen (ebd., S. 8). Beun-
ruhigend ist indes der Blick auf aktuelle Entwicklungen: 
Der Endenergieverbrauch ist seit 2014 wieder angestie-
gen. Emissionen aus Verkehr und Landwirtschaft neh-
men weiter zu. Das Tempo des Fortschritts hat sich in 
wichtigen Bereichen, wie bei dem Treibhausgasausstoß, 
dem Abfallaufkommen und der Energieeffizienz, verlang-
samt. Bis 2030 wird von der EEA lediglich in zwei Hand-
lungsfeldern eine positive Entwicklung für wahrschein-
lich gehalten, nämlich in der Abfallentsorgung und bei 
der Klimaanpassung. Im Bereich des Naturkapitals wer-
den sogar für die Hälfte der Handlungsfelder negative 
Trends erwartet (EEA 2019). 

8.1.2	 Neujustierung der 
europäischen Politik: 
European Green Deal

698.	 Derzeit wird die europäische Politik neu justiert. 
Die Wahl zum Europäischen Parlament im Mai 2019 hat 
zu einer neuen Sitzverteilung und einer neuen Aufstel-
lung der Fraktionen geführt. Das Ergebnis ist ambiva-
lent: Einerseits spaltet sich das Parlament in pro- und 
anti-europäische Gruppierungen (KALTWASSER et al. 
2019, S. 19 f.), wobei innerhalb der pro-europäischen 
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Abgeordneten eine Mehrheit für eine konstruktive Ge-
staltung der Zukunft der EU vorhanden ist. Andererseits 
hat zugleich das Thema Umwelt- und Klimaschutz eine 
sichtbare Aufwertung durch die große Relevanz des The-
mas bei den Wahlen erfahren.

699.	 Diese gewachsene Bedeutung, die auf der europä
ischen Ebene den Themen Umwelt- und Klimaschutz zu-
gemessen wird, spiegelt sich in der Mitteilung der Euro-
päischen Kommission zum European Green Deal, die die 
Europäische Kommission im Dezember 2019 vorgelegt 
hat (Abb. 8-1; Europäische Kommission 2019g). Diese 
stellt die Maßnahmen vor, die die Europäische Kommis-
sion in den nächsten Jahren ergreifen möchte, und stellt 
für ihre Verabschiedung einen Fahrplan auf (Europäische 
Kommission 2019a). Kern der Mitteilung ist ein ambi
tionierter Klimaschutz. Die Europäische Kommission 
will ein Klimagesetz vorschlagen, das als Ziel für das Jahr 
2030 eine Treibhausgasreduktion um mindestens 50 %, 
wenn möglich um 55 %, und die Treibhausgasneutrali-
tät bis 2050 festschreiben soll (Europäische Kommissi-
on 2019g, S. 5). Dafür sollen alle klimabezogenen Poli-

tikinstrumente (wie bspw. die Energiebesteuerung) 
überprüft werden. Um die Entscheidungsfindung zu er-
leichtern, wird darüber nachgedacht, Vorschläge in die-
sem Bereich im ordentlichen Gesetzgebungsverfahren 
mit qualifizierter Mehrheit statt einstimmig anzuneh-
men. Dazu soll die sogenannte Passerelle-Klausel genutzt 
werden, die es ermöglicht, Entscheidungen mit qualifi-
zierter Mehrheit zu treffen, wenn dieses Vorgehen zuvor 
einstimmig beschlossen wurde. Für ausgewählte Sekto-
ren soll ein CO2-Grenzausgleichsystem vorgeschlagen 
werden, um das Risiko der Verlagerung von Wirtschafts-
aktivitäten und Emissionen ins Ausland (Carbon Leaka-
ge) zu verringern (ebd., S. 6). Der European Green Deal 
versteht sich als Wachstumsstrategie, mit der die EU zu 
einer fairen und wohlhabenden Gesellschaft mit einer 
modernen, ressourceneffizienten und wettbewerbsfähi-
gen Wirtschaft werden soll (ebd., S. 2). Damit hält sie 
an der Vorstellung fest, dass ein solches Wachstum für 
die Zukunft Europas erforderlich ist. 

Um die Transformation zu unterstützen, will die Euro-
päische Kommission eine EU-Industriestrategie sowie 

ɦɦ Abbildung 8-1	

European Green Deal

Quelle: Europäische Kommission 2019g, S. 4
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einen neuen Aktionsplan für die Kreislaufwirtschaft 
vorlegen (Europäische Kommission 2019g, S. 8). Der 
Aktionsplan für die Kreislaufwirtschaft soll den Schwer-
punkt auf ressourcenintensive Sektoren wie den Textil-, 
Bau-, Elektronik- und Kunststoffsektor legen und vor 
allem nachhaltige Produkte in den Blick nehmen sowie 
die erweiterte Herstellerverantwortung stärken. Geprüft 
werden soll auch, ob Hersteller verpflichtet werden kön-
nen, Reparaturen durchzuführen (ebd., S. 9). 

Im Bereich der Gebäude soll eine „Renovierungswelle“ 
initiiert werden, die die privaten und öffentlichen Ge-
bäude umfassen soll. Die Rechtsvorschriften über die Ge-
samtenergieeffizienz von Gebäuden sollen von der 
Europäischen Kommission konsequent durchgesetzt 
werden, beginnend mit einer Bewertung der langfristi-
gen nationalen Renovierungsstrategien der Mitgliedstaa-
ten im Jahr 2020. Im Bereich der Mobilität sollen 75 % 
des Güterbinnenverkehrs auf Schienen und Binnenwas-
serstraßen verlagert werden. Ein Lösungsansatz wird in 
der automatisierten und multimodalen Mobilität gese-
hen, durch die Staus und Umweltverschmutzung vermie-
den werden sollen (Europäische Kommission 2019g, 
S. 12 f.). Konkreter ist der Vorschlag, Subventionen für 
fossile Brennstoffe, insbesondere die Steuerbefreiungen 
für Luft- und Seeverkehrskraftstoffe, abzuschaffen (ebd., 
S. 13). Vorgesehen ist, den europäischen Emissionshan-
del auf den Seeverkehr auszuweiten und den Luftver-
kehrsunternehmen weniger kostenlose Zertifikate zuzu-
teilen. Beides sind jedoch Maßnahmen, die mit dem 
Vorgehen auf globaler Ebene abgestimmt werden müs-
sen. Um wirksame Straßennutzungsgebühren zu errei-
chen, soll das Ambitionsniveau der vorgeschlagenen Än-
derung der Eurovignetten-Richtlinie 2006/38/EG erhalten 
bleiben. Eine wichtige Rolle soll alternativen Kraftstof-
fen zukommen. Geplant sind auch strengere Grenzwer-
te für Luftschadstoffe und CO2-Emissionen für Fahrzeu-
ge mit Verbrennungsmotor.

Weniger konkret erscheint der European Green Deal im 
Hinblick auf die Landwirtschaft. Zwar soll die Strategie 
zur Erhaltung der biologischen Vielfalt fortgeschrieben 
und eine Forststrategie vorgelegt werden. Die Inhalte der 
zudem vorgeschlagenen Strategie „Vom Acker zum Tel-
ler“ (Farm to Fork), die im Frühjahr 2020 präsentiert 
werden soll, sind aber noch nicht klar erkennbar. Vor 
allem ist nicht abzusehen, dass die Gemeinsame Agrar-
politik (GAP) konsequent auf den Biodiversitätsschutz 
ausgerichtet werden soll. Vielmehr soll an den bestehen-
den Vorschlägen für die zukünftige GAP festgehalten wer-
den, obwohl diese in der Vergangenheit stark in der Kritik 
stand, unter anderem vom EU-Rechnungshof (Europä-

ischer Rechnungshof 2018). Auch im Hinblick auf die 
Reduktion von Pestiziden soll zunächst nur in einem 
Dialog mit Interessenvertretungen geprüft werden, wel-
che Maßnahmen erforderlich sind, um den Einsatz zu 
verringern (Europäische Kommission 2019g, S. 15).

Es wird diskutiert, beim mehrjährigen Finanzrahmen 
(MFR) der EU, der gegenwärtig beraten wird, zuguns-
ten des vorgesehenen Just Transition Funds nachzusteu-
ern. Nach Auffassung der Europäischen Kommission 
spielen aber auch die nationalen Staatsbudgets eine zen-
trale Rolle für den European Green Deal. Vorgesehen ist 
der verstärkte Einsatz von Instrumenten für die umwelt-
gerechte Haushaltsplanung, die dazu führen soll, dass 
sich öffentliche Investitionen, Verbrauch und Besteue-
rung vermehrt auf ökologische Prioritäten ausrichten las-
sen und schädliche Subventionen abgeschafft werden. 
Die Europäische Kommission plant, die Verfahren der 
Mitgliedstaaten der umweltgerechten Haushaltsplanung 
zu überprüfen und zu bewerten. Es soll eine Debatte 
darüber geführt werden, wie die haushaltspolitische 
Steuerung der EU verbessert werden kann. Auf dieser 
Grundlage sollen Maßnahmen entwickelt werden, wie 
umweltgerechte Investitionen im Rahmen der haushalts-
politischen Vorschriften der EU ermöglicht werden, wäh-
rend durch Schutzvorkehrungen sichergestellt wird, dass 
die Schuldenlast finanzierbar bleibt (Europäische Kom-
mission 2019g, S. 21). In diesem Rahmen soll vor allem 
auch das Europäische Semester – ein Mechanismus zur 
Koordinierung der Wirtschafts-, Steuer- und Arbeits-
marktpolitiken der Mitgliedstaaten – stärker auf die 
Nachhaltigkeitsziele ausgerichtet werden (Tz. 741; von 
der LEYEN 2019, S. 10).

Ein im European Green Deal verankertes Ziel ist es, durch 
die Umlenkung privaten Kapitals in Umwelt- und Klima-
maßnahmen Emissionsminderungen zu bewirken (Euro-
päische Kommission 2019g, S. 2). Bislang fehlen Kriterien 
für die Nachhaltigkeitsbewertung von Finanzprodukten, 
was das Vertrauen der Anleger in diese Produkte schwächt 
und ein „Greenwashing“ ermöglicht (SRU 2019). Daher 
hat die Europäische Kommission eine hochrangige Sach-
verständigengruppe eingesetzt, deren Abschlussbericht 
2018 zur Grundlage des Aktionsplans zur Finanzierung 
nachhaltigen Wachstums wurde (Europäische Kommis-
sion 2018d). Der Aktionsplan zielt darauf ab, Kapitalflüs-
se in nachhaltige Investitionen umzulenken, die finanzi-
ellen Risiken, die sich aus dem Klimawandel ergeben, zu 
bewältigen und Transparenz in der Finanz- und Wirt-
schaftstätigkeit zu fördern. Auf Basis des Aktionsplans er-
arbeitete die Europäische Kommission einen Vorschlag 
für einen Bewertungsrahmen für nachhaltige Finanzpro-
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dukte, eine sogenannte Taxonomie-Verordnung, über die 
im Dezember 2019 eine Einigung zwischen Rat und Eu-
ropäischem Parlament erreicht wurde (Europäische Kom-
mission 2018k). Nach dem Verordnungsentwurf müssen 
Finanzprodukte einen Beitrag zu mindestens einem von 
sechs Umweltzielen leisten, um als nachhaltig bewertet 
zu werden. Die genauen Anforderungen sollen in Ausfüh-
rungsverordnungen festgelegt werden. 

700.	 Die neuen Prioritäten finden auch Niederschlag in 
den Mission Letters, in denen der Zuschnitt der Portfo-
lios und die Aufgaben der Kommissarinnen und Kom-
missare skizziert werden. Zugleich wurde die Organi
sationsstruktur der Europäischen Kommission neu 
ausgerichtet. Der Vizepräsident soll die Arbeit der mit 
dem European Green Deal im Zusammenhang stehen-
den Kommissarinnen und Kommissare steuern und 
koordinieren. Dies bietet die Chance, eine verbesserte 
Integration der Umweltpolitik in andere Politikbereiche 
wie Landwirtschaft, Verkehr und Energie zu gewährleis-
ten. Auffallend ist, dass die Handelspolitik nicht Teil des 
European Green Deal ist, obwohl ihr gerade auf europä-
ischer Ebene eine große Bedeutung zukommt.

Die relativ kurz gehaltene Mitteilung bleibt in vielen As-
pekten noch unbestimmt und enthält viele Absichtser-
klärungen. Für eine genaue Bewertung muss deshalb ab-
gewartet werden, wie diese mit Maßnahmen unterlegt 
werden, denen die Mitgliedstaaten noch zustimmen müs-
sen. Grundsätzlich ist es aber zu begrüßen, dass die Um-
welt- und Klimaschutzpolitik zu einer politischen Prio-
rität der EU werden soll. Der European Green Deal muss 
die Mitgliedstaaten deshalb davon überzeugen, dass eine 
ambitionierte Umwelt- und Klimapolitik ihrer Wirtschaft 
nicht schaden, sondern nutzen wird. Die Bundesregie-
rung sollte diesen Weg unterstützen. Wenn die Umwelt- 
und Klimapolitik aufgewertet werden soll, bedarf es im 
Hinblick auf eine systemische Transformation zudem 
neuer Strategien, die Planungssicherheit, Kontinuität 
und Kohärenz verbinden müssen.

8.1.3	 Der European Green Deal 
im Kontext der 
Reformdiskussion in der EU

701.	 In diesem Kontext stellt sich die Frage, ob und inwie-
weit die ambitionierten Ziele des European Green Deal zu 
ihrer Verwirklichung auf eine Reform der EU angewiesen 
sind. Insoweit besteht eine Verbindung zu der am 9. Mai 
2020 beginnenden Konferenz zur Zukunft Europas, die sich 
über zwei Jahre erstecken soll (von der LEYEN 2019, S. 19).

Ziele, Aufgaben und Befugnisse der EU sowie die politi-
sche Prioritätensetzung stehen auf europäischer Ebene 
gegenwärtig zur Debatte (siehe z. B. Spinelli Group 2018; 
ferner CALLIESS 2019, S. 97 ff.). Auch wenn unstreitig 
erscheint, dass ein grundlegender Reformbedarf besteht, 
wenn die EU in Zukunft handlungsfähig bleiben soll, 
mangelt es bislang an einem Konsens der Mitgliedstaa-
ten in Bezug auf die Richtung dieser Reform. Im Mittel-
punkt steht die Frage, welche Art von Union sich die 
Bürgerinnen und Bürger in Zukunft wünschen, insbeson-
dere mit welcher Integrationstiefe sie sich identifizieren 
können. Eine mögliche Diskussionsgrundlage für die ver-
schiedenen Modelle, die denkbar sind, bietet das Weiß-
buch zur Zukunft Europas aus dem Jahr 2017 (Europä-
ische Kommission 2017h; dazu CALLIESS 2019, S. 97 ff.). 
Dieses definiert und erläutert, gestützt auf Szenarien, 
unterschiedliche Entwicklungspfade der EU, die durch 
eine Reihe von Reflexionspapieren, unter anderem eines 
mit dem Titel „Auf dem Weg zu einem nachhaltigen Eu-
ropa bis 2030“, konkretisiert worden sind. Die Szenari-
en 1 bis 5 des Weißbuchs beschreiben das Pro und Kon-
tra in der Diskussion befindlicher Entwicklungsoptionen 
der EU (Tab. 8-1; Europäische Kommission 2017h). Die 
Szenarien sind von Bedeutung, weil sie auch Aufschluss 
darüber geben, wie die zuvor diskutierten Ziele im Um-
welt- und Klimaschutz effektiv erreicht werden können.

Reflexionspapier „Auf dem Weg zu einem 
nachhaltigen Europa bis 2030“
702.	 In Ergänzung zum Weißbuch zur Zukunft Europas 
hat die Europäische Kommission verschiedene Refle
xionspapiere vorgelegt, die die Diskussion über die Sze-
narien anhand von Politikbeispielen und aktuellen Her-
ausforderungen fördern sollen. Sie beziehen sich auf die 
soziale Dimension (Europäische Kommission 2017e), 
die Globalisierung (Europäische Kommission 2017g), 
die Wirtschafts- und Währungsunion (Europäische Kom-
mission 2017f), die Verteidigungspolitik (Europäische 
Kommission 2017d), die Finanzpolitik (Europäische 
Kommission 2017c) und die Agenda für nachhaltige Ent-
wicklung (Europäische Kommission 2019c). Vor allem 
das zuletzt genannte Dokument ist für die Fortführung 
und Weiterentwicklung der Nachhaltigkeitspolitik in der 
EU relevant.

Die EU verabschiedete im Jahr 2001 eine Strategie für 
nachhaltige Entwicklung (Europäische Kommission 
2001). Diese wurde 2006 überarbeitet, 2009 angepasst 
und seitdem nicht fortgeschrieben. Dies liegt auch daran, 
dass die Strategiediskussion seit dem Jahr 2000 durch 
zwei teilweise politisch konkurrierende Prozesse gekenn-
zeichnet war, bei der die wirtschaftspolitische Lissabon-
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ɦɦ Tabelle 8-1	

Szenarien des Weißbuchs zur Zukunft Europas

Szenario Inhalt

Szenario 1: Weiter wie bisher ɦɦ Umsetzung und stetige Aktualisierung der derzeitigen 
Reformagenda.

ɦɦ Stärkung des Binnenmarktes z. B. durch Abschluss von 
Handelsabkommen.

ɦɦ Zunehmend stärkere Einheitlichkeit der Außenpolitik. Mit
gestaltung der globalen Agenda durch die EU, insbesondere 
in den Bereichen Klimaschutz, nachhaltige Entwicklung und 
Finanzstabilität.

Szenario 2: Schwerpunkt Binnenmarkt ɦɦ Konzentration auf die Vertiefung des Binnenmarktes.
ɦɦ Abbau von EU-Regulierung, Probleme werden bilateral 

gelöst.
ɦɦ Weniger bis keine Repräsentation der EU als Ganzes in 

internationalen Foren mangels Konsenses z. B. im Bereich 
des Klimaschutzes.

Szenario 3: Wer mehr tun will, tut mehr ɦɦ Gruppen von Mitgliedstaaten vertiefen ihre Zusammenarbeit 
und Regulierung in bestimmten Bereichen („Koalition der 
Willigen“).

ɦɦ Status der übrigen Mitgliedstaaten bleibt gewahrt. Diese 
können sich aber den Mitgliedstaaten, die weiter gehen, 
nachträglich anschließen.

ɦɦ Außenpolitik erfolgt einheitlich im Namen aller Mitgliedstaa-
ten auf EU-Ebene.

Szenario 4: Weniger, aber effizienter ɦɦ Priorisierung einer reduzierten Anzahl von Bereichen und 
Konzentration der Regulierung und Ressourcen auf diese. 
Dazu werden der EU zur Steigerung ihrer Handlungs- und 
Durchsetzungsfähigkeit mehr und effizientere Instrumente 
an die Hand gegeben.

ɦɦ In nicht priorisierten Bereichen wird die EU nur noch in 
begrenztem Umfang tätig.

ɦɦ Die Harmonisierung wird auf ein striktes Mindestmaß be-
grenzt. Dadurch werden Mitgliedstaaten mehr Spielräume 
eingeräumt.

ɦɦ EU spricht in der Außenpolitik mit einer Stimme.

Szenario 5: Viel mehr gemeinsames Handeln ɦɦ Mitgliedstaaten beschließen in allen Bereichen mehr Macht-
befugnisse, Ressourcenteilung und Zusammenarbeit.

ɦɦ Insgesamt Verlagerung von Gestaltungsmacht auf die EU.
ɦɦ Entscheidungs- und Durchsetzungsprozesse auf europä

ischer Ebene werden erheblich beschleunigt.
ɦɦ EU spricht mit einer Stimme in der Außenpolitik.

SRU 2020
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Strategie auf der einen und die stärker umweltpolitische 
Ziele verfolgende Nachhaltigkeitsstrategie auf der ande-
ren Seite stand (SRU 2012a, Tz. 686). Die der Lissabon-
Strategie nachfolgende Strategie Europa 2020, die ein in-
telligentes, nachhaltiges und integratives Wachstum 
anstrebte, griff einerseits Nachhaltigkeitsaspekte auf, 
führte aber andererseits dazu, dass es zu keiner Neuauf-
lage der europäischen Nachhaltigkeitsstrategie kam.

Nachdem das Hauptaugenmerk somit lange auf der wirt-
schaftlichen Entwicklung lag, hat die 2016 in Kraft ge-
tretene Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung als am-
bitioniertes globales Transformationsprogramm die 
Schwerpunkte verschoben. Insbesondere die Umsetzung 
der darin enthaltenen 17 Ziele für nachhaltige Entwick-
lung (Sustainable Development Goals – SDGs) spricht 
für eine Verankerung und Umsetzung dieser Ziele auf eu-
ropäischer Ebene. Die Europäische Kommission hat zum 
Ausdruck gebracht, dass die EU die Agenda 2030 und die 
SDGs gemeinsam mit den Mitgliedstaaten in den Gren-
zen des Subsidiaritätsprinzips implementieren will 
(Europäische Kommission 2016g).

703.	 Das Reflexionspapier der Europäischen Kommissi-
on „Auf dem Weg zu einem nachhaltigen Europa bis 2030“ 
(Europäische Kommission 2019c) betont die Notwendig-
keit eines verstärkten Engagements für mehr Nachhaltig-
keit und sieht gute Voraussetzungen dafür, dass die EU 
eine Vorreiterrolle bei der Umsetzung der SDGs über-
nimmt. Das Papier entwirft drei mögliche Szenarien zur 
Umsetzung der SDGs. Das erste Szenario sieht vor, dass 
eine übergreifende europäische Strategie für die SDGs auf-
gestellt wird, die auch mit einem gemeinsamen Vorgehen 
zur Umsetzung der Nachhaltigkeitsziele verbunden wäre. 
Das zweite Szenario sieht die EU ebenfalls an die SGDs 
gebunden, beinhaltet aber kein gemeinsames Vorgehen 
mit den Mitgliedstaaten und überlässt es diesen, selbst zu 
entscheiden, in welchem Ausmaß sie die SDGs in ihre Po-
litik einbeziehen. Das dritte Szenario legt den Schwer-
punkt auf die Außenpolitik sowie die Unterstützung an-
derer Länder, Standards zu erreichen und gleichzeitig die 
Verbesserungen auf EU-Ebene zu fördern (ebd.).

704.	 Eine bloße Beschränkung auf die Außenpolitik kann 
aber nicht ausreichend sein. Die immer wieder betonte 
Vorreiterrolle der EU in Nachhaltigkeitsfragen muss auch 
in Europa glaubwürdig mit konkreten Ansätzen unter-
mauert werden (UBA 2016, S. 5). Auch die Umsetzung 
der Nachhaltigkeitsziele nur den Mitgliedstaaten zu über-
lassen, ist nicht zeitgemäß. Eine Konzentration auf aus-
gewählte Aspekte ökologischer Nachhaltigkeit wäre auf 
europäischer Ebene wünschenswert. Das Umweltbun-

desamt (UBA) hat 2016 für zwölf prioritäre Handlungs-
felder mögliche Konkretisierungen für eine Umsetzung 
auf EU-Ebene benannt (UBA 2016). Die identifizierten 
prioritären Handlungsfelder für die Umsetzung der SDGs 
auf EU-Ebene schließen den Klimaschutz und die Klima-
anpassung, Ressourcenschonung und -effzienz, den 
Übergang zu einer „green economy“, nachhaltigen Kon-
sum sowie Umwelt und Gesundheit ein. Ebenso zählen 
dazu die Kreislaufwirtschaft, die Chemikalienpolitik, die 
Luftreinhaltung, der urbane Umweltschutz, die Reduzie-
rung von Schadstoffeinträgen, der Gewässer- und Mee-
resschutz sowie prozedurale Ansätze (ebd.). 

Zwischenfazit
705.	 Durch den European Green Deal ist auf europäischer 
Ebene deutlich geworden, dass Umwelt- und Klimaschutz 
priorisiert werden sollen. Ein bloßes „Weiter so“ wie es 
Szenario 1 des Weißbuchs beschreibt, kann deshalb in die-
sem Bereich die drängenden Zukunftsherausforderungen 
der EU nicht lösen, sondern droht zu politischen Erosi-
onsprozessen zu führen. Eine effektive Umsetzung des 
European Green Deal wäre in diesem Szenario, das ein 
„Muddeling Through“ auf der Basis des kleinsten gemein-
samen Nenners bedeutet, zum Scheitern verurteilt. 

Vergleichbar ungeeignet ist der in Szenario 2 erkenn
bare Wunsch, die EU zu entpolitisieren und ihre Gesetz
gebungsaktivitäten auf die Weiterentwicklung des Bin-
nenmarktes zu reduzieren. In Szenario 2 wird das 
reibungslose Funktionieren des Binnenmarktes zur 
„Hauptdaseinsberechtigung“ der EU-27. Da der Schwer-
punkt dieses Szenarios in hohem Maße auf dem Abbau 
von EU-Regulierung – vor allem vermittelt über die 
Grundfreiheiten – liegt (negative Integration), bleiben 
in Fragen gemeinsamer Verbraucher-, Sozial- und Um-
weltstandards sowie bei Steuern und Beihilfenkontrolle 
Differenzen bestehen oder verschärfen sich. Dadurch 
entsteht in diesen den Markt flankierenden Politikberei-
chen das Risiko eines „race to the bottom“. Eine solche 
Entwicklung stünde nicht nur im Widerspruch zum in 
Art. 3 des Vertrags über die Europäische Union (EUV) 
formulierten Ziel einer sozialen Marktwirtschaft, son-
dern würde mangels europäischer Gesetzgebung auch 
den unmittelbar anwendbaren Marktfreiheiten und ihrer 
die nationale Gesetzgebung erfassenden Deregulierungs-
kraft wieder verstärkt Raum verschaffen (KINGREEN 
2009, S. 718 ff.; CALLIESS 2010; jüngst GRIMM 2017, 
S. 10). Damit würden nicht nur „alte“ Fragen der demo-
kratischen Legitimation aufgeworfen, sondern auch die 
für einen European Green Deal notwendige Gestaltungs-
kraft der europäische Ebene verloren gehen.
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Gerade das Ziel der Nachhaltigkeit macht eine langfris-
tige Steuerung bestimmter Politikbereiche notwendig. 
Im Hinblick auf den European Green Deal ist hinsichtlich 
der verbleibenden Szenarien 3, 4 und 5 des Weißbuchs 
zur Zukunft der EU eine Positionierung dahingehend er-
forderlich, in welchen Bereichen die Mitgliedstaaten 
mehr Flexibilität wünschen und wo bereits ausreichend 
Flexibilität vorhanden ist. Nachfolgend soll diskutiert 
werden, was dies für die Umweltpolitik bedeutet.

8.1.4	 Bausteine einer neuen 
Arbeitsmethode in der 
Umweltpolitik

706.	 Die Europäische Kommission hat durch den Vor-
schlag für einen European Green Deal eine Priorisierung 
ihrer politischen Agenda vorgenommen. Umwelt- und 
Klimaschutz sollen in den nächsten Jahren vorrangig vo-
rangetrieben werden. Allerdings muss die EU, wenn sie 
sich auf einen European Green Deal einigt, insoweit auch 
handlungsfähig sein. Die Frage der Handlungsfähigkeit 
hängt wiederum davon ab, wie sich die Reformdebatte 
weiter entwickelt und welche Richtung die EU am Ende 
einschlägt. Die Szenarien des Weißbuches sollen mit Blick 
auf die am 9. Mai 2020 beginnende Konferenz zur Zu-
kunft Europas nachfolgend diskutiert werden.

Die Szenarien des Weißbuchs lassen sich als Bausteine 
für eine neue Arbeitsmethode und damit für eine Reform 
der EU mit oder ohne Vertragsänderung verwenden. Ge-
genwärtig ist noch offen, welche Rolle die Vorschläge im 
Prozess über die Neuausrichtung der EU spielen werden. 
Interessante Ansätze bieten das Szenario 4 „Weniger, 
aber effizienter“, das sich unter dem Aspekt „Effizien-
ter“ mit Szenario 5 „Viel mehr gemeinsames Handeln“ 
überschneidet, sowie das Szenario 3 „Wer mehr will, tut 
mehr“, das als eine Art Hilfsmotor wirken kann, wenn 
sich die Mitgliedstaaten nicht einigen (vertiefend CAL-
LIESS 2019, S. 105 ff.).

Nach Szenario 4 des Weißbuchs konzentriert sich die EU 
auf einige zentrale Politikfelder, setzt politische Priori-
täten und erhält hier mehr Kompetenzen – vor allem 
auch im Vollzugsbereich. Ein wesentliches Motiv dieses 
Szenarios ist, die oftmals bestehende Kluft zwischen 
europäischen Versprechen einerseits und diesbezüglich 
geweckten Erwartungen der europäischen Bürgerinnen 
und Bürger sowie von der Kompetenzlage her möglichen 
Ergebnisse andererseits zu schließen. Die EU soll hier-
nach in den ausgewählten prioritären Bereichen rascher 
und entschiedener handeln können. Für diese Bereiche 

werden der EU wirksamere Instrumente an die Hand 
gegeben, um gemeinsame Entscheidungen unmittelbar 
um- und durchzusetzen – so wie es heute bereits in der 
Wettbewerbspolitik oder bei der Bankenaufsicht ge-
schieht.

Gesetzgebungsvorschläge der Europäischen Kommissi-
on sollen sich sodann im Schwerpunkt auf diese priori-
tären Bereiche konzentrieren und im Rat – gegebenen-
falls unter Nutzung der Passerellen (vgl. Art. 48 Abs. 7 
EUV) – mit qualifizierter Mehrheit beschlossen werden. 
Für den European Green Deal, konkret die Maßnahmen 
im Bereich der Energie- und Steuerpolitik, ist insoweit 
die Passerelle-Klausel des Art. 192 Abs. 2 des Vertrags 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) 
einschlägig. Dabei handelt es sich um eine idealtypische 
Beschreibung, die in der Realität mit divergierenden po-
litischen Mehrheiten und Handlungsfähigkeiten konfron-
tiert sein kann.

In der Konsequenz würde sich die EU mit Blick auf ihre 
politischen Prioritäten auf die Ausübung einer begrenz-
ten Anzahl an Zuständigkeiten beschränken. Zugleich 
würden die verantwortlichen Institutionen gestärkt und 
die betreffenden Verfahren effizienter ausgestaltet. Im 
Ergebnis geht es darum, dass nach dem Vorbild des eu-
ropäischen Kartellrechts Modelle kooperativer Rechts-
durchsetzung entwickelt werden sollten. Dies setzt funk-
tionsfähige nationale Behörden voraus, die gegebenenfalls 
mit europäischer Hilfe aufgebaut werden müssten. Inso-
weit können Formen der Zusammenarbeit entwickelt 
werden, die vom Informationsaustausch bis hin zu einer 
fachlichen, personellen oder technischen Unterstützung 
durch die europäische Ebene reichen. Hilfreich dafür 
kann die Generaldirektion für Strukturreformen sein 
(Tz. 753; Europäische Kommission – DG Reform 2020), 
die aus dem Structural Reform Support Service (SRSS) 
hervorgegangen ist (WEINZIERL 2015). 

Neben solchen die mitgliedstaatlichen Behörden unter-
stützenden Maßnahmen ist in Ausnahmefällen, etwa bei 
Umweltkrisen, in denen die nationalen Stellen nicht in 
der Lage sind, die europäischen Vorgaben anzuwenden, 
auch an die Schaffung europäischer Handlungsmöglich-
keiten im Sinne einer Auffangverantwortung zu denken.

707.	 Auf anderen nicht priorisierten Gebieten – außer-
halb der Umwelt- und Klimaschutzpolitik – würde die 
EU weniger tun. „Weniger“ kann vor allem eine Über-
prüfung von EU-Gesetzgebungsakten nahelegen. Ein Kern
element ist insofern, den Prinzipien der Subsidiarität und 
der Verhältnismäßigkeit stärker Geltung zu verschaffen. 

Die Zukunft der europäischen Umweltpolitik
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Dies könnte durch einen vom europäischen Gesetzgeber 
verpflichtend zu beachtenden Prüf- und Referenzrah-
men, der die Vorgaben des Art. 5 Abs. 3 und 4 EUV kon-
kretisiert, und institutionelle Vorkehrungen geschehen 
(vertiefend CALLIESS 2019, S. 106 ff.). Im Rahmen der 
Verhältnismäßigkeitsprüfung könnte die Agenda für bes-
sere Rechtsetzung fortentwickelt werden. Ein gesetzge-
berischer Werkzeugkasten („Legislative Toolbox“) 
würde einer flexibleren und insoweit die Kompetenzen 
der Mitgliedstaaten stärker schonenden europäischen 
Gesetzgebung den Weg bereiten (Europäische Kommis-
sion 2018c). 

Nach dem Verständnis des SRU ist ein „Weniger“ im Be-
reich der Umwelt- und Klimaschutzpolitik allerdings 
keine Option. Denn wegen des für das Funktionieren des 
Binnenmarktes bedeutsamen Gleichklangs umweltpoli-
tischer Maßnahmen sowie der Dringlichkeit zahlreicher 
ökologischer Probleme ist eine starke Klima- und Um-
weltpolitik der EU geboten. Diese Einsicht spiegelt sich 
im European Green Deal, mit dem die amtierende Euro-
päische Kommission eine politische Priorität gesetzt hat. 
Die EU könnte jedoch durch die Nutzung von Opt-up-
Klauseln eine dem Subsidiaritätsprinzip entsprechende 
größere Flexibilität bei der Umsetzung europäischer Ge-
setzgebungsakte ermöglichen und so die Mitgliedstaa-
ten in die Lage versetzen, maßgeschneiderte Lösungen 
für bestimmte Politikbereiche einzuführen. Dies würde 
konkret für die europäische Umweltpolitik bedeuten, 
dass die europäische Umweltgesetzgebung auch durch 
einen arbeitsteiligen Mehrebenenansatz auf der Grund-
lage gemeinsamer politischer Zielvorstellungen, Min-
deststandards und Opting-up-Möglichkeiten gekenn-
zeichnet sein könnte (CALLIESS 1999, S. 199 ff.), wie 
dies bereits durch die Schutzverstärkungsklausel des 
Art. 193 AEUV angelegt ist. 

708.	 Wo kein Konsens über notwendige Reformschritte 
zu erreichen bzw. die Umsetzung von politischen Prio-
ritäten wie dem European Green Deal gefährdet ist, gilt 
es zur Sicherung der Handlungsfähigkeit, die zukünftige 
Architektur flexibler (und damit zugleich dynamischer) 
zu gestalten (allgemein dazu THYM 2004; konkret CAL-
LIESS 2019, S. 114 ff.). Dabei intendiert das Szenario 
eines „Wer mehr will, tut mehr“ kein statisches „Europa 
der verschiedenen Geschwindigkeiten“, das parallele und 
voneinander getrennte Räume einführen würde. Viel-
mehr zielt es darauf ab, dass eine Pioniergruppe voran-
geht und im Wege vertiefter Integration ein positives Bei-
spiel schafft, dessen Ausstrahlungswirkung in Form der 
mit der Mitgliedschaft verbundenen Vorteile andere Mit-
gliedstaaten motiviert, sich anzuschließen. Im Zuge des-

sen würde eine vertiefte Integration zwischen Pionieren 
zusätzliche Räume schaffen, in denen die dazu fähigen 
und willigen Mitgliedstaaten bestimmte Politikbereiche 
der heutigen EU punktuell vertiefen oder auch neue 
Politikbereiche erschließen können. Im Kontext des 
European Green Deal könnten dazu zum Beispiel die 
Energie- und Steuerpolitik gehören (Kasten 8-7). Ein 
Beispiel für ein Vorangehen einzelner Mitgliedstaaten 
könnte der gegenwärtig diskutierte Vorschlag eines CO2-
Mindestpreises sein, der zunächst nur in einigen Mit-
gliedstaaten gelten würde. 

Wenn jeder willige und dazu fähige Mitgliedstaat jeder-
zeit einer Pioniergruppe beitreten können soll, dann dür-
fen die Pioniergruppen aus Gründen der Kohärenz keine 
neuen Institutionen gründen. Vielmehr würden die be-
stehenden EU-Institutionen genutzt und ihre Verfahren 
und Entscheidungsbefugnisse für die jeweilige Pionier-
gruppe erweitert. In diesen würde die Mehrheitsentschei-
dung, vermittelt über Art. 333 AEUV, zur Regel. Europä-
ische Kommission und EuGH würden im Verhältnis 
zwischen EU und Pioniergruppen die Kohärenz sichern, 
im Rat und Europäischen Parlament entschieden nur die 
Mitglieder der jeweiligen Pioniergruppe. Möglich wäre 
auch, dass jede Pioniergruppe ihren eigenen Haushalt 
hätte, der sich aus den Beitragszahlungen der Pionier-
staaten speisen würde. Übertragen auf den Umwelt- und 
Klimaschutz würde das bedeuten, dass die neue Arbeits-
weise helfen könnte, bestehende Blockaden zu umgehen.

8.1.5	 Konkretisierung der neuen 
Arbeitsmethode durch eine 
arbeitsteilige Zusammen­
arbeit in der Umweltpolitik

709.	 Die aus Abschnitt 8.1.4 resultierende Arbeitsmetho-
de soll für den Bereich der Umweltpolitik nunmehr aus 
Sicht des SRU konkretisiert werden. Insgesamt spricht viel 
dafür, Umweltprobleme auf EU-Ebene zu adressieren 
(Tz. 693 ff.). Eine umweltpolitische Regelung auf der eu-
ropäischen Ebene im Mehrebenensystem stellt aber nicht 
immer die beste Lösung dar, denn eine zentrale EU-Um-
weltpolitik kann unter Umständen auch Nachteile mit sich 
bringen. Erstens findet europäischer Umweltschutz 
manchmal mit zeitlicher Verzögerung und unter Umstän-
den ohne große Ambitionen statt. Zweitens sind die 
Ausgangsbedingungen in den Mitgliedstaaten unterschied-
lich. Dies gilt in Bezug auf ihre ökonomische Entwicklung, 
ihre geografische Lage, ihre Besiedlungsdichte, die ökolo-
gischen Verhältnisse und auch im Hinblick auf das 



480

Die Zukunft der europäischen Umweltpolitik

Umweltbewusstsein der Bevölkerung. Daher ist es nicht 
selbstverständlich, dass die Umweltprobleme in den Mit-
gliedstaaten nach einheitlichen Konzepten gelöst werden 
können. Für eine Regelung auf der Ebene der Mitgliedstaa-
ten – oder auch regional oder kommunal – kann drittens 
auch sprechen, dass vor Ort die Detailkenntnis von Pro
blemen, Bedürfnissen und ökologischen Besonderheiten 
am größten ist. Auf der dezentralen Handlungsebene exis-
tiert viertens auch die auf EU-Ebene vielfach vermisste 
Öffentlichkeit. In der heutigen hochkomplexen Welt leis-
tet diese einen wichtigen Beitrag zur Qualität von Infor-
mationen, zu den darauf basierenden Entscheidungen und 
damit zur Governance.

Zwischen dem Bedarf an zentralen Regelungen (im Sinne 
des Solidaritätsprinzips) und den Vorteilen dezentraler 
Regelungen (im Sinne des Subsidiaritätsprinzips) kann 
sich somit auch in der Umweltpolitik ein Spannungsver-
hältnis eröffnen (CALLIESS 1999, S. 185 ff.). Das ist vor 
allem dann der Fall, wenn die Handlungsspielräume der 
dezentralen Ebenen durch den Vorrang des EU-Rechts 
und seine Sperrwirkung eingeengt werden. Richtlinien 
der EU besitzen zwar oftmals eine Opting-up-Klausel, 
die den Mitgliedstaaten eine Schutzverstärkung und 
somit das Ergreifen weitergehender Maßnahmen erlaubt. 
Allerdings besteht dann das Risiko, dass auch solche Län-
der eine Schutzverstärkung unterlassen, die sich auf-
grund ihrer wirtschaftlichen Stärke mehr Umweltschutz 
leisten könnten und auch müssten, weil sie die Umwelt 
stärker belasten. Gerechtfertigt wird dies oftmals unter 
Berufung auf den Minimalstandard in Europa und auf ein 
insofern behauptetes Diskriminierungsverbot, sodass die 
Mitgliedstaaten unterhalb der nationalen umweltpoli
tischen Erfordernisse bleiben.

710.	 Die grundsätzliche Sperrwirkung des EU-Rechts 
kann als Rechtfertigung dienen, nationale Maßnahmen 
im Umweltschutz hinauszuzögern. Ein solcher Konflikt 
zwischen Subsidiaritäts- und Solidaritätsprinzip sollte 
aber nicht dazu führen, eine Umweltpolitik auf interna-
tionaler bzw. europäischer Ebene abzulehnen. Die Glo-
balisierung der Wirtschaft erfordert das Entstehen einer 
von Wettbewerbsverzerrungen freien, fairen und auch 
umweltgerechten Wirtschaftsordnung. Eine Konsequenz 
davon ist auch die Internationalisierung der die Wirt-
schaft flankierenden Politiken. Dementsprechend ist der 
Kompetenz der EU zur Verwirklichung des europäischen 
Binnenmarktes (Art. 26 AEUV) die Kompetenz zu einer 
europäischen Umweltpolitik (Art. 191 ff. AEUV) gefolgt. 
Wenn die EU auf dem Gebiet des Umweltschutzes tätig 
wird, wird außerdem ein positiver Effekt für das „Öko-
system Europa“ erzielt.

Vorgeschlagen wird hier deshalb, auf der Grundlage des 
Art. 5 EUV ein Modell der differenzierten Kompetenz
ausübung im Umweltschutz zu entwickeln, das EU-wei-
te Regelungen ermöglicht und gleichzeitig notwendige 
nationale und regionale Differenzierungen erlaubt, indem 
Handlungsspielräume für die dezentralen Regelungsebe-
nen verbleiben. Die Differenzierungen sollten allerdings 
auf Schutzverstärkungen beschränkt sein. Das bedeutet, 
dass nur ein Abweichen nach oben möglich sein soll. 
Damit würde auch dem Spannungsverhältnis zwischen 
Solidaritäts- und Subsidiaritätsprinzip Rechnung getra-
gen werden. In einigen Bereichen würde die EU-Rege-
lung dann nur einen Mindeststandard festsetzen, der es 
den Mitgliedstaaten (und den Regionen) ermöglicht, 
notwendige schutzverstärkende Maßnahmen beizube-
halten und neu einzuführen. Dieser Ansatz setzt aller-
dings voraus, dass die Mitgliedstaaten von der Möglich-
keit der Schutzverstärkung auch Gebrauch machen, um 
die jeweilige Regelung an die konkreten Gegebenheiten 
anzupassen.

711.	 Für die Kompetenzabgrenzung lässt sich unter Be-
achtung des Subsidiaritätsprinzips eine generelle Ten-
denz festlegen. Die EU könnte zum Beispiel ihre Kom-
petenz ausüben, um die allgemeinen umweltpolitischen 
Rahmenbedingungen festzulegen und Kriterien und Me-
chanismen für eine am Verursacherprinzip orientierte 
Kostenzurechnung der Umweltverschmutzung zu ent-
wickeln. Sie könnte weiterhin Mindestnormen für um-
weltrelevante Verfahrensvorschriften festlegen, wie dies 
zum Beispiel mit der UVP-Richtlinie 85/337/EWG oder 
der Umweltinformationsrichtlinie 2003/4/EG geschehen 
ist, und Mindestnormen für Emissionen und Pro-
duktstandards erlassen.

Den Mitgliedstaaten fällt die Aufgabe zu, die Unions-
vorschriften umzusetzen und anzuwenden. Dabei steht 
ihnen die Kompetenz zu, die europäischen Rahmen-
vorschriften nach den Bedürfnissen ihrer jeweiligen 
örtlichen Umweltsituation und den daraus resultieren-
den Notwendigkeiten durch regional angepasste Kon-
zepte im Sinne einer Schutzverstärkung auszufüllen, 
fortzuentwickeln sowie zu verschärfen und damit be-
stehende Ambitionslücken zu adressieren. Der Inte
grationsstand wird dabei durch den EU-einheitlichen 
Mindeststandard gewahrt, der ein allzu weites Ausein-
anderdriften der Standards und damit spürbare Wett-
bewerbsverzerrungen im Binnenmarkt verhindert. Ein 
solches Abweichen nach oben könnte auch entspre-
chend dem oben vorgestellten Ansatz (Tz. 708) in 
Pioniergruppen erfolgen und damit auch die positive 
Umweltwirkung verstärken (Kasten 8-7). Überdies ist 
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jede Schutzverstärkung – analog zu Art. 114 Abs. 4 bis 
6, Art. 193 AEUV – an ein unionsrechtliches Verfahren 
der Mitteilung und Kontrolle zu koppeln. Es lässt sich 
bei diesem Ansatz von einer komplementären Flexi
bilität sprechen. Rechtlich lässt sich jene der Notwen-
digkeit von Differenzierung Rechnung tragende Aus
legung auf Art. 5 EUV stützen, der eine solche 
progressive Subsidiarität ermöglicht (ausführlich CAL-
LIESS 1999, S. 240 ff.). 

712.	 Ausdrückliche Differenzierungsmöglichkeiten er-
geben sich bereits aus Art. 193 AEUV. Die Norm des 
Art. 193 AEUV wird als Schutzverstärkungsklausel be
zeichnet. Sie räumt den Mitgliedstaaten einen Spielraum 
für ein an die jeweiligen ökologischen Gegebenheiten 
angepasstes, dezentrales Opting-up ein. Trotz vorrangi
gem und bindendem EU-Recht bleiben Handlungsbe-
fugnisse der Mitgliedstaaten (und ihrer Regionen) 
durch Art. 193 AEUV erhalten, indem die Sperrwirkung 
von Maßnahmen, die auf Art. 192 AEUV gestützt wer-
den, auf ein Mindestmaß beschränkt wird. Über das 
Mindestmaß kann dezentral hinausgegangen werden, 
womit die Schutzverstärkungsklausel eine dem Span-
nungsverhältnis zwischen Subsidiaritäts- und Solida
ritätsprinzip Rechnung tragende Umweltpolitik ermög-
licht. Entsprechend bringt eine solche nationale 
Differenzierung Vorteile mit sich. So können Mitglied-
staaten, in denen ein größerer Problemdruck herrscht 
und in denen eine stärker sensibilisierte Wählerschaft 
Umweltschutzinteressen größere Durchsetzungschan-
cen verleiht, vorangehen. Ein Beispiel dafür sind Mit-
gliedstaaten, die sich zu ambitioniertem Klimaschutz 
verpflichtet haben: So will Dänemark seine Treibhaus-
gasemissionen bis 2030 im Vergleich zu 1990 um 70 % 
reduzieren (Klima, Energi- og Forsyningsministeriet 
2019) und Finnland möchte bis 2035 CO2-Neutralität 
erreichen (Finnish Government 2019, S. 33 ff.). Solche 
Vorreiterstaaten leisten ökologische Pionierdienste, 
indem eine schutzverstärkende Regelung erprobt wird, 
die dann Nachzieheffekte auf EU-Ebene auslösen kann 
(SRU 2016, Tz. 36 ff.). Bestehendes EU-Umweltrecht 
kann hierdurch zudem einem dynamisierenden Anpas-
sungsdruck an den aktuellen Stand der Technik ausge-
setzt werden. Die Schutzverstärkungsmöglichkeit er-
leichtert ferner die Entscheidungsfindung bei den 
Verhandlungen im Rat. Droht die Möglichkeit eines na-
tional höheren Schutzniveaus, kann dies zu einer Eini-
gung auf höherem Niveau führen. Zumindest wird aber 
dem Mitgliedstaat die Akzeptanz eines Kompromisses 
bzw. eines Überstimmtwerdens erleichtert. Nicht zu-
letzt werden in den Mitgliedstaaten Akzeptanz und 
Glaubwürdigkeit der EU-Regelungen gefördert.

8.1.6	 Umweltpolitische Prinzipien
713.	 Die EU steht wie dargestellt vor der Notwendig-
keit, ihre Handlungsfähigkeit zu erhalten, was auch für 
eine effektive Umweltpolitik erforderlich ist. Diese liegt 
in der Verantwortung der EU wie durch das Primärrecht 
klar zum Ausdruck kommt. So zählt gemäß Art. 3  Abs. 3 
S. 2 EUV ein hohes Maß an Umweltschutz und die Ver-
besserung der Umweltqualität zu den grundlegenden 
Zielen der EU. Art. 4 Abs. 2 lit. e AEUV nennt die Umwelt 
als einen der „Hauptbereiche“ geteilter Zuständigkeit, 
was die Bedeutung des Umweltschutzes als gleichran-
giges und eigenständiges wesentliches Ziel der EU neben 
den anderen Zielen spiegelt (NETTESHEIM in: 
GRABITZ/HILF/NETTESHEIM 2019, Art. 191 AEUV 
Rn. 16). Art. 11 AEUV verlangt, die Erfordernisse des 
Umweltschutzes politikfeldübergreifend bei allen Uni-
onspolitiken und -maßnahmen einzubeziehen. Der Um-
weltschutz stellt demnach ein „öffentliches Gemein-
schaftsinteresse“ im Sinne eines notwendigen und 
primären Unionszweckes dar, der legitimierend wirkt 
(KAHL in: STREINZ 2018, Art. 191 AEUV Rn. 18–26). 
Vergleichbare, wenn auch schwächere Bestimmungen 
gibt es auch zum Beispiel im Bereich des Verbraucher- 
und Gesundheitsschutzes, allerdings ist das Integrati-
onserfordernis zugunsten des Umweltschutzes am 
stärksten ausgeprägt. Es gibt beträchtliche Synergien 
zwischen Umwelt-, Gesundheits- und Verbraucher-
schutz sowie Integrationsbestimmungen, die sich ge-
genseitig verstärken können.

Art. 191 AEUV spezifiziert die Ziele der Umweltpolitik 
der EU. Diese sind gemäß Abs. 1:

ɦɦ Erhaltung und Schutz der Umwelt sowie Verbesse-
rung ihrer Qualität,

ɦɦ Schutz der menschlichen Gesundheit,

ɦɦ umsichtige und rationelle Verwendung der natürli-
chen Ressourcen und

ɦɦ Förderung von Maßnahmen auf internationaler Ebene 
zur Bekämpfung regionaler oder globaler Umwelt
probleme und insbesondere zur Bekämpfung des 
Klimawandels. 

Um diesen Zielen des Art. 191 AEUV besser gerecht zu 
werden, lässt sich aus den vorgestellten Szenarien 3, 4 
und 5 des Weißbuchs ein Modell für eine arbeitsteilige 
Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten im Bereich der Um-
weltpolitik entwickeln. Dieses kann durch seine größe-
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re Flexibilität gleichzeitig auch dazu beitragen, die un-
terschiedlichen Gegebenheiten der Mitgliedstaaten in 
diesem Bereich abzubilden.

8.1.6.1	 Vorsorgeprinzip

714.	 Das Vorsorgeprinzip ist in Art. 191 Abs. 2 AEUV ver-
ankert, der ausdrücklich vorsieht, dass die Umweltpolitik 
der EU unter anderem auf den „Grundsätzen der Vorsor-
ge und Vorbeugung“ beruht. Er verpflichtet die EU, in 
ihrer Umweltpolitik auf ein hohes Schutzniveau abzuzie-
len. Der EuGH hat das Vorsorgeprinzip dahingehend kon-
kretisiert, dass die EU-Organe Schutzmaßnahmen treffen 
können, wenn das Vorliegen und der Umfang von Gefah-
ren für die menschliche Gesundheit ungewiss sind, also 
ein bloßes Risiko besteht. Sie müssen somit nicht abwar-
ten, bis das Vorliegen und die Größe dieser Gefahren klar 
dargelegt sind (EuGH, Urt. v. 05.05.1998, Rs. C-157/96). 
Dies gilt entsprechend für alle Umweltschutzgüter. Dabei 
bedeutet der Begriff des Risikos, dass ein gewisser Grad 
an Wahrscheinlichkeit besteht, dass die negativen Um-
weltauswirkungen, die durch den Erlass der Maßnahme 
gerade vermieden werden sollen, eintreten können. Bevor 
also die öffentliche Stelle eine vorsorgende Maßnahme 
trifft, muss sie eine Risikobewertung vornehmen, die sich 
aus einer wissenschaftlichen Beurteilung und einer poli-
tischen Bewertung zusammensetzt (SRU 2012b, Tz. 35 ff.). 
Dabei ist dem Ziel des hohen Schutzniveaus der europäi-
schen Umweltpolitik Rechnung zu tragen. Die wissen-
schaftliche und praktische Unsicherheit, die vom Begriff 
der Vorsorge nicht zu trennen ist, wirkt sich auf den Um-
fang des Ermessens und damit auch auf die Anwendung 
des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes aus. Die ergriffenen 
Maßnahmen müssen objektiv und dürfen nicht diskrimi-
nierend sein (EuGH, Urt. v. 22.12.2010, Rs. C-77/09). Der 
EuGH ist zudem der Auffassung, dass Art. 191 Abs. 2 AEUV 
zwar vorsieht, dass die Umweltpolitik auf dem Vorsorge-
prinzip beruht, dieses Prinzip aber auch im Rahmen an-
derer Politiken der EU anzuwenden ist, insbesondere der 
Politik zum Schutz der öffentlichen Gesundheit, sowie 
dann, wenn die EU-Organe aufgrund der gemeinsamen 
Agrarpolitik oder der Binnenmarktpolitik Maßnahmen 
zum Schutz der menschlichen Gesundheit erlassen 
(EuGH, Urt. v. 01.10.2019, Rs. C-616/17).

Zur Debatte um Innovations- und 
Vorsorgeprinzip
715.	 Das Innovationsprinzip ist ein auf europäischer 
Ebene kontrovers diskutierter Begriff, der von einigen 
Akteuren insbesondere aus der Wirtschaft als Gegen
gewicht zum Vorsorgeprinzip verstanden wird. Von dieser 
Seite wird befürchtet, dass das Vorsorgeprinzip die 

Entwicklung neuer Technologien behindern und das 
Innovationspotenzial der europäischen Wirtschaft 
beschädigen könne. Daraus erwächst die Forderung, ein 
Innovationsprinzip in die Verträge einzuführen 
(BusinessEurope et al. 2015). Demgegenüber hat be-
reits die Erwähnung des Innovationsprinzips in Texten 
zum EU-Forschungsprogramm „Horizon Europe“ zu Pro-
testen von Nichtregierungsorganisationen geführt 
(Global Health Advocates 2019), die – ebenso wie eini-
ge Mitgliedstaaten der EU – dadurch eine Schwächung 
des Vorsorgeprinzips befürchten.

Da sich wissenschaftliche Akteure und Unternehmen 
zum Schutz ihrer Innovationsfreiheit entlang der Kette 
von Forschung, Entwicklung und Produktion auf die 
in  der Europäischen Grundrechtecharta verankerten 
Grundrechte des Art. 13 (Wissenschaftsfreiheit), Art. 15 
(Berufsfreiheit) und Art. 17 (Eigentumsrecht) berufen 
können(EPSC 2016), sind Innovationen seit jeher als 
rechtliches Schutzgut anerkannt. Dieses ist in der euro-
päischen Gesetzgebung mit den Belangen des Umwelt-
schutzes und des Vorsorgeprinzips (vgl. Art. 191 Abs. 1 
und 2 AEUV) in einen verhältnismäßigen Ausgleich zu 
bringen. Hieran würde die Einführung eines eigenstän-
digen Innovationsprinzips nichts ändern, da ein Prinzip 
im Recht eine geringere Wirkkraft als individuelle Grund-
rechte entfaltet. Aus rechtlicher Sicht ist ein Innovati-
onsprinzip daher überflüssig und würde allenfalls sym-
bolische Bedeutung entfalten.

716.	 Das vorgeschlagene Innovationsprinzip soll nach 
Auffassung seiner Befürworterinnen und Befürworter 
dazu beitragen, die europäische Gesetzgebung innovati-
onsfreundlicher auszugestalten. Regulierung wird aus 
dieser Perspektive allein als Hemmnis für Innovationen 
betrachtet. Aus Sicht des SRU ist eine solche Sichtweise 
verkürzend. Die Transformationsforschung hat anhand 
von Innovationsprozessen gezeigt, dass es oftmals nicht 
ausreicht, Innovationen zu fördern. Vielmehr ist insbe-
sondere in der Übergangsphase der Innovation von der 
Nische in den breiten Markt eine flexible politisch-regu-
lative Steuerung durch den Staat erforderlich, die einen 
stabilen Rahmen schafft, der den Unternehmen die not-
wendige Planungs- und Investitionssicherheit vermittelt 
(s. vertieft SRU 2016, S. 29–33 m. w. N.). Dies geschieht 
überwiegend durch Regulierung, die daher auch ein Trei-
ber von Innovationen sein kann (EPSC 2016, S. 5). Nicht 
zuletzt können dadurch erwünschte Innovationen ange-
reizt und gelenkt werden, um wichtige Gemeinwohl
ziele wie etwa den Umweltschutz zu fördern. Gerade die 
enormen ökologischen Herausforderungen der Gegen-
wart – zum Beispiel Klimaschutz und Kreislaufwirt-
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schaft – verlangen sogar tiefgreifende Innovationen, die 
ohne entsprechende Regulierungen oftmals nicht oder 
nicht schnell genug zu erwarten sind. Abgesehen davon 
haben empirische Untersuchungen gezeigt, dass durch 
Regulierung angestoßene Innovationen auch die Wett-
bewerbsfähigkeit verbessern und die Erschließung neuer 
Märkte erleichtern können. Eine solche Perspektive ist 
Grundlage des European Green Deal.

717.	 Innovationen finden somit notwendig in einem re-
gulativen Rahmen statt, innerhalb dessen auch das Vor-
sorgeprinzip relevant ist. Dabei ist hervorzuheben, dass 
Regulierung in erster Linie dazu dient, wichtige Gemein-
wohlbelange zu realisieren; sie stellt somit als grundle-
gende Handlungsform der EU nicht nur eine Handlungs-
möglichkeit, sondern einen aus den Verträgen folgenden 
Handlungsauftrag dar. Dies folgt für den Umweltbereich 
aus Art. 11 und 191 AEUV, für den Gesundheitsschutz 
aus Art. 168 AEUV sowie für den Verbraucherschutz aus 
Art. 12 und 169 AEUV (EPSC 2016, S. 3). Dabei unter-
liegen diese Handlungsaufträge immer den allgemeinen 
Anforderungen der Subsidiarität und Verhältnismäßig-
keit (Tz. 713 ff.).

In diesem Rahmen ist – zuvorderst vom Gesetzgeber – 
im Lichte des Verhältnismäßigkeitsprinzips zu prüfen, 
welche Form der Regulierung eine innovationsoffene, 
aber zugleich vorsorgeorientierte Umweltpolitik ange-
messenen verwirklicht (EPSC 2016, S. 3). Dies gilt auch 
in Bezug auf den Zeitpunkt der Regulierung. Sie kann in 
der Phase von Forschung und Entwicklung, des Nischen-
markts oder der Marktdurchdringung erfolgen und neue, 
reife oder erstarrte Märkte betreffen. Zudem kann eine 
Nachsteuerung notwendig sein, wenn sich die regulier-
ten Handlungsfelder verändern oder ganz neue Materien 
betroffen sind (z. B. die Nanotechnologie). Auch expe-
rimentelle Regulierung, die beispielsweise für bestimm-
te Tätigkeiten und zeitlich begrenzt eine Abweichung von 
bestehenden Standards zulässt, kann innovative Ansät-
ze befördern (RANCHORDÁS 2015). Regulierung kann 
im Ergebnis also als Innovationsmotor wirken, was ins-
besondere aus dem Wechselspiel zwischen dem Wettbe-
werb mit Regeln und Praktiken des bestehenden Feldes 
einerseits und der Beeinflussung von politischen Ziel-
vorgaben und Maßnahmen, technologischer Innovation 
und Marktdynamik andererseits geschieht (SRU 2016, 
Kap. 1). Ein Beispiel sind sogenannte Top-Runner-Re-
gulierungen, die in regelmäßigen Abständen das energie- 
oder ressourceneffizienteste Produkt zum neuen, für die 
ganze Branche zu erreichenden Standard erklären (JEP-
SEN et al. 2011). Der Neueinführung eines Innovations-
prinzips bedarf es zu alledem nicht.

8.1.6.2	 Integrationsprinzip bzw. 
Querschnittsklausel

718.	 Besonders wichtig für das Verständnis der europä-
ischen Umweltpolitik und ihre Fortentwicklung ist Art. 11 
AEUV, das Integrationsprinzip bzw. die Querschnitts-
klausel. Art. 11 AEUV ist ein maßgebliches Instrument 
der Umsetzung des Grundsatzes der nachhaltigen Ent-
wicklung im EU-Recht. Er lässt sich als primärrechtli-
ches Gebot zur Durchführung einer strategischen Kon
trolle der Umweltverträglichkeit verstehen, die nicht nur 
auf Einzelmaßnahmen, sondern auch auf Politiken, Pro-
gramme, Pläne und Gesetze ausdehnt wird. Die Quer-
schnittsklausel beinhaltet die Prüfung der Umweltver-
träglichkeit für das gesamte Tätigkeitsspektrum der EU 
(APPEL in: KOCH/HOFMANN/REESE 2018, § 2 Rn. 44). 
Die Belange des Umweltschutzes sind zu berücksichti-
gen und mit gegenläufigen Interessen abzuwägen. Diese 
Abwägung ist durch zwei Aspekte geprägt: Zum einen 
sind die Vorgaben des Art. 191 Abs. 1 und 2 AEUV – ins-
besondere das Vorsorgeprinzip – in der Abwägung zur 
Geltung zu bringen. Zum anderen gibt der Begriff des 
Einbeziehens vor, dass die Umweltbelange nicht einfach 
„weggewogen“ werden dürfen. Vielmehr müssen sie in-
tegrativer Bestandteil der Maßnahme sein und die jewei-
lige Maßnahme der EU sichtbar mitprägen (CALLIESS 
1998). Dieses Argument hat in dem Maße an Gewicht 
gewonnen, in dem die Belastung der Umwelt zugenom-
men hat und die Erkenntnis wächst, dass Umweltschutz-
güter wie Ökosysteme, Umweltmedien und Klima viel-
fach eng miteinander verknüpft sind und daher starke 
Zusammenhänge zwischen einzelnen Umweltbereichen 
und -problemen bestehen. Die insofern bestehende ge-
setzgeberische Gestaltungsfreiheit ist somit überschrit-
ten, wenn die Maßnahme erkennbar einseitig zulasten 
des Umweltschutzes ausgestaltet ist. Eine solche Maß-
nahme, die aller Wahrscheinlichkeit nach zu erheblichen, 
spürbaren Umweltbeeinträchtigungen führen würde, darf 
nach Art. 11 AEUV nicht erlassen werden. Eine Politik, 
die diese Grenze überschreitet, wäre als Verstoß gegen 
Art. 11 AEUV rechtswidrig. Bislang hat diese Erkenntnis 
allerdings nicht dazu geführt, dass die Integration des 
Umweltschutzes in andere Politikbereiche tatsächlich 
gelungen ist.

Die EU bildet gemeinsam mit den Mitgliedstaaten einen 
Umweltverbund, um die Erfordernisse des Umweltschut-
zes zu verwirklichen. In diesem werden auf verschiede-
nen Ebenen Regelungen geschaffen bzw. umgesetzt und 
vollzogen, um insgesamt das geforderte hohe Umwelt-
schutzniveau zu erreichen. Art. 11 AEUV, der die exter-
ne Integration von Umweltbelangen bei der Festlegung 
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und Durchführung der Unionspolitiken und -maßnah-
men fordert (APPEL in: KOCH/HOFMANN/REESE 2018, 
§ 2 Rn. 44), richtet sich zunächst nur an die EU selbst. 
Da das EU-Recht aber regelmäßig durch die Mitgliedstaa-
ten umgesetzt und angewandt wird, sind diese bei der 
Durchführung des europäischen Umweltrechts ebenfalls 
an die Vorgaben der Art. 11 und 191 AEUV gebunden 
(CALLIESS in: CALLIESS/RUFFERT 2016, Art. 11 AEUV 
Rn. 11).

Aus der Querschnittsklausel wird in der Regel auch ein 
Prinzip der Nachhaltigkeit gefolgert, insbesondere aus 
dem Zusammenspiel dieser Norm mit der Formulierung 
in der Präambel und Art. 3 Abs. 3 S. 2 und Abs. 5 S. 2 
EUV. Damit steht die Verpflichtung der EU auf den 
Grundsatz der nachhaltigen Entwicklung außer Frage 
(CALLIESS 1998). Dieser Grundsatz umfasst eine um-
weltgerechte, an der Tragekapazität der ökologischen 
Systeme ausgerichtete Koordination der ökonomischen 
Prozesse sowie soziale Ausgleichsprozesse.

8.2	 Herausforderungen der 
europäischen Umwelt­
politik

719.	 Nachfolgend sollen anhand der Kapitel 2 bis 7 des 
Umweltgutachtens Erforderlichkeit und Herausforde
rungen des Umwelt- und Klimaschutzes auf der euro
päischen Ebene diskutiert und anhand konkreter Beispiele 
verdeutlicht werden. In Bezug auf die Herausforderungen 
kann konstatiert werden, dass in den letzten Jahren auf 
europäischer Ebene teilweise unzureichende Zielsetzun-
gen getroffen wurden, wenn Regulierungen fortgeschrie-
ben oder neu geschaffen wurden. Umweltbelange werden 
nicht ausreichend in die ökologisch problematischen Sek-
torpolitiken integriert. Auf der Ebene der Mitgliedstaaten 
ist zudem festzustellen, dass zum einen Richtlinien man-
gelhaft umgesetzt werden. Zum anderen werden Umwelt-
vorschriften mitunter auch Jahrzehnte nach Inkrafttreten 
nicht effektiv vollzogen.

Kasten 8-1: �Betrachtung von 
Flussgebietseinheiten in der 
Wasserrahmenrichtlinie

Effektiver Gewässerschutz ist nur möglich, wenn er 
sich an den natürlichen Einzugsgebieten der Gewäs-
ser orientiert. Genau dies ist ein wesentliches Charak-

teristikum der Wasserrahmenrichtlinie 2000/60/EG 
(Tz. 269 ff.). Sie gibt vor, dass die Mitgliedstaaten 
sogenannte Flussgebietseinheiten definieren sollen. 
Diese bilden die Haupteinheit für die Bewirtschaftung 
der Gewässer, die die Erreichung der Ziele der Was-
serrahmenrichtlinie sicherstellen soll. Wenn sich Fluss
gebietseinheiten über Staatsgrenzen hinweg erstrecken, 
müssen die jeweiligen Mitgliedstaaten die Schutzmaß-
nahmen aufeinander abstimmen. Das darin zum Aus-
druck kommende Kooperationsprinzip gilt für alle 
Verwaltungseinheiten, die innerhalb einer Flussgebiets
einheit für die Gewässerbewirtschaftung zuständig 
sind, also zum Beispiel für regional oder lokal zustän-
dige Behörden (Art. 3 Wasserrahmenrichtlinie). Im 
Detail erfolgt die Bewirtschaftung anhand von Bewirt-
schaftungsplänen und Maßnahmenprogrammen, in 
denen konkrete Schritte festgelegt werden, um den 
guten Gewässerzustand zu erreichen. Es gilt ein ma-
terielles Verbesserungsgebot. Unabhängig davon be-
steht ein Verschlechterungsverbot, welches nach der 
Rechtsprechung auch im Rahmen von Projektzulas-
sungen zu prüfen ist. 

In der Praxis kann die Koordination der zuständigen 
Behörden eine durchaus anspruchsvolle Aufgabe dar-
stellen, zumal wenn in mehreren Mitgliedstaaten ganz 
unterschiedlich aufgebaute Verwaltungseinheiten mit 
möglicherweise unterschiedlichen Schutzansätzen zu-
sammenarbeiten müssen (KRAEMER 2012). Die Was-
serrahmenrichtlinie wurde 2019 einem Fitness Check 
unterworfen, der das Ergebnis hatte, dass sie für ihren 
Zweck geeignet ist („fit for purpose“) (Europäische 
Kommission 2019b). Die Europäische Kommission 
wies im Fitness Check darauf hin, dass der bislang 
mangelnde Erfolg der Wasserrahmenrichtlinie auch 
darauf zurückzuführen ist, dass es schwierig ist, einen 
gemeinsamen Steuerungsrahmen aufzustellen. Erfor-
derlich wäre für einen Erfolg der Richtlinie auch die 
vollständige Umsetzung anderer EU-Rechtsvorschrif-
ten, wie der Nitratrichtlinie 91/676/EWG und der 
Richtlinie über die Behandlung von kommunalem Ab-
wasser 91/271/EWG, sowie eine bessere Integration 
von Gewässerschutz betreffenden Zielvorgaben in an-
dere Sektorpolitiken wie Landwirtschaft, Energie oder 
Verkehr (Europäische Kommission 2019b).

720.	 Ergänzend wird ein weiteres Argument für ein Tä-
tigwerden der EU unter dem Stichwort der „Ubiquität“ 
in die Debatte eingebracht (KRAEMER 2019). Tritt ein 
Problem an vielen Stellen in ähnlicher Form auf, ist es 
„allgegenwärtig“ (ubiquitär) und häufig das Ergebnis der 
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gleichen Treiber und Trends in allen Mitgliedstaaten. 
Vergleichbar mit der Ubiquität ist der Gedanke der gleich-
wertigen Lebensverhältnisse oder der Herstellung eines 
gleichwertigen Sicherheitsniveaus (REESE 2019, S. 696). 
In solchen Fällen kann eine EU-Politik oder -maßnahme 
als erforderlich angesehen werden, wenn sie einen all
gemeinen Treiber (z. B. ein Produkt wie Kraftfahrzeuge 
oder Flugzeuge) adressiert und dadurch die Lösung des 
Umweltproblems erleichtert. Dies kann durch subsidiäre 
Unterstützung, Festlegung institutioneller Rahmenbe-
dingungen und einheitlicher Messverfahren, Planungs-
mechanismen, Forschung zur Festlegung von Grundla-
gen und Überwachung des Fortschritts, Datenaustausch, 
Berichterstattung, Erfahrungsaustausch oder politisches 
Lernen erfolgen.

Kasten 8-2: �Lärm als ubiquitäres Problem

Umgebungslärm ist ein persistentes, in allen europä-
ischen Mitgliedstaaten auftretendes Umweltproblem, 
das bislang unzureichend adressiert wird. Es ist allge-
genwärtig, also ubiquitär (Tz. 356 ff.). Dies spricht 
dafür, Lärm auf europäischer Ebene zu erfassen und 
strategisch zu behandeln. Ein solches ubiquitäres Um-
weltproblem lässt sich besser lösen, wenn die EU Mit-
tel zur Verfügung stellt und wenn auf EU-Ebene ein 
zumindest formelles Rahmenregelwerk existiert, wie 
mit dem Problem umgegangen werden soll, um die 
Erhebung von europaweit einheitlichen Daten zu för-
dern, Baselines aufzustellen und gemeinsame Bewer-
tungen zu erarbeiten (KRAEMER 2019).

721.	 Wenn es sich beim Treiber um ein Produkt han-
delt, korrespondiert dies mit der binnenmarktbezoge-
nen Dimension europäischer Umweltpolitik. Insoweit 
verfolgt die Regulierung auf europäischer Ebene vor 
allem von umweltbezogenen Produktstandards den 
Zweck, das Funktionieren des Binnenmarktes zu gewähr-
leisten. Zum einen können Maßnahmen der EU erfor-
derlich sein, damit der Wettbewerb im Binnenmarkt 
nicht verzerrt wird. Verzerrungen würden sich mögli-
cherweise aus unterschiedlichen Maßnahmen auf der 
Ebene der Mitgliedstaaten ergeben. Hat beispielsweise 
nur ein Mitgliedstaat Regeln, die die Umweltschutz
anforderungen an Produkte betreffen, so könnte er mit 
Blick auf diese Regulierung die Einfuhr von Produkten 
aus anderen Mitgliedstaaten verhindern. Durch die Har-
monisierung von Normen sowie durch einheitliche Stan-
dards beispielsweise bei Industrieanlagen werden Wett-
bewerbsstörungen vermieden und Handelsnachteile 

beseitigt, sodass faire Wettbewerbsbedingungen („level 
playing field“) geschaffen (REESE 2019) und im Zuge 
dessen ein Abbau von Standards („race to the bottom“) 
vermieden wird. Denn wo die nationalen Märkte zuguns-
ten eines gemeinsamen Binnenmarktes geöffnet wer-
den, konkurrieren auch die nationalen Wirtschaftsmo-
delle, die in ganz unterschiedlichem Maße ihren im 
Wettbewerb stehenden Unternehmen Mindeststandards 
der sozial- und umweltverträglichen Produktion vor-
schreiben (CALLIESS in: CALLIESS/RUFFERT 2016, 
Art. 191 AEUV Rn. 1). Des Weiteren können Maßnahmen 
notwendig sein, wenn sonst Handelshemmnisse im Bin-
nenmarkt oder im internationalen Handel entstehen 
bzw. persistieren. Dies ist vor allem dann der Fall, wenn 
es sich um Anforderungen an die Gestaltung, das Inver-
kehrbringen, die Verwendung oder die Entsorgung von 
Produkten und deren Verpackung (produktbezogene 
Standards) handelt. Die Regulierung der Kreislauf
wirtschaft dient wesentlich der Verwirklichung der 
Warenverkehrsfreiheit und des Binnenmarktes, die 
gemeinsame Mindeststandards für Produktgestaltung, 
Kennzeichnungs- und Informationspflichten sowie Be-
handlungs- und Recyclinganforderungen erfordern. Die 
Kreislaufwirtschaft stellt somit ein gutes Beispiel dar.

Kasten 8-3: �Produktbezogene Standards in 
der Kreislaufwirtschaft

Das Recht der Abfall- und Kreislaufwirtschaft wird in 
besonders hohem Maße vom europäischen Recht ge-
prägt (FRANßEN 2018, Rn. 1). Den Kern des europä-
ischen Abfallrechts bildet die Abfallrahmenrichtlinie 
2008/98/EG, die abfallrechtliche Begriffe und Grund-
prinzipien normiert. Sie wird von zahlreichen spezifi-
schen Rechtsakten flankiert, die Vorgaben zu Pro
dukten, Stoffströmen und Verpackungen auf den 
verschiedenen Stufen des Lebenszyklus sowie zur Ab-
fallbehandlung enthalten. Die Breite und Regelungs
tiefe des europäischen Kreislaufwirtschafts- und Ab-
fallrechts ist abgesehen von der Umweltrelevanz 
wesentlich mit der Warenverkehrsfreiheit zu erklären. 
Unter den Bedingungen des gemeinsamen Binnen-
marktes ist eine Kreislaufwirtschaft nur denkbar, wenn 
es einheitliche Mindeststandards auch hinsichtlich der 
Produktgestaltung, der Abfallbeseitigung, des Abfall-
exportes und der Rücknahme bzw. erweiterten Pro-
duktverantwortung gibt. Insoweit ergeben sich im Be-
reich des Kreislaufwirtschafts- und Abfallrechts 
Berührungspunkte zwischen der Umweltschutzkom-
petenz der EU aus Art. 192 AEUV und ihrer Binnen-
marktkompetenz aus Art. 114 AEUV.
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Produktstrombezogene Regelungen dienen in einer 
Kreislaufwirtschaft dazu, gefährliche Stoffe von vorn-
herein aus dem Stoffkreislauf auszuschließen, den 
Materialeinsatz in Produkten und Verpackungen 
zu  verringern oder die Recyclingfähigkeit durch 
Produktdesign und Kennzeichnungspflichten zu ver-
bessern. Wenn jeder Mitgliedstaat hierzu eigene 
produktbezogene Regelungen trifft, drohen im grenz-
überschreitenden Handel Hemmnisse und Wettbe-
werbsverzerrungen, die dem Ziel eines gemeinsamen 
Binnenmarktes entgegenlaufen. Daher sind beispiels-
weise die Verpackungsrichtlinie 94/62/EG und die 
RoHS-Richtlinie 2011/65/EU auf die Binnenmarktkom-
petenz gestützt. Aber auch Abfälle und Sekundärroh-
stoffe werden zwischen den Staaten transportiert und 
gehandelt. Nach der Rechtsprechung des EuGH besit-
zen Abfälle grundsätzlich die Eigenschaft als Ware und 
unterliegen somit der Warenverkehrsfreiheit, auch 
wenn Erfordernisse des Umweltschutzes eine Be-
schränkung des freien Handels mit Abfällen rechtfer-
tigen können (EuGH, Urt. v. 09.07.1992, Rs. C-2/90 
und Urt. v. 17.03.1993, Rs. C-155/1991). Soweit sie 
aber frei handelbar sind, muss eine sichere und um-
weltverträgliche Behandlung europarechtlich gewähr-
leistet sein. Mindeststandards für die Abfallverbrin-
gung und -behandlung sowie -verwertung sind 
erforderlich, damit es nicht zu einem Export von Ab-
fällen in Mitgliedstaaten mit geringeren Standards 
kommt. Ein solch unerwünschtes Umweltdumping 
könnte dazu führen, dass sich hochwertigere Abfall-
behandlungswege nicht durchsetzen und innovative 
Verwertungsmethoden gar nicht erst entwickelt wer-
den. Nicht zuletzt droht eine unsachgemäße Abfallbe-
wirtschaftung gemeinschaftsrelevante Umweltgüter 
zu schädigen. Für Regelungen der Abfallbewirtschaf-
tung liegt der Schwerpunkt insgesamt auf der Umwelt-
schutzkompetenz der EU. Daher ist etwa die Abfall-
rahmenrichtlinie auf die Umweltschutzkompetenz der 
EU gestützt. Dasselbe gilt für die Deponierichtlinie 
1999/31/EG oder die Industrieemissionsrichtlinie 
2010/75/EU.

Die vorstehend genannten Begründungsansätze formulie-
ren im Ergebnis einen gewichtigen Mehrwert europäischer 
Umweltpolitik, der im Rahmen der Arbeitsmethode der 
EU zu berücksichtigen ist: Bei weitem verfolgen nicht alle 
Mitgliedstaaten der EU eine eigenständige und anspruchs-
volle Umweltpolitik. Manche beschränken sich weitgehend 
auf die Umsetzung und Durchführung der relevanten EU-
Gesetzgebung. Daher stellen Maßnahmen auf EU-Ebene 
häufig erst sicher, dass Umweltschutz in allen Mitglied-

staaten und solchermaßen im „Ökosystem Europa“ statt-
findet (CALLIESS in: CALLIESS/RUFFERT 2016, Art. 191 
AEUV Rn. 2). Daran anknüpfend wird zutreffend auf einen 
weiteren Mehrwert europäischer Umweltpolitik hinge-
wiesen: Die Verwaltung und Nutzung von Gemeingütern 
(wie z. B. Fischfang und Nutzung der Atmosphäre) er-
folgen effektiv nur in einem zentralisierten System, in dem 
sichergestellt werden kann, dass keine Übernutzung statt-
findet (REESE 2019, S. 693).

Kasten 8-4: �Atmosphäre als übernutztes 
Gemeingut

Die Atmosphäre ist ein globales öffentliches Gut und 
die Folgen klimarelevanter Emissionen sind grenz-
überschreitend, da sich die Treibhausgasemissionen 
aller Länder in der Atmosphäre anreichern. Geht 
man von einem globalen Budget aus (Kap. 2), müs-
sen alle anderen Länder die Mehrbelastungen tra-
gen, die entstehen, wenn sich ein Land den Klima-
zielen nicht anschließt. Öffentliche Güter lassen sich 
nur durch kollektives Handeln schützen, weshalb 
die Klimapolitik in besonderem Maße auf zwischen-
staatliche Kooperation angewiesen ist (SRU 2019).

Große Vorteile bringt es der EU auch, dass sie auf zwi-
schenstaatlicher Ebene Normen setzen kann, die für alle 
Mitgliedstaaten bzw. Rechtssubjekte unmittelbar ver-
bindlich sind und damit dem „Ökosystem Europa“ zu-
gutekommen. Dies ist möglich durch einen institutiona-
lisierten Prozess, der nicht erst den Abschluss eines 
völkerrechtlichen Vertrages erfordert. 

Ein Mehrwert EU-weiter Rechtsetzung kann in bestimm-
ten Bereichen auch darin bestehen, europäischen Zielen 
auf der internationalen Ebene Wirkung zu verschaffen. 
Die europäische Stimme hat beispielsweise in den Klima-
verhandlungen nur dann Gewicht, wenn sie die gesamte 
Union umfasst, was ein einheitliches Handeln erfordert. 
Dabei kann die EU global ausstrahlende Standards set-
zen, die aufgrund der Handelsmacht eines großen Akteurs 
Wirkung entfalten können. Zudem können Klimaschutz
instrumente erprobt werden, die von anderen Ländern 
oder Regionen im Anschluss übernommen werden. Dazu 
zählt der Europäische Emissionshandel (European Union 
Emissions Trading System – EU-ETS).

722.	 Die oben angestellten Überlegungen zum Mehrwert 
der EU-Umweltpolitik stehen in einem Spannungsfeld 
zum europarechtlichen Prinzip der Subsidiarität (Art. 5 
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Abs. 3 EUV). Das europarechtliche Subsidiaritätsprin-
zip wird im Hinblick auf die EU ganz überwiegend unter 
dem Gesichtspunkt der Begrenzung von EU-Kompeten-
zen diskutiert. Dies gilt auch für die Umweltkompetenz. 
Generell betrifft das Subsidiaritätsprinzip im engeren 
Sinne die Frage, ob ein Bedarf für ein Unionshandeln be-
steht. Bei der Diskussion des Subsidiaritätsprinzips ist 
zum einen zu beachten, dass es sich um einen Relations-
begriff handelt, dessen Inhalt angesichts unbestimmter 
Rechtsbegriffe (Art. 5 Abs. 3 EUV: „nicht ausreichend“, 
„besser“) im jeweiligen Kontext konkretisiert werden 
muss (CALLIESS 1999, S. 185 ff.).

723.	 Das Subsidiaritätsprinzip findet daher seinen Aus-
druck in der in Textziffer 706 ff. dargestellten Arbeits
methode, die es den Mitgliedstaaten und Regionen für den 
Umweltbereich auf Basis europaweit geltender Mindest-
standards ermöglicht, flexibel und maßgeschneidert schutz-
verstärkende Maßnahmen beizubehalten bzw. einzuführen. 
Aus diesem Grund werden Regelungen zu Umweltschutz-
zwecken in der Regel als Richtlinien und nicht als Verord-
nung erlassen. Erstere geben den Mitgliedstaaten bei der 
Umsetzung lediglich einen Rahmen vor (insb. ein zu errei-
chendes Ziel), überlassen aber oftmals die Auswahl der 
Mittel und Konkretisierung den Mitgliedstaaten. Gemäß 
Art. 288 Abs. 3 AEUV ist die Richtlinie ein Instrument in-
direkter bzw. kooperativ-zweistufiger Rechtsetzung. Nor-
mativ verbindlich ist die Richtlinie für jeden Mitgliedstaat, 
an den sie sich richtet, hinsichtlich ihres Ziels bzw. Ergeb-
nisses. Sie enthält somit finale Vorgaben für die Mitglied-
staaten, die diese durch Umsetzungsakte zu realisieren 
haben (RUFFERT in: CALLIESS/RUFFERT 2016, Art. 288 
AEUV Rn. 23). Dies macht gleichzeitig klar, dass der Zweck 
einer Richtlinie durch eine Eins-zu-eins-Umsetzung nicht 
erreicht werden kann, weil dann der erforderliche Rahmen 
nicht ausgeschöpft wird (ausführlich Tz. 730). Die Mög-
lichkeit der Schutzverstärkung in Art. 193 AEUV kann au-
ßerdem eine dynamische Wirkung entfalten, indem die 
Handlungsmöglichkeiten der (aus europäischer Perspek-
tive) dezentralen Handlungsebene einen Spill-over-Effekt 
bewirken, indem zum einen Handlungsdruck für die höhe-
re Ebene ausgelöst wird, zum anderen ein Innovationswett-
bewerb um die bessere Lösung entsteht (CALLIESS 1999, 
S. 247–258). Das Subsidiaritätsprinzip muss daher bei der 
Ausgestaltung immer beachtet werden.

Kasten 8-5: �Subsidiarität der städtischen 
Verkehrsentwicklungsplanung

Für die Verkehrsplanung in den Mitgliedstaaten ist 
die EU nicht zuständig, sodass im Bereich der Ver-

kehrsentwicklungsplanung auf bindende europä
ische Vorgaben verzichtet wird (Tz. 527 ff.). Einer 
europaweiten Regulierung standen Subsidiaritäts-
bedenken entgegen. Dies ist auch geboten: Die Schaf-
fung und Umgestaltung der Verkehrsinfrastruktur 
liegt in den Händen der Mitgliedstaaten. Während 
das Ziel, den Verkehr klima- und umweltverträgli-
cher auszugestalten, (auch) von der EU-Ebene vor-
gegeben wird, ist die Frage, wie das Ziel erreicht wer-
den soll, auf nationaler Ebene angesiedelt. Auch 
wenn eine einheitliche europarechtliche Verpflich-
tung zur Aufstellung von Verkehrsentwicklungsplä-
nen positive Auswirkungen auf den städtischen Ver-
kehr hätte, ist es nicht von der Hand zu weisen, dass 
es sich um ein Gebiet handelt, in dem die Mitglied-
staaten aufgrund des regionalen bzw. kommunalen 
Bezugs selbst tätig werden sollten. Möglich und wün-
schenswert ist dagegen, dass die EU die Vernetzung 
von Städten unterschiedlicher Größe weiterhin und 
verstärkt fördert und diese dabei unterstützt, ihren 
Stadtverkehr nachhaltig auszurichten.

724.	 Umweltpolitik und -recht werden unter dem As-
pekt von Überregulierung und Bürokratisierung oftmals 
als Innovations- und Investitionshindernis kritisiert. 
Die Europäische Kommission legte getrieben von den 
Folgen der Krise im Euroraum und auf Betreiben eini-
ger Mitgliedstaaten (z. B. die Niederlande, Großbritan-
nien, Polen und mitunter auch Deutschland) einen 
Fokus auf die Überprüfung der europäischen Regulie-
rung mit dem Ziel, Belastungen der nationalen Verwal-
tungen, der Wirtschaft sowie der Bürgerinnen und Bür-
ger zu verringern. Zu diesem Zweck wurde das bereits 
2012 etablierte Regulatory Fitness and Performance 
Programme (REFIT) (Europäische Kommission 2012) 
durch eine eigens damit betraute Institution innerhalb 
der Europäischen Kommission, dem Regulatory Scruti-
ny Board (RSB), mit dem Ziel einer besseren Gesetz-
gebung („Better Regulation Agenda“) auf neue Gesetz-
gebungsvorschläge ausgedehnt. In Rahmen von REFIT 
wird seit 2012 europäisches Recht einer systematischen 
Überprüfung (Fitness Check) unterzogen. Diese auf-
wendigen Untersuchungen schließen einen öffentlichen 
Anhörungsprozess ein sowie Studien von externen Be-
auftragten, die die Anwendung des europäischen Rechts 
in den Mitgliedstaaten prüfen. Bislang sind 216 solcher 
Verfahren durchgeführt worden. Darunter waren 32 
REFIT-Verfahren im Bereich des Umweltschutzes (in 
zwei sog. prioritären Schwerpunkten), acht im Klima-
schutz und vier im Energiesektor.
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Die durchgeführten Fitness Checks haben ergeben, dass 
die bislang betrachteten europäischen Richtlinien, die 
dem Umweltschutz dienen, ihren Zweck erfüllen („fit 
for purpose“). Die einbezogenen Richtlinien tragen zu 
einem wirkungsvollen Umweltschutz bei, ohne eine 
übermäßige Belastung der europäischen Unternehmen 
sowie der Bürgerinnen und Bürger darzustellen.

Kasten 8-6: �Umwelt- und Energierichtli­
nien „fit for purpose“

Nachfolgend werden ausgewählte Beispiele von Eva-
luationen im Rahmen des REFIT-Programms darge-
stellt.

FFH- und Vogelschutzrichtlinie: Im Jahr 2016 eva
luierte die Europäische Kommission im Rahmen des 
REFIT-Programms die Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie 
92/43/EWG (FFH-Richtlinie) und die Vogelschutz-
richtlinie 2009/147/EG, die unter anderem Grundla-
ge für die Ausweisung des Schutzgebietsnetzwerks 
Natura 2000 sind und darüber hinaus gebietsunab-
hängige Vorgaben zum besonderen Artenschutz ent-
halten. Der Fitness Check ergab, dass die beiden Richt-
linien grundsätzlich wirksam, effizient und 
zweckmäßig sind. Die Zielverfehlung resultiert viel-
mehr aus Defiziten bei der Umsetzung. Als maßgeb-
liche Hemmnisse wurden eine unzureichende Finan-
zierung, ineffektives Management der Schutzgebiete 
sowie die mangelhafte Berücksichtigung von Biodi-
versitätsbelangen in anderen Politiksektoren, insbe-
sondere der Agrarpolitik, identifiziert (Europäische 
Kommission 2016d). Gegen Deutschland laufen ge-
genwärtig mehrere Vertragsverletzungsverfahren mit 
Bezug zu den Gebietsschutzvorgaben der Fauna-Flo-
ra-Habitat-Richtlinie.

Umweltberichterstattung: Aus 58 Rechtsakten der EU-
Umweltgesetzgebung ergeben sich 181 Bericht
erstattungspflichten gegenüber EU-Institutionen 
und der Öffentlichkeit, die in regelmäßigen Abstän-
den oder einmalig bzw. bei konkretem Anlass durch 
die Mitgliedstaaten erbracht werden müssen. Die 
REFIT-Eignungsprüfung ergab, dass die Effektivität 
der Umweltberichterstattung zufriedenstellend und 
weitgehend effizient ist und ihren Zweck erfüllt. Der 
als moderat, gerechtfertigt und angemessen gewer-
tete finanzielle Aufwand wird durch die Vorteile der 
Umweltberichterstattung (vor allem die verbesser-
te Umsetzung der Rechtsakte und die Information 
der Öffentlichkeit) bei Weitem überwogen. Hem-

mend wirken sich aber unter anderem eine geringe 
Flexibilität der Vorschriften und veraltete, unvoll-
ständige und qualitativ mangelhafte Berichtsdaten 
aus den Mitgliedstaaten aus. Auch wurde die Zusam-
menarbeit zwischen Akteuren aus verwandten Be-
reichen als teilweise unzureichend eingeschätzt. Bei 
einer grundsätzlich positiven Bilanz wurden Mög-
lichkeiten zur Verbesserung der Berichterstattung 
identifiziert, von denen aber erst einige umgesetzt 
worden sind (Europäische Kommission 2016b).

Wasserrahmenrichtlinie und verbundene Richtlinien: Die 
Wasserrahmenrichtlinie 2000/60/EG schafft einen 
Ordnungsrahmen für die Gewässerpolitik in der EU 
(ausführlich Tz. 269 ff.). Gemeinsam mit der Richt-
linie über Umweltqualitätsnormen 2008/105/EG, der 
Grundwasserrichtlinie 2006/118/EG und der Hoch-
wasserrichtlinie 2007/60/EG war sie Gegenstand 
eines Fitness Checks. Dieser kam 2019 zu dem Er-
gebnis, dass die Wassergesetzgebung insgesamt 
zweckmäßig ist. Defizite bestehen nach der Analyse 
vor allem hinsichtlich der Umsetzung der geltenden 
Regeln. Die Tatsache, dass die Ziele der Wasserrah-
menrichtlinie noch nicht vollständig erreicht wur-
den, ist demnach weitgehend auf unzureichende 
Finanzierung, langsame Umsetzung und unzurei-
chende Integration von Umweltzielen in die sekto-
ralen Politiken zurückzuführen und nicht auf Män-
gel in der Gesetzgebung (Europäische Kommission 
2019b).

Trinkwasserrichtlinie: Die im Jahr 1998 eingeführte 
Trinkwasserrichtlinie 98/83/EG regelt die Qualität 
des Trinkwassers für den menschlichen Verzehr. 
Durch die REFIT-Evaluation wurde 2015 geprüft, ob 
die Richtlinie in ihrer damaligen Form noch ange-
messen und zweckmäßig war. Die Richtlinie wurde 
als wesentliches Instrument zur Gewährleistung 
einer hohen Trinkwasserqualität gewertet, mit der 
die menschliche Gesundheit in der gesamten EU vor 
Verunreinigungen des Trinkwassers effektiv ge-
schützt wird. Verbesserungspotenzial wurde insbe-
sondere mit Blick auf ihr Anforderungsniveau gese-
hen. Die 1998 festgelegten Qualitätsparameter waren 
seither trotz neuer Herausforderungen, wie dem Auf-
kommen neuer Krankheitserreger, nicht geprüft wor-
den. Kritisiert wurde auch ihre mangelnde Kohärenz 
(fehlender Bezug zum Schutz der zur Trinkwasser
entnahme genutzten Gewässer) (Europäische Kom-
mission 2016a). Als Reaktion auf das Evaluations
ergebnis und Forderungen der Europäischen 
Bürgerinitiative Right2Water schlug die Europäische 
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Kommission 2018 eine Neufassung der Richtlinie vor 
(Europäische Kommission 2018i). Diese verbesser-
te im Wesentlichen die Aktualität der Sicherheits-
standards, nahm einen risikobasierten Ansatz sowie 
eine präventive Sicherheitsplanung auf und verbes-
serte die Information der Nutzerinnen und Nutzer. 

REACH: Die im Jahr 2006 beschlossene Chemikalien-
verordnung (EG) Nr. 1907/2006 (sog. REACH-Ver-
ordnung) wurde 2017 einer zweiten REFIT-Evaluation 
unterzogen („REACH-Review“). Aus der Evaluation 
ging hervor, dass REACH den Umgang mit Chemika-
lien in der EU sicherer gemacht hat und der finanzi-
elle Aufwand durch den positiven Nutzen für die 
menschliche Gesundheit und die Umwelt deutlich auf-
gewogen wird (Europäische Kommission 2018e). Die 
Evaluation sieht dringenden Handlungsbedarf, da Un-
ternehmen nur in einem Viertel der Fälle Registrie-
rungsdossiers regelmäßig aktualisieren. Komplexe 
Zulassungsverfahren, die Wettbewerbsfähigkeit ge-
genüber Nicht-EU-Unternehmen und Schnittstellen 
zu anderen EU-Verordnungen (insb. Arbeitsschutz 
und Abfallrecht) stellen weitere Herausforderungen 
dar, zu denen Maßnahmen formuliert wurden. Aus 
dem REACH-Review gingen Änderungen an Durch-
führungsverordnungen hervor, so sollte beispielswei-
se bis Ende 2019 die Aktualisierungspflicht der Regis-
trierungsdossiers geregelt werden (Europäische 
Kommission 2018g). 

Abfallrichtlinien: Fünf abfallstromspezifische Richt
linien (Klärschlammrichtlinie 86/278/EWG, Verpa-
ckungsrichtlinie 94/62/EG, PCB-Richtlinie 96/59/EG, 
Altfahrzeug-Richtlinie 2000/53/EG und Batteriericht-
linie 2006/66/EG) wurden im Jahr 2014 überprüft, 
ob sie die durch sie gesteckten umweltschutz- und 
effizienzbezogenen Ziele erreichen. Die Richtlinien 
wurden als effektiv und von hohem EU-Mehrwert be-
wertet (Europäische Kommission 2014). Trotz des 
positiven Ergebnisses wurden in manchen Fällen Um-
setzungsdefizite festgestellt, die aus legislativen Un-
klarheiten und Widersprüchen zwischen den Richt-
linien resultierten. Im Falle der PCB- und 
Batterierichtlinie wurden Umsetzungsdefizite auf-
grund mangelhafter Datenübertragung seitens der 
Mitgliedstaaten deutlich (RAYMENT et al. 2017). Im 
Jahr 2015 verabschiedete die Europäische Kommis-
sion ein Kreislaufwirtschaftspaket, das auch überar-
beitete abfallbezogene Gesetzentwürfe enthielt 
(Tz. 142 ff.). Im Zuge dessen wurden auch die identi
fizierten Unzulänglichkeiten aufgegriffen, ohne die 
legislativen Inkohärenzen gänzlich zu beseitigen. 

2018 wurden die weiterentwickelten Abfallrichtlinien 
durch den Rat und das Europäische Parlament ver-
abschiedet, die unter anderem den Übergang der eu-
ropäischen Wirtschaft zu einer Kreislaufwirtschaft 
gestalten sollen.

Gebäudeeffizienz-Richtlinie: Die Europäische Kommis-
sion hat 2015 bis 2016 ein REFIT-Verfahren zur Ge-
bäudeeffizienz-Richtlinie 2010/31/EU durchgeführt. 
Ziel des Verfahrens war es, die Energieeffizienz im 
Gebäudesektor weiter zu steigern, kostengünstige 
Treibhausgasreduktionsmaßnahmen bereitzustellen 
sowie die Richtlinie zu modernisieren und zu verein-
fachen, damit sie ihren Zweck weiter erfüllt (Euro-
päische Kommission 2018h). Die Bewertung ergab, 
dass die Gesamtstruktur der Richtlinie, die eine Kom-
bination aus Mindestanforderungen und Ausweisen 
über die Gesamtenergieeffizienz vorsieht, funktio-
niert und dass die EU-Politik in diesem Bereich einen 
Mehrwert gegenüber nationalen Regelungen schafft 
(Europäische Kommission 2016c, S. 2 f.). Der 
Evaluationsbericht betrachtet die Gebäudeeffizienz-
Richtlinie als Hauptfaktor für wichtige Verbesserun-
gen beim Energieverbrauch von Gebäuden in der EU 
(ebd., S. 2). Auch wenn der legislative Handlungsbe-
darf als gering angesehen wurde, gebe es auf EU-Ebe-
ne Raum für eine Vereinfachung, Aktualisierung und 
Straffung bestehender und zum Teil veralteter Be-
stimmungen unter Berücksichtigung technologischer 
Entwicklungen (ebd.). Zudem sollte die Richtlinie 
besser umgesetzt werden, insbesondere durch einen 
wirksamen Vollzug der Vorschriften (ebd.). Ein wich-
tiger Aspekt sei auch die effektivere Verzahnung mit 
finanziellen Unterstützungsmöglichkeiten (Europä-
ische Kommission 2018h). Der anschließende Kom-
missionsvorschlag enthielt auch Maßnahmen, die zu 
erheblichen Einsparungen von Verwaltungskosten 
führen (Europäische Kommission 2016h). Das 
REFIT-Verfahren mündete schließlich in der Ände-
rung der Gebäudeeffizienz-Richtlinie.

Allerdings binden die Fitness Checks erhebliche Ar-
beitskapazitäten der Europäischen Kommission und 
Mitgliedstaaten, ohne einen unmittelbaren Mehrwert 
für die Umsetzung und den Vollzug der Richtlinien zu 
bewirken. Zudem erfolgt die Auswahl der zu überprü-
fenden Richtlinien bislang etwas einseitig mit einem 
Schwerpunkt im Bereich des Umweltschutzes, wohin-
gegen andere relevante Politiken wie die Agrarpolitik 
nicht betrachtet wurden. Vor diesem Hintergrund soll-
te die Europäische Kommission – entsprechend der 



490

Die Zukunft der europäischen Umweltpolitik

vorstehend dargestellten Arbeitsmethode – ihre Prio-
ritäten vermehrt auf die bessere Durchsetzung beste-
henden Rechts ausrichten und hierfür die nötigen struk-
turellen und personellen Veränderungen einleiten.

8.2.1	 Ambitionierte Zielsetzungen 
fehlen

725.	 Wie dargestellt, stand der Umweltschutz krisen-
bedingt nicht im Fokus der europäischen Politik der 
letzten Jahre. Viele Entwicklungen erfolgten daher in 
der Zeit von 2008 bis 2019 eher inkrementell und pfad
abhängig (ZITO et al. 2019). Dies scheint sich nunmehr 
durch den European Green Deal zu ändern, der den 
Blickwinkel um die grundsätzlich erforderlichen trans-
formativen Elemente erweitert hat. Vor diesem Hinter-
grund muss allerdings auch gefragt werden, ob die be-
stehenden Zielsetzungen für einen erfolgreichen 
Umwelt- und Klimaschutz hinreichend ambitioniert 
sind.

Kasten 8-7: �Anhebung der Ziele der 
Energie- und Klimapolitik 
notwendig

In der Vergangenheit wurde die EU häufig als kli-
mapolitischer Vorreiter wahrgenommen (OBER
THÜR und ROCHE KELLY 2008). Die EU verfügt 
über ein ausdifferenziertes System an mittel- und 
langfristigen Klimazielen und tritt bei internatio-
nalen Verhandlungen, beispielsweise bei den UN-
Klimakonferenzen, als einheitlicher Verhandlungs-
partner auf. In der Folge geben die Mitgliedstaaten 
der EU keine eigenen national festgelegten Bei
träge (Nationally Determined Contributions – 
NDCs), sondern ein gemeinsames europäisches 
NDC ab. Um die Anforderungen des Klimaabkom-
mens von Paris und insbesondere des 1,5°-Ziels 
zu berücksichtigen (Europäische Kommission 
2018b, S. 17), wird derzeit auf EU-Ebene die Lang-
friststrategie mit einem klimapolitischen Zielsys-
tem bis 2050 verhandelt. Der European Green Deal 
hat das Bekenntnis zur Klimaneutralität bis 2050 
bekräftigt.

Dabei haben die osteuropäischen Mitgliedstaaten 
in den letzten Jahren stärkere Vorbehalte gegen 
eine ambitionierte Klimapolitik und eine stärkere 
Supranationalisierung der Energiepolitik geäußert. 
Sie berufen sich auf das Recht der Mitgliedstaaten, 

die Bedingungen für die Nutzung ihrer Energie
ressourcen, ihre Wahl zwischen verschiedenen 
Energiequellen und die allgemeine Struktur ihrer 
Energieversorgung zu bestimmen (Art. 194 Abs. 2 
AEUV). Der Energie- und Klimapolitik der EU sind 
daher trotz des bekräftigten klimapolitischen An-
spruchs von den energiepolitischen Souveränitäts-
bedenken einiger weniger Mitgliedstaaten Gren-
zen gesetzt, denn diese haben mit Art. 194 Abs. 2 
AEUV einen starken Hebel. Beispiel dafür sind die 
Entscheidungen des Europäischen Rats vom 12. De-
zember 2019, in denen Polen als einziger Mitglied-
staat das Ziel, dass die EU bis 2050 klimaneutral 
sein soll, nicht mittrug (Europäischer Rat 2019b). 
Aus diesem Grund soll das Thema im Juni 2020 er-
neut im Europäischen Rat aufgerufen werden 
(ebd., S. 1). Zur Konkretisierung hat der Europä-
ische Rat die Europäische Kommission mit der Er-
stellung einer Langfriststrategie zur Klimaneutra-
lität beauftragt (Europäischer Rat 2019b). Beim 
Klimaschutz handelt es sich um eine Priorität der 
EU, was im European Green Deal politisch zum 
Ausdruck kommt. Daher ist die Effizienz der EU 
in diesem Bereich der Umweltenergiepolitik ent-
weder durch Einführung der Mehrheitsentschei-
dung mittels der Passerelle in Art. 192 Abs. 2 AEUV 
zu stärken, sodass durch die Klausel des Art. 194 
Abs. 2 AEUV begründete Blockaden der Klimapo-
litik auf diesem Wege überwunden werden (zur 
fortbestehenden Anwendbarkeit des Art. 192 
AEUV, s. CALLIESS in: CALLIESS/RUFFERT 2016, 
Art. 192 Rn. 32 und Art. 194 AEUV Rn. 1 und 29). Oder 
es könnte sich eine Pioniergruppe für einen ambi-
tionierten Klimaschutz bilden, der dann allerdings 
auch ein Großteil der im European Green Deal an-
gelegten Vorteile in Form von Unterstützungsmaß-
nahmen zugewiesen werden müsste. Dabei gilt es 
jedoch zu berücksichtigen, dass ein höheres klima-
politisches Ambitionsniveau von Pioniergruppen 
nicht dazu führen darf, dass in der Folge in ande-
ren Mitgliedstaaten der EU weniger Reduktions-
anstrengungen unternommen werden oder die Ver-
bindlichkeit der Reduktionsziele insgesamt infrage 
gestellt wird. Daher müssten Maßnahmen einer 
Pioniergruppe an die relevanten Regelungen im 
EU ETS und in der Klimaschutzverordnung (EU) 
2018/842 anschlussfähig sein sowie über die dort 
bereits vereinbarten Emissionssenkungen der Sek-
toren bzw. Mitgliedstaaten hinaus erfolgen. So soll-
ten durch zusätzliche Klimaschutzmaßnahmen in 
Nicht-ETS-Sektoren frei werdende jährliche Emis-
sionsberechtigungen von Mitgliedstaaten stillge-
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legt werden, statt sie an andere Mitgliedstaaten, 
die ihre Emissionserlaubnisse überschreiten, zu 
verkaufen. Auch ein möglicher CO2-Mindestpreis 
für EU-ETS-Zertifikate in Pionierländern analog 
zum britischen Mindestpreis (Carbon Price Floor) 
sollte durch eine entsprechende Reduzierung der 
Zertifikatsmenge im EU ETS begleitet werden 
(FLACHSLAND et al. 2020). So kann ein „Wasser-
betteffekt“, also die Kompensation von Emissions-
senkungen durch Mehremissionen an anderer Stel-
le, von vornherein vermieden werden. Insgesamt 
muss sichergestellt werden, dass durch bestehen-
de klimapolitische Instrumente sowie die zusätz-
lichen Einsparungen der Pionierländer das Paris-
kompatible CO2-Budget der EU eingehalten wird 
(Tz. 86 ff.).

Mit dem Europäischen Emissionshandel verfügt die 
EU über ein zentrales Instrument zur europawei-
ten Verringerung der Emissionen im Energiebereich 
und der energieintensiven Industrie, wobei die 
Emissionen hier bis 2030 um 43 % gesenkt werden 
sollen. Für die Sektoren außerhalb des EU ETS sind 
durch die Klimaschutzverordnung ebenfalls ver-
bindliche Reduktionsziele auf Ebene der Mitglied-
staaten definiert, insgesamt sollen die Emissionen 
um 32 % sinken. Im Gegensatz zum EU ETS sind 
hier jedoch die Mitgliedstaaten für die Umsetzung 
verantwortlich (Tz. 89 ff.). Dennoch spielt die EU 
auch in diesen Bereichen eine erhebliche Rolle für 
die Klimapolitik, beispielsweise indem sie über Pro-
duktstandards wie CO2-Grenzwerte für Neuwagen 
die Energieeffizienz von Produkten im europäischen 
Binnenmarkt beeinflusst. Hier ist das Handeln der 
EU insbesondere erforderlich, weil es bei unkoor-
diniertem nationalstaatlichem Handeln sonst zu 
Verzerrungen im Binnenmarkt käme. In der Folge 
könnten Staaten mit weniger strengen klimapoliti-
schen Regeln einen Wettbewerbsvorteil erlangen, 
mithin könnte es zur Verlagerung von Emissionen 
ins Ausland (Carbon Leakage) kommen.

Sowohl für das Erneuerbare-Energien-Ausbauziel 
(32 % bis 2030) als auch das Energieeffizienzziel 
(32,5 % im Vergleich zu einem Business-as-Usual-
Szenario) konnten keine verbindlichen nationalen 
Ziele vereinbart werden. Mit der Governance-Ver-
ordnung (EU) 2018/1999 und den darin vorgese-
henen integrierten nationalen Energie- und Klima-
plänen (Tz. 94 ff.) wurde der Versuch unternommen, 
den Mangel an Verbindlichkeit durch Berichts- und 
Evaluationspflichten aufzufangen, weshalb der An-

satz auch eher als weicher Steuerungsansatz zu be-
zeichnen ist (VEUM und BAUKNECHT 2019). 
Dabei kann die Europäische Kommission gegen-
über Mitgliedstaaten, die europäische oder ihre 
selbst formulierten Ziele zu verpassen drohen, 
Empfehlungen formulieren und die Umsetzung zu-
sätzlicher Maßnahmen fordern.

Der bisherige Zielkanon, insbesondere jedoch das 
Treibhausgasreduktionsziel für 2030 von 40 %, ist 
jedoch mit dem Ziel der Treibhausgasneutralität 
bis zum Jahr 2050 kaum vereinbar, da das Ambiti-
onsniveau nach 2030 deutlich gesteigert werden 
müsste (GEDEN und SCHENUIT 2019, S. 4). 
Daher ist es zu begrüßen, dass im Rahmen des Eu-
ropean Green Deal das Ambitionsniveau für 2030 
auf eine Reduktion um 50 %, wenn möglich um 55 %, 
angehoben werden soll. Auch die sonstigen ener-
giebezogenen Ziele und Richtlinien, wie der EU ETS 
und die Klimaschutzverordnung, müssten dann ver-
schärft werden, um das gestiegene Ambitionsni-
veau zu reflektieren (zu den Konsequenzen für die 
deutsche Klimapolitik s. Tz. 99 ff.; Europäische 
Kommission 2019a, S. 2).

726.	 Auch im Bereich der Kreislaufwirtschaft hätte die 
Politik der alten Europäischen Kommission ambitionier-
ter sein müssen. Nach dem Aktionsplan für die Kreislauf-
wirtschaft von 2015 hätte die Kommission unter anderem 
untersuchen sollen, wie ein kohärenterer politischer Rah-
men für die verschiedenen Bereiche der EU-Produktpoli-
tik geschaffen werden kann. Geplant war auch, das Zusam-
menspiel von Chemikalien-, Produkt- und Abfallregulierung 
zu adressieren, mit dem Ziel, das Vorkommen von besorg-
niserregenden Chemikalien zu verringern und ihre Ver-
folgbarkeit zu verbessern (so auch EEB 2019).

Kasten 8-8: �Vermeidung von Abfällen in 
der Kreislaufwirtschaft unzu­
reichend verwirklicht

Das Kreislaufwirtschaftspaket 2015 hat Änderun-
gen gebracht, die aus Sicht des Umweltschutzes zu-
nächst zu begrüßen sind. Am Aktionsplan für die 
Kreislaufwirtschaft wird jedoch kritisiert, dass er 
vor allem auf das verbesserte Recycling der anfal-
lenden Abfälle abzielt. Dagegen wird die erste Stufe 
der Abfallhierarchie, also die Abfallvermeidung, nur 
mit wenigen konkreten Vorgaben unterlegt, obwohl 
der anhaltend hohe Verbrauch an Primärrohstoffen 
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eine zentrale Herausforderung für die Entwicklung 
einer Kreislaufwirtschaft darstellt (MAURER 2017). 
Dies zeigt sich etwa an der 2018 novellierten Abfall-
rahmenrichtlinie. Mit der Novellierung sollte unter 
anderem eine Stärkung der Abfallhierarchie erreicht 
werden (Erwägungsgrund 15 der Änderungsricht-
linie 2018/851/EU). Allerdings wird dieses Ziel 
kaum durch konkrete Bestimmungen oder Vorga-
ben operationalisiert. Der neu eingefügte Art. 4 Abs. 3 
Abfallrahmenrichtlinie sieht vor, dass die Mitglied-
staaten „wirtschaftliche Instrumente und andere 
Maßnahmen“ nutzen, um Anreize für die Anwen-
dung der Abfallhierarchie zu schaffen. Mögliche ge-
eignete wirtschaftliche Instrumente und sonstige 
Maßnahmen werden in einem neuen Anhang IVa 
beispielhaft aufgezählt, wobei diese sehr allgemein 
gehalten sind. Verbindliche Vorgaben ergeben sich 
hieraus nicht. In der Literatur werden sie als unver-
bindliche Empfehlungen eingestuft (RABL und 
SUHL 2018, S. 264). Des Weiteren enthält Art. 9 
Abfallrahmenrichtlinie nunmehr eine Auflistung 
von Vermeidungszielen, die allerdings überwiegend 
ebenfalls abstrakt formuliert sind. So sieht beispiels-
weise Art. 9 Abs. 1 lit. a Abfallrahmenrichtlinie vor, 
dass die Mitgliedstaaten Maßnahmen treffen, um 
„nachhaltige Produktions- und Konsummodelle zu 
fördern und zu unterstützen“. Einer so allgemein 
gehaltenen Zielsetzung lassen sich keine messba-
ren Ziele oder konkrete Pflichten für die Mitglied-
staaten entnehmen. Damit überlässt es der europä-
ische Gesetzgeber weitgehend den Mitgliedstaaten, 
die von ihm eingeforderte Stärkung der Abfall
hierarchie und insbesondere der Vermeidung zu 
realisieren. Durchaus bezeichnend ist insoweit der 
29. Erwägungsgrund der Änderungsrichtlinie 
2018/851/EU, in dem es heißt: „Abfallvermeidung 
ist der effizienteste Weg, um die Ressourceneffizienz 
zu verbessern und die Umweltauswirkungen von 
Abfällen zu verringern. Es ist daher wichtig, dass 
die Mitgliedstaaten messbare Ziele und geeignete 
Maßnahmen zur Vermeidung von Abfällen festlegen 
und die Fortschritte bei der Umsetzung überwachen 
und bewerten.“ Zukünftig wäre es wichtig, dass die 
EU selbst konkretisierende Vorgaben zur Abfallver-
meidung trifft. Dies umfasst auch die Verringerung 
der gesellschaftlichen Stoffströme durch strate
gische aber auch quantitative Zielvorgaben 
(Tz. 204 ff.). So würde verdeutlicht, dass die Ab-
fallvermeidung auch vom Input an Rohstoffen für 
den Konsum einer Gesellschaft abhängt und somit 
also der gesamte Lebenszyklus von Produkten und 
Gütern betrachtet werden muss.

One-in-one-out-Regel behindert anspruchs­
volle Umweltpolitik
727.	 Besonders kritisch ist zu bewerten, dass Kommis-
sionspräsidentin von der Leyen die One-in-one-out-
Regel, wie sie in Deutschland gilt, auch auf europä
ischer  Ebene einführen will („Kommission von der 
Leyen: Eine Union, die mehr erreichen will“, Presse-
mitteilung der Europäischen Kommission vom 10. Sep-
tember 2019). Nach dieser Doktrin darf eine neue Re-
gulierung nur erfolgen, wenn der Erfüllungsaufwand 
für die Wirtschaft im selben Politikbereich gleichzeitig 
gesenkt wird. Problematisch an dieser politischen Regel 
ist insbesondere, dass die in diesem Rahmen angestell-
ten Kosten-Nutzen-Betrachtungen die umweltpoliti-
schen Belange und Konsequenzen nur unzureichend 
abbilden. Damit widerspricht sie den rechtlichen Vor-
gaben des Art. 191 Abs. 3 AEUV, da keine umfassende 
Kosten-Nutzen-Bewertung (VETTORI et al. 2016) 
durchgeführt wird (CALLIESS in: CALLIESS/RUFFERT 
2016, Art. 191 AEUV Rn. 45). Auch können starre Vor-
gaben wie die One-in-one-out-Regel eine faktenbasierte 
Gesetzgebung verhindern, denn es gibt nicht immer 
eine rechtliche Vorgabe, die ersetzt werden kann. 
Zudem lässt eine solche Regel die Frage außer Acht, ob 
die bestehenden Regulierungen erforderlich sind. Die 
Doktrin könnte in direkten Konflikt mit dem European 
Green Deal geraten, der umfangreiche neue Regu
lierungen erfordern wird. Der SRU steht der One-in-
one-out-Regel daher kritisch gegenüber (SRU 2019, 
Tz. 237 ff.). Neuere Methoden erlauben es, Umwelt-
folgen methodisch sauber zu quantifizieren (UBA 
2018a; 2018b). Eine transparente Einbeziehung von 
Umweltfolgen und ihrer Kosten sollte auch auf euro-
päischer Ebene erfolgen.

8.2.2	 Unzureichende 
Umweltpolitikintegration

728.	 Aus umweltpolitischer Sicht verfolgt Umweltpolitik
integration die Einbeziehung von Umweltbelangen in sek-
torale Politiken mit dem Ziel, politische Inkohärenzen zu 
verringern und Synergien zu erzielen (van OOSTEN et al. 
2018a; 2018b). Ökosysteme, Umweltmedien und Klima 
sind eng miteinander verknüpft und werden maßgeblich 
von menschlichen Aktivitäten beeinflusst. Konflikte zwi-
schen verschiedenen Politikbereichen sollen vermieden 
werden, indem Redundanzen, Widersprüche und Rege-
lungslücken insbesondere im Prozess der Politikentwick-
lung adressiert werden (DUPONT 2017). Politikintegra-
tion im übergeordneten Sinne wird deshalb als Kohärenz 
und Koordination von Politiken verstanden.
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In vielen Sektoren lassen sich Umweltprobleme nur 
lösen, wenn Umweltaspekte frühzeitig in die Politikbe-
reiche einbezogen werden, wie dies in rechtlicher Hin-
sicht von der Querschnittsklausel des Art. 11 AEUV ge-
fordert wird. Übergeordnetes Ziel sollte dabei die 
hinreichende Wahrnehmung und angemessene Berück-
sichtigung der umweltpolitischen Belange in anderen Po-
litiken sein. Schwierigkeiten kann die Integration von 
Umweltaspekten in andere Politikbereiche begegnen, 
wenn in einem Sektor starke wirtschaftliche Interessen 
betroffen sind, insbesondere, wenn bestehende wirt-
schaftliche Nutzungen eingeschränkt oder bestehende 
Produktionsprozesse aus Umwelt- und Klimagründen 
verändert werden sollen (SRU 2019). Oftmals steht einer 
effektiven Integration ein aktiver Unwille zur Verände-
rung entgegen. In der Praxis können Schwierigkeiten mit 
der Umweltpolitikintegration neben unterschiedlichen 
Interessen, Zielsystemen und Machtasymmetrien auch 
aus unterschiedlichen Verwaltungskulturen und einer 
mangelnden Zusammenarbeit verschiedener Abteilun-
gen resultieren. Untersuchungen, die speziell die Euro-
päische Kommission zum Gegenstand hatten, stellten 
fest, dass eine stärker auf Kooperation ausgerichtete Ver-
waltungskultur, die Möglichkeiten zur Vernetzung bie-
tet und sich abweichenden Meinungen gegenüber offen 
zeigt, förderlich für Umweltintegration ist (KOPP-
MALEK et al. 2009). Ein Beispiel für die negativen Aus-
wirkungen der mangelnden Kohärenz zwischen Umwelt-
politik und anderen Sektorpolitiken ist die ungenügende 
Regulierung von Lärmemissionen an der Quelle im Rah-
men der Produktregulierung im Bereich der Verkehrs
politik.

Kasten 8-9: �Unzureichende Produktregu­
lierung als Hemmnis für effek­
tiven Lärmschutz

Nationale und internationale Environmental Bur-
den of Disease-Studien mit explizitem Lärmbezug 
weisen auf die Notwendigkeit eines vorbeugenden 
Gesundheitsschutzes in Europa hin (TOBOLLIK 
et al. 2019; HORNBERG et al. 2013; WHO und JRC 
2011; HÄNNINEN und KNOL 2011). Lärmauslöser 
sind überwiegend Produkte, die grenzüberschrei-
tend bewegt und gehandelt werden (wie Kfz oder 
Züge). Die Evaluation der Umgebungslärmrichtli-
nie 2002/49/EG der Europäischen Kommission von 
2017 (Europäische Kommission 2017a) weist im 
Hinblick auf die Integration von Lärmschutzaspek-
ten in andere Politikbereiche darauf hin, dass bis-
lang die Erkenntnisse aus den Lärmerhebungen nicht 

für die Produktregulierung, insbesondere bei der Re-
gulierung der Lärmemissionen von Kfz, Schiene und 
Flugzeug sowie Reifen, genutzt wurden. Das kosten-
wirksamste Mittel zur Lärmbekämpfung, das zudem 
dem Verursacherprinzip entspricht, sind Rechtsvor-
schriften zur Verringerung von Lärmemissionen an 
der Quelle, die angesichts ihrer durch den europäi-
schen Binnenmarkt begründeten grenzüberschrei-
tenden Dimension auf europäischer Ebene erlassen 
werden können und müssen (LAI 2013; Europäi-
sche Kommission 2017a). Die bislang auf EU-Ebe-
ne festgelegten Grenzwerte für Geräuschemissio-
nen bleiben aber weit hinter dem Stand der Technik 
zurück (Tz. 432 ff.). Bereits aus den ersten Runden 
der Lärmkartierung wird der enorme Handlungsbe-
darf auch auf der Emissionsseite deutlich. Vor dem 
Hintergrund einer sozial ungleich verteilten Belas-
tung von Umgebungslärm innerhalb europäischer 
Staaten ist dies besonders kritisch zu beurteilen 
(DREGER et al. 2019). Es wäre außerdem deutlich 
kostengünstiger, wenn die Rechtsvorschriften zur 
Verringerung von Lärmemissionen von Fahrzeugen 
auf europäischer Ebene deutlich verschärft würden, 
um die Lärmbelastungen der Bürgerinnen und Bür-
ger zu verringern.

Als ein gelungenes Beispiel für die Integration verschie-
dener Politikbereiche gilt demgegenüber die Verabschie-
dung des Klima- und Energiepakets, das 2009 in Kraft 
trat (SKJÆRSETH 2016). Es strebte an, die Klima- und 
Energieregulierung auf einem neuen Ambitionsniveau 
mit dem Zieljahr 2020 zu harmonisieren, und trug erheb-
lich zur Glaubwürdigkeit der Führungsposition der EU 
in den internationalen Klimaverhandlungen bei. Ein ähn-
liches Problem wie im Lärmschutz besteht im Bereich 
der CO2-Grenzwerte für Kfz: Durch die jahrelange un-
zureichend ambitionierte Regelung auf europäischer 
Ebene fielen die CO2-Einsparungen im Verkehrssektor 
deutlich geringer aus, als dies erforderlich und auch mög-
lich gewesen wäre. 

Insgesamt steht die Integration von Umwelt- und Kli-
mapolitik in andere Politikfelder in der EU noch relativ 
weit am Anfang. Dies betrifft neben den genannten Pro-
blemfeldern vor allem auch die GAP, die bislang weder 
die Klimaziele der EU ausreichend abbildet (FELL-
MANN et al. 2018) noch den Schutz der Biodiversität 
hinreichend integriert (ALONS 2017). Gleiches gilt für 
die Gemeinsame Fischereipolitik (GFP). Mit der letz-
ten Reform der GFP wurden wichtige Instrumente für 
eine nachhaltige Bewirtschaftung der biologischen ma-
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rinen Ressourcen auf den Weg gebracht. Zum Beispiel 
wurde als Maßstab zur Bewirtschaftung der Fischbe-
stände der „höchstmögliche Dauerertrag“ eingeführt 
und ein Rückwurfverbot für wirtschaftlich wichtige 
Fischarten verhängt (hierzu ausführlich SALOMON 
et al. 2014). Doch noch immer werden zu hohe maxi-
male Entnahmemengen für einzelne Fischbestände fest-
gelegt, die den Zielen der GFP (und der nachhaltigen 
Bewirtschaftung) zuwiderlaufen (SCHACHT et al. 
2019). Auch gelingt es bis heute nicht, von den Fische-
reiaktivitäten bedrohte marine Arten und Lebensräu-
me in ausreichendem Maße zu schützen (ebd.; SALO-
MON und SCHUMACHER 2019).

Kasten 8-10: �Mangelnde Kohärenz der 
deutschen Positionen in 
anderen Politikfeldern mit 
den Klimaschutzzielen

Die deutsche Bundesregierung und die verant
wortlichen Fachministerien sind in der Vergangen-
heit auf europäischer Ebene häufig für Positionen 
eingetreten, die die klimapolitische Zielerreichung 
des jeweiligen Sektors erschweren. So wandte sich 
die Bundesregierung mehrfach erfolgreich gegen 
striktere europaweite CO2-Standards für Neu
wagen (ICCT 2019, S. 2). Diese hätten aber mit-
telfristig die Verringerung des Treibhausgasaus
stoßes im deutschen Verkehrssektor deutlich 
erleichtert. 

Auch im Agrarbereich gehört Deutschland historisch 
zu den Akteuren, die eine stärkere ökologische Qua-
lifizierung der Mittel der GAP eher bremsen als 
erleichtern (SRU 2016, S. 45). Dabei liegt in der 
Ökologisierung der GAP ein zentraler Hebel, um Emis-
sionen aus dem Landwirtschaftsbereich zu reduzie-
ren (Alliance Environnement 2018). Stärker als bis-
her sollte die Bundesregierung daher die Konsistenz 
ihrer Positionierung in europäischen Entscheidungen 
mit klimapolitischer Relevanz in den Blick nehmen. 
Niederschlagen sollte sich das auch in den laufenden 
Verhandlungen zur GAP. Hier enthält der 52. Erwä-
gungsgrund des Verordnungsentwurfs die Aussage, 
dass durch Maßnahmen im Rahmen der GAP voraus-
sichtlich 40 % der Gesamtfinanzausstattung der GAP 
zu den Klimazielen beitragen werden (Europäische 
Kommission 2018j). Dies erfolgt allerdings nicht 
durch eine Zweckbindung, sodass auch Flächensub-
ventionen anteilig als klimaschützend eingerechnet 
werden können.

8.2.3	 Unvollständige oder inkonsis­
tente Umsetzung der euro­
päischen Umweltschutz­
richtlinien, insbesondere 
Eins-zu-eins-Umsetzung

729.	 Problematisch auf der Ebene des nationalen Umwelt- 
und Klimaschutzes ist auch die Ebene der Umsetzung, ins-
besondere die Übernahme europäischer Richtlinien in das 
jeweilige nationale Recht, wenn sie nur schleppend oder 
ungenügend erfolgt. Umfangreiche Untersuchungen der 
Umsetzung und des Vollzugs des europäischen Umwelt-
rechts in den Mitgliedstaaten aus den Jahren 2017 und 
2019 belegen erhebliche Defizite. Die größten Umsetzungs-
lücken betreffen die Umweltpolitikbereiche Abfallwirt-
schaft, Naturschutz und Biodiversität, Luftqualität, 
Lärmschutz sowie Wasserqualität und -bewirtschaftung 
(Europäische Kommission 2017b, S. 3).

Einerseits wird vertreten, dass die Umsetzung der euro-
päischen Umwelt- und Klimaschutzpolitik für die Mitglied-
staaten im Vergleich zu früheren Jahren weniger an-
spruchsvoll sei, weil oftmals eher Recht geändert als neu 
geschaffen würde (BÖRZEL und BUZOGANY 2018, S. 1). 
Dies ließe sich über die lange Zeitdauer auch an den zu-
rückgehenden Vertragsverletzungsverfahren nachzeich-
nen (ebd., S. 18). Demgegenüber ist jedoch zu bedenken, 
dass die Umsetzung im Laufe der Jahre vielleicht nicht um-
fangreicher, aber deutlich anspruchsvoller geworden ist. 
Dies zeigt sich zum Beispiel daran, dass das neuere EU-
Recht viel anspruchsvollere Ziele setzt, beispielsweise in 
den Bereichen Klimaschutz, Luftreinhaltung und Gewäs-
serqualität. Diese Ziele erfordern weitreichende, langfris-
tige Transformationen und Investitionen in vielfältige und 
persistente Verursacherbereiche. Zugleich geht es um Um-
weltwirkungen, die schleichend und viel weniger offen-
sichtlich und „störend“ sind, als die Verschmutzungen, die 
mit dem Recht der 1970er- bis 1990er-Jahre in Angriff ge-
nommen wurden. Zudem bezieht sich dieser Befund ledig-
lich auf die Umsetzung ins nationale Recht, betrifft aber 
nicht die Frage, wie der – gegenüber früheren Jahren deut-
lich anspruchsvollere – Vollzug gelingt.

Kasten 8-11: �„Lieblose“ Umsetzung der 
Umgebungslärmrichtlinie

Die Umgebungslärmrichtlinie ist vollständig in deut-
sches Recht umgesetzt worden, allerdings wird die 
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Umsetzung als „lieblos“ bezeichnet (BERKEMANN 
2018, S. 143) und bleibt hinsichtlich der Ausgestal-
tung hinter dem zurück, was innerstaatlich für einen 
einheitlichen Vollzug erforderlich wäre (Tz. 379 ff.). 
Ermächtigungsgrundlagen für Rechtsverordnungen 
werden nicht ausgenutzt (ebd.). Eine Ergänzung auf 
nationaler Ebene wäre deshalb notwendig. Eine Aus-
nahme bilden die deutschen Bestimmungen zu den 
ruhigen Gebieten auf dem Land, die nach dem Bun-
des-Immissionsschutzgesetz vor einer Zunahme von 
Lärm geschützt werden müssen. Damit geht die Um-
setzung über die Umgebungslärmrichtlinie hinaus.

Die Europäische Kommission hat wegen der Durch-
führung der Umgebungslärmrichtlinie ein Vertrags-
verletzungsverfahren gegen Deutschland eingelei-
tet. Zwar ist sie der Auffassung, dass Deutschland 
Lärmkartierungen nach den Vorgaben der Umge-
bungslärmrichtlinie erstellt hat. Allerdings meint 
sie, dass in allen Fällen einer durchgeführten Kar-
tierung auch eine Lärmaktionsplanung erfolgen 
müsste, was in Deutschland nicht einheitlich gesche-
hen ist. Die Europäische Kommission geht davon 
aus, dass hier der Vollzug unzureichend ist. 

Unter Bezugnahme auf die Ubiquität ist eine euro-
päische Regelung hier erforderlich, zumal diese den 
Mitgliedstaaten Spielräume und Flexibilität in der 
Umsetzung zubilligt. Vorgegeben werden vor allem 
eine einheitliche Erhebung und Bewertung des Um-
gebungslärms. Welche Maßnahmen die Mitgliedstaa-
ten ergreifen, bleibt dagegen ihnen überlassen, so-
lange sie Aktionspläne aufstellen. Eine Festlegung 
von Auslösewerten auf europäischer Ebene erscheint 
aus Subsidiaritätsgründen nicht erforderlich. Auf 
nationaler Ebene wäre es jedoch sinnvoll, dass der 
Bund Vorgaben machen und bundeseinheitliche Aus-
lösewerte für die Lärmaktionsplanung festlegen 
würde (Tz. 420 ff.).

Eins-zu-eins-Umsetzung unzureichend
730.	 Seit vielen Jahren vertritt die deutsche Bundes
regierung die Auffassung, dass Richtlinien der EU Eins-
zu-eins ins nationale Recht umgesetzt werden sollen 
(CDU, CSU und SPD 2005, S. 73). Dieser zufolge sollen 
nur diejenigen Vorgaben ins nationale Gesetz übernom-
men werden, die der europäische Gesetzgeber zwingend 
vorgeschrieben hat.

Auch wenn Art. 288 Abs. 3 AEUV den mitgliedstaat
lichen Stellen grundsätzlich die Wahl hinsichtlich der 

Mittel der Umsetzung lässt, so sind diese nach der 
Rechtsprechung des EuGH verpflichtet, die Formen 
und Mittel zu wählen, „die sich zur Gewährleistung der 
praktischen Wirksamkeit (effet utile) der Richtlinien 
unter Berücksichtigung des mit ihnen verfolgten 
Zwecks am besten eignen“ (EuGH, Urteil v. 08.04.1976 – 
Rs. 48/75, NJW 1976, S. 2065, 2076; EuGH, Urteil v. 
17.09.2002, Rn. 67). Die Umsetzung muss somit an-
streben, dass das Ziel der Richtlinie vollständig erreicht 
wird. Das bedeutet, dass nicht nur eine formelle wört-
liche Übernahme erfolgt, sondern dass das gesamte 
Richtlinienprogramm vollständig – auch im Vollzug – 
verwirklicht wird. Insoweit kann eine wörtliche Über-
nahme eines Richtlinientextes unter Umständen schon 
deshalb nicht ausreichend sein, weil Richtlinien wich-
tige Fragen der Operationalisierung im nationalen Ver-
waltungskontext nicht regeln. Auch detaillierte Richt-
linien stellen insoweit nur Rahmenrecht dar, das um 
nationale Anwendungs-, Organisations- und Finanzie-
rungsregelungen ergänzt werden muss, um praktisch 
effektiv werden zu können.

Es wird in diesem Zusammenhang zu Recht darauf 
hingewiesen, dass Richtlinien auch materiell eine zu-
sätzliche Willensbildung auf Ebene der Mitgliedstaaten 
einfordern. Gibt das Europarecht in diesem Sinne aber 
schon keine starre Verhaltensanforderung vor, vermag 
das Eins-zu-eins-Gebot die von ihm beanspruchte Steu-
erungswirkung kaum zu entfalten. Dies gilt insbeson
dere, wenn die unionsrechtliche Regelung mithilfe von 
Spannbreiten, Höchstgrenzen, Mindeststandards oder 
auch Opt-in- bzw. Opt-out-Verfahren eine Regulierung 
flexibilisiert hat oder bestimmte Regelungen nur dann 
anwendbar sind, wenn eine nationale Konkretisierung 
erfolgt ist (KROHN 2018). Die Leitlinie der Bundesre-
gierung, dass europäisches Umweltrecht Eins-zu-eins 
umzusetzen ist, kann somit den Vorgaben des europä
ischen Rechts nicht gerecht werden (ebd.; PAYRHUBER 
und STELKENS 2019).

Abgesehen davon zielt das EU-Umweltrecht laut seiner 
vertraglichen Vorgaben zum Beispiel in Art. 114 Abs. 2, 
Art. 191 Abs. 1 und Art. 193 AEUV auf ein hohes Schutz-
niveau ab und berücksichtigt dabei die Vielfalt in den 
Mitgliedstaaten. Nach oben kann und darf nicht nur ab-
gewichen werden, es muss sogar abgewichen werden, 
wenn es die Bedingungen in einem Mitgliedstaat oder 
einer Region erfordern. Mit Blick auf die unterschiedli-
chen Ausgangsbedingungen in den Mitgliedstaaten und 
die Kompromissfindung im Gesetzgebungsverfahren 
können ohnehin nicht immer ambitionierte Lösungen 
gefunden werden. Das kann aber für Deutschland gera-
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de nicht der Maßstab sein, an dem sich eine umweltrecht-
liche Regelung orientieren sollte. Denn angesichts sei-
ner hohen Bevölkerungsdichte und Industrialisierung ist 
der Problemdruck oftmals höher als in anderen Mitglied-
staaten.

Eine Eins-zu-eins-Umsetzung widerspricht zudem dem 
Konzept einer arbeitsteiligen Zusammenarbeit. Dem 
Subsidiaritätsprinzip zufolge soll die EU Aufgaben wahr-
nehmen, die die Mitgliedstaaten nicht ausreichend be-
wältigen und die auf europäischer Ebene besser adres-
siert werden können. Den Mitgliedstaaten obliegt die 
Bewältigung der offen gebliebenen Fragen und Aufga-
ben. Daher stellt ein Staat, der seine Handlungsspiel-
räume durch eine schematische Eins-zu-eins-Umset-
zung pauschal unausgeschöpft lässt, diese Art der 
Arbeitsteilung infrage. Es wäre daher wenig überzeu-
gend, für die europäische Gesetzgebung eine strenge 
Einhaltung des Subsidiaritätsprinzips zum Schutz eige-
ner Handlungsspielräume einzufordern, die Nutzung 
dieser Spielräume zur Problembewältigung dann aber 
abzulehnen.

Kasten 8-12: �Eins-zu-eins-Umsetzung der 
Abfallrahmenrichtlinie

In Bezug auf die Abfallwirtschaft war Deutschland 
im europäischen Vergleich lange Vorreiter und ver-
fügt über eine bis heute sehr gut entwickelte 
abfallwirtschaftliche Infrastruktur. Gesetzliche 
Anforderungen gehen teilweise über die europa-
rechtlichen Standards hinaus (SRU 2016, Tz. 56). 
Mittlerweile gehen aber neue und ambitionierte 
Zielsetzungen zunehmend vom EU-Recht aus, so 
zum Beispiel die neuen Recyclingquoten für Sied-
lungs- und Verpackungsabfälle (Tz. 145). Obwohl 
das europäische Abfallrecht durchaus Spielräume 
für umwelt- und ressourcenschutzbezogene Rege-
lungen oberhalb der europäischen Mindeststan-
dards bereithält, macht der deutsche Gesetzgeber 
hiervon insgesamt nur zurückhaltend Gebrauch. 
Ein entscheidendes Hindernis ist insofern die 
politische Vorgabe der Eins-zu-eins-Umsetzung 
(Tz. 730). 

Dies kann am Beispiel der anstehenden Umsetzung 
der novellierten Abfallrahmenrichtlinie im Kreis-
laufwirtschaftsgesetz (KrWG) aufgezeigt werden. 
Laut Referentenentwurf zum Kreislaufwirtschafts-
gesetz (KrWG-E) strebt der Gesetzgeber „mög-
lichst“ eine Eins-zu-eins-Umsetzung in das nationa-

le Recht an, die nur punktuell über das EU-Recht 
hinausgeht. Dabei hebt der Entwurf hervor, dass die 
„vereinzelten Regelungen“, die über das EU-Recht 
hinausgehen, keinen nennenswerten Erfüllungsauf-
wand für die Wirtschaft erzeugen (BMU 2019). 
Letzteres ist wichtig, weil sonst die One-in-one-out-
Regel der Bundesregierung zum Tragen käme, wo-
nach neue Belastungen für die Wirtschaft durch Ent-
lastungen an anderer Stelle kompensiert werden 
müssten (Tz. 727). Die Fortentwicklung der Kreis-
laufwirtschaft gerät aber ins Stocken, soweit einer-
seits das europäische Recht hierzu keine oder nur 
wenig konkrete Vorgaben trifft und die genaue Wei-
terentwicklung den Mitgliedstaaten überlässt, an-
dererseits aber der deutsche Gesetzgeber aufgrund 
der Eins-zu-eins-Maxime grundsätzlich nicht über 
die europäischen Mindeststandards hinausgehen 
möchte. Dies zeigt sich beispielsweise beim Ziel der 
Abfallvermeidung. Die Abfallrahmenrichtlinie ent-
hält hierzu (mit Ausnahme der Lebensmittelabfälle) 
nur abstrakte Zielsetzungen, die von den Mitglied-
staaten zu konkretisieren sind (Tz. 133). Auch im 
Referentenentwurf wird die Vermeidung kaum durch 
verbindliche Vorgaben operationalisiert. Zwar sieht 
dieser insbesondere eine Erweiterung der Pro-
duktverantwortung in § 23 und § 24 KrWG-E um 
verschiedene Vermeidungsaspekte vor, von denen 
etwa die neue Obhutspflicht von Herstellern und 
Händlern für Retouren und Warenüberschüsse im 
Versandhandel nicht europarechtlich vorgegeben ist 
(Tz. 148). Allerdings stehen die Pflichten der Pro-
duktverantwortung unter einem Verordnungsvor-
behalt (§ 23 Abs. 4 KrWG). Erst durch Verordnung 
wird festgelegt, in welcher Art und Weise und für 
welche Erzeugnisse die Produktverantwortung 
durch wen wahrzunehmen ist. Dagegen entfalten die 
in § 23 und § 24 KrWG-E vorgesehenen abstrakten 
Vorgaben zur Produktverantwortung keine durch-
setzbaren Rechtspflichten (BECKMANN in: von 
LANDMANN/ROHMER 2019, § 23 KrWG Rn. 28; 
von LERSNER 2000, S. 106). Positiv zu würdigen ist 
daher, dass das Bundesministerium für Umwelt, Na-
turschutz und nukleare Sicherheit (BMU) den Er-
lass einer Transparenzverordnung zur Konkretisie-
rung der Obhutspflicht angekündigt hat („Novelle 
des Kreislaufwirtschaftsgesetzes legt Grundlagen 
für weniger Abfall und mehr Recycling“, Pressemit-
teilung des BMU vom 12. Februar 2020). Inwieweit 
der Verordnungsgeber darüber hinaus auf die erwei-
terten Ermächtigungsgrundlagen zurückgreifen 
wird, um die abstrakte Produktverantwortung – ge-
gebenenfalls auch über europarechtliche Mindest-
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anforderungen hinaus – zu konkretisieren und zu 
operationalisieren, bleibt abzuwarten. In der Ver-
gangenheit hat er hiervon nur sehr zurückhaltend 
Gebrauch gemacht (BECKMANN in: von LAND-
MANN/ROHMER 2019, § 24 KrWG Rn. 3). Weiter-
gehende verbindliche Vermeidungsziele, insbeson-
dere quantitative Festlegungen, sind im Entwurf 
nicht vorgesehen (Tz. 148). Lediglich für Lebens-
mittelabfälle wird die in der Abfallrahmenrichtlinie 
vorgegebene konkrete Zielsetzung aufgenommen. 
Neu vorgesehen sind allerdings erweiterte Pflichten 
der öffentlichen Hand bei der Beschaffung (§  45 
KrWG-E), die nicht in der Abfallrahmenrichtlinie 
vorgegeben sind und die sich auch positiv auf die 
Vermeidung auswirken können.

Nicht zuletzt befördert die Eins-zu-eins-Maxime die Ten-
denz, europäische Regelungen wortwörtlich zu überneh-
men, statt eine möglichst an Sinn und Zweck orientier-
te Umsetzung anzustreben (KROHN 2018, S. 386). So 
sieht der Referentenentwurf in Bezug auf die oben er-
wähnten geeigneten Instrumente zur Stärkung der Ab-
fallhierarchie (Art. 4 Abs. 3 mit Anhang IVa Abfallrah-
menrichtlinie) vor, die dort aufgelisteten Beispiele in 
einer neuen Anlage 5 zum KrWG wörtlich wiederzuge-
ben. Sollte der Gesetzentwurf so beschlossen werden, 
würde der deutsche Gesetzgeber also Beispiele für ge-
eignete wirtschaftliche Instrumente und andere 
Maßnahmen benennen. Dass der Gesetzgeber Beispiele 
für geeignete Regelungsansätze in einer Gesetzesanlage 
auflistet, ist allerdings nicht zielführend. Schließlich ist 
er selbst der primäre Adressat, der die Empfehlungen 
des europäischen Gesetzgebers auf ihre sinnvolle Ein-
setzbarkeit in Deutschland überprüfen und gegebenen-
falls einführen sollte.

731.	 Es gibt zudem die Möglichkeit einer durch die EU 
angestoßenen Kooperation der Mitgliedstaaten unter
einander. Diese hat oftmals keinen rechtsverbindlichen 
Charakter, setzt aber auf Formen einer Einigung auf ge-
meinsame Grundsätze im Stil einer Selbstverpflichtung. 
Dies kann speziell Politikbereiche betreffen, die einen 
starken regionalen Charakter besitzen und somit basie-
rend auf dem Subsidiaritätsprinzip in dezentraler Zu-
ständigkeit verbleiben sollen. Ein Beispiel hierfür ist die 
Verabschiedung gemeinsamer Grundsätze und Prinzipi-
en für die Entwicklung europäischer Städte, die 2007 in 
Form der Leipzig-Charta zwischen den Mitgliedstaaten 
vereinbart wurden. Motiv für diese europäische Initiati-
ve ist die Schaffung vergleichbarer Lebensbedingungen 
mit dem Ziel, gemeinsame Standards zu etablieren.

Kasten 8-13: �Leipzig-Charta – gemeinsames 
europäisches Handeln in der 
Stadtentwicklung

In der Stadtentwicklung basiert die Kooperation auf 
europäischer Ebene auf der Leipzig-Charta, die 2007 
unter deutscher EU-Ratspräsidentschaft eingebracht 
und verabschiedet wurde. Mit der Unterzeichnung 
der Charta akzeptierten alle beteiligten europäischen 
Mitgliedstaaten die Orientierung an den Merkma-
len der Europäischen Stadt. Sie bekannten sich damit 
dazu, die Strategie der integrierten Stadtentwick-
lung, die sich an den Zielen der Nachhaltigkeit ori-
entiert sowie bürgerorientiert und fachübergreifend 
ausgerichtet ist, zu verfolgen und der Ausgrenzung 
benachteiligter Stadtquartiere entgegenzuwirken 
(BMVBS 2007). Ein implizites Ziel der Charta ist es, 
dem Stadtquartier als Handlungsebene der inte
grierten Stadtentwicklung verstärkt politische Auf-
merksamkeit zu widmen (Kap. 7). Aus der Leipzig-
Charta und dem Prozess ihrer Erarbeitung ergeben 
sich konkrete Aufträge beziehungsweise Selbstver-
pflichtungen. Die Mitgliedstaaten haben sich aus-
drücklich dafür ausgesprochen, bei der Entwicklung 
ihrer Städte die Ziele der europäischen Nachhaltig-
keitsstrategie und die Belange einer intakten Um-
welt zu berücksichtigen. Die Charta enthält fünf 
Empfehlungen im Hinblick auf die Entwicklung von 
integrierten Stadtentwicklungsprogrammen. Sie be-
ziehen sich unter anderem auf konsistente Entwick-
lungsziele, Politikabstimmung, die Bündelung von 
Finanzmitteln und Bürgerbeteiligung. Die Europäi-
sche Kommission wird gebeten, einen systemati-
schen und strukturierten Austausch von Erfahrun-
gen im Bereich der nachhaltigen Stadtentwicklung 
zu fördern. Außerdem soll den Mitgliedstaaten er-
möglicht werden, den europäischen Strukturfonds 
für integrierte Stadtentwicklungsprogramme zu nut-
zen (BMVBS 2007).

Eine Evaluierung der Leipzig-Charta im Jahr 2017 hat 
bestätigt, dass die zentralen Prinzipien der Charta 
weiterhin Gültigkeit besitzen und in Europa breite 
Anwendung finden, auch wenn in einigen Fällen noch 
Nachholbedarf besteht (BBSR 2017). Die sich in den 
letzten Jahren rasant wandelnden gesellschaftspoliti-
schen Herausforderungen in Bezug auf die Entwick-
lung der Städte (wie die Digitalisierung, Migration 
und Integration oder der Klimawandel) sind ein wich-
tiger Grund dafür, dass sich Deutschland vorgenom-
men hat, im Zusammenhang mit der deutschen Rats-
präsidentschaft im Jahr 2020 die Leipzig-Charta zu 
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erneuern und zeitgemäßer zu gestalten (GEIPEL und 
SCHADE-BÜNSOW 2019). In dieser sogenannten 
Leipzig-Charta 2.0 soll es um die wesentlichen Prin-
zipien der integrierten Stadtentwicklung gehen. Das 
Schwerpunktthema der überarbeiteten Leipzig-Char-
ta könnte nach Auffassung des Bundesministeriums 
des Innern, für Bau und Heimat (BMI) der Klimawan-
del und dessen Verbindung zur Mobilität sein (GEI-
PEL und SCHADE-BÜNSOW 2019). Daneben ist aus 
Sicht des BMI die Handlungsfähigkeit der Kommunen 
in Europa von zentraler Bedeutung, welche die Aspek-
te kommunale Selbstbestimmung (Urban Gover-
nance), Ressourcenausstattung, deren Unterstützung 
durch die staatliche Ebene und Steuerungsmöglich-
keit von Gemeingütern durch die Kommunen umfasst 
(BOHLE 2019).

8.2.4	 Mangelhafter Vollzug
732.	 Ein maßgeblicher Schwachpunkt der europäischen 
Umwelt- und Klimapolitik liegt darin, dass die beschlos-
senen europäischen Vorgaben im Umweltbereich in den 
Mitgliedstaaten nicht effektiv umgesetzt und vollzogen 
werden. Umsetzung und Vollzug liegen im europäischen 
Exekutivföderalismus grundsätzlich in der Hand der Mit-
gliedstaaten. Manchmal aber sind die Mitgliedstaaten 
entweder aufgrund defizitärer Governance-Strukturen 
nicht in der Lage oder aber aus politischen Gründen nicht 
willens, das EU-Recht um- oder durchzusetzen. Vollzugs-
defizite in den Mitgliedstaaten sind dafür verantwort-
lich, dass das europäische „law in the books“ nicht zum 
„law in action“ wird und solchermaßen das Vertrauen 
der Bürgerinnen und Bürger in die Funktionsfähigkeit 
der EU enttäuscht („gap between promise and deli
very“, vgl. Europäische Kommission 2017h, S. 12). 

Die Situation des Vollzugs des Umwelt- und Klimaschutz-
rechts stellt sich in den Mitgliedstaaten sehr unterschied-
lich dar. Bereits die strukturellen und institutionellen 
Voraussetzungen zur Sicherstellung des Vollzugs sind in 
den Mitgliedstaaten verschieden. Bedeutung hat die Qua-
lität des jeweiligen nationalstaatlichen Vollzugs nicht 
nur, weil die Wirksamkeit des europäischen Umwelt- und 
Klimaschutzes davon abhängt, sondern auch weil daraus 
Wettbewerbsverzerrungen resultieren können: Im Ver-
gleich zu der Industrie eines Mitgliedstaates, der die Ein-
haltung von Grenzwerten, Verfahren und ähnlichem 
durch Unternehmen und Betriebe durchgehend über-
wacht und verfolgt, kann die Wirtschaft in einem ande-
ren Mitgliedstaat, der das Recht nicht durchsetzt, einen 
Wettbewerbsvorteil erlangen.

Kasten 8-14: �Schwieriger Vollzug der 
Wasserrahmenrichtlinie

Deutschland hat das europäische Gewässerschutz-
recht insbesondere im Wasserhaushaltsgesetz so
wie  durch verschiedene Verordnungen umgesetzt 
(Grundwasserverordnung, Oberflächengewässerver-
ordnung). Auch wenn der Umsetzung formal Genü-
ge getan ist, sind verschiedene Defizite zu kritisieren. 
So wird insbesondere das Verursacherprinzip nicht 
konsequent eingehalten. Beispielsweise werden dif-
fuse Stoffeinträge im deutschen Recht nicht wirksam 
adressiert (SRU 2015). Darüber hinaus wird die Vor-
gabe, (auch) die Gewässernutzenden an der Umset-
zung der Wasserrahmenrichtlinie zu beteiligen (Ko-
operationsprinzip), in Deutschland im Sinne eines 
„Freiwilligkeitsprinzips“ ausgelegt. Das bedeutet, 
dass die Ziele der Richtlinie überwiegend durch För-
derung und freiwillige Maßnahmen erreicht werden 
sollen, während ordnungsrechtliche Instrumente nur 
zurückhaltend angewandt werden. Insbesondere wer-
den die zu Renaturierungszwecken benötigten Flä-
chen im Gewässerumfeld in Deutschland nur selten 
zwangsweise herangezogen. Da es in der Regel nicht 
möglich ist, diese Flächen zu kaufen, werden die öko-
logischen Verbesserungsziele der Richtlinie nicht er-
reicht (Tz. 313). Außerdem leidet die Umsetzung 
häufig ganz erheblich darunter, dass es zu wenig fi-
nanzielle Mittel und zu wenig Personal gibt, sowie 
daran, dass die handelnden Akteure selten politisch 
strittige Entscheidungen zum Beispiel zulasten der 
Landwirtschaft oder der Schifffahrt treffen.

All dies trägt maßgeblich dazu bei, dass Deutschland 
die Ziele der Wasserrahmenrichtlinie bis zum Ende 
des dritten Bewirtschaftungszyklus 2027 absehbar 
verfehlen wird. Die EU hat Deutschland daher bereits 
verwarnt. Aber auch einige in der Wasserrahmenricht-
linie selbst angelegten Gründe erschweren die Ziel
erreichung. Zumindest einige Ziele sind angesichts 
der in der Vergangenheit vorgenommenen Strukturver-
änderung und Belastung vieler Oberflächengewässer 
so ambitioniert, dass sie in der kurzen vorgesehenen 
Zeit praktisch nicht zu erreichen sind. Zudem er-
schwert es das One-out-all-out-Prinzip (Tz. 270, 299), 
Erfolge sichtbar zu machen, die bei manchen Quali-
tätskategorien durchaus eintreten und zu einer Ver-
besserung des Gewässerzustands führen. Diese häufig 
problematisierten Regelungen der Wasserrahmen-
richtlinie dürfen jedoch nicht den Blick für das erheb-
liche Vollzugsdefizit in Deutschland verstellen. Hier-
von zeugt der Umstand, dass die Bundesrepublik weit 
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unter dem europäischen Durchschnitt der Zielerrei-
chung liegt. Auch zeigen positive Beispiele aus ande-
ren Mitgliedstaaten, dass bei einem entsprechenden 
politischen Willen bestimmte Umweltprobleme wie 
die Nitratbelastung durchaus erfolgreich angegangen 
werden können (SRU 2015, Tz. 41). Der SRU ist daher 
der Auffassung, dass nicht die Richtlinie, sondern ihre 
Umsetzung verbessert werden muss (Tz. 352 ff.; SRU 
2018). Unterstützt wird diese Auffassung auch von 
den ersten Ergebnissen des REFIT der Wasserrahmen-
richtlinie (Europäische Kommission 2019b).

Vor diesem Hintergrund sollte in Übereinstimmung mit 
der vorstehend vorgeschlagenen Arbeitsmethode im Be-
reich politischer Prioritäten (also z. B. des European 
Green Deal) verstärkt darüber nachgedacht werden, der 
für die Vollzugskontrolle zuständigen Europäischen 
Kommission (oder einer Agentur unter Aufsicht der 
Kommission) im Falle von gravierenden Vollzugsdefizi-
ten eine Art Auffangverantwortung zuzuweisen. Dafür 
kann es kein allgemeingültiges für alle Politikbereiche in 
Betracht kommendes Modell geben. Was im Bereich des 
Außengrenzschutzes der EU notwendig ist, unterschei-
det sich von dem, was im Umwelt- und Klimaschutz nütz-
lich ist. In Anlehnung an das europäische Wettbewerbs-
recht sind jedoch auch im Umweltbereich Modelle 
kooperativer Rechtsdurchsetzung zu entwickeln. Diese 
setzen funktionsfähige nationale Behörden voraus, die 
gegebenenfalls mit europäischer Hilfe aufgebaut werden 
müssten. Es müssen Formen der Zusammenarbeit ent-
wickelt werden, die vom Informationsaustausch bis hin 
zu einer fachlichen, personellen oder technischen Un-
terstützung durch die europäische Ebene reichen. Eine 
bedeutsame Rolle kann insoweit der neuen Generaldi-
rektion für Strukturreformen zukommen (Europäische 
Kommission – DG Reform 2020). Erste Schritte in diese 
Richtung hat die EU auch für den Bereich der Umwelt-
politik angestoßen.

Aktuelle Maßnahmen der EU zur 
Vollzugsverbesserung
733.	 Ein Instrument zur Verbesserung der Umsetzung 
von EU-Umweltrecht und EU-Umweltpolitik in den Mit-
gliedstaaten ist der Environmental Implementation Re-
view (EIR). Der EIR dient dazu, in der EU-Umweltpolitik 
Umsetzungslücken und Vollzugsdefizite in den Mitglied-
staaten zu identifizieren und für diese Lösungen zu ent-
wickeln (Europäische Kommission 2019e). Der EIR soll 
außerdem der Europäischen Kommission Rückmeldung 
zum Stand der Umsetzung bei den zentralen Zielen des 
Umweltregelwerks der EU sowie zu den wesentlichen Um-

setzungsproblemen der einzelnen Mitgliedstaaten geben. 
Dazu werden alle zwei Jahre länderspezifische Berichte 
erstellt, die sich auf für den jeweiligen Mitgliedstaat rele-
vante umweltrechtliche und umweltpolitische Themen 
konzentrieren. Diese Länderberichte setzen den Rahmen 
für anschließende bilaterale Dialoge zwischen dem Mit-
gliedstaat und der Europäischen Kommission zur Voll-
zugsverbesserung des EU-Umweltrechts und der EU-Um-
weltpolitik. Sie werden zusammen mit einer Mitteilung 
der Europäischen Kommission, die aus dem Prozess ge-
folgerte generelle Entwicklungen, Empfehlungen und po-
litische Schlussfolgerungen zusammenfasst, sowie einem 
Hintergrundpapier veröffentlicht. Das erste EIR-Paket 
wurde im Februar 2017 präsentiert (Europäische Kom-
mission 2016f). Darin wies die Europäische Kommission 
darauf hin, dass der mangelhafte Vollzug des Umwelt-
rechts erhebliche ökologische, wirtschaftliche und gesell-
schaftliche Kosten verursacht (Europäische Kommission 
2017b, S. 4 ff.), von denen allein die wirtschaftlichen Kos-
ten 50 Mrd. Euro im Jahr betragen sollen (COWI et al. 
2011, S. 44). 

734.	 Die Überprüfung der Umsetzung der EU-Umwelt-
politik und des EU-Umweltrechts mündete in die Verab-
schiedung eines Aktionsplans für einen besseren Vollzug 
des Umweltrechts und eine bessere Umweltordnungs-
politik (Europäische Kommission 2018f). Er soll Com-
pliance und Überwachung als einen Teilbereich der im 
EIR identifizierten Vollzugsdefizitursachen adressieren. 
Der Aktionsplan definiert drei Bereiche der Vollzugs
sicherung (Compliance Promotion), in denen die Mit-
gliedstaaten Maßnahmen durchführen sollen: 

ɦɦ Unterstützung des Vollzugs: Maßnahmen, die den 
Adressaten dabei helfen sollen, das EU-Umweltrecht 
besser anzuwenden (z. B. Leitfäden, Helpdesks). 

ɦɦ Überwachung des Vollzugs: Maßnahmen, mit denen 
Verstöße gegen Umweltrecht erfasst werden (Über-
wachungsmaßnahmen und Inspektionen).

ɦɦ Durchsetzung des Rechts: verwaltungs-, straf- oder 
zivilrechtliche Sanktionen, um Rechtsverstöße zu 
unterbinden (Europäische Kommission 2018f, S. 2 f.).

Insgesamt werden verschiedene Aspekte des Vollzugs 
adressiert, die durch Maßnahmen verbessert werden sollen 
(Abb. 8-2). Dazu zählen Peer Reviews, eine Förderung der 
beruflichen Ausbildung von Vollzugspraktikerinnen und 
-praktikern, der Austausch von bewährten Verfahren (best 
practices), Verfahrensleitfäden und eine Bewertung der na-
tionalen Systeme (Europäische Kommission 2018f, S. 7). 
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735.	 Das zweite EIR-Paket wurde im April 2019 von der 
Europäischen Kommission veröffentlicht (Europäische 
Kommission 2019h). Sein Fokus liegt auf der Stärkung 
der Governance im Umweltbereich der Mitgliedstaaten. 
Insoweit wird zutreffend festgestellt, dass die Qualität 
der öffentlichen Verwaltung in den Mitgliedstaaten einen 
erheblichen Einfluss auf die Umsetzung der politischen 
Maßnahmen der EU hat. Nach Auffassung der Europäi-
schen Kommission besteht eine Wechselbeziehung zwi-
schen der Qualität der öffentlichen Dienstleistungen 
eines Landes und dem Maß an Vertrauen, das der Ver-
waltung entgegengebracht wird, sowie der Wirtschafts-
freundlichkeit und dem gesellschaftlichen Wohlstand. 
Die Umsetzungslücken im Bereich der Umweltpolitik 
haben danach auch ihre Ursache in defizitären Gover-
nance-Strukturen in den Mitgliedstaaten.

Kasten 8-15: �Umwelt-Governance in den 
Mitgliedstaaten

Eine Studie hat die Umwelt-Governance in den 
Mitgliedstaaten unter den fünf Dimensionen 

Transparenz, Öffentlichkeitsbeteiligung, Zugang 
zu Gerichten, Gewährleistung der Einhaltung von 
Vorschriften sowie Effizienz und Wirksamkeit un-
tersucht (NESBIT et al. 2019). Sie kommt zu dem 
Ergebnis, dass im Hinblick auf alle genannten Di-
mensionen der Umwelt-Governance in den Mit-
gliedstaaten Verbesserungen möglich sind. Dafür 
sollten insbesondere für den Zugang zu Umwelt-
informationen und die Öffentlichkeitsbeteiligung 
auch digitale Möglichkeiten genutzt werden, zum 
Beispiel um Umweltprobleme melden zu können. 
Als Schwierigkeit für die Verbesserung der Um-
welt-Governance durch die EU-Ebene wird die Tat-
sache hervorgehoben, dass die allgemeine organi-
satorische und umweltpolitische Steuerung in den 
Mitgliedstaaten sehr komplex und vielfältig ist. 
Einheitliche Vorgaben sind daher nicht immer ein-
fach auszugestalten (ebd.). 

Die Studie sieht auch Möglichkeiten, die Umwelt-
Governance in den Mitgliedstaaten auf EU-Ebene 
zu stärken. Dies kann insbesondere durch den Aus-
tausch bewährter Verfahren (best practice) erfol-

ɦɦ Abbildung 8-2	

EU-Aktionsplan zur Gewährung der Einhaltung der Umweltschutzvorschriften

Quelle: Europäische Kommission 2018a
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gen. Hilfreich ist auch die Ermittlung der Schlüssel-
elemente der Umweltpolitik, die mit verbesserten 
Ergebnissen verbunden sind. Für die Mitgliedstaa-
ten wäre es auch nützlich, besser zu verstehen, wel-
chen Beitrag Transparenz, Öffentlichkeitsbeteili-
gung sowie die Öffentlichkeit und Organisationen 
von öffentlichem Interesse bei der Verfolgung von 
Umweltzielen leisten können.

736.	 In Konsequenz dessen weist die Europäische Kom-
mission darauf hin, dass die vollständige Umsetzung 
der in der Aarhus-Konvention festgesetzten Standards 
für Transparenz, Öffentlichkeitsbeteiligung und Zu-
gang zu Gerichten für einen besseren Vollzug des Um-
weltrechts erforderlich ist. Diese Standards sind so-
wohl für Unternehmen, als auch für Bürgerinnen und 
Bürger sowie die Verwaltung von Bedeutung (Europä-
ische Kommission 2019h). Hilfreich wäre der Erlass 
einer schon seit vielen Jahren in der Diskussion befind-
lichen Richtlinie über den Gerichtszugang (Access to 
Justice) (Europäische Kommission 2003). Der Ent-
wurf für eine solche Richtlinie war auf Drängen ver-
schiedener Mitgliedstaaten, unter anderem auch 
Deutschlands, von der Juncker-Kommission zurückge-
zogen worden. 

Die Europäische Kommission verweist in der EIR-Mit-
teilung auch auf die im Dezember 2018 in Kraft getrete-
ne Governance-Verordnung für die Energieunion und für 
den Klimaschutz (Tz. 91). Die Verordnung verpflichtet 
die Mitgliedstaaten, nationale Energie- und Klimapläne 
zu erstellen, die die Integration von Energie-, Klima- und 
Umweltpolitik deutlich stärken. 

737.	 Wichtig sind zudem Expertennetze wie das „Euro-
pean Union Network for the Implementation and 
Enforcement of Environmental Law“ (IMPEL). Die Eu-
ropäische Kommission kommt zu dem Schluss, dass die 
Möglichkeiten für eine weitere Verbesserung der Gover-
nance im Umweltbereich noch nicht ausgeschöpft sind 
und dass durch ihre Stärkung eine bessere Umsetzung 
der Umweltpolitik insgesamt erreicht wird. Sie betont 
die Bedeutung von Transparenz, die die Umsetzung be-
fördern kann, weil dadurch der Wissensstand, das Ver-
antwortungsbewusstsein, die Beteiligung der Öffentlich-
keit und die Unterstützung durch die Bürgerinnen und 
Bürger verbessert werden. Dafür ist es relevant, den Zu-
gang zu Geodaten und -diensten zu verbessern, damit 
die Öffentlichkeit besser über den tatsächlichen Zustand 
der Umwelt auf lokaler oder regionaler Ebene informiert 
werden kann.

In diesem Kontext ist es von Bedeutung, dass die Euro-
päische Kommission im European Green Deal angekün-
digt hat, die Aarhus-Verordnung (EG) Nr. 1367/2006 an-
zupassen, die die Aarhus-Konvention für die EU selbst 
umsetzt. Damit soll der Vorwurf der mangelhaften Um-
setzung durch das Aarhus Convention Compliance 
Committee (2017) ausgeräumt werden. Mittelfristig 
sollte darüber hinaus über einen neuen Anlauf für eine 
Gerichtszugangs-Richtlinie nachgedacht werden, um 
auch Art. 9 Abs. 3 Aarhus-Konvention in den Mitglied-
staaten einheitlich umzusetzen.

Generell gestaltet es sich vor allem schwierig, die Mit-
gliedstaaten dazu zu bewegen, mehr Personal für Voll-
zugsaufgaben im Umweltbereich zur Verfügung zu 
stellen, obwohl gerade eine ungenügende Personalaus-
stattung als Haupthindernis für einen wirksamen Voll-
zug anzusehen ist (ZIEKOW et al. 2018). Mittelfristig 
könnte es daher erforderlich sein, neue Wege zu gehen, 
um dem EU-Umweltrecht zu Wirksamkeit zu verhelfen. 
Ein Mittel hierzu könnte der verstärkte Einsatz von di-
gitalen Technologien sein. Dazu zählt zum Beispiel die 
Satellitenfernerkundung (remote sensing), mithilfe 
derer kontrolliert werden kann, ob die Landwirtschaft 
Naturschutzvorgaben einhält. Dabei muss der Daten-
schutz beachtet werden. Wichtig bleibt auch das Enga-
gement von Umweltverbänden, die mit ihrer Fachkom-
petenz über ihre Verbandsbeteiligungsrechte eine 
gewisse Kontrollfunktion ausüben können. Da auch 
in  Zukunft die Verantwortung für den Vollzug und 
die Kontrolle des EU-Rechts den Mitgliedstaaten obliegt, 
sollten im Bereich politischer Prioritäten (European 
Green Deal) über diese Ansätze hinausgehende Model-
le kooperativer Rechtsdurchsetzung entwickelt werden.

8.3	 Empfehlungen

738.	 Die europäische Umwelt- und Klimapolitik steht an 
einem Wendepunkt. Sie ist gefordert, ihre Handlungs
fähigkeit angesichts der enormen ökologischen Heraus-
forderungen zu beweisen. Die neue Europäische Kom-
mission hat durch den European Green Deal große 
Erwartungen geweckt, die jetzt mit Leben gefüllt wer-
den müssen. Für die Zukunft der europäischen Umwelt- 
und Klimapolitik bietet der European Green Deal große 
Chancen. 

Eine intakte Umwelt und die Vermeidung des Klima-
wandels stellen die Basis allen Wirtschaftens dar. Dies 
muss sich insbesondere auch in Politikfeldern jenseits 
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des klassischen Umweltschutzes niederschlagen, also 
im Bereich der Wirtschafts- und Infrastrukturpolitik 
sowie in den sektorspezifischen Regulierungen (Um-
weltpolitikintegration). Die Integrationsklausel des 
Art. 11 AEUV formuliert insoweit einen klaren Auftrag 
an die Politik- und Rechtsgestaltung der EU, die Erfor-
dernisse des Umweltschutzes zur Förderung einer 
nachhaltigen Entwicklung in allen relevanten Politiken 
einzubeziehen. 

Auch muss die Umsetzung des geltenden Umwelt-Acquis 
der EU erheblich verbessert werden. In vielen Bereichen 
ist zu konstatieren, dass der Umweltschutz unter einer 
Durchsetzungsschwäche leidet. Dies liegt nicht in erster 
Linie an Mängeln des Umweltrechts. Die Bewertung ver-
schiedener europäischer Umweltschutzrichtlinien im 
Rahmen des REFIT-Prozesses hat ergeben, dass diese 
Richtlinien geeignet sind, ihren Zweck zu erfüllen (Kas-
ten 8-6), und dass die Umsetzungsmängel vor allem 
durch eine mangelnde rechtliche, organisatorische und 
fiskalische Untersetzung auf Ebene der Mitgliedstaaten 
begründet sind. Dieser Aspekt sollte durch einen besse-
ren Vollzug adressiert werden, der auch Elemente der 
neuen Arbeitsmethode aufgreift (Tz. 706 ff.). Ab
bildung 8-3 enthält eine Übersicht über die wichtigsten 
Empfehlungen des Kapitels.

8.3.1	 European Green Deal mit 
Leben füllen

739.	 Der European Green Deal, der Ende 2019 vorge-
stellt wurde, ist ein Signal für eine Ausrichtung der EU 
in Richtung Nachhaltigkeit. Tatsächlich hat noch keine 
europäische Institution einen solch ambitionierten Plan 
für die Umwelt vorgestellt. Der European Green Deal 
stellt deshalb die Chance dar, die europäische Umwelt- 
und Klimapolitik jetzt ambitioniert auszugestalten. Bis-
lang bietet der European Green Deal vor allem einen 
Fahrplan, der eine umfangreiche Anzahl von einzelnen 
Initiativen ankündigt. Diese Einzelinitiativen sollten 
jetzt zügig konkretisiert und konsequent ausgestaltet 
werden. In manchen Bereichen kann erst nach den er-
forderlichen Konkretisierungen bewertet werden, ob 
sie geeignet sind, ihre Ziele zu verwirklichen. Zudem 
gibt es auch Aspekte, die bislang nicht ausreichend in 
dem Programm widergespiegelt werden. Vor dem Hin-
tergrund der gegenwärtigen Umweltsituation reicht der 
Weg einer ökologischen Modernisierung zudem allein 
nicht mehr aus, um die Nachhaltigkeitsziele zu errei-
chen. Dafür sind ambitionierte Zielsetzungen erforder-
lich. Das Wirtschaften innerhalb der Belastungsgren-
zen unseres Planeten (SRU 2019) erfordert sehr 
weitreichende Verminderungen der Ressourceninan-
spruchnahme, der Schadstoffemissionen und der Treib-
hausgasemissionen.

ɦɦ Abbildung 8-3	
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Mit Blick auf die katastrophalen Folgen eines Über-
schreitens dieser Belastbarkeitsgrenzen formuliert das 
Konzept der planetaren Grenzen einen „sicheren Hand-
lungsraum“ und zieht bei der Bestimmung kritischer 
Schwellenwerte einen Sicherheitsabstand heran. Die-
ser stellt einen Anknüpfungspunkt für die Kopplung mit 
rechtlichen Vorgaben dar. Die planetaren Grenzen er-
geben sich nicht nur aus grundrechtlichen Schutzpflich-
ten von EU und Mitgliedstaaten für Leben und Gesund-
heit (Art. 3 GRCh sowie Art. 8 EMRK, dazu CALLIESS 
2006, Rn. 16 und 17), mit dem Ziel Abstand vom „öko-
logischen Existenzminimum“ zu halten, sondern auch 
aus dem Unionsziel Umweltschutz (Art. 191 Abs. 1 
AEUV). Der Schutzauftrag des Art. 191 AEUV umfasst 
das Vorsorgeprinzip als rechtsverbindliche Handlungs-
maxime der europäischen Umweltpolitik (Art. 191 
Abs. 2 AEUV). Über die Integrationsklausel des Art. 11 
AEUV, nach der die Erfordernisse des Umweltschutzes 
bei der Festlegung und Durchführung aller Unions
politiken und -maßnahmen einbezogen werden müssen, 
werden Umwelt- und Klimabelange – ganz im Sinne des 
Nachhaltigkeitsprinzips – mit Interessen anderer Poli-
tiken, zum Beispiel der Wirtschafts-, Verkehrs- und 
Agrarpolitik, verzahnt.

Aus dem unionsrechtlichen Vorsorgeprinzip ergibt sich 
ein eigenständiger Grundsatz der Nichtausschöpfung 
ökologischer Belastungsgrenzen. Es spiegelt den „siche-
ren Handlungsraum“ durch ein Abstandsgebot, indem 
es bereits im Vorfeld einer konkreten Gefahr – mithin 
der wissenschaftlich plausibel gemachten Möglichkeit 
eines Überschreitens kritischer Belastungen oder Kipp-
punkte – politisches Handeln einfordert.

Dabei steht der europäischen Politik notwendigerweise 
ein politischer Gestaltungsspielraum zu, da die Ziele des 
Umwelt- und Klimaschutzes mit widerstreitenden Ver-
fassungsbelangen (Wirtschaftsfreiheit, Sozialstaatsprin-
zip) abzuwägen sind. Jedoch ist dem Abstandsgebot in 
der politischen Abwägung umso mehr Gewicht beizu-
messen, je konkreter ein Überschreiten der planetaren 
Belastungsgrenzen, etwa des 1,5- bis 2°-Ziels im Klima-
schutz, wird. Dies bedeutet zugleich, dass die planeta-
ren Belastungsgrenzen und daran anknüpfend das öko-
logische Existenzminimum der EU-Bürgerinnen und 
-Bürger jeder politischen Abwägung eine absolute Gren-
ze setzen. Jenseits dieser Grenze verlangen die erwähn-
ten Vorgaben der europäischen Verträge, die mit der 
Charta der Grundrechte das Verfassungsrecht der EU 
bilden, dass ein Überschreiten der planetaren Belas-
tungsgrenzen durch ein geeignetes und wirksames, also 
langfristig angelegtes, in sich kohärentes und rechtsver-

bindliches Schutzkonzept vermieden wird. Ein solches 
Schutzkonzept ist als „absolute Leitplanke“ der Politik 
allerdings nur dann wirksam, wenn es vom Gesetzgeber 
in Form eines verbindlichen Leitgesetzes erlassen wird.

Insoweit stellt das geplante europäische Klimagesetz, 
das die Klimaneutralität bis 2050 sicherstellen soll, 
einen begrüßenswerten Schritt dar. Bis auf Polen haben 
sich alle Mitgliedstaaten zu diesem Schritt bekannt. Um 
die europäischen Klimaschutzziele sicher zu erreichen, 
muss aber der Reduktionspfad ambitioniert genug aus-
gestaltet werden. Ein ambitioniertes europäisches Kli-
magesetz, verbunden mit den im European Green Deal 
angekündigten Maßnahmen, wäre der zentrale Baustein 
für das rechtlich geforderte wirksame Schutzkonzept. 
Angesichts der bisherigen Durchsetzungsschwäche der 
Belange des Umwelt- und Klimaschutzes im politischen 
Alltag der EU muss jedoch ergänzend über einen „Um-
welt- und Klimaschutz durch Verfahren“ nachgedacht 
werden. Konkret geht es insoweit um ein wirksames 
Monitoring des beschlossenen Schutzkonzepts im po-
litischen Prozess. 

Zudem sollte die EU ihre Anstrengungen zum Schutz der 
Biodiversität verstärken und verbindlich machen, um 
ihrer Schlüsselrolle gerecht zu werden. Dafür sollte sie 
sich für ein weltweites Abkommen einsetzen, das – ähn-
lich dem Klimaschutzabkommen von Paris – rechtlich 
bindende Ziele für den Schutz von Arten, Genen und 
Ökosystemen festlegt. Diese Ziele sollten mit Zieljahren 
und Indikatoren unterlegt sein und mit einer regelmäßi-
gen Berichterstattung verbunden werden. In diesem 
Zusammenhang begrüßt der SRU die entsprechende 
Initiative des Europäischen Parlaments ausdrücklich 
(Europäisches Parlament 2020).

Sollen in den sich rapide verschlechternden Umweltbe-
reichen wie Klima und Biodiversität, aber auch in ande-
ren Politikfeldern, substanzielle Verbesserungen erreicht 
werden, so ist vor allem eine bessere Politikintegration 
auch auf EU-Ebene erforderlich. Zentrale Lösungsbei-
träge sollten von den verschiedenen Fachpolitiken jen-
seits der Umweltpolitik entwickelt werden. Von einer 
effektiven Integration der Umweltbelange in die maß-
geblichen Sektorpolitiken wird wesentlich auch der Er-
folg des European Green Deal abhängen. Letzterer er-
fordert ein umfangreiches Greening der europäischen 
Politiken, allen voran des Haushalts und aller Förder
instrumente. Dazu müssen auch die umweltschädlichen 
Subventionen, die erhebliche negative Auswirkungen auf 
die Umwelt, den Naturhaushalt und die Gesundheit von 
Menschen haben, abgebaut werden (SRU 2019).
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8.3.2	 8. Umweltaktionsprogramm 
als Monitoring-Strategie 
des European Green Deal 
aufsetzen

740.	 Die europäischen Umweltminister haben Einigkeit 
darüber erzielt, dass es ein 8. Umweltaktionsprogramm 
(UAP) geben soll (Rat der Europäischen Union 2019). 
Dies wird auch in der Mitteilung zum European Green Deal 
angekündigt (Europäische Kommission 2019g, S. 29). Zur 
Vorbereitung der Fortschreibung hat die Europäische Kom-
mission eine Evaluierung des 7. UAP (Europäische Kom-
mission 2019d), mehrere Workshops sowie eine Konsul-
tation durchgeführt. Sie kam zu dem Ergebnis, dass das 
7. UAP einen wichtigen Einfluss auf die Ausgestaltung der 
Unionspolitiken hatte. Insbesondere wurde der Aspekt, 
dass der Umwelt- und Klimaschutz „grünes Wachstum“ 
fördern kann, durch das Programm in den Mittelpunkt ge-
stellt (ebd., S. 9). Positiv wurde auch gewertet, dass der 
Konsens für das 7. UAP die Verhandlungsposition der EU 
im globalen Kontext der multilateralen Zusammenarbeit 
verbessert hat. Ernüchternd war allerdings, dass die ge-
steckten Ziele (z. B. Schutz, Erhaltung und Verbesserung 
des Naturkapitals sowie der Klimaschutz) vielfach nicht 
erreicht wurden (ten BRINK 2018). Moniert wurde auch, 
dass die ökologischen Auswirkungen des Mobilitäts- und 
des Nahrungsmittelsektors zu hoch bleiben (Europäische 
Kommission 2019d). Darüber hinaus wurde auch das be-
stehende Vollzugsdefizit beklagt, das sich zum Beispiel 
daran zeigt, dass ein Drittel der in der EU verwendeten 
Chemikalien nicht der REACH-Verordnung entspricht (ten 
BRINK 2018). Das Vollzugsdefizit wirkt sich auch direkt 
auf die Gesundheit der Menschen aus. Beispielsweise hal-
ten viele Städte in Europa die gemeinsam verabschiedeten 
und rechtsverbindlichen Luftqualitätsnormen nicht ein. 
Viele Umweltziele sollten daher nach Auffassung der Sta-
keholder auf der Agenda bleiben. Es sollte auch ein stär-
kerer Fokus auf die Einbeziehung von Umweltbelangen in 
andere Politikbereiche gelegt werden. Zudem hätte das 
7. UAP von einer strengeren Priorisierung und einem spe-
ziellen Überwachungsmechanismus profitieren können 
(Europäische Kommission 2019d, S. 9).

Allerdings muss die Diskussion über ein 8. UAP nun-
mehr berücksichtigen, dass der European Green Deal 
als integrative Strategie viele Aspekte des Umweltschut-
zes bereits abdeckt – eine Funktion, die sonst dem UAP 
zukam, auch wenn in einzelnen Bereichen wie dem 
Lärmschutz Lücken bleiben. Deshalb erscheint es sinn-
voll, dem 8. UAP die Funktion eines Monitoringrahmens 
zur Umsetzung der Inhalte des European Green Deal 

zu geben. Denn er ist für sich genommen bislang ein 
reines Projekt der Europäischen Kommission, das UAP 
hingegen muss im ordentlichen Gesetzgebungsverfah-
ren unter Beteiligung von Rat und Europäischem Par-
lament verabschiedet werden. Deshalb ist es zwar 
schwieriger, in das UAP konkrete Inhalte einzubringen, 
gleichzeitig bildet es dadurch aber einen institutionen-
übergreifenden Konsens ab.

In den Stakeholder-Workshops zum 7. UAP wurde 
zusätzlich auf verschiedene Punkte hingewiesen, die 
in einem 8. UAP verbessert werden sollten. Dazu zähl-
te, dass die SDGs im 8. UAP Berücksichtigung finden 
sollten. Dadurch kann der wechselseitigen Abhängig-
keit sozialer, wirtschaftlicher und umweltbezogener 
Ziele Rechnung getragen werden (EEA 2019, S. 8). Die 
umfassende Implementierung der UN-Agenda 2030 in 
Europa sowie die aktive Unterstützung ihrer welt
weiten  Umsetzung ist zudem ein wesentlicher Bau-
stein  auf dem Weg Europas hin zu einer weltweiten 
Führungsrolle bei der Nachhaltigkeitstransformation 
(ebd, S. 11).

8.3.3	 Verknüpfung des Euro­
päischen Semesters mit 
den SDGs

741.	 Die Kommissionspräsidentin hat angekündigt, die 
SDGs in das Europäische Semester zu integrieren (von 
der LEYEN 2019, S. 10). Das Europäische Semester ist 
ein jährlicher zyklischer Prozess, der auf eine Koordinie-
rung der Wirtschafts- und Fiskalpolitik sowie Arbeits-
marktpolitiken der Mitgliedstaaten abzielt. Es wurde 
2011 im Kontext der Maßnahmen zur Stabilisierung des 
Euroraums und der Europa-2020-Strategie entwickelt, 
um als Konsequenz aus der Staatsschuldenkrise auf eu-
ropäischer Ebene einen präventiven Mechanismus zur 
Überwachung der nationalen Haushalte zu etablieren. 
Durch verschiedene Berichte, Diskussionsprozesse und 
Empfehlungen sollen die Mitgliedstaaten dazu motiviert 
werden, ihre Politiken besser aufeinander abzustimmen 
und an den auf europäischer Ebene vereinbarten Zielen 
auszurichten. Allerdings handelt es sich beim Europäi-
schen Semester um einen unverbindlichen Prozess im 
Rahmen der wirtschaftspolitischen Koordinierung 
(vgl. Art. 121 AEUV), sodass im Ergebnis nur ein Teil 
der Empfehlungen von den Mitgliedstaaten auch tatsäch-
lich umgesetzt wird. Ökonomische und teilweise sozia-
le Aspekte von Nachhaltigkeit spielen traditionell eine 
wichtige Rolle (Europäische Kommission 2016e). Zu-
künftig soll vor allem die ökologische Dimension gestärkt 
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werden (Europäische Kommission 2019i). Zugrunde 
liegt die Beobachtung, dass sowohl ökologische Heraus-
forderungen als auch umweltpolitische Maßnahmen eine 
zunehmende ökonomische Relevanz besitzen. Zudem 
wird Umweltschutz als ökonomische Chance gesehen. 
Die Erweiterung des Wirtschaftsbegriffs spiegelt sich bei-
spielsweise in der Umbenennung des am Anfang des Zy-
klus stehenden „Jahreswachstumsberichts“ in „Jährliche 
Strategie für nachhaltiges Wachstum“ wider (Europäi-
sche Kommission 2019i). 

Wie die Integration ökologischer Nachhaltigkeit im Detail 
umgesetzt wird, ist noch nicht entschieden. Es ist jedoch 
davon auszugehen, dass das Europäische Semester wei-
ter im Kern der Koordinierung nationaler Wirtschafts-
politiken dienen wird. Die Reform ist daher ein positiver 
Ansatz für das Mainstreaming von Umweltschutz und 
Nachhaltigkeit, jedoch kein Ersatz für eine EU-Nachhal-
tigkeitspolitik. Denn das eher technische Instrument des 
Europäischen Semesters kann die Umsetzung der SDGs 
auf europäischer Ebene nicht allein entscheidend voran-
bringen, schon weil sich der Gesamtprozess in erster 
Linie auf die Umsetzung in den Mitgliedstaaten fokus-
siert. Das Europäische Semester sollte sich – wie von der 
Multi-Stakeholder-Plattform angeregt – an der zu ent-
wickelnden Strategie Nachhaltiges Europa 2030 ausrich-
ten und insbesondere auch eine Nachhaltigkeitskontrol-
le beinhalten (Europäische Kommission 2019c, S. 31). 
Der Vorteil dieser Maßnahme läge darin, dass bereits 
existierende Instrumente der EU nutzbar gemacht und 
dadurch Nachhaltigkeitsziele besser in die Erarbeitung 
der Unionspolitiken integriert werden würden (NIESTROY 
et al. 2019).

8.3.4	 Umweltintegration verbes­
sern, insbesondere GAP und 
GFP ökologisch ausrichten

742.	 Nach Art. 11 AEUV ist es erforderlich, Umwelt-
schutzbelange politikfeldübergreifend in alle Unions
politiken und -maßnahmen einzubeziehen. Bislang 
konnten die Umweltbelastungen, die von den Wirt-
schaftssektoren verursacht werden, nicht erfolgreich ge-
senkt werden (EEA 2019, S. 8). Besonders offensicht-
lich ist der Integrations- und Anpassungsbedarf im Hin-
blick auf die Landwirtschaft, in der sich anhaltende ne-
gative Auswirkungen auf die Biodiversität und die 
Verschmutzung von Luft, Wasser und Böden zeigen 
(ebd.). Für die Ökologisierung der GAP müssen deshalb 
endlich entscheidende Schritte gegangen werden. Die 
bisherigen Anstrengungen, Umwelt- und Naturschutz-

belange stärker in der Agrarpolitik zu berücksichtigen 
(Greening), waren unzureichend, um die notwendigen 
ökologischen Veränderungen anzustoßen. Der SRU hat 
immer wieder darauf aufmerksam gemacht, dass öffent-
liche Gelder nur für die Bereitstellung öffentlicher Güter 
eingesetzt werden sollten, zu denen der Natur- und Um-
weltschutz sowie die Erhaltung und Pflege einer abwechs-
lungsreichen, ökologisch wertvollen Kulturlandschaft 
zählen (zuletzt SRU und WBBGR 2018). Im Lichte des 
Art. 11 AEUV müssen Belange des Umwelt-, Klima- und 
Biodiversitätsschutzes sowohl in der die GAP konkreti-
sierenden europäischen Gesetzgebung als auch im Voll-
zug der Mitgliedstaaten konsequenter berücksichtigt 
werden.

Die EU gab im mehrjährigen Finanzrahmen 2014 bis 2020 
39 % ihres Gesamtbudgets für den Haushaltstitel „Nach-
haltiges Wachstum: natürliche Ressourcen“ aus (Euro-
päische Kommission 2019f). Die GAP erhält 97 % der 
Mittel in diesem Titel (Europäische Kommission 2019j). 
Rund 239 Mrd. Euro der GAP-Mittel im Zeitraum 2014 
bis 2020 flossen in Direktzahlungen (Heinrich-Böll-Stif-
tung et al. 2019). Diese Zahlungen werden an die Größe 
der landwirtschaftlich genutzten Flächen beziehungs-
weise an die Produktion gekoppelt (das heißt pro 
produzierter Menge gezahlt), statt an die Erfüllung von 
Nachhaltigkeitsanforderungen. Das Greening der ersten 
Säule hat wenig zum Schutz der Biodiversität beigetra-
gen (SRU und WWBGR 2018). Zukünftig sollten die öf-
fentlichen Gelder für die Bereitstellung öffentlicher 
Güter im Bereich des Umwelt-, Klima- und Biodiversi-
tätsschutzes eingesetzt werden (ebd., S. 26). Auch die 
GFP muss noch stärker ökologisiert werden. Dies betrifft 
insbesondere die Etablierung eines nachhaltigen Be-
standsmanagements und eines wirksamen Anlandever-
bots sowie den Schutz sensibler Ökosysteme und Arten 
(SRU 2011; SCHACHT et al. 2019). 

743.	 In prozeduraler Hinsicht ist die Integration der Um-
weltbelange auf der Verwaltungsebene vor allem durch 
die Instrumente der Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVP) und der Strategischen Umweltprüfung (SUP) vor
angetrieben worden. Die UVP und die SUP von Plänen 
und Programmen mit Umweltrelevanz sind fester Be-
standteil des Umweltrechts und Teil eines integrierten 
Ansatzes. Auf Ebene der EU-Gesetzgebung fehlen aller-
dings noch effektive Verfahrensvorkehrungen, die eine 
Beachtung des Integrationsgebotes hinreichend gewähr-
leisten. Damit der European Green Deal nicht zu einer 
weiteren Strategie wird, die im Verlaufe ihrer Konkreti-
sierung im politischen Alltag immer mehr an Substanz 
verliert und am Ende ihre ambitionierten Ziele verfehlt, 



506

Die Zukunft der europäischen Umweltpolitik

sollte dessen Umsetzung durch prozedurale Vorkehrun-
gen entlang der politischen Entscheidungsverfahren der 
EU abgesichert werden. Eine Maßnahme könnte die Ein-
führung von Umweltbeauftragten in den Generaldirek-
tionen der Europäischen Kommission sein, die mit der 
Aufgabe betraut werden, die Umsetzung des European 
Green Deal am Maßstab des europäischen Klimagesetzes 
und des 8. UAP zu überprüfen. Über ein aufschiebendes 
Vetorecht, das eine Befassung der Runde der General
direktorinnen und -direktoren sowie Kabinettschefinnen 
und -chefs zur Folge hat, könnten politische Umsetzungs-
konflikte sichtbar gemacht werden. Können diese hier 
nicht gelöst werden, so muss der Konflikt im Kollegium 
der Kommissarinnen und Kommissare diskutiert und ge-
gebenenfalls unter Ausübung der Richtlinienkompetenz 
der Präsidentin der Europäischen Kommission, die dem 
European Green Deal zu einer maßstabssetzenden Prio
rität erklärt hat, entschieden werden. Ergänzend käme 
eine Stärkung der Umweltkommissarin bzw. des Um-
weltkommissars durch ressortübergreifende Initiativ- 
und Vetorechte in Betracht. Ersteres würde der für den 
Umweltschutz zuständigen Kommissarin bzw. dem für 
den Umweltschutz zuständigen Kommissar die Möglich-
keit verleihen, in umweltpolitisch besonders relevanten 
Angelegenheiten Gesetzentwürfe auch außerhalb ihres 
bzw. seines Geschäftsbereichs einzubringen. Mit dem 
Vetorecht würde sie bzw. er hingegen Gesetzentwürfe 
aus anderen Generaldirektionen blockieren, die die Um-
weltbelange in besonderer Weise unberücksichtigt las-
sen und daher dem Gebot der Umweltintegration zuwi-
derlaufen. Dies gilt zumindest vorübergehend bis zur 
Neubefassung im Kollegium der Kommissarinnen und 
Kommissare. 

744.	 Im Rahmen der Verhältnismäßigkeit könnte die 
Agenda für bessere Rechtsetzung („better regulation“) 
fortentwickelt werden. Sinnvoll wäre eine tatsächlich 
bessere Rechtsetzung und nicht eine Diskussion über 
weniger oder mehr Gesetzgebung (WIENER 2006). 
Grundsätzlich sollten wirtschaftliche Interessen gegen-
über öffentlichen Anliegen wie dem Umweltschutz im 
Rahmen der Better-Regulation-Agenda nicht einseitig 
privilegiert werden, stattdessen könnte in diesem 
Rahmen – wie von der High Level Expert Group for 
Sustainable Finance vorgeschlagen – ein „Think 
Sustainability First“-Prinzip eingeführt werden (High-
Level Expert Group on Sustainable Finance Secretariat 
2018). Die Better-Regulation-Agenda und insbesondere 
die angekündigte One-in-one-out-Regel dürfen nicht 
dazu genutzt werden, eine über europäische Standards 
hinausgehende Rechtsetzung im Umweltbereich zu un-
terbinden (Tz. 727).

8.3.5	 Schwerpunkte für die 
Umsetzung der Agenda 
2030 für nachhaltige 
Entwicklung festlegen

745.	 Die EU hat sich verpflichtet, die SDGs zu erreichen. 
Bereits 2016 rief das Europäische Parlament die Europä-
ische Kommission auf, einen Vorschlag für eine übergrei-
fende Strategie zur Umsetzung der SDGs vorzulegen (für 
einen Überblick über die Nachhaltigkeitspolitik auf der 
europäischen Ebene seit 2015 siehe NIESTROY et al. 
2019, S. 56 ff.). Allerdings ist der für eine Umsetzung 
verfügbare Zeitraum stark geschrumpft, sodass die Er-
arbeitung und Abstimmung einer Langfriststrategie nicht 
mehr sinnvoll erscheint. Deshalb sollte sich die EU bei 
der Umsetzung der Agenda 2030 auf ausgewählte Schwer-
punkte konzentrieren. Dabei könnten zum Beispiel die 
Prioritäten des European Green Deal herangezogen wer-
den (zu möglichen Prioritäten s. a. UBA 2016). Auch für 
eine solche Schwerpunktsetzung benötigt die EU eine 
Steuerung auf höchster politischer Entscheidungsebene. 
Eine solche fokussierte Strategie muss die Zeitperspek-
tive bis 2030 in den Blick nehmen und somit zeitlich über 
den European Green Deal hinausreichen, der bis 2027 
angelegt ist. Zentral ist dafür die gemeinsame Perspek-
tive der Europäischen Kommission, weil es nicht ausrei-
chend ist, wenn alle Kommissarinnen und Kommissare 
nur das Nachhaltigkeitsziel in den Blick nehmen, das in 
ihren Verantwortungsbereich fällt. Vielmehr müssen die 
Ziele gemeinsam gedacht und Synergien wie Konflikte 
berücksichtigt werden.

8.3.6	 Nachhaltigkeit und Klima­
schutz institutionell stärken

746.	 Auch wenn die Aktualisierung der Nachhaltigkeits-
strategie und die Konkretisierung des European Green 
Deal einen wichtigen Baustein für die Neuausrichtung der 
europäischen Umweltpolitik definieren, steht zu befürch-
ten, dass dies allein nicht ohne Weiteres zu einer ange-
messenen Berücksichtigung von Langzeitinteressen in 
der politischen Entscheidungsfindung führt. Im politi-
schen Alltagsgeschehen dominieren tendenziell die Kurz-
zeitinteressen, während sich die Langzeitinteressen oft-
mals als durchsetzungsschwach erweisen. Mit den 
Hemmnissen und strukturellen Schwierigkeiten einer Po-
litik der ökologischen Nachhaltigkeit auf nationaler Ebene 
hat sich der SRU in seinem Sondergutachten „Demokra-
tisch regieren in ökologischen Grenzen – Zur Legitima-
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tion von Umweltpolitik“ ausführlich beschäftigt (SRU 
2019). Er hat darin Empfehlungen dazu entwickelt, wie 
die Umweltpolitik in Deutschland durch institutionelle 
und organisatorische Veränderungen gestärkt werden 
kann. Der Ansatz, die ökologische Nachhaltigkeit durch 
verstärkte institutionelle und prozedurale Vorkehrungen 
im politischen Entscheidungsprozess zu verankern, lässt 
sich in weiten Teilen analog auch auf die europäische 
Ebene übertragen. Im Lichte des bereits mehrfach er-
wähnten Art. 11 AEUV sind entsprechende Maßnahmen 
sogar rechtlich geboten (dazu CALLIESS in: CALLIESS/
RUFFERT 2016, Art. 11 AEUV Rn. 14 ff.). Vorschläge 
dazu, wie dies innerhalb der Europäischen Kommission 
gelingen kann, die für die europäische Gesetzgebung ein 
Initiativmonopol besitzt, wurden vorstehend bereits dar-
gestellt. Um aber der Nachhaltigkeitsstrategie wie auch 
dem European Green Deal zusätzliches Gewicht in der 
politischen Entscheidungsfindung zu verleihen, wäre eine 
eigenständige Institution wünschenswert, die ein Moni-
toring einschließlich einer Bewertung der europäischen 
Nachhaltigkeits- und Klimaschutzstrategie durchführt. 
Des Weiteren sollte diese Institution konkret anstehen-
de politische und legislative Entscheidungen auf ihre Ver-
einbarkeit mit den Nachhaltigkeitszielen überprüfen und 
gegebenenfalls Bedenken äußern können. Überlegungen 
in diese Richtung wurden für die europäische Ebene unter 
den Stichworten „Ökologischer Senat“ bzw. „Ökologi-
scher Rat“ bereits Anfang der 1990er-Jahre angestellt 
(CALLIESS 1994; 1991; Arbeitskreis „Europäische Um-
weltunion“ 1994). 

747.	 Anknüpfungspunkte für diese Aufgabe bietet im 
Rahmen der bestehenden europäischen Institutionen am 
ehesten der in den europäischen Verträgen als beraten-
des Nebenorgan festgeschriebene Europäische Wirt-
schafts- und Sozialausschuss (EWSA). Dieser berät den 
Rat, die Europäische Kommission und das Europäische 
Parlament in ökonomischen und sozialen Angelegenhei-
ten. Demgegenüber werden ökologische Fragestellungen 
nicht systematisch einbezogen. Daher erfordert die hier 
angedachte neue Aufgabe des EWSA eine grundlegende 
Neuaufstellung und auch politische Aufwertung dieses 
Organs. Dies könnte bis zu einem gewissen Grad basie-
rend auf politischem Willen innerhalb der bestehenden 
Verträge geschehen.

Kasten 8-16:� Mitglieder und Arbeitsweise 
des EWSA

Der EWSA ist ein Nebenorgan der EU, das die In-
teressen der verschiedenen gesellschaftlichen 

Gruppen vertreten soll und insbesondere im Ge-
setzgebungsprozess der EU beratend tätig wird. Er 
wurde bereits in den Gründungsverträgen zur 
Schaffung der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft (EWG) 1957 verankert. Sein Vorbild findet 
sich im französischen Verfassungsrecht (HAYDER 
2010). Dort beriet seit den 1920er-Jahren ein Na-
tionaler Wirtschaftsrat Regierung und Parlament 
in Wirtschaftsfragen. 1958 wurde dieser zum Wirt-
schafts- und Sozialrat und 2008 schließlich zum 
Wirtschafts-, Sozial- und Umweltrat erweitert 
(CESE 2020). Der EWSA verfügt heute über 350 
Mitglieder, die auf Vorschlag der Mitgliedstaaten 
vom Rat ernannt werden (Art. 301 und 302 Abs. 1 
AEUV). Er setzt sich aus Vertreterinnen und Ver-
tretern verschiedener gesellschaftlicher Gruppen 
zusammen, wobei der Schwerpunkt deutlich auf 
Verbänden der Wirtschaft und der Arbeitgeber 
liegt. Dies ergibt sich schon aus der (nicht abschlie-
ßenden) Aufzählung in Art. 302 Abs. 2 AEUV, nach 
der der EWSA aus „Vertretern der Organisationen 
der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer sowie an-
deren Vertretern der Zivilgesellschaft, insbeson-
dere aus dem sozialen und wirtschaftlichen, dem 
staatsbürgerlichen, dem beruflichen und dem kul-
turellen Bereich“ gebildet wird. Entsprechend der 
traditionellen Aufgabenstellung des EWSA domi-
nieren dabei Wirtschaftsinteressen und Interessen 
von Beschäftigten, während der Umweltschutz eine 
geringe Rolle spielt.

Der EWSA will nach seinem eigenen Verständnis 
mit dafür sorgen, den Beschlussfassungs- und Ge-
setzgebungsprozess der EU demokratischer und 
effizienter auszugestalten, sowie darauf hinwirken, 
dass den tatsächlichen Bedürfnissen der Bürgerin-
nen und Bürger Rechnung getragen wird. Er sieht 
sich selbst als „Sprachrohr“ der zivilgesellschaft-
lichen Organisationen (EWSA 2018a, S. 2) – wobei 
das mit Blick auf die darin vertretenen Wirtschafts- 
und Arbeitgeberverbände nur bedingt zutreffend 
erscheint. 

Der EWSA nimmt eine beratende Funktion wahr 
(Art. 13 Abs. 4 EUV). Insbesondere muss er bei 
Gesetzgebungsvorhaben obligatorisch angehört 
werden, soweit dies im AEUV angeordnet ist. Dies 
ist in zahlreichen Bereichen der Fall (Beispiele mit 
Umweltbezug, etwa Agrarpolitik, Verkehrspolitik, 
Verbraucherschutz, Industriepolitik, Umweltpoli-
tik und Energie  – Überblick bei SUHR in:  CAL-
LIESS/RUFFERT 2016, Art. 304 Rn. 5). Wo eine 



508

Die Zukunft der europäischen Umweltpolitik

obligatorische Anhörung nicht vorgeschrieben ist, 
können das Europäische Parlament, der Rat oder 
die Europäische Kommission den EWSA fakulta-
tiv anhören, wovon in der Praxis auch Gebrauch 
gemacht wird (SICHERT in:  SCHWARZE 2019, 
Art. 304 AEUV Rn. 6). Schließlich kann der EWSA 
von sich aus Stellungnahmen abgeben (Art. 304 
Abs. 1 S. 3 AEUV). Hinzu kommen weitere Aktivi-
täten, etwa die Veranstaltung von Konferenzen und 
Workshops oder die Einrichtung von Kompetenz-
zentren (HAYDER 2010).

Zusammensetzung und Arbeitsweise lassen zwei 
Tendenzen erkennen, denen eine gewisse Wider-
sprüchlichkeit innewohnt. Einerseits hat sich der 
EWSA im Laufe der Zeit diversifiziert. So ist in ihm 
mittlerweile ein breites Spektrum gesellschaftli-
cher Interessen vertreten. Neben den traditionel-
len Gruppen der Arbeitgeber und der Arbeitneh-
mer zählen hierzu unter anderem Vertretungen 
von Berufsgruppen, Freiberuflerinnen und Freibe-
rufler, Organisationen zum Schutz der Verbrau-
cherinnen und Verbraucher, von Frauen, der Ju-
gend oder von Minderheiten, Sozialverbände oder 
Vertretungen der Wissenschaft. Auch Vertretun-
gen von Umweltschutzgruppen finden sich unter 
den Mitgliedern (EWSA 2019b). 

Andererseits ist trotz dieser Diversifizierung der 
Mitglieder und Themen die strukturelle Dominanz 
der Arbeitgeber- und Arbeitnehmerinteressen er-
halten geblieben. Das zeigt sich etwa in der Auftei-
lung der drei Gruppen, in denen alle Mitglieder or-
ganisiert sind. Es sind dies die Arbeitgeber 
(Gruppe I), die Arbeitnehmer (Gruppe II) und die 
Gruppe Vielfalt Europa (Gruppe III). In der letz-
teren sind alle soeben aufgezählten Organisatio-
nen zusammengefasst, darunter auch die Umwelt-
schutzverbände. 

Unter anderem befasst sich der EWSA auch mit 
dem Thema Nachhaltigkeit und hat eine sogenann-
te Beobachtungsstelle für nachhaltige Entwicklung 
(BNE) eingerichtet. Dabei macht sich indes die 
starke Stellung der Wirtschafts- und Arbeitneh-
merinteressen im EWSA bemerkbar, die auch die 
inhaltliche Herangehensweise prägt. So definiert 
die BNE nachhaltige Entwicklung als eine „Ent-
wicklung, die die Bedingungen für langfristigen 
Wohlstand schafft, indem sie den drei Säulen glei-
che Bedeutung zumisst: Wirtschaft, Soziales und 
Umwelt“ (EWSA 2018b). Die Nachhaltigkeit in der 

EU soll „durch eine integrierte und ausgewogene 
Förderung von wirtschaftlichem Wohlstand, sozi-
aler Inklusion und ökologischer Verantwortung“ 
erreicht werden (EWSA 2019a). Dies verkennt je-
doch, dass stabile Umweltbedingungen die Basis 
aller gesellschaftlichen und ökonomischen Tätig-
keiten sind. Der Sicherung stabiler ökologischer 
Lebensgrundlagen kommt daher ein besonderer 
Stellenwert zu (SRU 2019, Tz. 200).

748.	 Bereits das geltende Primärrecht bietet gewisse 
Spielräume, um den EWSA als Vertreter von Umwelt- 
und Nachhaltigkeitsinteressen zu stärken. In der Vergan-
genheit haben einige Mitgliedstaaten – darunter Deutsch-
land – Vertreterinnen und Vertreter des Umweltschutzes 
als Mitglieder vorgeschlagen und der EWSA hat den Um-
weltschutz als Thema, wenn auch als eines unter vielen, 
aufgegriffen (BOISSERÉE 2000). In der Literatur wird 
vorgeschlagen, dass sich der EWSA stärker am Leit-
bild  der nachhaltigen Entwicklung orientieren sollte 
(SUHR  in: CALLIESS/RUFFERT 2016, Art. 300 AEUV 
Rn. 16). Überlegungen in diese Richtung wurden bereits 
angestellt (Europäische Kommission und EWSA 2012, 
Zf. 16). Dies erfordert indes mehr, als ergänzend zu den 
ökonomischen und sozialen Interessen auch noch die 
ökologischen Interessen als „dritte Säule“ zu berücksich-
tigen. Hier könnte eine im Lichte der ökologischen Nach-
haltigkeit überarbeitete Europäische Nachhaltigkeitsstra-
tegie zusammen mit dem europäischen Klimagesetz und 
dem 8. UAP den Bewertungsmaßstab bilden. 

749.	 Wichtig wäre vor allem, die Binnenstruktur und 
Arbeitsweise des EWSA zu ändern, die bis dato die 
hervorgehobene Bedeutung von Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmerinteressen verstetigt. Der EWSA bildet 
in seiner momentanen Zusammensetzung letztlich die 
Gesellschaftsstrukturen der Industriegesellschaft der 
1950er-Jahre ab, in der den Arbeitgeber- und Arbeit
nehmerverbänden eine zentrale Rolle zur Befriedung 
gesellschaftlicher Konflikte zukam. Zurecht wird kriti-
siert, dass dies der gesellschaftlichen Ausdifferenzie-
rung und veränderten Lebenswelt des 21. Jahrhunderts 
nicht mehr gerecht wird (HAYDER 2010, S. 176). Be-
zeichnenderweise wurde der französische Wirtschafts- 
und Sozialrat, der historisch als institutionelles Vor-
bild des EWSA diente, 2008 zum Wirtschafts-, 
Sozial- und Umweltrat erweitert (Kasten 8-16). Dies 
zeigt auf, dass viele Fragen der Wirtschafts- und Sozi-
alentwicklung heute nicht mehr sinnvoll ohne substan-
zielle Einbeziehung der ökologischen Herausforderun-
gen behandelt werden können. Hier liegt es an den 
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Mitgliedstaaten, die die Mitglieder des EWSA vorschla-
gen, den Umweltschutz substanziell zu stärken. Für die 
neue Berufungsperiode des EWSA ab Herbst 2020 soll-
te die Bundesregierung daher verstärkt Vertreterinnen 
und Vertreter von Umwelt- und Nachhaltigkeitsbelan-
gen vorschlagen. 

750.	 Mittelfristig sollte der EWSA ganz am Leitbild 
Nachhaltigkeit ausgerichtet und in „Europäischer Nach-
haltigkeitsrat“ umbenannt werden. Eine solche inhalt-
liche Neuausrichtung, Umbenennung und Aufwertung 
des bisherigen EWSA setzt allerdings eine Änderung 
der europäischen Verträge voraus, ist also eher mittel- 
bis langfristig realisierbar. Die Schwerpunkte für die 
Umsetzung der Agenda 2030 für nachhaltige Entwick-
lung (Tz. 745) könnten zusammen mit dem europäi-
schen Klimagesetz und dem 8. UAP den zentralen in-
haltlichen Anknüpfungspunkt und Maßstab für den 
Prüfvorbehalt bilden. Die bislang vom EWSA behan-
delten Themen könnten grundsätzlich weiterverfolgt 
werden. Anders als bisher würden jedoch die Lang-
fristinteressen den wesentlichen Maßstab für die Ar-
beit des EWSA bzw. Europäischen Nachhaltigkeitsrats 
darstellen und dabei die Erhaltung der natürlichen Le-
bensgrundlagen als Basis der gesellschaftlichen und 
wirtschaftlichen Entwicklung im Sinne der ökologi-
schen Nachhaltigkeit (SRU 2019, Tz. 200 ff.) aufge-
wertet werden. Diese veränderte Aufgabenstellung 
müsste auch in einer anderen Zusammensetzung resul-
tieren. Ein Nachhaltigkeitsrat müsste drittelparitätisch 
besetzt sein und dadurch die Nachhaltigkeitsziele Öko-
logie, Ökonomie und Soziales widerspiegeln.

751.	 Aufgabe des zum Europäischen Nachhaltigkeitsrat 
transformierten EWSA wäre es, auf die Umsetzung und 
Einhaltung der Europäischen Nachhaltigkeits- und Klima-
schutzstrategie hinzuwirken. Dies könnte einerseits in 
Form eines Monitorings geschehen, in dem in regelmäßi-
gen Abständen die Erreichung der Nachhaltigkeitsziele 
bewertet und Defizite aufgezeigt werden. Um aber die 
Langfristinteressen im politischen Alltagsgeschäft sicht-
bar zu machen und auf die eigentlichen politischen Ent-
scheidungsprozesse im Sinne einer Politikintegration 
einwirken zu können, sollte sich der Europäische Nach-
haltigkeitsrat andererseits auch zu konkreten politischen 
oder legislativen Maßnahmen äußern dürfen. Insoweit 
kann an die bisherige obligatorische Anhörung des EWSA 
angeknüpft werden. Eine Anhörung würde es dem refor-
mierten Europäischen Nachhaltigkeitsrat erlauben, auf 
die Langfristfolgen eines Gesetzentwurfs hinzuweisen und 
die Vereinbarkeit mit der Nachhaltigkeits- und Klima-
schutzstrategie zu überprüfen. Darüber hinaus sollte der 

Europäische Nachhaltigkeitsrat auf eigene Initiative Stel-
lungnahmen hinsichtlich der Auswirkungen gegenwärti-
ger politischer Entscheidungen auf die künftigen Men-
schen abgeben dürfen. Auch könnte er vom Europäischen 
Parlament, dem Rat der Europäischen Union oder der 
Europäischen Kommission mit entsprechenden Fragestel-
lungen angerufen werden. Dies entspricht formell der 
beratenden Funktion des bestehenden EWSA. 

752.	 Allerdings ist zu konstatieren, dass dem bisheri-
gen EWSA mit seiner rein beratenden Funktion ein eher 
geringes politisches Gewicht zukommt. Wichtig wäre 
es daher, den hier vorgeschlagenen Europäischen Nach-
haltigkeitsrat politisch aufzuwerten. Dies setzt die Be-
reitschaft der anderen Organe voraus, sich mit den Ein-
schätzungen des Europäischen Nachhaltigkeitsrats 
tatsächlich auseinanderzusetzen und den von ihm mög-
licherweise geäußerten Bedenken gegebenenfalls auch 
Rechnung zu tragen.

8.3.7	 Vollzug verbessern
753.	 Für Wandel und Reform der EU in Richtung ökolo-
gischer Nachhaltigkeit muss sichergestellt sein, dass das 
einschlägige Recht der EU auch vollzogen wird. Im Voll-
zugsföderalismus der EU kommt es insoweit entschei-
dend auf die Mitgliedstaaten an. Sie müssen daher nicht 
nur willens, sondern auch in der Lage sein, die komplexen 
Vorgaben von Nachhaltigkeitsstrategie und European 
Green Deal umzusetzen. Dazu benötigen sie funktionie-
rende Governance-Strukturen und müssen ausreichen-
de finanzielle, technische und personelle Mittel bereit-
stellen. Im Lichte der vorgeschlagenen Arbeitsmethode 
kommt der EU bei gravierenden Vollzugsdefiziten eine 
Auffangverantwortung zu, die im Rahmen von arbeits-
teiliger Zusammenarbeit und kooperativer Durchsetzung 
zu verwirklichen ist (Tz. 706 ff., 732). 

Die Europäische Kommission hat in ihrer Mitteilung zum 
European Green Deal deutlich gemacht, dass der Erlass 
neuer Maßnahmen nicht ausreichen wird, um dessen 
Ziele zu erreichen. Deshalb hat sie angekündigt, dass sie 
mit den Mitgliedstaaten zusammenarbeiten wird, um die 
Bemühungen der EU zu verstärken und sicherzustellen, 
dass die bereits geltenden Rechtsvorschriften und Maß-
nahmen, die für den European Green Deal relevant sind, 
durchgesetzt und wirksam umgesetzt werden (Europä-
ische Kommission 2019g, S. 5). Ein Schritt in diese Rich-
tung sind die Nationalen Energie- und Klimapläne, die 
absichern sollen, dass die Klimaschutzanstrengungen der 
Mitgliedstaaten ausreichend ambitioniert sind (Tz. 92). 
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Daneben ist es erforderlich, die Mitgliedstaaten im Voll-
zug zu unterstützen. Dafür kann die von der Juncker-
Kommission initiierte Generaldirektion für Struktur
reformen (Directorate-General for Structural Reform 
Support) genutzt werden. Die neu geschaffene General-
direktion koordiniert und leistet in Zusammenarbeit mit 
den zuständigen Kommissionsdienststellen maßge-
schneiderte technische Unterstützung für die EU-Län-
der. Die Unterstützung erfolgt insbesondere über das 
Strukturreformförderprogramm. Ziel ist es, die EU-Län-
der beim Aufbau von effektiveren Institutionen, von stär-
keren Rahmenbedingungen für die Staatsführung und 
von effizienteren öffentlichen Verwaltungen zu unter-
stützen. Diese Unterstützung stärkt die Fähigkeit der 
EU-Länder, politische Maßnahmen zur Förderung der 
Schaffung von Arbeitsplätzen und eines nachhaltigen 
Wachstums zu konzipieren und umzusetzen. Zu den Be-
reichen der Unterstützung gehören auch die Regierungs-
führung und die öffentliche Verwaltung (Europäische 
Kommission – DG Reform 2020). 

Daneben sollten auch bestehende Netzwerke genutzt wer-
den. Dazu zählt vor allem IMPEL, das weiter ausgebaut 
werden sollte, aber auch das European Sustainable De-
velopment Network (ESDN) sowie die Zusammenarbeit 
von staatlichen und nicht-staatlichen Forschungseinrich-
tungen im Europäischen Umweltinformations- und 
Umweltbeobachtungsnetz (Eionet) der Europäischen 
Umweltagentur.

Bislang bestehen nur sehr begrenzt Vorgaben der europä-
ischen Ebene dafür, wie der Vollzug des europäischen Um-
weltrechts erfolgen soll, insbesondere im Hinblick auf kon-
krete Vorgaben für Genehmigungen und Inspektionen. 
Initiativen aus den Reihen der Mitgliedstaaten haben Vor-
schläge entwickelt, wie der Vollzug durch europäische Vor-
gaben verbessert werden könnte. Dafür ist es grundsätz-
lich möglich, in die bestehenden Richtlinien – wie dies 
teilweise auch schon der Fall ist – genauere Vorgaben über 
den Vollzug der jeweiligen Vorschriften zu integrieren. Da-
neben ist es bereits seit einigen Jahren in der Diskussion, 
eine Querschnittsrichtlinie für einen besseren Vollzug auf 
Ebene der Mitgliedstaaten zu erlassen (ZIEKOW et al. 
2018). Diese sogenannte Inspektionsrichtlinie, für die be-
reits Vorarbeiten vorliegen, könnte einen wesentlichen 
Fortschritt darstellen, weil sie den Mitgliedstaaten kon-
krete Vorgaben für den Vollzug des Umweltrechts machen 
und damit auch eine bessere Ausstattung der Umweltver-
waltungen sicherstellen würde (ebd.). Der SRU unter-
stützt die Idee einer Inspektionsrichtlinie auf europäischer 
Ebene. Neben dieser Inspektionsrichtlinie sollte die Euro-
päische Kommission die Arbeiten an einer Richtlinie über 

den Gerichtszugang (Access to Justice) wieder aufneh-
men, um die Umsetzung von Art. 9 Abs. 3 Aarhus-Konven-
tion auf Ebene der Mitgliedstaaten zu fördern.

754.	 Da es sich beim European Green Deal und der Nach-
haltigkeitsstrategie um eine politische Priorität der EU 
handelt, kommt der EU mit Blick auf den Vollzug eine 
Auffangverantwortung zu. Die Europäische Umweltagen-
tur könnte daher eine stärkere Rolle bei der Unterstüt-
zung der Mitgliedstaaten für den Vollzug erhalten. Un-
tersuchungen und Befragungen von Mitarbeitenden der 
Vollzugsbehörden haben ergeben, dass es einige Lösungs-
ansätze gibt, die als hilfreich bewertet werden. Dazu zählt 
der Ausbau des Informationsaustausches zwischen Be-
hörden, insbesondere in Form gemeinsamer Verfahrens- 
und technischer Leitfäden sowie Tasks Forces zur Lösung 
prioritärer Probleme. Als sinnvoll wird auch die verstärk-
te Bereitstellung von Leitfäden und Fortbildungen be-
wertet. Insgesamt sollten Daten zum Umweltzustand 
auch in Form von Datenbanken mit Filter- und Suchmög-
lichkeiten verfügbar sein (ZIEKOW et al. 2018).

Um den Vollzug des europäischen Umweltrechts langfris-
tig zu stärken, wäre es auch sinnvoll, Vertragsverletzungs-
verfahren schneller abzuschließen. Der Vollzug sollte auch 
durch neue Instrumente wie Schadensersatzzahlungen 
gestärkt werden (MEYER-OHLENDORF 2018).

8.4	 Fazit

755.	 Die europäische Rechtsetzung definiert heute we-
sentlich die Rahmenbedingungen, innerhalb derer die 
Mitgliedstaaten Umweltpolitik betreiben. Dies ist zum 
einen dem grenzüberschreitenden Charakter vieler öko-
logischer Herausforderungen geschuldet. Zum ande-
ren weisen die maßgeblichen politischen Handlungs-
felder, zum Beispiel Energie und Verkehr sowie 
Landwirtschaft und Kreislaufwirtschaft, vielfach einen 
Binnenmarktbezug auf. Insbesondere das Ziel eines ge-
meinsamen Binnenmarktes bedingt einen Druck in 
Richtung einheitlicher Umweltschutzanforderungen 
der Mitgliedstaaten vor allem im Bereich der Produk-
te, auch wenn die Mitgliedstaaten nach Art. 114 Abs. 2 
und Art. 193 AEUV im Umweltbereich Regelungen mit 
einem höheren Schutzniveau schaffen können. Aller-
dings kann die Besorgnis von Regierungen, dass ihre 
Wirtschaft Wettbewerbsnachteile erleiden könnte, den 
politischen Willen zu ambitionierten nationalen Um-
weltschutzmaßnahmen hemmen. 
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756.	 Die Mitgliedstaaten haben einen entscheidenden 
Einfluss auf die inhaltliche Ausgestaltung wie auch die 
Wirksamkeit der europäischen Umweltpolitik. Denn 
die Mitgliedstaaten beeinflussen nicht nur die politi-
sche Willensbildung auf der europäischen Ebene und 
wirken über den Europäischen Rat und den Minister-
rat an der Rechtsetzung der EU mit. Den Mitgliedstaa-
ten kommt auch die Verpflichtung zu, das europäische 
Umweltrecht umzusetzen und im Einzelfall anzuwen-
den. Gerade im Umweltschutzbereich bestehen jedoch 
erhebliche Vollzugsdefizite in den Mitgliedstaaten. Die 
europäische Umweltpolitik steht daher vor der doppel-
ten Herausforderung, erstens die epochalen Umwelt-
probleme effektiv anzugehen, mithin die Ambitionslü-
cke zu schließen, und zweitens die Umsetzungslücke 
in der Umweltpolitik zu überwinden, um so ihre Glaub-
würdigkeit und politische Legitimation zu behalten. 
Wo die EU insbesondere aufgrund des Subsidiaritäts-
prinzips keine Regelungen trifft oder nur Mindeststan-
dards erlässt, liegt es an den Mitgliedstaaten, eine ei-
genverantwortliche Umweltpolitik zu betreiben. Die 
EU und die Mitgliedstaaten bilden daher einen Um-
weltverbund. Dieser kann nur in arbeitsteiliger Zusam-
menarbeit und im Wege kooperativer Rechtsdurchset-
zung das Ziel eines hohen Umweltschutzniveaus 
erreichen. 

757.	 Die Verantwortung der EU und der Mitgliedstaa-
ten für den Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen 
weist dabei auch eine globale Dimension auf. Viele 
Umweltprobleme sind heute globale Probleme. Insbe-
sondere die von den Erdsystemwissenschaften aufge-
zeigten planetaren Belastungsgrenzen markieren 
Grenzbereiche, deren Überschreiten mit gravierenden, 
potenziell katastrophalen und unumkehrbaren Folgen 
für die Lebensbedingungen auf der Erde verbunden 
sind (SRU 2019). Zu den zentralen Herausforderun-
gen zählt es, den Klimawandel zu begrenzen, die Bio-
diversität zu erhalten und die anthropogenen Stoff
umsätze und Stoffeinträge in die Umwelt zu reduzieren. 
Zur Entstehung dieser Probleme tragen die europäi-
schen Staaten sowohl direkt als auch indirekt bei. So 
wird die Biodiversität außer vom Klimawandel insbe-
sondere durch die Landnutzung, die damit verbunde-
ne Zerstörung von Lebensräumen sowie den Eintrag 
von Nährstoffen gefährdet. Dies geschieht einerseits in 
Europa selbst, andererseits aber auch durch die von 
Europa (mit)veranlassten globalen Handelsströme. 
Beispielsweise verursachen die im großen Ausmaß im-
portierten landwirtschaftlichen Erzeugnisse (ein-
schließlich Futtermittel), Rohstoffe und Produkte eine 
Ausweitung und Intensivierung der Landnutzung an-

dernorts (ebd., Tz. 46 ff.). Auch das Ziel einer Kreis
laufführung der Stoffströme weist aufgrund der Globa-
lisierung dieser Stoffströme eine weit über Europa 
hinausreichende Dimension auf. 

Als Zusammenschluss von im globalen Vergleich wohl-
habenden Staaten obliegt der EU und den Mitgliedstaa-
ten eine besondere Verantwortung für die von ihnen mit-
verursachten globalen Umweltprobleme. Als global 
bedeutender Handelsblock verfügt die EU aber auch über 
Einflussmöglichkeiten, um etwa über Handels- und Au-
ßenpolitik den internationalen Umweltschutz zu stär-
ken. Treten die 27 Mitgliedstaaten geeint unter dem Dach 
der EU auf, erzeugt dies eine politische und ökonomi-
sche Signalwirkung, die die einzelnen Mitgliedstaaten 
auf der internationalen Ebene nicht erzeugen können. 
Eine gemeinsame EU-Umweltpolitik ist daher nicht nur 
wichtig, um ein hohes Umweltschutzniveau innerhalb 
Europas zu erreichen, sondern insbesondere auch, um 
die notwendige internationale Zusammenarbeit gegen 
die internationalen und globalen Umweltprobleme zu 
stärken.
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Abweichende Auffassung

Abweichende Auffassung
Abweichende Auffassung des Ratsmitglieds Prof. Dr.-Ing. Lamia Messari-Becker 
gemäß § 9 des Erlasses zur Einrichtung des Sachverständigenrates für Umweltfragen

Zu Kapitel 5: „Weniger Verkehrslärm für mehr 
Gesundheit und Lebensqualität“ – in Kürze
Das Kapitel 5 „Weniger Verkehrslärm für mehr Gesund-
heit und Lebensqualität“ formuliert Empfehlungen, um 
mit Blick auf den Gesundheitsschutz den Lärmschutz 
mit einer höheren Verbindlichkeit gesetzlich zu veran-
kern. Einige Empfehlungen dieses Kapitels sind eng mit 
Empfehlungen des Kapitels 6 „Für eine aktive und um-
weltfreundliche Stadtmobilität: Wandel ermöglichen“ 
verknüpft.

Ich vertrete hinsichtlich des Zusammenwirkens beider 
Kapitel sowie zu einzelnen Empfehlungen dieses Kapi-
tels eine abweichende Auffassung. Diese bezieht sich auf 
die Einführung von bundesweiten einheitlichen Auslö-
sewerten der Lärmaktionsplanung, die Schaffung einer 
neuen Lärmaktionsplanungsverordnung, die Orientie-
rung an den WHO-Werten als Auslösewerte sowie auf 
die Vorstellungen zur Ausweisung „ruhiger Gebiete“. Un-
geachtet dessen halte ich den Gesundheitsschutz und die 
Verkehrsvermeidung in Städten für wichtig.

Meiner Auffassung von integrierter Stadtentwicklung 
nach würden einige der Empfehlungen infolge der fak-
tischen Suspendierung von langjährigen eingeübten 
und gerichtsfesten Abwägungsprozessen und ihren 
Ersatz durch die Optimierung einzelner Belange wie 
des Lärmschutzes zum Erliegen städtischen Lebens 
führen.

Ich teile die Empfehlung „bundesweit einheitliche“ Aus-
lösewerte für die Lärmaktionspläne nicht und halte 
Orientierungswerte mit Vor-Ort-Anpassungen für ziel-
führender. Die Festlegung von bundesweiten Auslöse-

werten für die Lärmaktionspläne ist meiner Auffassung 
von abwägungsorientierter Stadtplanung und -entwick-
lung nach nicht zielführend. Stattdessen wären Orien-
tierungswerte von Länder/Kommunen-Initiativen, etwa 
in Anlehnung an die UBA-Empfehlungen von 2018 und 
SRU-Werte von 2018 bzw. 2008, die vor Ort den Gege-
benheiten angepasst werden, zweckmäßiger.

Die Schaffung einer neuen Lärmaktionsplanungsverord-
nung erachte ich, nicht zuletzt in Anbetracht des bereits 
heute überfrachteten Planungsrechts, für nicht zielfüh-
rend. Vielmehr sollten bestehende Regularien gebündelt 
und gestrafft werden und Empfehlungen für die Auswahl-
kriterien für „ruhige Gebiete“ als Entscheidungshilfe ent-
wickelt werden. Beim Lärmschutz sind Messungen und 
Kontrollen ebenfalls geeignete Instrumente, die Grenz-
werte vor Ort zu überwachen und nachzuhalten. Die be-
stehenden Bestimmungen sehen ein Monitoring als Kon-
trollinstrument zur Einhaltung der Grenzwerte vor.

Ich teile eine Orientierung an WHO-Werten für Auslö-
sewerte nicht. Zum einen sind die WHO-Werte mit 
Empfehlungscharakter extrem niedrig und damit bau-
physikalisch nur mit unverhältnismäßigem Aufwand, 
wenn überhaupt, in einer belebten Stadt realisierbar. 
Auch fehlen ein Kausalitätsnachweis beim Zusammen-
hang zwischen Verkehrslärmexposition und Erkran-
kung und eine Wirkungsabschätzung. Die Empfehlun-
gen des UBA (55/65 dB(A) von 2018, die mit den 
Empfehlungen des SRU vom Jahr 2008 übereinstim-
men, halte ich für sehr sinnvoll. Diese wurden explizit 
für das Umwelthandlungsziel „Vermeidung gesundheit-
licher Beeinträchtigungen“ ermittelt und sind daher 
ausreichend.
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Der SRU lässt offen, wie die untere Grenze für die Aus-
weisung von „ruhigen Gebieten“ lauten soll bzw. wie spä-
ter die Werte eingesetzt werden. 40 dB(A) gilt etwa für 
sehr ruhige Gebiete bzw. Räume für das „Erlebnis Ruhe“. 
Folgt man der Argumentation des gesamten Kapitels, 
könnten auch solche Werte für innerstädtische „ruhige 
Gebiete“, etwa für das Erlebnis „Ruhe“, in Anlehnung an 
die WHO-Werte herangezogen werden. Solche Werte 
sind in landschaftlich geprägten Räumen machbar (LDEN 
40 bis 55 dB(A)), in Innenstädten aus heutiger Sicht 
aber planungspraktisch nicht darstellbar. 

Meines Erachtens kann es damit zu verabsolutierten Vor-
stellungen bei der Festsetzung von „ruhigen Gebieten“ 
und damit zwangsweise zu gegenläufigen (Fehl-)Ent-
wicklungen in den Städten kommen. Ortspezifische 
Lösungen wären nicht mehr denkbar, die Folgen für die 
Stadtentwicklung nicht beherrschbar. Am Ende könnten 
Kommunen weniger bereit sein, ruhige Gebiete auszu-
weisen, um Risiken auszuschließen und Handlungsspiel-
räume für die Entwicklung zu behalten. 

Ich rate der Bundesregierung daher ausdrücklich, bei der 
Entwicklung der Rahmenbedingungen keine übergeord-
neten Vorgaben für „ruhige Gebiete“ zu formulieren, 
sondern sehr eng mit den Ländern bzw. Städten und 
Kommunen zu kooperieren, um die bisherigen Abwä-
gungsprozesse vor Ort und entsprechende Lösungen 
nicht zu gefährden und auch zweckmäßige und vor allem 
machbare Werte zu ermöglichen. Ich sehe die Notwen-
digkeit einer Regelung und einen hohen experimentier- 
und anwendungsorientierten Forschungsbedarf zur 
Stadt- und Raumentwicklung, der die vielschichtigen Zu-
sammenhänge und Wirkungsabschätzungen adressiert 
und rechtssichere wie spielraumwahrende Lösungswe-
ge entwickelt.

Zu Kapitel 6: „Für eine aktive und umweltfreund­
liche Stadtmobilität: Wandel ermöglichen“ – 
in Kürze
Das Kapitel 6 „Für eine aktive und umweltfreundliche 
Stadtmobilität: Wandel ermöglichen“ formuliert mit 
Blick auf den Gesundheits-, Umwelt- und Klimaschutz 
Empfehlungen, um eine nachhaltige Verkehrswende vor
anzubringen. Das Kapitel versteht sich als „Ergänzung“ 
des Sondergutachtens „Umsteuern erforderlich: Klima-
schutz im Verkehrssektor“, SRU 2017.

Zu den Empfehlungen dieses Kapitels gehören u. a. die 
Stärkung des ÖPNV, die Einführung einer Pkw-Maut, 
eine Parkraumbewirtschaftung sowie die Vorgabe von 
Verkehrsentwicklungsplänen für Gemeinden ab 50.000 

Einwohnerinnen und Einwohnern. Einige Empfehlun-
gen dieses Kapitels sind eng mit Empfehlungen des Ka-
pitels 5 „Weniger Verkehrslärm für mehr Gesundheit und 
Lebensqualität“ verknüpft. 

Ich vertrete hinsichtlich des Zusammenwirkens beider 
Kapitel sowie zu einzelnen Empfehlungen dieses Kapi-
tels eine abweichende Auffassung. Diese beziehen sich 
auf die Einführung einer Pkw-Maut und von obligatori-
schen Verkehrsentwicklungsplänen sowie die Angemes-
senheit und Wirksamkeit der Instrumente. Ungeachtet 
dessen halte ich den Gesundheitsschutz und die Ver-
kehrsvermeidung in Städten für wichtig.

Die integrierte Stadtentwicklung versucht Bebauung, 
Grün- und Freiräume und Mobilitätsbedürfnisse mitein-
ander in Einklang zu bringen. Das bedeutet, dass keiner 
der Belange einem Primat der Optimierung unterliegt 
(aus heutiger Sicht ist das hohe Pkw-basierte städtische 
Verkehrsaufkommen das Ergebnis des Primates „auto
gerechte Stadt“). Der Autoverkehr muss in den Städten 
zweifellos reduziert werden. Dies gilt es allerdings mit 
Blick auf Auswirkungen auf die städtische Binnenwirt-
schaft und den Einzelhandel differenziert zu betrachten 
und auszubalancieren. Zudem werden bestimmte Gesell-
schaftsgruppen (bewegungseingeschränkte, ältere Men-
schen) vermutlich weiter auf Pkw-Nutzung angewiesen 
sein. Auch ist der Umbau der Stadtstrukturen/-wege und 
Zugänge zu Mobilitätsknotenpunkten hin zu mehr Bar
rierefreiheit eine Jahrzehnte dauernde planerische, bau
liche und finanzielle Aufgabe. Parallel zur Reduktion des 
Autoverkehrs bedarf es funktionierender, zumutbarer und 
etablierter Alternativen.

Der SRU empfiehlt die Einführung einer streckenabhän-
gigen Pkw-Maut in Städten. Ich spreche mich dagegen 
aus. So entfaltet die Pkw-Maut je nach Ausgestaltung erst 
ab einer bestimmten Kilometeranzahl ihre Wirkung. Dies 
hängt stark vom räumlichen Typus der Städte und den 
Verkehrsströmen ab. Wirksam wird sie erst ab Fahrleis-
tungen von mehr als 50 km. Mehr als 50 % der zurück
gelegten Wege in den Städten ist kürzer als 3 km, davon 
40 % per Pkw. Bei fast der Hälfte der zurückgelegten Wege 
wäre der Bepreisungseffekt sehr überschaubar. Zu einem 
Verzicht auf das Auto wird dieser Effekt eher nicht füh-
ren. Für den Fokus des Kapitels auf „Städte“ halte ich 
eine streckenabhängige Pkw-Maut daher für ungeeignet.

Stattdessen spreche ich mich für eine umweltschutzori-
entierte Option aus, etwa die Etablierung eines zunächst 
nationalen CO2-Emissionshandels, mit dem langfristi-
gen Ziel eines europäischen CO2-Emissionshandels im 
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Verkehrssektor. Denkbar wäre ein Bezug auf den Ener-
gieverbrauch pro gefahrene km. Da auch erneuerbare 
Energien Ressourcen sind, die es sparsam zu nutzen gilt, 
wäre die Bepreisung des Energieverbrauchs von E-Autos 
sinnvoll. 

Der SRU empfiehlt, Gemeinden ab 50.000 Einwohnerin-
nen und Einwohnern integrierte Verkehrsentwicklungs-
pläne obligatorisch vorzugeben. Die Gemeinden mit ob-
ligatorischen Verkehrsentwicklungsplänen zu belegen, 
halte ich für juristisch nicht darstellbar (kommunale 
Selbstverwaltung, Artikel 28 Absatz 2 GG). Zudem halte 
ich die Maßnahme, mit Blick auf die Größe „ab 50.000 
Einwohnerinnen und Einwohnern“ für unangemessen, 
zumal eine finanzielle Flankierung durch Bund und Län-
der in Kenntnis der Haushaltslage vieler Kommunen 
nicht gesichert werden kann, allenfalls über ein striktes 
Konnexitätsprinzip in den Länderverfassungen.

Der SRU schlug 2005 dem Bund vor, ein Gemeindever-
kehrsplanungsgesetz zu schaffen, um verbindliche Vor-
gaben für die Aufstellung und Ausgestaltung von inte
grierten Verkehrsplänen festzuschreiben. Verwiesen wird 
unter anderem auf die französischen „plans de déplace-
ments urbans“, die erst für Agglomerationsgemeinschaf-
ten ab 100.000 EinwohnerInnen verpflichtend sind (Son-
dergutachten „Umwelt und Straßenverkehr“, SRU 2005, 
S. 233, Tz. 485 und S. 234).

Eine pauschale Verpflichtung aller Gemeinden ab 50.000 
Einwohnerinnen und Einwohnern lässt unterschiedliche 
Ausgangssituationen außer Acht. In der Folge können 
Gemeinden benachteiligt werden, die zwar weniger als 
50.000 Einwohnerinnen und Einwohner zählen, aber Ver-
kehrsentwicklungspläne nötiger hätten.

Anstatt pauschaler Mittelverteilung (Gießkannen-Prin-
zip) wäre meiner Auffassung nach der Weg über die Frei-
willigkeit der Kommunen, Länderinitiativen, gezielte 
Förderung und verstärkte Städtebauförderung um die 
Erstellung von gemeindeübergreifenden Mobilitätskon-
zepten zielführender.

Eine staatliche Steuerung der Verkehrsentwicklung sollte 
weniger in Regularien münden, sondern realistische Ziel-
setzungen entwickeln und dabei die maximal mögliche 
Flexibilität für die Kommunen zulassen. Zu nennen ist 
beispielsweise The Local Transport Plan LTP (lokaler 
Verkehrsplan) in Großbritannien, in dem anhand von In-
dikatoren Zielwerte definiert werden. LTP wirkt aber viel 
mehr durch die Steuerung über vor Ort zu bestimmen-
den Kriterien und knüpft dennoch an nationale Strate-

gien. Eine solche Rahmung (klare Indikatoren, realisti-
sche Zielsetzungen gepaart mit Flexibilität) führt dazu, 
dass eher Instrumente adressiert werden, die Anreize 
schaffen, Innovationen ermöglichen, Austausch und Wis-
senstransfer und nicht zuletzt Experimentiergeist för-
dern. Nicht regulative übergeordnete Wege, sondern de-
finierte Ziele würden steuern. Die Städtebauförderung 
kann bei einer Ausweitung und deutlichen Aufstockung 
ihres Finanzvolumens meiner Auffassung nach ein ge-
eigneter Ort für eine solche Rahmensetzung für Mobili-
tätskonzepte sein.

Zum Zusammenwirken der Kapitel „Weniger 
Verkehrslärm für mehr Gesundheit und Lebens­
qualität“ und „Für eine aktive und umwelt­
freundliche Stadtmobilität: Wandel ermöglichen“
In ihrer Gesamtheit werden die Empfehlungen der Ka-
pitel „Weniger Verkehrslärm für mehr Gesundheit und 
Lebensqualität“ und „Für eine aktive und umweltfreund-
liche Stadtmobilität: Wandel ermöglichen“ dem inte
grierten Ansatz der Stadtentwicklung meines Erachtens 
noch nicht gerecht. Nachfolgend wird dies beispielhaft 
anhand von in beiden Kapiteln abgeleiteten Empfehlun-
gen für Lärmschutz sowie anhand der zugrunde liegen-
den Leitbilder der Stadtplanung kurz erläutert.

In der Zusammenbetrachtung beider Kapitel werden im 
Kapitel „Weniger Verkehrslärm für mehr Gesundheit und 
Lebensqualität“ zahlreiche, teils sehr strenge Forderun-
gen gestellt zu bundesweit einheitlichen und verbind
lichen Auslösewerten für die Lärmaktionsplanungen, der 
Orientierung an den WHO-Grenzwerten sowie zur 
Etablierung von ruhigen Gebieten. Im Kapitel „Für eine 
aktive und umweltfreundliche Stadtmobilität: Wandel 
ermöglichen“ werden Empfehlungen formuliert mit dem 
Ziel, das Verkehrsaufkommen in Städten zu reduzieren. 
Dies soll nicht nur über die Stärkung des ÖPNV, der Fahr-
rad- und Fußwege, sondern auch über ordnungspoliti-
sche Maßnahmen sowie über finanzielle Anreize bis hin 
zur Anpassung der Flächenverteilung der Verkehrsteil-
nehmenden erfolgen. Dabei ist es in einer integrierten 
Stadtentwicklung zielführend, diese Maßnahmen nicht 
additiv zu betrachten, sondern diese ergebnisorientiert 
und je nach Ausgangslage situativ zu wählen und unter-
einander so zu kombinieren, dass Wirkungen optimiert 
und gegenläufige Effekte vermieden werden. Für eine in-
tegrierte Stadtentwicklung sind Flexibilität und Abwä-
gung als Grundsätze unabdingbar, um möglichst allen 
Bedürfnissen gerecht zu werden (siehe meine abwei-
chende Auffassung in der Stellungnahme des SRU „Woh-
nungsneubau langfristig denken – Für mehr Umwelt-
schutz und Lebensqualität in den Städten“ 2018, 



525

Abweichende Auffassung

Fußnote auf Seite 78). Im Rahmen einer integrierten 
Stadtentwicklung kann es daher oft zielführend sein, 
Maßnahmen, die das gleiche Ergebnis erzielen, wahlweise 
zu treffen.

Beispiel: Lärmschutz
Das Ziel Lärmschutz beispielweise kann entweder über 
die Reduzierung der Lärmbelastung an der Quelle (etwa 
über die Reduzierung des Verkehrsaufkommens oder ge-
ringere Schallemission an der Quelle „Fahrzeug“) oder 
über mehr Lärmschutz durch bauliche Maßnahmen er-
reicht werden. So entscheiden sich einige Städte bewusst 
für die konsequente Reduzierung des Verkehrsaufkom-
mens und nur in diesem Fall bzw. in dieser Ausgangslage 
dafür, die Maßnahmen des Lärmschutzes zu reduzieren, 
da im Ergebnis das Ziel „Lärmschutz“ über die Verkehrs-
vermeidung erreicht wird.

Beispiel: Stadtleitbilder und Grundlagen der 
Empfehlungen beider Kapitel
Die Empfehlungen des Kapitels 5 „Weniger Verkehrslärm 
für mehr Gesundheit und Lebensqualität“ und des Kapi-
tels 6 „Für eine aktive und umweltfreundliche Stadtmo-
bilität: Wandel ermöglichen“ basieren meines Erachtens 
auf unterschiedlichen Leitbildern der Stadtplanung bzw. 
unterschiedlichen Entwürfen der Anlage einer Stadt.

So bemühen meiner Auffassung nach übergeordnete 
und idealerweise große „ruhige Gebiete“ und Grünflä-
chen/Stadtnatur als Erholungs- und Erlebnisräume eher 
das Konzept einer „aufgelockerten und gegliederten 
Stadt“ (Charta von Athen). Diese aber verursacht, his-
torisch erwiesen, lange Erschließungswege und Infra-
strukturen und dadurch mehr Verkehrsaufkommen; der 
Begriff „autogerechte Stadt“, wenn auch nicht in der 
Charta von Athen verwendet, stammt als Ergebnis 
genau aus dieser Stadtplanungsepoche. Die Leipzig-
Charta zur europäischen nachhaltigen Stadt propagiert 
dagegen eine „kompakte, nutzungsgemischte“ Stadt, 
die kurze Wege ermöglichen soll. In einer kompakten 
Stadt lassen sich Maßnahmen für weniger Pkw-basier-
ten Verkehr, mehr Fußwege, mehr Fahrradwege etc. un-
gleich leichter etablieren. Auch der gleichberechtigte 
Zugang und die Versorgung aller Gesellschaftsgruppen 
mit Grünräumen (Stichwort Umweltgerechtigkeit) las-
sen sich meiner Auffassung nach eher in einer kompak-
ten nutzungsgemischten Stadt sichern. Dies kann al-
lerdings auch mit erhöhten Lärmpegeln und einem 
erhöhten Aufwand zum aktiven und passiven Lärm-
schutz einhergehen. Das erscheint jedoch angesichts 
der Flächenersparnis, der höheren baulichen und funk-
tionalen Dichten und den damit einhergehenden grund-

legenden umweltseitigen Vorteilen und im Sinne der 
Abwägung und eines integrierten Ansatzes hinnehm-
bar zu sein.

Die beiden Entwürfe der Anlage einer Stadt bzw. Leitbil-
der der Stadtplanung (Charta von Athen oder Leipzig-
Charta) stehen im Widerspruch zueinander. Beide kann 
man nicht gleichzeitig anstreben.

Zudem lassen beide Kapitel technologische Entwicklun-
gen außer Acht. So werden Elektroautos oder autonome 
Fahrzeuge voraussichtlich wesentlich leiser werden, so-
dass die Ausgangslage eine andere sein wird.

Zu den Empfehlungen des Kapitels 5 
„Weniger Verkehrslärm für mehr Gesundheit 
und Lebensqualität“
Der SRU empfiehlt, die Vorgaben des Lärmschutzes ver-
bindlicher und übergeordneter zu regeln. Dies soll unter 
anderem über die Einführung bundesweiter einheitlicher 
und verbindlicher Auslösewerte für die Lärmaktionsplä-
ne, ihre Anwendung als Kriterien für die Festsetzung „ru-
higer Gebiete“ und die Schaffung einer neuen Lärm
aktionsplanungsverordnung erfolgen. Darüber hinaus 
empfiehlt der SRU die Auslösewerte für die Lärm
aktionsplanung langfristig an den WHO-Grenzwerten zu 
orientieren.

Im Gutachten heißt es (Tz. 422.) „Aus Sicht des SRU soll-
te die Bundesregierung zu einer stärkeren Vereinheitlichung 
der Lärmaktionsplanung beitragen. Dies könnte sehr gut über 
eine neu zu schaffende Lärmaktionsplanungs-Verordnung er-
folgen. In dieser sollten bundeseinheitliche Auslösewerte für 
Lärmaktionspläne festgelegt werden (Tz. 386.). Wichtig ist 
es, dass die Auslösewerte ein ausreichendes Ambitionsniveau 
aufweisen. Der SRU empfiehlt hierfür einen LDEN von 
65  dB(A) und einen LNight von 55 dB(A) (SRU 2008, 
Tz. 848). In Zukunft sollten diese Werte außerdem schritt-
weise abgesenkt werden. Langfristig sollten die in Abschnitt 
5.3.2 vorgestellten Leitlinien der WHO den Maßstab darstel-
len (WHO 2018).“

Ich spreche mich gegen die Einführung von bundeswei-
ten einheitlichen Auslösewerten für die Lärmaktions-
pläne und gegen die Schaffung einer neuen Lärmak
tionsplanungsverordnung aus. Darüber hinaus spreche 
ich mich gegen eine Orientierung an den (extrem nied-
rigen) WHO-Werten als Auslösewerte für Lärmakti-
onspläne aus. Bezüglich der Ausweisung „ruhiger 
Gebiete“ spreche ich mich für die Beibehaltung der bis-
herigen kommunalen sowie für Länder/Kommunen-
Initiativen aus.
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Zwar ist es nachvollziehbar, aus Sicht der sog. „starken 
Nachhaltigkeit“ zu versuchen, Vorgaben strenger zu ge-
stalten, die Fachplanung in eine übergeordnete und stra-
tegische Planungsebene zu überführen, um sie verbind-
licher zu etablieren. Meiner Auffassung von integrierter 
Stadtentwicklung nach würden einige der vorgesehenen 
Maßnahmen aber infolge der faktischen Suspendierung 
von langjährigen eingeübten und gerichtsfesten Abwä-
gungsprozessen und ihren Ersatz durch die Optimierung 
einzelner Belange wie des Lärmschutzes zum Erliegen 
des städtischen Lebens führen. Für eine integrierte Stadt-
entwicklung sind Abwägungsprozesse elementar. Ohne 
sie funktioniert eine Stadt, die alle Bedürfnisse berück-
sichtigen und abwägen muss, nicht mehr. Denn: Er
strebenswert sind weder ruhige Städte ohne Gewerbe 
noch lärmende Städte mit gesundheitlich beeinträchtig-
ten Bewohnerinnen und Bewohnern.

Bundesweite einheitliche Auslösewerte für die 
Lärmaktionspläne
Ich teile die Empfehlung „bundesweit einheitliche“ Aus-
lösewerte für die Lärmaktionspläne nicht und halte eher 
Orientierungswerte mit Vor-Ort-Anpassungen für ziel-
führender.

Im Einzelnen
Die 2002 in Kraft getretene EU-Umgebungslärmrichtli-
nie 2002/49/EG hat als europäischer Ansatz das Ziel, den 
Lärmschutz zu verbessern. Sie regelt die Aufstellung von 
Lärmkarten und darauf basierend die Aufstellung von 
Lärmaktionsplänen für lärmbelastete Gebiete. Sie for-
dert die Information der Öffentlichkeit über Umgebungs-
lärm und seine Auswirkungen. Die EU-Umgebungslärm-
richtlinie zielt nicht auf eine Harmonisierung der 
bestehenden Regelungen zur Lärmschutzvorsorge, son-
dern überlässt die konkrete Ausgestaltung den Mitglied-
staaten. Inhalt und Umfang der Lärmaktionsplanung blei-
ben also im Ermessen der Mitgliedstaaten.

Die EU-Umgebungslärmrichtlinie wurde 2005 über die 
Lärmminderungsplanung durch Änderung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) durch Anfügen 
des 6. Teils (Lärmminderungsplanung 47a bis 47f) und 
den Erlass der 34. Verordnung zum BImSchG in natio-
nales Recht umgesetzt.

Die Lärmminderungsplanung wird bereits heute in die 
städtebaulichen Abwägungsprozesse mit einbezogen. 
Diese abwägungsorientierte Verfahrensweise sichert die 
gebotene Flexibilität und auch die Wirkungsabschätzung 
in der Stadtplanung/-entwicklung. Zudem ist davon aus-
zugehen, dass die Zielwerte auf völlig unterschiedliche 

Ausgangssituationen in den Gemeinden treffen (das er-
kennt der SRU an) und die Lärmbelastungen sehr unter-
schiedlich sein können. Der Reduktionsgrad ist für den 
technischen Aufwand und die Investitionen maßgeblich.

Die Festlegung von bundesweiten Auslösewerten für die 
Lärmaktionspläne ist meiner Auffassung von abwägungs-
orientierter Stadtplanung und -entwicklung nach nicht 
zielführend. Stattdessen wären Orientierungswerte von 
Länder/Kommunen-Initiativen, etwa in Anlehnung an 
den UBA-Empfehlungen von 2018 und den im Umwelt-
gutachten 2008 empfohlenen Werten (SRU Umweltgut-
achten 2008, Tz. 848), die vor Ort den Gegebenheiten 
angepasst werden, zweckmäßiger.

Zur Schaffung einer Lärmaktionsplanungs­
verordnung
Die Schaffung einer neuen Lärmaktionsplanungsverord-
nung erachte ich, nicht zuletzt in Anbetracht des bereits 
heute überfrachteten Planungsrechts, für nicht zielfüh-
rend. Vielmehr sollten bestehende Regularien gebündelt 
und gestrafft werden und Empfehlungen für die Auswahl-
kriterien für „ruhige Gebiete“ als Entscheidungshilfe ent-
wickelt werden.

Beim Lärmschutz sind Messungen und Kontrollen eben-
falls geeignete Instrumente, die Grenzwerte vor Ort zu 
überwachen und nachzuhalten. Die bestehenden Bestim-
mungen sehen ein Monitoring als Kontrollinstrument 
zur Einhaltung der Grenzwerte vor.

Zur Orientierung an WHO-Grenzwerten, 
Machbarkeit
Ich teile eine Orientierung an WHO-Werten für Auslö-
sewerte nicht. Zum einen sind die WHO-Werte mit Emp-
fehlungscharakter extrem niedrig und damit bauphysi-
kalisch nur mit unverhältnismäßigem Aufwand, wenn 
überhaupt, in einer belebten Stadt realisierbar. Auch feh-
len ein Kausalitätsnachweis und eine Wirkungsabschät-
zung.

Das UBA hat 2018 für verschiedene Umwelthandlungs-
ziele Auslösewerte für die Lärmaktionsplanung vorge-
schlagen (im Gutachten, Tz. 386, Tabelle 5-3: Empfeh-
lungen zu Auslösekriterien für die Lärmaktionsplanung):

Als kurzfristige Auslösewerte schlägt das UBA Schwel-
lenwerte von LNight von 55 dB(A) und LDEN von 65 dB(A) 
vor. Dabei wird ausdrücklich „Vermeidung gesundheitli-
cher Beeinträchtigungen“ als Umwelthandlungsziel ge-
nannt. Diese Werte stimmen mit den SRU-Empfehlun-
gen von 2008 überein.
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Der SRU geht nun einen Schritt weiter und empfiehlt für 
die Zukunft WHO-Werte als Auslösewerte.

Im Kapitel (Tz. 422.) heißt es: „Wichtig ist es, dass die Aus-
lösewerte ein ausreichendes Ambitionsniveau aufweisen. Der 
SRU empfiehlt hierfür einen LDEN von 65 dB(A) und einen 
LNight von 55 dB(A) (SRU 2008, Tz. 848). In Zukunft soll-
ten diese Werte außerdem schrittweise abgesenkt werden. 
Langfristig sollten die in Abschnitt 5.3.2 vorgestellten Leitli-
nien der WHO den Maßstab darstellen (WHO 2018).“

Die WHO-Werte bewegen sich um LDEN 53 bzw. LNight 
45 dB(A) (z. B. für Pkw-Verkehrslärm). Diese kommen 
Werten nahe, die das UBA zwischen „Vermeidung erheb-
licher Belästigungen“ und „Vermeidung von Belästigun-
gen“ ansiedelt. „Vermeidung von Belästigungen“ verträgt 
sich aber mit einem Stadtleben meiner Auffassung nach 
nicht und ist eine unverhältnismäßige Forderung. 

Die WHO-Werte sind anerkannter Weise extrem niedrige 
Werte. Bauphysikalisch bedeutet eine Reduktion um 3 dB, 
die Schallleistung um 50 % zu reduzieren. Ca. 10 dB fak-
tisch zu reduzieren, bedeutet einen enormen technischen 
und finanziellen Aufwand. WHO-Werte als Zielwerte halte 
ich daher für unangemessen und in einer belebten Stadt 
nur schwer realisierbar, zumal hier verschiedene Nutzun-
gen zusammenkommen (müssen). Die Empfehlungen des 
UBA (55/65 dB(A) von 2018, die mit den Empfehlungen 
des SRU vom Jahr 2008 übereinstimmen, halte ich als Ori-
entierungswerte für sinnvoll. Diese sind für das Umwelt-
handlungsziel „Vermeidung gesundheitlicher Beeinträch-
tigungen“ ermittelt worden und daher ausreichend.

Zur Kausalität
Meines Erachtens ist der Kausalitätsnachweis beim Zu-
sammenhang zwischen Verkehrslärmexposition und Er-

krankung nicht erbracht. Der Rat kommt dennoch zur 
Empfehlung „Orientierung an den WHO-Grenzwerten“. 
Ein Kausalitätsnachweis sollte Grundlage für Forderun-
gen sein.

In den Ausführungen im Abschnitt „WHO-Leitlinien und 
Umgebungslärm“ heißt es im Gutachten (Tz. 370.): „Ob 
und inwieweit eine Verkehrslärmexposition tatsächlich die 
kausale Ursache für eine Erkrankung ist, lässt sich mittels 
umweltepidemiologischer Studien nicht festlegen (STANG 
2014). Dennoch lassen sich Gesundheitsrisiken auf Bevölke-
rungsebene mithilfe solcher Studien zumindest näherungs-
weise quantifizieren (BABISCH und SING 1992). Von 
grundlegender Bedeutung ist in diesem Zusammenhang bei-
spielsweise die NORAH-Studie (Noise-Related Annoyance, 
Cognition, and Health) (GUSKI und SCHRECKENBERG, 
2015; s. Kasten 5-3). Doch erst die gemeinsame Betrachtung 
mehrerer einzelner Studien ermöglicht eine verlässliche Be-
urteilung, ob und in welchem Maße ein Umweltfaktor wie 
Verkehrslärm die Gesundheit schädigt.“

Zur Übertragbarkeit und Auswirkungen
Der Nachweis der Wirksamkeit und Übertragbarkeit der 
WHO-Werte ist meines Erachtens nicht erbracht.

Im Gutachten heißt es (Tz. 372.) „Alle in Tabelle 5-2 vor-
gestellten WHO-Empfehlungen haben einen starken Empfeh-
lungscharakter, das heißt, „dass die erwünschten Auswirkun-
gen der Einhaltung der Empfehlung die unerwünschten Folgen 
überwiegen“ (WHO 2018, S. 23). Die WHO geht davon aus, 
dass starke Empfehlungen somit in den meisten Situationen 
als politische Richtlinie übernommen werden können. Zwar 
wurden die Leitlinienwerte für die Europäische Region der 
WHO entwickelt, aufgrund der internationalen Studien, die 
diesen Empfehlungen zugrunde liegen, lassen sich die Empfeh-
lungen aber durchaus auch auf andere Regionen übertragen.“

ɦɦ Tabelle 5-3	

Empfehlungen zu Auslösekriterien für die Lärmaktionsplanung

Umwelthandlungsziel Zeitraum LDEN LNight

Vermeidung gesundheitlicher Beeinträchtigungen kurzfristig 65 dB(A) 55 dB(A)

Vermeidung erheblicher Belästigungen mittelfristig 55 dB(A) 45 dB(A)

Vermeidung von Belästigungen langfristig 50 dB(A) 40 dB(A)

Aus dem Gutachten (Tz. 386., Tabelle 5-3)



528

Abweichende Auffassung

Zudem werden die Auswirkungen der WHO-Werte auf 
städtische Prozesse und Entwicklungen nicht einmal im 
Ansatz dargelegt (Wirkungsabschätzung). Diese Auswir-
kungen dürften weitreichende Folgen haben, auf Verträg-
lichkeit von Nutzungen, räumliche Zuschnitte und nicht 
zuletzt auf den Handlungsspielraum, den Städte benöti-
gen, um sich weiterzuentwickeln und sich den Bedürf-
nissen anzupassen.

Ich teile eine Orientierung an WHO-Werten für Auslö-
sewerte nicht. Zum einen sind die WHO-Werte mit Emp-
fehlungscharakter extrem niedrig und damit bauphysi-
kalisch nur mit unverhältnismäßigem Aufwand, wenn 
überhaupt, in einer belebten Stadt realisierbar. Auch feh-
len ein Kausalitätsnachweis und eine Wirkungsabschät-
zung. Die Empfehlungen des UBA (55/65 dB(A)) von 
2018, die mit den Empfehlungen des SRU vom Jahr 2008 
übereinstimmen, halte ich als Orientierungswerte für 
sinnvoll. Diese sind für das Umwelthandlungsziel „Ver-
meidung gesundheitlicher Beeinträchtigungen“ ermit-
telt worden und daher ausreichend.

Auswirkungen der gewünschten Vorgaben auf 
die Festsetzung von „ruhigen Gebieten“
Die Lärmkarten als Grundlage für die Lärmaktionspla-
nung sind lückenhaft und weisen erst Werte ab LDEN 
55 dB(A) aus. Die Empfehlung des SRU, diese umfassen-
der und differenzierter aufzustellen, teile ich ausdrück-
lich. So werden Werte auch unterhalb 55 dB(A) mög-
lichst flächendeckend (Erhebungsdichte) erfasst. Für 
die Auslösewerte der darauf folgenden Lärmaktionspla-
nungen empfiehlt der SRU langfristig eine Orientierung 
an WHO-Werten. Zudem sollen Kommunen zu Maßnah-
men der Lärmaktionsplanungen über die EU-Umge-
bungsrichtlinie hinaus verpflichtet werden.

Im Gutachten (Tz. 426.) heißt es: „Bisher werden ruhige 
Gebiete in Ballungsräume nur unzureichend ausgewiesen 
(Tz. 398.). Aus diesem Grund sollten die Kommunen im Rah-
men der vorgeschlagenen Bundes-Immissionsschutzverord-
nung verpflichtet werden, ruhige Gebiete in ausreichender 
Zahl und verteilt über das gesamte Gebiet auszuweisen. Über 
eine Differenzierung der Gebiete nach unterschiedlichen Am-
bitionsniveaus hinsichtlich der Lärmbelastung kann nachge-
dacht werden. Daran anknüpfend sind ein Schutz vor Lärm-
zunahme und eine Entwicklung der Gebiete erforderlich. So 
sollte Ruhe erlebbar gemacht werden, was zum Beispiel durch 
eine entsprechende Gestaltung der Grünräume ermöglicht 
wird. … Die Kommunen sollten angehalten werden, für ihre 
ruhigen Gebiete Ziele und Maßnahmen festzulegen.“ 

Der SRU lässt offen, wie die untere Grenze für die Aus-
weisung von „ruhigen Gebieten“ lauten soll bzw. wie spä-
ter die Werte eingesetzt werden. 40 dB(A) gilt etwa für 
sehr ruhige Gebiete bzw. Räume für das „Erlebnis Ruhe“. 
Folgt man der Argumentation des gesamten Kapitels, 
könnten auch solche Werte für innerstädtische „ruhige 
Gebiete“, etwa für das Erlebnis „Ruhe“, in Anlehnung an 
die WHO-Werte herangezogen werden. Solche Werte 
sind in landschaftlich geprägten Räumen machbar (LDEN 
40 bis 55 dB(A)), in Innenstädten aus heutiger Sicht 
aber planungspraktisch nicht darstellbar. 

Meines Erachtens kann es damit zu verabsolutierten Vor-
stellungen bei der Festsetzung von „ruhigen Gebieten“ 
und damit zwangsweise zu gegenläufigen (Fehl-)Ent-
wicklungen in den Städten kommen. 

Ich rate der Bundesregierung daher ausdrücklich, bei der 
Entwicklung der Rahmenbedingungen keine übergeord-
neten Vorgaben für „ruhige Gebiete“ zu formulieren, 

ɦɦ Tabelle 5-2	

Quellenspezifische WHO-Leitlinienwerte für gesundheitsrelevante Risikoanstiege (in dB) für Straßen-, 
Schienen- und Luftverkehr

Tag-Abend-Nacht Lärmindex (LDEN) 53 54 45

Nacht-Lärmindex (LNight) 45 44 40

Aus dem Gutachten (Tz. 372., Tabelle 5-2)
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sondern sehr eng mit den Ländern bzw. Städten und 
Kommunen zu kooperieren, um bisherige Abwägungs-
prozesse vor Ort und entsprechende Lösungen nicht zu 
gefährden und auch zweckmäßige und vor allem mach-
bare Werte zu ermöglichen.

Im Einzelnen:
Die EU-Umgebungsrichtlinie nennt die Ausweisung von 
„ruhigen Gebieten“. Ziel ist es, diese vor Lärmzunahme 
zu schützen. Sie nennt zwei Typen von „ruhigen Gebieten“.

ɦɦ Ruhiges Gebiet in einem Ballungsraum mit beispiels-
weise LDEN (Tag-Abend-Nacht-Index) oder einem an-
deren Lärmindex, der vom Mitgliedstaat festgelegt 
und nicht überschritten werden darf.

ɦɦ Ruhiges Gebiet auf dem Land, das keinem Lärm aus 
Verkehr, Industrie/Gewerbe und Freizeit ausgesetzt ist.

Die im Auftrag des Umweltbundesamtes von E. HEIN-
RICHS, J. LEBEN und P. CANCIK 2018 erstellte Studie 
„Ruhige Gebiete – Fachbroschüre für die Lärmaktions-
planung“ fasst den Stand der Ausweisung solcher Ge-
biete, der angesetzten Auswahlkriterien und die recht-
lichen Rahmenbedingungen zusammen und gibt 
Hinweise für Gesetz- und Verordnungsgeber sowie für 

Planungsträger (HEINRICHS et al. 2018). Die Studie 
macht u. a. eine Zurückhaltung der Kommunen bei der 
Ausweisung von ruhigen Gebieten aus. Dies hat laut 
der Studie mehrere Gründe: Die lückenhafte Lärmkar-
tierung, die Berücksichtigung lediglich von Bereichen 
mit einem LDEN von mehr als 55 dB(A), den hohen Ab-
stimmungsbedarf innerhalb der Stadtentwicklung und 
Landschaftsplanung und die Rechtsunsicherheit auf-
grund fehlender Auswahlkriterien. Nach „UBA/Hein-
richs, 2018“ gibt es derzeit keine verbindlich vorgege-
benen Auswahlkriterien für „ruhige Gebiete“. Als 
akustische Kriterien werden absolute Pegel von 
40 dB(A) (sehr ruhig) bis 55 dB(A) für maximal zu-
lässig herangezogen. Kommunen orientieren sich bei 
der Ausweisung von „ruhigen Gebieten“, wobei hier der 
Schutz vor Lärmzunahme im Mittelpunkt steht, über-
wiegend an der Nutzung bzw. Funktion der Gebiete. Es 
sind u. a. akustische Kriterien, Flächennutzungen, 
Größe, Einschätzung der Bevölkerung, Zugänglichkeit 
und Lage (HEINRICHS et al. 2018, S. 14). Gängige 
Kategorien, eingedenk der Unterscheidung zwischen 
Ballungsraum und Land, sind Parks, Grünflächen, 
Kleingärten bis hin zu Wald, Naturschutzgebiete, Land-
wirtschaftsflächen und Moore (HEINRICHS et al. 2018, 
S. 15). In der kommunalen Praxis finden sich folgende 
Kategorien (ebd.):

ɦɦ Gängige Kategorien von ruhigen Gebieten

15

Ruhige Gebiete

Gängige Kategorien von ruhigen Gebieten

Innerstädtische Erholungsflächen, 
Stadtoasen

Ruhiges Gebiet,  
ruhiger Stadtraum

Landschaftlich geprägte  
Erholungsräume

Akustische 
Kriterien

LDEN 55 dB(A) bis LDEN 60 dB(A) 
oder in der Kernfläche um 6 dB(A) 
leiser als im am stärksten belaste-
ten Bereich

LDEN 50 dB(A) bis LDEN 55 dB(A) LDEN 40 dB(A) bis LDEN 50 dB(A)

Flächennut-
zung

Grünflächen, Parks, Friedhöfe, 
Spielplätze, Kleingärten, Alten-
heime

Wald, Grünflächen, Parks, 
Feld, Flur und Wiesen

Naturschutzgebiete, Land-
wirtschaft, Wald, Wasser, 
Moore

Mindestgröße bis 30 ha 3 bis 400 ha 30 bis 6.400 ha

Lage, Einzugs-
gebiet, Zu-
gänglichkeit

Wohngebietsnah, fußläufig  
erreichbar

Zusammen-
fassung

Innerstädtische Grünflächen 
und Parks als Ruheoasen für die 
Anwohnenden

Mittelgroße Naturflächen, die 
Anwohnenden zur Erholung 
dienen und ruhiger sind als 
Stadtoasen

Große, außerhalb der Innen-
stadt gelegene  
Flächen

Strategien und Maßnahmen  
zum Schutz der Ruhe

Gemäß EU-Umgebungslärmrichtlinie sind ruhige Gebiete vor einer Zu-
nahme des Lärms zu schützen. Mit welchen Maßnahmen dies zu erfol-
gen hat, wird nicht festgelegt. 

Die Frage, wie ruhige Gebiete in Zukunft geschützt werden sollen, be-
antworten die bisherigen Lärmaktionspläne häufig nur vage. Genannt 
werden vor allem folgende Möglichkeiten:

 ▸ Überprüfung von Maßnahmen der Freiraum-, Stadt- und 
Verkehrsplanung,

 ▸ Berücksichtigung bei der Bauleitplanung und bei 
Zulassungsverfahren,

 ▸ Vermeidung von Siedlungserweiterungen,

 ▸ Schaffung von Pufferzonen,

 ▸ Schutz der ruhigen Gebiete durch Aufnahme in Flächennutzungsplan 
und Landschaftsprogramm und damit einhergehend die Nutzung des 
entsprechenden Planungsinstrumentariums.

Quelle: Heinrichs, Leben, Cancik, 2018 (HEINRICHS et al. 2018, Seite 15)
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ɦɦ LDEN 40 bis 55 dB(A) für landschaftlich geprägte 
Erholungsräume

ɦɦ LDEN 50 bis 55 dB(A) für ruhiges Gebiet, ruhiger Stadt-
raum

ɦɦ LDEN 55 bis 60 dB(A) für Innerstädtische Erholungs-
flächen, Stadtoasen

Ortsspezifische Lösungen wären nicht mehr 
denkbar
Nach HEINRICHS (HEINRICHS et al. 2018, S. 22) „kön-
nen die großen Handlungsspielräume der Planungs
träger auch als Chance verstanden werden, um für jede 
Kommune eine maßgeschneiderte Lösung, ggf. mit un-
terschiedlichen Gebietstypen zu erarbeiten.“ Die bishe-
rige praxisorientierte Vorgehensweise in den Kommu-
nen lässt unterschiedliche Kategorien entsprechend den 
jeweiligen Randbedingungen zu. So kann derzeit zielfüh-
rend differenziert werden, zwischen: „Innerstädtischen 
Erholungsflächen, Stadtoasen“, „ruhigem Stadtraum“ 
und „landschaftlich geprägten Erholungsräumen“ (ebd.). 
Ein ruhiges Gebiet mit LDEN 40 bis 50 dB(A) auf dem 
Land ist oft problemlos realisierbar. Ein innerstädtisches 
ruhiges Gebiet mit 40 dB wäre bestenfalls in Kurstädten 
mit vertretbarem Aufwand machbar. Für städtische 
Räume sind UBA-Werte sehr zielführend. Hier sind Grün-
flächen und Parks, Erholungsräume sehr geeignet. In den 
Innenstädten sollte zudem die Lärmschutzvorsorge stär-
ker über bauliche und aktive Maßnahmen ruhige Zonen 
schaffen.

Dieser Handlungsspielraum der Planungsträger ist für 
die Entwicklung einer Stadt bzw. Region sowohl für die 
Abwägungsprozesse als auch die Wirkungsabschätzung 
elementar. Städte verfügen bereits über geeignete Flä-
chen und weisen diese aus, ohne andere Bedürfnisse zu 
benachteiligen. 

Gleichzeitig hilft dieser Handlungsspielraum in den 
Kommunen auch, andere Fehlentwicklungen zu ver-
meiden. Nur ein Beispiel: Das Land Berlin hat sich gegen 
die Ausweisung des Großen Tiergartenparks als ruhi-
ges Gebiet entschieden, da die damit verbundenen 
Lärmschutzmaßnahmen, etwa die Verkehrsumleitun-
gen, zu Mehrbelastung der Wohngebiete führen würde, 
die an den Umleitungsstrecken liegen. Laut HEIN-
RICHS wurde bei der Festlegung der Flugrouten für 
den neuen Flughafen BER der Schutz von Siedlungs-
räumen über den Schutz von Erholungsräumen gestellt 
(HEINRICHS et al. 2018, S. 16). Diese Abwägung zu-

gunsten von Siedlungsgebieten haben sowohl das Um-
weltbundesamt in einer lärmfachlichen Bewertung der 
Flugrouten und die obergerichtliche Rechtsprechung 
bestätigt. Das macht die Bedeutung der Abwägungs-
prozesse sehr deutlich. Das, was für die Abwägung zwi-
schen dem Schutz „ruhiger Gebiete“ und Wohngebie-
ten gilt, wird meines Erachtens auch für die Abwägung 
zwischen dem Schutz dieser Gebiete und bestimmten 
anderen Nutzungen gelten.

Die Folgen für die Stadtentwicklung sind nicht 
beherrschbar
Würde ein ruhiges Gebiet gemäß bundesweit einheitli-
chen und extrem niedrigen Grenzwerten (s. Orientie-
rung an WHO-Werten) ausgewiesen, würden städtische 
Entwicklungsmaßnahmen erschwert. So wären in der 
Nähe eines ruhigen Gebietes bestimmte notwendige Nut-
zungen, teils auch von Klein-Gewerbe/Cafés, nicht mehr 
denkbar. Das Unterlassen solcher Nutzungen würde mei-
ner Auffassung nach zum Erliegen des städtischen Le-
bens führen und auch die städtische Innenentwicklung 
schwächen. Ein Beispiel hinsichtlich der Rechtsfolgen 
zwischen öffentlichen und privaten Interessen: Grund-
stücke, die an ein ruhiges Gebiet angrenzen, wären je 
nach Maßnahme entweder lärmbelastet (Verkehrsum-
fahrungen) oder mit bestimmten Nutzungen nicht mehr 
bebaubar, was in Anbetracht der Transformation und 
dem Wandel durch Stadt- und Raumentwicklung nicht 
zielführend wäre.

Zu befürchten wäre am Ende das Ergebnis, dass Kom-
munen weniger bereit wären, „ruhige Gebiete“ auszu-
weisen, um Risiken auszuschließen und Handlungsspiel-
räume für die Entwicklung zu behalten.

Anwendungsorientierung und Wirkungsab­
schätzung in der Stadtforschung stärken
Gleichwohl sehe ich die Notwendigkeit einer Regelung 
und einen hohen experimentier- und anwendungsorien-
tierten Forschungsbedarf zur Stadt- und Raumentwick-
lung, der die vielschichtigen Zusammenhänge und Wir-
kungsabschätzungen adressiert und rechtssichere wie 
spielraumwahrende Lösungswege entwickelt. Dieser For-
schungsbedarf im Bereich der experimentellen Stadt- 
und Raumforschung schließt an die von der Studie „Ru-
hige Gebiete – Fachbroschüre für die Lärmaktionsplanung“ 
(HEINRICHS et al. 2018) erkannten Herausforderun-
gen an und sollte in die Forschungsagenda des UBA „Ur-
baner Umweltschutz, Weichenstellung für eine umwelt-
orientierte Stadtentwicklung“ stärker als bisher integriert 
werden.
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Zur Verortung der Kategorie „ruhiges Gebiet“ 
in die Bauleitplanung
Die Kategorie „ruhiges Gebiet“ ohne Zuordnung von Nut-
zungen in die raumordnungsrechtlichen und strategischen 
Bauleitplanungen zu verorten, ist meiner Auffassung nach 
baupraktisch schwer machbar. Die Bauleitplanung beinhal-
tet die Flächennutzungs- und Bebauungspläne. Erstere legen 
die Nutzung der Gebiete rechtlich fest (Grünfläche, Woh-
nen, Parks usw.). Nutzungsoffene „Ruhige Gebiete“ kann 
es meines Erachtens in der Bauleitplanung nicht geben.

Im Einzelnen:
Im Gutachten (Tz. 394.) heißt es: „Eine Differenzierung 
nach Funktion ist generell wünschenswert, weil sie es ermög-
licht, je nach Erfordernis Gebiete unterschiedlich zu entwi-
ckeln bzw. ein differenziertes Schutzniveau zu etablieren. Al-
lerdings darf dies nicht dazu genutzt werden, sich von der 
Verpflichtung, auch innerstädtisch ruhige Gebiete auszuwei-
sen bzw. solche zu schaffen, freizusprechen.“

Dass eine Differenzierung nach „Funktion“ ein Freispre-
chen davon darstellen soll, „ruhige Gebiete“ auch inner-
städtisch auszuweisen, ist fachlich nicht begründet. Eine 
Orientierung an Funktionen (Erholung, Kur etc.) stellt 
meiner Auffassung nach einen akzeptablen Weg dar, „ru-
hige Gebiete“ gekoppelt mit dem jeweiligen Anforde-
rungsniveau auszuweisen.

Hinweis: Im Kapitel nimmt der SRU bei einigen Emp-
fehlungen auf den Masterplan des BMU Stadtnatur und 
die Landschaftspläne (z. B. Tz. 426) Bezug. Unter ande-
rem: „Der SRU hat im Jahr 2018 empfohlen, die Landschafts-
pläne stärker als bisher zu nutzen, um Frei- und insbeson
dere Grünräume (und damit ihre Funktionen für die 
Lebensqualität und Gesundheit) zu sichern. Diese und wei-
tere Empfehlungen des SRU zum Schutz und zur Weiterent-
wicklung von Freiflächen sollten aufgegriffen werden (ebd.).“

Zu einzelnen Aspekten der angeführten Empfehlungen 
des SRU besteht in der hierfür zitierten Stellungnahme 
eine abweichende Auffassung (Stellungnahme „Woh-
nungsneubau langfristig denken – Für mehr Umwelt-
schutz und Lebensqualität in den Städten“, SRU 2018, 
S.78, in einer Fußnote dargestellt).

Zu den Empfehlungen des Kapitels 6 „Für eine 
aktive und umweltfreundliche Stadtmobilität: 
Wandel ermöglichen“

Gesundheit, Lebensqualität und Verkehrswende
Im Kapitel wird ein deutlicher Zusammenhang zwischen 
Gesundheit und Verkehrswende hergestellt. In Tz. 576 

heißt es „Gerade in den Städten haben viele Menschen jedoch 
das Bedürfnis, im öffentlichen Raum ungestört vom Auto so-
ziales Leben und Ruhe zu genießen. Erreicht werden kann 
dies durch eine Förderung des ÖPNV und des Fuß- und Rad-
verkehrs. Wenn sich mehr Menschen aktiv bewegen, so ver-
ursachen sie nicht nur geringere Umweltbelastungen, son-
dern profitieren auch gesundheitlich davon.“

Mobilität hat meiner Auffassung nach nicht die Aufgabe, 
Menschen dazu zu bringen, sich im Sinne der Gesund-
heit aktiv zu bewegen. Mobilität ist primär eine Trans-
portaufgabe, die angesichts steigenden Verkehrsaufkom-
mens, zunehmender Verstädterung und der Kluft 
zwischen Stadt und Land gelöst werden muss – und zwar 
unter Berücksichtigung und Integration konkurrieren-
der Aspekte. 

Im Einzelnen:
Unbestritten ist, dass weniger umweltbelastende und 
lärmproduzierende Autos in der Stadt mehr Ruhe, mehr 
Aufenthaltsqualität im Außenraum und weniger Schad-
stoffe bedeuten. Die Annahme, dass weniger Autos in der 
Stadt kausal zu mehr Lebensqualität führen und dies teils 
als Begründung für die abgeleiteten Vorgaben dient, ist 
meiner Auffassung nach nicht haltbar. Beispielsweise hat 
sich in der Vergangenheit gezeigt, dass die bloße Auswei-
sung von Grünflächen nicht automatisch dazu führt, dass 
diese aktiv genutzt werden. Nicht zuletzt deshalb sind 
bewegungsförderliche Anlagen nur ein Teil der städti-
schen Grünraumplanung. Darüber hinaus geht Lebens-
qualität auch mit kurzen Wegen und optimiertem Zeit-
management einher. Die Wahl des Verkehrsmittels hat 
zudem einen direkten Einfluss auf die Zeiteinsparung im 
Alltag. Diese kann je nach Situation auch mehr Zeit für 
Familie, Hobbies, Sport etc. bedeuten, was sich ebenfalls 
positiv auf die Gesundheit und Lebensqualität auswir-
ken kann. 

Bundesweit im Deutschen Städtetag organisiert, verfol-
gen die Städte im Rahmen ihrer Aufgabe der Versorgungs-
bereitstellung gemeinwohlorientierte Interessen und 
möglichst ausgewogene Entscheidungen. Der Dt. Städ-
tetag formuliert im Juni 2018 in seinem Positionspapier 
„Nachhaltige städtische Mobilität für alle, Agenda für 
eine Verkehrswende aus kommunaler Sicht“ (DT. STÄD-
TETAG 2018, S. 27): „Im Bereich aktiver Mobilität (Fuß- 
und Radverkehr) liegt zudem ein erhebliches Potenzial für 
die individuelle Gesundheit und die Reduzierung der Krank-
heitskosten.“ (siehe auch Städte in Bewegung, Arbeitsge-
meinschaft fußgänger- und fahrradfreundlicher Städte, 
AGFS, 2015). Der Dt. Städtetag sieht hier ein erhebli-
ches Potenzial, aber keinen automatischen Vorrang.
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Die integrierte Stadtentwicklung versucht Bebauung, 
Grün- und Freiräume und Mobilitätsbedürfnisse mitein
ander in Einklang zu bringen. Das bedeutet, dass keiner 
der Belange einem Primat der Optimierung unterliegt 
(aus heutiger Sicht ist hohes Pkw-basiertes Verkehrsauf-
kommen in den Städten das Ergebnis des Primates 
„autogerechte Stadt“).

Wirksamkeit der Instrumente

Wirkungsabschätzung
Die Reduzierung des Pkw-basierten Individualverkehrs 
zugunsten des ÖNPV ist eine wichtige Säule für eine 
nachhaltige Mobilität in Städten. Neben dem Individu-
alverkehr ist es für Städte elementar, auch ein Verkehrs-
angebot für die städtische Wirtschaft bereitzustellen. 
Städte sind auf ihre Binnenwirtschaft angewiesen, die 
Arbeitsplätze vor Ort schaffen. Hierfür reicht es nicht 
aus, den ÖPNV zu stärken und den Autoverkehr zu re-
duzieren. Auch wird eine Wirkungsabschätzung der Emp-
fehlungen auf städtische Verkehrsaufkommen, Gesund-
heits- und Klimaschutz und städtische Wirtschaft nicht 
vorgenommen. Diese ist aber wichtig, um das Umstruk-
turieren der Verkehrsangebote bei Beachtung konkurrie-
render Aspekte und Belange erfolgreich zu führen.

Im Einzelnen:
Die heutigen Stadtstrukturen sind oft von der Charta von 
Athen geprägt. Das Leitbild der „aufgelockerten und ge-
gliederten Stadt“ mit ihrer starken Nutzungstrennung 
steht für lange Infrastrukturwege und mehr Pkw-basier-
tes Verkehrsaufkommen (Stichwort „autogerechte 
Stadt“). Dies zeigt u. a. die Flächenverteilung auf die ver-
schiedenen Fortbewegungsmittel (Auto, ÖPNV, zu Fuß, 
Fahrrad).

Eine moderne Stadtmobilität ist aus Sicht der Stadt
planung/-entwicklung eine Mobilität, die allen Menschen 
ermöglicht, sich mit verschiedenen Verkehrsmitteln von 
A nach B in ökologischer Weise, schnell und bezahlbar 
fortzubewegen. Ein solches Konzept führt meines Erach-
tens im Ergebnis dazu, dass bei der „Wahlfreiheit“ zu-
sätzliche Vorteile von den Verkehrsbeteiligten erkannt 
und genutzt werden, etwa Laufen oder Radfahren in der 
frischen Luft, was sich gesundheitlich positiv auswirkt. 

Der Autoverkehr muss zweifelslos in den Städten redu-
ziert werden. Dies gilt es allerdings mit Blick auf Auswir-
kungen auf die städtische Binnenwirtschaft und den 
Einzelhandel differenziert zu betrachten und auszuba-
lancieren. Zudem werden bestimmte Gesellschaftsgrup-
pen (bewegungseingeschränkte, ältere Menschen) ver-

mutlich weiter auf Pkw-Nutzung angewiesen sein. Auch 
ist der Umbau der Stadtstrukturen/-wege und Zugänge 
zu Mobilitätsknotenpunkten hin zu mehr Barrierefrei-
heit eine Jahrzehnte dauernde planerische, bauliche und 
finanzielle Aufgabe. Parallel zur Reduktion des Autover-
kehrs bedarf es funktionierender, zumutbarer und eta
blierter Alternativen.

Streckenabhängige Pkw-Maut und Wirksam­
keit für den innerstädtischen Verkehr
Der SRU empfiehlt eine streckenabhängige Pkw-Maut 
und favorisiert diese im Vergleich zur City-Maut. Ich 
spreche mich gegen beide, Pkw- und City-Maut, aus und 
halte sie mit Blick auf den Fokus des Kapitels (Mobilität 
in Städten) für nicht zielführend. Stattdessen spreche 
ich mich für eine umweltschutzorientierte Option aus, 
etwa die Etablierung eines zunächst nationalen CO2-
Emissionshandels, mit dem langfristigen Ziel eines 
europäischen CO2-Emissionshandels. Das vorliegende 
Umweltgutachten des SRU nimmt die Zukunft der EU-
Umweltpolitik in den Blick.

Im Einzelnen:
Der SRU hat bereits 2017 im Gutachten „Umsteuern er-
forderlich: Klimaschutz im Verkehrssektor, 2017“ eine 
Pkw-Maut empfohlen. Der Rat schlug vor, die damals be-
schlossene Pkw-Maut zu einer streckenabhängigen Maut 
fortzuentwickeln, die dann für alle Bundes- und Landes-
straßen gelten soll. 

Eine räumliche Ausdifferenzierung oder ein Vergleich 
zwischen Pkw- und City-Maut fanden nicht statt. Der 
SRU nennt Vor- und Nachteile von Mautsystemen 
(Tz. 574., Tabelle 6-4) und spricht sich im vorliegenden 
Gutachten auch für den Bereich „Mobilität in Städten“ 
für eine Pkw-Maut aus.

Zur City-Maut
Meiner Auffassung nach lässt sich die City-Maut tech-
nisch und finanziell so differenziert ausgestalten, dass 
sowohl positive Umweltwirkungen als auch Verkehrslen-
kung gelingen. Durch die Preisgestaltung lässt sich die 
City-Maut sozialverträglicher gestalten. Die City-Maut 
wäre insbesondere in den Innenstädten (Cities) wirksa-
mer. Sie führt zur Verringerung der Autonutzung inner-
halb der Maut-Zone. Außerhalb der Innenstädte kann 
eine City-Maut Umfahrungen verursachen. Das bedeu-
tet mehr gefahrene Kilometer, Verkehrsaufkommen und 
Lärm- und Schadstoffbelastung an Umfahrwegen.

Zur City-Maut führt der Deutsche Städtetag im Positi-
onspapier „Nachhaltige städtische Mobilität für alle, 2018 
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aus (DT. STÄDTETAG 2018, S. 32): „Die Einführung einer 
„City-Maut“ wird derzeit nicht als zielführende Lösung be-
trachtet. Sie droht, die wichtige Einzelhandelsfunktion der 
Städte zu schwächen und den Pendlerverkehr zu verstärken. 
Die Fortführung und Ausweitung der innerstädtischen Park-
raumbewirtschaftung hat hingegen derzeit für die meisten 
Städte Vorrang. Studien hinsichtlich Machbarkeit und Nut-
zen einer City-Maut können für eine belastbare Diskussion 
gleichwohl sinnvoll sein, ebenso wie einzelnen Städten die Er-
probung ermöglicht werden sollte.“

Die City-Maut ist in der Einführung aufwendig und würde 
zwangsläufig zur Verschärfung der Wettbewerbssituati-
on zwischen den Städten führen, was auch umweltseitig 
Nachteile mit sich bringt. Zudem könnten die Kosten bei 
den Zuweisungen an die Städte in Abzug gebracht wer-
den (ebd.).

Zur streckenabhängigen Pkw-Maut
Die streckenabhängige Pkw-Maut entfaltet je nach Aus-
gestaltung erst ab einer bestimmten Kilometeranzahl 
ihre Wirkung. Dies hängt stark vom räumlichen Typus 
und der Größe der Städte und von den Verkehrsströmen 
ab. Mit einer streckenabhängigen Pkw-Maut ließe sich 
der Pendlerverkehr in Städte hinein wohl reduzieren. 
Wirksam im Sinne der Verkehrsvermeidung wird die Pkw-
Maut erst ab Fahrleistungen von mehr als 50 km. Fast 
die Hälfte der zurückgelegten Wege in Städten ist aber 
kürzer als 3 km, davon 40 % per Pkw. Bei fast der Hälfte 
der Wege wäre der Bepreisungseffekt sehr überschaubar. 
Zu einem Verzicht auf das Auto wird dieser Effekt eher 
nicht führen. 

Für den Fokus des Kapitels „Städte“ halte ich eine 
streckenabhängige Pkw-Maut daher für ungeeignet. Bei 
der Diskussion um die Pkw-Maut sind zudem einige Fra-
gen nicht geklärt, u. a. Aspekte des Daten- und Verbrau-
cherschutzes und des technischen Erhebungsaufwands, 
wobei letzterer unter Nutzung der Digitalisierung redu-
zierbar wäre. Eine entfernungsgenaue Erfassung, die auf 
standortortbezogene Daten basiert, erscheint mir aus 
Datenschutzgründen und aus heutiger Sicht nicht durch-
setzbar.

Ich halte die Pkw- und die City-Maut für die Mobilität in 
Städten nicht zielführend. Vor Ort können eher auto-
reduzierte bis autofreie Zonen gezielt helfen. Dies wird 
bereits in einigen Städten praktiziert. Kommunen kön-
nen so ihre Handlungsfähigkeit nutzen und in Rücksicht 
auf alle Mobilitätsgruppen, Gewerbeverkehre, Einzel
ereignisse sowie weitere örtliche Bedingungen agieren.

Vorschlag: CO2-Emissionshandel im Verkehrssektor
Das vorliegende Umweltgutachten des SRU nimmt die 
Zukunft europäischer Umweltpolitik in den Blick. In An-
betracht der Entwicklungen und der EU-Richtlinie für 
Non-ETS-Sectors spreche ich mich für eine umwelt-
schutzorientierte Option aus, hier die Etablierung eines 
zunächst nationalen CO2-Emissionshandels und lang-
fristig eines europäischen CO2-Emissionshandels. Für 
den Erfolg eines CO2-Emissionshandels im Verkehrssek-
tor sollten bürokratische Hürden abgebaut und eine 
transparente Methode zur Ermittlung des Ausstoßes kli-
maschädlicher Gase etabliert werden. 

Denkbar ist, den CO2-Emissionshandel auf den Energie-
verbrauch pro gefahrene km zu beziehen. Da auch erneu-
erbare Energien Ressourcen sind, die es sparsam zu nut-
zen gilt, wäre die Bepreisung des Energieverbrauchs von 
Elektroautos sinnvoll. Der Umstieg vom fossilen Autobe-
trieb hin zu Elektromobilität oder wasserstoffbasierten 
Fahrzeugen muss am Ende effektiv zur Reduktion (und 
nicht nur zum Ersatz) des Verkehrsaufkommens führen.

Obligatorische Verkehrsentwicklungspläne 
für Gemeinden ab 50.000 Einwohnerinnen und 
Einwohner
Der SRU empfiehlt, Gemeinden ab 50.000 Einwohnerin-
nen und Einwohner integrierte Verkehrsentwicklungs-
pläne obligatorisch vorzugeben (Tz. 531.): „Die Kommu-
nen können nicht mehr unmittelbar durch Bundesgesetz 
verpflichtet werden. Der SRU empfiehlt deshalb aufgrund der 
geänderten verfassungsrechtlichen Situation Landesregelun-
gen zu erlassen, die zur Aufstellung von integrierten Ver-
kehrsentwicklungsplänen in Städten ab 50.000 Einwohne-
rinnen und Einwohnern verpflichten. Dazu könnten Bund 
und Länder auf der Ebene der Verkehrsministerkonferenz ein 
Muster-Gemeindeverkehrsplanungsgesetz erarbeiten und bei 
Bedarf fortschreiben (analog z. B. der Musterbauordnung 
(MBO) auf der Ebene der Bauministerkonferenz).“

Ich spreche mich aus Gründen der kommunalen Pla-
nungshoheit gegen diese Empfehlung aus. Die Gemein-
den mit obligatorischen Verkehrsentwicklungsplänen zu 
belegen, halte ich für juristisch nicht ohne weiteres dar-
stellbar. Zudem halte ich die Maßnahme mit Blick auf die 
Größe „ab 50.000 Einwohnerinnen und Einwohnern“ für 
unangemessen, zumal eine finanzielle Flankierung durch 
Bund und Länder in Kenntnis der Haushaltslage vieler 
Kommunen, nicht gesichert ist.

Wie integrierte Verkehrsentwicklungspläne gesteuert 
werden können, ist Gegenstand der Studie (WOLFRAM 
et al. 2010). U. a. werden auch Gründe gegen national 
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(damals allerdings vom Bund aus) verordnete Ver-
kehrsentwicklungspläne angeführt, darunter die Ein-
schränkung des kommunalen Handlungsspielraums, die 
Inkonsistenz der Verkehrspolitik verschiedener Ebenen 
und unterschiedliche lokale Vorausetzungen.

Meiner Auffassung nach bleibt der Weg über die Freiwil-
ligkeit der Kommunen, eine gezielte Förderung, klare 
Qualitätskriterien sowie eine deutlich erweiterte inter-
kommunale Kooperation im Rahmen der Städtebauför-
derung.

Im Einzelnen: Einschätzung zur juristischen 
Machbarkeit
Der SRU schlug im Jahr 2005 dem Bund vor, ein Gemein-
deverkehrsplanungsgesetz zu schaffen, um verbindliche 
Vorgaben für die Aufstellung und Ausgestaltung von in-
tegrierten Verkehrsplänen festzuschreiben. Eine Einwoh-
nerzahl, ab der integrierte Verkehrsplanungen verpflich-
tend werden sollen, nannte der SRU nicht. Verwiesen 
(nur beispielhaft, weniger als Empfehlung) wurde unter 
anderem auf die französischen „plans de déplacements 
urbans“, die für Agglomerationsgemeinschaften ab 
100.000 Einwohnerinnen und Einwohnern verpflichtend 
sind (Sondergutachten „Umwelt und Straßenverkehr“, 
Sachverständigenrat für Umweltfragen, Juli 2005, S. 233, 
Tz. 485 und Exkurs im Kasten „Das französische Gemein-
deverkehrsplanungsrecht“ S. 234).

Auch der Deutsche Städtetag sieht die Verkehrsentwick-
lung als wichtige Säule einer nachhaltigen Mobilität an, 
aber die Aufgabe von Bund und Ländern darin, Kommu-
nen finanziell zu unterstützen. Dazu formuliert der Städ-
tetag in „Nachhaltige städtische Mobilität für alle, Agen-
da für eine Verkehrswende aus kommunaler Sicht“, Juni 
2018 (DT. STÄDTETAG 2018, S. 25): „Langfristige Pla-
nung neuer Wohngebiete in möglichst integrierten Lagen mit 
guter Anbindung an den Öffentlichen Personenverkehr 
(ÖPV) und das Hauptroutennetz des Radverkehrs, Binnen-
strukturen mit guten Bedingungen für Fuß- und Radverkehr 
und weiteren Angeboten für multimodales Verkehrsverhal-
ten (z. B. Car-, Bike-Sharing), Erhalt gemischter Nutzungs-
strukturen unter Einbeziehung des Gewerbes im Bestand mit 
integrativen quartiersbezogenen Verkehrskonzepten u. v. a. m.“ 
Und weiter: „Den strategischen Rahmen für Mobilitäts- 
und Verkehrspolitik bilden in der Regel integrierte Ver-
kehrsentwicklungspläne (VEP) oder andere Formen von städ-
tischen Mobilitätsplänen. […] Ziel einer vorrangigen 
Förderung der Verkehrsträger des „Umweltverbunds“ […] 
mit einer leistungsfähigen und sicheren Infrastruktur steht 
dabei im Mittelpunkt. Das zieht z. T. erheblichen Ausbaube-
darf nach sich, dem die Kommunen entsprechen müssen. [...] 

Die Kommunen brauchen insbesondere für die ihnen über-
tragenen Aufgaben ausreichende finanzielle und personelle 
Ressourcen.“ 

Bereits heute betreiben Kommunen gemäß ihrer Finanz-, 
Planungs- und Personalkapazitäten qualifizierte Ver-
kehrsplanungen, die ganz überwiegend den Qualitätskri-
terien des „Sustainable Urban Mobility Plan“ (SUMP) 
entsprechen, die die EU-Kommission empfiehlt. 

Als Beispiel für landesrechtliche Regelung wird im Kapi-
tel Berlin (Stadtentwicklungsplan Mobilität und Verkehr; 
Tz. 531.) angeführt. Große Metropolen (Berlin, Ham-
burg, Frankfurt etc.) und Metropolregionen sind ohne-
hin auf integrierte Verkehrsentwicklungsplanungen an-
gewiesen und bedürfen keiner Verpflichtung. Sie sind 
von hohem Verkehrsaufkommen, in höherem Maße be-
troffen als kleinere und mittlere Gemeinden und können 
teils als Bundesland (siehe Beispiel Berlin) in Eigenre-
gie Regelungen erlassen. Die obligatorischen Ver-
kehrsentwicklungspläne werden vom SRU aber für klei-
nere und mittlere Gemeinden ab 50.000 Einwohnerinnen 
und Einwohnern vorgeschlagen.

Gegen eine obligatorische Verpflichtung von Verkehrsent-
wicklungsplänen spricht meiner Auffassung nach die 
kommunale Selbstverwaltung, die im Artikel 28 Absatz 2 
Grundgesetz verankert ist. Dort heißt es: „Den Gemein-
den muss das Recht gewährleistet sein, alle Angelegenheiten 
der örtlichen Gemeinschaft im Rahmen der Gesetze in eige-
ner Verantwortung zu regeln. Auch die Gemeindeverbände 
haben im Rahmen ihres gesetzlichen Aufgabenbereiches nach 
Maßgabe der Gesetze das Recht der Selbstverwaltung. Die Ge-
währleistung der Selbstverwaltung umfasst auch die Grund-
lagen der finanziellen Eigenverantwortung…“. Im Artikel 28 
Absatz 3 heißt es weiter: „Der Bund gewährleistet, dass die 
verfassungsmäßige Ordnung der Länder den Grundrechten 
und den Bestimmungen der Absätze 1 und 2 entspricht.“

Die Gemeinden von den Ländern aus mit obligatorischen 
Verkehrsentwicklungsplänen zu belegen, halte ich daher 
für juristisch schwierig. Allenfalls kann ein striktes Kon-
nexitätsprinzip die Verpflichtung an sich indirekt recht-
fertigen.

Im Einzelnen: Finanzielle Aspekte und 
das Konnexitätsprinzip im Verhältnis Länder/
Kommunen
Aus finanzieller Sicht kann die obligatorische Aufstel-
lung von integrierten Verkehrsentwicklungsplänen allen-
falls über ein striktes Konnexitätsprinzip in den Länder-
verfassungen gerechtfertigt werden.
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Das Konnexitätsprinzip ist im Art. 104 Abs. 1 des Grund-
gesetztes verankert. Danach müssen Bund und Länder 
Kosten übernehmen, die sich aus der Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben ergeben (Vollzugskausalität). Das Konnexi-
tätsprinzip hat nach der Einführung der Sperrfrist im 
Grundgesetz (Art. 84 Abs. 1 Satz 7) im Rahmen des Fö-
deralismus besonders an Bedeutung gewonnen. Der Bund 
darf den Ländern keine Aufgabe übertragen, ohne diese 
zu finanzieren. Im Verhältnis der Länder und Kommu-
nen sichert das Konnexitätsprinzip Ansprüche der Kom-
munen gegenüber den Ländern gerichtlich ab und ist in 
13 Länderverfassungen verankert. Wenn ein Land sei-
nen Kommunen eine Aufgabe vorschreibt, trägt es die 
(Mehr-)Kosten oder sorgt für Ausgleich („Wer bestellt, 
bezahlt“). Beispiel: Kommunale Kosten des Ausbaus der 
Kleinkindertagesbetreuung gemäß dem Kinderförde-
rungsgesetz, Verfassungsgerichtshof Nordrhein-Westfa-
len, Urteil v. 12.10.2010, VerfGH 12/09.

Eine pauschale Verpflichtung aller Gemeinden ab 50.000 
Einwohnerinnen und Einwohnern lässt zudem unter-
schiedliche Ausgangssituationen (Bedarf, Ausgangs- und 
Problemlage) zwangsweise außer Acht. Durch den hier-
durch umfassenderen erforderlichen finanziellen Rah-
men werden in der Folge Gemeinden benachteiligt, die 
zwar weniger als 50.000 Einwohnerinnen und Einwoh-
ner zählen, die aber integrierte Verkehrsentwicklungs-
pläne nötiger hätten. Gründe können u. a. vorliegen, 
wenn Gemeinden wegen ihrer räumlichen Einbettung 
oder anliegender Industrie zwar weniger Einwohnerin-
nen und Einwohner zählen, aber dennoch hohes Ver-
kehrsaufkommen verzeichnen. 

Anstatt pauschaler Mittelverteilung (Gießkannen-Prin-
zip) wäre meiner Auffassung nach der Weg über die Frei-
willigkeit der Kommunen, Länderinitiativen, gezielte 
Förderung und verstärkte Städtebauförderung um die 
Erstellung von gemeindeübergreifenden Mobilitätskon-
zepten zielführender.

Vorschlag: Zielsetzung für integrierte Verkehrs­
entwicklung entwickeln, interkommunale 
Kooperationen in der Städtebauförderung 
weiter stärken 
Eine staatliche Steuerung der Verkehrsentwicklung soll-
te weniger in Regularien münden, sondern realistische 
Zielsetzungen entwickeln und dabei die maximal mögli-
che Flexibilität für die Kommunen zulassen. Zu nennen 
ist hier beispielsweise The Local Transport Plan LTP (lo-
kaler Verkehrsplan) in Großbritannien, indem anhand 
von Indikatoren Zielwerte definiert werden. Die Aufstel-
lung von LTPs ist zwar gesetzlich geregelt. LTP wirkt aber 

viel mehr durch die Steuerung über vor Ort zu bestim-
mende Kriterien und knüpft dennoch an nationale Stra-
tegien. So können Kommunen den Nutzen der Ver-
kehrsentwicklungspläne, die Machbarkeit und die 
Flexibilität gewährleistet sehen. Eine solche Rahmung 
(klare Indikatoren, realistische Zielsetzungen gepaart 
mit Flexibilität) führt dazu, dass eher Instrumente adres
siert werden, die Anreize schaffen, Innovationen ermög-
lichen, Austausch und Wissenstransfer und nicht zuletzt 
Experimentiergeist fördern. Nicht regulative übergeord-
nete Wege, sondern definierte Ziele würden steuern. In 
WOLFRAM et al. (2010) werden ähnliche Ansätze 
diskutiert.

Die Städtebauförderung kann bei einer Ausweitung und 
deutlichen Aufstockung ihres Finanzvolumens meiner 
Auffassung nach ein geeigneter Ort für eine solche Rah-
mensetzung für Mobilitätskonzepte sein, die entlang von 
Qualitätskriterien und Zielen ausgestaltet werden kön-
nen. Die Städtebauförderung müsste allerdings noch viel 
stärker als in der seit Januar 2020 neu strukturierten und 
inhaltlich ausgerichteten Novelle die interkommunale 
Kooperation fördern, insbesondere für klimafreundliche 
integrierte Mobilitäts- und Verkehrskonzepte (siehe 
unter anderem Aufweitungsantrag „Städtebauförderung 
nachhaltig ausrichten“ der Grünen, Drucksache des Bun-
destages 19/9950). 

Gerade kleine und mittlere Gemeinden würden davon 
profitieren, wenn sie gemeinsam und über die eigenen 
Gemarkungsgrenzen hinweg integrierte Verkehrsent-
wicklungen betreiben. Denn städtebauliche Förderanträ-
ge scheitern oft an Bürokratie sowie am sog. „Eigenmit-
telanteil“. Zudem sehen viele Gemeindeverordnungen 
erschwerend vor, dass Gemeinden ihre Mittel nicht 
„fremd“, also jenseits ihrer Gemarkung einsetzen dür-
fen. Eine entsprechende Flexibilisierung kann interkom-
munale Kooperationen fördern und Gemeinden in die 
Lage versetzen, Verkehrsentwicklungspläne zu erstellen 
und darüber hinaus im Bereich Stadtentwicklung, Stadt-
Umland-Beziehungen, Klimaschutz und Energieleitplä-
ne zu kooperieren (vgl. „Das Quartier: Raum für mehr 
Umwelt- und Klimaschutz“).

Analog zum britischen LTP-Ansatz sollte die Maxime 
„Bestandserhaltung vor Neubauvorhaben“ im Verkehrs-
wesen praktiziert und in die Förderung Eingang finden. 
Der demographische Wandel und die Entwicklung des 
Straßenverkehrs machen diese Priorisierung meiner Auf-
fassung nach auch in Deutschland notwendig.
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Abkürzungen

Abkürzungen
°C = Grad Celsius

µg = Mikrogramm

AbfRRL = Abfallrahmenrichtlinie

Abs. = Absatz

AbwAG = Abwasserabgabengesetz

AEUV = Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union

ALPHA = Assessing Levels of PHysical Activity and fitness at population level

AltfahrzeugV = Altfahrzeug-Verordnung

Art. = Artikel

AVAS = Acoustic Vehicle Alerting System – akustisches Fahrzeugwarnsystem

AVP = Abfallvermeidungsprogramm

BAF = Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung

BASt = Bundesanstalt für Straßenwesen

BauGB = Baugesetzbuch

BauNVO = Baunutzungsverordnung

BayWG = Bayerisches Wassergesetz

BbgWG = Brandenburgisches Wassergesetz

BBSR = Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung

BECCS = bioenergy with carbon capture and storage – Bioenergie mit CO2-Abscheidung und 
-Verpressung

BEHG = Brennstoffemissionshandelsgesetz

BER = Flughafen Berlin Brandenburg

BfG = Bundesanstalt für Gewässerkunde

BfN = Bundesamt für Naturschutz

BGB = Bürgerliches Gesetzbuch

BHKW = Blockheizkraftwerk

BImSchG = Bundes-Immissionsschutzgesetz

BImSchV = Bundes-Immissionsschutzverordnung

BIP = Bruttoinlandsprodukt

BMBF = Bundesministerium für Bildung und Forschung

BMG = Bundesministerium für Gesundheit

BMI = Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat (seit 14.03.2018), vormals Bundes-
ministerium des Innern
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Abkürzungen

BMU = Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (bis 16.12.2013), 
danach BMU Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit 
(seit 14.03.2018), vormals BMU

BMUB = Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit (17.12.2013 – 
13.03.2018), vormals und danach BMU

BMVBS = Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (22.11.2005 – 16.12.2013), 
danach BMVI

BMVI = Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (seit 17.12.2013), vormals 
BMVBS

BMWi = Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

BNatSchG = Bundesnaturschutzgesetz

BNE = Beobachtungsstelle für nachhaltige Entwicklung

BREF = Best Available Technique Reference Document – Merkblatt über Beste Verfügbare Technik

BremWG = Bremisches Wassergesetz

BVerfGE = Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts

BVerwG = Bundesverwaltungsgericht

BVT = Beste Verfügbare Technik

BWG = Berliner Wassergesetz

C = Kohlenstoff

CCC = Committee on Climate Change

CCS = carbon capture and storage – Abscheidung und Speicherung von Kohlenstoffdioxid

CCU = carbon capture and utilization – Abscheidung und Verwendung von Kohlenstoffdioxid

CCUS = carbon capture utilization and storage – Abscheidung, Verwendung und Speicherung von 
Kohlenstoffdioxid

CH4 = Methan

CIS = Common Implementation Strategy

CO = Kohlenstoffmonoxid

CO2 = Kohlenstoffdioxid

CO2eq = CO2-Äquivalent(e)

COP 15 = Fifteenth session of the Conference of the Parties

CRM = Critical Raw Materials – kritische Rohstoffe

CsgG = Carsharinggesetz

DACCS = direct air carbon capture and storage – Luftfilter mit CO2-Abscheidung und -Verpressung

DALYs = disability-adjusted life years

DAS = Deutsche Anpassungsstrategie an den Klimawandel

dB = Dezibel

dB(A) = Dezibel (korrigiert nach Bewertungskurve A)
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Abkürzungen

DE = Domestic Extraction – heimische Rohstoffentnahme

dena = Deutsche Energie-Agentur

DERec = Direct Effects of Recovery – direkte Effekte des Recyclings

DEU = Domestic Extraction Used – verwertete bzw. genutzte heimische Rohstoffentnahme

DIERec = Direct and Indirect Effects of Recovery – direkte und indirekte Effekte des Recyclings

DMC = Domestic Material Consumption – inländischer Materialkonsum (DMI abzüglich 
exportierter Rohstoffe, Halb- und Fertigwaren)

DMI = Direct Material Input – direkter Materialeinsatz

DVL = Deutscher Verband für Landschaftspflege e. V.

EBA = Eisenbahn-Bundesamt

ebd. = ebenda

ECHA = Europäische Chemikalienagentur 

EEA = European Environment Agency (dt. Europäische Umweltagentur – EUA)

EEG = Erneuerbare-Energien-Gesetz

EEWärmeG = Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz

EFRE = Europäischer Fonds für regionale Entwicklung

EG = Europäische Gemeinschaft

EIR = Environmental Implementation Review

EJSCREEN = Environmental Justice Screening and Mapping Tool

EKF = Energie- und Klimafonds

eKFV = Elektrokleinstfahrzeuge-Verordnung

ElektroG = Elektro- und Elektronikgerätegesetz

ElektroStoffV = Elektro- und Elektronikgeräte-Stoff-Verordnung

ELER = Europäischer Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums

EnEG = Energieeinsparungsgesetz

EnEV = Energieeinsparverordnung

EnWG = Energiewirtschaftsgesetz

EOR = Enhanced Oil Recovery – tertiäre Ölgewinnung

EPA = Environmental Protection Agency

EPR = Extended Producer Responsibility – erweiterte Herstellerverantwortung

ESDN = European Sustainable Development Network 

ETS = Emissions Trading System

EU = Europäische Union

EU ETS = European Union Emissions Trading System – Europäisches Emissionshandelssystem

EU-28 = EU inklusive dem Vereinten Königreich

EUA = Europäische Umweltagentur (engl. European Environment Agency – EEA)
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Abkürzungen

EuGH = Europäischer Gerichtshof

EUV = Vertrag über die Europäische Union

EWG = Europäische Wirtschaftsgemeinschaft

EWSA = Europäischer Wirtschafts- und Sozialausschuss 

ExWoSt = Experimenteller Wohnungs- und Städtebau

FCKW = Fluorchlorkohlenwasserstoffe

Fe-Metalle = eisenhaltige Metalle

FeV = Fahrerlaubnis-Verordnung

FFH-Richtlinie = Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie

FluLärmG = Fluglärmschutzgesetz

FlurbG = Flurbereinigungsgesetz

GAK = Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ 

GAKG = GAK-Gesetz

GAP = Gemeinsame Agrarpolitik

geea = die Allianz für Gebäude-Energie-Effizienz

GEG-E = Entwurf zum Gebäudeenergiegesetz

GFP = Gemeinsame Fischereipolitik

GG = Grundgesetz

GG-(Brems-)Sohle = Grauguss-Bremssohle

GHD = Gewerbe, Handel, Dienstleistungen

GIS = Geoinformationssystem

GmbH = Gesellschaft mit beschränkter Haftung

GPS = Global Positioning System

GRADE(-Ansatz) = Grading of Recommendations, Assessment, Development and Evaluation

GrdstVG = Grundstückverkehrsgesetz

Gt = Gigatonne(n)

GVFG = Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz

GW = Gigawatt

H2 = Wasserstoff

HQ100 = 100-jährliches Hochwasserereignis

HWaG = Hamburgisches Wassergesetz

HWG = Hessisches Wassergesetz

HYENA(-Studie) = Hypertension and Exposure to Noise near Airports

IAMs = Integrated Assessment Models – Integrierte Bewertungsmodelle

ICAO = International Civil Aviation Organization – Internationale Zivilluftfahrtorganisation
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Abkürzungsverzeichnis

IEA = International Energy Agency – Internationale Energieagentur

IKT = Informations- und Kommunikationstechnologien

IMPEL = European Union Network for the Implementation and Enforcement of Environmental Law

IPCC = Intergovernmental Panel on Climate Change – Weltklimarat

ISO = Internationale Organisation für Normung

IUCN = International Union for the Conservation of Nature – Weltnaturschutzunion

K-(Brems-)Sohle = Komposit-Bremssohle; Bremsklotzsohle aus Verbundstoffen (Komposit-Materialien)

KfW = Kreditanstalt für Wiederaufbau

Kfz = Kraftfahrzeug(e)

km = Kilometer

km/h = Kilometer pro Stunde

km2 = Quadratkilometer 

KrW-/AbfG = Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz, abgelöst durch das KrWG

KrWG = Kreislaufwirtschaftsgesetz

KrWG-E = Referentenentwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Abfallrahmenrichtlinie der 
Europäischen Union, Stand 5. August 2019

KSG = Bundes-Klimaschutzgesetz

KSP 2050 = Klimaschutzplan 2050

kW = Kilowatt

kWh/m2a = Kilowattstunde pro Quadratmeter Gebäudefläche und Jahr

KWK = Kraft-Wärme-Kopplung

L = Schallpegel

LAeq = energieäquivalenter Dauerschallpegel

LAI = Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Immissionsschutz

LAmax = gemittelter Maximalpegel

LAWA = Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Wasser

LDEN = Tag-Abend-Nacht-Lärmindex, 24-Stunden-Dauerschallpegel (A-bewertet) zur Beschrei-
bung der allgemeinen Lärmbelästigung; dabei werden die unterschiedlichen Zeiträume 
aufgrund der unterschiedlichen Ruhebedürfnisse jeweils anders gewichtet: Tag (6–18 Uhr) 
ohne Zuschlag, Abend (18–22 Uhr) + 5 dB und Nacht (22–6 Uhr) + 10 dB 

lit. = Litera – Buchstabe

Lkw = Lastkraftwagen

LL-(Brems-)Sohle = „low noise, low friction“-Bremssohle; Bremsklotzsohle aus Verbundstoffen mit geringem 
Lärm und geringem Abrieb

LNight = Nacht-Lärmindex, Dauerschallpegel (A-bewertet) zur Beschreibung für mögliche Schlaf-
störungen; umfasst den Nachtzeitraum (22–6 Uhr).

Lp = Schalldruckpegel
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Abkürzungsverzeichnis

LuftVG = Luftverkehrsgesetz

LULUCF = land use, land use change and forestry – Landnutzung, Landnutzungsänderung und 
Forstwirtschaft

LWaG Mecklenburg-
Vorpommern

= Wassergesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern

LWG = Landeswassergesetz

m = Meter

m2 = Quadratmeter

m3 = Kubikmeter

MaaS = Mobility as a Service

MBO = Musterbauordnung

MDM = Mobilitäts Daten Marktplatz

MDS = Mobility Data Specification

MFR = mehrjähriger Finanzrahmen

MiD = Mobilität in Deutschland 

Mio. = Million(en)

MobG BE = Berliner Mobilitätsgesetz

MoU = Memorandum of Understanding

Mrd. = Milliarde(n) 

Mt = Megatonne(n)

MVA = Müllverbrennungsanlage

MW = Megawatt

N = Stickstoff

NAP = Nationaler Zugangspunkt

NDC = Nationally Determined Contribution – national festgelegter Beitrag 

NECP = National Energy and Climate Plan – nationaler Energie- und Klimaplan

nEHS = nationales Emissionshandelssystem

NEWS = Neighbourhood Environmental Walkability Scale

NKI = Nationale Klimaschutzinitiative

NLWKN = Niedersächsischer Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz 

NO2 = Stickstoffdioxid

NORAH(-Studie) = Noise-Related Annoyance, Cognition, and Health

NOx = Stickstoffoxide 

NRW = Nordrhein-Westfalen

NWG = Niedersächsisches Wassergesetz

OBU = On-Board Unit
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Abkürzungen

OECD = Organisation for Economic Co-operation and Development – Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

OEF = Organisation Environmental Footprint – ökologischer Fußabdruck von Organisationen

OLG = Oberlandesgericht

OPA = offenporiger Asphalt

ÖPNV = öffentlicher Personennahverkehr

ÖPNVG NRW = Gesetz über den öffentlichen Personennahverkehr in Nordrhein-Westfalen

örE = öffentlich-rechtliche Entsorgungsträger

OVG = Oberverwaltungsgericht

P = Phosphor

PA = Polyamid

PBefG = Personenbeförderungsgesetz

PCB = polychlorierte Biphenyle

PEF = Product Environmental Footprint – ökologischer Fußabdruck von Produkten

PET = Polyethylenterephthalat

Pkm = Personenkilometer

POPs = persistent organic pollutants – persistente organische Schadstoffe

ProgRess = Deutsches Ressourceneffizienzprogramm

PtC = Power-to-Chemicals – Synthese von chemischen Grundstoffen aus Energie und CO2

PUR = Polyurethan

RAL = Deutsches Institut für Gütesicherung und Kennzeichnung (ursprünglich Reichs-
Ausschuss für Lieferbedingungen)

RANCH(-Studie) = Road Traffic and Aircraft Noise Exposure and Children’s Cognition and Health

REACH = Registration, Evaluation, Authorisation and Restriction of Chemicals – Registrierung, 
Bewertung, Zulassung und Beschränkung chemischer Stoffe

REACH-Verordnung = Chemikalienverordnung

REAP = Resource Efficiency in Architecture and Planning – Ressourceneffizienz in Architektur 
und Planung

REFIT = Regulatory Fitness and Performance Programme

RMC = Raw Material Consumption – Rohstoffkonsum eines Landes (RMI abzüglich exportier-
ter Rohstoffe, Halb- und Fertigwaren)

RME = Raw Material Equivalents – Rohstoffäquivalente

RMI = Raw Material Input – Rohstoffeinsatz einer Volkswirtschaft

RMIS = Raw Materials Information System – Rohstoffinformationssystem

Rn. = Randnummer

ROG = Raumordnungsgesetz

RSB = Regulatory Scrutiny Board
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Abkürzungen

RSiedlG = Reichssiedlungsgesetz

SächsWG = Sächsisches Wassergesetz

SchlärmschG = Schienenlärmschutzgesetz

SCIP = Substances of Concern In Products – Potenziell besorgniserregende Stoffe in Produkten

SDGs = Sustainable Development Goals – Ziele für nachhaltige Entwicklung

SGB II = Zweites Buch des Sozialgesetzbuchs

SiRENE-Studie = Short and Long Term Effects of Transportation Noise Exposure

SMA = Splittmastixasphalt

SOER = State of the Environment report

SR1.5 = Sonderbericht des IPCC zum 1,5°-Ziel

SRSS = Structural Reform Support Service

SRU = Sachverständigenrat für Umweltfragen

STEP = Stadtentwicklungsplan

StVG = Straßenverkehrsgesetz

StVO = Straßenverkehrs-Ordnung

SUMP = Sustainable Urban Mobility Plans – nachhaltige urbane Mobilitätspläne oder integrierte 
Verkehrsentwicklungspläne

SUP = Strategische Umweltprüfung

SWG = Saarländisches Wassergesetz

t = Tonne(n)

THG = Treibhausgas

ThürWG = Thüringer Wassergesetz

TMC = Total Material Consumption – gesamter Materialkonsum

TMR = Total Material Requirement – gesamter Materialeinsatz

TSI Lärm = Technische Spezifikation für die Interoperabilität zum Teilsystem „Fahrzeuge – Lärm“ 
(Verordnung (EU) Nr. 1304/2014)

UAbs. = Unterabsatz

UAP = Umweltaktionsprogramm

UBA = Umweltbundesamt

UFZ = Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung GmbH

UMK = Umweltministerkonferenz

UN = United Nations

UNECE = United Nations Economic Commission for Europe – Wirtschaftskommission der Verein-
ten Nationen für Europa

UNFCCC = United Nations Framework Convention on Climate Change – Rahmenübereinkommen 
der Vereinten Nationen über Klimaänderungen

UVP = Umweltverträglichkeitsprüfung
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Abkürzungen

VDI-Richtlinie = Richtlinie des Vereins Deutscher Ingenieure

VegAS(-Projekt) = Verteilungsbasierte Analyse gesundheitlicher Auswirkungen von Umwelt-Stressoren

VerpackG = Verpackungsgesetz

VGH = Verwaltungsgerichtshof

VwV-StVO = Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Straßenverkehrs-Ordnung

WEG = Wohneigentumsgesetz

WG = Wassergesetz

WG LSA = Wassergesetz für das Land Sachsen-Anhalt

WHG = Wasserhaushaltsgesetz 

WHO = World Health Organization – Weltgesundheitsorganisation

WSV = Wasserstraßen- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes

YLDs = Years Lived with Disability

YLLs = Years of Life Lost
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Rechtsquellen

Rechtsquel len
16. BImSchV – Verkehrslärmschutzver-
ordnung 

16. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutz
gesetzes 

34. BImSchV – Verordnung über die 
Lärmkartierung 

Vierunddreißigste Verordnung zur Durchführung des Bundes-Im-
missionsschutzgesetzes

Aarhus-Konvention Übereinkommen über den Zugang zu Informationen, die Öffentlich-
keitsbeteiligung an Entscheidungsverfahren und den Zugang zu Ge-
richten in Umweltangelegenheiten

Aarhus-Verordnung Verordnung (EG) Nr. 1367/2006 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 6. September 2006 über die Anwendung der Bestim-
mungen des Übereinkommens von Århus über den Zugang zu Infor-
mationen, die Öffentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungsverfah-
ren und den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten auf 
Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft

Abfallrahmenrichtlinie – AbfRRL Richtlinie 2008/98/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 19. November 2008 über Abfälle und zur Aufhebung bestimm-
ter Richtlinien

Abfallrichtlinie (aufgehoben) Richtlinie 75/442/EWG des Rates vom 15. Juli 1975 über Abfälle (auf-
gehoben durch Richtlinie 2006/12/EG, diese aufgehoben durch die 
Abfallrahmenrichtlinie)

Abwasserabgabengesetz – AbwAG Gesetz über Abgaben für das Einleiten von Abwasser in Gewässer

Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur 
Straßenverkehrs-Ordnung – VwV-StVO

Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Straßenverkehrs-Ordnung

Altfahrzeug-Richtlinie Richtlinie 2000/53/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 18. September 2000 über Altfahrzeuge

Altfahrzeug-Verordnung – AltfahrzeugV Verordnung über die Überlassung, Rücknahme und umweltverträg-
liche Entsorgung von Altfahrzeugen

Altölrichtlinie (aufgehoben) Richtlinie 75/439/EWG des Rates vom 16. Juni 1975 über die Altöl-
beseitigung (aufgehoben durch die Abfallrahmenrichtlinie)

Änderungsrichtlinie (EU) 2018/844 zur 
Gebäudeeffizienz-Richtlinie

Richtlinie (EU) 2018/844 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 30. Mai 2018 zur Änderung der Richtlinie 2010/31/EU 
über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden und der Richtlinie 
2012/27/EU über Energieeffizienz

Änderungsrichtlinie 2018/851/EU Richtlinie (EU) 2018/851 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 30. Mai 2018 zur Änderung der Richtlinie 2008/98/EG über Abfälle

Batteriegesetz – BattG Gesetz über das Inverkehrbringen, die Rücknahme und die umwelt-
verträgliche Entsorgung von Batterien und Akkumulatoren
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Rechtsquellen

Batterierichtlinie Richtlinie 2006/66/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 6. September 2006 über Batterien und Akkumulatoren sowie 
Altbatterien und Altakkumulatoren und zur Aufhebung der Richt
linie 91/157/EWG

Baugesetzbuch – BauGB Baugesetzbuch

Baunutzungsverordnung – BauNVO Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke

Bayerisches Wassergesetz – BayWG Bayerisches Wassergesetz

Berliner Mobilitätsgesetz – MobG BE Berliner Mobilitätsgesetz

Berliner Wassergesetz – BWG Berliner Wassergesetz

Brandenburgische Bauordnung – 
BbgBO

Brandenburgische Bauordnung

Brandenburgisches Wassergesetz – 
BbgWG

Brandenburgisches Wassergesetz

Bremisches Wassergesetz – BremWG Bremisches Wassergesetz

Brennstoffemissionshandelsgesetz – 
BEHG

Gesetz über einen nationalen Zertifikatehandel für Brennstoffemis-
sionen

Bundesfernstraßengesetz – FStrG Bundesfernstraßengesetz 

Bundes-Immissionsschutzgesetz – 
BImSchG

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luft-
verunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vor-
gänge

Bundes-Klimaschutzgesetz – KSG Bundes-Klimaschutzgesetz

Bundesnaturschutzgesetz – BNatSchG Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege

Bürgerliches Gesetzbuch – BGB Bürgerliches Gesetzbuch

Carsharinggesetz – CsgG Gesetz zur Bevorrechtigung des Carsharings 

Chemikalienverordnung – 
REACH-Verordnung

Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 18. Dezember 2006 zur Registrierung, Bewertung, 
Zulassung und Beschränkung chemischer Stoffe (REACH), zur 
Schaffung einer Europäischen Chemikalienagentur, zur Änderung 
der Richtlinie 1999/45/EG und zur Aufhebung der Verordnung 
(EWG) Nr. 793/93 des Rates, der Verordnung (EG) Nr. 1488/94 der 
Kommission, der Richtlinie 76/769/EWG des Rates sowie der Richt-
linien 91/155/EWG, 93/67/EWG, 93/105/EG und 2000/21/EG der 
Kommission

Delegierte Verordnung (EU) 2017/1926 Delegierte Verordnung (EU) 2017/1926 der Kommission vom 
31. Mai 2017 zur Ergänzung der Richtlinie 2010/40/EU des Europä-
ischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Bereitstellung EU-
weiter multimodaler Reiseinformationsdienste
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Rechtsquellen

Delegierte Verordnung (EU) 
Nr. 134/2014

Delegierte Verordnung (EU) Nr. 134/2014 der Kommission vom 
16. Dezember 2013 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 168/2013 
des Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf die Anfor-
derungen an die Umweltverträglichkeit und die Leistung der An-
triebseinheit sowie zur Änderung ihres Anhangs V 

Deponierichtlinie Richtlinie 1999/31/EG des Rates vom 26. April 1999 über Abfallde-
ponien

Deponieverordnung – DepV Verordnung über Deponien und Langzeitlager

Düngemittelverordnung Verordnung (EG) Nr. 2003/2003 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 13. Oktober 2003 über Düngemittel (aufgehoben 
durch die Düngeprodukteverordnung, in Kraft bis 15. Juli 2022)

Düngeprodukteverordnung Verordnung (EU) 2019/1009 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 5. Juni 2019 mit Vorschriften für die Bereitstellung von 
EU-Düngeprodukten auf dem Markt und zur Änderung der Verord-
nungen (EG) Nr. 1069/2009 und (EG) Nr. 1107/2009 sowie zur Auf-
hebung der Verordnung (EG) Nr. 2003/2003

Düngeverordnung – DüV Verordnung über die Anwendung von Düngemitteln, Bodenhilfsstof-
fen, Kultursubstraten und Pflanzenhilfsmitteln nach den Grundsät-
zen der guten fachlichen Praxis beim Düngen

Durchführungsverordnung (EU) 
Nr. 2015/429

Durchführungsverordnung (EU) Nr. 2015/429 der Kommission vom 
13. März 2015 zur Festlegung der Modalitäten für die Anlastung der 
Kosten von Lärmauswirkungen 

Einweg-Plastik-Richtlinie Richtlinie (EU) 2019/904 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 5. Juni 2019 über die Verringerung der Auswirkungen be-
stimmter Kunststoffprodukte auf die Umwelt

Elektrizitätsbinnenmarktrichtlinie Richtlinie (EU) 2019/944 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 5. Juni 2019 mit gemeinsamen Vorschriften für den Elek-
trizitätsbinnenmarkt und zur Änderung der Richtlinie 2012/27/EU 
(Neufassung)

Elektro- und Elektronikgerätegesetz – 
ElektroG

Gesetz über das Inverkehrbringen, die Rücknahme und die umwelt-
verträgliche Entsorgung von Elektro- und Elektronikgeräten

Elektro- und Elektronikgeräte-Stoff-
Verordnung – ElektroStoffV

Verordnung zur Beschränkung der Verwendung gefährlicher Stoffe 
in Elektro- und Elektronikgeräten

Elektroaltgeräterichtlinie Richtlinie 2012/19/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 4. Juli 2012 über Elektro- und Elektronik-Altgeräte (Neufassung)

Elektrokleinstfahrzeuge-Verordnung – 
eKFV

Verordnung über die Teilnahme von Elektrokleinstfahrzeugen am 
Straßenverkehr

Elektromobilitätsgesetz – EmoG Gesetz zur Bevorrechtigung der Verwendung elektrisch betriebener 
Fahrzeuge
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Rechtsquellen

Energieeffizienz-Richtlinie Richtlinie 2012/27/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 25. Oktober 2012 zur Energieeffizienz, zur Änderung der Richt-
linien 2009/125/EG und 2010/30/EU und zur Aufhebung der Richt-
linien 2004/8/EG und 2006/32/EG

Energieeinsparungsgesetz – EnEG Gesetz zur Einsparung von Energie in Gebäuden

Energieeinsparverordnung – EnEV Verordnung über energiesparenden Wärmeschutz und energiespa-
rende Anlagentechnik bei Gebäuden

Energiewirtschaftsgesetz – EnWG Gesetz über die Elektrizitäts- und Gasversorgung

Erneuerbare-Energien-Gesetz – 
EEG 2017

Gesetz für den Ausbau erneuerbarer Energien

Erneuerbare-Energien-Richtlinie Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 11. Dezember 2018 zur Förderung der Nutzung von Ener-
gie aus erneuerbaren Quellen

Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz – 
EEWärmeG

Gesetz zur Förderung Erneuerbarer Energien im Wärmebereich

Europäische Menschenrechtskonvention Europäische Konvention zum Schutz der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten

Eurovignetten-Richtlinie Richtlinie 2006/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 17. Mai 2006 zur Änderung der Richtlinie 1999/62/EG über die 
Erhebung von Gebühren für die Benutzung bestimmter Verkehrswe-
ge durch schwere Nutzfahrzeuge

Fahrerlaubnis-Verordnung – FeV Verordnung über die Zulassung von Personen zum Straßenverkehr

Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie – 
FFH-Richtlinie

Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung 
der  natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und 
Pflanzen

Fluglärmschutzgesetz – FluLärmG Gesetz zum Schutz gegen Fluglärm

Flurbereinigungsgesetz – FlurbG Flurbereinigungsgesetz

GAK-Gesetz – GAKG Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar-
struktur und des Küstenschutzes“

Gebäudeeffizienz-Richtlinie Richtlinie 2010/31/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 19. Mai 2010 über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden

Gebührenordnung für Maßnahmen im 
Straßenverkehr – GebOSt

Gebührenordnung für Maßnahmen im Straßenverkehr

Gemeindeverkehrsfinanzierungs
gesetz – GVFG

Gesetz über Finanzhilfen des Bundes zur Verbesserung der Verkehrs-
verhältnisse der Gemeinden

Gesetz über den öffentlichen Personen-
nahverkehr in Nordrhein-Westfalen – 
ÖPNVG NRW

Gesetz über den öffentlichen Personennahverkehr in Nordrhein-
Westfalen
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Rechtsquellen

Gesetz zur Förderung von Mieterstrom Gesetz zur Förderung von Mieterstrom und zur Änderung weiterer 
Vorschriften des EEG

Gewerbeabfallverordnung – GewAbfV Verordnung über die Bewirtschaftung von gewerblichen Siedlungs-
abfällen und von bestimmten Bau- und Abbruchabfällen

Governance-Verordnung Verordnung (EU) 2018/1999 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 11. Dezember 2018 über das Governance-System für die 
Energieunion und für den Klimaschutz, zur Änderung der Verord-
nungen (EG) Nr. 663/2009 und (EG) Nr. 715/2009 des Europä
ischen Parlaments und des Rates, der Richtlinien 94/22/EG, 
98/70/ EG, 2009/31/EG, 2009/73,/EG, 2010/31/EU, 2012/27/EU und 
2013/30/EU des Europäischen Parlaments und des Rates, der Richt-
linien 2009/119/EG und (EU) 2015/652 des Rates und zur Aufhe-
bung der Verordnung (EU) Nr. 525/2013 des Europäischen Parla-
ments und des Rates

Grundgesetz – GG Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland

Grundrechtecharta Charta der Grundrechte der Europäischen Union (2000/C 364/01)

Grundstückverkehrsgesetz – GrdstVG Gesetz über Maßnahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur und 
zur Sicherung land- und forstwirtschaftlicher Betriebe

Grundwasserrichtlinie Richtlinie 2006/118/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 12.  Dezember 2006 zum Schutz des Grundwassers vor Ver-
schmutzung und Verschlechterung

Grundwasserverordnung – GrwV Verordnung zum Schutz des Grundwassers

Hamburgisches Wassergesetz – HWaG Hamburgisches Wassergesetz

Heizungsanlagen-Verordnung – 
HeizAnlV

Verordnung über energiesparende Anforderungen an heizungstech-
nische Anlagen und Brauchwasseranlagen

Hessisches Wassergesetz – HWG Hessisches Wassergesetz

Hochwasserrichtlinie Richtlinie 2007/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 23. Oktober 2007 über die Bewertung und das Management von 
Hochwasserrisiken

Industrieemissionsrichtlinie Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
24. November 2010 über Industrieemissionen (integrierte Vermeidung 
und Verminderung der Umweltverschmutzung) (Neufassung)

Klärschlammrichtlinie Richtlinie 86/278/EWG des Rates vom 12. Juni 1986 über den Schutz 
der Umwelt und insbesondere der Böden bei der Verwendung von 
Klärschlamm in der Landwirtschaft

Klimaabkommen von Paris Übereinkommen von Paris vom 12. Dezember 2015, in Kraft getre-
ten am 4. November 2016
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Rechtsquellen

Klimaschutzverordnung Verordnung (EU) 2018/842 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 30. Mai 2018 zur Festlegung verbindlicher nationaler Jah-
resziele für die Reduzierung der Treibhausgasemissionen im Zeit-
raum 2021 bis 2030 als Beitrag zu Klimaschutzmaßnahmen zwecks 
Erfüllung der Verpflichtungen aus dem Übereinkommen von Paris 
sowie zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 525/2013

Kreislaufwirtschaftsgesetz – KrWG Gesetz zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der um-
weltverträglichen Bewirtschaftung von Abfällen

Landeswassergesetz für das Land 
Nordrhein-Westfalen – LWG

Landeswassergesetz für das Land Nordrhein-Westfalen

Landeswassergesetz Rheinland-Pfalz – 
LWG

Landeswassergesetz Rheinland-Pfalz

Landeswassergesetz Schleswig-
Holstein – LWG

Landeswassergesetz Schleswig-Holstein

Lärmschutz-Richtlinien-StV Richtlinien für straßenverkehrsrechtliche Maßnahmen zum Schutz 
der Bevölkerung vor Lärm

Lastenteilungsentscheidung Entscheidung Nr. 406/2009/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 23. April 2009 über die Anstrengungen der Mitglied-
staaten zur Reduktion ihrer Treibhausgasemissionen mit Blick auf 
die Erfüllung der Verpflichtungen der Gemeinschaft zur Reduktion 
der Treibhausgasemissionen bis 2020

Luftqualitätsrichtlinie Richtlinie 2008/50/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 21. Mai 2008 über Luftqualität und saubere Luft für Europa

Luftverkehrsgesetz – LuftVG Luftverkehrsgesetz

LULUCF-Verordnung Verordnung (EU) 2018/841 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 30. Mai 2018 über die Einbeziehung der Emissionen und 
des Abbaus von Treibhausgasen aus Landnutzung, Landnutzungs-
änderungen und Forstwirtschaft in den Rahmen für die Klima- und 
Energiepolitik bis 2030 und zur Änderung der Verordnung (EU) 
Nr. 525/2013 und des Beschlusses Nr. 529/2013/EU

Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie Richtlinie 2008/56/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für Maßnahmen der Gemein-
schaft im Bereich der Meeresumwelt

Niedersächsisches Wassergesetz – 
NWG

Niedersächsisches Wassergesetz

Nitratrichtlinie Richtlinie 91/676/EWG des Rates vom 12. Dezember 1991 zum Schutz 
der Gewässer vor Verunreinigung durch Nitrat aus landwirtschaftli-
chen Quellen

Oberflächengewässerverordnung – 
OGewV

Verordnung zum Schutz der Oberflächengewässer
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Rechtsquellen

Ökodesign-Richtlinie Richtlinie 2009/125/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 21. Oktober 2009 zur Schaffung eines Rahmens für die Festle-
gung von Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung energie-
verbrauchsrelevanter Produkte (Neufassung)

PCB-Richtlinie Richtlinie 96/59/EG des Rates vom 16. September 1996 über die Be-
seitigung polychlorierter Biphenyle und polychlorierter Terphenyle 
(PCB/PCT)

Personenbeförderungsgesetz – PBefG Personenbeförderungsgesetz

POP-Verordnung Verordnung (EU) 2019/1021 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 20. Juni 2019 über persistente organische Schadstoffe

Rahmenübereinkommen der Vereinten 
Nationen über Klimaänderungen

Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen über Klimaände-
rungen (United Nations Framework Convention on Climate Change 
– UNFCCC) vom 9. Mai 1992

Raumordnungsgesetz – ROG Raumordnungsgesetz

Regionalisierungsgesetz – RegG Gesetz zur Regionalisierung des öffentlichen Personennahverkehrs

Reichssiedlungsgesetz – RSiedlG Reichssiedlungsgesetz

Richtlinie 2001/85/EG Richtlinie 2001/85/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 20. November 2001 über besondere Vorschriften für Fahrzeu-
ge zur Personenbeförderung mit mehr als acht Sitzplätzen außer 
dem Fahrersitz und zur Änderung der Richtlinien 70/156/EWG und 
97/27/EG

Richtlinie 2005/64/EG Richtlinie 2005/64/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 26. Oktober 2005 über die Typgenehmigung für Kraftfahrzeu-
ge hinsichtlich ihrer Wiederverwendbarkeit, Recyclingfähigkeit und 
Verwertbarkeit und zur Änderung der Richtlinie 70/156/EWG des 
Rates

Richtlinie 2009/33/EG Richtlinie 2009/33/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 23. April 2009 über die Förderung sauberer und energieeffizi-
enter Straßenfahrzeuge

Richtlinie 2013/39/EU Richtlinie 2013/39/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 12. August 2013 zur Änderung der Richtlinien 2000/60/EG und 
2008/105/EG in Bezug auf prioritäre Stoffe im Bereich der Wasser-
politik

Richtlinie für Intelligente Verkehrssys-
teme 2010/40/EU

Richtlinie 2010/40/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 7. Juli 2010 zum Rahmen für die Einführung intelligenter Ver-
kehrssysteme im Straßenverkehr und für deren Schnittstellen zu an-
deren Verkehrsträgern

Richtlinie über die Behandlung von 
kommunalem Abwasser

Richtlinie des Rates vom 21. Mai 1991 über die Behandlung von kom-
munalem Abwasser (91/271/EWG)

Richtlinie über gefährliche Abfälle 
(aufgehoben)

Richtlinie 91/689/EWG des Rates vom 12. Dezember 1991 über ge-
fährliche Abfälle (aufgehoben durch die Abfallrahmenrichtlinie)
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Rechtsquellen

Richtlinie über Umweltqualitätsnormen Richtlinie 2008/105/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 16. Dezember 2008 über Umweltqualitätsnormen im Bereich 
der Wasserpolitik und zur Änderung und anschließenden Aufhebung 
der Richtlinien des Rates 82/176/EWG, 83/513/EWG, 84/156/EWG, 
84/491/EWG und 86/280/EWG sowie zur Änderung der Richtlinie 
2000/60/EG

Richtlinie über Verpackungen für 
flüssige Lebensmittel (aufgehoben)

Richtlinie 85/339/EWG des Rates vom 27. Juni 1985 über Verpackun-
gen für flüssige Lebensmittel (aufgehoben durch die Verpackungs-
richtlinie)

Richtlinie zur Änderung der Energieeffi-
zienz-Richtlinie

Richtlinie (EU) 2018/2002 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 11. Dezember 2018 zur Änderung der Richtlinie 
2012/27/ EU zur Energieeffizienz

Richtlinie zur Änderung der Gebäude
effizienz-Richtlinie

Richtlinie (EU) 2018/844 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 30. Mai 2018 zur Änderung der Richtlinie 2010/31/EU 
über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden und der Richtlinie 
2012/27/EU über Energieeffizienz

RoHS-Richtlinie Richtlinie 2011/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 8. Juni 2011 zur Beschränkung der Verwendung bestimmter ge-
fährlicher Stoffe in Elektro- und Elektronikgeräten

Saarländisches Wassergesetz – SWG Saarländisches Wassergesetz

Sächsisches Wassergesetz – SächsWG Sächsisches Wassergesetz

Schienenlärmschutzgesetz – 
SchlärmschG

Gesetz zum Verbot des Betriebs lauter Güterwagen

Sozialgesetzbuch Zweites Buch – SGB II Das Zweite Buch Sozialgesetzbuch – Grundsicherung für Arbeit
suchende

Straßenverkehrsgesetz – StVG Straßenverkehrsgesetz

Straßenverkehrs-Ordnung – StVO Straßenverkehrs-Ordnung

Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung – 
StVZO

Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung

Technische Anleitung Siedlungsabfall 
(aufgehoben)

Technische Anleitung zur Verwertung, Behandlung und sonstigen 
Entsorgung von Siedlungsabfällen vom 14. Mai 1993 (Verwaltungs-
vorschrift zum Abfallgesetz; aufgehoben)

Thüringer Wassergesetz – ThürWG Thüringer Wassergesetz

Trinkwasserrichtlinie Richtlinie 98/83/EG des Rates vom 3. November 1998 über die Qua-
lität von Wasser für den menschlichen Gebrauch

Umgebungslärmrichtlinie Richtlinie 2002/49/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 25. Juni 2002 über die Bewertung und Bekämpfung von Um-
gebungslärm – Erklärung der Kommission im Vermittlungsaus-
schuss zur Richtlinie über die Bewertung und Bekämpfung von Um-
gebungslärm
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Rechtsquellen

Umweltinformationsrichtlinie Richtlinie 2003/4/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 28. Januar 2003 über den Zugang der Öffentlichkeit zu Umwelt
informationen und zur Aufhebung der Richtlinie 90/313/EWG des 
Rates 

UVP-Richtlinie Richtlinie 85/337/EWG des Rates vom 27. Juni 1985 über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und priva-
ten Projekten

Verbrauchsgüterkaufrichtlinie Richtlinie 1999/44/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 25. Mai 1999 zu bestimmten Aspekten des Verbrauchsgüter-
kaufs und der Garantien für Verbrauchsgüter

Verordnung (EG) Nr. 661/2009 Verordnung (EG) Nr. 661/2009 des Europäischen Parlaments und 
Rates vom 13. Juli 2009 über die Typgenehmigung von Kraftfahrzeu-
gen, Kraftfahrzeuganhängern und von Systemen, Bauteilen und 
selbstständigen technischen Einheiten für diese Fahrzeuge hinsicht-
lich ihrer allgemeinen Sicherheit 

Verordnung (EU) 2019/1010 Verordnung (EU) 2019/1010 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 5. Juni 2019 zur Angleichung der Berichterstattungspflich-
ten im Bereich der Rechtsvorschriften mit Bezug zur Umwelt und 
zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 166/2006 und (EU) 
Nr. 995/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates, der Richt-
linien 2002/49/EG, 2004/35/EG, 2007/2/EG, 2009/147/EG und 
2010/63/EU des Europäischen Parlaments und des Rates, der Ver-
ordnungen (EG) Nr. 338/97 und (EG) Nr. 2173/2005 des Rates und 
der Richtlinie 86/278/EWG des Rates

Verordnung (EU) Nr. 1304/2014 –  
TSI Lärm

Verordnung (EU) Nr. 1304/2014 der Kommission vom 26. Novem-
ber 2014 über die technische Spezifikation für die Interoperabilität 
zum Teilsystem „Fahrzeuge – Lärm“ sowie zur Änderung der Ent-
scheidung 2008/232/EG und Aufhebung des Beschlusses 2011/229/EU

Verordnung (EU) Nr. 168/2013 Verordnung (EU) Nr. 168/2013 des Europäischen Parlaments und 
Rates vom 15. Januar 2013 über die Genehmigung und Marktüber-
wachung von zwei- oder dreirädrigen und vierrädrigen Fahrzeugen 

Verordnung (EU) Nr. 525/2013 Verordnung (EU) Nr. 525/2013 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 21. Mai 2013 über ein System für die Überwachung 
von Treibhausgasemissionen sowie für die Berichterstattung über 
diese Emissionen und über andere klimaschutzrelevante Informati-
onen auf Ebene der Mitgliedstaaten und der Union und zur Aufhe-
bung der Entscheidung Nr. 280/2004/EG

Verordnung (EU) Nr. 540/2014 Verordnung (EU) Nr. 540/2014 des Europäischen Parlaments und 
Rates vom 16. April 2014 über den Geräuschpegel von Kraftfahr-
zeugen und von Austauschschalldämpferanlagen sowie zur Ände-
rung der Richtlinie 2007/46/EG und zur Aufhebung der Richtlinie 
70/157/EWG
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Rechtsquellen

Verordnung (EU) Nr. 598/2014 Verordnung (EU) Nr. 598/2014 des Europäischen Parlaments und 
Rates vom 16. April 2014 über Regeln und Verfahren für lärmbe-
dingte Betriebsbeschränkungen auf Flughäfen der Union im Rah-
men eines ausgewogenen Ansatzes sowie zur Aufhebung der Richt-
linie 2002/30/EG 

Verordnung (EU) Nr. 748/2012 Verordnung (EU) Nr. 748/2012 der Kommission vom 3. August 2012 
zur Festlegung der Durchführungsbestimmungen für die Erteilung 
von Lufttüchtigkeits- und Umweltzeugnissen für Luftfahrzeuge und 
zugehörige Produkte, Bau- und Ausrüstungsteile sowie für die Zu-
lassung von Entwicklungs- und Herstellungsbetrieben 

Verpackungsgesetz – VerpackG Gesetz über das Inverkehrbringen, die Rücknahme und die hochwer-
tige Verwertung von Verpackungen

Verpackungsrichtlinie Richtlinie 94/62/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
20. Dezember 1994 über Verpackungen und Verpackungsabfälle

Vertrag über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union – AEUV

Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union

Vertrag über die Europäische Union – 
EUV

Vertrag über die Europäische Union

Vogelschutzrichtlinie Richtlinie 2009/147/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 30. November 2009 über die Erhaltung der wildlebenden Vo-
gelarten

Wärmeschutzverordnung – 
WärmeschutzV (aufgehoben)

Verordnung über energiesparenden Wärmeschutz bei Gebäuden (auf-
gehoben)

Wassergesetz des Landes Mecklenburg-
Vorpommern – LWaG

Wassergesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern

Wassergesetz für Baden-Württemberg – 
WG

Wassergesetz für Baden-Württemberg

Wassergesetz für das Land Sachsen-
Anhalt – WG LSA

Wassergesetz für das Land Sachsen-Anhalt

Wasserhaushaltsgesetz – WHG Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts

Wasserrahmenrichtlinie Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für 
Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik

Wohnungseigentumsgesetz – WEG Gesetz über das Wohnungseigentum und das Dauerwohnrecht
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Einrichtungserlass

Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit
Erlass über die Einrichtung eines Sachverständigenrates für Umweltfragen bei dem Bundesministerium für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit. 
Vom 1. März 2005

§ 1

Zur periodischen Begutachtung der Umweltsituation und 
Umweltbedingungen der Bundesrepublik Deutschland 
und zur Erleichterung der Urteilsbildung bei allen um-
weltpolitisch verantwortlichen Instanzen sowie in der 
Öffentlichkeit wird ein Sachverständigenrat für Umwelt-
fragen gebildet.

§ 2

(1) Der Sachverständigenrat für Umweltfragen besteht 
aus sieben Mitgliedern, die über besondere wissenschaft-
liche Kenntnisse und Erfahrungen im Umweltschutz ver-
fügen müssen.

(2) Die Mitglieder des Sachverständigenrates für Umwelt-
fragen dürfen weder der Regierung oder einer gesetz
gebenden Körperschaft des Bundes oder eines Landes noch 
dem öffentlichen Dienst des Bundes, eines Landes oder 
einer sonstigen juristischen Person des öffentlichen 
Rechts, es sei denn als Hochschullehrer oder -lehrerin 
oder als Mitarbeiter oder Mitarbeiterin eines wissen-
schaftlichen Instituts, angehören. Sie dürfen ferner nicht 
Repräsentant oder Repräsentantin eines Wirtschafts
verbandes oder einer Arbeitgeber- oder Arbeitnehmer-
organisation sein oder zu diesen in einem ständigen 
Dienst- oder Geschäftsbesorgungsverhältnis stehen; sie 
dürfen auch nicht während des letzten Jahres vor der 
Berufung zum Mitglied des Sachverständigenrates für 
Umweltfragen eine derartige Stellung innegehabt haben.

§ 3

Der Sachverständigenrat für Umweltfragen soll die je-
weilige Situation der Umwelt und deren Entwicklungs-
tendenzen darstellen. Er soll Fehlentwicklungen und 
Möglichkeiten zu deren Vermeidung oder zu deren 
Beseitigung aufzeigen.

§ 4

Der Sachverständigenrat für Umweltfragen ist nur an 
den durch diesen Erlass begründeten Auftrag gebunden 
und in seiner Tätigkeit unabhängig.

§ 5

Der Sachverständigenrat für Umweltfragen gibt während 
der Abfassung seiner Gutachten den jeweils fachlich be-
troffenen Bundesministerien oder ihren Beauftragten 
Gelegenheit, zu wesentlichen sich aus seinem Auftrag 
ergebenden Fragen Stellung zu nehmen.

§ 6

Der Sachverständigenrat für Umweltfragen kann zu ein-
zelnen Beratungsthemen Behörden des Bundes und der 
Länder hören sowie Sachverständigen, insbesondere Ver-
tretern und Vertreterinnen von Organisationen der 
Wirtschaft und der Umweltverbände, Gelegenheit zur 
Äußerung geben.

§ 7

(1) Der Sachverständigenrat für Umweltfragen erstattet 
alle vier Jahre ein Gutachten und leitet es der Bundes
regierung jeweils im Monat Mai zu. Das Gutachten wird 
vom Sachverständigenrat für Umweltfragen veröffent-
licht.

(2) Der Sachverständigenrat für Umweltfragen erstattet 
zu Einzelfragen zusätzliche Gutachten oder gibt 
Stellungnahmen ab. Das Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit kann den Sachver-
ständigenrat für Umweltfragen mit der Erstattung 
weiterer Gutachten oder Stellungnahmen beauftragen. 
Der Sachverständigenrat für Umweltfragen leitet Gut-
achten oder Stellungnahmen nach Satz 1 und 2 dem Bundes
ministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktor
sicherheit zu.
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§ 8

(1) Die Mitglieder des Sachverständigenrates für Umwelt-
fragen werden vom Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit nach Zustimmung des 
Bundeskabinetts für die Dauer von vier Jahren berufen. 
Dabei wird auf die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen 
und Männern nach Maßgabe des Bundesgremienbeset-
zungsgesetzes hingewirkt. Wiederberufung ist möglich.

(2) Die Mitglieder können jederzeit schriftlich dem 
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit gegenüber ihr Ausscheiden aus dem 
Rat erklären.

(3) Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus, so wird ein neues 
Mitglied für die Dauer der Amtszeit des ausgeschiedenen 
Mitglieds berufen; Wiederberufung ist möglich.

§ 9

(1) Der Sachverständigenrat für Umweltfragen wählt in 
geheimer Wahl aus seiner Mitte einen Vorsitzenden oder 
eine Vorsitzende für die Dauer von vier Jahren. Wieder-
wahl ist möglich.

(2) Der Sachverständigenrat für Umweltfragen gibt sich 
eine Geschäftsordnung. Sie bedarf der Genehmigung des 
Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit.

(3) Vertritt eine Minderheit bei der Abfassung der Gut-
achten zu einzelnen Fragen eine abweichende Auffassung, 
so hat sie die Möglichkeit, diese in den Gutachten zum 
Ausdruck zu bringen.

§ 10

Der Sachverständigenrat für Umweltfragen wird bei der 
Durchführung seiner Arbeit von einer Geschäftsstelle 
unterstützt.

§ 11

Die Mitglieder des Sachverständigenrates für Umwelt-
fragen und die Angehörigen der Geschäftsstelle sind zur 
Verschwiegenheit über die Beratungen und die vom Sach-
verständigenrat als vertraulich bezeichneten Beratungs-
unterlagen verpflichtet. Die Pflicht zur Verschwiegenheit 
bezieht sich auch auf Informationen, die dem Sachver-
ständigenrat gegeben und als vertraulich bezeichnet 
werden.

§ 12

(1) Die Mitglieder des Sachverständigenrates für Um-
weltfragen erhalten eine pauschale Entschädigung sowie 
Ersatz ihrer Reisekosten. Diese werden vom Bundes
ministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktor
sicherheit im Einvernehmen mit dem Bundesministerium 
des Innern und dem Bundesministerium der Finanzen 
festgesetzt.

(2) Die Kosten des Sachverständigenrates für Umwelt-
fragen trägt der Bund.

§ 13

(1) Im Hinblick auf den in § 7 Abs. 1 neu geregelten 
Termin für die Zuleitung des Gutachtens an die Bundes-
regierung kann das Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit die bei Inkrafttreten 
dieses Erlasses laufenden Berufungsperioden der Mit-
glieder des Sachverständigenrates ohne Zustimmung des 
Bundeskabinetts bis zum 30.06.2008 verlängern.

§14

Der Erlass über die Einrichtung eines Rates von Sach
verständigen für Umweltfragen bei dem Bundesminister 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit vom 
10. August 1990 (GMBl. 1990, Nr. 32 , S. 831) wird 
hiermit aufgehoben.

Einrichtungserlass

Berlin, den 1. März 2005

G I 1 – 46010/2

Der Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
Jürgen Trittin
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Für eine entschlossene
Umweltpolitik in Deutschland
und Europa
Vor dem Hintergrund der Corona-Pandemie drohen Umweltthemen kurzfristig in den 
Hintergrund zu geraten. Die langfristige Bedrohung unserer natürlichen Lebensgrund
lagen – vor allem durch Klimawandel und Biodiversitätsverlust – bleibt aber bestehen. 
Die aktuelle Gesundheitskrise zeigt eine ungeahnte Verletzlichkeit unseres Lebens und 
Wirtschaftens auf. So unterschiedlich die beiden Krisen sind, ist ihnen doch gemeinsam, 
dass sie nur durch gemeinsames und entschlossenes Handeln überwunden werden 
können.
In seinem Umweltgutachten 2020 greift der SRU umweltpolitische Themenfelder auf, 
in denen großer Handlungsbedarf besteht: Klimapolitik, Kreislaufwirtschaft, Gewässer-
schutz, Lärmschutz, städtische Mobilität und nachhaltige Quartiersentwicklung. 
Gleichzeitig zeigt der SRU auf, wie ein Umsteuern mit zielgerichteten Maßnahmen mög-
lich ist. Vor dem Hintergrund der deutschen EU-Ratspräsidentschaft analysiert das 
Gutachten zudem anstehende Weichenstellungen in Europa. In Deutschland wie in der 
EU muss die Politik unter Beweis stellen, dass sie angesichts der enormen ökologischen 
und wirtschaftlichen Herausforderungen entschlossen handeln kann. Auf der europäi-
schen Ebene werden ambitionierte Umweltziele, eine fokussierte und zugleich flexible 
Arbeitsmethodik und klare Vorgaben für Umsetzung und Monitoring benötigt. Auch 
bislang nicht ausreichend ökologisch ausgerichtete Wirtschaftsbereiche müssen jetzt 
den Umwelt- und Klimaschutz stärker in den Vordergrund stellen.

Sachverständigenrat  
für Umweltfragen

Luisenstraße 46 
10117 Berlin
+ 49 30 263696 0
info @ umweltrat.de
www.umweltrat.de

Die Veröffentlichungen des SRU sind auf der 
Homepage verfügbar und können über die 
Geschäftsstelle kostenfrei bestellt werden. ISBN 978-3-947370-16-0
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